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Einleitung. 


Schon längſt beſtand in Bayern das Verlangen nach einem 
neuen Strafgeſetzbuche und einem Polizeiſtrafgeſetzbuche. Dieſes 
Verlangen war vollkommen berechtigt und ſtützte ſich zudem auf die 
Verfaſſungsurkunde, die in Tit. VIII $ 7 beſtimmt: „Es ſoll für 
das ganze Königreich ein und dasſelbe bürgerliche und Strafgeſetz— 
buch beftehen”, zu welcher Verfaſſungsbeſtimmung in dem aller: 
höchſten Refcripte vom 5. Oftober 1818 ausdrücklich bemerkt ift, 
daß fie ſich auf das noch zu erlaffende allgemeine Geſetzbuch beziehe, 
jo da aljo bereits die Berfaffungsurfunde ein neues für das 
ganze Königreich geltendes Strafgefegbudh in Ausficht_ gejtellt hat. 

Die Gründe diejes Verlangens ausführlich zu endvickeln, dazu 
ift hier weder der Platz, noch erjcheint dies heute, nachdem dem 
Verlangen vollſtändig entiprochen tft, mehr nothiwendig. Ich kann 
mich deshalb auf einige Bemerkungen befchränfen. 

Bon einigen wenigen durch Spezialgefee geregelten Verhält— 
niffen abgejehen, Hatte Bayern bisher weder auf dein Gebiete des 
Strafrechts noch auf dem des Molizeiftrafrechts eine einheitliche 
Gejeßgebung, ja auf dem letzteren Gebiete fehlte es im biesfeitigen 
Bayern faft ganz an beftimmten gejeglichen Normen. Zudem ent: 
Iprachen die vorhandenen Geſetze, troß vieler nicht zu verkennenden 
Vorzüge, in mehrfachen Beziehungen den Bedürfniſſen und gerechten 
Forderungen der Gegenwart nicht mehr. 

Weis, Das Sirafgefepbuh für das Königreich Bayern. 1 


2 Einleitung. 


Im diesjeitigen Bayern galt bisher das Strafgefeßbud von 
4813 nebft den dazu gehörigen Novellen, in der Pfalz der Code 
penal von 1810 nebjt mehreren denjelben ergänzenden oder abän— 
dernden Spezialgefegen. Abgeſehen von deren Anhalt hatte jchon 
die Verſchiedenheit der Geſetzgebung große Mipftände im Gefolge, 
Sit eine möglichjt gleiche Gefeßgebung für einen Staat von dem 
Umfange und den Berhältnifjen Bayerns jchon im Allgemeinen 
wünjchenswerth, jo ift fie auf dem Gebiete des Strafrechts, ins: 
befondere wegen des großen Einflufies desjelben auf das eigentliche 
öffentliche Necht, geradezu Bedürfniß. Wer muß es 3. B. nicht als 
einen großen Mißſtand anerkennen, wenn in dem nämlichen konſti— 
tutionellen Staate von zwei Perjonen, welche fich derſelben jtraf: 
baren Handlung jehuldig gemacht haben, der eine im eine Ber: 
brechensjtrafe verurtbeilt wird und in Folge deffen alle politiſchen 
Nechte verliert, während der andere nur wegen Vergehens oder gar 
nur polizeilich bejtraft wird, jo daß die Verurtbeilung in vielen 
Fällen ohne allen Einfluß auf jeine bürgerliche und politiiche Stel- 
lung ift? Dies iſt aber bisher nicht jelten vorgefommen. Der 
Code penal erklärt 3. B. viele Handlungen unbedingt als Verbre— 
chen, die nach der bisherigen Gejehgebung des diesjeitigen Bayerns 
nur Vergehen, ja unter Umftänden nur polizeilich ſtrafbar waren, 
Es ift dies nicht nur beim Diebjtahle, Betruge und ähnlichen, 
jondern zum Theile auch bei ſolchen Handlungen der Fall, bei denen 
der Berluft der politiichen Nechte häufig wirkliche praftiiche Bedeu— 
tung hat. Ich erwähne in diefer Beziehung die Rörperverlegung. 
Bei ihr det der Code penal den Begriff des Verbrechens viel 
weiter aus, als die diesjeitine Geſetzgebung, was eine große Nechts: 
ungleichheit nicht blos bezüglich der Strafe an und für fich, jondern 
auch bezüglich der Folgen berbeiführte, indem das Gejeß vom 
4, Juni 1848, die Wahl ver Landtagsabgeordneten betreffend, an 
jede Verurtheilung wegen Verbrechens den Verluſt der aktiven und 
pafjiven Wahlfähigkeit knüpft, während eine Berurtheilung wegen 
Bergehens der Körperverlegung ohne allen Einfluß auf diejes wich: 
tige politifche Necht iſt. Aehnliche Beijpiele Liegen fich in großer 
Zahl anführen, und zwar auch umgekehrte, wo die Handlung dies: 
jeits Verbrechen, in der Pfalz nur Vergehen ift. 

Abgeſehen von dem Bedürfniſſe einer einheitlichen Geſetzgebung 
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für das ganze Königreich genügten aber auch die beiden bisher 
geltenden Geſetzbücher für die jeige Zeit nicht mehr. Der Code 
penal entjprach jchon wegen jeiner in vielen Fällen wirklich außer: 
erdentlichen Strenge, die man überall, wo er Geltung hatte, und 
insbejondere ſchon vor beinahe 30 Jahren in Frankreich ſelbſt zu 
mildern bemüht war, nicht mehr, ja er war, wie die Praris zeigte, 
niht mehr vollftändig zu vollziehen. Das Strafgejeßbuch von 1813 
it, namentlich für den jegigen Prozeß, viel zu boftrinär. Es ift, 
von allem Andern abgejehen, zu ſehr bemüht, die verfchiedenen 
Umftände, unter welchen eine ftrafbare Handlung vorfommen kann, 
im Geſetze bejonders vorzufehen und hiernach verichtedene Grade 
der Strafbarfeit gejeßlich zu bejtinmen. Es Hält ſich hiebei nicht 
jelten zu jehr an häufig zufällige Äußere Mmftände und bewirkt 
deshalb durch feine jorgfältigen Unterjcheidungen öfter das Gegen: 
theil von den, was e8 beabfjichtigte. Während es nämlich in dieſen 
Unterjcheidungen eine Gewähr gerechter Beitrafung zu finden 
glaubte, hinderte es gerade durch diejelben nicht jelten den Richter, 
die in dem einzelnen Falle der wirklichen Verjchuldung entſprechende 
Strafe auszufprechen. Jedenfalls aber paſſen ſolche ins Einzelne 
gehende Unterfcheidungen nicht zu dem jeßigen Verfahren, indem 
durch diejelben die Aufgabe der Gejchwornen offenbar verrückt wird. 

Diefe kurzen Andeutungen mögen in Beziehung auf dasjenige, 
was man bisher gewöhnlich als die Aufgabe des Strafrechts be- 
frachtete, genügen. Einen andern Punkt muß ich aber etwas aus- 
rührliher bejprechen, um ſogleich bier die Aufgabe des neuen 
Strafgefeßbuchs und deſſen Verhältnig zum Polizeiftrafgefeßbuche, 
jowie denn Grund und die Bedeutung der vom Gefetsgebungsaus- 
Ihuffe der Kammer der Abgeordneten in diefer Beziehung an den 
Entwürfen des Jahres 1855 vorgenommenen Aenderungen Far zu 
machen, 

Das Strafgefegbuch von 1813 und der Code penal ftimmen 
darin miteinander überein, daß fie, und zwar Iebiglich mit Rückſicht 
auf die angedrohten Strafen, alle öffentlich ftrafbaren Handlungen 
in drei Klaffen theilen, nämlich 1) Verbrechen (erimes), 2) Ber: 
geben (delits) und 3) Polizeiübertretungen (contraventions) und 
zu den letztern ohne weitere Unterjcheidung alle ftrafbaren Hand: 


lungen zählen, welche das Geſetz weder als Verbrechen noch als 
1* 
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Vergehen bezeichnet. Dies ſind aber nicht blos wirkliche Polizei— 
übertretungen, jondern zum Theile auch jolche ftrafbare Handlungen, 
die ihrer Natur nach unzweifelhaft dem jtrafrechtlichen Gebiete 
angehören, wie dies die Gejeßgebung jelbjt dadurch anerkennt, daß 
fie diefelbe Handlung unter gewiſſen Umftänden, wenn 3. B. der 
zugefügte Schaden größer iſt, als Vergehen und jelbjt als Ber: 
brechen erklärt, während der geringere Schaden wohl eine geringere 
Strafe, nicht aber eine derartige Aenderung der Natur der Hand— 
lung rechtfertigt, daß fie ihren ftrafrechtlichen Charakter verliert 
und den einer Polizetübertretung annimmt. Diefer Mißſtand, der, 
wie fich jpäter zeigen wird, größer iſt, als er auf den erjten Blick 
erjcheint, kommt allerdings im Code penal nicht in dem Maße, 
als in der diesfeitigen Gejeßgebung vor, indem derjelbe fait Feine 
Handlung, in welcher eine wirkliche Rechtsverlegung oder ein wirt: 
licher Eingriff in die Rechtsordnung des Staates liegt, als bloße 
Polizeiübertretung behandelt, wie er denn 3.B. auch den geringjten 
eigentlichen Diebjtahl, den geringften öffentlich ftrafbaren Betrug 
und die geringjte Unterjchlagung als Vergehen bejtraft. Ganz fon- 
jequent hat aber auch die franzöfiiche Gefeßgebung dieſes Syftem 
nicht durchgeführt, indem auch fie manche Handlungen, durch welche 
unzweifelhaft in fremde echte eingegriffen wird, wie 3. B. viele 
Felddiebſtähle, die geringern Anjurien, als bloße Polizeiübertretun: 
gen behandelt. Auf der andern Seite führte aber das franzöſiſche 
Syſtem in entgegengefegter Richtung zu einem faft ebenjo großen 
Mipftande Da man, wie bemerkt, auch jehr unbedeutende Rechts: 
verlegungen als Vergehen behandelte, jo glaubte man, das höchjte 
Map der Polizeiftrafe jehr niedrig greifen zu können, man fand 
dasjelbe aber bei vielen Handlungen, obgleich diefelden unzweifelhaft 
nur einen polizeilichen Charakter haben, doch nicht ausreichend, 
bedrohte deshalb diefe Handlungen mit höheren Strafen und machte 
fie jo, da, wie früher jchon angeführt, die rechtliche Qualifikation 
ber Handlung von der angedrohten Strafe abhängt, im Widerfpruche 
mit ihrer innern Natur zu Vergehen. Zahlreiche Beiſpiele finden 
ſich namentlich in Spezialgefegen. 

Im biesjeitigen Bayern ftand es im dieſer Beziehung viel 
ihlimmer. Hier waren jehr viele Handlungen von unzweifelhaft 
ftrafrechtlichem Charakter ohne alle Nücficht hierauf und lediglich 
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deshalb, weil man eine geringere Beftrafung derjelben für genügend 
erachtete, ja zum Theile wohl auch deshalb, weil man die Gerichte 
nicht mit deren Unterfuhung und Aburtheilung bebelligen wollte, 
ver blos polizeilichen Beftrafung überlaſſen und man betrachtete nun 
diefe Handlungen überhaupt als Potizeiübertretungen. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die dem ftrafrechtlichen 
Gebiete angehörigen Handlungen in manchen Beziehungen ganz 
anders beurtheilt werden müfjen, als jene, welche nur vom polizei— 
lichen Standpunkte aus geboten oder verboten find und verfolgt 
werben, da Grund und Zweck ſowohl der übertretenen Beitimmung, 
als aucd der Berfolgung verfchieden find. Manche allgemeinen 
Beitimmungen des Strafrechts, wie z. B. die über rechtswidrigen 
Vorjag, Theilnahme, Verſuch u. dgl., fünnen aus dieſem Grunde 
bei wirklichen Polizetreaten feine oder nur bejchränfte Anwendung 
finden, Rechtsirrthum kann in Polizeifachen anders beurtheilt wer: 
den, als im Strafrechte u. ſ. w. Schon hieraus folgt, daß eine 
Vermengung jtrafrechtlicher und polizeilicher Reate mancherlei Miß— 
ftände zur Folge haben muß. Dazu kommt aber — und dies ift 
allerdings der Hauptpunft — die Art und Weife, wie die bisherige 
Gefeßgebung des bdiesfeitigen Bayerns die Polizeiübertretungen 
überhaupt und deren Unterfuchung und Aburtheilung insbejondere 
grundfäglich aufgefaht hat, Während Alles, was ſich auf Verbre— 
hen und Vergehen bezog, als AJuftizgegenftand betrachtet wurde, 
demgemäß alle hierauf fich beziehenden materiellen und prozefiualen 
Beitimmungen durch Geſetz getroffen waren und die Unterfuchung 
und Aburtheilung den Gerichten zuftand, wurde Alles, was jich 
auf Polizetübertretungen bezog, als Polizeigegenftand und deshalb 
als zum Wirfungskreife der Verwaltungsbehörden gehörig angejehen. 
Die Unterfuhung und Aburtheilung der Bolizetübertretungen war 
unter der oberften Aufficht, ja zum Theile unter unmittelbare 
Mitwirkung des Staatsminifteriums des Innern den verjchiedenen 
Polizei: und Aominiftrativbehörden überlaffen; es fehlte an gejeß- 
(ihen Bejtimmungen über das Berfahren, über die Art und Größe 
ber wegen Polzeiübertretungen zu verhängenden Strafen, ja zum 
Theile ſelbſt darüber, welche Handlungen Polizeiübertretungen, alfo 
polizeilich ftrafbar jeien. Alles dies war nur durch Verordnungen, 
und zwar theils durch königliche Verordnungen, theils durch Ver— 
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ordnungen, Reſeripte und Anftruftionen dev betreffenden Staats— 
minifterien und Streisregierungen, zum Theile durdy Verfügungen 
der Diftriftspolizeibehörden und ſtädtiſchen Magiftrate, ja zum 
Theile gar nicht bejtimmt und Tediglidy dem Ermeffen der erfen- 
nenden Bolizeibehörde oder Stelle überlaffen. Selbft über das ab: 
jolnte Marimum der zuläffigen Polizeiftrafen, ſowie darüber, wer 
polizeiliche Anorbnungen zu erlajfen befugt jei, fehlte e8 an beitimm- 
ten gejeglichen Normen und eine gewiſſe Ordnung wurde im Gan— 
zen nur durch Beachtung des aus der abminijtrativen Hierarchie 
fliegenden Grundfages erhalten, daß Anordnungen der höhern Stel: 
len von ben untern beachtet werden müſſen. Und diejer Zuftand 
beftand, wie aus Dbigem erhellt, nicht blos bei eigentlichen Polizei: 
übertretungen, bei Zuwiderhandlungen gegen polizeiliche Vorjchriften, 
jondern auch bei jolchen jtrafbaren Handlungen, bie ihrer Natur 
nad) unzweifelhaft dem jtrafrechtlichen Gebiete angehören und vom 
Gejeßgeber nur für zu geringfügig gehalten wurden, um fie mit 
einer Bergehensitrafe zu bebrohen. 

Bezüglid) einiger wenigen Polizeiübertretungen waren aller— 
dings gejegliche Beftimmungen vorhanden und es war zum Theile 
jelbjt, namentlich in neuerer Zeit, deren Unterfuchung und Abur— 
theilung an die Gerichte gewiefen worden, allein dies waren nur 
wenige Ausnahmen und es war deshalb damit wenig genüßt. In 
der Hauptjache bejtand troß diefer wenigen Ausnahmen das gejchil- 
derte, mit dem Geifte dev Verfaffung jedenfalls nicht vereinbarliche 
Berhältnig fort. In ihm lag der vorzugsweife Grund des drin— 
genden und mit dev Entwickelung des Fonjtitutionellen Lebens 
immer mehr fteigenden Verlangens nad) einer Reform der Straf: 
gejeßgebung. 

In der Pfalz war es in der fo eben gejchilderten Beziehung 
beſſer. Dort galt ſchon jeit Einführung der franzöfifchen Geſetz— 
gebung der Grundjag, daß auch die Aburtheilung der Polizeiüber- 
tretungen Juſtizgegenſtand ſei; das Verfahren war gejeßlich geregelt 
und eine Verurtheilung auch zu einer Polizeiftrafe nur auf den 
Grund einer gefeglichen Beftimmung zuläffig. Die betreffende 
Handlung mußte nämlich zur Zeit ihrer Verübung durch ein Geſetz 
oder eine auf den Grund gejelicher Ermächtigung von der im Ge: 
jege für zuftändig erklärten Behörde erlaffene Verordnung unter 
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Bolizeiftrafe verboten fein. Darüber, ob die angerufene Verordnung 
von der betreffenden Behörde geſetzlich erlaſſen werden konnte, hat: 
ten die Gerichte, und zwar in letter Inſtanz der Kaflationshof, zu 
enticheiden. Trotzdem bejtanden auch dort manche Mißſtände. Die 
geſetzlichen Beftimmungen, in denen die Gegenjtände aufgezählt find, 
über welche die Bürgermeifter ‘Polizeiverordnungen erlaffen können, 
find jehr vag und es kamen deshalb mißbräuchliche Ausdehnungen 
vor. Ein Hauptmißftand aber lag in der Beichränfung der Beru- 
fung. Bon der Entjcheivung des in erjter Inſtanz zuftändigen 
Einzelnrichters konnte nämlich nur im Falle der Berurtheilung in 
eine Freiheitsitrafe oder in eine fünf Franken (2 fl. 20 Er.) über: 
jteigende Geldftrafe an das vorgejegte Eollegialgericht appellirt wer: 
den. In den übrigen Fällen war zwar Kafjationsrefurs gegen 
das Urtheil des Einzelnrichters zuläjfig, allein diejes Rechtsmittel 
war jo umjtändlich und koſtſpielig, daß namentlich der Bejchuldigte 
in geringfügigen Sachen von demjelben kaum Gebrauch zu machen 
ih entſchloß. Unter diefen Umständen und da bei den meijten 
Zuwiderhandlungen gegen Bolizeiverordnungen nur auf geringe 
Geldſtrafe erfannt zu werden pflegt, lag die Entjcheidung der wich— 
tigen und oft jchwierigen Frage der Gejeßmäßigfeit der betreffenden 
Polizeiverordnung in dev Regel ausjchlieglich in der Hand eines 
Einzelnrichters. Endlich läßt jich nicht leugnen, daß die bisherige 
pfälziſche Polizeiſtrafgeſetzgebung mangelhaft war, indem manche 
Handlungen, deren Beitrafung im Antereffe der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit nöthig ift und auch faft allgemein verlangt wurde, 
weder durch ein Gejeg mit Strafe bedroht waren noch, ohne dem Geſetze 
Gewalt anzuthun, durch Verordnung mit Strafe bedroht werden 
konnten. Jeder, der längere Zeit in der Praris gelebt hat, weiß 
aber, wohin in der Regel folche offenbare anerkannte Lücken führen. 
Man hält fich nicht nur für berechtigt, jondern häufig ſogar für 
verpflichtet, diefelben auf irgend eine Weiſe auszufüllen, und fo 
entjteht ein Zuftand, der in einem Nechtsftaate nicht vorfommen 
joll und ohne jonjtigen Nachtheil nicht vorkommen darf. 

Aus dem Gejagten ergibt fich, welche Gefichtspunfte bei ber 
Keform der Strafgejeßgebung vorzugsmeife im Auge zu behalten 
waren: 

1) Es war eine einheitliche Geſetzgebung für das ganze König: 


2 
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reich herzuſtellen. Bei derſelben mußten die verſchiedenen 
Verhaͤltniſſe der einzelnen Provinzen möglichſt berückſichtigt 
werden und die neue Geſetzgebung hatte ſich, ſoweit thunlich, 
an die beiden beſtehenden Geſetzgebungen anzuſchließen und 
deren prinzipielle Gegenſaätze auszugleichen. 

Auf den gegenwärtigen Stand der Wiſſenſchaft, die neueren 
Gejeggebungen anderer, nantentlich der größern beutjchen 
Staaten, die jegige Bildungsftufe des Volkes und das jeßige 
Berfahren in Strafjachen war entiprechende Rüdficht zu neh— 
men. Insbeſondere waren alle mit ber Bildungsitufe unjers 
Volkes unvereinbarliche Strafarten und Strafihärfungen zu 
vermeiben. 


3) Das gefammte Material war in zwei Gejegbücher zu jcheiden, 


ein Strafgeſetzbuch und ein Polizeiſtrafgeſetzbuch. Erjteres 
hatte ſich erichöpfend mit allen dem ftrafrechtlichen Gebiete 
angehörigen Handlungen, gleichgiltig, mit welcher Strafe jie 
bedroht wurden, leteres mit den vom polizeilichen Stand: 
punkte aus zu beuggheilenden Handlungen zu bejchäftigen. 


4) Zur Herftellung eines wirklichen Rechtszuftandes auf dem 


gefammten Gebiete des Strafrehts und Polizeiſtrafrechts 
mußte ausnahmslos an dem Satze feitgehalten werden, daß 
feine Handlung mit einer Strafe belegt werden fann, wenn 
dieſelbe nicht gejeglich bejtimmt war, ehe die Handlung be— 
gangen wurde, und daß an bie Verurtheilung auch Feine ans 
bern als die gejeglich bejtimmten Folgen geknüpft werben 
fönnen. Wo es wegen der Natur der Verhältniffe nicht 
möglich war, die nöthige Beftimmung vollftändig im Geſetze 
jelbjt zu treffen, mußte deshalb im Geſetze neben Feſtſetzung 
der Strafe genau ausgefprochen werden, wer bie betreffende 
Beitimmung zu erlafien befugt jei, jo daß aljo die Gerichte 
Verordnungen und polizeiliche Borjchriften zur Grundlage 
einer Verurtheilung nur dann nehmen dürfen, wenn fie einen 
Gegenjtand betreffen, bezüglich deſſen das Geſetz die Erlaſſung 
von Verordnungen oder polizeilichen Vorſchriften ausprüdlich 
gejtattet und wenn außerdem bei ihrer Erlaffung die in 
Betreff der Zuftändigkeit im Gefege enthaltenen Beſtimmungen 
beobachtet worden find. 
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5) Endlich mußte daran feitgehalten werden, dab die Aburthei- 
lung aller jtrafbaren Handlungen, alfo auch der wirklichen 
Rolizetübertretungen, ausjchlieglich zur Zuftändigfeit der Ge— 
richte gehört und daß auc das Verfahren in Polizeiftraffachen 
durch gejegliche Beftimmungen zu regeln ift. 

Schon nah dem Scluffe der erjten Ständeverfammlung 
(1819) wurde an die als nothwendig erfannte Revifion der Straf: 
gejeßgebung Hand angelegt und es wurden in Folge deſſen bie 
Entwürfe von 1822, 1827 und 1831 ausgearbeitet. Keiner diejer 
Entwürfe führte jedoch zu einem Refultate. Die Schwierigkeiten 
waren damals auch zu groß. Sie lagen weniger in der Sache 
jelbft, als in andern, damit aber allerdings wejentlich zuſammen— 
hängenden Berhältnifien. In der Pfalz beftanden jchon damals 
Öffentliches und münbliches Verfahren ohne Beweistheorie und 
Schwurgeridhte für faft alle Verbrechen. Vielfach wurde gewünjcht, 
daß dieje Einrichtungen auch im bdiesfeitigen Bayern eingeführt 
und der neuen Gejeßgebung zu Grunde gelegt würden. Auf ber 
andern Seite aber hatten diefe Einrichtungen damals noch jehr 
viele entjchiebene und mächtige Gegner. ine befricvigende Ber: 
ftändigung über dieje Frage war unter den damals beftehenden Ver: 
hältniffen nicht wohl zu erreichen. Damit war aber auch eine 
einheitliche Gejeßgebung faft unmöglich, da man ber Pfalz die von 
ihr mit aller Gntjchiedenheit vertheidigten Cinrichtungen um fo 
weniger entzieben konnte, als, wie bemerkt, auch im biesfeitigen 
Bayern ſich fehr viele und gewichtige Stimmen für diefelben erho— 
ben und dieje grumdjäßliche Verſchiedenheit des Verfahrens auch 
der Einheit des materiellen Rechts hindernd im Wege ſtand. Ein 
ähnliches, wenn auch für den vorliegenden Gegenjtand minder wich: 
tiges Verhältniß war die Frage der Trennung der Juſtiz von ber 
Verwaltung. In der Pfalz war dieſe Trennung längjt durchgeführt, 
während im diesfeitigen Bayern, von den größern Städten abge: 
jeben, die Juſtiz und die Verwaltung in ber unterften Inftanz bie 
jegt noch vereinigt waren. Es ift nun unleugbar, daß ohne dieſe 
Trennung auf dem Gebiete des Rolizeiftrafrechts ein wirflicher 
Rechtszuftand nicht erreicht werden kann, indem von einem folchen 
Zujtande da nicht gejprochen werten kann, mo die Entjcheidung 
über die Gejepmäßigfeit einer von der Verwaltung erlafjenen poli- 
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zeilichen Vorſchrift einer Behörde zufteht, welche wenigftens zugleich, 
ja vorzugsweije ſelbſt Verwaltungsbehörde ift, in diefer Eigenjchaft 
bie betreffende polizeiliche Vorjchrift vielleicht ſelbſt erlaffen hat oder 
derjenigen Stelle, von welcher diefelbe ausgegangen, untergeordnet 
ift. Die Trennung der Auftiz von der Verwaltung hatte aber, wo 
möglich, noch mehr und noch entjchiedenere Gegner, als die vorhin 
erwähnten Einrichtungen. 

Günftiger geftalteten fich die VBerhältniffe im Jahre 1848. 
Auch im diesfeitigen Bayern wurde öffentliches und münbliches 
Strafverfahren mit Schwurgerichten wenigftens für die ſchwerſten 
Verbrechen eingeführt, die ftandes: und gutsherrliche Gerichtsbarkeit 
wurde aufgehoben, die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
wurde wenigftens im Grunbjage ausgejprochen und dabei beſtimmt, 
daß die Gerichte des diesjeitigen Bayerns eine Ähnliche Einrichtung, 
wie fie damals in der Pfalz ſchon bejtand, erhalten und daß auch 
die geringften Webertretungen durch Gerichte abgeurtheilt werden 
jollen. Bezüglich der zur Durchführung diefer Grundjäge nöthigen 
Geſetze, welche nicht fofort erlaffen werden. fonnten, wurde die als— 
baldige Bearbeitung zugefichert und für Behandlung der größeren 
Gejeßbücher unterm 12. Mai 1848 ein eigenes Geſetz erlafjen. 

Sch übergehe, um von meinem eigentlichen Gegenftande nicht 
zu ſehr abzujchweifen, die verichiedenen Entwürfe und Geſetze über 
die Gerichtöverfaifung, das Notariat u. ſ. w., und befchränfe mich 
auf das, was ſich unmittelbar auf die Reform der Strafgefeßgebung 
und die Rolizeiftrafgefeßgebung bezieht, obgleich, wie ſich dies gar 
oft zeigte, alle dieje Fragen in einem nothiwendigen innern Zuſam— 
hange mit einander ftehen. 

An der öffentlichen Sitzung der Kammer der Abgeordneten 
vom 24. April 1851 wurde der Entwurf der erſten Abtheilung 
(des allgemeinen Theils) eines Gefeßbuchs über Berbrechen und 
Vergehen vorgelegt *). Die Kammern fchritten alsbald zur Wahl 
der durch das Gefek vom 12. Mai 1848 vorgejchriebenen befonderen 
Geſetzgebungsausſchüſſe und ich. wurde vom Gejeßgebungsausichuffe 
der Kammer der Abgeoroneten als Referent gewählt. Nad ein: 


9 Verh. der K. ber Abg. 18%, Stenogr. Ber. Bd. 1 ©. 329 u. 
Beil.Bd. I S. 450. 
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gehender Beiprechung gelangte der Geſetzgebungsausſchuß der Kam— 
mer ber Abg. zur Weberzeugung, daß eine gefhäftsorbnungsmäßige 
Behandlung diejes Entwurfs, d. h. eine Berathung mit darauf 
folgender Beſchlußfaſſung jedenfalls infolange nicht möglich jei, als 
nicht auch der bejondere Theil des in Rede ſtehenden Geſetzbuchs 
vorgelegt worden und das Ganze überblictt werden könne. Jedoch 
wurde ber vorliegende Entwurf joweit möglich, namentlich bezüglich 
der Grundſätze, anf meinen Bortrag berathen und das Rejultat 
in einem vorläufigen Berichte vom 20. Auguft 1851 niedergelegt, 
der in den Verhandlungen der Kammer ber Abg. von 18°%,, Beil.: 
Br. U ©. 343 ff. abgedruckt ift. 

Inzwijchen, nämlih am 16. Auguft 1851, war dein Gefek: 
gebungsausjchnfje auch der Entwurf eines Polizeiftrafgefegbuchs, 
abgedrudt am angeführten Orte ©. 203 ff., mitgetheilt worden. 
Diefer Entwurf umfaßte nicht blos die eigentlichen Polizeiübertre: 
tungen, ſondern auch die geringeren Vergehen, nämlich alle öffent: 
lich ftrafbaren Handlungen, welche mit einer Polizeiftrafe bedroht 
waren, jo namentlich Diebftahl, Betrug, Unterfchlagung, Eigenthums- 
bejhädigung, Körperverletzung u. dgl., foferne diefe Handlungen 
nicht als Verbrechen oder Vergehen ftrafbar jein würden, Die 
angedrohten Polizeiftrafen beftanden, von einzelnen Ausnahmsfällen 
abgejehen, in Arrejt bis zu drei Monaten und Geldftrafe bis zu 
dreihundert Gulden. Der bejondere Theil des Gejeßbuchs über 
Verbrechen und Bergehen wurde dem Landtage 18°%, nicht vorgelegt 
und jo blieb die Sache vorläufig auf fich beruhen. 

An den im Herbite 1853 wieder einberufenen Landtag er: 
folgte am 6. Dezember 1853 die Vorlage des vollftändigen Ent: 
wurfs eines Geſetzbuchs über Verbrechen und Vergehen !). Bald 
nady Beendigung des Drudes diejes Entwurfs wurde jedoch der 
Landtag auf unbejtimmte Seit vertagt. In der erften Seit nad) 
feinem dm 16. Oktober 1854 wieder erfolgten Zufanmentritte war 
die Thätigfeit der Kammer und insbefondere der Mitglieder des 
Geſetzgebungsausſchuſſes durch mehrere umfangreiche und wichtige 
andere Gejeßesvorlagen, deren alsbaldige Erledigung von Seite ber 
Regierung gewünjcht wurde, volftändig im Anspruch genommen und 


— — 
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fo konnte der in Rede ftehende Entwurf erſt nach Neujahr 1855 
in Angriff genommen werben. Da berjelbe, wie fih jchon aus 
feiner Weberjchrift ergibt, in Webereinftimmung mit dem im Sabre 
1851 eingehaltenen Syſteme wieder nur die Verbrechen und Ver: 
gehen umfaßte, aljo das ftrafrechtliche Gebiet nicht erjchöpfte, fo 
entjtand vor Allem die Frage, ob die Staatsregierung die am 
16. August 1851 erfolgte Vorlage des Entwurfs eines Polizei: 
ftrafgejeßbuchs noch als fortbeftehend betrachte. Im Falle der Be- 
jahung dieſer Frage würde nämlich dem Geſetzgebungsausſchuſſe 
das Material für die gefammte Straf: und Polizeiftrafgejeßgebung 
vorgelegen und der gefchäftsordnungsmäßigen Erledigung fein Hin— 
derniß mehr im Wege geftanden fein. Die Staatsregierung erflärte 
aber hierauf, der im Jahre 1851 vorgelegte Entwurf eines Polizei: 
ſtrafgeſetzbuchs fei als zurückgezogen zu betrachten. In Folge die— 
fer Erklärung ſprach der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der 
Abgeordneten der Staatsregierung gegenüber feine Anficht dahin 
aus, daß er die fofortige Bearbeitung des vorgelegten Entwurfs 
nicht als zweckmäßig betrachten fünne. Wolle man ſich nämlich 
auch zur Erlaffung eines Lediglich die Verbrechen und Vergeben 
umfafjenden, mithin nach dem Syfteme des Entwurfes, der bei Weis 
tem nicht alle NRechteverlegungen als Vergehen auffaffe, das ftraf- 
rechtliche Gebiet nicht erfchöpfenden Gejeßbuchs entſchließen, jo könne 
doc) ein folches Geſetzbuch eben wegen biefer Unvolljtändigfeit für 
fich allein nicht ins Leben treten, ſondern es könne dies nur gleich- 
zeitig mit einem dasſelbe ergänzenden Polizeiftraigejeßbuche oder mit 
einem die geringeren Vergehen vorübergehend behandelnden umfaſ— 
jenden Einführungsgeſetze geſchehen. Es frage fi aljo, ob und 
wann die Staatsregierung die hiernach weiter nöthige Vorlage zu 
machen in ber Lage fei. Hierauf erfolgte ein Schreiben des Staats- 
minifteriums der Auftiz vom 14. März 1855, worin es an den 
Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeordneten die Einladung 
richtete, mit jeder Vortragerftattung und Berathung über den Ent: 
wurf eines Gefeßbuchs über Verbrechen und Vergehen inne zu bal- 
ten und diefen Gegenftand auf fich beruhen zu lafien, da es nicht 
möglich jei, denjelben bis zum Ablaufe der Wahlperiode, die im 
Sommer 1855 eingetreten fein würde, zu beendigen, und zwar um 
fo weniger, als e8 angemefjen erjcheine, daß die Berathungen über 
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diejen Entwurf gleichzeitig mit jenen über ven hiermit im innigſten 
Zufammenhange jtehenden Entwurf des Polizeiftrafgejegbudhs ges 
pflogen werden, die in Angriff genommene Revijion des letztbezeich— 
neten Entwurfs aber zur Zeit noch nicht vollftändig beveift jei. 

Da damit die Thätigfeit des Gejeßgebungsausichuffes vorläu- 
fig beendigt war, jo erjtattete ich der Kammer der Abgeordneten in 
deren öffentlicher Sitzung vom 20. März 1855 ausführlichen Be— 
riht über den ganzen Verlauf diejer Gejeßgebungsangelegenheit 
vom April 1851 bis zum Einlaufe des jo eben erwähnten minifte- 
riellen Schreibens. Diejer Bericht findet ſich in den gedruckten 
Verhandlungen der Kammer der Abgeordneten von 18°%, im fteno: 
graphijchen Berichte über die Sigung vom 20. März 1855, Bd. Il 
©. 321, und es find daſelbſt alle auf die Sache bezüglichen wich: 
tigeren Aktenſtücke wörtlicd abgedrudt. 

Wenige Tage nach diefer Sigung wurde die Kammer auf: 
gelöst. 

Dem nad jtattgehabter Neuwahl im Herbite 1855 einberu— 
jenen Landtage wurden, und zwar in der öffentlichen Sigung ber 
Kammer der Abgeordneten vom 18. Dezember 1855, die Entwürfe 
eines Gejegbuchs über Verbrechen und Vergehen und eines Polizei: 
ſtrafgeſetzbuchs vorgelegt '). Der Entwurf des Gejehbuchs über 
Verbrechen und Bergehen ftimmte mit der Vorlage vom 6. Dezem: 
ber 1853 woörtlidy überein, dev Entwurf des Polizeiſtrafgeſetzbuchs 
wich dagegen von der Vorlage vom 16. Auguft 1851 vielfadh ab, 
Namentlich hatte diefer neue Entwurf die körperliche Züchtigung 
unter die Polizeiftrafen aufgenommen, was bei dem Entwurfe des 
Jahres 1851 nicht der Fall war. 

Nachdem die durch die Kammerauflöfung nothwendig gewordene 
Neuwahl der bejonderen Geſetzgebungsausſchüſſe jtattgefunden hatte, 
begann der Gejeßgebungsausfhuß der Kammer der Abg. am 
28. Januar 1856 jeine allgemeinen Beiprechungen. In der Ans: 
ſchußſitzuug vom 12. Februar 1856 wurde die Wahl der Referenten 
vorgenommen. Die für das Gejegbud über Verbrechen und Ver: 
gehen fiel auf mic, jene für das Polizeiftrafgejegbuc, auf Profefjor 
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Dr. Edel, wobei jedody von der Erwägung ausgegangen wurde, daß 
die Referenten zunächſt den allgemeinen Theil in Angriff nehmen, 
wobei fie in jtetem Benehmen zu bleiben hätten, und daß es vor- 
behalten bleibe, feiner Zeit für den jpeziellen Theil eine weitere 
Arbeitstheilung eintreten zu laffen. In derjelben Sikung wurde 
jodann beichlojjen, die k. Staatsminifter der Juftiz und des Innern 
zur nächiten Beſprechung einzuladen, um von benjelben wo möglich 
Aufichlüffe darüber zu erhalten, welche Abfichten die Regierung 
insbejondere in Beziehung auf die Regelung der Judikatur und des 
gerichtlichen Verfahrens in Polizeiſtrafſachen, in Beziehung auf dies 
jenigen ältern Polizeiitrafbejtimmungen, welche neben dem neuen 
Bolizeiftrafgejeßbuche noch fortbeitehen follen, u. dgl. habe. Dieje 
Beiprehung, welche für die Gejchichte des in Rede ftehenden Geſetz- 
gebungswerfes von großem Intereſſe ift, fand am 16. Februar 1856 
ftatt und das darüber aufgenommene umfafjende Protokoll iſt abge: 
druckt in den Verhandlungen des Gejeßgebungsausichufles der 
Kammer der Abgeordneten im Jahre 18%, WB. IT S. 2— 5. 
Indem ich im Allgemeinen daranf verweile, bemerfe ich nur, daß 
die Vertreter der Staatsregierung bei diefer Beiprechung entjchieden 
die Abſicht ausiprachen, die Aburtheilung aller öffentlich jtrafbaren 
Handlungen, welche fih im Spiteme der Entwürfe als Polizeiüber— 
tretungen darftellten, aljo auch der geringeren nur mit Uebertre— 
tungsftrafe bedrohten Vergehen, mit alleiniger Ausnahme der In— 
jurienhändel, jolle bis zur Ginführung einer neuen Civil: und 
StrafsProzekordnung und bis zur Verbejcheidung der damit in Ver: 
bindung jtehenden Gerichtsorganijationsfrage im biesjeitigen Bayern 
den Polizeibehörden überlaffen bleiben. Dabei wurde die baldige 
Borlage eines Einführungsgeſetzes, welches die Durchführung der 
neuen Gejeßbücher in der beabfichtigten Weife zu ermöglichen be— 
ſtimmt fei, fowie eines Gejetes über das Verfahren in Polizeiftraf: 
ſachen in Ausficht gejtellt. 

Nach dieſen Erklärungen, welche mit den im Grundlagengeſetze 
vom 4. Juni 1848 ausgefprochenen Grundjäßen, auf deren Durch: 
führung das Land längſt mit Schnfucht wartete, ſchwer vereinbarlich 
waren, konnte ſich der Ausſchuß die Schwierigfeit jeiner Aufgabe 
nicht verhehlen, er hielt e8 aber für feine Pflicht, das Möglichite 
zu thun. Dengemäß beſchloß er in feiner Sitzung vom 19. Yes 
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druar 1856, die. Arbeit in Angriff zu nehmen, und verftändigte 
ich zugleich über einige Hauptgrundjäge. Der erfte und eingrei- 
jendjte war der, Diejenigen Nebertretungen, welche nicht bloße Rechts: 
geführdungen, jondern wirkliche NRechtsverlegungen involviren, aus 
dem Bolizeiftrafgejeßbuche in das Gejeßbuch über Verbrechen und 
Vergehen, jedoch nicht als Bergehen, jondern als eine dritte Gat— 
tung jtrafbarer Rechtsverlegungen mit der Bezeichnung als Ueber— 
tretungen berüberzunehnen und dem auf dieſe Weiſe erweiterten 
Gejeßbuche den Titel „Strafgejegbuch“ zu geben. Zugleich wurde 
beichloffen, für dieſe Mebertretungen nur Arreft: und Geldftrafen 
anzubrohen und deren Marimum auf 30 Tage beziehungsweise 
100 fl. feſtzuſetzen. 

Während des Landtags konnte wegen Ueberhäufung besjelben 
mit vielen und umfangreichen jonftigen Arbeiten an diefem Geſetz— 
gebungswerfe nichts gejchehen. Mit deſto größerem Eifer wurde 
die Sache aber in Angriff genommen, als die Gejeßgebungsaus: 
ihüffe zu Anfang des Monats November 1856 zujammentraten. 
Noch im nämlichen Monate fam die erſte Hälfte meines Vortrags 
über den allgemeinen Theil des nah Maßgabe des vorerwähnten 
Beichluffes vom 19. Februar 1856 erweiterten Gejeßbuches über 
Berbrechen und Vergehen und Anfangs Dezember der Reſt gedruckt 
zur Bertheilung ). Am 1. Dezember 1856 begannen die Ausſchuß— 
berathungen, denen als Vertreter der Staatsregierung in der Regel 
die k. Staatsininifter Dr. v. Ringelmann und Graf v. Reigersberg, 
der k. Minifterialrathb v. Neumayr vom Auftizminifterium, der k. 
Univerjitätsprofejjor Dr. Dollmanı und der k. Regierungsrath 
Dsberger vom Minijterium des Innern beiwohnten. Dieje Bera— 
thungen wurden in finfundzwanzig Situngen fortgejegt und am 
26. Jänner 1857 vorbehaltlich einiger Redaftionsänderungen und 
einer zweiten Leſung beendigt ?). In einer Sitzung vom 16. Ye 
bruar 1857 wurde nach Genehmigung einiger Redaftionsänderungen 
der allgemeine Theil in der aus den bisherigen proviſoriſchen Be: 
Ihlüffen des Ausſchuſſes fich ergebenden Faſſung feftgeftellt ). 


— 


) Berb. des Geſetzgeb. Ausſch. der K. d. Abg. in Jahre 18%, Bd.l 
5. 6 ff. 

?) Die Ausſchußprotokolle find abgedruckt a. a. O. ©. 63—264. 

) Diefe vorläufige Nedaktion iſt abgedruckt a. a. O. ©. 266-277. 
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Dem früher ſchon gemachten Vorbehalte gemäß und zum 
Zwede möglichjter Bejchleunigung wurden die Referate über ben 
bejondern Theil diejes Geſetzbuchs unter die Ausihußmitglieder in 
dev Art vertheilt, daß Freiherr v. Lerchenfeld die Hauptjtüde I bis 
IV, Baur die Hanptjtüde V bis IX, Dr. Völk X bis XIN, Wieden: 
hofer XIV und XV, Dr. Evel XVI, ih XVII, Dr. Edel XVII, ich 
XIX bis XXI, Wiedenhofer XXI und Boye XXIII übernahmen ). 
Damit bei Bearbeitung der verjchiedenen Referate von denjelben 
Grundjägen ausgegangen werde, fanden vorher eingehende Bejpre- 
ungen Statt. In den Monaten März und April 1857 wurden 
dieje Referate vollendet und gebrudt ?). 

Inzwiſchen hatte auc der Referent des Gejeßgebungsans: 
ichufjes der Kammer der Reichsräthe, Staatsrath v. Maurer, feinen 
Bortrag über den allgemeinen Theil des Gejegbuchs über Verbre- 
hen und Vergehen vollendet (Beilage I zu den Verhandlungen des 
Gejegebungsausichufjes dev Kammer der Neichsräthe während der 
Sabre 1856, 1857 und 1858) und es fanden in diefem Ausjchuffe 
die Berathungen hierüber in fieben Sigungen vom 4. bis 14. Mai 
4857 jtatt ®). Vergleicht man die vom Gejeßgebungsausfchufie der 
Kammer der Neichsräthe in dieſen Situngen gefaßten Bejchlüffe 
mit jenen des Gejeßgebungsausichufies der Kammer der Abgeord- 
neten, jo findet man in den wichtigften grunbjäßlichen Fragen eine 
erfreuliche Webereinftimmung. Namentlich ift der Gejeßgebungs- 
ausſchuß der Kammer der Reichsräthe jchon bei diejer erſten Bera— 
thung den vom Gejeggebungsausichufje der Kammer der Abg. in 
der Sigung vom 19. Februar 1856 in Betreff der Behandlung 
der geringeren Nechtöverlegungen und der bei denſelben zuläſſigen 
Strafen, insbejondere auch in Betreff des Marimums der Arreſt— 


— — 





) Graf dv. Hegnenberg:Dur war Vorftand und Dr. Barth Sefretär des 
Auoſchuſſes. 

2) Man findet dieſelben a. a. O. ©. 279-456. 

) Die betreffenden Protofolle find abgedrudt in ben Verb. des Geſetzg.⸗ 
Ausich. der Kammer der Neichsräthe während der Jahre 1856, 1857 u. 1858, 
©. 5—356. Beilage II zu diefen Berbandlungen entbält Abänderungsvorichläge 
bes Meichsratbs Dr. v. Heink, Beil. II u. IV Vota des Neichsratbs Grafen 
. Heinrich v. Reigersberg und Beil, V die vorläufige Redaktion nach ben provifos 
riſchen Beichlüffen bes Geſetzg. Ausſch. der K. d. Reichsr. 
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und der bei Üebertretuugen anzudrohenden Geldftrafe beigetreten. 
Inſoferne gejtaltete fich die Ausfiht auf ein erwünjchtes Nefultat 
wieder guͤnſtiger. 

Unmittelbar nad) Beendigung diefer Berathungen, nämlich 
hen am 15. Mai 1857, griff der Gefeßgebungsausfchuß der 
Kammer der Abgeordneten feine Situngen wieder auf. Ehe er 
jedoch auf die Berathung des bejondern Theils ſelbſt einging, faßte 
er den Beichlug, daß bei der zweiten Leſung des allgemeinen Theils 
in diejen eine generelle Beitimmung, wodurd für den Fall des 
Borhandenjeins mildernder Umſtände eine außerordentliche Strafe 
feſtgeſetzt werde, einzuftellen und dagegen die bejonderen Strafbeitim: 
mungen für die Fälle geminderter Zurechnung und des Exzeſſes 
ver Nothwehr zu bejeitigen jeien. Hierauf jet bei Berathung des 
befonderen Theils einjtweilen Rüdjicht zu nehmen, und namentlich 
jeien die Minima des ordentlichen Strafrahmens für die einzelnen 
Delikte mit Berückſichtigung des Umftandes feitzuftellen, daß in 
Faͤllen, wo bejondere Milderungsgründe bejtehen, diefer Strafrahmen 
nicht zur Grundlage der Strafzumefjung werde zu dienen haben '). 
Die eingehende Berathung des bejonderen Theils des Gejegbuchs 
über Berbrehen und Vergehen unter Herübernahme aller nach Maß— 
gabe der früher gefaßten Bejchlüffe hieher gehörigen Bejtimmungen 
des Bolizeiitrafgefeßbuchs, jowie über die vom f. Staatsminifter der 
Juſtiz in der Ausſchußſitzung vom 23. Juli 1857 zum XXIIL Haupt: 
ftüde „Bon den bejonderen Berbrechen und Vergehen der Beamten 
und öffentlichen Diener” nachträglich vorgejchlagene Einjchaltung 
von fünf weiteren Artikeln, worüber das Ausihußmitglied Boye am 
27. Zuli 1857 einen bejondern jchriftlichen Vortrag?) erftattete, 
fand in den vom 16. Mai bis 29. Juli 1857 gehaltenen Aus: 
ſchußſitzungen ftatt ). 

Ueber die zur Durchführung des Syſtems der mildernden 
Umſtände im allgemeinen Theile nöthigen Aenderungen hatte inzwi— 


) Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. 1 ©. 
457—465. 
?) Verb. des Gejchg.Ausfh, der K. d. Abg. im Jahre 18°%,, Bd. I 
S. 205. 
) Die Protokolle find in den vorerwähnten Verb. Bd. I ©. 466—595 
und Bd. I S. 1—204 abgebrudt, 
Weis, Das Strafgeſetzbuch für das Rönigreih Basern, 2 
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ſchen in der Ausihußfigung vom 25. Mat 1857 eine nochmalige 
Beiprechung jtattgefunden '), worauf ich hierüber am 2. Juni 1857 
einen bejonderen jchriftlichen Vortrag?) erjtottete. In der Aus— 
fhußfigung vom 31. Juli 1857 wurde hierüber Berathung ges 
pflogen und die Vornahme der in Rede jtehenden Aenberungen 
beſchloſſen ?). 

In der nämlichen Situng befhloß der Ausſchuß noch, num 
jofort in die Berathung des allgemeinen Theils des Polizeiftraf- 
gejeßbuchs, worüber der Vortrag des Referenten Dr. Edel ſchon 
längere Zeit vertheilt war, einzutreten, an welche Berathung fich 
jodann die zweite Leſung des Strafgeſetzbuchs anſchließen jollte. 
Diejer Beichluß konnte jedoch nicht vollzogen werden, weil dem 
Ausſchuſſe kurz nah Schluß feiner Sigung eine vom vorbergehen- 
den Tage (Bad Brüdenau den 30. Juli 1857) datirte allerhöchite 
Entichliegung zufam, durch welche die Geieggebungsausjchüffe bis 
zun 2. Januar 1858 vertagt wurden. Durch weitere allerhöchite 
Entihliegung vom 12. Dezember 1857 wurde dieſe Bertagung bis 
zum 1. März 1858 erjiredt. 

Der in Folge der letzterwähnten allerhöchſten Entſchließung 
am 4. März 1858 wieder zujammengetretene Gejeßgebungsausichuß 
wollte jofort jeine Thätigkeit in der in der Sigung vom 31. Juli 
1857 bejchlojjenen Weije fortjegen. In der wegen Verhinderung bes k. 
Staatsminifters der Juſtiz auf den 5. März 1858 verfchobenen 
Ausſchußſitzung erklärte jedoch der genannte Minifter, die Staats: 
regierung habe die Zeit, mährend welcher die Ausſchüſſe vertagt 
gewejen, dazu benüst, um die in beiden Ausſchüſſen gefaßten Be- 
Ichlüffe einer näheren Prüfung zu unterftellen und ſich darüber 
Ihlüffig zu machen, in welcher Weije nunmehr die Grundlage zum 
Ganzen feftgeftellt werden fünne. Er ging ſodann auf einzelne 
Beichlüffe ein und übergab dem Ausjchuffe ein aus acht Paragras 
phen bejtehendes Aktenſtück, in welchen das Nähere angegeben ift. 
Im eriten Paragraphen iſt gejagt, bezüglid) derjenigen Punkte des 
allgemeinen Theils, in welchen der Ausſchuß der Kammer der 


) a. a. 0. Bb. 16. 499 fi. 
») a. a. O. 3.16. 534 fi. 
») a. a. ©. Bd. II ©, 206 ff. 
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Abgeordneten vom Entwurfe abweicht, "der Ausſchuß der Kammer 
der Reichsräthe aber mit dem Entwurfe übereinftimmt, beharre die 
Staatsregierung in der Hauptjache auf der Faſſung des Entwurfs, 
für welche ſich bereit8 die Vertreter von zwei Faktoren der Geſetz— 
gebung geeinigt hätten. In $ 2 wird erklärt, es werde dagegen, 
daß gewiſſe jtrafbare Handlungen, denen die Staatsregierung ihren 
Platz im Polizeiftrafgefegbuche angewielen, als Vergehen oder Ueber: 
tretungen in das Strafgeſetzbuch herübergenommen und folgeweiſe 
den Gerichten zur Unterfuhung und Aburtheilung überwiefen wer: 
den jollen, im Allgemeinen zwar nichts erinnert, im Einzelnen aber 
müſſe die Zuläffigfeit einer jolchen Behandlung beanftandet werben. 
Es werden jodann acht Kategorien jtrafbarer Handlungen aufgezählt, 
bezüglich deren die Herübernahme ins Strafgeſetzbuch beanftandet 
wird. Darunter befindet fih namentlich auch die Vorſchubleiſtung 
zur Unzucht und die Verführung jugendlicher Perfonen zur Unzucht. 
In $ 3 ijt erffärt, daß bezüglich der Unterjuchung und Aburthei— 
lung aller nicht in das Strafgeſetzbuch aufzunehmenden Uebertre- 
tungen die Gränzen der polizeilichen Kompetenz in dem vollen 
Umfange, in welchem fie zur Zeit beftehen, unverändert fejtgehalten 
werden. In $ 4 ift ausgeſprochen, die von den Ausſchüſſen feit- 
geftellten Marima der Uebertretungstrafen feien zu niedrig gegrife 
fen; es werbe baber auf einer entjprechenden Erhöhung derjelben 
bejtanden, wenn auch nicht gerade unbedingt an den desfallfigen 
Beftimmungen des Entwurfs des Polizeiftrafgefeßbuchs feftgehalten 
werden wolle. In $ 5 wird die Hinweglafjung der Förperlichen 
Züchtigung aus der Strafifala des Strafgefeßbuchs zugegeben, jedoch 
mit dem ausdrüdlichen Beifügen, daß biemit ein gleiches Zuge— 
ſtäändniß bezüglich der Skala der polizeilichen Strafen nicht ausge: - 
Iprochen fein jolle. In $ 6 ift erflärt, daß die Staatsregierung 
auf das Syftem der mildernden Umftände und ſomit auch auf alle 
jene Ausſchußbeſchlüſſe, welche als Eonjequenzen diejes Syſtems 
eriheinen, unter feiner Vorausfeßung eingehen werde. Um aber 
diefes Syſtem auch nicht indireft unter andern Namen in das 
Strafgefeßbuch einführen zu laſſen, müfje darauf beftanden werden, 
daß bezüglich der Materie der Strafbarkeitsausichliegungsgründe 
und bezüglich der hiemit konnexen Materie der geminberten Zurech— 
nungsfähigfeit das Prinzip des Entwurfes beibehalten werbe, gemäß 
2 * 
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welchen die Gründe der Aüsſchließung der Strafbarfeit beziehungs- 
weife der geminderten Zurechnung mit Vermeidung jeder generellen 
Faſſung beſtimmt und einzeln in der Art zu bezeichnen jeien, daß 
nur aus diejen Gründen und feinem andern die Annahme des 
Ausjchluffes der Strafbarfeit beziehungsweije geminderter Zurech— 
nung als gejetlich zuläfjig erklärt würde. In F T wird bezüglich 
der allgemeinen Borjchriften über Verhängung der Polizeiaufficht 
und Verwahrung in einer Polizeianftalt den Ausſchußbeſchlüſſen im 
Allgemeinen zugeftimmt, jedoch nur unter der Vorausſetzung, daß 
die Bejtimmungen über die Dauer der Polizeiaufficht und den Um— 
fang der zuläffigen Ueberwachungsmaßregeln in der durch die Be- 
Ihlüffe des Ausschuffes der Kammer der Neichsräthe normirten 
Faſſung fejtgehalten werden. In $ 8 ift endlich gejagt, bezüglich 
der Materie der Urfundenfäljichung müſſe darauf beftanden werben, 
dag das Syſtem des Entwurfs wenigjtens feinem Grundgedanken 
nach (Ausſcheidung der Fälſchung öffentlicher Urkunden von der 
Privaturfundenfälihung und Auffafjung der erjtern unter dem 
Geſichtspunkte eines öffentlichen Deliktes) feſtgehalten werde. 

Zugleih erklärten die in dieſer Ausichußfigung anmejenden 
k. Staatsminifter der Juſtiz und des Innern, fie müßten darauf 
bejtehen, daß der Ausſchuß jofert und ehe er im Uebrigen feine 
Arbeit fortjege fi über alle diefe Punkte fchlüffig mache, indem 
man ſonſt möglicherweife Monate lang fortberathe und am Ende 
vielleicht zu unlösbaren Differenzen gelange '). 

Dieje minifterielle Erklärung erregte, und gewiß mit Necht, 
nicht geringes Erjtaunen, und zwar nicht blos in wirklich mate— 
rieller, jondern noch mehr in formeller Beziehung. Die befonderen 
Gejeßgebungsausichüffe find nad dem Gejete von 12. Mai 1848 
gleich den übrigen Ausjchüffen nur zur Prüfung und Begutachtung 
der ihnen vorgelegten Entwürfe berufen, die endliche Beſchlußfaſſung 
über Annahme oder Ablehnung in der im Entwurfe oder von den 
Ausihüffen oder jelbjt von andern Kammermitgliedern vorgejchla: 
genen Faſſung jteht auch bei den Gefegbüchern nicht ihnen, fondern 
den Kammern jelbjt zu, die nach volljtändiger Beendigung der 


') Verb. des Gejepg.Ausfch. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. II 
S. 219—225. 
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Arbeiten in den Ausſchüſſen beider Kammern in öffentlicher Plenar— 
ſchzung ihre definitiven Beſchlüſſe zu faſſen haben. Abgeſehen davon, 
daß alſo hiernach über das Schickſal ſolcher Geſetzesvorlagen nicht 
von den Geſetzgebungsausſchüſſen, ſondern erſt von den Kammern 
ſelbſt definitiv entſchieden wird, war aber auch die Berathung in den 
Ausſchüſſen bei Weitem noch nicht jo weit gediehen, um ſelbſt hier 
definitive, d. h. definitive Ausichußbejchlüffe faflen zu können. Der 
Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeordneten hatte zwar 
das Strafgeſetzbuch durchberathen, allein jich eine zweite Leſung 
ausdrücklich vorbehalten und deshalb alle feine Beichlüffe nur als 
vorläufige, jelbjt ihn in Feiner Weife bindende bezeichnet. Seine 
Beichlüffe waren deshalb dem Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer 
der Neichsräthe auch nur vertraulich mitgetheilt worden. Diefer 
Ausſchuß war zwar über den allgemeinen Theil des Strafgefeß- 
buchs in Berathung getreten, allein auch er hatte alle feine Bes 
ihlüffe nur als vorläufige bezeichnet und fich ebenfalls eine zweite 
Leſung ausdrüdlich vorbehalten. Ueber den befondern Theil hatte 
fich der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer ber Reichsräthe noch 
gar nicht ausgefprochen. Ebenſo hatte im Geſetzgebungsausſchuſſe 
der Kammer der Abgeoroneten über das Polizeiftrafgefeßbuch noch 
gar Feine Berathung jtattgefunden und es lag darüber noch 
nichts, als der Vortrag bed Referenten Profeffor Dr. Ebel vor. 
Wohl aber hatte der Gejeßgebungsausihuß der Kammer ber Ab- 
geordneten den Beſchluß gefaht, die zweite Lejung des Strafgeſetz— 
buchs bis nad) Berathung des allgemeinen Theile des Polizeiftraf: 
geſetzbuchs zu verfchieben, für welchen Befchluß bei dem von der 
Staatsregierung früher ſelbſt betonten innigen Jufammenhange bei: 
der Geſetzbücher und der daraus fid ergebenden Nothwendigkeit, 
eine’ gewiffe Harmonie zwiſchen benjelben zu erhalten, gewiß die 
gewichtigften Gründe ſprachen. Dazu fommt, daß das Geſetz vom 
12. Mai 1848 vorjchreibt, daß die beiden Gejekgebungsausichüfle, 
nachdem jeber berjelben den Gegenftand für fich erledigt hat, zu 
einer’ gemeinschaftlichen Berathung über alle jene Punkte, bezüglich 
deren ihre Bejchlüffe nicht übereinftimmen, zufammentreten und daß 
erft nach diefer gemeinjchaftlichen Berathung die endlichen Aus- 
ihußbefchlüffe gefaßt werden follen. Dieje gemeinjchaftlichen Be— 
rathungen follen nad; der Abficht des Geſetzgebers Feine bloße Form 
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fein, fondern es follen bei denfelben alle für bie verſchiedenen An— 
fichten ſprechenden Gründe eingehend erörtert werben, um auf ſolche 
Weiſe eine Berftändigung zu erzielen. Endlich iſt zu erwägen, daß 
die Vertreter der Staatsregierung, nämlich jowohl die Minifter als 
auch die von ihnen oder vom Könige bezeichneten Kommifläre, 
allen Ausſchußſitzungen, aljo auch der jo eben beiprochenen gemein: 
ichaftlichen Berathung beizuwohnen, an der Diskuffion Theil zu 
nehmen und jeden Augenblid alle ihnen geeignet fcheinenden An: 
träge zu jtellen berechtigt find. 

Mochte es hiernach im Intereſſe der Sache vielleicht auch 
angemeſſen erſcheinen, die Anſicht der Regierung über einzelne prin- 
zipielle Punkte ſchon jest in beitimmter Weife den Gejeßgebungs: 
ausihüffen Fundzugeben, damit diefelben bei der weitern Berathung 
geeignete Nücfiht darauf nehmen, jo mußte es doch ficher auf: 
fallen, daß die Staatsregierung diefe Mittheilung nur an ben 
Gefeßgebungsausihuß der Kammer der Abgeoroneten machte, ob: 
gleich auch ſolche Punkte beanftandet wurden, bei denen der Aus: 
ihuß der Kammer der NReichsräthe dem Beſchluſſe des Ausjchufjes 
der Kammer der Abgeordneten bereits beigeftimmt hatte, wie 3. B. 
bei dem Maximum der Uebertretungsitrafen, ſodann aber und insbeſon⸗ 
bere, daß fie nicht eine Berückſichtigung diefer Mittheilung bei der 
weiteren Berathung, namentlich bei der zweiten Lejung des Straf— 
gejeßbuchs, fondern cine fofortige bejondere Erledigung aller diejer 
Punkte, und zwar, wie fi) aus den Erklärungen beider Minifter 
ergab, in definitiver und bindender Weiſe verlangte. 

Der Gejeßgebungsausihuß der Kammer der Abgeordneten 
verfannte nicht die Schwierigkeit feiner Lage. Schon am 6. März 
1858 trat er zu einer Beiprehung zufammen, wobei er alle durch 
die minifterielle Erklärung berührten Punkte eingehend erörterte 
und fih dahin einigte, zwar einerfeits den ihm geſetzlich angewie— 
jenen Standpunkt feitzuhalten, allein anderjeits im Intereſſe der 
Sache materiell joweit als nur immer möglich nachzugeben. Sn: 
dem ich im Allgemeinen auf das über dieſe Beiprehung aufgenom: 
mene umfafjende Protokoll *) verweije, bemerke ich nur noch, daß 
man fich Hinfichtlich der Formfrage dahin einigte, es fei die vor: 


) a. a. O. ©. 225-229. 
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liegende Eröffnung der k. Staatsminifter ald eine neue Borlage 
der Staatsregierung nicht zu betrachten, daher auch Fein Referent 
dafür zu bejtellen und fein Vortrag an den Ausſchuß zu erjtatten, 
wohl aber in einer Sigung, zu welcher die Organe der Staats: 
regierung einzuladen, förmlicher Beſchluß darüber zu faſſen, welche 
Direftiven dem Referenten für die Vorarbeiten zur zweiten Lejung 
des Strafgeſetzbuchs mit Rückſicht auf dieje Eröffnung zu geben 
ſeien. Man ſah ſich zu dieſer Behandlungsweiſe einerjeits durch 
die beſtehenden geſchäftsordnungsmäßigen zum Theile oben kurz 
nitgetheilten Bejtimmungen, anderjeits durch vie dent Gejeßgebungs- 
ausjchuffe der Kammer der Reichsräthe jchuldigen Rückſichten und 
endlich durch den Umſtand genöthigt, daß einzelne Punkte der mis 
nifteriellen Erklärung, jo namentlih Punft I, I und VII, eine 
große Zahl von Artikeln berührten, deren Aenderung doch nur im 
Zujammenhange, alfo bei der ohnedies vorzunehmenden zweiten 
Leſung, zweckmäßig gejchehen konnte. Auch gab man jich der Hoff: 
nung bin, e8 würde ſich die Staatsregierung, wenn fie überhaupt 
die-Bereitwilligkeit des Ausichuffes, In den michtigften Punkten 
nachzugeben, jehe, bei dieſer Behandlungsweiſe wohl beruhigen, da 
ja der Zweck jelbjt erreicht und bei dem Umſtande, daß bie zweite 
Leſung des Strafgeſetzbuchs jchon in wenigen Wochen in Angriff 
genommen werbe, auch feine nennenswerthe Verzögerung veranlaßt 
würde. 

Dieſe Sigung fand am 9. März 1858 ftatt und es erſchie— 
nen in berjelben die k. Staatsminifter Dr. v. Ringelmann und 
Graf v. Reigersberg. Die beiden Referenten erftatteten eingehenden 
mündlichen Vortrag in formeller und materieller Beziehung und 
der Ausſchußvorſtand legte jodann den Entwurf der bem Referenten 
des Strafgejeßbuchs für die zweite Lejung desjelben in Folge ber 
mehrerwähnten minifteriellen Mittheilung zu ertheilenden Direktiven 
vor. Nach diefem Entwurfe jollte den Forderungen ber Staats— 
regierung in den meilten das Strafgejeßbud; betreffenden Punkten 
nachgegeben werden, einige beigefügte Vorbehalte waren zur praf- 
tischen Durchführung nothwendig, Zum erjten Punkte war die 
Geneigtheit des Ausſchuſſes ausgeiprochen, jenen Beſchlüſſen des 
Ausichuffes der Kammer der Neichsräthe, die mit dem Entwurfe 
übereinftimmen, in ber Hauptjache beizutreten und es war blos 


24 GFinleitung. 


einerjeit8 der durch die der Kammer der Reichsräthe jchuldige Rück— 
ficht gebotene Vorbehalt, dap damit dem Rechte des Ausſchuſſes 
diefer Kammer, feine nur provijorischen Beſchlüſſe abzuändern, nicht 
vorgegriffen werden wolle, und ſodann ber in der Natur der Sache 
liegende, auch durch die Faſſung der minijteriellen Mittheilung, die 
Staatsregierung beharre bei diejen Punkten in der Hauptſache 
auf der Faſſung des Entwurfs, gevechtfertigte weitere Vorbehalt 
beigefügt, daß es bezüglich weniger unwefentlichen oder jolcher Fra— 
gen, bei denen Hoffnung beitehe, daß die Divergenz durch eins 
gehende Motivirung bejeitigt werden könne, dem Referenten über- 
laſſen bfeibe, die biesfeits gefaßten Beichlüffe in feinem Referate 
näher zu erläutern und zu rechtfertigen. Zum zweiten Punfte 
wurde die unbedingte Zuſtimmung erklärt und nur dem Referenten 
der fich von ſelbſt verftchende Auftrag gegeben, zu erwägen, ob 
nicht durch den Abftrich der angegebenen Artikel Lücken entjtchen, 
und im bejahenden Falle die zu deren Ausfüllung etwa nothwen— 
digen Vorfchläge zu machen. Zum vierten Punkte follte der Res 
ferent beauftragt werden, vorläufig nachzuweiien, zu welchen bedeu— 
tenden Ankonvenienzen die gewünfchte Erhöhung der Marima der 
Uebertretungsftrafen, bejonders gegenüber einer Reihe neuerer Spes 
zialgejee, führen müßte, um durch diefen Nachweis die k. Staats- 
regierung zu veranlaffen, den Befchlüffen der beiden Ausjchüfie, 
welche in diefer Frage wenigftens jegt vollitändig übereinjtinmen, 
beizutreten. Der fünfte Punkt war als ausjchließlich das Polizei— 
ftrafgefegbuch berührend, hier übergangen, ber Referent diejes Ge— 
jeßbuchs, Dr. Edel, hatte jedoch ſchon vorher mündlich erflärt, daß 
es ihm aus juribiichen und politischen Gründen unmöglich ſei, die 
Strafe der körperlichen Züchtigung unter die Polizeijtrafen aufzu— 
nehmen. Zum jechjten Punkte ſprach ſich der erwähnte Entwurf 
dahin aus, der Ausſchuß jei, von dem Wunjche nach einer mög— 
lichen Verftändigung erfüllt, obgleich überzeugt, daß dadurch das 
ganze Gejeßbuch nichts gewinnen, im Gegentheile viel verlieren 
werde, bereit, dem in ber minifteriellen Erklärung enthaltenen 
Verlangen entjprechend, das Prinzip der mildernden Umftände als 
generalifirte Beftimmung im allgemeinen Theile fallen zu laffen. 
Im Anſchluſſe an das im fpeziellen Theile des Entwurfs befolgte 
Syſtem habe ber Referent zu erwägen, bei welchen Delikten auf 
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die Behandlung leichterer Fälle Rückficht zu nehmen jet und dabei 
darauf Bedacht zu nehmen, möglichiten Einklang mit ben bem 
Strafgeſetzbuche einzuverleibenden Beitimmungen des Preßgeſetzes 
berzuftellen. Bezügli ber Materie der Strafbarkeits-Ausſchlie— 
Fungsgründe und der damit fonneren ber geminberten Zurechnungs— 
fübigfeit habe Referent die Gründe der Ausſchließung der Straf: 
barkeit beziehungsweije der geminderten Zurechnung fpeziell aufzu- 
führen und diejelben mit möglichfter Vermeidung genereller Faffungen 
zu ergänzen. inwieweit in Folge diefer Syftemsänderung eine 
Herabjegung ber bisher angenommenen Strafininima, welche ver 
Ausſchuß in Folge der Annahme diejes Syſtems der mildernden 
Umstände vielfach erhöht, ja zum Theile erft eingefegt hatte, nöthig 
erjcheine, werde der Erwägung des Referenten anheim gegeben. 
Zum jiebenten Punkte wurde der Neferent beauftragt, zur Erzie- 
lung einer Webereinftimmung in der Frage der Dauer ber Polizei: 
aufficht und des Umfangs der Veberwahungsmaßregeln, die betref- 
fenden Beſchlüſſe einer nochmaligen Prüfung zu unterftellen und 
dabei eine Ausgleihung mit den betreffenden Beichlüffen des Aus: 
ichuffes der Kammer der NReichsräthe möglichſt anzuftreben. Zum 
achten Punkte war die Bereitwilligfeit des Ausichuffes ausgeſpro— 
hen, dem Wunjche der Staatsregierung entgegenzufommen. Zum 
britten Punkte, der als eigentlich nicht hieher gehörig in der Rei: 
benfolge der Punkte der minifteriellen Erflärung übergangen wurbe, 
war in dieſer Propofition bemerft, daß die hier angeregte Frage 
für jegt noch außer dem Bereiche der Berathungen des Ausjchufjes 
liege, da ihm keins Vorlage gemacht worden fei, weldye diefe übri— 
gens auf janftionirten Geſetzen beruhende Frage berühre. 

Nach der Abficht des Ausſchuſſes jollte nach Mittheilung die: 
jer Propofition eine Diskuſſion derjelben, kontradiktoriſch mit den 
Vertretern der Staatsregierung, ftattfinden. Dies war jedoch nicht 
möglich, weil fich leßtere unmittelbar nad) VBerlefung diefer Propo— 
fition entfernten und nur um authographirte Mittheilung berjelben, 
* falls fie zum Bejchlufie erhoben werben jollte, baten. Der Ausſchuß 
erhob hierauf einstimmig diefe Propofition zum Bejchluffe und beſchloß 
weiter, biejelbe den Vertretern dev Staatsregierung mitzutheilen '). 
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Mittel8 Schreibens vom 11. März 1858) erklärten die k. 
Staatsminijter der Juſtiz und des Innern, daß ſie ſich bei der 
Art und Weife, in welcher die von ihnen abgegebene Erflärung 
durch die Beichlüffe des Ausjchuffes vom 9. nämlichen Monats ges 
Ichäftlich behandelt worden jet, nicht zufrieden zu ftellen vermöchten, 
jich vielmehr veranlaft jähen, das dringende Erſuchen an den Aus- 
ſchuß zu richten, daß derjelbe über die jämmtlichen in ber erwähn: 
ten Erklärung formulirten Punkte fich in beftimmter die angeregten 
Fragen klar und volljtändig erledigender Weife ausjpre- 
hen möge, bevor auf eine Berathung über den allgemeinen Theil 
des Entwurfes des Polizeiftrafgefeßbuches oder auf eine zweite Le— 
jung der bisherigen Ausihußbejchlüffe über den Entwurf des all: 
gemeinen Strafgejegbuchs eingetreten werde. Der Ausſchuß beihloh . 
hierauf in feiner Situng vom 12. März, durch feinen Borjtand 
ein eingebendes Schreiben an die genannten k. Staatsminifter zu 
erlaſſen und venjelben das Protokoll vom 6. März, in welchem bie 
Ergebniffe der Detailbejprehungen über die in Rebe jtehenden acht 
Punkte niedergelegt find, in vollftändiger Abjchrift beizulegen, um, 
wie das Schreiben fi) ausdrückt, einen fprechenden Beweis jeiner 
Bereitwilligfeit und feiner Loyalität zu geben ?). 

Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neichsräthe, 
welhem durch den Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abge— 
orbneten jämmtliche feit Ablauf der Vertagung gepflogenen Ber: 
bandlungen mitgetheilt worden waren, verhielt fich in der Sache 
volljtändig pafliv. 

An 20. März 1858 kam fodann dem Gejehgebungsausichuffe 
der Kammer der Abgeordneten eine k. Entfchliegung vom nämlichen 
Tage?) zu, in welcher ausgeſprochen ift, daß fi Seine Majejtät 
bewogen gefunden haben, die Sikungen der zur Berathung ber 
Entwürfe des Gejeßbuches über Verbrechen und Vergehen und des 
Polizeiftrafgefegbuches einberufenen Geſetzgebungsausſchüſſe der 
Kammer der Reichsräthe und der Kammer der Abgeordneten auf: 
zubeben, nachdem jich Allerhöchftderjelbe aus den mit dem Gejeß: 7 
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gebungsausichuffe der Kammer ver Abgeordneten bisher gepflogenen 
Verhandlungen überzeugt habe, daß ein Einverſtändniß über ent⸗ 
\heidende Grundlagen der genannten Entwürfe nicht zu erzies 
len jei. 

Damit war bie gejegeberifche Arbeit auf dem Gebiete des 
Strafrechts und des Polizeiſtrafrechts vollftändig abgebrochen, und 
zwar nicht blos für den Augenblid, da Jedem, der die Sache mit 
Aufmerkjamkeit verfolgte, Har geworben fein mußte, daß eine Wie- 
deraufnahme biejer Arbeit von Seite der damaligen Minifter kaum 
zu erwarten fei. Was auf die Aufhebung der Sigungen der Ge: 
jeggebungsausjchüfie folgte, Tebt noch zu frifch in der Erinnerung, 
als day ein näheres Eingehen hierauf nöthig wäre. Die im Herbite 
1858 erfolgte Kammerauflöjung beziehungsweije bie hiedurch noth⸗ 
wendig gewordene und im Dezember nämlichen Jahrs vorgenom: 
mene neue Wahl gab dem bayerifchen Volke Gelegenheit, feine 
Anficht thatjächlich Fundzugeben. Es gejchah dies in unzweideuti- 
ger Weije, und zwar jowohl durch die Wahl im Allgemeinen, als 
auch insbejondere dadurch, daß jämmtliche Mitglieder des Geſetz⸗ 
gebungsausichuffes der Kammer der Abgeordneten, zum Theile jo: 
gar mehrfach, wieder gewählt wurden, Dem in den Monaten 
Jänner, Februar und März 1859 verfammelten Landtage wurde 
feine die in Rede jtehende Gejeßesreform betreffende Vorlage ges 
macht, ja die Staatsregierung veranlafte nicht einmal die Wahl 
der Gejeßgebungsausihüffe, gab aljo dadurch unzweifelhaft kund, 
daß fie auch nach dem Landtage an dieſe Arbeit Hand anzulegen 
nicht gejonnen jei. Bald nah dem Schluffe diefes Landtags än— 
derte fich jevoch die Lage, indem die Mehrzahl der Minifter abtrat 
und an ihre Stelle Männer traten, welche den entjchiedenen 
Willen hatten, die jchon im Jahre 1848 verjprochenen Reformen 
durchzuführen. 

Diefen Willen Iprachen fie auch dem im Sommer 1859 ein: 
berufenen Landtage gegenüber insbejondere dadurch aus, daß fie die 
Wahl der Geſetzgebungsausſchüſſe aus dem Grunde beantragten, 
weil diefelben noch vor dem Zujammentritte des nächiten Landtags 
zur Berathung der ihnen vorzulegenden Gejeßbücher einberufen 
werben follten. Die Kammer der Abgeorbneten wählte in ihren 
Ausſchuß ſämmtliche früheren Mitglieder desjelden und die im 
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Ausihuffe ver Kammer der Neichsräthe eingetretenen Aenderungen 
hatten Lediglich in äußeren Berhältniffen ihren Grund. 

Durch allerhöchites Reſeript vom 26. April 1860 wurben bie 
Gejeßgebungsausichüffe auf den 4. Juni einberufen. Noch am 
nämlihen Tage erfolgten die Vorlagen der Staatsregierung, be- 
ftehend in dem Entwurfe 1) eines Strafgefeßbuche, 2) eines Polizei- 
ftrafgejeßbuchs und 3) eines Gefetes, die Einführung der beiden 
vorgenannten Gefeßbücher betreffend. Der Entwurf des Strafgefet- 
bus war im Mefentlichen eine Weberarbeitung der vom Gefeß- 
gebungsausichuffe der Kammer der Abgeordneten in den Jah— 
ren 1856 bis 1858 gefaßten Beſchlüſſe mit denjenigen Modifika— 
tionen, zu deren Annahme fich der genannte Ausſchuß im März 
1858 bereit erflärt hatte. Der Entwurf des Polizeijtrafgefeßbuchs 
war weſentlich umgearbeitet und namentlich die früher von ber 
Staatsregierung jo entſchieden vertheidigte Strafe der Förperlichen 
Züchtigung ganz entfernt, Der Entwurf des Einführungsgejeßes 
enthielt neben den gewöhnlichen Beftimmungen eines Promulgations- 
patentes, unter denen insbejondere die Beſtimmungen varüber, welche 
ältere Gejehe und Verordnungen durch die neuen Gejeßbücher aufs 
gehoben werben und welche neben benjelben aufrecht erhalten blei= 
ben, durch ihre jeden Zweifel ausjchliegende Präzifion ſich aus— 
zeichnen, weiter noch Beftimmungen über die Zuſtändigkeit und das 
Verfahren in Strafjachen, über den Wahrheitsbeweis in Verleum— 
bungsfällen, das Berfahren in Preßſtraf- und in Injurienſachen, 
ferner über das Berfahren in Uebertretungsjachen in den Landes- 
theilen biesfeits des Rheins, endlich einige befondere Beitimmungen 
für die Pfalz, welche vorzugsweiſe den Zweck hatten, theils verjchie- 
dene durch die neue Geſetzgebung dort entftehende Lücken auszufüllen, 
theils manche ber daſelbſt in Wirkſamkeit verbleibenden Spezial- 
gejete mit den neuen Gefegbüchern mehr in Einklang zu bringen. 
Hervorzuheben iſt jogleich hier noch, dak der Entwurf des Einfüh— 
rungsgefeges die Aburtheilung aller Uebertretungen, alſo auch der 
eigentlichen Bolizetübertretungen, an die Gerichte verwies, bie 
Staatsregierung aljo auch in diefer wichtigen Frage einen von dem 
frühern durchaus abweichenden Standpunkt einnahm. Dieſe drei 
Entwürfe find abgebrudt in den Berhandlungen der Kammer der 
Abgeordneten in den Jahren 18°%, Beil.Bb. I ©. 3—177. Am 
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der Ausſchußſitzung vom 5. Juni 1860 wurde ich zum Referenten 
über das Strafgeſetzbuch und das Einführungsgefeß, Profefior 
Dr. Edel zum Referenten über das Polizeiſtrafgeſetzbuch gewählt, 
während der Ausjchuß der Kammer der Reichsräthe den Staats: 
und Reichsrath v. Maurer mit dem Neferate über das Strafgejeg- 
buch, den Reichsrath v. Niethammer mit jenem über das Polizeis 
itrafgejegbuh und den Staats- und Reichsrath Präfidenten Dr. 
v. Heins mit dem Referate über das Einführungsgejeß betvaute. 
Ich vollendete noch im Laufe des Monats Juni meinen 
Bortrag über den allgemeinen Theil des Strafgejeßbuchs '), jo daß 
die Berathungen hierüber jhon am 4. Juli 1860 beginnen Eonnten. 
Sie wurden in den Sitzungen vom 4., 6., 7. und 10. Juli 1860 
vollendet und der vorläufige Beſchluß im der Situng vom 11. Juli 
fetgeftellt ). Schon am 23. Juli 1860 erjchten der Vortrag des 
Referenten des Gejeßgebungsausichuffes der Kammer der Reichs— 
räthe über den allgemeinen Theil ®) und faſt gleichzeitig mein Vor— 
trag über den bejondern Theil des Strafgejeßbuchs +). Nachdem 
inzwiſchen der Gejeßgebungsausjchuß der Kammer der Abgeoroneten 
in jeinen Sigungen vom 28, und 30. Juli, dann 1. Auguft 1860. 
den allgemeinen Theil des Bolizeiftrafgejeßbuchs berathen hatte, 
Ichritt der Gejeßgebungsausihug der Kammer der Reichsräthe im 
jeiner Sikung vom 8. Auguft zur Berathung des allgemeinen 
Theils des Strafgejeßbuchs und brachte diejelbe in der nämlichen 
Sigung zu Ende’). Am darauffolgenden Tage begann der Gejch- 
gebungsausihuß der Kammer der Abgeordneten die Berathung des 
bejondern Theils des Strafgeſetzbuchs. Diejelbe wurde im der 
Sitzung vom 28. Auguft vollendet, die gefaßten Beſchlüſſe, und 
zwar jomweit nöthig mit Rüdgriff auf den allgemeinen Theil, wur: 
den jedoch in den Sigungen vom 17., 18. und 19. September 
1860 einer nochmaligen Reviſion unterjtellt, worauf in der legt: 


) Abgebrudt am oben angeführten Orte S. 128—141. 
) Verb. der K. d. Abg. in den Jahren 18°%,, Beil-Bb. II ©. 3—19. 
) Berh. des Gefepgeb.Ausih. der K. d. Reichsr. von den Jahren 
18%, Beil. Bo. S. 1-41. 
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erwähnten Sitzung die Feſtſtellung der Befchlüffe erfolgte.) Bald 
darauf Tiefen beim Gejeßgebungsausjchuffe der Kammer der Abge— 
ordneten verjchtedene zum Theil jehr umfaffende und weit gehende 
Bemerkungen und Abänderungsvorichläge ein, nämlich 1) von zwölf 
Abgeordneten aus der Pfalz zum Straf: und zum Bolizeiftrafgefeß- 
buche, 2) vom Abgeordneten Medikus zum inführungsgefeße 
und 3) vom Abgeordneten Rabl zum Polizeiſtrafgeſetzbuche ?). 
Dies veranlafte einen weitern Vortrag von meiner Seite, der fid 
über die Bemerkungen und Vorſchläge der Abgeordneten aus ber 
Pfalz zum Strafgejeßbuche, über die von den unjrigen abweichenden 
Beichlüffe des Ausjchufes der Kammer der Reichsräthe zum allge: 
meinen Theile des Strafgejeßbuchs und über jene Aenderungen 
verbreitete, welche ich in Folge der inzwijchen vorgenommenen Be: 
rathung des Polizeiftrafgejegbuchs als nothwendig erachtete ). Hier: 
über fand, nachdem fi) der Ausihuß der Kammer ber Abgeord: 
neten vom 25. Oftober bis 16. November 1860 mit dem befondern 
Theile des Polizeiſtrafgeſetzbuchs befchäftigt hatte, in der Ausſchuß— 
fitung vom 22. November 1860 Berathung und Beſchlußfaſſung 
‚statt *). Inzwiſchen hatte auch der Referent des Gejekgebungsaus: 
ſchuſſes der Kammer der Neichsräthe feinen weitern Vortrag vol: 
(endet, der fich nicht nur mit dem bejondern Theile, jondern auch 
mit jenen Aenderungen bes allgemeinen Theils bejchäftigte, welche 
der Ausfhuß der Kammer der Abgeordneten nachträglich vorge 
nommen hatte’). Die Berathungen hierüber fanden in den Sigun- 
zen des Ausfchuffes der Kammer der NReichsräthe vom 26., 27., 
29. und 30. Novenber 1860 ſtatt“). Die Situngen des Aus 
ichufjes der Kammer der Abgeordneten vom 5. bis 14. Dezember 
1860 wurden mit der zweiten Lejung des Polizeiſtrafgeſetzbuchs 
ausgefüllt. Inzwiſchen war auch mein Vortrag über das Einfüh: 
rungsgefeß zur Bertheilung gekommen”). Ich erklärte mich mit 
9 Beh. d. R. d. Mg. 18%, Beil®. IT ©. 36-110. 
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fait allen Beitimmungen des Entwurfs einverftanden, konnte die— 
jelben aber zur Durchführung der neuen Gejeßgebung nicht für 
genügend halten. Die hauptfächliche Schwierigfeit der Durchführung 
feat in dem Umjtande, daß, während die vorliegenden Gefegbücher 
für das ganze Königreich berechnet find, die Verſchiedenheit der 
Strafprozeßgejeßgebung vorläufig noch bejtehen, im  biesjeitigen 
Bayern nämlich der II. Theil des Strafgeſetzbuchs von 1813 in 
Verbindung mit der Novelle vom 10. November 1848, in ber 
Pfalz dagegen der Code d’instruction criminelle in Wirkſamkeit 
bleibt. Um zu verhindern, daß die Verjchiedenheit des Verfahrens 
die als eine der Hauptaufgaben der neuen Geſetzgebung angejtrebte 
Gleichheit des Strafrechts illujorifch mache, hielt ich noch manche 
im Entwurfe nicht vorgejchlagenen Bejtimmungen nöthig, durd 
welche verjchiedene mit dem Strafrechte innig zujammenhängende 
Materien gleihheitlih für das ganze Königreich geregelt werden. 
Sch ſchlug deshalb insbejondere erſchöpfende Beitimmungen über die 
Unterfuhungshaft und den Kafjationshof vor, denen dann ſpäter 
der Ausſchuß auf Vorſchlag des Abgeorbneten Baur noch Beitims 
mungen über die Bildung der Schwurgerichte in der Pfalz anreihte. 
Die Berathung und Beichlußfaffung über das Cinführungsgejeg 
begann im Ausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten am 15. De: 
zember und wurde beendigt am 21. Dezember 1360 '). 

Ende Dezember 1860 trat der Landtag jelbit zufammen und 
e8 mußten nun die den Ausſchüſſen nicht angehörigen Kammer: 
mitglieder nach Vorjchrift des Gejeges vom 12. Mai 1848 auf: 
gefordert werden, von dem ihnen gejeglich zujtehenden Rechte, Ab: 
änderungsvorjchläge einzureichen, innerhalb einer feſtgeſetzten Frift 
Gebrauch zu machen. Bon Seite der Mitglieder der Kammer ber 
Abgeordneten wurde von diefem Rechte ein jehr ausgebehnter Ge: 
brauch gemacht. Insbeſondere Tiefen jehr viele und zum Theile 
ſehr einfchneidende Anträge zum Polizeiftrafgefegbuche und zum 
Einführungsgefege ein, was bie Ausarbeitung neuer jchriftlicher 
Vorträge der Referenten wenigftens über dieje beiden Gejege nöthig 
machte und umfafjende neue Verhandlungen veranlapte, an benen 
nach dem mehrangeführten Gejege vom 12. Mai 1848 ſämmtliche 
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Kammermitgliever Theil zu nehmen berechtigt waren, von welchem 
Rechte gleichfalls eine größere Zahl wirklich Gebrauch machte, was 
mehr als alles Andere beweist, welchen großen Antheil die Bevöl— 
ferung des Landes an der neuen Gejeßgebung nahm. Die Bera- 
thungen begannen, nachdem inzwilchen, nämlih am 25. und 
26. Januar 1861, der Ausſchuß der Kammer der Neichsräthe über 
das Bolizeiftrafgejegbuch Berathung gepflogen hatte, im Ausſchuſſe 
der Kammer der Abgeordneten am 21. März 1861 über das Ein: 
führungsgejeg. Diejelben wurden am 22., 23. und 24. März 
fortgejegt und am legtern Tage vollendet '). Am 4. April 1861 
erfchien der Vortrag des Referenten des Geſetzgebungsausſchuſſes 
der Kammer der NReichsräthe über das Einführungsgefeg ?) und die 
Berathung fand in dieſem Ausſchuſſe in den Sigungen vom 23. 
und 24. April ftatt’). Die Bejchlüffe find in einem Schreiben 
an den, Gejehgebungsausihuß der Kammer der Abgeordneten vom 
24. April zujammengeftelt *). In den Situngen des Gejeßgebungs- 
ausjchufjes der Kammer der Abgeordneten vom 2., 3., 6. und 
7. Mai wurde die nochmalige Berathung des Strafgeſetzbuchs vor- 
genommen und die besfalljigen Bejchlüffe find in einem Schreiben 
an den Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neichsräthe von 
11. Mai enthalten‘), Am 23., 24. und 31. Mai nahm endlich 
der Gejeßgebungsausihuß der Kammer der Abgeordneten eine noch: 
malige Berathung des Einführungsgejeges vor®). 

Am 18. Mai hatte der Referent des Gejeßgebungsausschufjes 
der Kammer der Neichsräthe einen weitern Vortrag über das 
Strafgejeßbuch erjtattet”) und die Berathung hierüber erfolgte in 
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) Vortrag a. a. O. Beil. Bd. II S. 357—379, Verh. a. a. O. Beil. Bd. 
II S. 317—363. 

?) Verb. des Geſetzg.-Ausſch. der K. d. Reichsr. von den Jahren 18°%,, 
Beil, Bd. S. 379—470. 

2) a. a. O. S. Bd. Il S. 1-—117. 

) a. a. O. ©. Beil.Bd. S. 471 - 486. 

) Verh. d. K. d. Abg. in den Jahren 18%, Bd. IT S. 420 - 449. 

Ra. a. O. ©. 449 -468. 

) Verb. des Geſetzg.Ausſch. der K. d. Neicher. von den Jahren 18%, 
Beil.Bd, S. 487—519, 


Einleitung. 33 


der Sigung diefes Ausjchuffes vom 25. Mai’), Nach gleichmäßi: 
gr Erledigung des Polizeijtrafgejegbuhs nahm ſodann diejer Aus: 
ſtuß in feiner Sigung vom 7. Juni eine nochmalige Berathung 
des Einführungsgejeßes vor ?). 

Damit waren die getrennten Berathungen der beiden Gejeb- 
gebungsausjchüfle beendigt und diejelben hatten der Vorjchrift des 
Geſetzes vom 12. Mai 1848 gemäß nunmehr zu gemeinjchaftlichen 
Beratungen zujammenzutreten, um fich über. die noch bejtehenden 
Differenzpunfte möglichft zu verftändigen. Dieje gemeinfchaftlichen 
Sigungen batten am 8. Juni 1861 über das Strafgejeßbuh, am 
10. und 11. Juni über das Polizeiftrafgejeßbuh und am 12. Juni 
über das Einführungsgeſetz ſtatt). Sie Lieferten das höchſt er: 
freulihe NRejultat, dag fih die Gejeßgebungsausichüfle der beiden 
Kammern über die drei in Rebe ftehenden Entwürfe vollftändig 
einigten. 

Es wurde nunmehr eine vollftändige Faſſung der drei Ent- 
würfe nach den übereinftimmenden Bejchlüffen der beiden Geſetz— 
gebungsausschüffe angefertigt *) und dieſelbe der Staatsregierung 
zur Abgabe der in Art. X des Gefeßes vom 12. Mai 1848 vor: 
ausgeſetzten Erklärung überjendet. Dieſe Erklärung erfolgte am 
5. September 1861. Nach derjelben wurde den von den Geſetz— 
gebungsausichüffen gefaßten Beichlüffen in Anfehung des Entwur- 
jes eines Strafgejegbuchs unbedingt, in Anjehung der beiden an- 
dern Gefegesentwürfe mit alleiniger Ausnahme zweier Punkte — 
Art. 204 des Polizeiftrafgefeßbuchs und Art. 61 des Einführungs- 
gejeges in der oben erwähnten Faſſung — die Zujtimmung er: 
theilt °). Beide Punkte waren von verhältnigmäßig jehr unterge- 
orbneter Bedeutung. Art. 61 des Einführungsgejeßes bezweckte, 
dem wegen eines Prekvergehens vor ein Schwurgericht Geladenen 
das Recht einzuräumen, ſich durch einen mit einer Spezialvollmacht 
verjehenen Anwalt oder fonjtigen Rechtsverftändigen vertreten zu 


) a. a. O. Bd. I &.119—163; die Befchlüffe find zufammengeftellt im 
Beil. Bb. S. 520-523. 
) a. a. D. Bd. II S. 251—289 und Beil.Bd. S. 662-—664. 
») Verb. der K. d. Abg. in den Jahren 18°%, Bd. III ©. 468-520. 
*) abgedrudt a. a. DO. Bd, U S. 370—466. 
) a. a. O. Bd. II ©. 468. 
Beis, Das Strafgeſehbuch für das Königreich Bayern. 3 


34 Einleitung. 


faffen, in der Art, daß die Verhandlung in einem jolchen alle 
in derfelben Weife zu pflegen gewejen wäre und das Urtheil in 
jeder Beziehung die gleiche Wirkung gehabt hätte, als beim per: 
jönlichen Erſcheinen des Bejchuldigten. Ach rieth der Kammer der 
Abgeordneten, bei dem großartigen Entgegenfommen der Staats: 
regierung, bei der Größe und Wichtigkeit der Sadye und bei dem 
Umftande, daß den gegen die fragliche Beitimmung gemachten Ein: 
wendungen eine Berechtigung nicht abgejprochen werden könne, auf 
diefer Beftimmung nicht weiter zu beharren. Gleiches that Dr. Edel 
bezüglich des im Polizeiftrafgefeßbuche beanjtandeten Punktes. Die 
Kammer der Abgeordneten nahm hierauf in jehr gehobener Stim: 
mung in ihrer Sibung vom 10. September 1861 die drei Ent: 
würfe mit einer an Stimmeneinhelligfeit grängenden WMajorität, 
nämlich das Strafgejegbuch mit 119, das Polizeiſtrafgeſetzbuch mit 
120 und das Einführungsgejeß mit 119 unter 122 Stimmen ohne 
eigentliche Diskujjion an. Gleiches that die Kammer der Reiche: 
räthe in ihrer Eitung vom 12. September 1861. mit Stimmen: 
einhelligkeit. Im Landtagsabichicde vom 10. November 1861 er: 
folgte jodann die fünigliche Sanktion und e8 war damit das große 
jo lange angeftrebte Werk vollendet. Am 1. Juli 1862 treten die 
neuen Gejeßbücher, und zwar gleichzeitig mit dem allgemeinen 
deutjchen Handelsgeſetzbuche und den die bezüglichen Verſprechungen 
des Jahres 1848 vollitändig löſenden Gefeßen über Gerichtsorgani- 
jation und Notariat in Wirkjanteit. 

Ich Habe mich im Vorſtehenden vielleicht etwas weiter ge: 
faßt, als es nöthig jcheinen möchte. Allein ich hielt e8 aus ver: 
jchiedenen Gründen für zwedmäßig. In der Gejchichte dieſes Ge- 
jeßgebungswerfes von 1848 bis 1861 Tiegt nämlich zugleid, ein 
Theil der Gejchichte unſeres Landes überhaupt, indem fie bejjer als 
manches Andere ein Bild unſerer Zuſtände in der angegebenen 
Periode und der Entwicdelung unjeres öffentlichen Lebens gibt. 
Sie Liefert insbejondere auch den thatjächlichen Beweis, daß die 
fonjtitutionelle Staatsform das Zuftandebringen auch großer Geſetze 
dann nicht hindert, wenn Regierung und Bolfsvertretung, ſowie 
die einzelnen Theile der letztern in richtiger Würdigung der Be: 
dürfnifje des Landes jich mit dem Wunſche, diefe Bebürfniffe zu 
befriedigen, vedlich entgegenfommen, Allerdings geſtattet bieje 
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Staatsform ein unbedingtes jtarres Feſthalten an einmal gefakten 
Meinungen nicht, es ift ein gegenfeitiges wohlwollendes Nachgeben 
nöthig, an dem es aber da nie fehlen wird, wo das Eonjtitutionelle 
Leben ſich mehr entwicelt hat, in Folge deſſen das Volk auf einer 
söheren Stufe politifcher Bildung fteht und Regierung und Bolt 
fih in dem Beftreben geeinigt haben, dasjenige, was das wahre 
Wohl des Landes fordert, ins Leben zu rufen. Ein ſolches gegen: 
jeitiges Nachgeben iſt aber unter den ſoeben angegebenen Voraus: 
jegungen auch dem Gejeßgebungswerfe ſelbſt durchaus nicht nad): 
teilig, ja im Gegentheile häufig jehr vortheilhaft. Es kommen 
dadurch allerdings zuweilen einzelne Bejtimmungen in das Geſetz, 
mit denen jelbjt einer oder der andere von denjenigen, welche an 
der Gejeßgebungsarbeit den eingreifenditen Antheil genommen haben, 
nicht einverftanden ift, wegen deren vielleicht auch die wiſſenſchaft— 
liche Kritik das Werk tadelt, allein es fchadet dies dem Werke im 
Ganzen in der Regel nichts oder doch nur jehr wenig und es wird 
diejer Nachtheil, wenn ein jolcher vorhanden ift, durch die Vortheile, 
die das Ganze gewährt, vielfach aufgewogen. Ja das Nachgeben 
ſelbſt hat nicht felten das Gute, daß vorhandene Gegenſätze dadurch 
in billiger Weije ausgeglichen werden. Einen ganz bejondern und 
wejentlichen Vortheil aber bietet die Fonjtitutionelle Staatsform 
dadurch, daß in der Art und Weife, wie bei ihr die Geſetze zu 
Stande kommen, die größtmögliche Gewähr dafür Liegt, daß die 
Geſetze den Berhältniffen und wirklichen Bedürfnifien des Landes 
entjprechen und daß jich die Gejeßgebung nicht willkürlich, ſondern 
naturgemäß aus dieſen Berhältniffen und Bedürfniſſen entwickelt. 
Dieſer Vortheil kann nicht hoch genug angejchlagen werben, denn 
die naturgemäße Entwidelung der Gejeßgebung eines Volkes ift die 
Bedingung der naturgemäßen Entwidelung des Volkes jelbft. 

Blicken wir deshalb freudig auf das vollendete Werk und mit 
Vertrauen in die Zukunft. Großes tjt vollendet; was noch fehlt, 
wird mit Gottes Beiltand die Zukunft bringen, wenn wir ung 
ſelbſt treu bleiben. 
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Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beflimmungen. 


Erjtes Hanptitüd. 
Begriff der Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen; An— 
wendung der Strafgeſetze. 


ATL.1: 
Handlungen, welche die Gefehe mit Todes- oder Buchthaus- Zearif der 


Verbrechen, 
ſtrafe bedrohen, find Verbrechen; — Handlungen, welche die  Bergeden 


Geſttze mit Gefängnig oder mit einer Geldfirafe, deren höchſter en 
Setrag hundert und fünfzig Gulden überfleigt, bedrohen, find Wer- 
gehen; — Handlungen, welche die Gefehe mit Arreſt oder mit 
einer Geldftrafe deren höchfler Betrag hundert und fünfjig Gulden 
nicht überfleigt, bedrohen, find Mebertretungen. 
Diefer Artikel findet in der Hauptjache bereits in demjenigen, 
was in ber Einleitung über das Syſtem der neuen Geſetzbücher bemerkt 
it, feine Erläuterung Wir haben hiernad vier Klaffen öffentlich 
ftrafbarer Handlungen, nämlid 1) Verbrechen, 2) Vergehen, 3) Ueber: 
tretungen unb 4) Polizetübertretungen. Die brei erſten Klaffen zufam: 
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men umfaffen bie dem eigentlich ftraftrechtlichen Gebiete angehörigen Hands 
lungen, während die übrigen mit öffentliher Strafe bedrohten Handlungen 
unter den Begriff der Polizeiübertretungen fallen. Das Strafgefeßbuch 
beſchäftigt ſich nur mit den drei erften Klaffen, da die auf die Polizei- 
übertretungen ſich beziehenden Beitimmungen im Polizeiftrafgefeßbudhe 
enthalten find. Man kann deshalb das Syſtem auch zur größern 
Deutlichkeit in der Art aufftellen, daß man fagt: Alle mit öffentlicher 
Strafe bedrohten Handlungen: zerfallen in zwei Hauptllaffen, nämlich 
1) ſolche, weldye vom ftrafrechtlihen und 2) foldhe, welche vom polizei= 
lihen Standpunkte aus zu beurtheilen find. Erſtere zerfallen dann 
wieder nad) der Natur und der Größe der Strafe, mit welcher fie be: 
droht find, in drei Unterflaffen, nämlich Verbrechen, Vergeben und Ueber: 
tretungen. Bei der Ausjcheidung der ftrafbaren Handlungen in die 
zwei angeführten Hauptklaffen ging der Gefetgeber von bem Gedanken 
aus, daß in bie erfte Klaffe alle Handlungen, aber auch nur foldye 
Handlungen gehören, durch melde bejtehende Rechte verlekt werben, 
beziehungsweife in die Rechtsordnung des Staates eingegriffen wird, 
während die bloßen NRedytsgefährdungen dem Gebiete des Polizeiſtraf— 
rechts angehören. Unbedingt ließ fid) diefer Gedanke aber nicht durch— 
führen, einerfeitS weil einzelne MNechtsgefährdungen in fo hohem Grabe 
gemeingefährlih find, dag eine Beahndung derſelben mit bloßen Poli: 
zeiftrafen nicht ausreichend erjchien, und anderſeits weil manche derſel— 
ben mit Rechtsverlegungen in fo innigem Zufammenhange ftehen, daß 
fie, wenn bie Deutlichfeit und Weberfichtlichkeit nicht geftört werben 
follte, nothwendig gleichzeitig mit denfelben behandelt werben mußten. 
Daher kommt es, daß auch im Strafgefeßbuche einzelne Rechtsgefähr: 
dungen behandelt find; ihre Zahl ift übrigens verhältnifmäßig ſehr 
gering. Sch werde bei ben betreffenden Artikeln darauf aufmerkſam 
machen. 

Die im Vergleiche zum Entwurfe allgemeine Faſſung des Ars 
titel8 — „die Geſetze“ ftatt „das gegenwärtige Geſetzbuch“ — wurde 
deshalb gewählt, weil die in der criten Abtheilung des gegenwärtigen 
Geſetzbuchs enthaltenen allgemeinen Beftimmungen, alfo namentlich auch 
bie des Art. 1, nicht blos auf die im gegenwärtigen Gefeßbuche, jon- 
dern auch auf die in Spezialgefeben vorgefehenen ftrafbaren Handlungen 
anwendbar fein follen, foferne nicht in dem betreffenden Spezialgefeße 
oder in dem Einführungsgejege etwas Anderes bejtimmt ift. Ich 
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werde übrigens auf biefen Punkt bei ber Erläuterung ber betreffenden 
Beftimmungen des Cinführungsgefebes zurüdtommen. 


Art. 2 


Geftattet das Gefeh, flatt der angedrohten Werbredens- eine 
dergehensſtrafe oder flatt der angedrohten Wergehens- eine Heber- 
iretungsfirafe ausnahmsweife auszufprechen, fo nimmt die alfo 
befirafte Handlung mit dem Urtheile und zwar im erflen Salle die 
Hatur eines Bergehens, im zweiten die einer Mebertretung an. 

Art. 1 nimmt als Unterfcheidungsmerkmal, ob eine Handlung 
Verbredyen, Vergehen ober Uebertretung fei, nicht diejenige Strafe, 
welche gegen die betreffende Perſon wirflid, verhängt wird, fondern jene 
mit weldyer die Handlung im Geſetze bebroht ift, und zwar, wenn ges 
ſetzlich verſchiedene Strafen zuläffig find, die höchſte dieſer Strafen an. 
Die Theilnahme an einer Körperverlekung ber in Art. 234 Ziff. 1 
bezeichneten Art 3. B. erfcheint demnach als Verbrechen, da ben Theil 
nehmer nach diefer Gefekesitelle in Verbindung mit Art. 52 Zucht: 
hausftrafe bis zu 16 Jahren treffen kann. In vielen Fällen geftat: 
tet jedoch das Geſetz eine Herabjegung der Strafe, fo daß in ber 
Wirklichkeit auf eine nicht blos der Dauer, fondern auch der Gattung 
nach geringere Strafe erkannt werben kann. So kann z. B. in dem 
je eben angeführten Falle, vorausgefegt, daß es fih nur um eine ber 
in Art.54 Ziff. 2—4 aufgezählten Arten der Theilnahme handelt, die 
Strafe in Anwendung der Art. 55 und 16 bis zu einem Jahre Ges 
fängniß berabgefegt werben. Um nun in folden Fällen der Straf: 
berabfegung ihre volle Wirkfamkeit zu ſichern, wenigftens in biefer 
Beziehung feinen Zweifel beftehen zu Iaffen, hat der Geſetzgebungs— 
ausſchuß den Art. 2 einzufegen vorgeſchlagen. 

Sein Inhalt ift Har. Die Ummandlung der Natur ber Hand: 
lung tritt erft mit dem Urtheile ein, bis dahin wird ihre Eigenſchaft 
in jeder Beziehung nad der zuläfligen höchſten Strafe beurtheilt. Es 
gilt dies nicht blos in Beziehung auf die Art und Weiſe der Führung 
der Borunterfuhung, die Unterfuchungshaft u. ſ. w., fondern insbefon- 
bere auch auf die Zuftändigkeit. In dem oben angeführten Beifpiele 
muß deshalb der Befchuldigte immer vor das Schwurgericht verwiefen 
werden, wenn auch der Verweifungsienat noch fo fehr davon überzeugt 
if, daß fchließlih nur auf eine Gefängniß-, alfo eine Vergehenstrafe 
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erkannt werben wird, Man hielt dies für grunbfäßlich geboten, indem 
man ed mit dem Wefen des öffentlihmündlichen Verfahrens unvereinbar 
erachtete, einen Theil der befinitiven Entſcheidung über die Größe ber 
Schuld des Angeklagten dem Verweifungsfenate zu übertragen, ber 
ohne Öffentlihe und mündliche Verhandlung lebiglih auf ben Grund 
ber ihm vorgelegten Akten ber geheimen und ſchriftlichen Vorunter: 
fuhung entſcheidet. Art. 79 enthält anfcheinend eine Ausnahme von 
biefem Grundſatze. Es ift dies jedoeh in ber Mirflichkeit nicht ber 
Fall, weil nach Art. 77 gegen Perſonen, die zur Zeit der That das 
ſechzehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt hatten, niemals eine Per: 
brechensſtrafe ausgefprodhen werben kann, indem bie Gefängnißitrafe, 
auch wenn fie die ordentliche Dauer von fünf Jahren überfteigt, doc 
immer nad Art. 1 nur DVergebensitrafe ift. 

Der Umftand, daß wegen eines mit einer hundert und fünfzig 
Gulden überfteigenden Geldftrafe bedrohten Vergehens auf eine biefen 
Betrag nicht erreihenbe Geldftrafe erlannt wird, ift natürlich ohne 
Einfluß auf die Natur der Handlung, da die Eigenfchaft der Strafe 
als Vergehensftrafe hiedurd nicht geändert wird, indem nad) Art. 26 
das Minimum der Gelbftrafe bei Vergeben nur einen Gulden beträgt. 

Die Umwandlung der Natur der ftrafbaren Handlımg äußert 
ihre Wirkung vorzugsweife bei den Straffolgen. Jede Verurtheilung 
wegen eines Verbrechens bat 3. B. bekanntlich nah dem Wahl: 
gefege vom 4. Juni 1848 den Berluft bes Wahlrechts und ber 
Wahlfähigkeit bei den Wahlen der Landtagsabgeordneten zur Folge, 
während bei Vernrtheilungen wegen Vergehens dieſe Folge nur au 
nahmsweiſe, nämlid nur bei Verurtheilungen wegen einiger wenigen im 
Geſetze ausdrücklich aufgezählten Bergehen eintritt. Wer, um bei dem 
früheren Beifpiele zu bleiben, wegen Theilnahme an einer in Art. 234 
Ziff. 1 vorgefehenen Körperverlegung in eine Zuchthausſtrafe verur— 
theilt wird, verliert damit die fo eben angeführten Nechte. Cs ijt dies 
aber danır nicht der Fall, wenn er deshalb nur in eine Gefängnißftrafe 
verurteilt wird, weil mit biefem Urtbeile die Handlung die Natur 
eines Vergehend annimmt und die Bergehen ber SKörperverlegung 
nicht zu denjenigen gebören, wegen welcher biefe Folge eintritt. 
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Art. 3. 


Keine Handlung. kann als Verbrechen, Wergehen oder Heber- 
tretung mit einer Strafe belegt werden, wenn diefe nicht gefehlich 
befimmt war, ehe die Handlung begangen wurde. 

Am frühern Entwurfe ') lautete der diefem Artikel entjprechende 
Art. 2: „AS Verbrechen oder Vergehen können nur Handlungen be: 
ftraft werben, welche zur Zeit ihrer Verübung durd ein Gefek mit 
einer der im Art. 1 bezeichneten Strafen bedroht find“. Da es aber 
nah der diefer Beitimmung zu Grund liegenden Rechtsregel nicht ge: 
nügt, daß die Handlung zur Zeit ihrer Verübung überhaupt mit einer 
der im Art. 1 bezeichneten Strafen bedroht war, fo wurde eine etwas 
veränderte Faſſung vorgefchlagen, welche ar ausdrüdt, daß auch nur 
jene Strafe, mit welcher die betreffende Handlung zur Zeit der Ber: 
übung bedroht war, ausgefproden werben könne. In Folge befien 
brachte der Entwurf von 1860 die heutige Faffung, welcher ohne Gr: 
innerung zugeitimmt wurbe, 

„Geſetzlich bejtimmt” jagt der heutige Artikel, während der 
frühere Entwurf die Worte „durch ein Geſetz“ gebrauchte. Diefe 
Aenderung erfolgte, weil das betreffende Gebot oder Verbot, wegen 
deffen Uebertretung ftrafend eingefchritten werden ſoll, zuweilen auch 
durch eine Verordnung oder polizeiliche Vorſchrift erlaffen worden fein 
tann. Allerdings beftimmt Tit. VII $ 2 der Berfaffungsurkunde, daß 
ohne den Beiratd und die Zuftimmung der Stände des Königreichs 
fein allgemeines neues Gefetz, welches die Freiheit der Perfonen oder 
das Figenthum der Staatsangehörigen betrifft, erlaffen, noch ein ſchon 
beitehendes abgeändert, authentiſch erläutert oder aufgehoben werben 
darf. Strafrechtliche Beftimmungen können mithin, da fie immer bie 
dreiheit der Perfonen oder das Eigenthum ber Staatsangehörigen be: 
treffen, nur mit Zuftimmung der Kammern des Landtags, alſo nur auf 
dem Wege des Gefetes, erlaffen werden. Dies fließt aber nicht aus, 
im Geſetze für einzelne beftinmte Fälle zu beſtimmen, daß in Betreff 
derjelben Anordnungen durch Verordnung oder polizeiliche Vorſchrift 
follen erlaffen werden können und daß diejenigen, weldye biefen An: 


— 





) Unter dieſer Bezeichnung ſind immer die gleichlautenden Entwürfe von 
1853 und 1855 zu verſtehen. 


Anmwenbung 
des Geſed⸗ 
buchen, 
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orbnungen zuwiberhandeln, mit den im Geſetze beftimmien Strafen zu 
belegen feien. Die in Gemäßheit einer folhen gefeklihen Beftimmung 
erlaffenen Anordnungen find bem Gefete gleich zu adıten; es Kann 
mithin auf bdiefelben eben fo gut, wie auf ein wirkliches Strafgefek, 
eine Berurtheilung baftrt werden. Beifpiele diefer Art finden fih im 
Art. 248 u. 363 Abf. 2 des gegenwärtigen Geſetzbuchs. Auf fonftige 
Verordnungen oder Erlaffe, bei denen bie fo eben angegebene Vorausſetzung 
fehlt, dürfen bie Strafgerichte allerdings eine Verurtheilung nicht gründen, 
fondern fie müſſen, wenn weber ein Geſetz noch eine auf den Grund einer 
gefeglihen Beitimmung erlaffene Verordnung oder Vorſchrift vorlicgt, 
den Befchuldigten wegen Mangels einer gejeslihen Strafbeftimmung 
freifprechen. Insbeſondere find nach dem Haren Wortlaute des Art. 3 
auch alle andern Rechtsquellen, wie Gewohnheitsrecht, Analogie u. dgl., 
ausgeſchloſſen. 


Art. 4. 


Die in diefem Gefegbuche vorkommenden Ausdrüce „fraf- 
bare Handlung‘ oder „ſtrafbare Chat‘ — die Verbrechen, 
Vergehen und Aebertretungen. 

Dieſer Artikel wurde lediglich zur Redaktionserleichterung einge— 
ſtellt, um nämlich bei Beſtimmungen, die ſich auf Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen beziehen, nicht immer dieſe drei Worte neben ein— 
ander anführen zu müſſen. 


Art. 5. 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzbuches über firafbare Handlungen 
finden auch Anwendung auf firafbare Unterlaffungen. 

Auch diefer Artikel bezwedt nur eine Redaftionserleichterung, 
um nämlich bei folden Vorſchriften, welche gleichmäßig auf ftrafbare 
Handlungen und auf ftrafbare Unterlaffungen anwendbar find, nicht 
diefe beiden Worte immer neben einander ftelen zu müſſen. Es ift 
dies in ben Motiven bes frühern Entwurfs ausbrüdlih ausgeſprochen 
und fowohl hiedurch, als auch durch das dem Worte „Unterlaffungen“ 
beigefügte Adjectivum „ftrafbare* jede Mißdeutung ausgefchloffen. Daß 
Vorſchriften, welche eine pofitive Handlung vorausfegen, troß dieſes 
Artikels auf Unterlaffungen nicht angewendet werben können, ift ſelbſt— 
verftändlich, und ebenſo ift durch den Zufaß „ftrafbare” genügend aus— 
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gerückt, daß auch bei den Unterlafjungen, damit die Vorſchriften des 
Strafgeſetzbuchs auf fie angewendet werben können, alle jene Momente 
verliegen müſſen, melde im Allgemeinen und Befondern zum That: 
deſtande des betreffenden Reats gefordert find '). 


Art. 6. 


Die Strafbeftiimmungen des gegenwärtigen Gefeßbuches find 
nur auf vorfäßlich begangene Handlungen, dann auf jene fahrläf- 
ſigen Vechtsverlegungen anzuwenden, bezüglich welcher Ddiefes in 
der zweiten Abtheilung des Geſetzbuches ausdrücklich vorgefchrie- 
ben ifl. 

Durch diefen Artikel foll nichts weiter ausgebrüdt werden, ale 
daß im der Regel mur vorfäglich begangene Handlungen, fahrläffige aber 
nur ausnahmsweiſe, nämlih nur dann ftrafbar feien, wenn dies im 
der zweiten Abtbeilung des Geſetzbuchs ausdrücklich vorgefchrieben ift. 
Da mithin, von den nad ausdrüdlicher gefetlicher Vorfchrift ftrafbaren 
fabrläffigen Handlungen abgefehen, die Vorfäglichkeit allgemeine Bedin— 
gung der Strafbarfeit jeder Handlung ift, fo wurde bei Redaktion der 
fpätern Artikel, insbefondere des bejondern Theils, von diefem allge: 
meinen Erforberniffe überall abgefehen mit Ausnahme jener Fälle, wo, 
wie 5. B. in Art. 242, 248 und 363 Abſ. 2, der Zuſammenhang 
die ausbrüdliche Betonung der Vorfäglichkeit int Giegenfage zur Fahr: 
läfligfeit erfordert ?), 

Verſchieden von diefem allgemeinen Erforberniffe der Vorſätzlich— 
keit ift die zum befondern Thatbejtande mancher ftrafbaren Handlungen 
geforderte befondere Abfiht. Zum Thatbeftande des Todtjchlags (Art. 
229) genügt 3. B. die PVorfäßlichkeit der rechtswidrigen Handlung, 
durch welche der Tod des Andern verurſacht worden ift, nicht, fondern 
es ift außer diefer Vorfäglichkeit auch nocdy die befondere Abſicht, den 
Andern zu tödten, gefordert, indem fonft die Handlung nur als vor: 
füglihe Körperverlegung nach Art. 234 Ziff. 1 ftrafbar ift. Ueberall, 
wo neben der Vorſätzlichkeit noch eine folde befondere Abſicht zum 
Thatbeftande gehört, ift dies im Geſetze befonders ausgebrüdt, und 





1) Verh. d. Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. 1, 
©. 


3. 
N) Berh, d. K. d. Abg. in den Jahren 18°%,, Beil. Ed. II S. 5 Ziff. VI. 
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zwar bald durch die Worte „in der Abſicht“, bald durch die Formel 
„zu dem Zwecke“, „abjihtlih um” oder „um” mit bem betreffenden 
Zeitworte oder in ähnlicher Weife. 

Das Gefeß gibt Feine Definition von Vorfäslihfeit und 
eben fo wenig von Fahrläſſigkeit, und zwar hat man abfichtlid 
unterlaflen, eine Begriffsbeftimmung darüber, was unter rechtswidrigem 
Vorſatze und was unter Fahrläffigkeit zu verjteben fei, im Geſetze auf: 
zuftellen. Die Motive des frühern Entwurfs’) bezieben fi zur Recht: 
fertigung diefer Unterlaffung auf die Motive zum Entwurfe des Ge: 
jeßes vom 29. Auguft 1848, die Abänderung einiger Beftimmungen 
des erjten Theils des Strafgefeßbuhs von 1813 betreffend, umd bie 
feit Einführung diefes Geſetzes gefammelten Erfahrungen, welche eben: 
fals dafür fpreden, daß Begriffsbeitimmungen diefer Art füglid bin: 
weggelaffen werden fünnen, Art. 1 Abſ. 1 des erwähnten Geſetzes 
vom 29. Augujt 1848 lautet, übereinftimmend mit dem feiner Zeit 
von der Stuatsregierung vorgelegten Gntwurfe: „Ob eine dem Straf: 
geſetze Außerlicy zumiderlaufende Handlung vorfüglid begangen worden 
oder ob dem Thäter desfalls Fahrläſſigkeit oder Fein Verfchulden zur 
Laſt falle, gehört zur TIhatfrage und ift nach den Umſtänden zu beur: 
theilen“. Die in Bezug genommenen Motive zum Entwurfe des Ges 
jeges vom 29. Auguft 1848 fügen: „Das Strafgefeßbuh (von 1813) 
enthält in den Art. 39—44 des I. Theils neben der Begriffsbeftim- 
mung bes rechtswidrigen Vorſatzes eine Reihe von Nechtsvermuthungen, 
weldye der Entſcheidung der Frage, ob ein Angefchuldigter mit rechts— 
wibrigem Vorſatze gehandelt babe, zu Grund gelegt werden follen. 
Ebenſo it in Art. 64 der Begriff der Fahrläfligkeit erörtert. — 
Vorſchriften diefer Art paffer nicht für die Rechtſprechung durd 
Schwurgerichte. Denn der Begriff des rechtswidrigen Vorſatzes bedarf, 
da er in dem Rechtsbewußtſein der Geſchwornen feftgeftellt ift, Teiner 
pofitiven Vorſchrift und ebenfo fallen auch mit der Fünftlichen Beweis: 
theorie alle geſetzlichen Präfumtionen über rechtswidrigen Vorfag und 
Vahrläffigkeit hinweg, da die Annahme des Einen oder des Andern 
lediglich der innern Weberzeugung der Geſchwornen anheim gegeben 
werden muß. — Deshalb wird an die Stelle der Art. 39—44 und 
64 Thl. I des Strafgeſetzbuchs die einfache Vorjchrift des Art. 1 


) Verb, der K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil,Bb. II ©. 128, 
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gelebt, welcher auf dem Gedanken berubt, daß eine dem Strafgefege 
äukerlih zuwiderlaufende Handlung — wenn fie nicht ganz außer der 
Billensbeftimmung des Handelnden liegt (Zufall) — bdemfelben aus 
den Gefichtspunkte des rechtswidrigen Vorſatzes oder der Fahrläfigkeit 
gerechnet werben müſſe“ '). 

Diefe Gründe finden natürlich nicht blos auf die dur Schwur: 
gerichte abzuurtheilenden, fondern auch auf alle übrigen ftrafbaren 
Handlungen Anwendung, da nad der jekigen Strafprozeßgeſetz— 
gebung auch für die übrigen Strafgerichte Feine künſtliche Beweistheorie 
mehr bejtebt, diefe Gerichte vielmehr gleich den Gefchwornen bezüglich 
des Schuldausfprudes lediglich auf die Weberzeugung verwieſen find, 
welche fie, wie Art. 171 der Strafprozeßnovelle vom 10. November 
1848 ſich ausdrüdt, durd eine gewiſſenhafte Prüfung aller für und 
gegen den Angeklagten vorgebradten Beweife erlangt haben, 

Allerdings wollte der Entwurf von 1851 den von der Geſetz— 
gebung des Jahrs 1348 eingenommenen Standpunkt in diefer Bezie: 
bung wieder verlaffen, indem er in den Art. 34—36 wieder Begriffe: 
beftimmungen für rechtswidrigen Vorſatz und Fahrläſſigkeit aufftellte. 
Der Gejeßgebungsausfhuß der Kammer der Abgeordneten fprad ſich 
jedoch fofort entfchieden gegen die Aufitellung folder Begriffsbejtim- 
mungen aus. Die Gründe find in meinem vorläufigen Berichte vom 
20. Auguſt 1851?) ausführlich entwidelt und es ift daſelbſt nament- 
lich auch geltend gemacht, daß es fehr fchwierig ift, allgemein zu 
definiren, was Vorfaß, welche Handlung eine vworfäßliche fei, wäh— 
end es dem ſchlichten Menfcherwerftande nicht ſchwer fällt, dies im 
einem einzelnen Falle zu entjcheiden, welcher Auſicht fi dann 
auh, wie angegeben, die Staatsregierung in ihren ſpäteren Ent— 
würfen wieder anſchloß und die Gefeßgebungsausfhülle beider Kammern 
beitraten. 

Grwägt man, wie und aus welden Gründen es hiernach gekom— 
men it, daß fih im Geſetzbuche Feine Definition von rechtswidrigem 
Vorfage und Fahrläffigkeit finden, fo überzeugt man fi, daß es auch 
nit in der Aufgabe eines Commentars über diefes Geſetzbuch liegen 





) Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. vom Jahre 1848, Beil. 
vd. 16. 7 u. 8. 

) Verb. des der K. d. Abg. im Jahre 18%,, Beil:Bb. IM ©, 
359-361. 


48 Strafgefet, Artikel 6. 


kann, ſolche Begriffsbeftimmungen aufzuftellen und fo gleihfam das 
Geſetzbuch zu ergänzen. Die Wiſſenſchaft ift allerdings, wie es ihr 
überhaupt obliegt, bie inneren Gründe des Beftehenden zu erforſchen 
und zu entwideln, jo aud berufen, die Natur des rechtswidrigen 
Vorſatzes, der Fahrläffigfeit und des Zufalls zum Gegenftande ihrer 
Forfhung und Erörterung zu machen. Sie wird bamit, vorausgefekt, 
daß fie das Richtige trifft, das Urtheil des Richters fchärfen, indem 
fie ihm Mar macht, auf welche Umftände es bei Entſcheidung der vor: 
würfigen Frage vorzugsweife ankommt. Der Richter darf fi aber, 
wenn er feine Pflicht erfüllen will, nicht darauf befchränfen, der Beur- 
theilung eines feiner Entſcheidung unterbreiteten Falles eine aufgeftellte 
allgemeine Definition, wenn er diefelbe aud im Allgemeinen für rich 
tig bält, zu Grund zu legen, fondern er muß alle aus der Verhand— 
lung ſich ergebenden, für und gegen den Angefchuldigten fprechenden 
Umftände genau erwägen, mit befonderer Nüdficht auf biefelben die 
von ihm im Allgemeinen als richtig erkannte Begriffsbeftimmung 
gleichſam einer nochmaligen fpeziellen Kritif unterwerfen, fi bierauf 
eine eigene fefte Ueberzeugung aud) darüber, ob der Angefhuldigte im 
vorliegenden Fonfreten Falle vorfäglich gehandelt hat, begründen und 
biernach fein Urtheil ausfprehen. Es iſt dies um fo nothwendiger, 
weil bis heute eine allgemeine für alle Fälle, die das vielgeftaltige 
Leben bietet, vollftändig ausreidyende Definition des rechtswidrigen Bor: 
ſatzes umd der Fahrläffigfeit noch nicht gefunden worden ift. Die Zahl 
der bisher theils in wiſſenſchaftlichen Werken, theils in Geſetzbüchern 
aufgeftellten Definitionen ift fehr groß. Die Mehrzahl ber wiſſen— 
ſchaftlichen Werke theilt deswegen neben der eigenen Definition eine 
mehr oder minder lange Reihe anderer theil® wiffenfhaftlihen Werten 
theils Geſetzbüchern entnommenen Definitionen mit, zeigt, daß diefe 
Definitionen nicht richtig oder wenigſtens doch nicht gelungen, nicht voll: 
ftändig genügend feien und ftellt fodann felbft eine neue Definition 
auf. Unterwirft man aber lettere einer gleichen Kritik, fo Taffen fich 
auch an ihr ähnliche Ausftellungen machen, fo daß die Reihe diefer 
Definitionen kaum je als abgefchloffen mird betrachtet werben 
fönnen. 

Ich bemerke übrigens noch, daß fich über mandye Punkte, welche 
häufig in Verbindung mit den Beftimmungen über rechtswidrigen Bor: 
ſatz behandelt werden, wie 3. B. über die Frage, welden Einfluß die 


Strafgefeg, Artikel 6. 49 


Unlenntniß eines die Strafbarteit einer Handlung bebingenden ober 
erböbenden Thatumftandes hat, im gegenwärtigen Geſetzbuche an andern 
Stellen bejtimmie Vorſchriften finden, auf die wir fpäter kommen werben. 

Grade der Fahrläſigkeit find im gegenwärtigen Geſetzbuche nit 
gends aufgeſtellt, es ijt mithin dem Richter überlaffen, in jebem ein: 
jeinen Falle die Strafe zwifchen dem gejeglichen Minimum und Ma: 
smum auszumeſſen und jo nad den obwaltenden Umftänden und 
Verbältniffen dem gröbern oder geringern Verſchulden des Angejchul- 
digten anzupafjen. 

Dr. Berner ') billigt, daß die Begriffe von Dolus und Eulpa aus 
den Geſetzbüchern geftrichen werden, tadelt aber, daß unjer Geſetzbuch, 
nahden es für nothwendig gefunden, in Art. 6 in einer Richtung 
die Gränzen der ftrafbaren Fahrläſſigkeit zu beftimmen, nämlidy zu er- 
tlären, daß mur jene fahrläffigen Mechtsverlegungen ftrafbar feien, 
bezüglich deren dies im befondern Theile ausdrücklich ausgeſprochen ift, 
nicht zugleich aud das Maß der zur Strafbarteit erforderlichen Fahr: 
läſſigkeit beſtimme, indem dies minbeftens eben fo wichtig fei, als bie 
Handlungen, bei denen die bloße Fabrläfiigteit ſchon ſtrafbar fein fol, 
anzugeben. Ich kann diefes Urtheil nicht als konſequent erachten. 
Unfer Art. 6 bat nicht die Aufgabe, in irgend einer Ridytung bie 
Gränzen der ftrafbaren Fahrläſſigkeit zu beftimmen, fondern es follte 
durdy ihn blos ausgejprodyen werden, daß die Strufbeitimmungen bes 
gegenwärtigen Gefeßbuchs in der Regel nur aufverfäßlich begangene 
Handlungen anwendbar feien, daß der rechtswidrige Vorſatz in der 
Regel ein allgemeines Erfordernig der Strafbarfeit jeder Handlung 
bilde und daß von diefer Regel eine Ausnahme nur da eintrete, wo 
dies in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs ausdrücklich vorgefchrier 
ben iſt. Es hätte das, was der Art. 6 auszubrüden beſtimmt ift, auch 
in der Art ausgebrüdt werden können, daß ber Fahrläffigkeit gar keine 
Erwähnung gejchehen wäre. Man hätte einfach fagen können: „Die 
Strafbeftimmungen des gegenwärtigen Geſetzbuchs find, injoferne nicht 
in der zweiten Abtheilung des Geſetzbuchs etwas Anderes bejtimmt ift, 
nur auf vorfäglic begangene Handlungen anzuwenden“, Es wäre ba= 
mit genau, nur minder deutlich, basjelbe ausgedrückt geweſen, was 


—— 





*) Allgemeine beutiche Strafrechtszeitung von Dr. Holgendorff, 1861, 
Ar. 11, ©. 197— 200. 
Mit, Das Straſgeſedbuch für das Königreih Bavern, A. 
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Art. 6 in feiner heutigen Faſfung auszudrücken beſtimmt iſt und wirk— 
lich ausbrüdt. Wenn nun aber der Begriff der Fabrläfligkeit, wie es 
unfer Geſetzbuch gethan hat, mit Recht aus den Geſetzbüchern zu ftrei: 
hen ift, fo iſt ſchwer zu verftehen, wie und warum allgemeine Bejtim: 
mungen über das Maß ber zur Strafbarkeit erforderlichen Fahrläſſigkeit 
in das Geſetzbuch aufgenommen werben follen. Ganz abgefehen davon, 
daß joldhe Beſtimmungen ohne gleichzeitige Aufſtellung einer gejeglichen 
Begriffsbeftimmung über Fahrläfiigkeit überhaupt kaum aufgejtellt wer: 
den können, bejtehen gerade bei ihnen die Gründe, aus denen man 
Definitionen von rectswidrigem Vorſatz und Fahrläfligteit aus den 
Geſetzbüchern wegläßt, in nod weit höherem Grade. Gerade bezüglich 
bed Maßes der zur Strafbarkeit erforderlichen Fahrläſſigkeit find die 
befondern Umſtände jedes einzelnen Falles, insbejondere auch die Per: 
fönlicyfeit des betreffenden Angefchuldigten von der größten Bedentung. 
Mit.vollem Redyte kann der Richter, dem zwei äußerlich ganz gleiche 
Handlungen zur Beurtheilung vorliegen, die Frage, ob darin eine ftraf:- 
bare Fahrläſſigkeit liegt, bei der einen bejahen und bei ber andern 
verneimen. Aus mindeftens denjelben Gründen, aus denen der Geſetz— 
geber unterläßt, Begriffsbeftimmungen darüber, was unter vechtswidris 
gem Vorſatze und was unter Fahrläſſigkeit zu verjtchen fei, aufzuftellen, 
bat er deshalb auch die Aufitellung allgemeiner Bejtimmungen über 
das Maß der zur Strafbarkeit erforderlihen Fahrläſſigkeit zu unter: 
lafien. Gr hat auch diefe Frage gleich der andern, infoferne nicht bei 
einzelnen Handlungen bejondere Bejtimmungen erforderlidy erjcheinen, 
die aber natürlich nicht bieher, fondern in den befondern Theil gebören, 
dem Richter der That zu überlafien, der auc im diejer Beziehung ledig: 
lid darauf zu verweijen ift, daß es in feiner Pflicht liegt, alle Um: 
ftände bes feiner Entſcheidung unterbreiteten Falles und insbefondere 
auch die Perfönlichkeit des Angejchuldigten, defien etwaige Verpflichtung 
zu befonderer Aufmerkſamkeit u. j. w. genau zu prüfen und barauf 
feine Entfheidung zu gründen. 


Art. 7. 
Unter den Verwandten find in diefem Gefebbuche nicht nur 
die ehelichen, fondern auch die außerehelichen begriffen. 
Gegenüber dem außerehelichen Water und deflen Verwandten 
kommt jedod die außercheliche Verwandtfchaft nur dann in Be- 
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trat, wenn fie durch ein rechtsgiltiges Anerkenntniß oder durch 
ein civilgerichtliches Artheil feſtgeſtellt if. 

Der Entwurf verlangte im zweiten Abſatze ein freiwilliges 
Arerkenntniß, während in dem frühern Ausſchußbeſchluſſe ein recht s— 
rirkſames Anerkenntniß gefordert war. Ich machte dem Entwurfe 
gegenüber in meinem Vortrage') darauf aufmerkſam, daß der Ausſchuß 
dur das von ihm gewählte Adjeftivum ausbrüden wollte, daß ein nad) 
der Eivilgefeßgebung des betreffenden Orts giltiges Anerkenntniß vor: 
ausgefegt werde, welcher Abficht das im Entwurfe gewählte Adjektivum 
„freiwilliges“ nicht entſpreche, da nicht jedes freiwillige Anerfenut: 
mg auch überall ein rechtlich wirkfjames fei. Der Gejeßgebungsaus: 
ihuß der Kammer der Abgeordneten ftellte hierauf in feiner Sitzung 
vom 4. Juli 1860 die frühere Faſſung wieder ber, nadıdem von Seite ' 
der Organe der Staatsregierung bemerkt worben war, daß aud fie 
ein rechtswirkſames Anerkenntniß vorausfegen, jedoch geglaubt hätten, 
dieſes Erforderniß fei fhon durd das Wort „feftgeftellt” hinrei— 
hend ausgedrückt?). Der Gefebgebungsausihug der Kummer der 
Reichsräthe, der mit der Auffaffung des Ausſchuſſes der Kammer der 
Abgeordneten zwar ganz einverftanden war, dem jeded, der Ausdrud 
„rechtswirffames” nicht gefiel, beſchloß ſodann in feiner Sitzung 
vom 3. Auguft 1860, das Adjektivum „rehtsgiltiges", was das 
Nämliche bezeichne, zu ſetzen ?), welchem Beſchluſſe der Geſetzgebungs— 
ausfchuß der Kammer der Mlgeordneten am 22. November 1860 bei: 
trat). Es ſteht mithin feit, daß das Anerfenntniß, wenn die außer: 
ebeliche Verwandtfchaft dem außerebelichen Vater oder deſſen Verwandten 
gegenüber in Betracht kommen foll, nady der Givilgefebgebung des be— 
treffenden Ortes rechtlich giltig oder wirffam fein muß. 

Durd das ciwilgerichtliche Urtheil, von weldhem am Schluffe des 
Artikels die Rede ift, muß die außereheliche Vaterſchaft feftgeftellt fein; 
ein Urtbeil, durch welches nur über die Pflicht, ein außereheliches 
Kind zu alimentiren, erkannt wurde, ohne daß zugleich die Vaterſchaft 
feftgeftellt ift, hat mithin die bier in Rebe ftehende Wirkung nicht. 


1) Verb. ber K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. IT ©. 129. 
N) a. a. O. Beil. Bd. II ©. 4. 
) Verh. des Geſetzgeb. Ausſch. der K. d. Reichsr. vom Jahre 1823 
».15.7u 8. 
*) Verb. der K. der Abg. 18%, Beil.Bd. IM ©. 196 u. 197. 
4* 
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Mm der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer ber 
Abgeordneten vom 17. September 1860 ') wurde allfeitig anerkannt, 
baß bier und an andern Stellen des Geſetzbuchs unter den Verwandten 
auch die durch Einkindſchaftung den ehelichen Kindern in Bezug auf 
das Familienverhältniß gleichgeftellten Kinder begriffen feien. 


Art. 8. 


Mit dem Ausdruce „Preßerzeugniß““ bezeichnet das Gefrh- 
buch nit nur Drucfchriften jeder Gattung, fondern auch Bilder, 
Aupferftiche, Lithographieen, Holzichnitte und überhaupt alle Arten 
finnlicher Darftellungen oder Mittheilungen an das Publikum, welche 
in einer zur Vervielfältigung auf mechanischen oder chemischen Wege 
geeigneten Weife angefertigt find. 

Was das gegenwärtige Geſetzbuch von Preferzeugniffen vor- 
fchreibt, gilt auch von ſolchen Schriften und finnlichen Darftellun- 
gen, welche zwar nicht in einer zur Vervielfältigung auf medani- 
fchem oder chemifchem Wege geeigneten Weife angefertigt find, aber 
öffentlich ausgeftellt, aufgelegt oder angefchlagen oder zum Bwedie 
der Verbreitung oder Bekanntmachung im Publikum an mehrere 
Perlonen verkauft, verichenkt, vertheilt, verfendet oder umhergetra- 
gen werden. 

Im Abſatze 1 dieſes Artitels ift dem Inhalte nach nur dad: 
jenige wiederholt, wa8 bereits in $ 9 des Preßediktes vom 4. Juni 
1848 und in Art. 50 des Prefgejeges vom 17, März 1850 bejtinmt 
ift, und die Abweichungen in der Faſſung haben feinen andern Zwech, 
al® dasjenige, was ſchon im diefen älteren Gejegen bejtimmt werben 
follte, deutlicher und zweifellofer auszubrüden. Namentlich gilt dies aud 
von dem auf Anregung des Referenten des Geſetzgebungsausſchuſſes ber 
Kammer der Neichsräthe beſchloſſenen Zufage, wornady in beiden Ab: 
fägen nad dem Worte „mechanifchem“ die Worte „oder chemiſchem“ 
eingefchaltet wurden. Diefer Zufag wurde nämlich gemadt, um auch 
die Vervielfältigung durch Photographie, Daguerrotypie u. dgl. zu tref 
fen, Arten der Vervielfältigung, welche offenbar auch durch das Preß— 
edit von 1848 und das Preßgeſetz von 1850 getroffen werden 
follten. 


) a. a. O. 6.87. 
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Im frühern Entwurfe Iautete der Schluß bes erften Abſatzes 
. . . Publikum, welde vervielfältigt oder im einer zur Vervielfälti— 
ung geeigneten Weije angefertigt find“. In der Gibung bes 
Sefepgebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 4. Dezem: 
kr 1856 wurde darauf aufmerkffam gemacht, dag nach diefer Faſſung 
ud ein zehn: oder zwanzigmal abgefchriebener Aufſatz einem Pre: 
erzeugniffe gleichgeftellt werden könne, ja daß Gerichte dies wirklich 
hen getban hätten. Da man allfeitig anerkannte, daß bies nicht im 
der Abficht des Geſetzes liege, fo wurde, um die Vervielfältigung durch 
bloßes Abfchreiben auszuſchließen, diejenige veränderte Faſſung befchlof: 
jen, welche der Artikel, von dem vorhin befprocdenen Zuſatze abgejehen, 
beute bat‘). 

Der zweite Abſatz ſpricht von folhen Schriften und finnlichen 
Darftellungen, welche offenbar feine Preßerzeugniffe find. Es wurbe 
deshalb diejer Abfab bei den frühern Verhandlungen auch geftrichen 
und bejchlofjen, im befondern Theile da, wo von Preßerzeugniffen bie 
Rede ift, der Schriften und finnliden Darjtellungen der hier in Rebe 
ftehenden Art dann immer fpezielle Erwähnung zu thun, wenn man ee 
für angemefjen erachtet, die für Preferzeugnifie getroffenen Beftimmuns 
gen auch auf fie anzuwenden. Es wurde dies bei der Berathung im 
Jahre 1857 wirklich durchgeführt. Man überzeugte ſich aber hiebei, 
daß faft bei allen auf Prefergeugniffe ſich beziehenden Beftimmungen 
bes gegenwärtigen Geſetzbuchs dieſe Erwähnung nöthig fei und dadurch 

Redaktion auferorbentlich jchleppend werde. Deshalb entſchloß man 
fi fpäter, diefem zweiten Abfage zuzuftimmen. Es gefhah dies dem: 
nach mur zum Zwecke ber Grleichterung ber Redaktion und es barf 
deshalb diefer Abſatz auch nur in biefem Sinne interpretirt und ans 
gewendet werden. Hält man dies feft, jo fann eine Schwierigkeit nicht 
entftehen, da die Faſſung diefer gefeglichen Beſtimmung Har und jebe 
über den Wortlaut hinausgehende nterpretation unſtatthaft ift?). 
Es iſt hiernach insbefonbere die Vorſchrift diefes Abſatzes auf bie 


— 





) Verh. des Geſectzg. Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bb. I 
S. 83. 

) Die Anſicht Stenglein's (Commentar über das Strafgeſetzbuch 
Bo. 1 6. 409), die Aufzählung am Schluſſe bes Art. 8 fei nicht als eine er— 
khöpfende, ſondern als eine eremplifigirende zu betrachten, ift durchaus irrig. 
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Borfhriften des gegenwärtigen Geſetz buchs über Prekerzeugnifie 
zu beſchränken und es find mithin die befondern Bejtimmungen über 
Preferzeugniffe, welche ſich in fonftigen Geſetzen, namentlich im Preß— 
ebifte von 1848 und im Preßgeſetze von 1850, finden, auf Schriften 
und finmliche Darftellungen der in diefem Abſatze bezeichneten Art nicht 
anwendbar. Es gilt died namentlid von der Vorfchrift des 6 6 des 
Prekediktes, nach welcher über Anflagen nicht blos megen der buch 
die Preſſe begangenen Verbrechen, fondern auch wegen ber in folder 
Weife begangenen Vergehen die Schmwurgerichte zu erkennen haben. 
Wurde ein Vergehen durch cine Schrift oder finnliche Darjtellung der 
in Art. 3 Auf. 2 bezeichneten Art begangen, fo erfolgt bie Abmrtbeis 
lung nicht durch das Schwurgericht, fondern durch das Bezirksgericht. 
Eben fo finden die aufredyt erhaltenen polizeilichen Beftimmungen des 
Prefgefetes von 1850 auf die hier in Rebe jtebenden Schriften und 
finnlihen Darftellungen keine Anwendung. 

Der Artikel verlangt, daß die Schrift oder Darftellung zum 
Zwede der Verbreitung oder Befanntmadbung im Publi: 
tum an mehrere Perjonen verkauft u. f. mw. wurbe. Es genügt bes 
halb nicht, daß fie an mehrere Perfonen verkauft wurde, es muß bies 
zugleich zu dem Zwecke, alfo im der befondern Abficht gejcheben fein, die 
Schrift oder Darjtellung hiedurch im Publikum zu verbreiten oder bekannt 
zu machen. — Wie viele Berfonen unter dem fowohl bier, als and 
an manchen andern Stellen des Geſetzbuchs gebrauchten Ausbrude „mehrere 
Perfonen“ zu verftehen feien, ift im Geſetzbuche nicht beftimmt. Der frü: 
bere Entwurf hatte als Art. 7 folgende Beftimmung vorgefchlagen: „Wo 
fi) das Geſetzbuch des Ausdruds „Mehrere“ bedient, genügt die An: 
zahl von Zweien. Zu einer Menfchenmenge im Sinne des Geſetzbuchs 
wird eine Anzahl von menigitens zehn Perſonen erfordert“. Diele 
Beftimmung wurde aus dem Grunde abgelehnt, weil man ſolche geſetz⸗ 
liche Auslegungsregeln für unpaffend, ja unter Umftänden für geradezu 
bedenklich hielt. Man bemerkte, daß die bier in Rebe ftehende Beſtim— 
mung fir einzelne Fälle ganz zwedmäßig fein möge, in foldyer Allge: 
meinheit ſich aber nicht aufftellen laſſe und daß zudem die erfte dieſer 
Regeln offenbar dem gewöhnlichen Sprachgebrauche widerſtreite. Der 
Entwurf von 1860 enthielt dann auch feine ſolche Beftimmung mehr. 
Es bleibt mithin dem Richter der That überlaffen, in jedem einzelnen 
Falle nach der Natur des betreffenden Reats und ben Umftänden zu 
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entiheiden, ob das vom Geſetze in diefer Beziehung zum Thatbeftande 
verlangte Erforderniß vorliege oder. nicht. 

Es führt mich dies noch zu einer allgemeinen Bemerkung. Ueberall 
da wo das Geſetz Leine Definition oder nähere Beltimmung enthält, 
ordern die Beurtheilung dem Richter für jeden einzelnen Fall frei ge: 
fen bat, gebört die Entſcheidung darüber, ob das betreffende geſetz— 
ide Grfordernig vorliegt, ob alſo 3. B. in unferm Falle der Verkauf 
ın mehrere Perjonen jtatigefunden hat, ob — um noch andere 
Beiipiele zu erwähnen — bie Körperverlekung mittel® einer 
Vaffe verübt, eine Handlung ver einer Menſchenmenge began: 
gen wurde, ob der Angejhuldigte die Handlung vor ſätzlich begangen 
bat, ob ibm eine jtrafbare Fahrläfſſigkeit zu Yaft fällt u. f. w. 
zur Thatfrage, wie dies aud Art. 1 des zu Art. 6 angeführten Ge: 
ieges vom 29. Augujt 1848 für die dort behandelten Fälle bereits 
ausdrüdlic ausgefprocden hat. Die Entſcheidungen bes Richters ber 
That über dieje ragen find deshalb auch der Kritif des Kaſſations— 
hofes entrüdt. Zwar erklärte der Staatsminijter der Juſtiz, als biefe 
Frage in der Sitzung des Gefebgebungsausfhuffes der Kammer ber Ab: 
geordneten vom 3. Mai 1861 gelegenheitlid angeregt wurde, die bier 
angeregte frage gehöre eigentlih in das Gebiet des Strafprozeſſes, fei 
daber nach den über das Berfahren geltenden Grundfägen zu entſchei— 
ben und könne erjt bei Grlaffung einer neuen Gtrafprozeßorbnung 
erihöpfend geregelt werben; Eis dahin müfje dem oberjten Gerichte: 
befe die von ihm bisher geübte Befugniß gewahrt bleiben, in jebem 
einzelnen Falle nady den dermalen bejtehenden ftrafprogefjualen Bejtim- 
mungen zu entjcheiden, ob eine That: oder Nechtöfrage vorliege'). 
Allein dem entgegen ift zu bemerken, daß eben nad ben bermalen be: 
ſtehenden ftrafprogefinalen Beftimmungen der Kaffationshof, von dem 
Falle der Verletzung wefentlicher Förmlichkeiten abgefeben, ein Urtheil 
nur dann vernichten kann, wenn durch basjelbe ein Geſetz verlegt, bes 
jiehungsweife unrichtig angewendet wurde. Hievon kann aber begreif: 
lih dann nicht die Rede fein, wenn über die betreffende Frage eine 
gefegliche Beftimmung gar nicht befteht, der Gefeßgeber vielmehr ab: 
ſichtlich dem Richter überlaffen hat, diefelbe in jebem einzelnen Falle 
nad feiner eigenen Ueberzeugung zu beurtheilen. 


) Berb. db. 8. d. Abg. in den Jahren 18%, Beil.Bb. II S. 434. 
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Art. 9. 


Mit dem Ausdrucde „Inland, Intänder‘ bezeichnet das 
Geſetzbuch das Königreich Bayern und die bayerifchen Staatsan- 
gehörigen; unter der Benennung „Ausland, Ausländer‘ find alle 
übrigen Staaten und deren Angehörige verftanden. 

Daß die Forenfen nicht zu den nländern zu zählen find, ift 
nady unfern Verfaffungsbeftimmungen, insbefondere nad den Beitim: 
mungen ber erften Verfafjungsbeilage (Edikt über das Indigenat) 
zweifellos, wurde aber in der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der 
Kammer der Reichsräthe vom 8. Auguft 1860 noch ausdrücklich, na: 
mentlic von den beiden anweſenden Staatsminiftern, ausgeſprochen '). 


Art. 10, 


— Inländer unterliegen den Beſtimmungen der bayerifchen 
der Inlander. Styafgefeße wegen aller von ihnen im In- oder Auslande verübten 
firafbaren Handlungen. 

Wenn jedoch, ein bayerifcher Stantsangehöriger im Auslande 
eine durch die bayerifchen Strafgefege als firafbar bezeichnete 
Handlung verübt hat, welche nach den Gefehen des Ortes der be- 
gangenen That nicht mit Strafe bedroht ift, fo foll eine gericht- 
liche Verfolgung nur dann fattfinden, wenn die Handlung entweder 
abfichtlich, um das bayerifche Strafgefeh zu umgehen, außerhalb der 
Landesgränzen vorgenommen worden if oder wenn fie gegen den 
Aönig, den bayerifchen Staat oder einen Angehörigen desſelben 
gerichtet war. 


Art. 11. 


Kein Inländer darf einer ausländifchen Behörde wegen einer 
firafbaren Handlung zur gerichtlichen Verfolgung oder Beſtrafung 
ausgeliefert werden. 

Bezüglich diefer beiden Artikel, deren Wortlaut wohl kaum einen 
Zweifel zuläßt, kann ich mich kurz faffen. 

Art. 11 ift gang allgemein gefaßt und keinerlei Ausnahme ge: 
ftattet. Es darf mithin ein Inländer unter feiner Borausfekung einer 


’) Berb, des Geſetzg.Ausſch. der K. d. Reiher. vom Jahre 18%, Bo. 1 
S. 10-12. 
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ausländifhen Behörde zur gerichtlihen Verfolgung oder Beftrafung 
ausgeliefert werben. Es barf dies insbefondere auch dann micht ge: 
ihehen, wenn der Inländer im Auslande erſt während der dafelbjt gegen 
ihn eingeleiteten Unterfuchung oder ſogar erſt nad jeiner daſelbſt er: 
tlgten Berurtheilung  entwichen iſt, ja felbit dann nicht, wenn ber 
Inländer felbit feine Auslieferung verlangt. 

Dieje Bejtimmung macht zur Wahrung der Rechtsordnung und 
der internationalen Beziehungen die weitere in Art. 10 Abſ. 1 ent: 
baltene Beſtimmung nothwendig. Wenn wir den Inländer nicht aus— 
liefern, fo müfjen wir ihn ſelbſt ftrafrechtlich verfolgen und beftrafen. 
Bir thun dies in der Regel nach ben bei uns geltenden Gefegen. 
Eine Ausnahme findet fid) im zweiten Abfate des Art. 10. Sie 
ift für den all gemaht, daß der Inländer im Auslande eine 
Handlung begangen bat, welde zwar nad unfern Geſetzen ftrafbar, 
nah den Geſetzen des Drtes der begangenen That aber nicht mit 
Strafe bedroht ift. In diefem Falle foll aud bei und in ber Regel 
eine ftrafrechtliche Verfolgung nicht eintreten. Es ift dies eine Aus: 
nabme von dem im erften Abſatze ausgefprodhenen Grundſatze und 
demnach jtrengftens zu interpretiren. Die Handlung darf deshalb, 
wenn diefe Ausnahme Anwendung finden foll, am Orte der begamgenen 
That überhaupt nicht mit Strafe bedroht fein. Iſt fie mit Strafe, 
jedoch mit einer mildern, bedroht, fo ift dies ohne Einfluß. Es findet 
auch in diefem Falle die Beitimmung bes erften Abjabes unbedingt 
Anwendung und die Handlung wird nicht nach dem milbern auslän- 
difchen, fondern nach unferm firengern Geſetze beurtheilt. Gleiches ift 
3. B. dann der Fall, wenn die Handlung nad dem Geſetze des Ortes 
der begangenen That verjährt ift, nach dem unfrigen aber nicht, wenn 
das dortige Geſetz eine Binjchreitung von Amtswegen ausſchließt, das 
unfrige aber geftattet u. f. wm. Mit einem Worte, dieſe Ausnahnte 
findet nur dann Anwendung, wenn die in Rede ftehende Handlung nad 
ben Geſetzen bes Ortes der begangenen That überhaupt nicht mit 
Strafe bedroht ift. In diefem nnd nur in biefem Falle unterbleibt 
bei uns bie gerichtliche Verfolgung. Iſt dies nicht der Kal, fo findet 
bei uns gerichtliche Verfolgung, und zwar ganz nad Maßgabe unferer 
Gejege, ftatt. 

Bon der fo eben bejprochenen Ausnahme macht Art. 10 ſelbſt 
wieder einige Ausnahmen, indem in den am Schluffe des Artikels 
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angegebenen Fällen ber Anländer wegen einer im Auslande verübten 
Handlung felbit dann bei uns verfolgt wird, wenn die Handlung nad 
den Geſetzen des Ortes der begangenen That nicht mit Strafe bedroht 
iſt. Es verfteht fih won felbft, daß in diefen Fällen das im Abi. 1 
ausgefprochene Prinzip vollftändig zur Geltung fommt, die Handlung 
mithin in jeder Beziehung nad unfern Geſetzen zu beurtheilen ift. 
Der erjte biefer Fälle wurde anfängli von der Majorität bes 
Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten geftrihen. Man 
gab aber nad, als nicht mur die Staatsregierung, ſondern auch ber 
Sejebgebungsausfhuß der Kammer der Reichsräthe auf diefer Beftim- 
mung entſchieden beharrte '). 


Art. 12. 
Strafbare 


— Ausländer werden — foweit nicht Staatsverträge oder die 

ber Ausländer. Grundſätze des Völkerrechts ein Anderes befiimmen — nad den 
Vorfchriften der bayerischen Strafgefege beſtraft, wenn fie ent- 
weder im Inlande eine firafbare Handlung begangen oder aufer- 
halb der bayerifchen Sandesgränzen ſich einer ſolchen gegen den 
König, den bayerifchen Staat oder einen Angehörigen desfelben 
fchuldig gemacht haben. 

Die Beftimmungen dieſes Artikels find einfah. Als Regel ift 
aufgejtellt, daß der Ausländer, ber fich bei uns einer jtrafbaren Hand: 
lung ſchuldig macht, eben fo ftrafrechtlidy verfolgt und beftraft wird, 
wie der Inländer. Es Kommt dabei auf die Natur der jtrafbaren 
Handlung durhaus nichts an. Der Ausländer, der fih z. B. in 
Bayern einer hoch- oder landesverrätheriihen Handlung gegen den 
bayerifchen Staat oder einer Majeftätsbeleidigung gegen den König 
von Bayern ſchuldig macht, wird eben fo bejtraft, wie der Inländer, 
obgleich er durch jeine Handlung befondere aus der Staatsangehörigkeit 
beziehungsweife dem Unterthansverhältniffe entfpringende Pflichten nicht 
verlegt hat. Allein wir gehen nod weiter, indem wir den Ausländer 
auch wegen der im Auslande begangenen ftrafbaren Handlungen nad) ben 
Vorſchriften unferer Strafgefege dann bejtrafen, wenn die Handlung gegen 


) Berh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Be. I ©. 
15, 84—89, 9 u. 92; Verb. bes Gefegg.Ausich. der K. d. Neicher. während 
der Sabre 1856, 1857 u. 1858 ©. 77— 90; Verb. der K. d. Abg. in den Jah— 
ren 18%, Beil. Bd. I ©. 283 u. Beil, Bd. I ©. 197. 


Strafgeſetz, Artitel 13. 59 


den König, gegen den baperifchen Staat oder gegen einen: Angehörigen 
besjelben gerichtet war. Der Staat iſt biezw nicht nur berechtigt, 
jondern ſogar verpflichtet, da er fi und feine Angehörigen zu ſchützen 
sicht nur ein Recht, fondern aud die Pflicht hat. 

Eine Ausnahme von dieſen Beftimmungen ift nur für den Fall 
gemadyt, daß Etaatöverträge oder die Grundſätze des Wölferrehts ein 
Anderes bejtimmen. Gegenwärtig beftehen folde Staatsverträge in 
Bayern nicht, indem darin, daß Unterfuhungen gegen Würtemberger, 
welche fich im Auslande einer ftrafbaren Handlung gegen Bayern oder 
defien Angebörige jehuldig machten, an die würtembergifchen Gerichte 
zur Einſchreitung dann hinausgegeben werben, wenn ber Beichulbigte 
in Bayern wirkſam nicht verfolgt werden kann, begreiflidy eine wirkliche 
Ausnahme von den hier getroffenen Beftimmungen nicht liegt. — Was 
die eine Ausnahme machenden Grundfäße bes Bölterredt betrifft, jo 
beiteben diefe in ber den Geſandten, ibrem Berjonale, ihrer Familie 
und ihrer Dienerjchaft zufommenben ‚Örterritorialität. Diefelbe kommt 
allen Klaſſen von Gefandten, nicht aber den Konfuln zu. 


Art. 13, 


IR Jemand wegen einer nach den bayerischen Strafgefeßen yyucıneke 
Arafbaren Handlung bereits von einem zufländigen ausländifchen " Auelande. 
Gerichte rechtskräftig freigefprochen oder verurtheilt worden, fo fin- 
det wegen derfelben Chat in Bayern kein gerichtliches Verfahren 
mehr flatt, ausgenommen 

1) wenn im falle der Veurtheilung die von dem auslän- 

difchen Gerichte ausgeſprochene Strafe nicht oder nicht 
vollſtändig zum Vollzuge gekommen, 

2) wenn die im Auslande abgeurtheilte firafbare Handlung 

eine der in dem Artikeln 101, 102, 108, 109, 110, 
112, 143, 121, 122, 123, 124, 136, 137, 138, 139, 
161 Abf. 2, 169, 170, A741, 172, 173, 185, 186 und 
189 oder eine der im vierundzwargzigftien Hauptftüce be- 
zeichneten: iſt. 

Erfolgt in einem diefer Ausnahmsfälle von dem zufländigen 
bayerifchen Gerichte ein verurtheilendes Erkenntnif, fo iſt hiebei auf 
die Strafe, welche der Schuldige wegen der nämlichen Handlung 
bereits im Auslande erlitten hat, in der Art Kücficht zu nehmen, 
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daß die nach den bayerifchen Geſetzen verwirkte Strafe zwar im 
Urtheile ausgefprochen, aber nad) Umfländen für theilweife oder 
gänzlich erfianden erklärt wird. 

Handelt es fi um ein in den bayerifchen Strafgefehen mit 
Sodesfirafe bedrohtes Berbrechen, und hat der Schuldige wegen 
desfelben im Auslande bereits eine Freiheitsſtrafe von zwei Jahren 
oder darüber erflanden, fo ift auf Lebenslängliches Buchthaus zu 
erkennen. 

Diefer Artikel ift, und zwar abfihtlih, ganz allgemein gefakt, 
indem er auf Imländer und auf Ausländer, melde nach ben vorher: 
gehenden Artikeln bei uns ftrafrechtlic verfolgt werben können, gleich: 
mäßige Anwendung findet. Er beitimmt, daß bie betreffende Perion, 
von ben in Ziff. 2 aufgezählten ftrafbaren Handlungen abgefehen, bei 
und gerichtlich dann nicht verfolgt werden foll, wen fie wegen ber in 
Rede ftehenden That bereits von einem zuftändigen ausländifchen Ge: 
richte vechtöfräftig freigefprocdhen oder. werurtheilt und im letztern Falle 
die gerichtlich ausgeſprochene Strafe aud) vollitändig vollzogen wor: 
ben ift. 

Das Gefek verlangt im Falle der Freifprehung eine wirkliche 
Freifprehung; eine bloße Cinftellung des Berfahrens oder eine bloße 
Entlaffung von der Inſtanz, wo eine foldhe noch; befteht, ober eine 
ähnliche Verfügung jteht alfo der jtrafrechtlichen Verfolgung bei ım® 
nicht im Wege‘). Für den Fall der im Auslande erfolgten Verur— 
theilung verlangt das Gefe nichts weiter, als ben vollitändigen Voll: 
zug der gerichtlich ausgefprechenen Strafe. Die Größe diefer Strafe, 
ob fie mit der bei uns angedrohten im Verhättniffe fteht, ift ohne Ein: 
flug. Wenn alfo auch die im Auslande verhängte Strafe weit gerin 
ger, als die bei ung gefeklich angedrohte ift, weil 3. DB. das zur Anz . 
wendung gefommene ausländifhe Strafgefep die Handlung mur ale 
Vergeben anfieht, während fie nad unſerm Geſetze Verbrechen ift, jo 
findet dennoch bei und feine nochmalige Verfolgung ftatt. Die Strafe 
muß aber volljtändig zum Vollzuge gefommen fein. Iſt auch felbft 
nur ein Theil, und zwar felbft ein verhältnigmäßig mur ganz geringer 
Theil der Strafe im Auslande nicht vollzogen worden, fo finbet bei 
uns nochmalige gerichtliche Verfolgung und Beftrafung ſtatt. Auf den 


) Verb. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil. Bd. I, ©. 129. 
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Grund, warum die Strafe im Auslande nicht vollſtändig vollzogen 
wurde, kommt hiebei durchaus nichts an. Insbeſondere findet deshalb 
bei und ein nochmaliges gerichtliches Verfahren auch dann ftait, wenn 
dem Berurtbeilten ein Theil der Strafe von Seite des fremden Staats: 
oberhauptes auf dem Gnadenwege erlaffen wurde und lediglich bierin 
ver Grund des Nichtvollzugs diefes Theild der Strafe Tiegt. Der 
Gefeggebungsausfhuß der Kammer der Abgeorbneten wollte früher bie 
Begnadigung dem Strafvollzuge in diefer Beziehung gleichitellen. Der 
Geſetzgebungsausſchuß der Kammer ber Reichsräthe, fo wie die Staate: 
tegierung gingen jedoch bierauf nicht ein, meshalb der Ausschuß 
der Kammer der Abgeordneten auf feiner Modifikation nicht weiter 
beftand *). 

Bon der vorbefprocdenen Beitimmung ift in Ziff. Pr eine allge: 
meine Ausnahme für den Fall gemacht, daß es fih um eines der bier 
bezeichneten: Reate handelt. ine Ausdehnung diefer Ausnahme 
auf andere ftrafbare Handlımgenrift natürlich durchaus unſtatthaft. 

Was mun die zwei legten Abſätze betrifft, jo ſetzen diejelben 
voraus, dag der Schuldige wegen der nämlichen That nicht nur im 
Auslande bereits geftraft worden ift, fondern auch die daſelbſt gegen 
ihm verhängte Strafe bereit® ganz ober theilmeife erftanden hat. Von 
dem im lebten Abfate vorgefehenen Falle abgefehen, iſt in diefen Fäl— 
len troßdem und ohne Rüdficht auf die im Auslande erftandene Strafe 
bei uns die volle Strafe nah Mafgabe unferer Geſetzgebung auszu— 
iprehen. Jedoch Fan nad) Umftänden diefem Urtheile ein weiterer 
gerichtlicher Ausſpruch beigefügt werben, durch welchen die bei uns 
neuerdings erfannte Strafe für theilweiſe oder gänzlich eritanden erflärt 
wird. Bon dem in Abi. 3 vorgejebenen Falle abgefehen, überläßt 
das Gefe dad Maß der Rückſichtnahme auf die im Auslande bereits 
erlittene Strafe in jedem einzelnen Falle dem richterlichen Ermeſſen, 
dba bie in ben verfchiebenen Strafgefeßgebungen beſtehende Verſchieden⸗ 
beit der Strafarten die Borfchrift genauer gleihfam arithmetifch be: 
ftimmter Abrechnungsregeln nicht zuläßt. Die Natur ber. ftrafbaren 
Handlung darf aber durch diefe Rückſicht auf die im Auslande erlittene 





) Berh. des Geſ. Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. I S. 16 
u. 17, 4—9R u. Bd. I ©. 226; des Aush. d, K. d. Reihsr. während ber 
Jahre 1856, 1857 u. 1858, ©. 93 u. 94, Beil. 1 ©. 33—35; der K. d. Abg. 
in den Jahren 18°%, Beil.Bd. U S. 130 u. Beil.Bd. MI ©. 4, 
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Strafe nie geändert werden, Wird 3. B. Jemand wegen einer Hand: 
fung, wegen weldyer er bereits im Auslande eine vierjährige Freibeite: 
ftrafe erlitten bat, bei uns zu 6 Jahren Zuchthaus verurtbeilt, fo kann 
das Gericht je nach den Umftänden, nämlich nach der größern ober 
geringern Härte ber erlittenen Strafe im Vergleiche zu unferer Zucht: 
bausftrafe, wohl 3, 4 oder 5 Jahre der erfannten Zudtbausftrafe als 
bereits erftanden erffären, es kann aber die Zuchthausſtrafe nicht in 
Sefängnißftrafe umwandeln. Bleibt alfe hiernach vielleicht auch mur 
mehr ein Jahr Freiheitsſtrafe zu erftehen, fe ift diefe Strafe im 
angenommenen Falle doch immer Zuchthausſtrafe und die Handlung 
Verbrechen ?). 
Man vergleiche übrigens Art. 45. 


S Art. 14. 


Hinfihtlid aller gegen Ausländer oder auswärtige Staaten 
gerichteten firafbaren Handlungen kann durd königliche Verordnung 
eine gelindere Beflrafung, als fie die bayerischen Strafgefeße be- 
flimmen, oder auch gänzliche Straflofigkeit retorfionsweile vor- 
gefchrieben werden, wenn dies zur Wahrung der Nechte des baye- 
rifchen Staates oder. feiner Angehörigen aus Anlaß der Gelch- 
gebung oder der Üegierungsmaßregeln auswärtiger Staaten 
erforderlidy erfcheint. | 

Der Wortlaut diefes Artitels ift Mar. Ob die Vorausſetzungen, 
weldye der Artikel verlangt, vorliegen, iſt lebiglicd; der Erwägung des 
Königs. überlaffen und den Gerichten fteht eine weitere Prüfung im 
diefer Beziehung nicht zu. Durch die Verordiumg kann nur eine ge: 
lindere Beftrafung oder Straflofigfeit vorgefchrieben werden, fonftige 
Henderungen, ſowie die Nufftellung neuer Strafbeftimmungen find nicht 
geitattet. Ob die That von einem Anländer ober von einem Aus: 
länder begangen wurbe, ijt gleichgiltig, fie muß nuf gegen den betref: 
fenden auswärtigen Staat oder einen Angebörigen desjelben gerichtet 
gewefen fein ?). 


— — — — 


1) Verb. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil. Bd. IE S. 129 n. 130 u. 
des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. 15. 9. 

2) Berh. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil. Bd. II ©. 130 unb des 
Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18%,, Bd. 1 ©. 17, 18 u. 93. 
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Zweited Hanptjtüd. 
Die einzelnen Strafarten. 


Art. 15, 


Die Lodesflrafe wird mittels Enthauptung in Gegenwart 
einer Gerichtskommiſſion und reines Keamten der Stantsanwaltichaft 
in einem gefchloffenen Haume vollzogen. 

Außerdem find von dem Gemeindevorflande des Ortes, an 
welhem die Hinrichtung flattfindet, aus den Vertretern der Gemeinde 
oder aus anderen achtbaren Bürgern 24 Perfonen zu berufen, um 
als Urkundsperſonen der Hinrichtung beizuwohnen. Für die Wicht- 
eriheinenden bezeichnet die Gerichtskommiffion fofort Erfaßmänner. 
Eine Verpflichtung, der Hinrichtung beizuwohnen, befleht übrigens 
weder für die von dem Gemeindevorflande Berufenen, noch für die 
von der Gerichtskommiſſion bezeichneten Erſatzmänner. Durch ihr 
Hichtericheinen wird die Hinrichtung nicht aufgehalten. 

Endlich if einem oder zwei Geiftlichen von der Lonfeflion 
des Verurtheilten, fowie dem Bertheidiger der Butritt zu gewähren. 
Aus befondern Gründen kann derfelbe auch anderen Perfonen ge- 
flattet werden, 

Der Bollzug der Codesſtrafe wird durch das Läuten einer 
Glocke angekündigt, welches bis zum Schluffe der Hinrichtung an- 
zudauern hat. 

Abf. 1 bejtimmt blos, daß die Todesftrafe mittels Euthauptung 
vollzogen werde, ohne das biebei zw gebraucende Inſtrument näher 
zu bezeichnen. Es iſt dies abfichtlicdy gefchehen, indem man bie Ber 
fimmung des Inſtrumentes dem Berorbnungswege vorbehalten 
wollte '). 

Bejondere Eigenſchaften find bei denjenigen, weldye von bem 
Gemeindevorftande oder der Gerichtskommiſſion bezeichnet werden, um 
ald Urkundsperfonen der Hinrichtung beizuwohnen, im Geſetze nicht 
verlangt. Dur den Ausdruck „achtbare Bürger“ follten die Ges 





) Berb. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil. Bd. II ©. 130 umd des 
Gejeg.Ansfch. der K. der Reiher, vom Jahre 18%, Bd. IC. 121 u. 122, 
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meindevorftände und Gerichtskommiſſionen lediglich darauf aufmerkſam ge: 
macht werden, baß der Ernft des Altes erfordert, ſolche Perfonen zu bezeichnen, 
welche die Achtung ihrer Mitbürger genießen, und es ijt insbeſondere ber 
Ausdrud „Bürger“ keineswegs im ftreng ftaatsrechtlichen, jondern im 
weitern vulgären Sinne zu nehmen, wornad darunter alle am Orte 
wohnenden jelbitftändigen Berfonen männlichen Geſchlechts verftanden 
werden, 

Die in Abf. 3 vorausgeſetzte Erlaubniß bat jelbftverftändlich die 
Serihtstommiffion zu ertheilen, 


Art. 16. 


Die Buchthausfirafe. kann auf Febensdauer oder auf beflimmte 
Beit zuerkannt werden, im leßteren Falle nicht auf mehr als zwan- 
3ig und nicht auf weniger als vier Jahre. 

Wo Budthausftrafe von weniger als vier Jahren zuyu- 
erkennen wäre, if auf Gefängnißftrafe von gleicher Dauer zu 
fprechen. 


Die lebenslänglihe Zuchtbausitrafe ift nach unferm Geſetzbuche 
feine befondere Strafart, fondern unterfcheidet fid) von der zeitlichen 
Zudthausftrafe nur in der Zeitdauer. Das abfolute Marimum der 
Zuchthausſtrafe überhaupt ift deshalb die Pebensdauer des Verurtheilten, 
während vier Jahre das abjolute Minimum bilden, Es beſteht hiebei 
nur das Gigenthümliche, daß die auf eine beftimmte Anzahl von Jah— 
ren zuerfannte Zuchthausftrafe nicht über zwanzig Jahre gefteigert wer: 
den kann. Hiernach ift die im befondern Theile gebrauchte Ausdrudd 
weife leicht verftändlih. Iſt 3. B. eine Handlung mit Zuchthausſtrafe 
bis zu acht Jahren bedroht, fo kann das Gericht dieſelbe zwiſchen 
dem abfoluten Minimum und bem für die Handlung befonders feftgefehten 
Marimum, alfo zwifchen 4 und 8 Jahren ausmefjen. Beftimmt das 
Geſetz für eine Handlung die Strafe auf Zuchthaus niht unter 
12 Jahren, fo kann das Gericht die Strafe zmifchen dem bier be 
fonders feftgefegten Minimum von 12 Jahren und bem abfoluten 
Marimum, nämlid der Zuchthausftrafe auf Lebensdauer, ausmeflen, 
wobei e8 nur in der Weife befchränft ift, daß es, wenn es von feiner 
Befugniß, auf Tebenslängliche Zuchthausftrafe zu erkennen, feinen Gebraud 
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wachen will, nur auf eine Zuchthausſtrafe von höchſtens 20 Jahren 
eriennen kann ). 

Abſatz 2 findet ſeine Ergänzung in dem bereits beſprochenen 
Art. 2. 

ar: 17, 

Die Strafe des Gefüngriffes kann mit Ausnahme der in 
den Artikeln 77, 164 und 167 beflimmten Fälle nicht auf mehr 
als fünf Iahre und nicht auf weniger als einen Tag zuerkannt 
werden. 

Tiefer Artikel ift an und für fid) Har. Iſt eine Handlung 
unbedingt mit Öefängnißftrafe bedroht, ohne daß das Geſetz über deren 
Dauer etwas Näheres fagt, jo kann das Gericht fie zwifchen dem ab: 
foluten Minimum von einem Tage und dem abfoluten Marimum von 
fünf Jahren ausmefjen. Gebraucht das Gefeh den Ausbrud „Ge: 
fängniß bis zu zwei Jahren“, fo ift diefelbe zwifchen einem 
Tage und zwei Jahren, und gebraucht ed den Ausdruck „Gefängniß 
niht unter zwei Jahren“, fo it fie zwifchen zwei und fünf 
Jahren auszumefjen, 

Art. 18, 

Die Gefängnißfirafe if, wenn fie die Dauer von zwei Mo- 
naten nicht überfleigt, in den Gezirksgerichtsgefängniffen, außer- 
dem in befonders hiezu eingerichteten Gefangenanftalten zu voll- 
jichen. 

Wird Gefängnißftrafe nicht über ſechs Monate zuerkannt, fo 
kann das Gericht, wenn es dies den Mmftänden angemeffen erad- 
tet, im Strafurtheile anordnen, daf die Strafe in einem Bezirks- 
gerichtsgefängnifle zu erfichen fei. 

Wird eine die Dauer von zwei Jahren überfteigende Gefäng- 
nißftrafe gegen eine Perfon erkannt, welche zugleich der in Art. 28 
bezeichneten Kechte ganz oder zum Cheile verluftig erklärt wird, 
oder dieſe Kechte Schon Durch eine frühere Verurtheilung ganz oder 
Iheilweife verwirkt hat, fa kann das Gericht, foferne es dies nach 
der Perfönlichkeit des Verurtheilten und nach der Gefchaffenheit der 








) Verb. des Gefekg.Ausfch. der K. d. Reichsr. von 18%, Bd. 1 S. 72 
u 73 und Bd. IT €. 122—125 und Verb, d. K. d. Abg. in den Jahren 18°%,, 
Beil. Bd. I ©. 421. 

Deis, Das Strafgefepbud für das Königreih Bavern, 5 
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Chat für angemeflen erachtet, im Strafurtheile anordnen, daß die 
Strafe im Buchthaufe vollzogen werde. 

In Bezug auf den Vollzug der Gefängnißftrafe unterjcheidet 
das Geſetz vor Allem zwiſchen ſolchen Gefängnißſtrafen, melde bie 
Dauer von zwei Monaten überfteigen, und foldyen, bei denen dies 
nicht der Fall ift. Lebtere werben, von befondern Ausnahmsbeftim: 
mungen (vgl. 3. B. Art. SO) abzefeben, immer in den Bezirfsgerichte: 
gefängniffen, d. h. in einer Abtheilung des am Bezirfsgerichte befind: 
lichen im Uebrigen vorzugsweife zur Haft der Unterfuchungsgefangenen 
beftimmten Gefängniffes, vollzogen. Ueberfteigt die Gefängnißftrafe die 
Dauer von zwei Monaten, fo ift fie in der Negel in einer zum Boll: 
zuge von Gefängnißſtrafen befonders eingerichteten Gefangenanftalt zu 
vollziehen. Hievon kann aber das Gericht in doppelter Richtung, 
nämlid die in den Abſätzen 2 und 3 näher bezeichneten Ausnahmen 
machen. Diefe Anordnungen fönnen nur im Strafurtbeile felbft, alfe 
nicht nachträglich getroffen werden. Sie bilden einen Theil des Straf 
urtheil® und es ift deshalb auch der Richter zweiter Anftanz befugt, 
einerfeits foldhe Anordnungen ſelbſt zu treffen und anderſeits die vom 
Richter erfter Inftanz getroffenen abzuändern. Dem Kuffationshofe 
aber ſteht begreiflic dann, wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen ge: 
geben find, eine weitere Kritik der richterlichen Anordnungen nicht zu, da, 
wenn die gefeglihen Borausfeßungen gegeben find, die weitere Würbi- 
gung der Berbältniffe dem richterlichen Ermeſſen auheim gegeben ift. 

Man war allfeitig darüber einig, daß die durch Abſ. 3 geftat: 
tete Anordnung nur gegen folche Perſonen zuläffig fei, welche entweder 
in dem nämlichen Strafurtheife der in Art. 28 bezeichneten Mechte 
ganz oder zum Theile verluftig erflärt werden oder diefer Nechte im 
Augenblide der Anordnung in folge einer frühern Berurtheilung bereite 
ganz oder theilweife verluftig find, daß mithin biefe Anordnung gegen 
ſolche Perfonen nicht getroffen werden könne, welche diefe Rechte zwar 
früher in Folge einer Verurtheilung verloren hatten, diefelben aber 
durch Rehabilitation, Amneſtie oder im ähnlicher Weiſe wieder erlangt 
haben. Um dies ganz zweifellos auszudrüden, wurde in der Aus- 
ſchußſitzung vom 18, Dezember 1856 befchlofjen, die früher beſchloſſene 
Faſſung „oder diefe Rechte ſchon früher in Folge einer Verurtheilung 
zur Zuchtbausftrafe verloren hat“ dahin abzuändern : „oder dieſer 
Rechte ſchon in Folge einer frühern DVerurtheilung zur Zuchthausſtrafe 
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verluftig if"). Der fpätere Entwurf wählte die jest in dag 
Geſetzbuch übergegangene Faſſung „dieje Rechte ſchon .... verwirkt 
bat”, Diefelbe wurde nicht beanftandet, weil fie unzweifelhaft das 
Nämliche ausbrüdt, was man früher ausdrüden wollte Auch nad 
diefer Faffung kann die fraglihe Anordnung nur gegen foldhe “Per: 
fenen getroffen werben, welche jetzt der in Art. 28 bezeichneten Rechte 
ganz oder theilmeife verluftig find. Sie ift unzuläflig gegen den: 
jenigen, welcher diefe Rechte burd Rehabilitation, Amneſtie oder ber: 
gleiben inzwifchen wieder erlangt bat, wenn er nicht neuerdings in dem 
Strafurtbeile derfelben wieder verluftig erklärt wird. — In einer an: 
dern Richtung weicht allerdings die heutige Faſſung von der frühern 
weientlih ab. Die in der frühern Fafjung enthaltenen Worte: „zur 
Zuhtbausftrafe” find nämlich mweggeblieben. Die heutige Faffung 
ift allgemein und fegt nur überhaupt voraus, daß derjenige, gegen 
welchen die fraglide Anordnung getroffen werben fell, die in Art. 28 
bezeichneten Rechte ſchon durch eine frühere Verurtheilung ganz oder theil- 
weife verwirkt hat, wobei ed ganz gleichgiltig ift, ob dies durd Ver: 
urtheilung in eine Zuchthaus⸗ oder in eine Vergehensitrafe geſchehen ift. 

Daß bie Strafe trog der Anordnung, daß fie im Zuchthauſe zu 
vollziehen fei, Bergebensftrafe bleibt, ift ſelbſtverſtändlich. 

Der dritte Abſatz des Art. 18 wurde fowohl inner: als außer: 
balb der Geſetzgebungsausſchüſſe vielfach beanjtandet. Ich will deshalb 
ben Hauptgrund, der die Majorität veranlafte, ihm in feiner heutigen 
Faffung zuzuftimmen, um fo mehr angeben, als darin zugleich ein Fin— 
gerzeig für den Bollzug liegt. Die Majorität legte einen großen 
Werth darauf, daß bei dem Vollzuge ber Freiheitsftrafen dahin gewirkt 
werde, die Sträflinge möglichft zu beſſern. Auf vollftindige Durch: 
führung des Syſtems der Einzelnhaft ift aus verfchiebenen Gründen 
jedenfalls in der nächſten Zeit noch nicht zu rechnen. Es erjcheint des: 
halb in hohem Grade wünſchenswerth, ja geradezu nothwendig, wo 
möglich Alles zu befeitigen, was ber Erreichung bes angegebenen 
Zweckes hinderlich ift oder gar eine Verfchlechterung der Sträflinge in 
der Strafanftalt befürchten läßt. Nun lehrt aber die Erfahrung, daß 
nichts verderblicher auf die Sträflinge wirft, ald das Zufammenfein 
mit durdy und durch verborbenen Menfchen, und daß es bei dem Syiteme 


') Verb. des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Ag. von 18%, Bb. I ©. 143. 
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der gemeinfamen Haft fein Mittel gibt, diefen fchädlichen Einfluß voll: 
ftändig zu befeitigen, Es ift dies bei ung um fo mehr zu erwägen, 
als unfer Strafgefeßbudy den Begriff des Vergehen ziemlich weit aus 
dehnt und in Folge deffen auch höchſt werdorbene und gefährliche Men— 
ſchen nicht felten zu bloßer Gefängnißitrafe werden verurtheilt werben. 
Solche Menfhen und damit ihren ſchädlichen Einfluß aus den zum 
Bollzuge der Gefängnißftrafen in ber Regel beftimmten Gefangenanftal: 
ten zu entfernen, ift der eigentliche Zweck dieſer Gefetesbeftimmung. 
Eine Schärfung der Strafe war durchaus nicht beabfichtigt, wie ja alle 
Schärfungen der Oefängnifftrafe in unferm Geſetzbuche grundfäglic 
ausgejchloffen find. Die Gerichte werden demnad der Abficht des Ge 
jeßgebers dadurch entſprechen, daß fie von dem ihnen durch diefe Be 
ftimmung eingeräumten Rechte wenigitens borzugsweife nur zu dem an: 
gegebenen Zwecke Gebraudy machen. 


Art. 19. 


Die Buchthaus- oder Gefängnifßfirafe if in einer Seftung zu 
vollziehen, wenn das Gericht ſolches der Bildungsflufe oder den 
bürgerlichen Berhältniffen des Verurtheilten,, fowie den befonderen 
Umfländen der Chat oder der derfelben zu Grunde gelegenen &t- 
finnung angemeflen findet und in dem Strafurtheile anordnet. 

Durh den Vollzug einer Freibeitsitrafe in einer Feftung wird 
die Natur der Strafe nicht geändert. Man kann deshalb ven 
„Seftungsftrafe” nicht mehr reden‘). Der Wollzug in einer Feſtung 
fol nad Art. 19 fein Privilegium einzelner Klaffen der Gefellichaft 
oder einzelner Stände fein, fondern die Gerichte haben alle Verbält: 
niffe, nämlich nicht blos die Bildungsftufe und die bürgerlichen Ber: 
bältniffe des DVerurtheilten, ſondern aud bie befondern Umftände ber 
That und die berfelben zu Grunde gelegenen Gefinnungen, zu würdi— 
gen und hiernach ihre Entſcheidung zu treffen. Hat der Berurtheilte 
durch feine That oder durch deren bejondere Umftände eine gemeine 
oder gar eine niederträchtige Gefinnung an den Tag gelegt, fo bat der 
Strafvollzug in der gewöhnlichen Strafanftalt zu gefchehen, wenn glei 
ber Berurtheilte den höchſten Ständen angehört oder auf einer noch jo 








) Verh. des Gefepg.Ausih. der K. d. Neiher. von 18%, Bd. I ©.24 
u. 25. 
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heben Bildungsſtufe ſteht. Sein Stand und feine Bildungsſtufe allein 
geben ihm fein Recht, den Bollzug der gegen ihn erkannten Etrafe in 


einer Feftung zu verlangen. — Was zum vorigen Artifel über die 
Zuftändigfeit bemerkt wurde, findet auch hier Anwendung ). 
Art. 20. 


Die Arrefiftrafe kann nicht auf mehr als zwei und vierzig 
Cage und nicht auf weniger als einen ag zuerkannt werden. 

Sie iſt in den Poliseigerichtsgefängniffen zu vollziehen. 

Diefer Artikel handelt natürlih nur von derjenigen Arreititrafe, 
mit welcher bie dem ftrafrechtlichen Gebiete angehörigen Uebertretungen 
bedroht find. Die auf die Arreftftrafe als Polizeiftrafe bezüglichen 
Beitimmungen finden fid im Polizeiftrafgefegbude Art. 4 ff. 

Der Ausbrud „Rolizeigerihtsgefängnifien“ wurde ftatt des im 
Entwurfe gebrauchten Ausdrudes „Polizeigefängniffen“ deshalb gewählt, 
um beftinmt auszudrüden, daß damit ein bei dem Polizeigerichte 
beitebendes Gefängniß, nicht das Detentionslofal der Roligeibehörbe 
gemeint ſei?). 


Art. 21. 


Die Arrefifirafe kann in den vom Gefehe vorgefehenen Fällen 
auf beiffimmendes Gutachten des Serichteaczce⸗ durch richterliches 
Erkenntniß geſchärft werden 

1) mittels Dunkelarreſtes, welcher jedoch nicht auf länger 

als 24 Stunden ohne Unterbrechung verhängt und nicht 
vor Ablauf einer Bwilchenzeit von acht Sagen wiederholt 
werden darf; 
2) mittels Sefchränkung der Koſt des WVerurtheilten auf 
Waller und Brod am je dritten Tage; 

3) mittels Verbindung der unter Biffer 1 und 2 bezeichneten 
Scärfungsarten. 

Mit dem Dunkelarrefie iſt Einzelnhaft verbunden. 

Die auf Waſſer und Grod befchränkten Gefangenen find von 


) Verb. der K. db. Abg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 133 u. 134 u. bes 
Geſetzg. Ausſch. ber K. d. Abg. von 18%, Bb. 1 ©. 25, 26, 140 u. 141. 
?) Berh. ber K. d. Abg. von 18°%, Beil.Bd. II ©. 131. 
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denen, welchen warme Soft gereiht wird, an den beireffenden 
Tagen zu trennen, 

Die Straffchärfung kann für die ganze Dauer oder für kür- 
zere Abfchnitte der Strafzeit erkannt werden. 

Die Schärfung foll die Arreftftrafe intenfiver machen, mithin in 
Fällen ganz befonderer Rohheit oder Verborbenheit und nicht, wie dies 
im diesfeitigen Bayern in der Regel jetzt gefchieht, zum Zwecke ber 
Abkürzung der Strafe angewendet werden. Das Marimum ber im 
betreffenden Falle zuläffigen Arreftfirafe wird alfo durd die Schärfung 
nicht gemindert. 

Daß andere ald die im Geſetze aufgezählten Schärfungsarten 
nidyt angewendet werben bürfen, verfteht ſich von felbft. 


Art. 22, 


— Die Dauer der Bucthausftrafe wird nad) Jahren und Mo- 
frafeu. naten, die Dauer der Gefängnifftrafe nadı Iahren, Monaten und 
Tagen, die Dauer der Arrefifirafe nach Tagen ausgemeffen. 

Hiebei wird der Tag zu 24 Stunden, der Monat zu 30 
Eagen, das Fahr aber nad; dem Kalender gerechnet. 

Sruchtheile eines Monats bei der Buchthausftrafe und eines 
Tages bei der Gefängnif- und bei der Arrefifirafe, wo fich ſolche 
nad den Borfchriften über Ausmeffung der Strafen ergeben würden, 
find außer Anfab zu laffen. 

Die Beftinnmungen dieſes Artikels find Mar, und ich kann mid 
deshalb auf die Berichtigung einer hieher gehörigen Bemerkung Steng: 
lein's ) beſchränken. Diefelbe fagt, die Beftimmung bes gegenwär: 
tigen Artifels über Berehnung der Zuchthausftrafe ſchließe nicht aus, 
daß auch Bruchtheile von Jahren im Urtheile beſtimmt werben, melde 
wie die ganzen Jahresfriſten nad) dem Kalender berechnet werden 
müffen, Es fteht dies mit dem Haren Wortlaute des Geſetzes im 
MWiderfpruche, der deutlich dahin gebt, daß die Dauer der Zuchthaus: 
ftrafe nad Jahren und Monaten ausgemefjen und daß biebei, d. h. 
in allen in Abf. 1 erwähnten Fällen, der Monat zu 30 Tagen, bas 
Jahr aber nad) dem Kalender gerechnet wird. Alſo nur volle Jahre 
find nach bem Kalender zu rechnen, kürzere Zeiträume aber müſſen 


) Eommentar über bas Strafgefeßbuh Bd. I ©. 444. 
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im Monaten ausgebrüdt werben, die nicht nad dem Kalender, fondern 
zu 30 Tagen gerechnet werden. Es darf deshalb 3. B. der Nichter 
nicht auf auf 6% Jahre Zuchthaus, fondern er muß, wenn er bei der 
Ausmeflung auf eine folde Strafe fommt, auf 6 Jahre und 6 Monate 
Zuchthaus erkennen, fo daß die Strafzeit in einem ſolchem alle, 
6 Kalenderjahre und 180 Tage beträgt, mithin nad Umſtänden 
I—4 Tage weniger, ald 6% Jahre nach dem Kalender gerechnet. 
Art, 23, 

ZA der Perurtheilte auf freiem Fuße, fo beginnt die Straf- 
zeit mit dem Tage, an welchem er fi zur Erflehung feiner Strafe 
ſtelll. Stellt er ſich nicht freiwillig, fo wird der Anfang der 
Strafjeit von der Einlieferung in den Strafort an gerednet. 

IR der Perurtheilte in Haft, fo beginnt die Straßeit mit dem 
Lage der Nechtskraft des Artheilo. Hat jedoch blos der Stants- 
anwalt gegen ein veruriheilendes Erkenntniß ein Bechtsmittel 
ergriffen, welches von dem höheren Gerichte verworfen oder von 
dem Stantsanwalte Später felbi zurückgenommen wurde, fo wird Die 
Straßeit von dem Cage an gerechnet, an welchem das Artheil rechts- 
kräftig geworden wäre, wenn der Staatsanwalt diefes Hechtsmittel 
niht ergriffen hätte. 

Muß der Perurtheilte nach bereits angetretener Strafe wegen 
Körper- oder Geifteskrankheit in eine von der Strafanftalt getrennte 
heilanſtalt gebracht werden, fo wird die Dauer feines Aufenthaltes 
in der leßtern in die Strafzeit eingerechnet. 

Nach diefem Artikel muß vorerft unterſchieden werden, ob ſich 
der Berurtheilte auf freiem Fuße oder in Haft befindet. Im erſteren 
Falle find wieder zwei Fälle denkbar. Der Verurtheilte ftellt fich ent: 
weder freiwillig oder er thut dies nicht. Stellt er ſich freiwillig, fo 
beginnt die Strafzeit mit dem Tage, an welchem er ſich zur Erftehung 
feiner Strafe ftellt. Stellt er ſich nicht freiwillig, jo wird der Anfang 
der Strafzeit nicht von der Verhaftung, jondern erft von der Einliefe- 
tung in den Strafort an gerechnet. Es wird mithin die Zeit des 
Transported an den Strafort in die Strafzeit nicht eingerechnet. 

Befindet fi der Verurtheilte in Haft, fo beginnt die Strafzeit 
in der Regel mit dem Tage ber Rechtskraft des Urtheils, wenn er auch 
aus irgenb welcher Urfache erft fpäter in den Strafort gebracht wird. 
DE und unter welchen Vorausfegungen und in wie weit bie Einreichung 


IR Strafgefeß, Artikel 3. 


eines Gnadengeſuches die Verbringung des DVerurtheilten in ben Straf 
ort auffchiebt, iſt lediglich der Beftimmung des Königs überlaffen, da 
fein Geſetz der Einreichung eines Gnadengeſuches einen Sufpenfiveffect 
einräumt. Wird aber auch aus bdiefem Grunde, fei es überhaupt, fei 
es unter gewiflen Vorausſetzungen, die Verbringung des Verurtheilten 
in ben Strafort aufgeſchoben, fo darf deshalb der Anfang der Straf: 
zeit nicht verſchoben werden, 

Fine wichtige Ausnahme von der fo eben befprocdhenen Regel 
enthält Abi. 2 des Art. 23 in feinem zweiten Sage. Die bier ent: 
baltene Beftimmung ift, da es fib um eine Ausnahme bandelt, 
ftrengften® zu interpretiren und eine Ausdehnung auf andere Fälle 
burdyaus unftattbaftl. Hat alfo ſowohl der Staatsanwalt als auch der 
Verurtbeilte ein Nedytsmittel ergriffen, fo ift die in Rede ftehende Be: 
ſtimmung nicht anwendbar, wenn gleich 3. B. der Staatsanwalt bie 
Berufung zuerft und der Veruribeilte diefelbe erſt fpäter angemeldet 
bat und aus den Umftänden ſich Far ergibt, daß der Verurtbeilte ein 
Rechtsmittel nicht ergriffen haben würde, wenn der Staatsanwalt dies 
nicht vorher gethan hätte, 

An dem im dritten Abfabe vorgefehenen Falle wird der Straf: 
vollzug nicht unterbrodyen, meshalb denn aud der Sträfling wäh 
rend feines Aufenthaltes in der Heilanftalt den dort noch anwend— 
baren Veberwachungsmaßregeln und Beſchränkungen, wie 3. B. den 
jenigen, welche in Bezug auf Eidesfähigkeit und Wermögensdispofitien 
für die Dauer der Strafzeit eintreten, unterworfen bleibt. Es findet 
mithin die Beſtimmung des dritten Abfates daun feine Anwendung, 
wen, was unter Umständen allerdings gefchehen kann, der Strafvell: 
zug wegen Körper: oder Geiſteskrankheit vollftändig unterbrochen, wen 
der Sträfling eintweilen ganz nad Haus oder in eine von ihm ober 
feinen Angehörigen frei gewählte Anjtalt ohne alle Ueberwachung oder 
fonftige Befchränfung entlaffen wird. 

Iſt der Strafvollzug aus irgend einem Grunde, 3. B. in Folge 
eines Gnadenaktes, Entweichung des Sträflings u. dgl. unterbreden 
worden, fo finden im Beziehung auf den Wiederbeginn der Strafzeit bie 
Beftimmungen des erften Abfates des Art. 23 gleichmäßig Anwendung '). 

) Verb. db. 8. d. Abg. im Jahre 18%, Beil.Bd. 1 S. 134, des Geſetzg.⸗ 
Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bb. 1 S. 27 u. 143—145, des Geſetzg. 
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Art. 24. 


Die Sträflinge in den Buchthäufern und Gefangenanftalten Prisifisung 
find innerhalb des Bezirkes der Anflalt zur Arbeit anzuhalten. Srröfinge. 
Die Sträflinge, welche eine Gefängnißftrafe im Bezirkogerichtsge- 
fängniffe erſtehen, fowie die zur Arrefilirafe Berurtheilten können 
innerhalb des Bezirks- beziehungsweife Polizeigerichtsgefängniffes 
in einer ihren Fähigkeiten und Berhältniffen angemeffenen Weife 
befchäftigt werden. 

Das Gefeg unterfcheidet bezüglich der Beihäftigung der Sträf: 
linge einerſeits zwifchen jenen in ben Zuchthäuſern und Gefangenan: 
ftalten und anderſeits zwifchen denen im ben Bezirks: und “Polizei: 
gerichtsgefängniffen. Grftere müffen zur Arbeit angehalten werben, 
während bezüglich ber letztern das Geſetz blos fagt, daß fie zur Arbeit 
angehalten werden Fönnen. Bezüglich der letzteren enthält das Geſetz 
außerdem in Betreff ber Wahl der Arbeit die Beſchränkung, daß bie 
Sträflinge in einer ihren Fähigkeiten und Verhältniſſen angemefjenen 
Weiſe befchäftigt werden follen, während bei den Sträflingen in ben 
Zuchthäuſern und Gefangenanftalten eine ſolche Rüdfichtnahme nicht 
vorgejchrieben it. Wenn das Gefek in Betreff der Befchäftigung zwi: 
hen den Sträflingen in den Zuchthäufern und jenen in den Gefangen: 
anftalten nicht unterfceidet, fo jchließt e8 damit nicht aus, daß beim 
Bellzuge dennoch Unterfchiede gemacht werden. Der Geſetzgeber konnte 
beide Arten von Sträflingen gleich behandeln, weil er mur allgemeine 
Grundſätze aufgeftellt und das Uebrige der Hausordnung (Art. 25 
Abſ. 3) überlaffen hat. Es widerftreitet aber dem Geſetze nidyt mur 
nicht, ſondern es Tiegt vielmehr ganz im Geifte besfelben, wenn in den 
Zudthäufern 3. B. ſchwerere Arbeiten eingeführt werden, als in ben 
Gefangenanftalten. 

Bezüglid der Sträflinge in den Zuchthäufern und Gefangen: 
anftalten enthält das Gefek die Beftimmung, daß fie innerhalb des 
Bezirfes der Anftalt zur Arbeit anzuhalten feier. Damit ift 
ausgebrüct, daß die Sträflinge nicht blos in beim Gebäuden ber An: 
Kalt, fondern auch in ben dazu gehörigen Höfen, Gärten oder fonftigen 
Grundftüden, was da, wo landwirthſchaftliche Arbeiten eingeführt find, 
von befonderer Bedeutung ift, befchäftigt werden können, daß aber eine 
Verwendung derfelben an zur Anftalt nicht gehörigen Plägen, mithin 


14 Strafgeſetz, Artikel 25, 


z. B. die Verwendung zu Straßen: oder Eiſenbahnarbeiten, das Ber: 
miethen derjelben an Guts- oder Fabrifbefiger u. dgl., unzuläſſig ift. 
Die in dem Bezirksr und Polizeigerichtsgefängniffen untergebrachten 
Sträflinge können nur innerhalb des Gefängnifjes verwendet 
werben. Cine Verwendung berjelben zur Reinigung von öffentlichen 
Plägen und Stroßen ift mithin z. B. ausgeſchloſſen, nicht aber die zu 
Arbeiten im gefchloffenen Hofe des Gefängniffes, wie zum Holz: 
machen u. dgl., da ein folder Hof einen Theil bes Gefängnifies 
bildet !). 


Art. 25. 
Sonftige Br- 


$andfung ber Körperliche Züchtigung ift aud als Pisciplinarfirafe in allen 
er Strafanftalten und Gefängniffen unbedingt ausgefchloffen. 

Die Seffelung eines Sträflings ift nur wegen befonderer Flucht- 
gefahr, Widerfeglichkeit oder aus ähnlichen Gründen geflattet. 
Sie darf, dringende Fälle ausgenommen, nur in folge eines Dis- 
tiplinarerkenntniffes der Sehörde der betreffenden Anſtalt beziehungs- 
weile des betreffenden Gefängniffes verhängt werden. 

Im Hebrigen richtet fich die Sehandlung der Sträflinge nad) 
den Beflimmungen der Hausordnung. 

Die Hausordnungen für die Buchthäufer und Gefangenanftalten 
find durch das Regierungsblatt zu veröffentlichen. 

Auf der Scflung wird der Berurtheilte nad) den Beflimmungen 
der Playordnung mit Berücfichtigung des UUnterfchiedes zwiſchen 
Buchthaus- und Gefängnißflrafe behandelt. 

AS Beifpiele von dringenden Fällen, im denen die Feſſe— 
lung aud) ohne vorgängiges Disciplinarerfenntniß geftattet it, führen 
die Motive ?) die Fälle eines in der Anftalt ausgebrodyenen Brandes, 
einer offenen Meuterei der Sträflinge u. dgl. an. 

Fine gleiche Beftimmnng, wie fie Abſ. 2 des Art. 25 enthält, 
findet fid in Abf. 2 des Art. 41. Hiezu hatte der Abgeordnete 
Dr. Arnheim den Antrag geftellt, die Worte „oder aus ähnlichen Grün: 
den” zu jtreicdhen, weil fie zu allgemein feien und barımter Manches 
fubfumirt werden könne, was von Widerfeglichfeit weit entfernt fei, 


) Verb. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bo. J ©. 
142, Verb. d. K. d. Abg. in ben Jahren 18%,, Beil. Bd. II ©. 54 u. 131. 
?) am zulegt a. a. O. ©. 54. 
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wie 3. B. bloßer Ungehorfam gegen die Befehle eines Auffehers. Die: 
fer Antrag wurde jedod vom Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der 
Abgeordneten einftimmig abgelehnt, weil anerkannt wurde, daß außer 
der Fluchtgefahr und Widerſetzlichkeit noch manche andere Fälle vor: 
fommen können, in denen eine augenblidliche Feſſelung unumgänglid) 
nöthig ijt, wie 3. B. Wuthausbrüde nicht blos gegen die Angejtellten 
des Gefängniffes, ſondern auch gegen andere VBerhaftete, der Fall, daß fi) 
einer wie ein Rafender geberdet, im Gefängniſſe Alles zufammenjchlägt 
u. dgl. Man fand den Hauptwerth der Beitimmung darin, daß durd) 
diefelbe Kar und deutlich ausgefproden ift, daß die Feſſelung immer 
etwas DBorübergehendes fei und nur jo lange dauern dürfe, als das 
Verhältniß beiteht, wegen deſſen fie angewendet wurde !). 

Das Geſetz bejtimmt die Behörden, denen die Disciplinargemwalt 
in ben Strafanſtalten zufteht, nicht, überläßt alſo auch deren Bejtim: 
mung, gleichwie die Feſtſetzung der einzelnen Disciplinarftrafen, jeweit 
dem die Art. 24 u. 25 nicht entgegenftehen, der auf dem Verordnungs— 
wege zu erlaffenden Hausordnung ?). 


Art 26, 


Geldfirafe kann vorbehaltlich befonderer geſetzlicher GBeſtim- 
mung nicht in höherem Betrage als zu eintaufend Gulden bei 
Vergehen und zu hundert und fünßig Gulden bei Mebertretungen 
und nicht in geringerem Belrage als zu einem Gulden bei Wer- 
gehen und zu dreißig Airewzern bei Mebertretungen zuerkannt 
werden. 

Die Strafbeträge fließen, wo nicht befondere Geſetze ein An- 
deres beſtimmen, in die Staatskaffe. 


Art. 727. 


Die Geldfirafe if ohne Rückſicht auf die Bahlungsfähigkeit 
des Schuldigen auszuſprechen. 

Wird die gänzliche oder theilweife Uneinbringlichkeit der 
Geldſtrafe Durch ein Beugnig des Erhebungsbeamien fefigeftellt, fo 





)a.a. D. Beil. Bb. II ©. 422. 
) Berb. des Geſetzg. Ausſch. ber K. db. Abg. im Jahre 18%, Bb. I 
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fol diefelbe bei Vergehen in Gefängnifftrafe, bei Webertretungen in 
Arrefifirafe umgewandelt werden. 

Die Umwandlung wird auf flantsanwaltfchaftlichen Antrag 
ohne weiteres Verfahren bei Vergehen durch das Bezirksgericht, bei 
Hebertretungen durch den Einzelnrichter verfügt. 

Hiebei tritt an die Stelle von Geldftrafen bis zu drei Gul- 
den ein Sag Gefängnif beziehungsweife Arreft; bei höheren Stra- 
fen werden drei Gulden einem eintägigen Gefängniffe beziehungs- 
weife Arrefte gleichgeachtet, die allenfalls ſich ergebenden Bruchtheile 
eines Tages aber aufer Anſatz gelaffen. Die an die Stelle einer 
uneinbringlichen Geldftrafe tretende Arrefiftrafe darf jedod die 
Dauer von 42 Tagen nicht überfchreiten. 

Dem Gefangenen bleibt jederzeit die Befugniß, fi) durch 
Erlegung des Strafbetrages, foweit derfelbe durd die erflandene 
Freiheitsftrafe noch nicht getilgt iſt, von der lebteren frei zu 
machen. 


Die Beſtimmung des Abſ. 1 des Art. 27 hindert natürlih den 
Richter nicht, innerhalb der ihm durch das Geſetz für die Strafauss 
meffung gezogenen Gränzen auf die ihm befannten Bermögensverhältniffe 
des Sculdigen geeignete Nücficht zu nehmen. Cr wird dies in dop— 
pelter Richtung thun. Gr wird nämlich im einem Falle, wo das Ge— 
feß alternativ Geld: und Freibeitsftrafe androht, gegen einen unzwei— 
felhaft Unzahlfähigen nicht auf Geldftrafe erkennen, die ja jpäter body 
in reiheitsftrafe umgewandelt werden müßte, und er wird, wenn er 
auf Geldftrafe erkennt, die Höhe berfelben zwifchen dem gefeglichen 
Minimum und Marimum in Rüdfiht auf die Bermögensverhältniffe 
bes Schuldigen in der Art feftfegen, daß fie bei dem minder Vermö— 
genden nicht unverhältnigmäßig bart wird und bei dem mit Glücks— 
gütern befonders Gefegneten doch noch den Charakter der Strafe 
behält. Dabei verfteht es fi) von felbft, daß in allen Fällen, wo Geld: 
und Freiheitsſtrafe alternativ angebroht ift, gerade gegen ſehr reiche 
Leute auf Freiheitsitrafen dann zu erkennen ift, wenn ſich der Richter 
überzeugt, daß Gelbitrafen feinen Gindrud auf fie machen, von ihnen 
als Strafen nicht empfunden werben. Gbenfo ifl natürlid der Richter 
nicht gehindert, auf die Verbältniffe der unfchuldigen Familie bes Ab- 
zuurtheilenden geeignete Rüdficht zu nehmen. 
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Die Umwandlung gejhieht auf ftaatsanwaltfchaftlihen Antrag 
ohne weitere8 Verfahren. Die legtern Worte drüden aus, daß 
eine Borladung des Berurtheilten nicht vorauszugehen hat!), Daß die 
Umwandlung bei denjenigen Uebertretungen, deren Aburtbeilung durch 
Art. 31 Abſ. 4 des Ginführungsgefeges im erfter Inftanz den Be: 
zirfögerichten übertragen ift, nicht durch den ingelnrichter, ſondern 
durh das Bezirksgericht erfolgt, iſt felbftverjtändlid, da dieſe Ueber: 
fretungen, wie der angeführte Art, 31 fi ausbrüdt, ganz in der für 
die Behandlung der Vergehensfälle vorgefchriebenen Weife abgeurtheilt 
werden und von diefer allgemeinen Verfügung bier eine Ausnahme 
niht gemacht werden wollte. Stenglein?) ijt derſelben Anficht, 
glaubt aber, Art. 27 Abf. 3 bebürfe deshalb einer ausbehnenden 
Interpretation, die jedoch zuläflig fei, da feine Strafbeftimmung in 
Rede stehe. Ich halte, um im der Sache jelbft zu dem nämlichen 
Refultate zu gelangen, eine ausdehnende Interpretation des Art. 27 
Abf. 3 nicht für nothwendig, da durch den angeführten Art. 31 Abſ. 4 
alle für die Behandlung der Vergehen geltenden und auf beren Ab: 
urtbeilung ſich beziehenden Bejtimmungen, zu denen die des Art. 27 
Abſ. 3 unzweifelhaft gehört, ſchon gefeglid auf diejenigen Uebertre— 
tungen ausgedehnt find, deren Aburtheilung im erjter Inſtanz durch 
Art. 31 Abſ. 4 des Einführungsgefepes den Bezirfsgerichten über: 
tragen ift. — bj. 4 läßt in Verbindung mit Nbf. 3 feinen Zweifel 
darüber, daß der Gefangene, welcher fi) durch Erlegung des Reſtes 
einer durch erftandene Freiheitsſtrafe theilweife getilgten Gelbftrafe 
frei machen will, den ganzen Reſt der Geldftrafe erlegen muß, welder 
verbleibt, wenn von derjelben für jeden Tag erjtandene Freiheitsftrafe 
drei Gulden abgezogen werden, 


Schon in den vorftehenden Bejtimmungen liegt nicht nur gegen- 
über den dermalen bei ung geltenden Vorſchriften, ſondern auch gegen= 
über den meiften übrigen, ſelbſt neuern Geſetzgebungen ein fehr großer 
Fortſchritt. Die der jegigen Bildungsftufe des Volkes nicht ent: 





) a. a. D. Be 1, ©. 146 u. 147. 
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fprechende, das Ehrgefühl vernichtende Strafe der Förperlihen Züch— 
tigung ift vollftändig, ſelbſt als Disciplinarftrafe in den Strafanftal: 
ten, befeitigt. Bei der Todes:, Zuchthaus: und Gefängnißftrafe 
kommen feinerlei Schärfungen vor. Feſſelung der Sträflinge ift nur 
ausmahmsweife und ſelbſt da nur vorübergehend zuläſſig. Der ganze 
Apparat der Zuchthäuſer an Ketten, Kugeln u. dgl. ift vollftändig 
entfernt. Bei der verbältnigmäßig immer nur kurze Zeit dauernden 
Arreftftrafe kommen zwar noch Schärfungen ver, allein fie können nicht 
allgemein, fondern nur im den. wenigen vom Geſetze ausdrüdlich vor: 
gefebenen Fällen angewendet werden, fie verlegen die Grundſätze der 
Humanität nicht und machten es möglich, mande Handlungen, obgleid 
bei ihnen eine kräftigere Repreſſion nöthig ift, dennod, in der Klaſſe 
ber UWebertretungen ftehen zu laffen. Dagegen iſt in allen Strafan— 
ftaften die Befhäftigung der Sträflinge, das in der Regel wirffamfte 
Beflerungsmittel, theils unbedingt vorgefchrieben, theils wenigſtens mög: 
lich gemacht und es ift mit Sicherheit zu erwarten, daß die Staats— 
regierung von der ihr im diefer Beziehung eingeräumten Befugniß 
auch bei den Bezirks: und Polizeigerichtsgefängniffen, fomeit es die 
Berbältnifje nur immer geftatten, Gebrauch machen werde. Eben fo 
darf von ihr mit Recht erwartet werden, daß fie bei Entwerfung ber 
Hausordnungen den allen hieher gehörigen Beftimmungen zu Grund 
liegenden Gedanken ſtets feithalten wird, daß der Staat während ber 
Strafzeit auf Befferung der Sträflinge hinzuwirken und Alles aufzu: 
wenden verpflichtet ift, um diefelben, joweit nur immer möglich, nad 
beendigter Strafzeit der Geſellſchaft als gebefferte und nützliche Glie— 
ber zurüdzugeben. Das Geſetzbuch enthält außer den bisher befprode: 
nen noch manche andere diefem Gedanken entfprungenen Beftimmungen, 
wie 3. DB. jene über die Verwahrung in einer Polizeianftalt, die Unter: 
bringung verwahrloster jugendlicher Perfonen in befondern für die: 
felben bejtimmten Erziehungsanftalten, die Beftimmungen über ben 
Vollzug der gegen Minderjährige erkannten Freiheitsftrafen, allein 
trotzdem erſchöpft es die hieher gehörigen Fragen nicht. Es ift dies 
abfichtlih geſchehen. Man hielt nämlih die Gefängnißfrage noch 
nit für in dem Mafe abgefchloffen, als es nöthig ift, um erfchöpfende 
Beftimmungen in ein Geſetzbuch aufzunehmen, das doch längere Zeit 
in Wirkfamkeit zu bleiben beftimmt if. Man überlieh deshalb bie 
untergeorbnetern Fragen des Vollzug den Hausorbnungen und bie 
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übrigen eingreifendern ragen der Spezialgefeßgebung. Auf ſolche 
Reife fönnnen die in Folge weiterer Erfahrungen wünjchenswerth er: 
iheinenden Aenderungen fchneller und leichter vorgenommen werden, 
ald wenn das Geſetzbuch weiter gehende Beftimmungen enthielt. Man 
glaubte, in ſolcher Weife um fo mehr ohne Anftand verfahren zu kön— 
nen, als die Vertreter der Staatsregierung wiederholt ihre Abficht er- 
Härten, alsbald in der Frage der Gefängnißreform, und zwar insbe: 
fondere bezüglich der Einzelnhaft, auf dem Wege der Spezialgeſetz— 
gebung voranzugeben. Die Staatsregierung ift diefem Verſprechen 
auch ſehr bald nachgekommen, indem fie ſchon ver Vollendung des 
Strafgeſetzbuchs, nämlid am 31. Juli 1861, der Kammer der Abge: 
erdneten den Entwurf eines Geſetzes, den Vollzug der Freibeitsftrafen 
durch Einzelnhaft betreffend, vorlegte.e Der k. Staatsminiſter der 
Juftiz bemerkte hiebei: „Die Staatsregierung bält es für eine unab- 
weisbare Forderung der Zeit, daß auch in Bayern mit Einführung 
der Zellenhaft verfuchsweife vorgefchritten werde, um im eigenen 
Lande bejtimmte Crfahrungen über dieſe Haftart und dadurch eine 
fihere Grundlage für die feinerzeitige definitive Löſung der Gefängniß— 
teformfrage zu gewinnen. Dies it der Zwed des gegenwärtigen Ge: 
jeßentwurfes, durch welchen insbefondere auch das Verhältnig der 
Finzelnhaft zu der nemeinfamen Haft gefeßlich geregelt werden ſoll.“!) 
Tie Kammer der Abgeordneten ertheilte dem Öefegentwurfe mit we: 
nigen Modififationen die Zuftimmung und die Kammer der Reiche: 
rätbe trat dem Beichluffe der Kammer der Abgeordneten vollftändig 
bei?). Im Folge deſſen murde gleichzeitig mit dem Strafgeſetzbuche 
auch das die Beftimmungen des letztern weſentlich ergänzende Geſetz 
vom 10. November 1861, den Vollzug der Freiheitsſtraſen durch 
Einzelnhaft betreffend, publizirt. Es lautet wörtlich: 


N) Verb. d. K. d. Abg. in den Jahren 183 Stenographiſche Berichte 
Bd. IS. 328 und Beil.Bd. VI S. 161—165. 

) Vortrag des Meferenten der K. db. Abg. Dr. Böll und Ausſchuß— 
protefell a. a. D. Beil.Bd. VO ©. 55—66, Verhandlung in der Kammer ber 
Abg. a. a. DO. Stenogr. Ber. Bd. II ©. 119—147, Vortrag des Referenten 
der Kammer der Reichsräthe Erzbiſchofs von Deinlein Verhdl. der K. d. Reiche: 
tätbe v. 1859 u. 1861, Beil.Bo. II ©. 248 fi, Ausſchußprotokoll S. 263 ff. 
u, Berhandlung in der Kammer der Reichsräthe a. a. O. Bd. II S. 97 fi. 
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Gejek vom 10. November 1861 


Geſeth, 
den Vollzug der Freiheitsſtrafen durch Einzelnhaft betreffend. 
Marimilian IL. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 
Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in 
Schwaben ꝛc. x. 


Wir baben nah Vernehmung Unferes Staatsrathes mit 
Beiratb und Auftimmung der Kammer ber Reichsräthe und der 
Kammer der Abgeordneten bejchloffen und verordnen, was folgt: 


Artifeli. 


An Mannsperjonen, welche zu einer die Dauer von zwei Monaten, 
aber nicht die von fünf Jabren überfteigenden Gefängnißitrafe ver: 
urtbeilt find, iſt diefe Strafe mittelft Einzelnbaft in den zu diefem 
Behufe berzuftellenden Zellengefängnijien, joweit es der Raum ber 
ſelben geftattet und feiner der im Artikel 2 bezeichneten Hinderungs: 
gründe entgegenfteht, nach Maßgabe des gegenwärtigen Gejepes zu 
vollziehen. 


Artikel 2. 


Nicht geeignet zur Aufnabme in die Zellengefängnijje find Sträf: 
finge, welche das fechziafte Yebensjahr bereits zurüdgelegt haben oder 
während ber Erſtehung ber gegen fie erfannten Gefängnißftrafe zu— 
rüdlegen würden, besgleichen diejenigen, welche nad ihrer Förper: 
lihen oder geiftigen Befchaffenbeit zur Grtragung der Ginzelnbaft 
nicht befähigt erjcheinen, endlich diejenigen, welche kraft des Geſetzet 
oder nad Anhalt des Strafurtheils die gegen jie erfannte Gefäng— 
nipftrafe in einem Bezirksgerichtsgefängnijie, im Zuchtbaufe, im einer 
Feſtung oder in einer Gefangenanftalt für jugendliche Perjonen 
(Artikel 18 Abjak 2 und 3, Artikel 21 und Artikel 80 des Strafge 
ſetzbuches) zu erſtehen haben, 


Artikel 3. 


Jeder zur Einzelnbaft beftimmte Sträfling wird getrennt von 
aller Gemeinschaft mit anderen Eträflingen in einer befonderen Zelle 
verwahrt, die er — vorbehaltlih der Beftimmungen der Artikel 8 
und 9 — nur während derjenigen Zeit verlaffen darf, welche für bie 
tägliche Bewegung im freien, für ben Geottesdienft und Unterricht 
oder für einzelne ausnahbmsweife außerhalb der Zelle vorzunehmende 
Arbeiten oder jonftige Verrichtungen erforderlich iſt. 
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Artikel 4. 


Die Sträflinge werden in ihren Zellen angemeſſen beſchäftiget 
und zu dieſem Behufe wenn nöthig, in einem Gewerbe oder in 
ſonſtiger Handarbeit, welche ihnen nach ihrer Entlaſſung aus der 
Strafanſtalt zu ihrem Fortkommen in der bürgerlichen Geſellſchaft 
dienlich ſein kann unterrichtet. Sie werden zum Gottesdienſte und, 
ſoweit fie des Schulunterrichtes bedürfen, zur Schule angehalten. 


Artikel 5. 


Jeder Sträfling iſt in feiner Zelle von den bei ber Etrafanftalt 
angejtellten Perjonen, insbejondere von dem Porftande, dem Geift: 
lien, dem Arzte und Xebrer, öfters zu bejuchen. 


Artifel ©. 


Die Zeit der täglichen Bewegung im Freien beträgt für jeden 
Sträfling wenigftens eine Stunde einjhlüfiig des für das Hin: und 
Zurüdführen erforderlihen Zeitaufwandes, 


Artikel 7. 


Die Bewegung der Sträflinge im Freien ift fo einzurichten, daß 
diefelben nicht miteinander in Berührung kommen. 

Das Gleiche ift, joweit thunlich, zu beobachten, wenn ber Sträf: 
ling ausnahmsweiſe zu einzelnen Arbeiten außerhalb der Zelle ver: 
wenbet wird. 


Artifel 8 


Diejenigen Sträflinge, welde ein Jahr Einzelnbaft erftanden und 
Veweife von Befjerung gegeben haben, fünnen, foweit es die Ver: 
bältnifje geftatten und auf die Dauer ihres Wohlverhaltens, zur 
Arbeit in Gemeinſchaft mit andern Sträflingen verwendet werden. 
Hiebei ift auf forgfültige Auswahl der gemeinfhaftlih zu beſchäfti— 
genden Sträflinge Bedacht zu nehmen. 


Artikel 9. 


Muß aus Rüdficht auf den Förperlihen ober geiftigen Geſund— 
beitszuftand eines Sträflings die Einzelnbaft nad ärztlihem Gut: 
achten für eine Zeit fang unterbrochen werden, fo finden für dieſe 
Zeit die Vorſchriften des Artikels 3 auf denjelben feine Anwendung. 
Er iſt im das für foldhe Fälle beftimmte gemeinfame Haft: oder 
Krantenlocal zu verbringen und dort bis zu feiner Wiederberitellung 
oder befinitiven Entfernung aus der Anftalt (Artikel 11) in geeignete 
Behandlung zu nehmen. 

Wis, Das Strafgeiepbuch für das Königreich Bavern. 6 


Gefeb vom 10, November 1861 ® 


Artikel 10. 


Someit in den Artikeln 3—9 nicht befondbere Behtimmungen 
gegeben find, richtet jih die Behandlung der Sträflinge nad) den Be: 
ſtimmungen bes Strafgefegbuches und der durch das Regierungsblatt, 
beziehungsweife in dem Amtsblatte der Pfalz, zu veröffentlihenden 


Hausordnung. 
Artikel 11. 


Ergibt fi während des Strafvollzuges, daß ein Sträfling aus 
Rückſicht auf feine Körpers: oder Geijtesbejchaffenbeit fih zur Er: 
ftehbung der Einzelnhaft nicht mebr eigne, jo ift derfelbe, wenn nicht 
feine VBerbringung in eine Heilanftalt geboten erſcheint, ſofort zur 
Erſtehung des Reſtes feiner Strafzeit in eine fir gemeinfame Haft 
eingerichtete Gefangenanjtalt abauliefern. 

Die hierauf bezügliche Anordnung wird auf Bericht des Bor: 
jtandes des ZJellengefängnifies und nad erboltem äÄrztlihen Gutachten 
buch das Staatsminifterium der Juſtiz erlaffen, vorbehaltlich der 
Befugnig des genannten Vorſtandes, die im Artikel 9 bezeichneten 
Mapregeln einjtweilen vorzukehren. 


Artifel 12, 


Die in Einzelnbaft erftandene Strafzeit if dem Sträfling an der 
ibm zuerfannten Strafe in dem Berbältmiffe anzurechnen, daß zwei 
Tage Einzelnhaft drei Tagen gewöhnlicher Strafzeit gleichgeadtet 
werben. Doch findet dies feine Anwendung auf bie erften ſechs 
Monate der Einzelnbaft, welche dem GSträflinge lediglich jo ange: 
vechnet werden, als bätte er jie in gewöhnlicher. Strafhaft erftanden. 

Die Zeit, während weldyer ein Sträfling in Folge der Be: 
ftimmung des Artikels 8 zu gemeinfamer Arbeit verwendet wird, ober 
der im Artikel 9 vorgejchriebenen Behandlung unterliegt, wird als 
in Einzelnhaft erftanden betrachtet. 


Artikel 13. 


Die Auswahl der in bie Zellengefängniffe abzuliefernden Sträf- 
finge aus ber Zahl der hiezu geeigneten Perjonen (Artikel 1 und 2) 
bat nah Maßgabe der vom Staatsminifterium der Juſtiz hierüber 
zu erlafienden Vorfchriften zu gefcheben. 

Sträflinge, die bereits einen Theil ihrer Strafe anderweitig er- 
ftanden haben, können nur dann in ein Sellengefingniß verbracht 
werden, wenn die noch zu erftehende Strafzeit mindeſtens zwei 
Monate beträgt. 

Artifel 14, 

Auch in den nicht als Zellengefängniffe eingerichteten Strafan— 
ftalten ift je nach Thunlichkeit und Bedürfniß für die Herftellung 
einer entſprechenden Anzahl von Einzelnhaft-Localen Sorge zu tragen. 


ben Vollzug der Freiheitsſtrafen durch Einzelnhaft betreffend. 83 


In diefen Haftlocalen können die Strafgefangenen ohne Unter: 
jchied des Geſchlechtes bei ihrem Eintritte in die Anftalt einer Ein: 
zelnbaft bis zur Dauer von ſechs Monaten unterworfen werben, wenn 
die Behörde der betreffenden Anftalt foldhes für dienlich erachtet, und 
der körperliche und geiftige Zuſtand des Sträflings hiezu geeignet 
erſcheint. 

Unter gleicher Vorausſetzung kann dieſe Einzelnhaft auch auf 
längere Dauer und ſelbſt auf die ganze Strafzeit erſtreckt werden, wenn 
und jo lange der Sträfling jelbjt ſich biemit einverftanden erflärt. 

Eine ſolche Einzelnhaft ſchließt die Bereinigung der Sträflinge 
bei der Bewegung im Freien nicht aus, 

Die im Artikel 12 bezeichnete Abkürzung der Strafzeit ift mit 
ihr nicht verbimden. 

Im Uebrigen richtet fi die Behandlung folder Sträflinge nad 
den Beitimmungen des gegenwärtigen Gejepes. 


Artifel 15. 


Der Zeitpunft, mit welchem bie in den Artikeln 1—13 des ges 
genwärtigen, für den ganzen Umfang des Königreiches giltigen Ge: 
jeges enthaltenen Beftimmungen in Anwendung zu treten baben, 
wird durch Anordnung des Staatdminijteriums der Juſtiz beſtimmt. 

Die im Artikel 14 enthaltene Vorfchrift tritt mit dem Tage der 
Bertündung bes gegenwärtigen Geſetzes durd das Gejepblatt, be: 
ziehungsweiſe dur das Amtsblatt der Pfalz in Wirkfamteit. 

Gegeben Berchtesgaden den 10. November 1861. 


Aus dem Wortlaute diefes Geſetzes ergibt ſich, wie dies auch 
der f. Staatsminifter der Juſtiz bei der Vorlage des Entwurfs er: 
Härte, daß eine vollftändige Befeitigung ber gemeinjamen Haft und 
der allgemeine Vollzug der Freiheitsſtrafen dur Einzelnhaft heute 
noch nicht beabfichtigt ift, daß vielmehr vorläufig nur ein Verſuch ger 
madht werben fol, um im eigenen Lande beftimmte Erfahrungen über 
die Einzelnhaft zu machen und badurd eine fihere Grundlage für bie 
ſpaͤtere definitive Löſung der Frage der Gefängnigreform zu gewinnen. 
Für diefe Art des Vorgehens ſprechen fehr gewichtige Gründe, Ich 
will nur eimige bavon andeuten. Iſt man heute auch darüber ziem— 
lich einig, daß das Syſtem der Einzelnhaft den Vorzug vor allen an- 
dern Gefängnißfpftemen verdient, fo geben doch die Anfichten über 
manche Detailfragen des Vollzugs noch fehr aus einander, wie denn 
auch die Einrichtungen der in verſchiedenen Ländern beftehenden Zellen- 


Kfängniffe durchaus nicht vollftändig gleich find. Eben fo meiden bie 
6* 
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Anfichten und Urtheile ſelbſt der entjchiedenften Anhänger bes Spitems 
der Ginzelnhaft über die Wirkungen diefer Haftart auf die körperliche 
und geiftige Gefundheit der Sträflinge, fo wie darüber, ob die Sträf: 
linge durch eine längere Zeit dauernde Einzelnhaft geiftig und fittlich 
immer mehr gehoben oder ob jie nad Ablauf einer gewiffen Zeit ab: 
geftumpft und niedergebrüdt werben, wie lang deshalb die Einzelnhaft 
dauern dürfe, ob der UWebertritt in die Freiheit ummittelbar aus der 
Einzelnhaft ftattfinden, Iestere alfo bis zum Ende der Strafzeit dauern 
oder ob eine Uebergangsperiode gejchaffen werden folle, und über manche 
ähnliche Punkte nicht unmwefentlid von einander ab, Es läßt fih nun 
gewiß nicht leugnen, daß wenigitens bei manchen diefev ‘Punkte der 
Charakter, die Erziehung und die frühere Yebensweife der Sträflinge 
von großem Cinfluffe iſt. Bei der großen Verſchiedenheit, welche in 
diefen Beziehungen zwifchen unfern Sträflingen und jenen derjenigen 
Länder, auf deren Erfahrungen wir vorzugsweife angewiefen find, be: 
fteht, ijt e8 durchaus wiünjchenswertb, dag man, ehe man zur bdefini: 
tiven Löſung der Frage jchreitet, auch bei uns felbjt Erfahrungen 
made. Es ift dabei auch gar nichts verloren, da ja ohnedies die Her: 
ftellung der Zellengefängniffe längere Zeit in Anfprud nimmt, das 
Einzelnhaftſyſtem alfo nur allmählig eingeführt werden kann. Die 
allmählige Herftellung der Zellengefängniffe gewährt zuben ben Bor: 
theil, daß man die in der Zwiſchenzeit gemachten Erfahrungen benügen 
fann, was bei dem Umftande, daß die Erbauung der Zellengefängnifie 
fehr bedeutende Kojten veranlaßt und Nenderungen ſich fpäter bäufig 
nur ſehr ſchwer vornehmen laſſen, nidyt gering anzufchlagen ift. 

Damit der ausgefprodene Zwed, beftimmte. Erfahrungen über 
die Einzelnhaft im eigenen Lande zu machen, vollftändig erreicht wer: 
den könne, mußte der Staatsregierung in manden Punkten, die bei der 
jeinerzeitigen definitiven Löfung allerdings gefegli geregelt werden 
müfjen, vorläufig mehr oder minder freie Hand gelaffen werden. 

Was nun die einzelnen Beftimmungen des Geſetzes anlangt, 
fo ift vor Mllem zu beachten, dag nur die Art. 1—13 von ber 
eigentlihen Einzelnhaft handeln, mittels welcher Gefängnißftrafen in 
zu dieſem Behufe berzuftellenden Zellengefängnifjen vollzogen werden 
follen. Nur Gefängnißftrafen follen auf diefe Weiſe vollzogen werben, 
und auch diefe nur infoferne, als fie fonft in einer Gefangenanftalt zu 
vollziehen wären, indem Art, 2 alle jene zu Gefängnißftrafe verur= 
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teilten Berfonen ausnimmt, welche nach den Beitimmungen bes Straf: 
geſetzbuchs oder in Folge einer auf den Grund befjelben vom Gerichte 
im Strafurtheile getroffenen Anordnung ihre Strafe in einer andern 
Anftatt zu erfteben haben. Weiter find durch Art. 1, 2 und 13 
Abſ. 2 ausgenommen: 1) alle Perfonen weiblichen Gefhlechts, 2) die 
zu einer fünf Sabre überfteigenden Gefängnißftrafe Verurtheilten, 
welhe Beftimmung, dba jugendliche Perfonen unter 16 Jahren ohne: 
bie8 allgemein ausgenommen find, nur bei ſolchen Perfonen Anwen: 
tung finden Fann, die wegen Zweikampfs in Anwendung des Urt. 164 
Abſ. 2 oder Art. 167 Abf. 2 in eine fünf Jahre überfteigende Ge: 
fängnißftrafe verurtheilt wurden, 3) Sträflinge, welche das fechzigfte 
Lebensjahr bereits zurüdgelegt haben oder während ber Erftehung 
isrer Strafe zurüdlegen würden, 4) diejenigen, welche nady ihrer 
förperlichen oder geiftigen Beichaffenheit zur Ertragung ber Einzeln: 
baft nicht befähigt find, 5) Sträflinge, die bereits einen Theil ihrer 
Strafe anderweitig erftanden haben und deren noch zu erftehenbe 
Strafzeit nicht mehr zwei Monate beträgt. Trotz dieſer zahlreichen 
Ausnahmen ift die Zahl derjenigen Sträflinge, die nach dem Geſetze 
in ein Zellengefängniß abgeliefert werden bürfen, body immer, wenig: 
ſtens im ber nächſten Zeit, noch viel größer, als die Zahl derjenigen, 
welhe nad dem vorhandenen Raume bafelbjt aufgenommen werben 
fünnen. Ausweislich der Verhandlungen über das Finanzgeſetz für 
die laufende Finanzperiode 186%, ift nämlich vorläufig nur die Erbau: 
ung eines einzigen Zellengefängniffes mit etwa 400 Zellen beabfichtigt. 
Es muß deshalb unter den zur Aufnahme überhaupt geeigneten Sträf: 
lingen eine Auswahl vorgenommen werben. Durdy wen unb nad) 
welhen Rückſichten diefelbe vorzunehmen ift, bat das Geſetz nicht be: 
fimmt, Art. 13 Abſ. 1 überläßt dies vielmehr ganz den vom Staats: 
minifterium der Juſtiz zu erlaffenden Vorſchriften. Eben fo enthält 
das Gefeb darüber keine Beftimmung, wer zu entfcheiden bat, daß 
eine Perſon nad ihrer körperlichen oder geiftigen Beſchaffenheit zur 
Frtragung der Einzelnhaft nicht befähigt ſei; es iſt mithin auch diefer 
Punkt dem PVollzuge beziehungsweife der Beitimmung bes Staats: 
minifteriums der Juſtiz überlaffen. 

Art. 7 weicht vom Entmwurfe darin ab, daß er in Abf. 1 nur 
für die Bewegung ber Sträflinge im Freien die Beftimmung trifft, 
biefelbe fei fo einzurichten, daß bie Sträflinge nicht mit einander in 
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Berührung kommen, während ber Entwurf eine gleiche Beitimmung 
aud für die Theilmahme des Sträflings am Gottesdienfte und an ber 
Schule enthielt, fo wie darin, daß in Abf. 2 die Worte „ſoweit 
thunlich“ eingefchaltet wurden. Der Sinn der in Abſ. 4 auf meinen 
Vorſchlag vorgenommenen Aenderung ift nicht der, als ob der Gottes: 
dienft und bie Schule nicht fo eingerichtet werden dürften, daß bie 
Sträflinge dabei nicht mit einander in Berührung kommen, fondern es 
follten nur ſolche Einrichtungen nicht im Geſetze felbft vorgeſchrie— 
ben, vielmehr dic Regelung biefes Punktes der Staatsregierung über: 
laffen und ihr fo die Möglichkeit gegeben werben, aud in diefer Be: 
ziehung verfchiedene DVerfuche zu machen und Erfahrungen zu fammeln. 
Diefer Zweck wurde dadurch erreicht, daß bier des Gottesdienftes und 
der Schule gar feine Erwähnung gefchieht, aljo in diefer Beziehung 
nunmehr Art. 10 unbefchränft Plat greift. Ach wurde zu dieſem 
Borfchlage dadurch veranlaßt, daß gerade über die Zwedmäßigfeit ber 
Gemeinſamkeit oder Abjonderung beim Gottesdienfte und Unterrichte, 
beziehungsmweife über das hiebei einzuhaltende Maß, die Anfichten im: 
mer noch fehr weit aus einander gehen und der bayerifchen Abgeord: 
netenfammer angebörige Geiftlihe mir geradezu erflärt hatten, daß ſich 
die vollftändige Abjonderung beim ottesdienfte, wie fie in manden 
Anftalten befteht, mit den Grundſätzen ber chriftlichen Kirche über den 
Gottesdienſt kaum vereinbaren laſſe. — Die Einfcaltung im zweiten 
Abſatze hat Tediglich den Zweck, das im Geſetze felbit zu fagen, was 
in ber Natur der Sache liegt, denn es verfteht ſich von felbft, daß 
bei Beſchäftigung der Gträflinge außerhalb der Zelle Ginrichtungen, 
welche vollitändig verhindern, daß die Sträflinge mit einander in Be: 
rührung fommen, zumeilen geradezu unmöglich find. Alſo „ſoweit 
thunlich“ ſoll die Vorſchrift des Geſetzes beobachtet werden. 

Art. 8 wurde auf meinen Vorſchlag neu eingefchalte. Es ift 
dies Die einzige wefentliche Aenderung des Entwurfes. Auch bei dies 
jem Artikel ift der Grundgedanke des ganzen Gefebes, daß nämlich, 
durch dafjelbe ein Verſuch gemacht und der Staatsregierung die Mög: 
lichkeit gegeben werden foll, nad allen Richtungen eigene Erfahrungen 
zu machen, feftgehalten. Wie oben fchon bemerkt, weichen die Anſich— 
ten darüber, welche längjte Dauer der Einzelnhaft zuläflig ober doch 
zwedmäßig ift, immer noch fehr von einander ab. Nach unferm Ge: 
feße kann die Einzelnhaft 34 Jahre dauern, Nah Art. 1 kann näms 
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lich noch eine fünfjährige Gefängnißftrafe mitteld Cinzelnhaft vollzogen 
werden. Nah Art. 12 tritt jedoch nad) Ablauf der erſten ſechs Mo: 
nate eine Reduktion der Strafbauer in ber Art ein, daß zwei Tage 
Einzelnhaft drei Tagen gewühnlicher Strafzeit gleichgeadhtet werben. 
Bei einer fünfjährigen Gefängnißitrafe tritt mithin bei den lebten 
44 Jahren eine Rebuftion um ein Drittel, alfo um 1% Jahr ein, 
jo daß das Marimum der Dauer der Einzelnhaft 3% Jahre beträgt. 
Ob nun eine ſolche Dauer der Einzelnhaft zweckmäßig oder überhaupt 
ohne Nachtheil nur überhaupt zuläflig ift, darüber find die Anfichten 
verfhieden. Ich perfönlich Halte diefe Dauer wohl bei manden Sträf: 
lingen für zuläffig, ja fogar für zwedmäßig, bei ber großen Mehrzahl 
der Sträflinge aber halte ich eine brei umb ein halbes Jahr dauernde 
Einzelnhaft, wenn fie ftreng durchgeführt wird, für fchäblih. Cine 
meitere Frage, über die man ſich auch noch nicht geeinigt bat, ift bie, 
ob es zweckmäßig ift, einen längere Zeit in Ginzelnhaft gehaltenen 
Sträfling unmittelbar aus berjelben im die volle Freiheit übertreten 
zu laffen, oder ob eine Uebergamgsftufe beftehen fol. Der lebte Puntt, 
der bei dieſem Artikel in Betracht kommt, ift endlich der, daß faft Alle, 
welhe in Betreff der Einzelnhaft Beobachtungen und Erfahrungen ge: 
macht haben, ſich dahin ausfprechen, daß es außerordentlich wohlthätig 
wirft und aufmuntert, wenn Sträflinge, die fi anhaltend gut betra= 
gen und unzweifelhafte Beweife wirfliher Beflerung gegeben haben, 
ſchon in der Strafanftalt belohnt werben. Diefe drei Punkte find es, 
die ich bei dem von mir vorgefchlagenen neuen Artifel ſämmtlich bes 
rüdfichtigen wollte. Derfelbe gibt der Staatsregierung die Möglidy- 
teit, anhaltend gutes Betragen der Sträflinge ſchon in ber Strafan- 
Halt zu belohnen, indem bei denjenigen, welche bereits ein Jahr Ein: 
zelnhaft erftanden und Beweife von Beflerung gegeben haben, auf bie 
Dauer ihres Wohlverhaltens die Strenge ber Ginzelnhaft in der Art 
gemildert werben kann, daß fie zur Arbeit in Gemeinſchaft mit andern 
Sträflingen verwendet werben. Hierin liegt zugleich die Möglichkeit, 
eine allzu lange Dauer vollftändiger Abfonderung des Sträflings zu 
vermeiden, was noch den weitern Vortheil bietet, dag in Folge biefer 
Einrichtung gewiß mande Unterbrechungen der Einzelnhaft unnöthig 
werden, welche ohne diefe Einrichtung nad Art. 9 eintreten müßten. 
Endlich gibt Art. 8 die Möglichkeit, den zu einer längern Gefängnißftrafe 
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Berurtheilten vor feiner Entlaffjung eine Webergangsitufe durchmachen zu 
laffen. 

Dabei nöthigt Art. 8 nicht, die Strenge der Einzelnhaft in den 
bier vorgefehenen Fällen zu mildern, er räumt nur bie Befugniß ein, 
dies zu thun, gewährt alfo die Möglichkeit, die Imdividualität bes 
Sträflings zu berüdfihtigen und innerhalb ber geſetzlichen Schranken 
die derfelben am entfprechenditen erjcheinenden Mafregeln zu treffen, 
auch nad) Umftänden wieder zu ändern. 

Nah dem Wortlaute des Art. 8 verjteht e8 ſich von felbft und 
ich habe es bei Begründung meines Vorſchlags in der Sikung der 
Kammer der Abgeordneten vom 26. September 1861 zudem aus 
drüdlich erklärt, daß die Beftimmung des Art. 5 durchaus nicht will, 
daß der Sträfling unter den bier angegebenen VBorausfegungen aus 
dem Zellengefängnifje entfernt und in eine nad) dem Syſteme der ge: 
meinfamen Haft eingerichtete Anftalt verſetzt werde; er foll vielmehr 
im Zellengefängnifje bleiben, die ganze Zeit, während meldyer er nicht 
zur Arbeit in Gemeinfhaft mit andern Sträflingen verwendet wird, 
in feiner Zelle zubringen und den Beitimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes unterworfen fein; er foll namentlih die Nacht und alle freie 
Zeit, fo auch die Sonn: und Feiertage, in feiner Zelle zubringen, 
Deshalb beftimmt auch Art. 12, Abf. 2, daß die Zeit, während mel: 
her ein Sträfling in Folge ber Beitimmung des Art. 8 zu gemein: 
famer Arbeit verwendet wird, bezüglid der Berechnung der Strafzeit 
als in Einzelnhaft erftanden zm betrachten iſt. Letztere Beftimmung war 
begreiflih jchon deshalb nöthig, weil im biefer Milderung der 
Strenge der Einzelnhaft eine Belohnung guten Betragens liegen 
fell, womit eine Verlängerung der Strafzeit unvereinbar wäre. — In 
gleiher Weiſe wird die Strafzeit besjenigen Gträflings berechnet, 
welcher der im Art, 9 vorgefchriebenen Behandlung unterliegt. Wird 
aber der Sträfling in Gemäßheit bes Art. 11 definitiv aus bem 
Zellengefängniffe entfernt, fo wird ibm von diefem Zeitpunfte an feine 
Haft nur mehr in gewöhnlicher Weife, nach der wirflihen Dauer ber: 
felben angerechnet. 

Beſondere Beftimmungen enthält, wie oben ſchon bemerkt wurde, 
Art, 14. Hier handelt es fi nicht um Vollzug einer Freiheitsſtrafe 
mittel8 inzelnhaft in einem Zellengefängniffe, fondern um bie Her: 
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ftellung einzelner Zellen oder Kingelnhaftlofale in nad dem Syſteme 
der gemeinfamen Haft eingerichteten Strafanftalten. Dieje Herftellung 
iſt nicht vorgefchricben, fondern fol nur nah Thunlichkeit und Be: 
dürfniß ftattfinden. Solche Kinzelnhaftlofale können in allen Arten 
von Strafanftalten eingerichtet umd es können in denſelben alle Straf: 
gefangenen. ohne Unterſchied des Geſchlechts und ohne Unterfchied ber 
Natur und der Dauer der zu erſtehenden jFreibeitsftrafe, wenn die Be: 
börde der Anftalt es für dienlich erachtet und ber körperliche und 
geiftige Zujtand des Sträflings hiezu geeignet erfcheint, bei ihrem Gin: 
tritte in die Anftalt einer Einzelnhaft bis zur Dauer von ſechs Mo: 
nafen unterworfen werben. Kine Berlängerung der Einzelnhaft über 
diefe Dauer ift nur zuläffig, wenn und fo lange der Sträfling felbit 
ſich hiemit einverjtanden erklärt. Dabei verſteht es ſich übrigens von 
jelbit, daß der Sträfling Fein Recht hat, zu verlangen, daß er in Kin: 
jelnbaft bleibe. Er kann wohl in diefer Beziehung feine Wünſche 
ausſprechen, ob und in wie weit denfelben aber zu entſprechen jei, da— 
rüber fteht die Entſcheidung lediglich der Behörde der Anftalt zu. Daß 
diefe Art der Einzelnhaft, auch wenn fie über die Dauer von ſechs 
Monaten erftrecdt wird, eine Abkürzung der Strafzeit nicht bewirkt, ift 
in Abf. 5 des Art. 14 ausbrüdlic ausgeſprochen. 


— — — — 


Folgen der Verurtheilung. 


In dem frühern Entwurfe hatte dieſes Hauptſtück die Ueber— 
ſchrift: „Von den Folgen ber Strafen“. Dieſe Ueberſchrift wurde 
geändert, weil es ſich hier nicht um Folgen der Strafen, ſondern um 
Folgen der Verurtheilung handelt, welche mit der Rechtskraft des 
Urtheils eintreten, wenn ſelbſt die erkannten Strafen gar nicht zum 


vollzuge kommen. Verluſt von 
Aemtern, 


A r t. 2 8 Dieniten, 
Mürden, 


In Folge der rechtskräftigen Werurtheilung zur Codes- oder ac a el 
meinen Acdı- 


Zuchthausſtrafe verliert der Werurtheilte kraft des Gefehes: ten, 


90 Strafgefeß, Artitel 28. 


1) den Adel und alle von demfelben abhängigen Rechte ; 

2) alle Aemter, Dienfle, Würden und Auszeichnungen, 
welche unmittelbar oder mittelbar vom Staate ausgehen 
oder eine Genehmigung von Seite des Staates voraus- 
ſetzen; 

3) alte von ſolchen Aemtern, Dienſten, Würden und Aus- 
zeichnungen abhängenden oder aus dem frühern Beſihe 
derfelben herrührenden Kechte; 

4) die Fähigkeit zur Erwerbung des Adels und der unter 
Biffer 2 bezeichneten Aemter, Dienfte, Würden und Aus- 
zeichnungen ; 

5) die Fähigkeit, Vormund, Webenvormund, Gurator, ge- 
richtlicher Beiſtand oder Mitglied eines SFamilienrathes 
zu fein, — es fei denn, daß es fih um die eigenen 
Kinder handle und die obernormundfchaftlide Behörde, 
bezichungsweife der Samilienrath, die Genehmigung 
ertheile. 

Daß im Falle der Berurtheilung zur Todes: oder Zuchthaud: 
ftrafe der Verluft der in Art. 28 bezeichneten Rechte von felbft eintritt, 
ohne daß es im Urtheile auszufprechen ift, ergibt ſich unzweifelhaft aus 
der Faffung des Eingangs des Artikels, namentlih in Vergleich mit 
Art. 29, nady welchem bei Verurtheilungen in eine Vergehensitrafe bie: 
fer Verluft nur dann und nur infoweit eintritt, als derſelbe im Straf: 
urtheile ausgeſprochen iſt. 

Ziff. 1 findet ihre Erläuterung in $ 17 und $ 1 der fünften 
Berfaffungsbeilage (Edift über den Adel). $ 17 Tautet: „Mit jeber 
Verurtheilung in eine Griminalftrafe ift der Verluft des Adels ver: 
bunden. — Eine Strafe wegen folder Vergehen, welde das Straf: 
geſetzbuch als unverträglich mit der Adelswürde benennt, hat die näm— 
liche, in dem Erkenntniſſe jedesmal auszudrüdende Folge, — Diefelbe 
trifft nur die Perfon des Verurtheilten und iſt felbit für defien Ktnber 
unnachtheilig“. $ I beftimmt: „Der Adel wird durch eheliche Ab: 
ftammung von einem abeligen Vater ererbt oder durch königliche Ber: 
leidung erworben“. Nach diefen Berfaffungsbeftimmungen, an welchen 
das Strafgeſetzbuch nichts ändern konnte und nichts Ändern wollte, ift 
far, daß durch die Verurtheilung eines Adeligen die Rechte feiner be: 
reits erzeugten Kinder und feiner Ehefrau nicht berührt werden, daß 
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aber ben erft nad) eingetretener Rechtskraft des Urtheil® erzeugten 
Kindern der Adel nicht zukommt. 

Welche Rechte vom Abel abhängen, ift nad) den darüber gelten: 
den befondern Beſtimmungen zu beurtheilen. 

Der frühere Entwurf führte in Ziff. 2 nur „Aemter, Dienfte 
und Auszeihnungen” auf. Auf meinen Vorſchlag wurde noch das 
Bert „Würden“ eingefchaltet, weil wir manche Verhältniſſe haben, welche 
ih unter die Ausdrüde „Aemter, Dienfte und Auszeichnungen“ nicht 
ſubſumiren Taffen und für melde in Gefegen und Verordnungen offi= 
ziel der Ausbrud „Würden“ gebraucht wird. So ſprechen wir 5.8. 
von ber Reichsrathswürbe, die unter die Ausbräde „Aemter, Dienfte 
und Auszeihnungen“ nicht wohl fubfumirt werden kann. Daß unter 
den Aemtern, Dienften und Auszeihnungen, auf melde die bier in 
Rebe beitehende Beftimmung Anwendung findet, aud Hof: und Ehren: 
ämter, weil aud) fie vom Staatsoberhaupte ausgehen, desgleichen die: 
jenigen Gemeindeämter, deren Befegung von den Staatsbehörben aus: 
gebt oder wenigſtens durch die Genehmigung der Staatsbehörden be- 
dingt ift, ferner die Stellen eines Notar und eines Mechtsanwalts, 
jowie endlich alle Titel, Orden, Medaillen und fonftige Ehrenzeichen, 
md zwar nicht blos diejenigen, die vom Staatsoberhaupte felbft ver: 
lieben find, fondern auch diejenigen, deren Annahme durch königliche 
Genehmigung bedingt ift, mithin aud auswärtige Orden, Medaillen 
u. ſ. w. zu veriteben find, ift nicht nur von felbft Mar, ſondern auch 
in den Motiven zum frühern Entwurfe ausbrüdlic gejagt. Auf die 
Doktorwürde findet dagegen biefe Beftimmung keine Anwendung, weil 
diefelbe weder vom Staate noch im Namen bes Staatsoberhauptes ver: 
lieben wird und aud eine Genehmigung von Geite des Staates 
nicht vorausſetzt. 

Unter den von ſolchen Memtern u. f. w. abhängenden oder aus 
dem frühern Befite derjelben herrührenden Rechten find insbefondere 
Altivitäts- und Quiescenzgehalte, Titel, Funktionszeichen u. dgl. zu 
verſtehen. In Folge einer derartigen Verurtheilung eines Beamten 
verlieren natürlih auch deſſen Angehörige ihre Penfionsanfprüde, da 
Rittwen und Kinder nur dann Penfionsanfprüde haben, wenn ber 
Mann beziehungsweife Vater fich zur Zeit feines Todes im Genuffe 
eines Aktivität: oder Qiuiescenzgebaltes befunden hat. Dagegen vers 
lieren Wittwen und Kinder eines verftorbenen Beamten, weldye ſich im 
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Genuſſe einer Penfion befinden, dadurd, daß gegen fie felbit eine Ver: 
urtheilung der bier in Rede ftehenden Art erfolgt, ihre Penfiond: 
anſprüche nicht, da biefelben nicht aus dem ihnen früher zugeftandenen 
Befige eines Amtes u. f. w. herrühren. 

Das in Ziff. 5 vorfommende Wort „Nebenvormund“ wurde in 
Rüdficht auf die Beftimmung bes in der Pfalz geltenden Code civil, 
wonach jedem Vormunde ein benfelben Fontrollirender Nebenvermund 
(subroge tuteur) beigegeben werden muß, eingefeßt, um damit zweifel: 
108 auszudrücken, daß derjenige, welder die Fähigkeit, Vormund zu 
fein, durch eine Verurtheilung verloren hat, auch nicht Nebenvormund 
fein könne. Bei dem weiter vorkommenden Ausdrude „gerichtlicher 
Beiftand” Hatte man gleichfalls zunächſt den in der Pfalz vorkommen: 
den einem Verſchwender oder Geiſtesſchwachen beigegebenen conseil 
judiciaire im Auge. Es wurde jedoh in ber Sitzung des Geſetz— 
gebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 6. Juli 1860 
bemerkt, daß die Beftimmung aud auf jeden andern gerichtlich beftellten 
oder verpflichteten Beijtand, insbefondere auch auf den nach dem Se- 
natus consultum Vellejanum und der Authentica si qua mulier be 
ftellten, Anwendung finde, nicht aber auf den von einer ‘Partei lediglich 
freiwillig in ihrem Intereſſe mit zu Gericht gebrachten Beiftand, mit 
welcher Bemerkung fi auch der k. Staatsminifter der Juſtiz einver: 
itanden erklärte ?). 

Ob und in wie weit die bei ung erfolgte Berurtheilung in ben 
bier in Nede jtehenden Beziehungen im Auslande berüdjichtigt wird, wenn 
z. B. dem Berurtheilten Würden, Auszeichnungen u. ſ. w. von einem 
auswärtigen Staatsoberhaupte verliehen worden find, wenn berfelbe im 
Auslande eine Vormundſchaft ober cine Euratel führt u. dgl., hängt 
natürlich von ber Gefepgebung des betreffenden auswärtigen Staa: 
tes ab, 


Art. 29. 


Die Werurtheilung in eine Vergehensflrafe zieht die im Artikel 
28 bezeichneten Folgen — ganz oder theilweife — nur dann nad) 


) Verb. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil. Bd. IT ©. 136, bes 
Geh. Ausſch. d. K. d. Abg. i. J. 18%, Bb. IE. 29 u. 149 u. Verh. d. Rd. 
Abg. von 18°%,, Beil. Bd. II €. 6. 
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fih, wenn die Gerichte auf Grund einer ausdrüclichen gefeglichen 
Sefimmung folches im Strafurtheile ausfprechen. 

In manden Fällen find die Gerichte verpflichtet, mit der Ver: 
urtbeilung in die Vergehensſtrafe zugleich den Berluft der in Art. 25 
bezeichneten Rechte und Fähigkeiten oder einzelner derſelben auszufpre: 
den, während in andern Fällen ein folder Ausſpruch in ihr Ermeſſen 
geſtellt ift. 

Auch bei Vergehen wirft übrigens bdiefer Verluft auf Yebensdauer, 
wenn der Verurtheilte nicht rebabilitirt mwird'). 


Art. 30, 


Inwieferne eine Verurtheilung auf das Hecht des Werur- 
theilten, bei Sandtags-, Sandraths-, Difriktsraths- und Gemeinde- 
wahlen zu wählen und gewählt zu werden, fowie auf feine Be- 
fähigung zum Geichwornenamte, zum Dienfle im Heere und in der 
Sandwehr, zur Führung von Jagdkarlen und zu anderen einzelnen, 
in dem gegenwärtigen Abfchnitte nicht fpezich bezeichneten Befug- 
nifen Einfluß hat, ift in den einfchlägigen befonderen Gefegen 
beftimmt. 

Die wichtigften bieher gehörigen Beftimmungen find: 

1) Art. 21 des Ginführungsgefepes vom 10. Nevember 1861, auf 
welchen ich feiner Zeit ausführlicher eingeben werde. 

2) Art. 5 des Gefepes vom 4. Juni 1848, die Wahl der Yand- 
tagsabgeordneten betreffend, nad) welcher Gefesesftelle in Verbin: 
dung mit Art. 6 und 7 des nämlichen Geſetzes diejenigen, welche 
wegen Verbrechens oder Bergebens der Fälſchung, des Betrugs, 
des Diebitahls oder der Unterfchlagung verurtbeilt wurden, von 
dem aktiven Wahlrechte bei den Urmwahlen ausgefchloffen und we: 
der als Wahlmänner noch als Abgeordnete wählbar find. 

3) Titel I $ 4 des Gefehes vom 15. Auguft 1828, die Ergän- 
zung des jtehenden Heeres betreffend, lautet: „Wer wegen eines 
Verbrechens oder wegen eines durch Betrug, Unterfhlagung, Fäl- 
[hung oder Diebſtahl begangenen Vergehens verurtheilt worden 
ift, kann der Ehre der Waffen nicht theilhaftig werben“. 


) Am Echluffe diefes Hauptſtücks wird von der Rehabilitation befonders 
gehandelt werden, 
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5) 
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Die damit zufammenhängenden Beitimmungen der $ 6 und 8 
der Landwehrorbnung vom 7. März 1826 lauten aljo, und 
zwar $ 6: „Die Sufpenfion vom Dienfte tritt ein, wenn gegen 
ein Mitglied der Landwehr wegen Verbrechens oder wegen eines 
durch Diebjtahl, Unterfchlagung, Fälfhung oder Betrug began— 
genen Vergehens die Spezial: oder Hauptunterfuhung verhängt 
it”, und $ 8: „Vom Dienfte wird ausgefchloffen, wer wegen 
Verbrechens oder wegen eines Vergehens ber im 66 bezeichneten 
Art zur Strafe vwerurtheilt oder blos von der Inſtanz entlafjen 
worden ift“. Da durch das neue Strafverfahren ſowohl die 
Entlafjung von der Inſtanz, als auch die Abtheilung der Unter: 
fuhung in eine General= und Spezialunterfuhung aufgehoben 


‚worden ift und da nad Art. 59 und 63 ber Strafprogefnovelle 


vom 10. November 1848 die mit der Verhängung der Spezial: 
unterfuhung früher verbundenen Folgen jebt nur mehr mit der 
Verweiſung wegen eines Verbrechens eintreten, jo tritt jebt die 
Eufpenfion vom Dienfte der Landwehr auf den Grund des 
$ 6 nur mehr mit der Verweifung wegen eines Verbrechens 
und der Ausfhluß vom Dienſte auf den Grund des $ 8 nur 
mehr mit der wirklichen Berurtheilung wegen eines Verbrechens 
oder eines der in $ 6 aufgezählten Vergehen ein. 

Nach Art. 18 des übrigens nur in den Regierungsbezirfen dies— 
ſeits des Rheins geltenden Gefehes vom 30. März 1850, die 
Ausübung der Jagd betreffend, müjjen Jagdkarten den unter 
polizeiliche Aufficht Geftellten, fowie denjenigen verweigert wer: 
den, welche wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens 
der Fälſchung, des Betrugs, Diebftahls oder der Unterfchla- 
gung verurtheilt worden find; fie können nah Art. 19 jedem 
verweigert werden, welcher wegen Bettels, rachfüchtiger oder 
mutbwilliger Beihädigung von Bäumen, Früchten auf den Hal: 
men oder Pflanzungen oder wegen Jagdfrevels, fobann jedem, 
welher wegen einer fahrläfjigen durh eine Schußwaffe be: 
gangenen Tödtung oder Verwundung oder wegen des auf gleiche 
Weiſe begangenen Vergehens vorfäglicer Körperverlegung, ſowie 
endlidy jedem, welder wegen Verlegung der perſönlichen Sicher— 
beit durch Selbjthilfe oder Störung des häuslichen Friedens 
verurtheilt worden iſt. Nach Art. 20 iſt die Diftriftspolizeis 
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bebörbe berechtigt, beziebungsmweife verpflichtet, die ausgejtellte 
Jagdkarte einzuziehen, wenn nad der Austellung in der Perjon 
des Inhabers einer der in den Art. 18 u. 19 angeführten 
Gründe eintritt oder font befannt wird. 

6) Nah Art. 43 des Geſetzes zum Schube gegen den Mißbrauch 
der Preſſe vom 17. März 1850 können diejenigen, welche wegen 
eines Verbrechens oder wegen eines Vergehens des Diebftahls, 
der Unterfchlagung, des Betrugs oder der Fälſchung verurtheilt 
worden find, während eines Zeitraumes von fünf Jahren vom 
Tage der Berurtheilung an die verantwortliche Redaktion einer 
Zeitung oder Zeitfchrift nicht übernehmen, und außerdem kann 
derjenige, weldyer wegen Prefvergehens in Jahresfriſt zweimal 
verurtbeilt wurde, von dem Schwurgerichtshofe auf ein bis fünf 
Jahre von Uebernahme einer verantwortlichen Redaktion aus: 
geſchloſſen werden. 


Art. 31. 


Der zur Sodes- oder Buchthausfirafe Verurtheilte if vom lenken 
Augenblicke der Hechtskraft des Urtheils an unfähig, einen Eid 
oder ein Handgelöbnig an Eidesflatt vor einer öffentlichen Behörde 
zu leiſten. 

Diefe Unfähigkeit erfireckt fih bei dem Buchthausfiräflinge 
auf Die ganze Dauer der Strafzeit. 

In welchen Fällen diefelbe auch nad) beendeter Strafzeit noch 
fortzudauern habe, und inwieferne fie auch als Folge einer zuer- 
kannten Gefängnißftvafe eintreten könne, ifl in der zweiten Abthei- 
lung des gegenwärtigen Geſetzbuches befonders beftimmt. 

Die bier ausgeſprochene Eidesunfähigfeit bezieht fich, wie der 
Wortlaut des Artikels beweist, auf den Parteieneib, wie auf ben 
Zeugen: und Scachverftändigeneid in Eivil- und in Straffahen. Gleiche 
Unfähigkeit befteht bezüglich bes Handgelöbniffes an Eidesftatt. Da: 
gegen fteht der einfachen Vernehmung der betreffenden Perſon vor einer 
Öffentlihen Behörde fein Hindernif entgegen. Die in Rebe ftehende 
Unfähigkeit beginnt mit der Rechtskraft des Urtheils, durch welches auf 
Todes oder Zuchthausitrafe erkannt wurde und erftredt ſich beim Zucht: 
hausiträflinge auf die ganze Dauer der Strafzeit. In Abſ. 2 ijt abficht: 
lich nicht von den zur Zuchthausftrafe Verurtheilten, fondern von ben 
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Zuchthausfträflingen die Nede, da nad) der Abficht des Gefehes bie 
bier in Rede ftehende Unfähigkeit bei allen Zuchthausfträflingen, aber 
auch nur bei den Zuchthausfträflingen, d. h. bei denjenigen, welche eine 
Zuchthausſtrafe abbüßen, befteben fol. Der zum Tode Berurtbeilte, 
vom Könige aber zur Zudthausftrafe Begnadigte ift während der Zeit, 
in der er feine Strafe erfteht, Zuchthausſträfling, mithin während bie: 
fer Zeit unfähig, einen Eid oder ein Handgelöbnig an Eidesſtatt vor 
einer öffentlichen Behörde zu leiten. Wird dagegen ein zur Todes: oder 
zur Zuchthausſtrafe Verurtheilter zu Gefängnißftrafe begnadigt, fo bört 
damit die Unfähigkeit auf, weil er aufhört, Zuchthausfträfling zu fein '). 
Iſt in Anwendung des Art. 18 Abſ. 3 der Bollzug einer Gefängnif- 
ftrafe im Zuchthauſe angeoronet worden, jo bat dies die in Rebe 
jtehende Unfähigkeit nicht zur Folge, weil der betreffende Sträfling, ob: 
gleich er feine Strafe im Zuchthauſe zu erjtehen bat, doch fein Zucht: 
bausfträfling ift, da er feine Zuchthaus, fondern nur eine Gefängniß— 
ftrafe abbüßt. Dagegen befteht diefe Unfähigkeit bei demjenigen, gegen 
den eine Zuchthausſtrafe in einer Feſtung vollzogen wird. 

Mit Abſ. 3 find zu vergleihen Art. 192 Abf. 3 und Art. 258 
Abf. 2. 


Ar 32, 


Beferäntung Der zur Todes- oder Bucthausftrafe Werurtheilte verliert mit 
mögenerehre. Dem intritte der Rechtskraft des Urtheils das Hecht, ſein Vermö- 
gen zu verwalten und unter febenden darüber zu verfügen. 

Diefe Unfähigkeit erfirecht fi bei dem Buchthauefträflinge auf 
Die ganze Dauer der Strafzeit. Während diefer Beit darf ihm auch 
nichts aus feinem Vermögen verabfolgt werden. 

Für die Verwaltung des Vermögens wird in der für Ernen- 
nung der Vormünder vorgefchriebenen Weile ein Eurator aufgeftellt, 
deffen Rechte und Pflichten ſich nach den Geſetzen über die Verwal- 
tung des Vermögens der Minderjährigen beflimmen. 


In dem Rechte, auf den Todesfall über ihr Vermögen zu ver: 
fügen, find die in Abf. 1 genannten Perfonen nicht befchränft. 

Der zweite Sat des zweiten Abfabes lautet allgemein. Den 
Zuchth ausſträflingen darf mithin während ihrer Strafzeit auch aus den 


’) Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. l S. 151. 
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Renten ihres Vermögens nichts verabfolgt werben. Dagegen bezieht 
fih diefes Verbot nicht auf dasjenige, was fie ſich etwa in ber Straf: 
anftalt verdienen. In diefer Beziehung ift Tediglih die Hausordnung 
maßgebend. 

Die Beitimmung des britten Abſatzes ſchließt nicht aus, über 
mihtigere Fragen der Bermögensverwaltung die Willensmeinung des 
Sträflings felbft zu vernehmen und geeignet zu berüdficytigen. Uebri— 
gend ijt die Anordnung der Kuratel nicht unbedingt, fondern nur für 
den Fall des Erforderniſſes vorgeſchrieben; fie tritt alfo namentlich 
niht ein, wenn der Sträfling gänzlich vermögenslos ift"). 

Im Uebrigen findet diefer Artikel in demjenigen, was zum vor: 
bergebenben Artifel bemerkt wurde, feine Erläuterung. 


Art. 33. 


Wenn ein aktiver oder in den Kuhefland verfeßter Staats- 
beamter oder öffentlicher Diener eine Gefängnifftrafe zu erftehen 
hat, fo trifft ihm für die Dauer des Strafvollzuges kraft des Ge- 
fees die Sufpenfion vom Amte und Gehalte felbfi dann, wenn 
mit der Verurtheilung keine der in dem Artikel 28 bezeichneten 
folgen verknüpft if. 

Die Beitimmungen diefes Artikels finden nicht blos auf bie 
Staatsdiener im engern Sinne des Wortes, fondern auf alle diejenigen, 
welde einen öffentlihen Dienft befleiden, Anwendung. Es ergibt fidh 
dies nicht nur aus den Motiven zum frühern Entwurfe, fondern aud) 
aus dem dem Ausdrucke „Staatsbeamter” beigefügten allgemeinen 
Ausdrude „öffentliher Diener”. Die in Rede ftehende Beftimmung 
findet mithin namentlich aud Anwendung auf dig Beamten und öffent: 
lihen Diener der Gemeinden und ber unter der Auffiht und Leitung 
des Staates ftehenden Stiftungen und öffentlichen Anftalten. 

Unter dem Gehalte ift ber Geſammtgehalt, alfo ſowohl der 
Standes: als der Dienftgehalt zu verftehen. 

Die Sufpenfion vom Amte und Gehalte tritt jedoch nur für 
die Dauer des Vollzugs einer Gefängnißftrafe, alfo nidt in bem 
Falle ein, daß ein Beamter oder öffentlicher Diener eine Arreftftrafe 
zu erftehen hat. Deshalb wurbe ftatt des im frühern Entwurfe ges 





!) Berh. der K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. I ©. 137. 
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brauchten allgemeinen Ausdrucks „Freiheitsſtrafe“ der beſondere 
Ausdrud „Gefängnißſtrafe“ gemählt. 

Daß die Beitimmung des Art. 33 jene des $ 18 des Stante: 
bienerebiftes (Beilage IX zur Verfaffungsurfunde) nicht verlegt, ift bei 
ben Verhandlungen im Gejeßgebungsausichuffe der Kammer ber Ab: 
geordneten überzeugend nachgewiefen worben '). 


Art. 34, 


Als Folge jeder WVerurtheilung wegen einer vorfäßlich be- 
gangenen firafbaren Chat kann, foweit dies ohne Werlehung 
dritter, auch nicht der Cheilnahme oder Begünftigung fchuldiger 
Perfonen möglich ift, die Monfiskation der zur Begehung der 
Chat gebrauchten oder beflimmt gewelenen Werkzeuge und der 
durch die Chat hervorgebracdten Sachen im Strafurtheile ausge- 
fprochen werden. 

Gleiches gilt von den als Sohn für die firafbare Chat em— 
Pfangenen oder dargebotenen Gegenfländen. 


Der diefem Artikel entipredhende Art. 32 des frühern Entwurfs 
wurde in der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes vom 19. Dezember 
1856 in mehrfacher Beziehung beanftandet und ſchließlich ganz ab: 
gelehnt ?). Der Gefehgebungsausihuß der Kammer der Reichsräthe 
ftellte ihm jedoch in feiner Sitzung vom 411. Mai 1857 in einer 
etwas veränderten Faſſung wieder ber’) und ber Geſetzgebungsausſchuß 
der Kammer ber Abgeordneten erklärte ſich in feiner in der Einleitung 
näber befprodenen Sigung vom 6. März 1858 bereit, in diefer Be 
ziehung nachzugeben, worauf ihn die Etaatsregierung in ihren Entwurf 
vom Jahre 1860 in derjenigen von der frühern etwas abweichenden 
Faſſung wieder einftellte, welche er heute im Geſetzbuche bat. 

Was nun den Sinn des Art. 34 betrifft, fo ift darüber Fol: 
gendes zu bemerken. 


) Verh. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Beil. Bd. II S. 137 und 
Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. I S. 30, 31, 
151 u. 152. 

?) Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bo. I 
©. 152-4154. 

) Verb, des Geſetzg.Ausſch. der K. d. Reichsr. während ber Jahre 1856 
bis 1858, S, 165 u. 166 und Beil, I S. 66—68. 


Strafgefeß, Artikel 34. 99 


Das neue Strafgefeßbud, kennt die Konfisfation nicht als felb: 
ſtändige Strafe, fondern, wie die Stellung und bie Eingangsworte bes 
Artikel® beweifen, nur als Folge einer Verurtheilung. Erfolgt in 
einem einzelnen alle aus irgend einem Grunde, 3. B. wegen einge: 
tretener Verjährung, feine Verurtheilung, jo kann in diefem Falle auch 
keine Konfiskation ausgefprocdhen werben, wenn gleid; der Richter über: 
zeugt iſt, daß eine an und für fih, nämlid von dem vorhandenen 
Strafausjchliefungsgrunde abgejehen, ftrafbare Handlung vorliegt. 

Die Konfiskation tritt nicht Schon kraft des Urtheils, fondern nur 
dann und nur injomweit ein, als fie im Strafurtheile ausdrüdlic aus: 
gefprodhen wurde. Das Strafgericht braucht zudem bie Konfisfation 
nicht in allen Fällen auszufprechen, in denen die geſetzlichen Vorausſetzun— 
gen ihrer Zuläſſigkeit gegeben find, fondern es ift unter diefen Voraus— 
fegungen in fein Ermefjen geftellt, ob e8 im einzelnen Falle neben der 
Strafe zugleich die Konfiskation ausfprechen wolle. Es hat biebei alle 
Umftände, insbejondere neben der Perſönlichkeit des Verurtheilten, 
feinen Vermögens: und Familienverhältniſſen, der Größe des demfelben 
durch die SKonfisfation entjtehenden Verluſts, den Umſtänden ber 
That u. ſ. w. aud die Gefährlichkeit des Gegenſtandes, deſſen Konfis: 
fation zuläflig ift, zu berüdfichtigen. Bezüglich der Zuftändigfeit gilt 
auch bier alles dasjenige, was früher bereits über andere Fälle bemerkt 
wurde, in denen das Geſetz einen Ausfpruh, eine Verfügung u. dal. 
lediglich geftattet uud es dem Ermeſſen des Strafgerichts überläßt, ob 
es im Strafurtheile zugleich dieſen Ausfpruch oder diefe Verfügung er: 
laffen wolle oder nit. Auch der Ausſpruch der Konfisfation, ſowie 
die Entſcheidung bes Strafgerichts, daß es fich nicht veranlaßt finde, 
dem Antrage des Staatsanwalts auf Konfisfation gewiſſer Gegenftände 
zu entjprechen, bilden einen Theil des Strafurtheils. Letzteres kann 
deshalb auch im dieſen Beziehungen fei e8 von dem Verurtheilten, fei 
ed vom Staatsanwalte mittel Berufung angefohten und von dem 
Gerichte zweiter Jnftanz abgeändert werden. Der Kaffationshof aber 
kann fich, von etwaigen prozefjualen Fragen abgefehen, mit der Konfis— 
fation nur infoferne befhäftigen, als in einem Falle die Frage ber 
gejehlichen Zuläſſigkeit derjelben ftreitig ift. Darüber, ob das Straf: 
gericht in einem Falle, wo die Konfisfation geſetzlich zuläffig war, Recht 
daran gethan hat, biefelbe auszufprechen oder deren Ausſpruch zu ber 
weigern, ſteht dem Kaffationshofe eine Prüfung nicht zu. 

7* 
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Die Konfiskation Fann nur als Folge einer Verurtheilung wegen 
einer vorfäblich begangenen ftrafbaren That ausgefprocdhen werden, 
ift mithin bei Verurtheilungen wegen blos fahrläffiger Handlungen 
ausgeſchloſſen. Bei vorfäglicd begangenen Handlungen macht aber das 
Geſetz zwiſchen Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen feinen Unter: 
ſchied. Lebteres gilt jedody nur von ben eigentlichen, db. bh. von den 
bem ſtrafrechtlichen Gebiete angehörigen Uebertretungen, da bezüglich, ber 
Konfiskation bei Polizetübertretungen das Polizeiftrafgefeßbuch in Art. 10 
befondere Beftimmungen enthält. 

Gegenstand der Konfisfation fünnen immer nur einzelne Sachen 
fein, da bie Verfafjungsurfunde in Tit. VIII $ 6 die Konfisfation eines 
ganzen Vermögens mit einziger Ausnahme des nit im Strafgefeßbuche, 
fondern im Heerergänzungsgefege vom 15. Auguft 1828 behandelten 
Falles der Defertion unterfagt. Das Geſetz geftattet nur die Konfiss 
fation 1) der zur Begehung der That gebrauditen oder beflimmt gewe— 
fenen Werkzeuge, 2) der durch die That hervorgebradhten Saden und 
3) der als Lohn für die ftrafbare That empfangenen oder dargebotenen 
Öegenftände. Fine ausdehnende Juterpretation diefer, fowie überhaupt 
aller auf die Konfisfation bezüglichen gefeklihen Beftimmungen ift un— 
ftatthaft. Nicht Alles, was zur Begehung der That gebraucht wurde 
oder beftimmt war, kann mithin Fonfiszirt werben, fondern es ift nur 
die Konfisfation von Werkzeugen geftattet. Das Wort Werkzeug 
ift, wie in der Sitzung des Gefeßgebungsausfhuffes der Kammer der 
Abgeordneten vom 2. Mai 1861 ausbrüdlich bemerkt wurde, im Tand: 
läufigen oder Iandesüblihen Sinne zu nehmen und demnach nur auf 
bewegliche Sadyen zu beziehen. Welche bewegliche Sachen aber in einem 
einzelnen Falle als zur Begehung der That gebrauchte oder beftimmt 
geweſene Werkzeuge der Konfisfation unterworfen werben können, kann 
faum zweifelhaft fein. Bei Mord, Tödtung und Körperverlegung er: 
Scheint die Waffe, welche zur Verlegung gebraucht wurde oder beftimmt 
war, bei einem mittel8 Cinfteigens, Erbrechens oder falſcher Schlüffel 
verübten Diebftahle erfcheinen die Leitern, Brecheifen, Nachſchlüſſel u. dgl. 
als Werkzeuge, deren Konfiskation ausgefprodhen werben kann. Nie: 
mand, der das Gefeß vernünftig anzuwenden verjteht, wird aber ben 
Wagen oder bie Pferde, die der Thäter benüßte, um an ben Ort ber 
That zu gelangen, als zur Begehung ber That beftimmte oder gebrauchte 
Werkzeuge anfehen. Eben fo wenig Tann die Equipage, welche bei 
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einer Entführung gebraucht wurde, als ein zur Begehung diefes Ver: 
breden® gebrauchtes Werkzeug betrachtet werden. Bei body: und Ian: 
desverrätberifchen Unternehmungen kann die Konfisfation der angehäuf: 
ten Waffenvorräthe, Munition, Ausrüftungsgegenftände u. f. w., es 
kann aber nicht das Geld derjenigen Eonfiszirt werden, welche das 
Unternehmen mit ihrem Vermögen, oder auch mit gewiffen Summen 
zu unterjtügen verfprocen haben. Auch gebt Dollmann!) offenbar 
zu weit, wenn er bie Konfistation des Wagens oder des Pferdes, welche 
von dem Begünftiger dem flüchtigen Verbrecher zur Verfügung geftellt 
wurden, um über die Gränze zu gelangen, für zuläffig erachtet. Er 
irrt in dieſer Beziehung ſchon deshalb, weil man Wagen und Pferde 
im lanbläufigen Sinne nit als Werkzeuge betrachtet, ganz abgefehen 
davon, daß man fie jedenfalls nicht al8 zur Begehung der That ges 
brauchte Werkzeuge bezeichnen kann. — Welche Saden burd bie 
That bervorgebradt wurden, kann nod weniger zweifelhaft fein. 
Es ift dies bei den falfchen Banknoten und ben falfchen Münzen, bie 
der Berurtheilte angefertigt bat, ber Fall, nicht aber bei jenen Gegen: 
ftänden, welche er mit falfhen Banknoten oder falfchem Gelbe gekauft 
bat. Eben fo wenig kann die Konfisfation jener Sachen ausgefproden 
werden, welche der Dieb oder der Betrüger mit dem gejtoblenen oder 
erſchwindelten Gelde gefauft hat. — Anfangend die als Lohn für bie 
ftrafbare That empfangenen oder dargebotenen Gegenftände, fo lautete 
der frühere Entwurf in diefer Beziehung alfo: „Gleiches gilt von dem 
für das Verbrechen gegebenen oder angebotenen Lohne oder Gewinne”. 
Diefe Faffung wurde vielfad, beanjtandet, insbefondere fand man ben 
Ausdrud „angeboten“ bedenklich, da darunter aud ein bloßes Verfpre: 
hen verftanden werden könne, das mandhmal fogar nicht ernftlic ge: 
meint fei. Die beiden Regierungstommiffäre bemerkten dagegen, das 
Anerbieten fehe im Gegenfage zum bloßen Verſprechen immer 
voraus, daß etwas wirklich Griftirendes, etwas Greifbares realiter 
offerirt worden ſei. Etwas blos Verſprochenes könne nicht Gegenftand 
der Konfisfation fein, andere aber fei cs, wenn Jemand einem Men: 
ihen für Begehung eines Verbrechens Hundert Gulden ſchicke. Hier 
liege der Lohn in greifbarer Geftalt vor. Um in biefer Beziehung alle 
Zweifel über den Sinn des Gefeges zu befeitigen, wurbe fpäter die heutige 


') Das Strafgefegbuch für das Königreih Bayern ©. 186. 
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Faffung, insbefondere ftatt des Wortes „angeboten“ das Wert 
„dargeboten“ gewählt. 

Die Konfiskation ift endlih nur infoferne zuläfiig, als fie ohne 
Berlegung dritter auch nicht der Theilnahme oder Begünftigung fchuls 
diger Perfonen möglich it. Im frübern Entwurf hieß es blos „ohne 
Verlegung dritter nicht fhuldiger Perfonen“. Man wählte fpäter die 
heutige Faffung, um jeden Zweifel zu befeitigen. Es können mithin 
nur ſolche Gegenſtände konfiszirt werden, welche dem Thäter oder, wenn 
Mehrere die That gemeinſchaftlich verübt haben, einem derſelben oder 
einem Theilnehmer oder einem Begünſtiger gehören. Dabei iſt es 
aber natürlich ganz gleichgiltig, welcher dieſer Perſonen der betreffende 
Gegenſtand gehört. Der von dem Thäter zur Begehung der That 
gebrauchte Gegenſtand kann auch dann konfiszirt werden, wenn er einem 
Theilnehmer oder Begünſtiger gehört. 

Dei allen im Strafgeſetzbuche behandelten ftrafbaren Handlungen 
findet die Konfisfation nur zum Bortheile des Fiskus ftatt. Gleiches 
ift auch bei den auf den Grund fonftiger gefeßlichen Beftimmungen 
ftattfindenden Konfisfationen der Kal, wenn nicht das betreffende Ge— 
feß ausbrüdlich ein Anderes beftimmt. 

Schließlih ift nody darauf aufmerkſam zu madyen, baß die Be: 
ftimmungen des Art. 34 in jenen Fällen feine Anwendung finden, für 
welde das Geſetz befondere Beftimmungen getroffen hat. Solche be: 
fondere Beftimmungen finden fi in Art. 35, 175 Abſ. 2, 191 Abi. 3, 
326 Abf. 3 und 333 Abſ. 3), 


Art. 35. 


Wenn ein Preferzeugniß den Gegenftand eines Strafurtheiles 
bildet, fo kann, fo weit dies ohne Verlegung dritter, aud nicht 
der Theilnahme oder Begünftigung fehuldiger Perfonen möglich ift, 
in dem Urtheile die Unterdrükung oder Vernichtung aller vor- 
findlichen Eremplare diefes Erzeugniffes und der zu deffen Hervor- 
bringung ausſchließlich beftimmten Mittel (Platten, Formen u. dgl.) 
verfügt werden. 


') Bgl. über die Konfisfation außer ben in den vorhergehenden Noten 
angeführten Stellen nocd weiter Verb. d. K. d. Abg. in den Jahren 18%, 
Beil.Bd. II ©. 132 u. Beil.Bd. II ©. 6 u. 421. 
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IK nur ein heil eines Prefierzeugniffes für firafbar er- 
kannt worden, fo findet die vorfiehende Beſtimmung nur bezüglich 
diefes Theiles Anwendung, foweit eine ſolche Ausfcheidung mög- 
lich if. 

Die Quelle diefes Artikels ift Art. 2 des Gejehes zum Schuße 
gegen den Mißbrauch der Preſſe vom 17. März 1850. Letztere 
Gejegesitelle behandelte aber alle Fälle, in welhen die Unterbrüdung 
oder Vernichtung eines Preßerzeugniffes für zuläffig erklärt war, näms 
lich in Abf. 1 den Fall, daß ein verurtheilendes Erkenntniß erfolgt, 
und in Abſ. 2 die Fälle, daß eine Verurtheilung nicht erfolgt ober eine 
Berfon, gegen welche eine Anklage gerichtet werden könnte, nicht 
gegeben ijt, während Art. 35 nur für den erjten diefer Fälle Beftim- 
mungen enthält und jene für die beiden andern Fälle fi nunmehr in 
Art. 58 des Einführungsgefeges finden. Letztere Gefekesftelle, deren 
Grläuterung id mir übrigens zum Einführungsgefege vorbehalte, muß 
aljo mit Art. 35 verbunden werben, wenn man alle unter ber 
Herrschaft der neuen Geſetzgebung bezüglich der Unterbrüdung und 
Bernihtung von Preßerzeugniffen geltenden Beltimmungen kennen lers 
nen will, 

Aus dem Gefagten ergibt fih, daß Art. 35 nur in dem Falle, 
daß wegen des Preßerzeugniſſes ein verurtheilendes Erkenntniß erfolgt 
it, Anwendung findet und daß dies der Sinn der Eingangsworte bes 
Artikels if. Das Wort „Preßerzeugniß“ ift übrigens bier in dem 
durch Art. 8 des Strafgeſetzbuchs feitgefeßten weitern Sinne zu neh— 
men, fo daß Art. 35 aud auf Schriften und ſinnliche Darftellungen 
der in Abſ. 2 des Art. 8 bezeichneten Art Anwendung findet. 

Auch die Beftimmung des Art. 35 ift gleich jener des Art. 34 
nur fafultativ und bie betreffende Verfügung muß in dem Urtbeile 
ausdrüdlich erlaffen werden. Alles, mas in biefer Beziehung, insbeſon⸗ 
dere in Betreff der Zuftändigkeit, zu Art. 34 bemerft wurbe, findet 
deshalb auch hier Anwendung. 

Ebenſo ift aud die Unterdrüdung und Vernichtung von Preßs 
erzeugnifien nur ſoweit zuläſſig, als dies ohne Verlegung dritter auch 
nicht der Theilnahme oder Begünftigung fehuldiger Perfonen möglich 
ift. Die Unterbrüdung oder Vernichtung von Preßerzeugniffen, welche 
in das Eigenthum dritter an dem Prefbelifte nicht betheiligter Pers 
jenen übergegangen find, ift mithin nicht zuläſſig. Bei Preßerzeug⸗ 
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niffen, insbefondere bei Zeitungen, welche der Abonnent häufig, ja in 
ber Regel nicht felbft unmittelbar von ber Erpebition des Blattes er: 
hält, ift die Teititellung des Zeitpunftes, wann das Blatt ald in das 
Eigenthum des Dritten übergegangen zu betrachten ijt, aumeilen nicht 
ohne Schwierigkeit und es laflen fi, da die Verhältniffe in den ein— 
zelnen Fällen ſehr verfcieden find, allgemein anmwendbare Regeln nicht 
mit einigen Worten aufjtellen. Es müffen vielmehr die beſondern 
Berhältniffe jedes einzelnen Falles genau feftgeftellt und erwogen und 
darnach muß die angeregte Frage im jedem Falle entſchieden werben. 
Den am häufigjten vorfommenden Fall, nämlich den der DVerjendung 
des Blattes an die auswärtigen Abonnenten durch die Poft anlangend, 
fo wird jedes einzelne Exemplar offenbar erft in dem Augenblicke 
Eigentbum des Abonnenten, wo es dburd ben betreffenden Poſtbedien— 
fteten an ihn oder an dem von ihm bezeichneten Drte abgegeben wird. 
So lange es fi) nody in den Händen ber Poſt befindet, kann es mit 
Beſchlag belegt und demnach audy feine Unterdrüdung oder Vernichtung 
verfügt werben. Läßt ein Abonnent fein Blatt in der Erpedition durch 
eine von ihm aufgeftellte Perfon abholen, fo wird er in dem Augen: 
blide, wo lettere das Blatt in Ompfang nimmt, Gigenthümer ; läßt er 
ſich aber das Blatt durch die Erpebition zufenden, fo wird es erjt mit 
ber Ablieferung an ihn fein Eigentum. Bei dem nidyt felten vor: 
tommenden Falle der Beforgung der Zeitungen durch gewerbsmäßige 
Austräger muß deshalb unterfchieden werden, ob diefelben im Dienjte 
ber Erpedition oder der Abonnenten ftehen. Im letztern Kalle wird 
das Blatt ſchon mit der Aushändigung an den Austräger, im erftern 
erft mit ber Ablieferung durch diefen Eigentum des Abonnenten. Daß 
in diefer Beziehung zwifchen eigentlichen Privaten und Geſellſchaften 
fein Unterſchied befteht, ift von ſelbſt Mar. Preßerzeugniſſe, welche in 
das Eigenthum von Lefevereinen oder fonftigen Geſellſchaften überge: 
gangen find, können mithin ebenfalls nicht mehr mit Beſchlag belegt, 
es kann alfo aud ihre Unterdrückung oder Vernichtung nicht mehr ver: 
fügt werben. 

Die Unterdrüdung oder Vernichtung der zur KHervorbringung 
bed Preßerzeugniffes beftimmten Mittel ift nur infoweit zuläffig, als 
fie hiezu ausſchließlich beftimmt waren. Preffen und Typen, Tck- 
tere mögen noch im Satze ftehen oder wieder umgeworfen fein, unterliegen 
deshalb der Unterbrüdung und Vernichtung nicht, wohl aber ber zum 
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Abdrude des Preßerzeugniffes ausſchließlich beftimmmte ftereotype Sat. 
Handelt e8 fih um eine Lithographie, einen Kupferftih u. dgl. und 
fann die Zeichnung ohne Vernichtung bes Steins oder der Platte durch 
Aichleifen, Aezen oder. in ähnlicher Weife fo befeitigt werden, daß eine 
weitere Vervielfältigung nicht mehr möglich ijt, fo darf, insbefondere 
wenn der Beichuldigte es verlangt, die Vernichtung der Zeichnung nur 
in dieſer Weife verfügt werden. Um in diefer Beziehung feinen Zwei: 
fel zu laſſen, hatte ich beantragt, nad den Worten „Erzeugniſſes und“ 
einzufchalten: „ſoweit dies zur Verhinderung weiterer Vervielfältigung 
nötbig ift“. Der k. Regierungstommifiär bemerkte hierauf, daß das Wort 
Aausſchließlich“ ſchon chnedies den Nichter zur möglichſten Aueſcheidung 
und Schonung bes Berurtheilten hinführe, und im weitern Verlaufe 
ber Debatte wurde noch hervorgehoben, daß es fidy bier jedenfalls nur 
um bie Bernichtung besjenigen Theils eines Werks, durch weldyen 
die ftrafbare Handlung begangen worden, handeln könne und daß z. B. 
bei einer durch eine Lithographie begangenen jtrafbaren That das Mit: 
tel zur Hervorbringung des Werks nur die auf den Stein gebrachte 
Zeichnung, nit der Stein felbjt ſei. Da in folder Weife alljeitig 
anerkannt wurde, daß dasjenige, was ich durch meine Modifikation aus— 
gedrückt wünſchte, ſchon obnedies im inne des von der Staats: 
regierung vorgefchlagenen Artikels liege, fo zog id meinen Antrag 
jurüd. 

Daß Art. 34 für Preßerzeugniffe nicht maßgebend ift, daß alfo 
die Beſtimmungen des Art. 35 nicht durdy Herüberziehen der Beſtim— 
mungen bes Art. 34 ausgedehnt werden dürfen, wurde ſchon zu Art. 34 
bemerft '). 


Art. 36. 


Die wegen einer flrafbaren Handlung Verurtheilten können or 
unter Polizeinuffiht geftellt werden, jedoch nur dann, wenn das 
Strafgericht in dem verurtheilenden Erkenntniffe die Buläffigkeit 
diefer Maßregel ausdrücklich ausgefprochen hat. 

Diefer Ausſpruch ift bei jeder Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens, bei Werurtheilung wegen eines Vergehens oder einer 





) Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. T ©. 31 
u. 154—156 u. Verb. der 8. d. Abg. in dem Jahren 18°%,, Beil.Bd. II ©. 
132 u, Beil. Bd. IT ©. 6 u. 7. 
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Hebertretung aber nur in den vom Geſctze beflimmten Fällen 
zuläflig. Du 
Art. 37, 

Fiegt ein ſolcher Ausfprud eines Strafgerichtes vor, fo 
kann die Diftriktspoligeibehörde der Heimath des PBerurtheilten, 
wenn fie es den Verhältniffen angemeffen erachtet, die Stellung 
desfelben unter Polizeiauffiht verhängen. Sie beſtimmt in diefem 
Falle zugleich deren Dauer, welche jedod zwei Iahre nicht über- 
fleigen darf. 

Die Beit der Polizeiauffiht wird von dem Tage an gerechnet, 
an welchem der Verurtheilte Die gegen ihn erkannte Freiheitsftrafe 
abgebüßt hat. 

Art. 38. 

Dem unter Polizeiaufficht Geftellten kann durch die Diftrikts- 
polizeibehörde das Betreten gewiffer Häufer, Anftalten, Plätze oder 
Bezirke, fowie der Aufenthalt in einzelnen beftimmten Gemeinden, 
feine Heimathsgemeinde ausgenommen, unterfagt werden, falls feine 
Anwefenheit dafelbft gefährlich erfcheint. 

In feiner Wohnung darf jeder Beit gerichtlide oder poli- 
zeiliche Hausfuchung gehalten werden. 

Gegen diejenigen, ‚welche wegen Haubes, Erpreſſung, Dieb- 
flahls, wegen Cheilnahme hieran oder wegen Hehlerei verurtheilt 
worden find, kann die Diftriktspolizeibehörde die Aufficht dahin 
erweitern, daß diefelben während der Wachizeit ihren Wohnort und 
felbft ihre Wohnung ohne Erlaubniß nicht verlaffen dürfen. 

Art. 39, 

Die zuftändige Diftriktspolizeibehörde ift befugt, die Dauer 
der Polizeiaufficht abzukürzen, wenn der Beauffichtigte befriedigende 
Proben von Beflferung gegeben hat. 

Sowohl die Polizeiaufficht, von welder die Art. 36—39, als 
auch die Verwahrung in einer Polizeianftalt, von welcher die Art. 
40—42 handeln, haben einen doppelten Charakter, nämlich einen ftraf: 
rechtlichen, infoferne fie Folgen der Verurtheilung wegen einer ftrafbaren 
Handlung find, und einen polizeilichen, infoferne fie den Zmed haben, 
die Gefellichaft gegen künftige ftrafbare Handlungen bes betreffenden 
als ficherheitsgefährlih erkannten Individuums möglidft zu ſchützen. 
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Degen biefer boppelten Natur ber in Rebe ftehenden Maßregeln unb 
des dem Art. 3 des Strafgefekbuhs zu Grunde liegenden Prinzips 
erihien bei benfelben das Zuſammenwirken bes Gefehes, des Straf: 
gerihtd und ber Polizeibehörde nöthig. Das Geſetz beftimmt bie Fälle, 
in welchen die. Stellung unter Polizeiaufficht zuläflig ift, die Längfte 
wiälige Dauer berjelben und das Marimum ber gegen ben unter 
Leliztiaufſicht Gejtellten zuläfligen Ueberwadhungsmaßregeln. Erfolgt 
in einem alle, im welchem das Geſetz die Stellung unter PBolizeiauf: 
kat überhaupt für zuläfiig erklärt, eine Verurtbeilung, jo bat das 
Strafgericht zu erwägen, ob im vorliegenden konkreten Falle genügenbe 
ßründe gegeben find, um die Zuläſſigkeit diefer Maßregel auszufpre: 
sen. Findet es gemügende Gründe biezu nicht, jo unterläßt es, bie 
Zaläſſigleit diefer Maßregel auszusprechen, und ed kann dann von Ans 
zendung berjelben Feine Rede fein. Grflärt es aber bie in Rede 
ſehende Maßregel für zuläffig, To iſt es dann Sache der betreffenden 
Diſtrillspolizeibehörde, fih darüber zu enticheiden, ob, auf wie lange 
und inwieweit fie den VBerurtheilten wirklich unter Polizeiaufſicht jtellen 
welle, wobei fie natürlich bezüglich der Dauer und bes Umfangs der 
Ueberwachungsmaßregeln die vom Geſetze gezogenen äußerſten Gränzen 
nicht uüͤberſchreiten darf. 

Unſer Geſetz ſchützt mithin bei Diefer Maßregel die perfünliche 
FKeiheit ſeweit, als es ohne Bereitelung bes Zwedes nur immer mög: 
lich iſt, und ermöglicht zugleich die bejondern Umftände jedes einzelnen 
Falles, die Perfönlichkeit der einzelnen Verurtbeilten, ihre Stellung 
im Leben, ihr Betragen während und nad der Strafzeit u. f. w., ges 
ügnet zu berückſichtigen. 

Abſ. 1 des Art. 36 ftellt es in allen Fällen, in benen das 
Geſetz die Stellung unter Polizeiaufficht für zuläffig erflärt, in das 
neie Ermeſſen des: Strafgerihts, ob es in dem verurtheilenden Er: 
ituntwifle: bie: Zuläſſigkeit diefer Maßregel wirflih ausfprechen wolle 
Ser-nicht.r. Das Gericht hat hiebei zwar allerdings die Natur und 
sie. Umftände der begangenen ftrafbaren That, insbefondere aber die 
berſönlichleit des Berurtbeilten zu berückſichtigen. Es befteht deshalb 
durchaugs kein Hinderniß, in einem falle, wo eine That von mehreren 
Perfonen gemeinſchaftlich verübt wurde, die Zuläſſigleit der in Nebe 
fichenden Maßtegel gegeir eine oder einige derfelben auszuſprechen und 
gegen bie übrigen nicht. Der Ausſpruch Tann nur im Strafurtheile 
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felbft erfolgen und bezüglich. der Zuftändigkeit findet alles dasjenige 
Anwendung, was oben zu Art. 34 bemerkt wurbe. 

Nah Abf. 2 des Art. 36 ift diefer Ausſpruch bei jeder Ver: 
urtheilung wegen eines Verbrechens zuläffig. Erfolgt wegen einer 
Handlung, die an und fir ſich Verbrechen ift, in Folge irgend einer 
gefeglihen Beitimmung eine Berurtheilung in eine Oefängnißftrafe, fo 
ift in diefem Falle troß der allgemeinen Natur der Handlung als 
Berbredyen diefer Ausfpruh nur dann zuläffig, wenn das Gefek ibn 
durch eine ausdrüdliche befondere Beftimmung geftattet. In Folge der 
Verhängung einer bloßen Gefängnißftrafe nimmt nämlich die beftrafte 
Handlung nah Art. 2 des Strafgefegbuhs mit dem Urtbeile die 
Natur eines Vergehens an, die Beitimmung bes Art. 36 Abſ. 2, 
nad) welcher biefer Ausfprud bei jeder Verurtheilung megen eines 
Verbrechens zuläffig ift, findet mithin auf dieſen Fall feine Ans 
wendung mehr, fondern es ift die weitere Beitimmung maßgebend, nach 
welcher diefer Ausſpruch bei Verurtheilung wegen eines Vergehens oder 
einer Webertretung nur in den vom Geſetze beftimmten Fällen zuläffig 
ift. Erfolgt 3. B. wegen Theilnabme an einer Körperverlekung mit 
nachgefolgtem Tode in Anwendung der Art. 234 Ziff. 1, 52 Abſ. 1 
und 55 Abſ. 1 Ziff. 2 eine Verurtheilung in eine Gefängnißſtrafe 
von zwei Jahren, jo kann das Gericht die Stellung des Verurtheilten 
unter Polizeiaufficht nicht für zuläffig erflären, da für diefen Fall Fein 
Geſetz es bejtimmt, es ſei denn, daß mit der Theilnabme an der Körper: 
verlegung eine andere Handlung, wegen welcher das Gefe die Stel— 
fung unter Polizeiaufficht geftattet, etwa der Fall des Art. 242 Abſ. 2, 
fonfurrirt, da in einem folhen Falle die Betimmung des Art. 84 
Abf. 2 maßgebend ift. Wird dagegen Jemand wegen Theilnabme an 
einem Diebftahle der in Art. 274 bezeichneten Art in Anwendung 
diefer Geſetzesſtelle und ber vorhin bezüglich der Beftrafung der Theil- 
nehmer angeführten Artifel 52 und 55 im eine Gefängnißftrafe verur- 
teilt, fo kann das Gericht immer zugleich die Zuläſſigkeit feiner 
Stellung unter Polizeiauffiht ausfprechen, da Art. 291 dies für alle 
Fälle der Berurtheilung in eine Gefängnißftrafe wegen Diebſtahls be— 
jtimmt. Die Fälle, in weldyen bei Berurtheilung wegen Vergehens 
oder Viebertretung Stellung unter Polizeiaufficht zuläffig ift, finden fich 
aufgezählt in Art. 175, 191, 221, 242, 291, 303, 304, 305, 313 
und 326 bes Strafgeſetzbuchs. | 
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Art. 37 ftellt es in dem Falle, daß ein foldher Ausfpruch des 
Strafgerichtes vorliegt, ebenfalls in das freie Ermeflen der Diftrifte: 
peligeibehörde, ob fie die Stellung unter Polizeiaufficht wirflid ver: 
bingen will oder nit. Man bat died deshalb getban, weil man 
die Bolizeiaufficht auf jene Fälle beſchränken wollte, in denen fie ben 
Lerhältniffen wirklich angemefjen ift. Im Augenblide der Verurtbei: 
lung ift ein ficheres Urtheil darüber nicht möglich, insbefondere dann 
nicht, wenn auf eine längere Freiheitsftrafe erfannt wird, da man nicht 
wifien fan, welche Wirkung der Strafvollzug auf die betreffende Per: 
ion äußert. Die Diftrittspolizeibehörde muß deshalb außer den ſchon 
er Erwägung des Strafgerichts vorgelegenen Momenten namentlich 
die Berichte der Gefängnißbehörden über das Betragen des Verurtheilten 
während der Strafzeit, ob er in der Strafanftalt Proben von Befje: 
rung gegeben, ob er fi am regelmäßige Arbeit gewöhnt, ob er fo viel 
xlernt hat, daß er ſich im Leben fortbringen kann u. f. w., berüd: 
Ähtigen. Ueber die Zeit, wann bie Diftriftspolizeibehörde ihre Ver: 
fügung zu erlaffen bat, enthält das Geſetz feine Beſtimmung. Es 
überläßt auch dies dem Ermeſſen der Polizeibehörde, ſchützt jedoch die 
rriönliche Freiheit des Verurtheilten dadurch, daß es in Abſ. 2 des 
It, 37 allgemein beftimmt, die Zeit der Polizeiauffiht werde von 
km Tage am gerechnet, an welchem der Verurtheilte die gegen ihn er: 
lannte Freiheitsſtrafe abgebüßt hat. Verhängt alfo die Diftriftspolizeis 
behörde die Stellung unter Polizeiaufſicht auch erft fpäter, fo wird fie 
dennoch fon von dem angegebenen Tage an gerechnet. ine Ver— 
lingerung der Polizeiaufficht über zwei Jahre, von dem Tage, an wel: 
Sm der Verurtbeilte feine Freiheit wieder erhalten hat, hinaus, ift 
uithin im einem Falle möglich. Uebrigens wurde vorausgefegt, daß 
die Diftriktspoligeibehörden ihre Verfügungen wenigftens in der Regel 
ver der Entlafjung des DVerurtheilten erlaffen und fi zu biefem Be: 
hufe gegen das Ende der Strafzeit mit den Gefängnißbehörben ins 
Venehmen fegen. Nur wollte man auch die fpätere Verhängung der 
in Rede fichenden Mafregel nicht ausſchließen, da die Erfahrung lehrt, 
RB es gerade ben verſchmitzteſten und gefährlichiten Verbrechern zuwei— 
(en gelingt, während der Strafzeit die Gefängnigbehörden zu täufchen. 

In Eonfequenter Durchführung der in diefer Lehre feftgehaltenen 
Örundfäge und in Webereinftimmung mit den ſchon früher erörterten 
Orundfägen über die bei dem Strafvollzuge überhaupt zu verfolgenden 
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Zwede räumt Art. 39 den Diftriftspolizeibehörben das unbefchränfte 
Recht ein, die Dauer der Polizeiaufficht abzufürzen, wenn ber Beauf: 
fichtigte befriedigende Proben von Beflerung gegeben bat. Dagegen ift 
die Diftriftspolizeibehörde nicht befugt, die von ihr in Gemäßheit bes 
Art. 37 Abf. 1 feftgefeßte Dauer der Polizeiaufficht aus irgend einem 
Grunde zu verlängern. Sie kann dies namentlih auch dann nicht, 
wenn fie die Polizeiaufficht auf eine fürzere, als die geſetzlich zuläffige 
Dauer feftgefeßt hat. Es ergibt ſich dies ſchon aus dem Umſtande, 
daß das Geſetz den Dijtriftspolizeibehörden ein ſolches Recht nicht ein: 
räumt, derartige Beitimmungen aber immer ſtrengſtens interpretirt wer: 
den müffen und niemals über ihren Wortlaut ausgedehnt werden dür— 
fen. Dazu kommt aber, daß der Geſetzgeber, wie fi) aus Art. 42 
ergibt, den Fall der Verlängerung der polizeilihen Maßregel über bie 
erkannte Dauer wegen nicht eingetvetener Befferung bdesjenigen, gegen 
den bie Maßregel angeordnet wurde, durchaus nicht überſehen bat. 
Hätte er auch bei ber Bolizeiaufficht eine Verlängerung zulaffen wollen, 
fo würde er es gejagt und zugleich die hiezu kompetente Bebörbe 
bezeichnet haben '). 

Art. 38 bejtimmt das Marimum ber zuläfiigen Aufſichtsmaß— 
regeln. Auch im diefer Beziehung räumt das Gefeh ben Diftrifts: 
polizeibehörbden einen Spielraum in der Art ein, baß es ihrem Ermeſ— 
fen überläßt, ob fie alle diefe Auffihtsmaßregeln oder nur einzelne 
derfelben anorbnen wollen. Dabei verfteht es fih von felbft, daß fic, 
gleihwie fie nad Art. 39 die ganze Polizeiauffiht vor Ablauf ihrer 
feftgefegten Dauer aufheben können, fo auch befugt find, während der 
Dauer der Polizeiauffiht Erleichterungen in der Beauffihtigung ein: 
treten zu laffen. 


Das Geſetz geftattet nur, dem unter Polizeiaufficht Geftellten das 
Betreten gewiffer Häufer u. f. w. und ben Aufenthalt in einzel: 
nen beftimmten Gemeinden zu unterfagen. Es kann ihm deshalb 
nidyt generell der Befuh 3. B. aller Wirthshäufer oder der Auf: 
enthalt in allen Gemeinden, feine Heimathsgemeinde ausgenommen, 
unterfagt werben. Dagegen liegt e8 in der Natur ber Sache, daß ihm während 


) Dollmann a. a. O. ©, 199. Anderer Meinımg ift Stenglein 
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der Dauer der Polizeiauffiht aud der Beſuch anderer oder weiterer, 
ald der urfprünglich bezeichneten Orte unterfagt werden kann, da ja 
> B. neue Wirthſchaften entjtehen, ficherheitsgefährlihe Perſonen zu 
ihren Zufammenkänften Pläge neu wählen fönnen, wo früher foldye 
Zufammenkünfte nicht ftattgefunden haben u. f. w. Auch befteht fein 
geſetzliches Hinderniß, das Verbot des Beſuchs gewiffer Häufer u. f. w. 
auf beftimmte Zeiten oder bejtimmte Veranlaffungen, 3. B. Tanzbelu: 
figungen, Kirchweihen, Jabrmärkte, Volksfefte u. dgl., zu beſchränken. 
Die bisher öfter vorgefommene Konfinirung (Verftridung), d. 5. bie 
Verfügung, durch welche dem unter Polizeiaufficht Gejftellten ein be: 
fimmter Bezirk zum Aufenthalte in der Art angewiefen wurde, daß er 
denjelben ohne befondere polizeiliche Erlaubniß niemals verlaffen durfte, 
ft nah Art. 38 nicht mehr zuläſſig. — Die im dritten Abjage ge: 
brauchten Ausdrüde „Wohnort“ und „Nachtzeit“ find, da das Geſetz 
fie nicht näher beftimmt, nach ihrer gewöhnlichen Bedeutung zu nehmen, 
Unter dem Wohnorte ift der gewöhnliche Aufenthaltsort, der Ort, wo 
die betreffende Perſon tbatfächlich wohnt, und unter Nachtzeit die Zeit 
von Abends, wenn es dunkel, bis Morgens, wenn e8 wieder hell gewor: 
den iſt, zu verſtehen. 

Bezüglich ber im dritten Abjabe des Art, 38 geftatteten Beauf: 
fihtigungsmaßregeln feste übrigens wenigſtens der Geſetzgebungsausſchuß 
der Kammer der Abgeordneten ganz befonders voraus, daß die Diftrifts: 
polizeibehörden von dem ihnen eingeräumten Rechte nur mit großer 
Vorfiht und niemals in der Art Gebraud) madıen werden, daß fie 
biedurch dem unter Polizeiaufficht Geftellten fein redliches Fortkommen 
unmöglich machen oder doc ungebührlich erfchweren. Der Geſetzgeber 
war überall bemüht, auf Beflerung der DVerurtheilten hinzuwirken, fie 
wieder zu nüßlichen Gliedern der bürgerlichen Gefellichaft zu machen. 
Es würde deshalb eine Diftriftspolizeibebörde den Abfichten des Gefeß: 
geber8 geradezu entgegenhandeln, wenn ſie 3. B. die hier in Rebe 
ſtehenden Beauffihfigungsmaßregeln gegen eine wegen Diebftahls ver: 
urtheilte Berjon, die nad ihrer Erziehung und Bildung ihr redliches 
dortlommen nur als Dienftbote finden ann, felbit dann anordnen 
würde, wenn es nad) den Umftänden Far wäre, daß es ihr durch biefe 
Mafregeln unmöglich gemadyt würde, einen ordentlichen Dienft zu 
belommen. 

Daß Nothfälle, wie überall, jo auch bier, eine Ausnahme 


Verwahrung 


in einer Po— 


Iizeianjtalt. 
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von den in Rede ftehenden Verboten gejtatten, iſt felbitverjtändlich, 
zudem aber in Art. 147 des Strafgeſetzbuchs ausdrücklich gejagt. 

Auf die von einem Mitgliede des Geſetzgebungsausſchuſſes der 
Kammer der Abgeordneten in der Ausfhußfisung vom 20. Dezember 
1856 aufgejtellte irrige und fofort widerlegte Anficht, daß nach den vor: 
ftehenden Beftimmungen in Verbindung mit Art. 44 Fünftig Niemanden, 
der nicht unter Polizeiaufficht gejtellt jei, der Aufenthalt in einzelnen 
bejtimmten Gemeinden unterfagt werden könne, werde ich bei Erläutes 
rung des Art. 44 zurüdfommen, ba es fi dabei um einen allgemeinen 
dorthin gehörigen Grundfas handelt '). 


Art. 40. 


Diejenigen, weldye wegen eines Vergehens zu einer zwei 
Jahre nicht überfleigenden Gefängnißfirafe oder wegen einer Heber- 
tretung verurtheilt worden find, können in den vom Gefehe beflimm- 
ten Fällen und wenn im Strafurtheile die Buläffigkeit diefer Maß- 
regel ausdrücklich) ausgeſprochen if, nach beendigter Straßeit in 
einer Polizeianflalt verwahrt werden. 

fiegt ein ſolcher Ausfprud) des Strafgerichtes vor, fo kann 
die Diftriktspoligeibehörde der Heimath des Verurtheilten, wenn fie 
es den Umſtänden angemeflen erachtet, auf Verwahrung erkennen. 
Sie beflimmt in diefem Falle zugleich deren Dauer, welde jedoch 
Ein Iahr nicht überfleigen darf, 

Wird von der Diftriktspolizeibehörde auf Verwahrung einer 
zu Arrefiftrafe verurtheilten Perfon in einer Polizeianflalt erkannt, 
fo kann die Arrefifirafe, foweit fie noch nicht erſtanden ifl, in der 
Polizeianftalt vollfirerkt werden, 


Art, 41. 


Die in einer. Polizeianftalt Werwahrten find angemeſſen zu 
befchäftigen und nad Umſtänden zu unterrichten. 


) Bol. über die Polizeaufficht überhaupt: Entwurf eines Polizetftraf: 
gefegbuchs von 1855 Art. 10 ff. (Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. IT ©. 
206), jodann Verh. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 ©. 28 
u. 29, 32—35 u, 156—164, Verb. des Gefeßgeb.Ausih. der K. d. Reichsr. 
in ben Jahren 1856—1858, ©. 170 -190 und Beilagen S. 70—77, Verb. ber 
K. d. Abg. in ben Jahren 18°%,, Beil.Bd. I ©. 132 u. 133, Beil,Bd. II 
©. 143. 
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Feſſelung kann gegen fie nur wegen beſonderer Fluchtgefahr, 
Widerfeßlichkeit oder aus ähnlichen Gründen und, dringende Fälle 
ausgenommen, nur in Folge eines Disciplinarerkenntniffes der Be- 
hörde der Anftalt verhängt werden. 

Körperliche Büctigung ift unbedingt ausgefcloffen. 

Im Hebrigen richtet fich die Behandlung der in den Polizei- 
enfalten Berwahrten nach den Beſtimmungen der im Regierungs- 
blatte zu veröffentlichenden Hausordnung. 


Art. 42. 


Die zufländige Areisverwaltungsftelle ift befugt, die Dauer 
der Verwahrung in der Polizeianflalt abzukürzen, wenn der Ber- 
wahrte befriedigende Praben von Beſſerung gegeben hat. 

Diefe Stelle hat aber auch die Befugniß, die erkannte Ver- 
wahrungsdauer — jedoch nicht mehr als um ein Drittheil — zu 
verlängern, wenn fein Benehmen während der zZuerkannten Ber- 
wahrungszeit keine Beſſerung anzeigt. 

Die Berwahrung in einer Polizeianftalt hat den Zweck, auf ver: 
wabrloste und verfommene Perfonen, bei denen der Grund ihres geſetz— 
widrigen Betragens und ihrer Gefährlichkeit vorzugsmweife in vernach— 
läfligter Erziehung, Arbeitsfchen und Unfähigkeit, ſich durch regelmäßige 
Arbeit ihr Fortlommen zu verfchaffen, liegt, die aber wegen der ftraf- 
baren Handlungen, deren fie ſich ſchuldig machten, nur zu verhältniß- 
mäßig kurzen Freiheitsſtrafen verurtbeilt werben konnten, beffernd ein— 
zuwirten, Da nämlich während des Vollzugs der Strafe, eben wegen 
der kurzen Dauer derfelben, eine genügende und nachhaltige Einwirkung 
auf fie nicht möglid war, fo foll diefelbe nach erjtandener Strafe ba: 
durch fortgefegt werden, daß fie in einer Polizeianftalt noch einige Zeit 
verwahrt, dafelbft unterrichtet, an regelmäßige Arbeit gewöhnt und jo 
in eine Lage verjegt werden, daß fie nach der Rückkehr in die Bürger: 
lihe Geſellſchaft im Stande find, fidy ihr Fortfommen auf redliche 
Beife zu verfchaffen. Diefe Polizeianftalten gehören, wie Jeder, der 
unfre Zuftände fennt, zugeben muß, zu den wichtigjten ber verfchiedenen 
durch die neue Gefeßgebung zum Zwecke ber Beſſerung verwahrloster 
und geſunkener Menfhen ins Leben gerufenen Ginrichtungen. Der 
durch diefelben beabfichtigte Zwed Tann jedoch nur dann erreicht wer: 


den, wen bei dem Vollzuge mit der größten Umficht —— wird. 
Weis, Das Strafgefegbuh für Das Königreich Bayern. 
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Insbeſondere darf man fid, durch anfcheinend ungünftige Refultate nicht 
abſchrecken laſſen. Ein großer Theil der in ſolche Anftalten Verbrachten 
wird allerdings bald nad) der Entlaſſung wieder in die alten Fehler 
zurädfallen, allein wenn in benfelben auch nur ein kleinerer Theil 
zu nüßlichen Gliedern der Geſellſchaft erzogen wird, fo liegt darin 
fhon ein genügender Erſatz für die auf dieſe Anftalten verwendeten 
Mühe und Koften. 

Zur Erläuterung der Beftimmungen ber Art. 40—42 genügen 
einige wenige Bemerkungen, da das zu Art. 36—39 Bemerkte vielfach 
aud hier Anwendung findet und bezüglich des Art. 41 im Wefent: 
lihen auf das zu Art. 25 Gefagte (S. 74 u. 75) verwiejen wer: 
den kann. 

Während Art. 24 bezüglid; der Beſchäftigung der Sträflinge in 
den Zuchthäuſern und Gefangenanftalten beziehbungsweife der Sträflinge, 
welche eine Gefängnißftrafe im Bezirfsgerichtsgefängniffe erfteben, und 
der zur Arreftitrafe Verurtheilten bejtimmt, fie feien innerhalb des 
Bezirks der Anjtalt zur Arbeit angubalten, beziehungsweiſe fie 
fönnten innerhalb des Gefängniffes beſchäftigt werden, fagt 
Art. 41 im Abſ. 1 blos: „Die in einer Polizeianftalt Verwahrten 
find angemeffen zu bejchäftigen”. Ueber biefe Verfchiedenheit geben bie 
frühern Verhandlungen im Oejeßgebungsausfchuffe der Kammer der 
Abgeordneten Aufſchluß. Nach meinem urfprünglihen Vorſchlage) 
follte die betreffende Beftimmung alje lauten: „Sie find, Senn: und 
Feiertage ausgenommen, bejtändig angemefien, jedoch nur inner— 
halb der Anftalt, zu befchäftigen“. Dagegen bemerkte der k. Regie: 
rungsfommiflär, Regierungsrath Dsberger, in der Ausfhußfisung 
vom 20. Dezember 1856, durdy diefe Faſſung werde die Beſchäftigung 
der Detinirten im Freien ausgefchloffen, während doch fhon im Aus— 
fchuffe mehrfach anerkannt worden fet, daß gerade in ben polizeilichen 
Detentionsanftalten landwirtbichaftlihe Arbeiten als zwedmäßig ſich 
darftellten. Das Ausihußmitglied Dr. Barth trat dem bei und ber 
antragte deshalb die Streihung der Worte „jedoch nur innerhalb ber 
Anftalt”. ch erwiderte hierauf, daß ich gegen den Abſtrich biefer 
Worte nichts einzuwenden habe, wenn man bie Iandwirthichaftliche 


— — — — 


) Verb. des Geſetzg.-Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. 1 
©. 35 lit, e. 
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Beihäftigung im Auge babe, es gebe aber noch andere Beſchäftigungen 
außerhalb ber Anftalt, die ich um feinen Preis haben möchte. Daß man 
die Detinirten zum Reinigen der Straßen, zum Gteinflopfen auf 
Chauffeen oder zu ſolchen Arbeiten verwende, wie fie bei den Militärs 
gefangenen öfter vorkämen, das wünjche ich verhindert zu fehen. Wenn 
die Regierung die Erklärung abgebe, daß es ſich blos um landwirth— 
ſchaftliche Arbeiten handle, fei ich mit dem erwähnten Abftriche einver: 
fanden. Hierauf gab Regierungsratd Osberger die Erklärung ab, 
ſolche Arbeiten, wie die von mir bezeichneten, feien, ſoweit er die In— 
tention der Regierung kenne, jedenfalls als ausgefchloffen zu betrachten ; 
eb man ſich aber auf lanbwirthichaftlihe Beihäftigung der Detinirten 
beihränfen, ob man diefe nicht auch zu Waldarbeiten verwenden wolle, 
wiffe er nicht. Da ih gegen die Verwendung der Detinirten zu 
BWaldarbeiten fo wenig, als gegen die landwirthſchaftliche Befhäftigung 
zu erinnern hatte, jo war mir dieſe Erklärung genügend und ich bean: 
tragte darauf felbft, den oben mitgetheilten zweiten Abſatz des von mir 
vorgefhlagenen Artikels ganz ausfallen zu laſſen und dagegen im erſten 
Abſatze nur beizufügen: „und angemeffen zu beſchäftigen“. So wurde 
der Artikel vom Ausfhuffe angenommen!) und fo ging er dann aud) 
in den Entwurf von 1860 und, da bei den fpätern Verhandlungen 
dagegen nichts erinnert wurde, in das Geſetzbuch ſelbſt über. Die 
Beitimmung darüber, wo und wie die in einer Polizeianſtalt VBerwahr: 
ten zu bejcyäftigen find, welche Beſchäftigung als angemefjen erjcheint, 
it mithin ber Hausordnung überlaffen. Aus den fo eben mitgetheilten 
Verhandlungen ergibt ſich aber, von melden Vorausſetzungen der Geſetz— 
gebungsausfhuß der Kammer der Abgeordneten, als er dieje Bejtim- 
mung der Hausordnung überließ, ausging und welche Erklärungen der 
Vertreter der Staatsregierung in diefer Beziehung abgegeben bat. 
Der dritte Abſatz des Art. 40 verdankt einem vom Geſetzgebungs— 
ausſchuſſe der Kammer der Reichsräthe in der Ausihußfigung vom 
25. Jänner 1861 zu Art. 14 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs bejchlofjenen 
Zufage feine Entftehung, indem der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer 
der Abgeordneten in feinen Situngen vom 11. April und 2. Mai 
1861 bejchloß, dem vom Ausſchuſſe der Kammer ber Reichsräthe be- 
ſchloſſenen Zuſatze zwar nicht beizutreten, dagegen jebody dem jetzigen 


») a. a. O. S. 165, 
8* 


Ausweifung 
dir 
Hudländer, 
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Art. 40 des Strafgefeßbuchs den nunmehr den dritten Abſatz dieſes 
Artikels bildenden Zuſatz beizufügen. Ich Fann übrigens nicht umbin, bier 
eine ſchon in der Ausſchußſitzung vom 11. April 1861 gemachte Bemerkung 
zu wiederholen, nämlid darauf aufmerkſam zu maden, daß wegen ber 
bier in Rede jtehenden Beſtimmung beziehungsweife der Möglichkeit, 
daß durch die Diftriftspolizeibehärde auf Verwahrung in einer Polizei: 
anftalt erfannt wird, der Bollzug der erkannten Arreftftrafe nicht auf: 
gehalten werden darf. Der Strafrichter hat unverzüglidy die erforder: 
lihe Mittheilung an die Diftriftspolizeibehörde zu machen und dieje 
ihren Beſchluß möglichit zu befchleunigen. Trotzdem aber hat der Ber: 
urtbeilte feine Arrejtjtrafe im Bolizeigerichtsgefängniffe ſofort anzutreten. 
Trifft der die Verwahrung in einer Polizeianjtalt anordnende Beſchluß 
der Polizeibehörde ein, jo kann dann der Verurtheilte ſogleich in die 
Polizeianftalt gebracht und der etwaige Net der Arreftitrafe dort voll: 
zogen werben '). 

Die Fälle, in welchen das Geſetz die Verwahrung im einer 
PBolizeianftalt geftattet, finden fih in den Art. 147, 221, 242, 291, 
304, 305 und 326 des Strafgeſetzbuchs. 


Art. 43. 


Ausländer, welche wegen eines Verbrechens verurtheilt wor- 
den find, werden nad erflandener Strafe des Landes verwielen 
und ihrer Obrigkeit, foferne Dies gefchehen kann, überliefert. 

Bei Derurtheilung eines Ausländers wegen eines Vergehens 
oder einer Hebertretung hat gegebenen Falles an die Stelle der 
zu verhängenden Polizeiaufficht oder Verwahrung in einer Polizei- 
anftalt die fandesverweifung einzutreten. 

Die Sandesverweilung ift in dem Sirafurtheile ausdrücklich 
auszufprechen. 

In die Dollziehung der Landesverweifung nicht möglid, fo 
kann die Diftviktspolizeibehörde flatt derfelben Polizeiauffiht oder 
Verwahrung in einer Polizeianftalt verhängen. 

Diefer Artikel unterjcheidet zwei Arten von Landesverweifung, 
ih die einfache Verweilung aus dem Lande und ſodann eine Art 


') Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. vom Jahre 18°%,, Bb. I 
S. 421 u. 422 und Beil. Bd. ©. 301 u. 302, Verb. d. K. d. Abg. in den 
Jahren 181. Beil.Bd. II ©. 323 u. 324 und Beil. Bd. II ©. 367 u. 422. 
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gualifizirter Yandesverweifung, bei welcher der des Landes verwiefene Aus: 
länder feiner Obrigkeit, foferne dies gefchehen kann, überliefert wird. 
Dabei beftebt natürlich Fein Hinderniß, aud den nur einfach des Landes 
Lerwiefenen bis zur Gränze transpertiven zu laflen, ja es wird dies 
in den meiften Fällen notbwendig oder doch zwedmäßig fein. 

Ausländer, welche bei uns wegen eines Verbrechens verurteilt 
werden find, müffen nad eritandener Strafe des Landes verwiefen 
und wenn möglich ihrer Obrigfeit überliefert werden und dem Ermeſſen 
des Gerichts iſt in diefer Beziehung nichts überlaffen. Bei Verurthei— 
lung eines Ausländers wegen eines Vergebens oder einer Webertretung 
it Dagegen die Landesverweiſung ſchon überhaupt nur dann zuläffig, 
wern das Geſetz wegen der betreffenden That bei dem Inländer die 
Stellung unter Polizetauffidt oder Verwahrung in einer Rolizeianftalt 
geitattet. Iſt dies aber auch der all, fo ift das Strafgericht dennod) 
nicht unbedingt gehalten, den verurtbeilten Ausländer zugleich auch des 
Yandes zu verweifen; es bat ſich vielmehr die Frage zu ftellen, ob eg, 
wenn der VBerurtbeilte ein Inländer wäre, im vorliegenden Falle ſich 
veranlaßt gefeben hätte, die Stellung unter Bolizeiauffiht oder bie 
Verwahrung in einer Polizetanftalt für zuläffig zu erflären. Bejaht 
ed dieje Frage, fo hat es gegen den verurtheilten Ausländer zugleich 
die Lanbesverweifung auszufprechen, verneint es dieſelbe, fo hat es auch 
von der Landesverweifung Umgang zu nehmen. Hieraus folgt, daß bie 
Landesverweifung eines wegen eines Vergehens oder einer Uebertretung 
verurtheilten Ausländers auch von dem Gerichte zweiter Inftanz aus: 
geiprohen und aufgehoben werben fann, daß aber die Frage, ob in 
einem konkreten Falle die Landesverweifung gegen einen foldhen Aus: 
länder ausgeſprochen werben fell, Gegenftand der Prüfung und Ent: 
fheidung des Kaffationshofes, von etwaigen prozefjualen Fragen ab: 
gefehen, nur dann fein fann, wenn Streit über die geſetzliche Zuläſſigkeit 
diefer Maßregel beitebt. 

Die Landesverweifung tritt nie Fraft des Geſetzes ein, fondern 
fie muß immer im Strafurtbeile ausdrücklich ausgeſprochen werben, was 
ihen um deswillen als nothwendig erjcheint, weil die Strafe, mit 
welcher das Geſetz die eigenmächtige Rückkehr eines Verwiefenen bedroht 
(Art. 145 des Strafgeſetzbuchs), nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
nur dann verhängt werben kann, wenn dem Verwiefenen bie gegen ihn 
verfügte Landesverweifung vorher förmlich publizirt und hiedurch thats 


118 Strafgefeß, Artikel 43. 


ſächlich die Belehrung ertheilt worden ift, daß in feiner Rückkehr die 
Ueberſchreitung eines Verbotes Liege. Dagegen bat das Geſetz eine 
fpezielle Belehrung des Werwiefenen über die Folgen einer eigenmächtigen 
Rückkehr nicht vorgefchrieben, da einerjeits eine foldhe Bejtimmung zu . 
Weitläufigfeiten und Anftänden bezüglid des in jedem einzelnen Falle 
herzuftellenden Nachweiſes der wirflidy gejchehenen Belehrung führt und 
e8 anbderfeits überhaupt unzuläffig erfcheint, die Anwendbarkeit eines 
allgemeinen Strafgefeges von ber voransgegangenen befondern Ber: 
warnung bes Uebertreters abhängig zu machen '). 

Die Vollziehung der LYandesverweifung kann aus verjchiedenen 
Gründen nicht möglich fein. Der am bäufigften vortommende Grund 
ift der, daß die Heimath des Verurtheilten nicht ermittelt werben kann 
ober daß derfelbe gegenwärtig wirklich Feine Heimath hat. Letzteres 
ift 3. B. dann der Fall, wenn er nad; den Gefegen feines urfprüng: 
lihen Heimathlandes die Staatsangehörigkeit daſelbſt verloren, in 
feinem andern Lande aber diefelbe erworben bat. Die VBollziehung der 
Landesverweifung kann aud) zuweilen deshalb nicht möglich fein, weil 
die Heimath bes Berwiefenen zu meit entfernt und ber Transport 
durch die zwifchen Bayern und feiner Heimath gelegenen Länder zu 
fhwierig oder gar unmöglid if. Man könnte zwar fagen, alles dies 
hindere die Vollziehung der Landesverweifung nicht, weil man den Ver: 
wiefenen an irgend eine Stelle unferer Landesgränze bringen und über 
die Gränze hinüberweifen könne. Dies gebt jedoch ſchon aus Nüd: 
fihten auf den internationalen Verkehr nicht an und außerdem würde 
ber beabfichtigte Zweck aus dem Grunde nicht erreicht werden, weil in 
einem feldyen alle die Behörden des Nachbarlandes den Verwieſenen 
wohl ohne Zweifel wieder über unfere Gränze zurücdverweifen würben. 
Fallen die Hinderniffe, welche die Vollziehung der Landesverweiſung 
unmöglich machten, fpäter weg, fo kann die Landesverweiſung jebt voll 
zogen werben, da ein auch nod fo langer Zeitablauf ihrer Vollziehung 
nicht im Wege fteht. — Das Geſetz enthält darüber, weldye Diſtrikts— 
poligeibehörbe in dem bier in Nebe ftehenden Falle die Umwandlung 
der Landesverweifung in Polizeiauffiht oder Verwahrung auszufpredyen 

bat, Feine Beitimmung, und zwar hat man bie gefegliche Regelung bie: 


) Motive zu Art. 34 des frühern Entwurfs, Berh. ber K. d. Abg. im 
Jahre 18%, Beil.Bd. II ©. 137 u. 138. 
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ſes Punktes abſichtlich aus dem Grunde unterlaſſen, weil die geſetzliche 
Uebertragung dieſer Befugniß an eine beſtimmte Diſtriktspolizeibehörde, 
„ B. an die des Ortes der Verurtheilung, in manchen Fällen große 
Mißſtände veranlaffen könnte. Es ift mithin dem Verordnungswege 
überlajjen, die biezu Fompetente Diftriktspolizeibehörde zu beftimmen. 
In der Regel wird hiezu am zweckmäßigſten die Diftriftspoligeibehörde 
des Strafortes bejtimmt werden !). 


Art. 44. 
Außer den in den vorhergehenden Artikeln bezeichneten find Unmläigtet 


eit oli⸗ 
keine weiteren polizeilichen Maßregeln gegen den wegen einer wilde Date 
Arafbaren Handlung Verurtheilten als Folge dieſer Werurtheilung 
zuläffig. 

Die gefehlichen Beflimmungen über Einflellung und Einziehung 
von Gewerben bleiben vorbehalten. 

Abſ. 1 des Art. 44 bejtimmt natürlich nicht, daß gegen ben 
Verurtheilten überhaupt feine weitern polizeilichen Mafregeln zuläflig 
feien, fondern er fügt ausbrüdlih, daß gegen ihn feine weitern Maß: 
regeln ale Folge der Verurtheilung zuläfiig feien. Diefe Be: 
fimmung bat nämlich den Zwed, den Berurtheilten gegen polizeiliche 
Willkür zu ſchützen, nicht aber den, ihm im Vergleiche zu ben übrigen 
im Staate lebenden Menfchen gleihfam eine privilegirte Stellung zu 
geben. Dieſe Gejegesjtelle ändert deshalb an den allgemeinen Befug: 
nifjen ber Polizeibehörden durchaus nichts und auch der wegen einer ftraf- 
baren Handlung Verurtheilte iſt den allgemeinen polizeilihen Mafregeln 
und Verfügungen gleich allen übrigen Perfonen unterworfen. Mit Recht 
jagen deshalb die Motive zu dem frühern Entwurfe zu Art, 34 (dem 
heutigen Art. 43), es verjtehe fi) von felbit, daß die Befugniß der 
Polizeibehörden, einem Ausländer aud aus andern Gründen, als wegen 
erlittener Verbrechens: oder Vergehensftrafe, ven Aufenthalt in Bayern 
geeigneten Falles zu unterfagen, durch die Vorſchriften diefes Artikels 
in keiner Weife aufgehoben oder beſchränkt werben foll. Gleiche Auffaffung 
gab ſich fund, als Dr. Völk in der Sitzung des Geſetzgebungsaus— 


) Vgl. außer der in der vorigen Note bereits angeführten Stelle noch 
weiter: Verh. des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. I 
©. 166, Verh. d. K. d. Abg. in den Jahren 18%, Beil. Bd. II ©.133 u. Beil.: 
Bd. I S. 7. 
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fhufles der Kammer ber Abgeorbneten vom 20. Dezember 1856 bie 
Anſicht ausſprach, aus der geſetzlichen Beſtimmung, daß den unter 
Polizeiauffiht Geftellten der Aufenthalt in einzelnen beftimmten Ge: 
meinben unterfagt werden könne, ziehe er per argumentum e contrario 
den Schluß, daß Fünftig Niemandem, der nicht unter Polizetiaufficht 
geftellt fei, der Aufenthalt in einzelnen beftimmten Gemeinden unterjagt 
werben könne, was alfo die bisherige Praris der Polizeigewalt aus: 
fliege, irgend mißlicbigen Leuten den Aufenthalt an beftimmten Orten 
zu unterfagen, ohne daß irgend eine Berurtheilung wegen Verbrechens, 
Vergehens oder einer Polizeiübertretung vorausgegangen fei. Es wurbe 
nämlich darauf, ohne weitern Widerfprud von irgend einer Seite, von 
dem f. Negierungsfommiffär und von mir bemerkt, die von Dr. Völk 
angeregte Frage könne hier nicht erörtert werden, da es fid bier nur 
darum handle, diejenigen, welche wegen einer gegen fie erfannten Strafe 
unter Rolizeiaufficht gejtellt werben können, gegen Uebergriffe der Poli: 
zeigewalt zu jchügen; was aber die Polizei aus andern Gründen 
thue, könne im dieſem Gefeßbuche nicht geregelt werben; jebt handle es 
fid) nicht darum, ob $ 6 des Heimathgeſetzes aufgehoben werben folle, 
fondern einfach um die Mafregeln, welche gegen entlaffene Sträflinge 
bezüglih der Polizeiaufficht einzutreten haben. Der Rückſchluß des 
Dr. Völk fei deshalb falſch. Uebrigens fei auch das Verhältniß ver: 
ſchieden. Wenn die Polizeibehörde Jemanden den Aufenthalt in einer 
Gemeinde aus andern Gründen, 3. B. auf Grund des Heimathgefekes, 
unterfage, jo müffe fie die Gründe, aus denen fie dies tbue, angeben, 
thue fie e8 aber auf den Grund des jeßigen Art. 38, fo fei eine 
weitere Motivirung nicht nothwendig, denn das betreffende Individuum 
fei unter Polizeiaufſicht geftellt und könne deshalb allein ſchon von einer 
Gemeinde, melde nicht feine Heimathsgemeinde fei, ausgefchloffen 
werben !). 
Zu Abſ. 2 find folgende geſetzliche Beitimmungen anzuführen: 
1) Abf. 2 des Art. 6 des Gewerbsgejeges vom 11. September 
1825 fagt: „Endlich kann die Ausübung der Gewerbsbefugniß 
wegen Mißbrauchs, beharrlihen Ungehorfams oder Widerfeglich: 
keit gegen obrigkeitliche Anordnungen in Gewerbsjachen von der 


) Verb. ber K. db. Abg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 138 und Verb. b. 
Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. im Jahre 18°%,, Bb.,I ©. 163. 
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zuftändigen Behörde zur Strafe auf beftimmte Zeit eingejtellt 
oder nach Umftänden die Eonceffton gänzlich eingezogen werden“. 
2) Das Malzauffhlagsmandat vom 28. Yuli 1807 (königliche 
Verordnung, die allgemeine Gleichftellung und Erbebungsart der 
Bier- und Branntwein: oder Malzauffclaggefälle betreffend) 
beitimmt: $ XIX: „Diejenigen Bräuhausinhaber oder Brannt: 
weinbrenner, welche überwiefen werden, daß fie a) auf fremben 
oder eigenen Malgmüblen ohne Erholung der Polette Malz 
gebrochen oder b) außer dem zufälligen Ueberſchuſſe mehr Malz, 
ald die erbolte Polette ausweist, breden laſſen, c) die vor: 
gehenden Beränderungen mit ihren gebrödeten Malzbrechern nicht 
zeitig genug angezeigt, d) heimlihe Malzmühlen gehalten, ober 
e) ausländifhes Malz eingefhwärzt und f) im Folge bdiefer 
Gefährden falfhe Duartalsanzeigen übergeben baben, follen in 
jebem dieſer Fälle, nebit Erſatz des Auffchlags:Entganges, das 
eritemal mit 100 Reichsthalern, das zweitemal mit 200 Reiche: 
thalern, das drittemal mit 300 Reichsthalern nebft öffentlicher 
Belanntmahung und das viertemal mit Amovirung ihrer Perſon 
von der Bräuerei oder Branntweinbrennerei dergeftalt geftraftwerben, 
daß fie in Zeit von ſechs Monaten ihre Bräuerei oder Branntwein- 
brennerei jemand Anderm verfaufen oder in Fällen, wenn biefe aus 
andern Urſachen unveräußerlich wären, an bie betreffenden nächſten 
Succefjoren abtreten müſſen. — Sind es bloße Pächter, welche 
ſich diefer Vergehen ſchuldig machen, jo follen fie ebenfalls nebft Er— 
fat des Auffchlagsentganges das erftemal mit 100 Reichsthalern, das 
zweitemal mit 200 Reichsthalern und öffentlicher Bekanntmachung 
und das brittemal mit 300 Reichsthalern dann gänzliher Kaf- 
firung ihres Pachts beftraft werben, wobei fie überbied gehalten 
fein follen, den Gigenthümer im dritten Falle des ihm hiedurch 
zugehenden Schabens halber vollfommen zu entſchädigen; auch 
jollen fie zu einem andern Bräuhauspachte für immer unfähig 
fein”. — $ XX: „Diejenigen Beamten oder Verwalter, welche 
neben ihren Dienftherrjchaften wiffentlih falfche MalzDuartals: 
anzeigen unterjchreiben oder wohl gar ohne Wiffen und Willen 
ihrer Herrſchaften die im vorigen $ sub lit. a, b, ec, d und e 
bezeichneten Gefährben fpielen, follen nebſt Erſatz des Aufſchlags⸗ 
entganges das erftemal mit 400 Reichsthalern, das zweitemal 
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mit 200 Reichsthalern und das drittemal mit 300 Reihsthalern 
nebit Kaflation beftraft werden. — Diejenigen Bräumeifter und 
Bräu: und BranntweinbrennereisGebilfen, welche fi das näm: 
lihe Vergehen zu Schulden fommen laffen, follen das erjtemal 
mit 10 Reichsthalern, das zweitemal mit 20 Reichsthalern und 
das drittemal mit 30 Reichsthalern nebft Entfernung von dem 
Bräuhaufe oder der Branntweinbrennerei beftraft werden. Sie 
follen auch bei feinem andern Bräuhaufe oder Branntweinbrene 
nerei mehr in Dienft oder in Arbeit angeftellt werben können 
und deswegen im britten Falle bie öffentliche Bekanntmachung 
gefheben“. — $ XXI „Die beredtigten Müller, weldhe a) für 
wen immer ohne empfangene Malzpolette Malz zum Brechen 
übernehmen und abfulgen laſſen, oder b) über den zufälligen 
und in der Polette fogleich anzumerfenden Ueberfhuß mehr Malz 
zum Brechen übernehmen, brechen und abfolgen laſſen, als bie 
Polette anzeigt, follen das erjtemal mit 20 Reichsthalern, das 
zweitemal mit 40 Reichsthalern und das drittemal mit 60 Reiche: 
thalern nebit DVerluft des Rechtes, Malz zu breden, für ihre 
Perſon bejtraft werden. — Werben biefe Vergehen von Malz: 
brechern begangen, welde bei eigenen Malzmühlen ber Bier: 
bräuer oder Branntweinbrenner angeftellt find oder gebraudt 
werben, fo unterliegen fie für ihre Perfonen einer Geldſtrafe 
von 10 Reichsthalern; gegen bie Eigenthümer der Malzmüble 
aber foll gleih in dem erſten Falle mit Abbrechung der eignen 
Malzmühle verfahren werden. — Im falle, wo eine heimliche 
Malzmühle, von was immer für einer Art, entdedt wird, wird 
gegen ben Cigenthümer mit 300 Reichsthaler Geldftrafe, Ab: 
brehung ber Mühle und öffentlicher Anzeige feines Namens 
verfahren, und hierüber befonders haben bie Unterauffchläger mit 
Strenge zu wachen“. 

Das Zollftrafgefeb vom 17. November 1837 beftimmt in $ 4 
die Strafen bes fernern (db. b. des zweiten oder weiteren) Rüd— 
falls bei Contrebande und Zolldefraudbation in folgender Weiſe: 
„Sin fernerer Rüdfal nad früherer rechtsfräftiger Verurteilung 
zieht außer der Konfisfation der Gegenjtänbe der Uebertretung 
in der Regel eine verhältnigmäßige Freiheitsftrafe, welche vier 
Jahre nicht Überfteigen darf, und den Verluſt bes Gewerbes, 
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bei welchem die Eontrebande oder Defraudation begangen warb, 

bis zu fünf Jahren nad) fih. — Nur ausnahmsweife kann nad 

rihterlihen Ermeſſen mit Berüdfihtigung aller Umftände bee 
vorliegenden Falles und der voraudgegangenen Fälle ftatt der 

Freiheitsſtrafe auf Verdoppelung ber im $ 3 bezeichneten Gelb: 

ftrafe erfannt, audy von der Entziehung des Gewerböbetriebs 

Umgang genommen werden. Diefe Wahl iſt jedoch dem Richter 

nicht geftattet, wenn der Uebertreter die Gontrebande oder De: 

fraubation gewerbsmäßig betreibt oder wenn berfelbe eine der 

frühern oder die legte Uebertretung unter erfhwerenden ($ 11—15 

des Zollſtrafgeſetzes) oder überhaupt unter ſolchen Umftänden 

begangen bat, unter welchen die betrügliche Abſicht beftimmt vor: 
gelegen hat oder vorliegt”. 

4) Art. 51 des Gefetes zum Schuge gegen den Mißbrauch ber 
Preffe vom 17. März 1850 bejtimmt: „Wenn aus einen Ber: 
lage oder aus einer Druderei binnen eines Jahrs wenigſtens 
zwei Schriften hervorgegangen find, die wegen Preß-Verbrechens 
oder Vergehens zur Berurtheilung Veranlaſſung gegeben haben, 
und innerhalb Jahresfrift vom letzten rechtskräftigen Erfenntniffe 
an aus diefem Verlage oder diefer Druderei eine neue Schrift 
erjcheint, die ein ſolches Verbrechen oder Vergehen enthält, fo ift 
bie zuftändige Gemwerbspolizeibehörbe, jedod nur während brei 
Monaten von dem vechtöfräftigen Urtheile über diefe neue ſtraf— 
rechtlihe Handlung an, berechtigt, gegen den DBerleger oder 
Druder die Gewerbsbefugniß auf höchſtens ein Jahr lang einzu— 
ziehen. — War diefe Maßregel gegen ben Verleger ober Druder 
bereit8 einmal in Folge vorftehender Beftimmung verhängt wor: 
ben, jo kann unter den nämlichen Borausfegungen und innerhalb 
der nämlichen Friſt die gänzliche Einziehung der Gewerbsbefugniß 
angeorbnet werben”. 

Das Gewerbsgefet vom 11. September 1825 und das Malz: 
aufſchlags mandat vom 28. Juli 1807 haben übrigene nur in ben 
Gebietstheilen diesfeits des Rheins gefetliche Geltung und auch die 
unter Ziff. 3 mitgetheilten Bejtimmungen des Zollſtrafgeſetzes vom 
17. Rovember 1837 über Verluft des Gewerbes beziehungsweife Ent- 
Hebung des Gewerböbetriebes laſſen fi in ber Pfalz bei ber bort 
geltenden auf den Grundfag der Gewerbsfreiheit bafirten Gewerbsgefeh- 


124 Strafgeſetz, Artikel 45. 


gebung nur bei jenen Gewerben vwollzichen, bei denen das Geſetz aus: 
nahmsweife eine Conceffion verlangt. Dagegen finden die unter Ziff. 4 
mitgeteilten Beftimmungen des Prefgefebes auch in der Pfalz unbe: 
dingte Anwendung, da Buchhandlungen und Buchdruckereien ſolche 
Gewerbe find, die au in der Pfalz nur auf ben Grund beſonderer 
perfönlicher Conceſſion betrieben werden bürfen '). 


Art. 45. 
er Der im Auslande beftrafte bayerifche Staatsangehörige, gegen 
m, welden eine wiederholte Unterfuchung und Aburtheilung vor den 
bayerifchen Gerichten nicht zuläfig if (Art. 13), foll denjenigen 
Rechtsnachtheilen, welche das bayerifche Strafgeſetz als nothwendige 
Folge der von ihm auf die verübte Chat gefehten Strafe erklärt, 
nur dann unterliegen, wenn dies auf Antrag der Staatsanwaltfchaft 
durch das zufländige inländische Strafgericht in einem lediglich auf 
diefen Punkt zu befchränkenden Urtheile ausgefprochen wird. 
Das Gleiche gilt von dem im Auslande beftraften und fpäter 
nach Bayern übergefiedelten Ausländer. 


Der in Art, 13 des Strafgefeßbuhs angenommene Grundſatz, 
daß gegen denjenigen, welcher wegen einer nad den bayerifchen Straf» 
gefegen ftrafbaren Handlung bereits von einem zuftändigen ausländifchen 
Gerichte rechtskräftig freigefprochen oder verurtbeilt wurde, wegen ber: 
felben That in Bayern fein gerichtlihes Verfahren mehr ftattfindet, 
veranlaßt infoferne Schwierigkeiten, als es fih um bie Folgen ber 
Verurtheilung handelt. Auf der einen Seite können biefelben aus ver: 
ſchiedenen Gründen nicht unmittelbar und unbedingt an das im Aut: 
lande gefällte Strafurtheil geknüpft werben und auf der andern Geite 
würde es, wenn man in folchen Fällen von diefen Folgen ganz abfeben 
wollte, zu einer ungeredhten Begünftigung einzelner Verbrecher und 
unter Umftänden ſelbſt zu einer Gefährdung der Staatsgeſellſchaft 
führen. Es blieb deshalb nichts Anderes, als der in Art. 45 gemählte 
Mittelweg übrig. 

Diefer Artikel jest vor Allem voraus, daß gegen den betreffenden 
Staatsangehörigen eine wiederholte Unterfuhung und Aburtheilung 
nicht zuläffig ift, denn nur für diefen Fall war eine Beftimmung wie 
bie bier in Rebe jtehende nöthig, indem andern Falles ja ohnedies mit 
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dem Urtheile in der Hauptſache das Erkenntniß über die Folgen ver: 
dunden wird, beziehungsweife die geſetzlichen Folgen eintreten. 

Dem ausländifchen Urtheile wird bezüglich der Folgen eine uns 
mittelbare Wirkung niemals eingeräumt. Den im Auslande verur: 
theilten baperifchen Staatsangehörigen treffen alfo bei uns kraft bes 
ausländiſchen Urtheils keinerlei Rechtsnachtheile. Es ijt dies nur dann 
und nur infoweit der Fall, ald es in Gemäßheit der Beitimmungen 
des gegenwärtigen Artifels nachträglich durch das inländifhe Straf: 
griht ausgeſprochen worden ift. 

Ein folder nadträgliher Ausſpruch ift jedoeh nur infoweit zu: 
liffig, ald es fih um Rechtsnachtheile handelt, welche das bayerifche 
Strafgefeg als nothwendige Folge der von ihm auf die verübte 
That geſetzten Strafe erflärt. Alle übrigen Folgen, über deren Eintritt 
oder Nichteintritt blo8 das Ermeſſen des Richters in jeden einzelnen 
Falle zu entjcheiden hat, müſſen wegfallen, weil ihre Verhängung nur 
af den Grund einer genauen Prüfung aller objectiven und jubjectiven 
Umjtände der That möglich wäre und wegen eines bloßen Nebenpunttes 
igreiflih eine nochmalige Unterfuhung und Verhandlung nicht ftatt: 
Auden kann, welche in der Hauptfacdhe durch Art. 13 ausgeſchloſſen ift. 
Hieraus ergibt ſich von felbft, daß bei dem inländiſchen Strafgerichte 
feine Wiederholung des Strafverfahrens ftattfindet, fondern daß dieſes 
Gericht lediglich auf Grund des im Auslande ergangenen Urtheilg und 
er darin enthaltenen Feſtſtellung der Schuld nad Maßgabe der 
inländiihen Geſetze den Ausfprud über die Folgen zu erlaffen hat. 

Das zuftändige Gericht ift das des Wohnortes des Verurtheilten 
und zwar je nad der Natur der jtrafbaren Handlung das Schwur: 
geriht oder das Bezirksgeriht. Das Strafgericyt wird durch den 
Antrag des Staatsanwalts, ohne daß ein Berweifungserfenntnig nöthig 
it, weil das Geſetz ein ſolches nicht verlangt, mit der Sache befaßt. 
Las Verfahren ift, da das Gefe darüber nichts befonderes beftimmt, 
mündlich und die Verhandlung findet in öffentlicher Sigung ftatt, Daß 
rt Verurtheilte dazu vorgeladen werden muß, daß aber, wenn er ge: 
hiriger Vorladung ungeachtet nicht erſcheint, die Verhandlung bennod) 
Rattfindet und das Gericht fein Urtheil erläßt, fowie daß gegen das 
Urtheil die nach den allgemeinen Beftimmungen über das Gtrafver: 
ihren geflatteten Rechtsmittel zuläffig find, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Eine Verpflichtung des Staatsanwalts, den in Rede jtehenden 


126 Strafgefek, Artikel 45. 


Antrag zu ftellen, ift im Gefete nicht ausgeſprochen. Es bleibt mithin 
feiner Erwägung überlaffen, wann er einen folden Antrag durch das 
öffentliche Interefje geboten eradhtet. Hat aber der Staatsanwalt die— 
fen Antrag geftellt, fo muß ihm das Gericht, falls bie geſetzlichen 
Boransfegungen vorhanden find, entfprehen. Dollmann (S. 208) 
und Stenglein (©. 471) find in letterer Beziehung anderer An: 
ficht, indem fie annehmen, daß die Verhängung der Straffolgen unbe: 
dingt in das Ermeffen des Gerichts geftellt fei, das Gericht mithin 
den ſtaatsanwaltſchaftlichen Antrag felbjt beim Vorhandenſein der geſetz— 
lichen Vorausfegungen zurücdweifen könne. Diefe Anfiht ift offenbar 
irrig. Nah allgemeinen Grundfägen müffen die Gerichte jedem an 
fie gebrachten Antrage, der in den Geſetzen begründet ift, entfprechen 
und fie können ihn beim Vorhandenſein der gefeglihen Vorausſetzungen 
nur dann zurücdweifen, wenn ihnen das Gefet unzweifelhaft die Be: 
fugniß hiezu einräumt, es im ihr Ermeſſen ftellt, ob fie dem Antrage, 
aud wenn er an und für fid) begründet ift, entſprechen wollen oder 
nicht. Cine folche Befugniß der Gerichte darf nie präfumirt, alfo auch 
im Zweifel nicht angenonmen werden. Insbeſondere ift died beim 
Anklageprozeß der Fall. In der Natur diefes Verfahrens liegt es 
allerdings, dem Staatsanwalte wenigſtens bis zu einem gewiffen Grade 
eine diskretionäre Befugniß in der Richtung einzuräumen, daß es 
feinem Ermeſſen überlaffen ift, ob er in einem einzelnen Falle Verfolgung 
eintreten laſſen will oder nicht, es entfpricht aber dem Weſen dieſes 
Verfahrens durchaus nicht, auch noch dem Gerichte die Befugniß ein: 
zuräumen, ben ftaatsanmaltfchaftlichen Antrag, nachdem er einmal 
geftellt und trogdem daß er begründet ift, zurücdzumeifen. Wie gejagt, 
eine ſolche Befugnig haben die Gerichte nur dann und bürfen fie mur 
dann haben, wenn ihnen das Geſetz diefelbe unzweifelhaft einräumt. 
Art. 45 thut dies nicht und Fonnte es auch nicht wohl thun, da bier 
nur von denjenigen Rechtsnachtheilen die Rede ift, welche das bayeriſche 
Strafgefeg ald nothbwendige Folge der von ihm auf die verübte 
That gefetten Strafe erflärt. 
Abſ. 2 macht eine befondere Erläuterung nicht nothwendig *). 


) Berh. der 8. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II ©. 138, Verb. des 
Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 ©. 35 u. 166 u. Verh. der K. 
der Abg. in den Jahren 18%, Beil.Bd. II ©. 54. 
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Art. 46. 


Durch die firafgerichtliche Verfolgung wird die Ausübung der — ————— 


disciplinargewalt nicht ausgeſchloſſen. 


einſchreitung. 


Die Strafgewalt und die Disciplinargewalt gehen von verſchie— 
denen Geſichtspunkten aus. Während nämlich die Strafgewalt die 
inzelne Handlung als ein für ſich beſtehendes Faktum auffaßt, um 
fie unter ein beftimmtes Strafgefeß zu fubfumiren, bemißt die Die: 
iplinargewalt den Zufammenhang, in weldhem die Handlung mit den 
beſondern Dienfted: oder Standbesverhältniffen des Handelnden ftebt, 
und entjcheidet darüber, ob und in wie weit derſelbe durch feine Hand: 
lung die aus dieſen befondern Berbältniffen entfpringenden bejondern 
Michten verlegt bat. Hieraus ergibt fi, daß die jtrafgerichtliche 
Verfolgung und Aburtheilung, mag diefe zu einer Verurtheilung oder 
wur Freifprehung geführt haben, die Ausübung der Disciplinargemalt 
nicht ausſchließt. Es würde ſich dies eigentlih von felbjt verftanden 
haben. Um jedod, jeden Zweifel zu bejeitigen, wurde gegenwärtiger 
Artikel in das Geſetz aufgenommen. 


Fine ſehr wefentlihe Ergänzung, und zwar ganz im Geifte ber 
neuern geläuterten Auffaffung, erfuhr das Strafgeſetzbuch durch das 
am zwedmäßigiten an dieſer Stelle zu befprediende Gefeb vom 
10. Juli 1861, die Aufhebung der Straffolgen betreffend. Dasfelbe 
lautet: 

Geſetz, 
die Aufhebung der Straffolgen betreffend, 


Marimilion I. 
von Gottes Gnaden König von Bapern, 
Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in 
Schwaben zc. ıc. 
Wir haben nad Vernehmung Unferes Staatsratbes, mit Bei- 


rath und Zuftimmung der Rammer ber Reichsrätbe und der Kammer 
ber Abgeordneten und in Anfehung der Artifel 1 und 2 unter 
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Geſetz vom 10. Juli 1861 


Beobachtung ber im Titel X $ 7 der Verfaſſungs-Urkunde vorge: 
ſchriebenen Formen befchlofien und verorbnnen was folgt: 


Art. 1. 


Die Wiebereinjegung eines wegen Berbrechens ober Vergehens 
Berurtheilten in bie bürgerlichen oder politifhen Rechte, weldhe er in 
Folge ber rechtsfräftigen Verurtheilung gemäß der hierüber im Straf: 
gejepbuche oder in anderen Gejegen enthaltenen Bejtimmungen ver: 
loren bat, kann dur föniglihe Gnade gewährt werben. 


Art. 2, 


Bon dem Tage der Eröffnung des k. Begnabigungsrejcriptes 
an tritt der Verurtheilte in alle durch die Verurtbeilung verlornen 
Rechte wieder ein, joweit nicht das Refeript eine Beſchränkung 
verfügt. 


Mit diefem Wiebdereintritte ift jedoch ein Rechtsanſpruch auf 
Miedererlangung der in Folge des Strafurtheils verlornen Nemter, 
Dienfte, Würden und Auszeichnungen und der von folden abhängen: 
den oder aus dem früheren Bejige berjelben berrübrenden Rechte, 
ferner auf Wiedererlangung fonfiszirter oder zur Unterdrüdung oder 
Vernichtung beftimmter Gegenftänbe oder eingezogener Gewerbs: und 
ähnlicher bejonderer Rechte, endlih auf Wiedererlangung des Adels 
und der davon abbängenden Rechte nicht verbunden. 


Art. 3. 


Ein von dem Könige abgewiejenes Gefuh um Wiebereinjeßung 
kann erſt nach Ablauf von drei Jahren, von dem Tage ber ‚abmei- 
jenden Entſchließung an gerechnet, erneuert werden. 


Art. 4. 


Das gegenwärtige Gejeg tritt im ganzen Umfange des König: 
reichs mit dem Tage feiner Belanntmahung burd das Gefegblatt, 
— beziehbungsweife durch das Amtsblatt der Pfalz — in Wirkſamkeit. 
Mit dem nämlihen Tage verlieren die Art. 619—634 der pfälzifchen 
Strafprozeßordnung ihre Geltung. 


Gegeben München den 10. Juli 1861, 


Zum Vollzuge diefes Geſetzes erfchien die nachftchende k. Ber: 


orbnung vom 4. September 1861: 
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Königlich Allerhöchfte Verordnung 
ben Bollzug des Gejeges vom 10. Juli 1861, die Aufhebung der 
Straffolgen betreffend. 


Marimilian I. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, 
Pfalzgraf bei Rhein, 


Herzog von Bayern, Franken und in 
Schwaben ıc. x. 


Wir finden Uns allergnädigft bewogen, zum Vollzuge des 
Gefeges vom 10. Juli 1861, die Aufhebung der Straffolgen betreffend, 
zu verorbnnen, was folgt: 


$ 1. 

Gefuhe um Wiebereinjegung eines wegen Verbrechens ober 
Vergebens Verurtheilten in dje bürgerlichen oder politiihen Rechte, 
welche er in Folge der rechtöfräftigen Verurtheilung gemäß der bier: 
über im Strafgejegbuche oder in andern Gefepen enthaltenen Beſtim— 
mungen verloren bat, find, — injoferne bdiejelben nicht unmittelbar 
an Uns vorgelegt werden wollen, — in ben Landestheilen bdiesjeits 
des Rheines bei dem Oberftaatsanwalte, — in dem Regierungsbezirke 
ber Pialz bei dem Gieneralftaatsprofurator — des Appellationsgerichtes 
einzureichen, in deſſen Bezirke der Verurtheilte feinen Wohnfig bat. 


82. 
Der Oberſtaats anwalt, beziehungsweiſe der Generalſtaatsproku- 
rator, bat ſofort die zur Würdigung bed Gejuches erforderlichen 
Erhebungen, insbejondere bezüglich der von dem Geſuchſteller feit jei: 
ner Berurtheilung an den Tag gelegten Aufführung zu pflegen und 
bienad über das Geſuch in geheimer Sigung eines aus fünf Mit: 
gliedern zuſammenge ſetzten appellationsgerichtlihen Senates Antrag 
zu ftellen. 


$ 3. 

Der Senat hat über das Gefuh — nötbigenfals nad vor- 
gängiger Ergänzung ber thatfählichen Erhebungen — ein mit Gründen 
verjehenes Gutachten abzugeben, welches durch den Oberftaatsanmwalt, 
beziehungsweife den Generalitaatsprocurator, dem Staatsminifter der 
Auftiz vorzulegen ift. 


$ A. 


Gejuhe um Wiebereinfegung eines Berurtheilten in verlorene 
bürgerliche oder politifche Rechte werben von Uns auf Vortrag bes 


Staatsminifters der Juſliz beſchieden. 
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65. 


Wenn dur ein von Uns erlafienes Begnadigungsrefcript bie 
ganze ober theilweife Wiedereinfegung ausgeiprochen ift, jo bat der 
Oberſtaatsanwalt, beziebungsmweife der Gieneralftaatsprocurator, bie 
Eröffnung des allerhöchften Referiptes an den Berurtbeilten durch das 
Gericht des Wohnfiges desjelben ungefäumt zu veranlajien und gleich: 
zeitig dem Nppellationsgerichte und der betreffenden Regierung, Ram: 
mer bes Annern, eine beglaubigte Abichrift des allerhöchſten Reſcriptes 
mitzutbeilen. 

Gegenmwärtige Verordnung it durch das Negierungsblatt und 
durch das Amtsblatt der Pfalz zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Gegeben zu Hohenſchwangau den 4. Erptember 1861. 


Bor Allem ift darauf aufmerkfam zu machen, daß die Art. 1 
und 2 des Gefekes vom 10. Juli 1861 unter Beobadytung der durch 
Titel X $ 7 der Verfaflungsurkihde, d. h. der für Aenderungen an 
Derfaffungsbeftimmungen oder Zuſätze zu ſolchen vorgefchriebenen Kor: 
men erlaflen worden find. Es ift dies deshalb gefchehen, weil das 
Geſetz auch den Anhalt beitehender Berfaffungsgefete, insbefondere 
Art. 5, 6 u. 7 des Geſetzes vom 4. Juni 1848 über die Wahl der 
Tandtagsabgeordneten, theilweife mobifizirt. 

Das Gejeg betrachtet die Rehabilitation als Akt der königlichen 
Gnade und es find die einzelnen Beftimmungen in diefem Sinne zu 
interpretiren. Wegen diefer prinzipiellen Auffaffung beſchränkt ſich 
das Geſetz ausſchließlich auf materielle Beftimmungen und überläßt 
alle Vorſchriften über die formelle Behandlung der Gefuche, ihre Be- 
gutachtung, Einbeförderung u. dgl. der Regelung auf dem Verordnungs: 
und Inftruftionswege. Es ftimmt darin vollftändig mit dem neuen 
Strafgefeßbuche überein, weldyes, abweichend von der frühern Geſetz— 
gebung, alle formellen Bejtimmungen über Begnadigung grundfäglich 
um beswillen vermieden hat, weil man von der Anficht ausging, daß bei 
der Natur des Begnadigungsrechtes ſolche Beftimmungen nicht Gegenftand 
der Gefeßgebung, fondern gleich der Begnadigung felbft freier Ausflug des 
föniglihen Willens fein follen. Bei welden Behörden Begnadigungs- 
gefuche einzureichen find, wer bdiefelben zu begutachten und an bie aller: 
böchſte Stelle einzubeförbern bat, ob, wann, von wem und unter welchen 
Vorausſetzungen Offizialanträge auf Begnadigung zu ftellen und wie 
diefelben zu behandeln find, alles dies und Aehnliches eignet fich nicht 
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zur Regelung durch bie Geſetzgebung, fonbern ift, wie bemerkt, dem 
Verordnungs: und Jnftruktionswege vorzubehalten '). 

Unter der rehtsfräftigen Verurtbheilung, von welder 
Art, 1 :fpricht, iſt, wie die Motive zum Geſetzentwurfe jagen, jebes 
Urtheil zu werftehen, gegen weldyes nach dem beſtehenden Prozeßgeſetzen 
ein ordentlihes Nehtsmittel nicht mehr Plab greift. - Hienach 
it alſo namentlich die Rehabilitation auch zu Ounften eines im Unger 
berjamsverfahren Verurtheilten zuläffig. 

Nach Art. 2 kann der König auch in befhränfter Weife rehabi- 
itirem, nämlich die Wiedereinfegung auch nur in einen Theil der durch 
die Berurtheilung verlorenen Rechte gewähren. Geſchieht dies, fo ift 
bezüglich der Wirkung und des Umfangs der Rebabilitation das könig— 
liche Nefcript maßgebend. Enthält das Begnadigungsreſcript keine folche 
keihränfende Beftimmung, fe tritt der Rebabilitirte, wie fidy die Motive 
zum Geſetzentwurfe ausbrüden, in alle jene bürgerlichen und politifchen 
Rechte wieder ein, welche allgemeiner Natur find, d. 5. welche 
beim Borbandenfein der allgemeinen geſetzlichen Borbedingungen jedem 
Staatsbürger oder Staatsangehörigen zuſtehen. Dagegen liegt es in 
der Ratur der Sache, daß die Nebabilitation feinen Rechtsanſpruch auf 
ſofertige Wiedererlangung folder Rechte und Vorzüge, welche nur auf 
Ipeieller. ‚Verleihung beruben, auf Wiedererwerbung Eonfisgirter Gegen: 
Hände, eingezogener Konzefjionen u. f. w. oder auf Wiedereintritt in 
berorzugte Standesflafien gewähren kann. Mit andern Worten, bie 
Rehabilitation bebt die aus der Berurtheilung bervorgegangene Rechts: 
unfäbigkeit. des’ Berurtheilten wieder auf. Der Rehabilitirte erlangt 
durch Die Mehabilitation nicht ſofort wieder den Übel, das Amt, bie 
Vürde oder Auszeichnung, die er durch die Verurtheilung verloren 
hat wohl aber erlangt er wieder die Fähigkeit zur Erwerbung bes 
Kpels,; von: Aemtern, Würden und Auszeichnungen. Auf die polizei- 
licen Maßregeln, denen der Berurtbeilte nad Art. 36—43 des 
Strafgeſetzbuchs unterworfen werden Tann, äußert die Rehabilitation 
keine Wirkung, da fie mit der bürgerlichen und politifchen Rechts— 
fübigleit-desfelben nicht zufammenbängen, 


.— 





) Man vergleiche Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 

189%, Bb. I ©. 57, 239 u. 240 u. Verh. des Geſetzg.Ausſch. der K. d. Reichsr. 
während ber Jahre 1856-1858 ©, 321—324 u. Beilagen ©. 169. 
g * 
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Die Beftimmung des Art. 3 findet felbftverftändlich auch in dem 
Falle Anwendung, baß ein Rehabilitationsgefuh nur theilmeife Berüd: 
fihtigung gefunden hat. Das Gefud ift in bdiefem Falle theilmeife 
abgewiefen worden und kann infoweit nur nad Ablauf von drei Jahren 
erneuert werben. Durd die Beitimmung des Art. 3 wird übrigens, 
wie bei ber Verhandlung allfeitig anerkannt wurde, der Ausübung des 
königlichen Gnadenrechts Feinerlei Schranke geſetzt. Der König kam 
zu jeber Zeit und ohne daß ber Verurtheilte ſich bittlih an ihn ge 
wendet bat, die Rehabilitation gewähren. Er kann alfo auch jeden 
Augenblid und ohne irgend einen Zeitablauf abwarten zu müſſen, 
denjenigen rehabilitiven, deſſen Geſuch er früher ganz oder theilweiſe 
abgemwiefen bat. 

Art. 9 des Geſetzes über die Verantwortlichfeit der Minifter 
vom 4, Yuni 1848 bebrobt die Staatsminifter und deren Stellver: 
treter, weldye durch Handlungen ober Unterlafjungen die Staatsgefege 
verlegt haben und gegen welche beshalb durd; die Stände des Reiche 
Anklage erhoben worden ift, mit folgenden Strafen: 1) mit einfader 
Entfernung vom Dienfte unter Belafjung des ihnen nad $ 19 der 
IX. Verfaffungsbeilage gebührenden Ruhegehaltes, 2) mit Dienites: 
entlaffung ohne Ruhegehalt und 3) mit Dienftesentjegung (Kaffation) 
und Art. 12 beftimmt: „Bezüglih der im Art. 9 vorgefehenen Stra: 
fen wird der König von dem Rechte der Begnadigung keinen Gebraud 
machen. — Die Rehabilitirung des DVerurtheilten kann nur mit Zu: 
ftimmung der Stände des Reichs erfolgen“. Diefe Beftimmungen 
werben begreiflich durch das Geſetz vom 10. Juli 1861 nicht berührt, 
da bie in Art. 9 des angeführten Gefeßes vom 4. Juni 1848 auf 
gezählten drei Arten der Amtsenthebung nidyt den Charakter von 
Straffolgen, fondern den von felbftftändigen Strafen an fich tragen. 
Es ift dies in den Motiven zu Art. 4 des Gefehentwurfes bemerkt 
und wurde aud bei den Verhandlungen allfeitig als felbftverftändfih 
anerkannt. 

Zur Bollzugsverordnung vom 4. September 1861 erfcheinen 
weitere Bemerkungen nicht erforderlih. Aus der Natur der Sache 
ergibt fi, daß der König durd das nah $ 3 von dem appellatione 
gerichtlichen Senate abgegebene Gutachten in feinerlei Weife gebunden 
ift und daß deshalb das Geſuch fammt den gepflogenen Erhebungen 


- 
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und dem Gutachten des appellationsgerichtlihen Senats audy dann 
vorgelegt werben muß, wenn fic legteres für Abweifung bes Geſuchs 
ausfpricht *). 


Viertes Hanptitüd. 
Verſuch. 


In keinem Theile des Strafrechts weichen die wiſſenſchaftlichen 
Spiteme und die Öefeßgebungen fo ſehr von einander ab, als beim 
Lerfude. Während ein Theil jede äußere Handlung, welche in ber 
Abfiht, eine ftrafbare That zu verüben, vorgenommen wurde, für ftraf: 
bar erflärt und deshalb verſchiedene Grade des ftrafbaren Verſuchs 
afftellt, je nachdem die jtrafbare That nur vorbereitet oder beren 
Ausführung bereits begonnen wurde, bedroht der andere Theil nur jene 
Lerfuhshandlungen mit Strafe, weldye bereits den Anfang der Aus: 
führung der ftrafbaren That enthalten, fo daß er Grade des jtrafbaren 
Verjuhs aufzuftellen nicht nöthig hat. Während der eine Theil den 
Lerfuh bei allen ftrafbaren Handlungen für ftrafbar hält, ftraft ihn 
der andere nur bei ben höher ftrafbaren, beziehungsweife bei ben im 
Geſetze beſonders bezeichneten Handlungen. Der cine Theil erachtet 
endlich den Berfucd immer für minder ftrafbar, als die vollendete That, 
während der andere Theil jene Verſuchshandlungen, welche ſchon den 
Anfang der Ausführung der ftrafbaren That enthalten, für ebenfo 
frafbar, als die vollendete That, erklärt. Diefe verfchiedenen Syſteme, 
welhe begreiflidy wieder manchfache Modifikationen zulaffen, find in ben 
bisher in Bayern geltenden Strafgefeßgebungen in ihren äußerften 


) Die über das Gejeg vom 10. Juli 1861 bei dem Lanbtage im Jahre 
1861 gepflogenen Verhandlungen find abgebrudt in ben Berb. d. K. d. Abg. im 
Jahre 18%, Beil.Bd. IV ©. 443 u. 444 (Entwurf mit Motiven), Beil.Bd. V 
S. 85—87 (Bortrag des Referenten Boye fammt Ausſchußprotokoll), ſtenogra⸗ 
vhiiche Berichte Bd. I ©. 411-413 (Berb. in ber öffentlichen Sitzung ber K. 
d. Abg. vom 16. Mai 1861, ſodann Verb. d. K. ber Reichsr. Beil.Bb. I ©. 
3-16 (Vortrag des Referenten Fürſt Hohenlohe fammt Ausfhußprotofol) u. 
Ltot. Bd. I ©. 451—459 (Verh. in ber öffentl. Sigung ber K. d. Reiher. 
vom 19. Juni 1861). 
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Extremen ausgedrüdt. Das bayerifche Strafgeſetzbuch von 1813 ftraft 
nämlich) jede äußere Handlung, weldhe in der Abficht, irgend eine ftraf- 
bare That zu verüben, begangen wurde. Es ftraft auch die blos ver: 
bereitenden Handlungen und macht bezüglidy der Strafbarfeit des Ver: 
ſuchs an und für ſich zwifchen den verfchiedenen Gattungen ftrafbarer 
Handlungen durchaus feinen Unterfchied. Es erklärt aber den Verſuch 
in allen Fällen für geringer ſtrafbar, als die vollendete That, und 
unterfcheidet außerdem bezüglich der Größe der Strafbarkeit zwiſchen 
nächftem und entferntem Verſuche. Der Code penal dagegen ftraft 
den Verſuch überhaupt nur dann, wenn fi die Abfidyt, ein Verbrechen 
zu verüben, durdy einen Anfang dev Ausführung Fundgegeben bat und 
die Vollendung nur durch zufällige oder vom Willen des Thäters un: 
abhängige Umftände verhindert wurde. Er jtraft ferner den Verſuch 
in ber Regel nur bei Verbrechen, bei Vergehen nur in den vom Geſetze 
ausdrüdlid, bejtimmten Fällen und bei Uebertretungen niemals. m 
den Fällen aber, in denen der Verfuh nad) dem Code penal ftrafbar 
ijt, wird er unbedingt der vollendeten That gleich geachtet, aljo mit 
denfelben Strafen wie diefe belegt, ohne daß der Richter ermächtigt 
ift, irgend eine Milderung der Strafe aus dem Grunde, weil bie 
That nicht vollendet wurde, eintreten zu laſſen. Unter dieſen Umftän: 
den war es Aufgabe der neuen Geſetzgebung, die Gegenfäte dieſer 
einander ſchroff entgegenjtehenden Syfteme möglichſt auszugleichen. Die 
Wiſſenſchaft und die Gefekgebungen anderer Länder boten hiefür keine 
ausreichenden Anhaltspunkte, da, wie oben ſchon bemerkt, gerade in 
diefem Theile des Strafrehts die Anfihten und die geſetzlichen Bejtim: 
mungen nody immer wejentlih von einander abweichen. Nur in einem 
einzigen Punkte iſt man jet fo ziemlich) einig, nämlich darin, daß blos 
vorbereitende Handlungen in der Regel nicht geftraft werden follen, 
Unfre neue Gefeßgebung ſchloß fich diefer Anfiht an und folgt bezüg: 
lid) der Frage, unter welden Vorausſetzungen der Verſuch überhaupt 
ftrafbar fein fol, dem Code penal. Ferner erflärt fie, gleichfalls dem 
Code penal folgend, den Verſuch unbedingt nur bei Verbrechen, bei 
Bergehen dagegen nur in ben vom Geſetze ausbrüdlidy beftimmten 
Fällen für jtrafbar. Gie weit vom Code penal dagegen infoferne 
ab, als fie in einigen Fällen aud; den Verſuch einer Webertretung für 
ftrafbar erflärt. Diefe Abweichung. ift jedoch, wenn man bie Sache 
materiell auffaßt, nur ſcheinbar, da unfre neue Gefeggebung den Verſuch 
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ver Mebertretung nur beim Diebſtahl, bei der Unterfchlagung und beim 
Betrug, alfo nur bei ſolchen Reaten für ftrafbar erflärt, welche ber 
Code penal auch in den geringjten Graben ald Vergehen behandelt. 
Bezüglich der Größe der Strafbarkeit des Verſuchs bat endlich unfre 
neue Geſetzgebung einen Mittelweg eingefchlagen, indem fie zwar ben 
Grundfag aufftellt, der VBerfuch werde nad) den nämlichen Beftimmungen 
wie die Vollendung beftraft, zugleih aber dem Gerichte die Befugnif 
einräumt, die gefehliche Strafe beim Verſuche und zwar lediglich des: 
balb, weil die That nicht vollendet wurde, fehr bedeutend herabzufeken, 
in Folge welcher Herabfegung der Verſuch eines Berbrehens häufig 
ven Charakter eines bloßen Bergehens annimmt. 

Es ijt natürlich bier nicht der Plab, die Beftimmungen unſrer 
neuen Geſetzgebung über den Verſuch zu rechtfertigen. Cinige menige 
Bemerkungen kann ich jedoch nicht unterlaffen. Faſſen wir die in dieſer 
!chre bisher in Bayern geltenden gejetlichen Beftimmungen ine 
Auge und halten wir an dem Satze feit, daß eine neue Gefeßgebung, 
wenn fie gefund fein joll, ſich möglichſt organiih aus dem Beftehenden 
entwickeln, die in demjelben wahrgenommenen Mängel befeitigen, das— 
jenige dagegen, was fich bewährt bat und dem Mechtsgefühle des Bol: 
les entipricht, erhalten und im Geiſte ber als richtig erkannten allge: 
meinen leitenden Grundſätze fortbilden, insbefondere aber da, wo im 
Sande bisher verſchiedene grundfägliche von einander abweichende Geſetz⸗ 
gebungen gegolten haben, ausgleichend und vermittelnd wirken muß: jo 
haben die in Rebe jtehenden Beitimmungen auch die ftrengfte Kritif 
nicht zu fcheuen. Im diesfeitigen Bayern wurde vielfach über allzu 
große Ausdehnung der Strafbarkeit des DVerfuhs in allen bier in 
Betracht fommenden Beziehungen und namentlich auch darüber geklagt, 
dat ber Begriff des nächften Verfuchs zu weit ausgedehnt fei, und man 
fand in der grumbfäßlid geringern Beftrafung des Verſuchs hiefür 
feinen genügenben Erſatz. In der Pfalz dagegen gab die Befchränfung 
der Strafbarkeit des Verſuchs in der oben angegebenen Weife zu kei⸗— 
nerlei Klage Beranlaffung, wohl aber beklagte man dafelbft, daß bie 
Gerichte auch beim bloßen Verſuche immer die volle auf bie vollendete 
That gefetste Strafe auszufprechen genöthigt find. Erwägt man außer 
dem, daß auch das fog. delietum perfectum oder delit manque, der 
Fall, wo der Thäter feinerfeits das Verbrechen nicht blos auszuführen 
angefangen, fondern bereit8 Alles gethan hat, was er zur volljtändigen 
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Verübung des Verbrechens thun konnte, und wo blos ber zum That: 
beftande gehörige Erfolg in Folge äußerer von feinem Willen unabhän- 
giger Umftände nicht eingetreten iſt, geſetzlich nur als Verfudy betrachtet 
wird, in einem foldhen Halle aber, wenn man die Strafe nad ber 
wirflihen Verſchuldung des Thäters und nicht nad blos äußerlichen 
zufälligen Erfcheinungen auszumefjen bedacht ift, in der Regel feine 
genügenden Gründe beftehen, den fo weit vorgefchrittenen Verſuch 
gelinder als die vollendete That zu beftrafen: fo erſcheinen die Beſtim— 
mungen unfrer neuen Geſetzgebung volltommen gerechtfertigt. 

Dr. Berner!) tadelt, daß unfer Strafgeſetzbuch im einigen 
Fällen auch den Verſuch der Uebertretung mit Strafe bedroht, indem 
er unbebingte Strafbarkeit des DVerfuhs bei Verbrechen, unbedingte 
Straflofigkeit des Verſuchs bei Lebertretungen und Unterſcheidung ftraf: 
barer und ftraflofer Verſuche bei Vergehen, und zwar diefe Unterfchei: 
dung im Ganzen nad der Schwere, nebenbei auch nad ber eigen: 
thümlihen Natur der Vergeben, verlangt. Er fpricht diefen Tadel in 
jehr harter Weiſe aus, indem er bie Bebrohung des Verſuchs bei 
manchen MWebertretungen neben der Gtraflofigfeit des Verſuchs bei 
Vergehen unfaßlich und unlogiich nennt, die Frage ftellt, durch 
weldhe unklare Verbindung von Gedanken der Geſetzgeber zu ſei— 
ner eigenthümlichen Cintheilung in ftrafbare md nicht ftrafbare Ver: 
fuche gekommen ſei und das Näthfel endlich durch die Bemerkung löst, 
Dejpoten hätten die Neigung, das Majeſtätsverbrechen zu einem 
Delietum exceptum zu maden und wohlgefinnte Bürger zeigten oft 
die Neigung, die Eigenthumsverbrechen als Delicta excepta zu behan⸗ 
deln, in dem Gefehgeber Bayerns ſtecke fchwerlich ein Defpot, aber ber 
wohlgefinnte Bürger fchimmere zu ftarf aus ihm hervor. Zuletzt wer: 
den wir aus biefem Anlafje fogar daran erinnert, daß ung Einigung 
nöthig iſt und daß biejelbe burd jede willfürliche Cigenthümlichkeit 
erjchwert wird. Es veranlaft mich dies wenigftens zu einigen Worten 
ber Erwiderung. Berner erklärt in feinem Aufſatze felbft, er könne 
fi für die Auffindung der Fälle, in denen ſchon der Verſuch ftraf: 
würdig ift, einen zweifachen Gefichtspunft denken; ber erfte fei ber, 
aus welchem man nur bie in bem Strafmaße abgeſchätzte Schwere 


) Allgemeine deutſche Strafrechtszeitung von Holgenborf, Jahrg. 1861 
Pr. 15. 
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ber Straffälle, ver andere der, aus dem man bie charafteriftifche Be: 
ihaffenheit, die Natur der Straffälle ins Auge faffe, glaubt aber, daß 
feiner diefer Geſichtspunkte es rechtfertige, den Verſuch mancher Ueber: 
fretungen zu bejtrafen, wenn man ben Verſuch mancher Vergeben 
ftraflos laſſe, weil einerfeitS die fchwerften Webertretungen immer 
noch leichter als die leichteften Vergehen feien und anberfeits bie 
Natur der Verbredden im Ganzen diefelbe, wie die Natur der Ber: 
geben, die Natur der Uebertretungen aber eine won beiden verfdyiedene 
jei, da Verbrechen und Vergehen einen nicht blos örtlichen Charakter 
tragen und beide Verletzungen der Rechtsordnung feien, während bie 
Uebertretungen einen blos örtlihen Charakter tragen und zum großen 
Theile bloße Verlegungen der Polizeiordnung feien. Die letztere Be: 
merfung beweist, daß Dr. Berner aud in diefem Auffate, wie in 
mehreren andern überjehen bat, daß die neue bayeriſche Geſetzgebung 
die öffentlih jtrafbaren Handlungen nicht in drei, fondern in vier 
Klaſſen eintheilt, daß die im Strafgeſetzbuche behandelten Uebertretungen 
von den im Polizeijtrafgejeßbuce behandelten Polizeiübertretungen nad) 
der charakterijtifhen Beichaffenbeit, der Natur der Straffälle ganz ver: 
ihieden find. Was er über die Natur der Uebertretungenzfagt, paßt 
vollftändig auf die Boligetübertrefungen, durchaus aber nit auf die 
Uebertretungen. Die Natur der Polizeiübertretungen ift allerdings 
eine von der Natur der Verbrechen und Vergehen verfchiedene, fie tra«- 
gen allerdings häufig einen blos örtlichen Charakter und find in ber 
Regel nur Verlegungen der Polizeiordnung, die Natur ber Uebertre: 
tungen dagegen ift im Ganzen diefelbe, wie die Natur der Verbrechen 
und Bergehen, fie tragen einen nicht blos örtlichen Charakter und find 
gleih den legtern DVerlegungen der Rechtsordnung. Sie find nicht 
aus innern, jondern vorzugsweije aus formalen äußern Gründen, näms 
lic insbefondere wegen der Zuftändigfeit und bes Verfahrens, von den 
Vergehen ausgejhieden worden. Sie fallen mit den Vergehen ihrer 
Natur nah fo zufammen, daß man fie richtiger leichte Vergehen 
genannt haben würde, welder Benennung aber bei uns Redaktions— 
bedenken und insbejondere der Umſtand Hindernd im Wege ftanden, 
daß die ältere Geſetzgebung diefe Kategorie öffentlich ftrafbarer Hand: 
lungen den Polizeiübertretungen gleichgeitellt hat und hierauf mehrere 
neben der neuen Gefeßgebung in Geltung verbleibenden geſetzlichen 
Beitimmungen, insbefondere auch der Verfaffungsurkunde, bafirt find. 
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Schon deswegen ergibt fih aus den von Dr. Berner entwidelten 
Gründen nur die Notwendigkeit der Straflofigkeit des Verſuchs bei 
Polizeiübertretungen, womit aber unfre neue Geſetzgebung vollftändig 
übereinftimmt, indem Art. 17 des Polizeiftrafgefeßbuhs ausnahmslos 
beftimmt: „Der Berfuh einer Polizeiübertretung iſt ſtraflos“. Da: 
gegen erfcheint e8 nad dem von Dr. Berner jelbft als ftatthaft er: 
Härten zweiten Gefichtspunfte als zuläflig, bezüglich der Strafbarteit 
bes Verſuchs die Uebertretungen den Vergehen in der Art gleichzu: 
jtellen, daß der Verſuch einzelner Uebertretungen ebenſo wie jener ein= 
zelner Bergehen wegen ber dharakteriftiichen Befhaffenheit, der Natur 
des betreffenden Straffalles für jtrafbar erklärt wird. 

Sehen wir aber nun mäher, bei welchen Uebertretungen unfer 
Strafgefeßbuch den Verſuch mit Strafe bedroht. Es find lediglich der 
Diebftahl, die Unterfchlagung und der Betrug. Daß diefe Leber: 
tretungen ganz biefelbe Natur wie die entfprechenden Vergehen haben, 
ja objektiv mit ben entjprechenden Vergehen häufig ganz gleid find, 
indem die Natur einer Handlung an und für ſich doch 3.3. die näm— 
liche ift, wenn fie von einem foldhen, der ſchon früher wegen einer 
ähnlichen Handlung gejtraft worden, als wenn fie von einem Andern, 
bei dem dies nicht der Fall ift, verübt wurde, fieht wohl Jedermann 
ein. Eben fo kann ber Werth deſſen, was gejtohlen oder unterſchlagen 
oder um was betrogen wurbe, wohl einen Einfluß auf die Schwere 
ber That üben, die Natur derfelben aber vermag er gewiß nicht zu 
ändern. Ich kann mir deshalb wohl Gründe dafür denken, daß man 
denjenigen, welcher einen Andern um ſechs Gulden zu betrügen verfucht 
bat und wegen einer berartigen Handlung zum erftenmale vor Gericht 
fteht, gelinder ftraft, als demjenigen, welder um fiebenzig Gulden zu 
betrügen verfucht hat oder wegen einer ſolchen Handlung früher ſchon 
verurtheilt worden ift, ich weiß aber feine genügenden Gründe dafür 
zu finden, ven Erftern ganz ftraflos zu laffen, während der Andere 
gejtraft wird. Vergleicht man endlicd in diefem Punkte das preußifche 
Strafgeſetzbuch mit dem unfrigen, jo findet man, daß bei denjenigen 
Handlungen, bei welchen unfer Geſetzbuch den Verfuch ber Uebertretung 
beftraft, aud das preußifche Strafgeſetzbuch den Verſuch mit Strafe 
bedroht. Nach letzterm find nämlich alle dieſe Uebertretungen, mit 
einziger Ausnahme der in ben Art. 284 u. 285 vorgefehenen Feld— 
biebftähle, Vergeben, indem das preußiſche Strafgeſetzbuch jeven Dieb: 
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Kahl, jede Unterjchlagung umb jeden Betrug ohne Rückſicht auf dem 
Werth und ohne Rüdficht darauf, ob der Thäter wegen einer foldhen 
Handlung früher ſchon verurtheilt wurde ober nicht, al® Vergehen 
erflärt und bei diefen Vergeben aud ben Verſuch unbedingt mit Strafe 
bedroht. Der: preußiſche Sefetgeber, aus dem übrigens biernady ber 
wohlgelinnte Bürger: noch etwas jtärker als aus dem bayeriichen ber: 
vorzuſchimmern ſcheint, hut hiedurch in ber fräftigften Weiſe bie gleiche 
Natur unfrer Webertretungen und unfver Vergeben des Diebftahle, ver 
Unterfchlagung und des Betrugs und damit die Statthaftigkeit, beibe 
bezüglich ber. Strafbarkeit des Verſuchs gleich zu behandeln, anerkannt. 
Daß aber, wenn man einmal dazu gefommen ift, ben Verſuch der 
Uebertretung des Diebftahls zu beitrafen, feine gemügenden Gründe 
porliegen, hievon bei dem Berfuche des Felddiebſtahls cine Ausnahme 
zu machen; iſt won jelbjt einleuchtend. 

Ich gebe nunmehr auf die einzelnen Artikel diefes Hauptitüds 
über ?). 

Art. 47. 


Der vVerſuch eines Berbrechens ift vorhanden, wenn Ie- 
mand in der Abfiht, ein Verbrechen zu verüben, eine Handlung 
vorgenommen hat, welche Schon den Anfang der Ausführung des 
Verbrechens enthält, und die Vollendung des lehieren nur wegen 
äußerer vom Willen des a unabhängiger MUmflände unter- 
blieben ifl. 

Die Beſtimmung des Ahr 1 findet aud auf Vergehen und 
Ucbertretungen entſprechende Anwendung. 

Das Gefet gibt Feine Definition der Vollendung oder ber 
vollendeten That, weil eine foldhe nicht nöthig erfcheint, vielmehr 


) Man vgl. Über ben Berfuh: Motive zu bem Entwurfe von 1855 
GBerh. der K. d. Abg. im Sabre 18%, Beil.Bd. I S. 138—140), Vor— 
trag umb Verb. im Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. in den Jahren 1856 und 
1857 (Bob. I ©. 36—40 u. 169-175), desgleichen im Geſetzgeb. Ausſch. der 
8. d. Reiher. (S. 202— 214 u. Beil. ©. 84—91). Vortrag und Verh. im 
Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 1860 (Berb. der K. d. Ang. in ben 
Jahren 18%, Beil.Bd. U S. 133 u. 134 und Beil.Bd. IT ©. 7, 8 u. 88), 
desgleihen im Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. (Verb. des Geſetzg. Ausſch. ber 
K. d. Reichsr. vom Jahre 18%,, Bb. lI ©. 30-36 und Beil,Bd. ©. 17—20). 
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fen in dem Worte Vollendung oder vollendete That Liegt. 
Die Bollendung ift der Gegenfab des Verſuchs und eine ftrafbare 
Handlung ift vollendet, fobald alle jene Merkmale vorliegen, welche 
das Geſetz zum Thatbeitande der betreffenden jtrafbaren Handlung ver: 
langt. Gehört nad dem Gefege zum Thatbeftande einer ftrafbaren 
Handlung ein beftimmter Erfolg, fo ift mithin bie That erft dann 
vollendet, wenn auch diefer Erfolg eingetreten it. So lange Letzteres 
nicht der Fall ift, Liegt nur ein Verfucd vor, wenn auch der Thäter 
Alles gethan hat, was von feiner Seite geſchehen konnte. 
Art. 47 gibt die Definition bes ftrafbaren Verſuchs. Es ift verlangt : 
1) eine Handlung, welche a) in der Abficht, ein Verbrechen zu vers 
üben, vorgenommen wurde und b) fon den Anfang der Aus: 
führung biefes Verbrechens enthält, und außerdem 
2) daß die Vollendung des Verbrechens nur wegen äußerer vom 
Willen des Thäters unabhängigen Umſtände unterblieben ift. 
Um gleich vornherein der irrigen Anfiht vorzubeugen, als jtimme 
diefe Begriffsbeftimmung mit jener überein, welche das Strafgeſetzbuch 
von 1813 für den nächſten Verſuch aufitellt, will ich die betreffenden 
Beftimmungen bes Strafgeſetzbuchs hier wörtlich mittheilen. Art. 57 
fagt: „Ein Verſuch ift vorhanden, wenn eine Perfon, in ber Abficht 
ein Verbrechen zu begehen, äußerlihe Handlungen vorgenommen bat, 
welche auf Nollbringung oder Vorbereitung besfelben gerichtet find“, 
Art. 58 beitimmt: „Der Verſuch ift von aller Strafe frei, wenn ber 
Handelnde an der Vollbringung nicht durdy äußere Hinderniffe, durch 
Unvermögenheit oder Zufall verhindert wurde, fondern freiwillig ; aus 
Gewiffensregung, Mitleid oder auch Furt vor Strafe von dem Unter: 
nehmen abgeftanden ift, welches Lettere jedoch nicht vermuthet wird. — 
Wer zwar die Bollbringung freiwillig, jedoh in dem Vorſatze aufgege— 
ben bat, zu anderer Zeit, an anberm Orte, an einer andern Perſon 
oder auf andere Art die Uebertretung auszuführen, ift eben fo zu 
jtrafen, als wenn er wider Willen an ber Bollbringung wäre verhindert 
worden”. Art. 60 fagt endlich: „Wenn ein ftrafbarer Verſuch der Vollbrin: 
gung des Verbrechens oder Bergeheng fo nahe gefommen, daß der Uebertreter 
ſchon in derjenigen Handlung begriffen war, burdy weldhe das Verbrechen 
oder Vergehen ſogleich und unmittelbar in Mirklichfeit gebracht twerben 
follte, fo ift ein nächſter Berfud vorhanden“. Schon eine Vergleichung 
des Wortlauts diefer Artikel mit jenem des jebigen Art. 47 zeigt bie 
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weſentliche Verſchiedenheit der beiderſeitigen Begriffsbeſtimmungen. 
Im Verlaufe der Erörterung wird dies noch deutlicher hervortreten. 
Schon jetzt iſt aber klar, daß die vom oberſten Gerichtshofe unter der 
Herrſchaft des Strafgeſetzbuchs von 1813 in dieſer Materie erlaſſenen 
Urtheile zur Erläuterung des jetzigen Art. 47 nur mit großer Vorſicht, 
ja in den eigentlicy fchmwierigen Punkten gar nicht benützt werben 
dürfen. 

Der Grund der Strafbarkeit des Verſuchs liegt in dem durch 
äußerlihe Handlungen fund gewordenen reditswibrigen Willen des Thäs 
terd. Die von ihm vorgenommenen Handlungen müffen deshalb vor 
Alem von der Art fein, daß fie die Annahme rechtfertigen, er babe 
diefe Handlungen in der Abficht vorgenommen, ein beftimmtes Verbre: 
den zu verüben. An wem oder an welher Sache er das Verbrechen 
verüben wollte, ift natürlich bier, wie überhaupt in unferm Strafrechte 
in ber Regel, nämlich mit Ausnahme derjenigen Fälle, wo es zum 
Thatbeftande des Verbrechens gehört, daß dasſelbe am einer beftimmten 
Perjon oder an einer beftimmten Sache beziehungsweife an einer 
beitimmten Klaſſe von Perfonen oder an eimer beftimmten Gattung 
von Sachen verübt wird, gleichgiltig.. Iſt Jemand in ein Haus ein: 
geftiegen, die Umftände laffen es aber zweifelhaft, im welcher Abſicht 
er es gethan, ob er 3. B. einen Diebftahl oder eine Entführung beab: 
ſichtigt Hat, fo kann von einem ftrafbaren Verſuche feine Rebe fein. Ueber: 
zeugt fich Dagegen der Richter, daß er in der Abficht, einen Diebitahl 
ju verüben, eingeftiegen ift, fo iſt es ganz gleichgiltig, welche Gegen— 
fände er zu ftehlen die Abficht hatte. Es ift alfo auch ganz gleich 
giltig, ob fich zur Zeit, wo er eingeftiegen ijt, die Gegenftände, welche 
er ftehlen wellte, im Haufe befunden haben oder nicht. 

Das Geſetz verlangt ferner eine Handlung, welche fhon den 
Anfang der Ausführung des beabfichtigten Verbrechens enthält. Bei 
den Berathungen in den Geſetzgebungsausſchüſſen war man alljeitig 
darüber einig, daß fidy die Frage, weldye Handlungen ſchon den An: 
fang der Ausführung des Verbrechens enthalten, nicht in genereller 
Beife beantworten Iafle, daß aber deren Beantwortung den zur Ent: 
Iheidung der Thatfrage berufenen Richtern in jedem einzelnen Falle 
bei genauer Würdigung aller Umftände besfelben nicht ſchwer werben 
Üme, Die in den Protofollen niedergelegten verſchiedenen Anfichten 
und Aeußerungen der bei den Berathungen betheiligten Ausſchußmit⸗ 
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glieber und Regierungsorgane dürfen deshalb nur mit großer Vorſicht 
als Hilfsmittel zur Auslegung der in Rede ftehenden Geſetzesbeſtimmung 
benügt werden, und zwar um jo mehr, als ber k. Stantsminifter ber 
Juſtiz Freiherr von Mulzer noch in der Sigung des Geſetzgebungs— 
ausfchuffes der Kammer der Reicheräthe vom 8. Auguft 1860 auf 
eine von dem Reichsrathe Dr. v. Heing darüber, was unter dem Aus: 
drude „Anfang des Vollzuges“ zu verftehen fei, zu Protokoll gemachte 
eingehende Bemerkung kurz erwiberte: „ch glaube, daß ber richterlichen 
Entfheidung nicht vorgegriffen werben follte, „Anfang der Ausführung“ 
ift ein Ausdrud, der auf die einzelnen Fälle nicht fehwer anzumenden 
ift und der volllommen genügt, um dem Richter die nöthigen Anhalte- 
punkte zu gewähren“, Ich werde mich deshalb auf wenige Beer: 
tungen befchränten. 

Bor Mem muß id der Anfiht Dollmann’s (S. 229) ent 
gegentreten, daß die Handlungen, welche einen nächſten Verſuch im 
Sinne des Strafgefeßbuchs von 1813 bilden, jedenfalls einen Anfang 
der Ausführung enthalten. Dollmann nimmt biernadh an, daß der 
Begriff des ftrafbaren DVerfuches im Sinne des neuen Strafgeſetzbuchs 
weiter fei, als der des nächſten Verfuhs im Sinne bes Strafgeſetzbuchs 
von 4813, Diefe Anficht ift aber offenbar irrig. Sie hängt mit 
einer andern ebenfalls irrigen Anficht zufammen, welde Dollmann 
auf ©. 233 entwidelt. Hier fagte er, die Worte „Handlungen, 
welche fchon einen Anfang der Ausführung enthalten“ ließen es unent- 
ſchieden, ob die Handlungen nad; der Meinung und Abficht des Thäters 
oder ihrer objektiven Befchaffenheit nad einen Anfang ber Ausführung 
zu enthalten haben. Da nun ber Begriff des Verſuches im Wejent: 
lichen ein fubjektiver in dem Sinne fei, daß er auf die Thätigfeit und 
den Willen des Hanbelnden, abgefehen von einem objeftiven Erfolge 
besfelben, gejtellt fei, jo müſſe auch die Beziehung der fraglichen Worte 
auf den Sinn und die Borausfegung des Thäters zuläffig fein. Hand: 
lungen, melde einen Anfang der Ausführung enthalten, feien folche, 
welche nad der Meinung und Unterftellung des Thäters einen jolchen 
Anfang enthalten, welche den Anfang der fubjektiven Ausführungs: 
thätigfeit des Thäters barftellen. Dieſe Entwidelung macht es nothe 
wendig, den ſchon oben angebeuteten Unterſchied zwiſchen der Begriffe: 
beftimmung bes ftrafbaren Verſuchs im Strafgefeßbucdhe von 1813 und 
im jebigen Art, 47 näher ins Auge zu faſſen. Es wird fid dabei 
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zeigen, daf die Anfiht Dollmann’s zwar ber Faſſung bes Art. 57 
des Strafgeſetzbuchs von 1813, nicht aber jener des jebigen Art. 47 
entipricht, daß alfo feine Anficht und damit auch die aus derfelben 
gezogenen Folgerungen nad) der neuen Geſetzgebung irrig find. Art. 57 
nimmt einen Verſuch ſchon dann an, wenn eine Perſon, in der Abficht 
ein Verbrechen zu begehen, äußerlidhe Handlungen vorgenommen bat, 
welche auf Vollbringung oder Borbereitung besfelben gerichtet find. 
Dieje: Faffung entjpricht volllommen der Anficht Dollmann’s, es genüs 
gen nach ihr ſolche Handlungen, welche der Thäter ale Mittel zu dem 
von ihm gewollten Zmede betrachtet und in der Abficht, damit feinen 
Zwed zu erreichen beziehungsweife zu fördern, vorgenommen bat. Mit 
Recht. jagen deshalb die Anmerkungen zum Strafgefegbuche zu Art. 57 
unter Ziff. 3: „Ammer muß aber die äußerliche Handlung mit der 
Abit, ein Verbrechen zu begeben, unternommen fein, d. b, fie muß 
inder Abjiht des Handelnden zu dem Verbrechen im Berhält: 
niſſe eines Mittels zum Zwecke ftehen. Ob er das rechte Mittel 
wählte oder nicht, dies ift im Begriffe bed Verſuchs gleichgiltig; und 
deswegen redet der vorliegende Artifel nur davon, daß die äußerliche 
Handlung auf die Vollbringung oder Vorbereitung des Verbrechens 
gerichtet war“. Un diefer allgemeinen Beitimmung des Begrifis 
des Verſuchs hat natürlih Art. 60, welder nur das unterfcheidende 
Merkmal des nächſten Berfuchs im Gegenfage zum entfernten Berfuche 
zu bezeichnen bejtimmt iſt, nichts geändert und es rechtfertigt fich des: 
halb vollftändig, wenn die in diefem Artikel gebrauchten Worte „durch 
welche das Verbrechen oder Vergehen fogleih und unmittelbar in 
Wirklichkeit gebracht werden ſollte“ als gleichbedeutend mit, 
„durch welche er (dev Uebertreter) das Verbrechen ober Vergeben fo: 
gleich und ummittelbar in Wirklichkeit bringen wollte” aufgefaßt 
werden. Ganz anders ijt aber ber jetige Art. 47 gefaßt. Er ſpricht 
nit von einer Handlung, welde auf die Ausführung des Verbrechens 
gerichtet war, er vermeidet dieſes allerdings ſehr bezeichnende Wort 
gerichtet, auf weldes, wie bemerfi, aud die Anmerkungen zum 
Strafgefeßbuche von 1813 entſcheidendes Gewicht legen, volljtändig, er 
ſpricht vielmehr ganz entfchieden und ungweifelhaft objektiv von einer 
Handlung, welche ſchon den Anfang der Ausführung des Verbrechens 
enthält. Der Sinn des Art. 47 Kann hiernach nicht zweifelhaft fein. 
Er hat eine ſubjektive und eine objektive Seite. Gr verlangt, daß bie 
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Handlung einerfeitS von dem Thäter in der Abficht, ein Verbrechen 
zu verüben, vorgenommen wurde, und baß biefelbe anderſeits ben 
Anfang der Ausführung des Verbrechens wirklich, d. h. nicht blos 
nad der Meinung und Abficht des Thäters, fondern nach ber objektiven 
Beichaffenheit der Handlung, enthält. Eine andere Auffafjung des 
Sinnes des Art. 47 ift ſchon mit dem Wortlaute desfelben unvereinbar. 
Eine Widerlegung der von Dollmann weiter nod für feine Anſicht 
geltend gemadten Gründe ift faum nöthig. Wenn er fid darauf 
beruft, daß der Begriff des Verſuches im Wefentlihen ein jubjektiver 
fei, fo ift dies infoferne richtig, ale, wie dies aud oben ſchon bemerkt 
wurde, in einer Handlung allerdings ein jtrafbarer Verfuh nur dann 
gefunden werden fann, wenn fie in der Abficht, ein Verbrechen zu vers 
üben, vorgenommen wurde. Diefer Sa, der übrigens bei jeder vor: 
fäglihen Handlung gilt, vechtfertigt aber begreiflih nicht, von der neben 
dem rechtswidrigen Vorfage zum Thatbejtande des ftrafbaren Verſuchs 
verlangten Handlung feine ber gefeglichen Beſtimmung entjprechende 
objektive Befchaffenheit zu fordern, fondern diefe Handlung wieder mit 
der Abficht des Thäters zu identifiziren, fie in berfelben aufgehen zu 
laſſen, was offenbar dann gejchieht, wenn man es für gemügend bält, 
daß der Thäter meinte oder unterftellte, die Handlung enthalte einen 
Anfang der Ausführung, obgleich dies in der Wirklichkeit nicht der 
Fall if. — Dollmann madt ferner geltend, feine Auslegung werde 
daburdy unterftüßt, daß die Verſuchshandlungen nur dann ftraflos fein 
follen, wenn bie Bollendung bes Verbrechens nicht wegen äußerer von 
dem Willen bes Thäters unabhängiger Hinderniffe, fondern in Folge 
bes freiwilligen Abftehens des Thäters unterblieben fei. Habe ber 
Thäter irriger Weife eine untaugliche Verſuchshandlung für eine taug- 
liche gehalten, fo jei die Vollendung allerdings wegen äußerlicher von 
feinem Willen unabhängiger Umftände unterblieben. Diefer Grund 
beweist natürlich für die Frage, mit welcher wir uns jett befchäftigen, 
gar nichts. Iſt er richtig, fo folgt daraus, wie dies Dollmann cigent- 
lich felbit fagt, weiter nichts, als dag im diefem Falle das vom Geſetze 
zum Thatbeftande bes ftrafbaren Verſuchs verlangte dritte Moment, 
keineswegs aber, daß aud das zweite Moment vorliegt. Damit ein 
ftrafbarer Berfuch angenommen werben kann, müſſen aber alle vom 
Geſetze zum Thatbeftande vesfelben geforderten Momente vorliegen, das 
Borhandenfein blos eines oder des andern berjelben ijt begreiflich nicht 
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hinreichend. Uebrigens ift das, was Dollmann bier fagt, aud nicht 
ganz rihtig. Das Geſetz fagt nicht, daß die Verfuhshandlungen nur 
dann ſtraflos fein jollen, wenn die Vollendung nicht wegen äußerer 
von dem Willen des Thäters unabhängiger Hindernifje, fondern in Folge 
des freiwilligen Abſtehens des Thäters unterblieben ift. Es ift dies 
in doppelter Beziehung unrichtig. Das Geſetz verlangt neben den 
übrigen Momenten zum Thatbeitande des ftrafbaren Verſuchs, daß bie 
Vollendung nur wegen äußerer vom Willen des Thäters unabhängiger 
Umftände uuterblieben it. Davon, daß die Verfuchshandlungen nur 
dann jtraflos feien, wenn dieſer Umftand fehlt, jpricht das Geſetz 
kin Wort. Fehlt diefer Umitand, jo it die Handlung allerdings 
ſtraflos, allein blos deshalb, weil einer der vom Geſetze zum That: 
beitande des jtrafbaren Verſuchs geforderten Umftände fehlt. Aus 
demfelben Grunde iſt aber die PVerfuhshandlung auch dann ftraflos, 
wern zwar dieſer Umijtand vorliegt, allein ein anderer fehlt. Außer: 
dem jpricht das Geſetz durchaus nichts davon, daß die Vollendung des 
Verbrechens in Folge des freiwilligen Abſtehens des Thä- 
ters umterblieben jein müſſe. Dieſen Punkt kann ich jedoch hier 
übergeben, da ich bei Erörterung des zum Thatbeftand des ftrafbaren 
Berjuch® verlangten dritten Momentes ohnedies auf benfelben kommen 
werde. — Endlid jagt Dollmann, die von ihm vertretene Inter— 
pretation ſei auch die einzig ftatthafte, weil die entgegengejehte Aug: 
legung zu einem ganz unzuläffigen Refultate führe. Man könne bie 
fraglichen Worte aus dem durcjchlagenden Grunde nicht auf Aus: 
führungshandlungen deuten, welche ihrer objektiven Beichaffenheit nad) 
geeignet find, die Vollendung des Verbrechens herbeizuführen, wenn 
wiht äußere Hindernifje oder widrige Zufälle dazwiſchen getreten wären, 
weil damit fonfequent in der That der Begriff des jtrafbaren Verſuchs 
ganz aufgehoben würde. Denn in allen Fällen, wo die Verſuchshand— 
lung nicht im Folge freiwilligen Abſtehens des Thäters, jondern aus 
äußerlihen Gründen zur Vollbringung des Verbrechens nicht gediehen 
it, ftelle fich eben dadurch heraus, daß diefelbe fo, wie fie unternommen 
worben, zur Vollendung des beabfichtigten Deliftes nicht geeignet war. 
68 wäre der Fall des ftrafbaren Verfuches überall nicht mehr gegeben, 
da das Ausbleiben der Vollendung jebesmal den Beweis Tiefere, daR 
kine Handlung vorlag, welche einen (objektiven) Anfang der Ausfüh— 


rung enthalten bat. An dieſe Ausführung reiht er ſodann den Aus: 
Bes, Das Strafgefegbuh für dad Königreib Banern, 10 
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fpruch, der Unterſchied zwiſchen (abfolut) untauglihen und unzulängs 
lihen (relativ untaugliden) PVerfuhshandlungen fei weder in den 
Worten des Geſetzes noch in der Natur der Sache begründet. Let: 
teres ijt grumdlos, wie ſich aus den verfchiebenen Verhandlungen in 
den Gejegebungsausfhüfien ergibt. Die Ausfhußmitglieder wie vie 
Organe der Staatsregierung waren darüber einig, daß ſich die Frage, 
melde Handlungen fchon den Anfang der Ausführung des beabfichtigten 
Verbrechens enthalten, nicht generell beantworten laſſe, daR es aber 
den zur Entſcheidung dieſer Frage berufenen Richtern der That nicht 
ſchwer werden könne, im jedem einzelnen Falle bei genauer Würdigung 
aller Umſtände desfelben zu bemefjen, ob die fonfrete Handlung wirf: 
lich eine foldhe fei, die fchen einen Anfang der Ausführung des beab— 
fichtigten Verbrechens enthält. Alfo nicht abſolut, fondern konkret nad 
genauer Würdigung aller Umftände des einzelnen Falles ſoll die im 
Rede ftehende Frage entfchieden werden. Dies führt notbwendig von 
jelbjt zur Unterfcheidung zwifchen abſolut und relativ untauglichen 
Mitteln. Die vorftehende Ausführung Dollmann's ift aber auch, ganz 
abgeſehen hievon, durchaus irrig. Es kann durchaus nicht gefagt wer: 
den, daß fih in allen Fällen, wo die Verfuchshandlung nidıt in Folge 
freiwilligen Abſtehens des Thäters, fondern ans Äußerliben Gründen 
zur Nollbringung des Verbrechens nicht gediehen ift, eben dadurch 
berausitelle, daß diefelbe jo wie fie unternommen worden, zur Wollen: 
dung des beabfichtigten Deliftes nicht geeignet geweſen fei, denn es 
lajjen ſich hunderte von Fällen denken, wo das beabfichtigte Verbrechen 
nicht vollendet wurde und dennoch unzweifelhaft feftiteht, daß das 
gewählte Mittel zur Vollbringung desjelben vollkommen geeignet war, 
daß eine Handlung, welche auch nad ihrer objektiven Beſchaffenheit 
fhon den Anfang der Ausführung enthält, vorliegt und daß bie Bol: 
lendung nur wegen äußerer vom Millen des Thäters unabhängiger 
Umjtände unterblieben, mit einem Worte, daß ein ftrafbarer Verſuch 
im Sinne des Art. 47 gegeben ift. Man denke fi 3. B. den Fall, 
daß Jemand eine jcharf geladene Flinte auf eimen Andern Iosgefchoffen 
und dieſen nur deshalb, weil fich berfelbe im nämlichen Augenblide 
bückte oder feine Stellung etwas veränderte, oder aus eimer ähnlichen 
Urſache nicht getroffen Bat, oder den Fall, daß Jemand in ein Haus 
eingebrochen ift und eine Geldkiſte erbrohen bat, in diefem Augenblide 
aber von ben Hausbewohnern ertappt und an der Vollendung des 
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beabfichtigten Diebftahls gehindert wurde. In dieſen und ähnlichen 
Fällen, deren fich, wie gefagt, ſehr viele denken laſſen, kann man doch 
aus dem Umijtande, daß das Verbrechen nicht zur Vollendung kam, 
nicht folgern, daß die Berfuhshandlung zur Vollbringung des Delifts 
nicht geeignet gemejen jei. 

Es jtellt fi mithin auch der legte von Dollmann zur Begrün- 
dung feiner Anfiht geltend gemachte Grund als unftihaltig bar, 
Beitände übrigens bezüglich der erörterten Frage nod ein Zweifel, fo 
müßte er vor der Erwägung ſchwinden, daß fich die Anfiht Dollmanne 
ſehr leicht durd, eine nur wenig veränderte Faſſung des Art. 47 bätte 
unzweifelhaft ausdrücken laffen, dak aljo der Gefebgeber, der, wie bie 
Berbandlungen beweifen, jtetS bemüht war, dem Geſetze die feine Ab: 
ſicht möglichſt deutlid und bejtimmt ausdrüdende Faſſung zu geben, 
gewiß dieſe Fleine Redaktionsänderung vorgenommen baben würde, 
wenn er die von Dollmann jegt vertretene Anſicht getheilt bätte. 

Sit aber die von Dollmann über den Sinn der Worte „Hand: 
lung, welche fchen den Anfang der Ausführung des Verbrechens ent: 
bält“ aufgeſtellte Anficht irrig, fteht vielmehr feit, daß die Meinung 
und Unterjtellung des Thäters über die Beichaffenheit der Handlung 
für fih allein nicht genügt, fondern daß lestere nach ihrer objektiven 
Beichaffenheit einen Anfang der Ausführung enthalten muß, fo fallen 
damit alle Folgerungen, welche Dollmann aus feinem Vorderſatze gezo: 
gen bat, von ſelbſt weg. Damit will ih übrigens nicht behaupten, 
dak alle von ihm gegebenen Entſcheidungen unrichtig find. Manche 
laſſen ſich rechtfertigen, auch wenn man die von ihm vertretene Anficht 
für irrig Hält; viele feiner Entjcheidungen aber find nad meiner Ueber: 
jeugung mit den Bejtimmungen bes Art. 47 durchaus nicht vereinbar. 
So kann 3. B. nady meiner Ueberzeugung ein ftrafbarer Verſuch nicht 
angenommen werben, wenn einer Frauensperfon, die gar nicht ſchwanger 
ift und die ſich mur irriger Weije für ſchwanger hält, in der Abficht, 
ihre Leibesfrucht abzutreiben, Abortinmittel gereicht werden, oder wenn 
bei einer Mauferei A dem auf dem Boden liegenden B in ber Abficht, 
ihn zu töbten, eine Wunde beibringt, ohne zu willen, daß B bereits 
tobt if. In beiden Fällen fehlt nämlich vollftändig der Gegenftand, 
an welchem nad; den einjchlägigen gefehlihen Beftimmungen das betref- 
fende Verbrechen allein verübt werden Tann. Die Kindesabtreibung 


kann nur an einer Schwangern, ber Todtſchlag nur an einem lebenden 
10* 
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Menfhen verübt werden. An einer Perfon, die nicht ſchwanger it, 
beziehungsmweife an einem Leichname Fönnen diefe Delikte abjolut nicht 
ausgeführt, es kann alfo auch die Ausführung durh Handlungen, die 
an ihnen vorgenommen werben, nicht angefangen werden und man Fann 
mithin von den erwähnten Handlungen nidyt fagen, daß jie ſchon ben 
Anfang der Ausführung dieſer Delikte enthalten. In gleiher Weife 
wird im der Regel entſchieden werden müſſen, wenn ber Thäter zur 
Derübung des von ihm beabfihtigten Verbrechens Mittel angewendet 
bat, welde unter allen Umjtänden untauglid, find, den ven ihm 
beabfihtigten Erfolg herbeizuführen. Schon in diefer Beziehung muß 
man aber, wie dies auch bei den Verhandlungen alljeitig und wieder: 
holt anerkannt wurde, in der Aufitellung allgemeiner Sätze ſehr vor: 
fichtig fein. Mit der Entſcheidung frakter Fälle ift nichts gedient, da 
e8 3. B. wohl faum einem Staatswalte einfallen wird, gegen denjeni— 
gen, weldyer einem Andern in der Abficht, ihn zu morden, Zucker in 
eine Speife gemijcht hat, eine Unterfuhung wegen Morbverfuchs zu 
veranlaffen. Bei wirklic fchwierigen Fällen ift aber das Aufitellen 
allgemeiner Sätze ſehr bedenklich. Es müflen alle bejondern Umftände 
genau gewürdigt werben und ba dieſe jelten in zwei Fällen ganz gleich 
find, jo fann es leicht kommen, dag der nämliche Richter mit Recht in 
einem von zwei auf ben erjten Blid gleich jcheinenden Fällen einen 
jtrafbaren Verfuch annimmt, im dem andern nicht. In einer allgemeis 
nen Formel läßt ficd dies nicht ausdrüden, die Entjcheidung eines ein— 
zelnen alles aber wird in der Regel nicht jchwer fein, wenn der 
Richter oder Gefchtworne an dem durch die vorjtehenden Grörterungen 
far geftellten Sinne des Art. 47 fejthält, die befondern Umftände des 
zu entſcheidenden Falles genau würdigt und ſich vergegenwärtigt, welche 
Momente zum Thatbejtande des vollendeten Verbrechens, um defien 
Verſuch es ſich im konkreten Falle handelt, deſſen Ausführung alſo an: 
gefangen worden fein muß, nach ben betreffenden geſetzlichen Beſtim— 
mungen gehören. 

Das dritte Merkmal, weldes das Gefeg zum Ihatbeitande des 
ftrafbaren Verſuchs verlangt, beſteht darin, daß bie Vollendung bes 
beabfihtigten Verbrechens nur wegen äußerer vom Willen des Thäters 
unabhängiger Umflände unterblieben iſt. Auch im dieſer Beziehung 
unterjcheidet fid) das neue Strafgeſetzbuch fehr mefentlih vom Straf: 
geſetzbuche von 1813, Nah letzterm genügte zum Thatbeſtande des 
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ftrafbaren Verſuchs, daß im der Abficht, ein Verbrechen zu begeben, 
äußerlibe Handlungen vorgenommen wurden, welde auf Vollbringung 
oder Vorbereitung dieſes Verbrechen gerichtet waren. Warum die Vol: 
lendung unterblieben ijt, war für den Thatbeſtand des ftrafbaren Ber: 
ſuchs ganz gleichgiltig. Nur geftattete der oben ſchon mitgetheilte 
Art. 58 dem Angefchuldigten eine Einrede oder Entſchuldigung und 
ſcherte ibm Straflofigkeit für den Kal zu, daf er am ber Rollbringung 
nicht durch Äußere Hinderniffe, Unvermögenheit oder Zufall verhindert 
wurde, jonbern freiwillig, aus Gewiffensregung, Mitleid oder auch Furdt 
sr Strafe, von dem Unternehmen abgejtanden ift. Den Charakter biefer 
Beftimmung als einer bloßen Einrede oder Entfchuldigung bezeichnete 
das Geſetz, um jeden Zweifel zu befeitigen, noch deutlicher durch den 
Zuſatz, daß Yebteres, nämlich daß der Handelnde von dem Unternehmen 
freiwillig abgeftanden ift, nicht vermuthet werde, daß derſelbe dies alfo zu 
beweifen habe. Schon darin, daß es ſich in dem neuen Geſetzbuche nicht 
mehr um eine Einrede handelt, fondern daß ber erwähnte Umftand jet 
um Thatbeitande bes ftrafbaren Verſuches gefordert ift, liegt eine jehr 
weientliche Abweichung vom bisherigen Geſetze. Den Angefchuldigten 
trifft im diefer Beziehung jett feine Beweislaft mehr, fondern die Anz 
age muß, wie überhaupt jeden zum Thatbejtande einer ftrafbaren 
Handlung geforderten Umjtand, fo auch den nachweiſen, daß die Vol— 
Iendung bes Verbrechens nur wegen äußerer vom Willen des Thäters 
unabhängiger Umſtände unterblieben iſt. Bejteht in biefer Beziehung 
ein Zweifel, fo muß er zu Gunſten des Angefchuldigten gebeutet werden, 
während nach dem alten Rechte die Einrede des Angefchuldigten unbe— 
achtet blieb, wenn derjelbe fie nidyt volljtändig zu erweifen im Stande 
war. In den vor bie Schwurgeridhte gehörigen Fällen muß ber in 
Rebe ftehende Umstand ausdrücklich in bie an die Geſchwornen zu ftel- 
lende Frage aufgenommen und von dieſen bejaht werben, damit eine 
Verurtheilung erfolgen kann, und auch in den übrigen Fällen muß das 
Vorhandenjein diefes Umftandes in dem Urtheile in irgend einer Weife 
zweifellos feitgeftellt fein. Allein auch materiell weicht bie in Rebe 
tehende Beftimmung von jener des Art. 58 Abf. 1 des Strafgeſetz⸗ 
buchs von 1813 ab. Letztere ſicherte Straflofigteit nur für den Fall 
iu, daß der Hanbelnde aus Gewiflensregung, Mitleid oder Furcht vor 
Strafe von dem Unternehmen freiwillig abgeftanden ift; in allen ans 
dern Fällen trat mithin die Strafe ein. Dies war namentlich dann 
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. . 
der Fall, wenn freimilliger Abftand des Handelnden und Äußere Hinber: 
niffe miteinander konkurrirten. Nach dem neuen Geſetze tritt dagegen 
in dieſem Falle immer Straflofigfeit ein, weil basfelbe zum That: 
bejtande des ftrafbaren Verfuchs verlangt, daß die Bollendung nur 
wegen äußerer vom Willen des Thäters unabhängiger Umftände unter: 
blieben ift, der Thatbeftand mithin nicht vorliegt, wenn die Bollendung 
theils wegen folder Umitände theils wegen freiwilligen Abſtehens un: 
terblieben ift. Im Falle, daß der Handelnde freiwillig abgeitanden ift, 
erfcheint das Motiv, aus dem er dies gethan bat, nah dem neuen 
Geſetze ganz gleichgiltig.. Der Ausfpruh Stenglein's (Bb. I 
©. 481), das Strafgefeßbuh von 1861 gelange in diefem Buntte 
durd) eine negative Ausbrudsweife zu benfelben Refultaten, wie das 
Strafgefebbub von 1813, ift deshalb nicht ganz richtig, es gelamgt 
vielmehr zu einem weſentlich verfdyiebenen Mefultate, nämlich zu dem, 
dag nad dem neuen Rechte im vielen Fällen ein ftrafbarer Verſuch 
nicht angenommen werden kann, wo nad dem alten Rechte ein folder 
unzweifelhaft angenommen werden mußte. 

Die jetige Faflung des Gefeges Bietet im manchen Fällen poſi— 
tive Anhaltspunkte zur Entſcheidung einer Frage, welche gewöhnlich bei 
dem vorigen Punkte aufgeworfen und erörtert wird, nämlich der frage, 
ob ein ftrafbarer Verſuch dann vorliegt, wenn der Thäter Mittel ans 
gewendet hat, welche zwar an fich zur Ausführung des von ihm beab- 
fichtigten Verbrechens tauglih find, wegen beſonderer Umftänbe im 
fonfreten Falle aber dein gewünfchten Erfolg nicht haben Fonnten. Auf 
den Grund derjenigen Beftimmung des Art. 47, mit weldyer wir uns 
gegenwärtig befchäftigen, ift diefe frage in ber Regel, nämlich wenn 
wicht noch andere eine entgegengefehte Entfcheidung reditfertigende Um— 
ftände vorliegen, zu bejaben. Kommten an fi taugliche Mittel in 
einem konkreten Falle wegen befonderer Umſtände den beabfichtigten 
Erfolg nicht herbeiführen, fo ift eben bie Bollendung wegen äußerer 
vom Willen des Thäters unabhängiger Umftände und, wenn ime betref: 
fenden Falle nicht nod andere Verhältniſſe entfcheidend im Betracht 
fommen, nur wegen folder Umſtände unterblieben. Als fejtftehend 
außerdem vorausgeſetzt, daß ber Thäter die in Rebe fiehende Handlung 
in ber Abſicht, eim beſtimmtes Verbrechen zu verüben, vorgenommen 
und mit ber Ausführung bereits begonnen hat, und ba enblidy, wenn 
er hiebei Mittel anwendete, die an ſich zur Erreichung bes beabfichtigten 
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Erfolgs tauglich find, feine Handlung aud) nach ihrer objeltiven Be: 
Ihaffenheit den Anfang der Ausführung ſchon enthält, fo liegen mit: 
bin in biefem Kalle ale Momente vor, weldye Art. 47 zum That: 
beitande des ftrafbaren Verſuchs verlangt. 

Ju Abſ. 2 des Art, 58 des Strafgefeßbuhs von 1813 war 
der Fall, daß der Thäter die Vollbringung zwar freiwillig, jedoch in 
dem Vorſatze aufgegeben bat, zu anderer Zeit, an anderm Orte, an 
einer andern Perfon oder auf andere Art die Nebertretung auszuführen, 
ausdrüdlich vorgeſehen und dahin entfchieden, es fei im diefem alle 
der Thäter ebenjo zu jtrafen, ald wenn er wider Willen an der Roll: 
bringung wäre verhindert worden. Im Syſteme des Strafgeſetzbuchs 
von 1813 ließ ſich diefe Beſtimmung rechtfertigen, mit dem Syſteme 
des neuen Geſetzbuchs erfcheint fie geradezu unvereinbar. Hat ber 
Ihäter die Forljegung der begonnenen Handlung freiwillig unterbrodyen, 
jo it die Vollendung bes Verbrechens nicht wegen äußerer von feinem 
Billen unabhängiger Umftände, fjondern aus einem andern Grunde 
unterblieben, es fehlt mithin ein zum Thatbeftande bes firafbaren Ber: 
fuhes gefordertes Merkmal, ein ftrafbarer Verſuch liegt alſo nicht vor 
und der Thäter kann wegen eines foldhen nicht geftraft werden. Aus 
welchem Grunde die Vollendung unterblieben ift, erjcheint in dieſem 
Falle ganz gleichgiltig, es kommt alfo auch darauf nicht an, weldhe 
Vorſätze der Thäter hatte, als er feine verbrecheriſche Thätigkeit auf: 
gab"), 

Abi. 2 des Art. 47 verdankt feine Entſtehung lediglich einer 
redaktionellen Müdfiht. Zwiſchen dem firafbaren Verſuche eines Ver: 
brehens und dem eines Vergehens oder einer Uebertretung beftebt in: 


) Dollmann a aD. © 239 N M. ift Stengleina. a. O. 
8.15. 480. Der Grund feines Irrthums Tiegt augenjheinlih barin, daß 
er, wie überhaupt im biefer ganzen Lehre, jo insbeſondere bei diefem Punkte fich 
die weientlichen Unterſchiede zwifchen dem neuen und alten Rechte nicht hinrei— 
hend klar gemacht bat. In ähnlichem Irrthum und zum Theile aus bem 
nämlichen Grunde it Dr. Karl Barth (Mllgemeine deutſche Strafrechtszeitung, 
Jabraang 1861, Wr. 10) befangen, wenn er annimmt, das neue Geſetzbuch löſe 
die Frage über die Fortdauer der rechtswidrigen Abſicht und etwaige bloße 
Suſpenſion derjelben nicht. Er macht fih im dieſem Aufſatze überhaupt über 
das, was ber Gefepgeber bei Feitftellung des Begriffs bes firafbaren Verſuchs 
beabfichtigte, vielfach ganz falſche Vorſtellungen. 


152 Strafgeieh, Artifel 48. 


ſoferne, als es fich lediglich um Feſtſtellung der zum Thatbeſtande bes 
jtrafbaren Verſuches überhaupt erforderlichen Merkmale handelt, Tein 
Unterfhied. Dies zu fügen, ijt der einzige Zwed des zweiten Abjages 
des Art. 47. Derfelbe wäre dann unnöthig gewejen, wenn man im 
erjten Abfate nicht blos vom Verſuche eines Verbrechens, jondern zu: 
gleih aud vom Berjude eines Vergehens und einer Uebertretung 
geiprochen hätte. Hiedurch wäre aber die Faſſung jehr ſchwülſtig 
geworden. und um dies zu vermeiden, wählte man bie jetige Redaktion. 

Ueber. mande Handlungen, welche ihrer Natur nad) Verſuchs— 
banblungen find, enthält das Geſetz bejondere Beitimmungen. Gie find 
natürlicy nach diefen bejondern Beſtimmungen zu beurtbeilen. Geeig— 
neten Orts werde id; darauf zurückkommen. 

In der nämlihen Handlung, welche den Verſuch eines Verbre— 
hen, eines Vergehens oder einer Uebertretung enthält, kann öfter zu: 
gleih aud der Thatbejtand einer vollendeten vorſätzlichen oder fahr— 
läffigen jtrafbaren Handlung liegen. In einem foldhen Kalle kommen 
natürlich) die gejeglichen Beitimmungen über den Zufammenflug (Art. 
84 ff.) zur Anwendung. 


Art. 48. 


Der Berfuh eines Verbrechens if in allen Sälen, der 
Verſuch eines Vergehens oder einer Uebertretung nur in jenen 
Fällen firafbar, in welchen — Geſetz dieſes ausdrücklich be- 
ſtimmt. 

Dieſer Artikel findet in dem, was oben über den Verſuch im 
Allgemeinen bemerkt wurde, feine hinreichende Erläuterung und id 
füge dem nur noch bei, daß, nachdem Art. 3 Ziff. 8 des Einführungs: 
gejeßes den Art. 1 des Geſetzes zum Schutze gegen den Mißbrauch der 
Preffe vom 17. März 1850 vollftändig aufrecht erhalten hat, auch der 
Verfud eines Preßverbrechens nicht ftrafbar erſcheint. Abſ. 1 des an: 
geführten Art. 1 fagt nämlih: „Die ftrafrechtlihe VBerantwortlichkeit 
für den Inhalt einer Schrift tritt ein, fobald dieſelbe veröffentlicht, 
ausgeftellt, ausgegeben oder fonft in Umlauf gefest ift“. Mit diefer 
Veröffentlihung ift das Prefdelikt vollendet, was ihr worausgeht, darf 
aber ftrafrehtlic nicht verfolgt werben, es gibt mithin in Preßſachen 
leinen ſtrafbaren Verſuch. 

Die Vergehen, bei welchen auch der Verſuch ausnahmsweiſe 
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für firafbar erklärt iſt, find: Werbung für fremde Militärdienfte, 
It. 117; Befreiung von Gefangenen, Art. 142 u. 144; Kindsab⸗ 
teibung durdy andere Perſonen, al® die Schwangere felbjt, Art. 243 
%, 2 u. 3; Entwendung eines Leihnams, Art. 250; Entführung, 
Att. 253; Diebftahl, Art. 271 ; Unterfchlagung, Art. 293; Erpreflung, 
It. 303; Vergewaltigung und ftrafbare Bedrohung, Art. 304; Betrug, 
At. 314; betrüglihe Verkürzung der Gläubiger, Art. 327; Branbe 
Hftung an eigener Sache zum Zwecke eines Betrug oder einer. Ver: 
kung fremder Rechte, Art. 350; VBerurfahung einer Ueberſchwemmung, 
At. 354; Störung der Benügung von Eiſenbahnen und Telegrapben, 
Ir. 356 u. 358; Gefährdung der Schiffe und Floßfahrt, Art. 361. 
der Verſuch der Lebertretung ijt dagegen, wie früher ſchon be: 
merkt, nur bei Diebjtahl (Art. 271), Unterfcylagung (Art. 293) und 
deteug (Art. 314) ftrafbar. 


Art. 49. 


Der Verſuch wird nac den nämlichen Beflimmungen wie die 
Vollendung beftraft. 

Doc, ficht den Gerichten die Befugniß zu, die Strafe des 
derfuchs 

1) bei Verbrechen, die unbedingt mit Todes- oder lebens- 
länglicher Buchthausfirafe bedroht find, auf Buchthaus nicht 
unter acht Jahren, 

2) bei allen andern firafbaren Handlungen bis zur Hälfte des 
niedrigfien Strafmaßes, vorbehaltlich deffen, was in den 
Artikeln 17, 20 und 26 beflimmt ifl, 

herabzufeßen. 

Wird im Folge deffen wegen des Verſuchs einer Handlung, 
die mit Buchthausfirafe bedroht if, auf Gefängnißfirafe erkannt, 
lo find mit derfelben die in Artikel 28 bezeichneten Folgen zu 
verbinden. 

Die durch diefen Artifel dem Gerichte eingeräumte Befugniß, 
die Strafe herabzufegen, ift von feiner befondern Vorausjegung abhängig 
gemacht. Das Gericht ift aljo, wenn es von dieſer Befugniß Gebraud 
macht, nicht verpflichtet, im Urtheile das Vorhandenjein befonderer Mil: 
derungs- oder überhaupt Strafherabfegungsgründe zu fonftatiren. Die 
Sache ift gerade jo, als wenn die betreffende Handlung im Geſetze 
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befonders mit Strafe bedroht und das Minimum fo wiedrig feſtgeſetzt 
wäre, als nunmehr mit ber Strafe berabgegangen werden kann, als 
wenn 3. DB. im Gefege bejtimmt wäre, der Verſuch des Mordes wird 
mit Zuchthaus nicht unter acht Jahren oder dem Tode beitraft, jo daß 
alfo das Gericht die Strafe nady den gewöhnlichen Rüdfichten der Aus— 
meſſung zwifchen Minimum und Marimum zwilhen acht Jahren Zucht: 
bausjtrafe als Minimum und der Todesjtrafe als Marimum auszumefien 
bat. Wenn bemerkt wird, es fei in der Regel in der Strafe um jo mehr 
zu fteigen, als der Verſuch ſich der Vollendung nähert, fo ift dieſe Bes 
merkung nur mit großem Borbehalte aufzunehmen. Die Strafe ift wie 
überhaupt, fo aud bier zwifchen Minimum und Marimum nach der 
Totalität ber Berfhuldung, nicht und nicht einmal vorzugsweije nach 
einzelnen Momenten auszumefjen. Nun kaun, wie die tägliche Erfahrung 
lehrt, die Oefammtverfhuldung eines Angefchuldigten, der in feinem 
Berfuhe weiter vorangefchritten iſt, als ein anderer, dennod weit 
geringer fein, als die des lebtern, und es wäre der Abſicht des Ge: 
feßgebers entgegen, ihn trogdem megen eines einſelnen oft nur von 
Zufälligkeiten abhängenden Momentes härter, als den legtern, zu beitrafen. 

Indem das Geſetz den Gerichten die Befugniß einräumt, die 
Strafe des Verſuchs herabzufegen, geht e8 zur Beitimmung des Maßes 
diefer Befugniß von der Strafe aus, mit welcher die vollendete That 
bedroht ift. Wo das Gefeb eine Herabfetung ſchon der ordentlichen Strafe 
ber vollendeten That wegen Vorhandenfeins von Strafminderungsgründen 
geftattet, erfcheint, wenn ein foldher Strafminderungsgrund wirklich vor: 
liegt, jene Strafe, bis zu melcher deshalb herabgegangen werben kaun, 
als die Strafe der vollendeten That und nad ihr richter fich, falle 
nicht das Geſetz für einen einzelnen Fall das Gegentheil beftimmt, das 
Maß der Befugniß des Gerichtes, die Strafe um deswillen, weil ee 
fi) nur von einem Verſuche handelt, herabzufegen. in Beifpiel wird 
die Sache Har machen. Art. 229 Abf. 1 bedroht den Todtfchlag mit 
Zuchthaus von 12 bis zu 20 Jahren. Art. 68 Ziff. 3 geftattet aber, 
diefe Strafe im Falle fogen. geminderter Zurechnungsfähigkeit bis zu 
einem Viertheile ihres niedrigften Maßes, mithin nach Art. 16 Abf. 2 
bis zu 3 Jahren Gefängnig herabzuſetzen. Wird nun ein Angeflagter 
wegen Verſuchs des Todtſchlags, verübt im AZuftande geminberter Zus 
rehnungsfähigteit, für ſchuldig erklärt, jo kann mit der Strafe bie auf 
1 Jahr und 6 Monate herabgegangen werben, da, wie bemerkt, das 
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Minimum der Strafe des im Zuftande geminderter Zurechnungsfähigteit 
veräbten vollendeten Todtſchlags 3 Jahre Gefängnif iſt und Art. 49 
Abſ. 2 Ziff. 2 beim Verſuche bis zur Hälfte des niedrigſten Maßes 
der Strafe der vollendeten That berabzugehen geitattet. Nur bei ber 
Konkurrenz von Berfudy und Theilnahme iſt eine foldhe mehrfache Be— 
rädfihtigung von Strafherabfegungsgründen durch Art. 55 Abſ. 2 
ausgeſchloſſen '). 

Daß in dem Falle, wenn ein Verbrechen zwar im höchften Maße mit 
lebenslänglicher, im niedrigſten aber mit zeitlicher Zuchthausftrafe bedroht 
it, bezüglich der Befugniß, die Strafe berabzufegen, nicht Ziff. 1, fon: 
bern Ziff. 2 Anwendung findet, ift ſchon nad dem MWortlaute Mar 
und durch das in Ziff. 1 eingeſchaltete Wort „umbedingt“ genügend 
ausgedrũckt. 

Abſ. 3 des Art. 49 iſt an und für ſich klar. Es iſt dabei 
natürlich vorausgeſetzt, daß nach Maßgabe des Schuldausſpruches auf 
Zuchthausſtrafe erfannt werden müßte, wenn es ſich um ein vollen— 
detes Verbrechen handeln würde. Geftattet das Geſetz nah Mafgabe 
des Schuldausfprucdes ſchon wegen ber vollendeten That in Folge bes 
Borhandenfeind anderer Strafminderungsgründe auf bloße Gefängniß— 
ftrafe zu erkennen, jo richtet ſich die Frage, ob mit der Strafe bie in 
Art. 28 bezeichneten Folgen zu verbinden find oder verbunden werben 
können, nach jenen Verfchriften, welche das Geſetz in diefer Beziehung 
für den Hall der Annahme des betreffenden Strafminderungsgrundes 
enthält. Art. 204 Abi. 1 bedroht die Nothzucht mit Zuchthaus bis 
zu adıt Jahren. Gegen denjenigen, welcher des Verſuchs dieſes Ver— 
brechens für fchuldig erflärt wurde, kann die Strafe nad) Art. 49 
Abſ. 2 Ziff. 2 bis zu zwei Jahren Gefängnig herabgeſetzt werben, es 
müffen damit aber, wenn dies auch geichieht, nad Art. 49 Abi. 3 
immer die in Art. 28 bezeichneten Folgen verbimden werden. Haben 
die Geſchwornen aber, indem fie ihn des Verſuchs der Rothzucht für 
ſchuldig erklärten, zugleich entfchieden, die Fähigkeit der Selbitbeftimmung 
jet bei ihm zur Zeit der That in erheblichem Grade gemindert gewefen, 
je kann die durch Art. 204 Abſ. 1 angebrohte Zuchthausſtrafe ſchon 
ohne Nüdficht darauf, daß es fich im vorliegenden Falle nur um einen 
Verſuch handelt, in Anwendung des Art. 68 Ziff. 3 auf ein Jahr 


— — 





) Verh. der K. der Abg. in ben Jahren 183, Beil. Od. II S. 88. 
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Gefängniß herabgefegt werben und es ift durch Art. 75 dem Ermeffen 
des Verichtes anheim gegeben, ob es die in Art. 28 bezeichneten Fol⸗ 
gen oder welche berjelben mit der Gefängnißftrafe verbinden will. Diefe 
Befugniß, welche das Gericht alfo ſchon bei der vollendeten That hat, 
wirb natürlih durdy den Umſtand, daß es ſich um einen bloßen Ber: 
ſuch, mithin um noch weniger bandelt, nicht aufgehoben und es bleibt 
deshalb auch in dieſem Falle dem Ermeſſen des Gerichts anheim gege: 
ben, ob e8 die in Art. 28 bezeichneten folgen, oder welche derjelben 
gegen den Berurtheilten eintreten laſſen will. 


Art. 50, 


Wo das Gefeh die Strafe der vollendeten Chat nad der 
Größe der dadurch bewirkten Befchädigung oder Werlegung be- 
fimmt, wird bei der Beftrafung des Verſuchs von der auf den 
niedrigfien Grad folder Befchädigungen oder Verletzungen gefehten 
Strafe ausgegangen, infoferne nicht aus den Umfländen hervorgeht, 
daß die Abficht des Chäters auf eine größere Beſchädigung oder 
Verlegung gerichtet gewefen fei. 

Die Beftimmung diefes Artikels iſt eine ſich eigentlich von felbit 
verftebende Folge aus dem im Strafrechte immer feftzubaltenden Sage, 
daß im Zweifel nur dasjenige angenommen werden Tann, was dem 
Thäter am günftigften ift (in dubio pro reo). Die Grundlage ber 
Strafbarkeit des Verſuchs Liegt in der Abficht des Thäters, ein beftimm: 
tes Verbrechen zu verüben. Gehört nun zum Thatbeftande eines Ver: 
brechens eine gewille Größe der durdy dasfelbe bewirkten Beſchädigung 
ober Berlegung, jo kann ein Berfuh diejes Verbrehens nur dann 
angenommen werden, wenn aus ben Umjtänden ar bervorgebt, daß 
die Abfiht des Thäters auf die zum Thatbeitande geforderte größere 
Beſchädigung oder Verlegung gerichtet war. Ergibt fih aus den Um: 
ftänden diefer Beweis nicht, jo kann nur ein Verſuch der geringer 
ftrafbaren, nämlich derjenigen Handlung angenommen werden, welde 
gejeßlid dann vorliegt, wenn dieſe größere Beſchädigung oder Verlekung 
nicht bewirkt worden ift. Art. 274 Ziff. 2 betrachtet den in einem 
bewohnten Gebäude mittels Einbruchs oder infteigens ober rechte: 
wibrigen Gebrauchs von Schlüffeln verübten Diebftahl in der Regel 
nur dann als Verbrechen, wenn der Werth des Geftohlenen die Summe 
von hundert Gulden überfteigt, andern Falles nur als Vergehen. Iſt 
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nun Jemand überwiejen, in ein bewohntes Gebäude in der Abficht, 
dajelbft zu ftehlen, eingebrochen zu fein, geht aber aus den Umftänden 
nicht hervor, was er dafelbft ftehlen, insbefondere nicht, daß er dafelbit 
Gegenftände, deren Werth hundert Gulden überjteigt, jtehlen wollte, jo 
fann er nicht wegen Verſuchs des Berbrehens, fondern nur wegen 
Lerfuh des Vergehens des Diebitahls gejtraft werben. 


Art. 51. 


Eine Handlung, Durch welche die Ausführung einer beab- Slam. 
fihtigten ſtrafbaren Chat lediglich vorbereitet, aber noch nicht an- 
gefangen wurde, unterliegt nur dann einer Strafe, wenn fie mit 
foiher vom Gefege ausdrüclid, bedroht ift, oder wenn fie für ſich 
allein Schon ein Werbrechen oder Vergehen oder eine Uebertretung 
bildet. 

Das zur Erläuterung diefes Artikels Erforderliche ift im Weſent— 
lihen jchen in dem enthalten, was oben über den Verſuch überhaupt 
und zu Art. 47 bemerkt wurde. Der Ausdruck „vorbereitende Hand: 
fungen“ ift im Art. 51 in einem etwas weitern Sinne gebraucht, ale 
er, wenn man die Sache ganz ftreng nimmt, fprachlich eigentlich bat. 
Ein Mißverſtändniß kann jedoch daraus nicht entftchen. Die vorberei: 
tenden Handlungen bilden bier den Gegenfab zu denjenigen, welche 
ihen den Anfang der Ausführung enthalten, alle Handlungen, bei 
denen Letzteres nicht der Fall iſt, find alfo unter dem Ausdrude „vor: 
bereitende Handlungen“ zu verftehen. 

Ein Fall, in melden eine vorbereitende Handlung ſchon für ſich 
allein ein Verbrechen oder Vergehen oder eine Uebertretung bildet, Tiegt 
> B. dann vor, wenn Jemand in der Abficht, einer Andern zu ermor: 
ben, eine Piſtole ftiehlt. Hat er nichts weiter getban, um diefe Ab: 
fiht auszuführen, jo kann er allerdings nicht wegen Mordverſuchs ver: 
folgt werben, da bezüglich des Mordes nur eine vorbereitende Handlung 
vorliegt, wohl aber hat er die Strafe des Diebitahls verwirkt. 


Theilnahme. 
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Fünftes Hanptitüd. 
Theilnahme und Begünftigung. 


Art 32, 


Wenn bei Werübung eines Verbrechens mehrere Berfonen 
zufammenwirken, fo trifft die auf diefes Verbrechen geſetzte Strafe 
nicht blos denjenigen, welcher das Verbrechen durch eigene Hand- 
lung unmittelbar bewirkt hat (Chäter), fondern ebenfo jeden Cheil- 
nehmer, deffen Abficht auf die Hervorbringung oder Unterſtützung 
des Berbrechens gerichtet war. 

War die Abficht eines Cheilnehmers auf die Hervorbringung 
oder Unterſtützung einer geringer firafbaren That gerichtet, fo trifft 
ihn nur die hierauf geſetzte Strafe. 

Die Beftimmungen des Strafgefeßbuhs von 1813 über Urheber 
und Theilnehmer find nicht nur in hohem Grade fomplizirt, ſondern es 
waren in Folge derjelben jeit Einführung der Schwurgerichte auch die 
Geſchwornen zur Entſcheidung von Fragen berufen, die ihrer Natur 
nad als Fragen der Strafausmeflung offenbar zur Entſcheidung der 
Gerichtshöfe gehören. BVorzugsweife in diefer Lehre war deshalb, wie 
audy allgemein anerkannt wurbe, Vereinfahung nöthig. Das Spftem 
des neuen Geſetzbuchs ift einfah und entjpricht den Forderungen ber 
Gerechtigkeit, indem es den Gerichten den bei ber Theilnabme mehr 
als irgendwo erforderlihen Spielraum und dadurch die Möglichkeit 
gewährt, in jedem einzelnen Falle die Strafe der wirklichen Verſchul— 
dung anzupafjen. 

Abſ. 1 des Art. 52 unterfcheidet zwifchen den Thätern und 
den Theilnehmern. Thäter find diejenigen, welche das Verbrechen 
burdy eigene Handlung unmittelbar bewirkt haben; alle andern, welche, 
ohne daß fie das DVerbrehen durch eigene Handlung unmittelbar bewirk— 
ten, bei Berübung des Verbrechens in ber auf Hervorbringung oder 
Unterftügung desfelben gerichteten Abficht mitgewirkt haben, werden 
unter dem gemeinfchaftlichen Ausdrude „Theilnchmer“, begriffen. 
Mit dem Ausdrude „Thäter“ bezeichnet fonady das Gefehbuch die: 
jenigen, welche man fonft phyſiſche Urheber nennt, während unter 
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dem WAusdrude Theilnehmer“ ſowohl die fogen. intellektuellen 
Urheber (die Anftifter) und diejenigen, welche, wie das Strafgeſetzbuch 
von 1813 in Art. 45 eine Klaffe der Urheber bezeichnet, dem Voll: 
bringer vor oder bei der Ausführung in der Abficht, damit das Ver: 
brechen entitehe, eine ſolche Hilfe geleiftet haben, ohne welche dieſem 
die That nicht möglich geweien wäre, als auch die verfchiedenen Rlaffen 
der Gebilfen begriffen find. Berfchieden von den Theilnehmern find 
natürlich die Begünftiger, indem ſich die Begünſtigung Bon der 
Theilnahme wesentlich dadurch untericheidet, daß, während die Theilnabme 
ein Zuſammenwirken mebrerer Berjonen bei Verübung des Verbrechens 
und die auf die Herverbringung oder Unterftütung des Verbrechens 
zerichtete Abſicht vorausſetzt, das Weſen der Begünftigung darin liegt, 
daß fie erſt nach begangener That, zwar in Beziehung auf dieielbe, 
jedoch ohne vorheriges Verfprechen ober Einverſtändniß, ftattfindet. 
Auch im liebrigen iſt das Syſtem bes neuen Geſetzbuchs fehr 
einfach. Es untericheidet, um jogleich bier einen kurzen lleberblid über 
das Ganze zu geben, bezüglich ber Strafbarfeit nur zwiſchen den An: 
fiitern und den übrigen Theilnehmern, ftellt keine weitern Grabe oder 
Klaffen auf, fonnte die, wie jeder Praktiker weiß, vielfach bedenklichen 
Beitinmungen über Komplott, Bande u. dgl. vermeiden und gibt den: 
neh dem Michter die Möglichkeit, alle bier in Betracht kommenden 
Unftände geeignet. zu berüdfichtiaen, da, wo es gerechtfertigt ift, die 
ganze Strenge des Geſetzes eintreten zu laffen, ohne in andern Fällen 
in ungerechte Härte verfallen zu müſſen. As Grundſatz iſt nämlich 
aufgeitellt, daß die von dem Geſetze auf das Verbrechen geſetzte Strafe 
nicht blos den Thäter, jondern auch jeden Theilnehmer trifft. Von 
diefem Grundſatze kann bezüglich der Anſtifter nicht abgegangen werben, 
dagegen räumt, Art. 55 den Gerichten die Befugniß eim, die Strafe 
aller übrigen Theilnehmer jehr bedeutend berabzufegen, nämlich bei 
Verbrechen, die unbedingt mit Todes: oder lebenslänglicher Zuchtbans: 
firafe bedroht find, bis auf Zuchthaus nicht unter acht Jahren, bei 
allen andern ftrafbaren Handlungen bis zu einem Biertheile bed nie: 
drigſten Strafmaßes, und zivar ganz in der oben zu Art. 49 erörterten 
Weiſe, alfo: ohne, dar bejondere Strafmilderungsgründe nachgewieſen zu 
ſein brauchen, jondern lediglich deshalb, weil die betreffende Berfon nur 
megen Theilnabme zu beftrafen if. Daß hiernach ber der überwie— 
genden Mehrzahl der Verbrechen, von dem Anftifter abgefehen, wegen 
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Theilnahme auf eine bloße Vergehensſtrafe erfannt werden kann, if 
von fjelbft Har. Eben jo leuchtet ein, daß durch dieſes Spitem bie 
Aufgabe der Gefhwornen auf ihr natürliches Map zurücdgeführt if. 
Sie haben bezüglid aller der Theilnahme an einem Verbrechen ange: 
Elagten Perfonen über die Schuldfrage zu entjheiden, die Feſtſtellung 
der lediglich zur Strafausmeflung dienenden Umſtände aber ift bem 
Gerichtshofe überlafjen. 

Was nun die Beftimmungen des Art. 52 im Einzelnen betrifft, 
jo werden darüber einige Bemerkungen genügen. 

Das Geſetz jeht das Zuſammenwirken mehrerer Perſonen bei 
Berübung eines Verbrechens voraus. Hieraus folgt, daß von 
einer jtrafbaren Theilnahme nur dann gejprodyen werben kann, wenn 
eine nad) den gefeglidhen Beftimmungen jtrafbare Hauptthat vorliegt. 
Die bloße Berabredung oder Verbindung mehrerer Perfonen zur Be 
gehung eines Verbrechens bleibt deshalb in der Regel ftraflos, fo lange 
ed noch nicht zu einem Anfange der Ausführung, alſo wenigftens zu 
einem ftrafbaren Verſuche gelommen ift. Der Gefebgeber mußte dies 
folgerichtig als Regel aufftellen, weil er in der Regel alle Handlungen, 
durch welche die Ausführung eines Verbrechens nur vorbereitet wird, 
frei von Strafe läßt, die bloße Verabredimg oder Verbindung mehrerer 
Perjonen zur Begehung eines Verbrechens aber nur eine vorbereitende 
Handlung iſt. Für einzelne Fälle ift allerdings auch ſchon die bloße 
Eingehung einer auf die Verübung eines Verbrechens gericyteten Ver: 
bindung oder Berabredung mit Strafe bedroht, allein es find dies 
wenige Ausnahmsfälle, bezüglih welcher ſich die betreffenden Beſtim— 
mungen im befondern Theile finden, wo ich auf diefelben zurückkommen 
werde. ch bemerfe vorläufig nur, daß es vorzugsmeife die nämlichen 
verbrecherifchen Unternehmungen find, bei denen das Geſetz ausnahms- 
weiſe auch die vorbereitenden Handlungen mit Strafe bedroht. Aus 
dem obigen Satze, daß von einer ftrafbaren Theilnahme nur dam ge: 
fproden werden kann, wenn eine ftrafbare Hauptthat vorliegt, folgt 
aber keineswegs, daß eine Berurtheilung von Theilnehmern nur dann 
ftattfinden könne, wenn auch ein Thäter verurtheilt wird. Dem ift 
wenigftens in ber Regel nicht fo. Die ftrafbare Theilnahme fett nur 
eine jtrafbare Hauptthat voraus, ine ſolche kann aber recht gut vor: 
liegen, ohne daß wegen bderfelben auch ein Thäter verurtbeilt werden 
kann, Konnte ber Thäter z. B. nicht ermittelt werden, ober ift er 
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aus perfönlihen Gründen von Strafe frei, fo hindert dies die Verur— 
theilung der Theilnehmer nicht, vorausgejegt, daß die. Verübung ber 
ſttafbaren Hauptthat ſelbſt fejtgeitellt it. Auch in diefer Beziebung 
enthält das Geſetz mandye abweichenden befonderen Bejtimmungen, auf 
die jedod bier nicht im Einzelnen eingegangen werden kann. Sie wer: 
den fpäter bejprocdyen werben und es ift bier nur die allgemeine für 
alle ille, bezüglich deren das Geſetz nicht etwas befonderes beftimmt, 
geltende Regel aufzuftellen, daß von einer ftrafbaren Theilnabme nur 
dann die Rede fein kann, wenn eine jtrafbare Hauptthat, gleichgiltig 
eb vollendet oder bloßer Verfuh, vorliegt, daß aber, wenn Letzteres 
der Fall ift, der Beitrafung der Theilmebmer der Umitand nicht hin: 
vernd im Wege fteht, daß der Thäter aus perfönlichen Gründen nicht 
zur Strafe gezogen werben kann. 

Der in Abſ. 1 des Art. 52 gebraudte Ausdruck „unmittel: 
bar“ ſchließt natürlich den Begriff der Thäterfchaft für ſolche Fälle 
mt aus, wo ſich der Thäter zur VBollbringung der That eines außer 
ihm liegenden Mittels bediente oder wo er den beabfidhtigten Erfolg 
erit durch das Inswerkſetzen einer Zwiſchenurſache hervorbrachte. 68 
wurde, als Profeſſor Dr. Dollmann diefen Punkt in der Situng des 
Sefepgebungsausjchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 9. Jänner 
1857 anregte, allgemein anerfannt, daß fi dies von felbjt verſtehe. 
Durch den übrigens auch ſchon in Art. 45 des Strafgefegbuds von 
1813 gebrauchten Ausdruck „unmittelbar“ follte nur ber Gegen: 
jap zwifchen Thäter und Anftifter, weldy’ legterer das Verbrechen aud), 
jedoch nicht unmittelbar, jondern mittelbar, indem er einen Andern zu 
defien Begebung bejtimmte, bewirkt bat, möglichjt deutlich hervorgehoben 
werben.) 

Haben bei Berübung eines Verbrechens mehrere Perſonen in der 
Art zufammengewirkt, daß fie dasfelbe gemeinſchaftlich durd eigene 
Handlung unmittelbar bewirkten, jo find fie natürlich ſämmtlich als 
Thäter zu betrachten. 

Mie bei allen vorfäglichen Handlungen, fo ift auch bei der Theil: 
nahme der verbrecherifche Wille nothwendige Borausfegung der Strafbarkeit. 
Rah der Natur der Theilnahme und wegen ihres innern Zufammen: 
banges mit der betreffenden Hauptthat genügt bei ihr aber nicht, daß 


Ro. die Bemerkungen zu Art. 65. 
Weis, Das Etrafgefephuch für das Königreich Yaunern, 11 


162 Strafgefeß, Artifel 52. 


diejenigen Handlungen, in denen äußerlich die Theilnahme liegt, über: 
haupt vorfäßlich vorgenommen wurden, fondern bie Abficht des Han- 
beinden muß bei ihrer Vornahme zugleich auf die Hervorbringung oder 
Unterftügung eines beftimmten Verbrechens gerichtet gewefen jein. Es 
find verfchiedene Fälle zu unterfcheiden. Die beiden einfachiten fin 
die, daß entweder dasjenige Verbrechen, auf defjen Hervorbringung oder 
Unterftügung die Abſicht des Handelnden gerichtet war, wirklich verükt, 
beziehungsweife in ftrafbarer Weiſe verfucht, oder daß überhaupt feine 
ftrafbare Handlung begangen wurde. m erjten diefer Fälle ijt der 
Handelnde der ftrafbaren Theilnahme an diefem Verbrechen fjchulbig, 
im zweiten ift er, wie wir bereits oben geſehen baben, ſtraflos. Nun 
find aber noch weitere Fälle möglih. Es kann nämlich vorkommen, 
daß zwar allerdings eine jtrafbare That verübt, beziehungsmeife in 
ftrafbarer Weife verſucht wurde, jedoch nicht diejenige, auf deren Her— 
vorbringung oder Unterftüßung die Abſicht des Handelnden gerichtet 
war, fondern eine andere. An der Sitzung des Geſetzgebungsaus— 
fhuffes der Kammer der Abgeordneten vom 7. Juli 1860 wurde, 
ohne daß von irgend einer Seite ein MWiderfprud dagegen erboben 
worden wäre, bie Anficht aufgeftellt, daß in einem ſolchen Falle dann, 
wenn es fih um gang heterogene ftrafbare Handlungen handelt, von 
einer Strafbarkeit der Theilnehmer feine Rede fein künne, daß alle 
3. B. denjenigen, welcher durch Wacheſtehen zu einem Diebftahle mit: 
wirken wollte, während im Haufe felbjt eine Notbzucht verübt wurde, 
feine Strafe treffe, weil er die wirklich begangene ftrafbare That nicht 
beabjichtigt hat, die von ihm beabfichtigte aber nicht verübt worden 
ift. Zugleich wurde aber anerkannt, daß der Theilnehmer jtrafbar fei, wenn 
zwar nicht gerade ganz die von ihm beabfidhtigte, allein doch eine ver: 
wandte ftrafbare Handlung verübt worden ift. Als Beifpiele folcher ver: 
wandten jtrafbaren Handlungen wurden Raub und Diebitahl angeführt. 
Diefe Unterfcheidung als richtig vorausgefeßt, entfteht dann noch die weiter: 
Frage, welde Strafe den Theilnehmer im legteren Falle trifft. Iſt 
die verübte That geringer ftrafbar, als diejenige, auf deren Hervor- 
bringung oder Unterftügung feine Abficht gerichtet war, fo trifft ihn 
natürlich nur bie geringere Strafe ber verübten That, da von ber 
Strafe der ſchwerern That Feine Nede fein kann, weil diefelbe ja nicht 
verübt wurde. Fit dagegen die verübte That die fchwerere, fo trifft ihn 
auch in dieſem Wale dennoch nur die geringere Strafe, weil er bie 
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ſchwerere That nicht beabfichtigt hat, wegen berfelben alſo auch nicht 
geitraft werben kann. Man hielt es aber, um im diefer Beziehung 
einen Zweifel aufkommen zu laffen, für nothwendig, dies im Geſetze 
ausdrüdlich zu jagen. So entftand ber Abf. 2 des Art. 52. Dabei 
verſteht es jich von jelbit, daß das Gericht auch in diefem Falle ber 
fugt ift, die auf die That felbit geſetzte Strafe nach Maßgabe der Be: 
timmungen des Art. 55 berabzufegen !). 


Art. 53. 


Die gefehlichen Vorfchriften über Die Cheilnahme kommen 
auch bei Vergehen und Mebertretungen zur Anwendung, foweit nicht 
die Geflimmungen der nadyfolgenden Artikel auf Verbrechen oder 
auf Verbrechen umd Vergehen befchränkt find. 

Diefer Artikel verbanft dem zu Abſ. 2 des Art. 47 angegebenen 
Grunde feine Entſtehung und bedarf einer weitern Erläuterung nict. 
Kur gleihfam zum Ueberfluffe will ich bemerfen, daß biernady das: 
jenige, was ich in den Erläuterungen zum vorbergebenden Artikel be: 
züglih der Theilnabme an Verbrechen gefagt babe, in der Regel 
gleibmäßig auch auf die Theilnahme an Vergeben und Lebertre: 
tungen Anwendung findet. 


Art. 54. 


Unter der Vorausfeßung der im Artikel 52 angegebenen 
Abficht if als Theilnehmer zu betrachten: 

1) wer durch ausdrüclichen Hath oder Auftrag, durch 

Heberredung, durch Verfprechen oder Geben eines fohnes 

oder Geichenkes, durch Gewalt, Drohung oder Befehl, 





) Ueber die Theilnabme überhaupt find zu vergleihen: Motive zu 
dem frübern Entwurfe (Verb, d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. 11 ©. 140 fi.), 
Vortrag und Verhandlungen im Gejepgeb.Ausih. der K. d. Abg. in ben 
Jahren 18°%, (Berbandlungen Bd. I ©. 40 fi. u. ©. 176 jf.), desgleichen 
im Geſ. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe (Verhdl. ©. 214 ff. u. Beil. S. 92 fi.), 
Vortrag und Verhandlungen im Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. in den Jahren 
19%, (Berbdl. d. K. d. Abg. Beil.Bd. ITS. 134 u. Beil.Bd. IM ©. Aff.) 
detgleichen im Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe (Beil. ©. 20 ff. u. Prot. 
».18. 36 ff.). 
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durch Erregung oder Benützung eines Irrthnms oder auf 
andere ähnliche Weile die Arafbare Chat verurfadht hat; 

2) wer vor dem Beginne der Ausführung der beichloffenen 
That Selehrung oder Kath über die Art und Weile ihrer 
Ausführung ertheilt, Werkzeuge oder andere Mittel zu 
ihrer Begehung geliefert, Gelegenheit zur Ausführung 
verschafft, Hinderniffe der Ausführung aus dem Wege ge— 
räumt oder überhaupt Handlungen, durch welche die Chat 
vorbereitet wurde, vorgenommen oder zu ſolchen Hand- 
lungen Hilfe geleiftet hat; 

3) wer vor oder in dem Beitpunkte der Ausführung dem 
Chäter oder einen Cheilnehmer in ihrem Entichluffe be- 
Rärkt, wer denfelben vor der Chat eine Beihilfe bei der 
Ausführung oder die Verheimlichung der Chat oder an- 
dere nad, vollendeter Chat zu leiftende Hüfe oder Unter- 
Rüsung veriprochen und nicht vor angefangener Ausfüh- 
rung feinen Rücktritt von dieſem Verfprechen ausdrüclid 
oder durch unzweideutige Handlungen zu erkennen gege- 
ben hat; 

4) wer in dem Beitpunkte der Ausführung der That durd) 
Handanlegen, Wacjefiehen, fiundichafigeben oder auf andere 
ähnliche Weife zur Verübung der Chat mitgewirkt, Beiſtand 
geleitet, die Ausführung der Chat erleichtert oder die 
Wirkung derfelben befördert hat. 

Insbeſondere bei diefem Artikel ift auf dasjenige aufmerkſam zu 
machen, was im Eingange der Motive zu dem Entwurfe von 1360 
unter Ziffer VI. bezüglich der jeßigen Redaktion Gemerkt ift. Der 
entfprechende Artifel des frühern Entwurfs enthielt nämlich mehrere: 
male die Beifäge „vorſätzlich“, „abſichtlich“ und „wiſſentlich“. Diele 
Beifäge find im Entwurfe von 1860 und in Folge defjen jest aus 
im Gefetsbuche ſämmtlich weggelaffen. Es ift dies, wie ſchon früber 
einmal bemerkt wurde, nicht deshalb gefchehen, weil das Gefek zur 
Strafbarkeit der Theilnahme die Vorfäglichkeit oder Wiffentlichkeit 
nicht verlangt, fondern vielmehr deshalb, weil der Vorſatz ohnedies nad 
Art. 6 Vorbedingung der Strafbarkeit ift und außerdem der Gingang 
des Artikels ausdrüdlich jagt, daß diejenigen, welche die in diejen Ar: 
tifel aufgezählten Handlungen vorgenommen baben, als Theilnehmer 
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im Sinne bes Geſetzes nur unter der Vorausſetzung zu betrachten find, 
daß ihre Abfücht bei Vornahme dieſer Handlungen auf die Hervorbrin: 
gung oder Unterſtützung des in Rede jtehenden Verbrechens gerichtet 
war. Insbeſondere bildet z. B. bei der Hilfeleiftung aud die Wif- 
ientlichfeit ein nothwendiges Kriterium ber Strafbarkeit, weil ohne 
Nefelbe die die Strafbarfeit bedingende Abficht nicht angenommen 
werben kann. 

Bei Feititelung des Art. 54 war man bemüht, eine Faſſung 
u finden, welche eine allzu große Ausdehnung diefer Beftimmungen 
und das Hereinzieben unbedeutender oft nicht ernftlich gemeinter Dinge 
unmöglich macht. Durd die Faſſung allein kann diefer Zweck jedoch 
nicht erreicht werden, da diejelbe immer, wenigitens bis zu einem ge— 
wiffen Grade, elaftifch fein muß, wenn man nicht auf der andern 
Seite Dinge jtraflos laffen will, welche ohme Gefährdung der Ordnung 
and Sicherheit nicht ftraflos bleiben dürfen. Es muß beshalb viel 
dem vernünftigen Bollzuge überlaffen werben, ber wohl das Richtige 
finden wird, wenn diejenigen, denen derſelbe anvertraut ift, des Grund: 
gedantens des Geſetzes ſtets eingedenk find, der in Art. 52 und in 
dem Kingange des Art. 54 ausgedrüdt it. Das Gefek fett voraus, 
daß mehrere Perjonen bei Berübung eines Verbrechens zufammenge: 
wirft haben, daß mithin der Wille, die Abjicht aller diefer Perfonen, 
aljo auch der Theilnehmer, auf die Hervorbringung oder Unterjtüßung 
diejes Verbrechens gerichtet war. Werden die einzelnen Handlungen 
hiernach forgfältig geprüft, fo kann es nicht ſchwer fallen, das Rich— 
tige zu treffen. 

Was nun die einzelnen Punkte betrifft, in denen die heutige 
Faſſung des Geſetzes vom urjprünglichen Entwurfe abweicht, jo genügt 
es, darüber Folgendes zu bemerken. Der in Ziff. 1 vorkommende 
Ausdrud „Auftrag“ wurbe beanftandet, weil er in der Anwendung 
leicht zu einer allzu großen Ausdehnung des Geſetzes führen Fünne, 
Der Abſtrich diefes Wortes wurde jedoch nicht beliebt, weil man fürch— 
tete, e6 jeien, wenn dieſes Wort im Gefete ganz fehle, mande Fälle 
der Anftiftung nicht gegriffen, die doch nicht ftraflos bleiben dürften, 
und zwar vorzugsweife deshalb, weil das Wort „Befehl ein Sub: 
erbinationsverhältnig vorausfeße, mithin auf Fälle, wo ein ſolches 
Lerhältnig nicht befteht, nicht angewendet werden könne. Dagegen 
wurde dem Worte „Auftrag“ eine veränderte Stellung in ber Art 
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gegeben, daß ſich das Adjectivum „ausdrüdlichen” nunmehr and auf 
„Auftrag“ bezieht, um damit augzubrüden, daß nicht fchon jeder ges 
wöhnliche Auftrag genügt, fondern daß der Auftrag ernftlich gemeint 
gewejen fein müffe. Am Schluſſe der Ziff. 1 wurde ftatt der im 
frühern Entwurfe gebrauchten Worte „den Thäter zu dem Verbrechen 
bejtimmt bat“ geſetzt: „die jtrafbare That verurfacht bat“, um auszu— 
vrüden, daß es nicht nothwendig ift, daß der Anftifter unmittelbar auf 
die Perfon des Thäters felbit eingewirkt hat, jondern daß dies aud 
burdy eine Mittelsperfon geſchehen fein könne. Als Beifpiel führte ic 
in meinem Vortrage vom Jahre 1856 folgenden Fall an. A. bat 
eine Feindſchaft gegen B., will ſich an demfelben in irgend einer Meife 
rächen, will 3. B., daß ihm fein Haus angezündet werde. Er will 
diefe That jedoch nicht felbit ausführen, ſondern durch einen Dritten 
ausführen laſſen. Nun bat er aber die nötbigen Berjonalkenntnifle 
nicht oder es ftehen ihm fonftige Hindernifje im Wege, um einen Drite 
ten zur Verübung der That anjtiften zu können, allein er bat einen 
Freund oder einen Diener, welder in der Lage ift, Jemanden zur Ber: 
übung ber gewünjchten That verleiten zu können. Er wendet fich des: 
halb an bdiefen C. Derfelbe entjpricht feinem Wunſche, verleitet den 
D. die That an B. zu verüben und D. führt fie auch wirklich aus. 
D. ift in biefem Falle der Thäter, er wurde zu der That beftimmt 
durch C., letzterer iſt aljo Anftifter. Allein es kann nicht bezweifelt 
werben und wurde auch bei ber Verhandlung im Geſetzgebungsausſchuſſe 
der Kammer der Abgeordneten allgemein anerkannt, daß auch A. als 
Anftifter betrachtet werden muß, denn er ift fogar der eigentliche Ur: 
beber des Verbrechens. Nach der urfprünglichen Faſſung hätte es aber 
zweifelhaft erfcheinen können, ob das Geſetz auf ihn Anwendung findet, 
da er nicht ben Thäter, fondern nur den unmittelbaren Anftifter zu 
dem Verbrechen beftimmt bat. Nah der heutigen Faflung kann ba: 
gegen ein Zweifel nicht beftehen, da er jebenfalld in der in Ziff. 1 
angegebenen Weije die ftrafbare That verurfacht bat. In gleicher 
Weife weicht auch die jebige Faſſung der Ziff. 2 u. 4 von der af: 
fung des frühern Entwurfes ab. Letztere ging dabin, daß dem Thä— 
ter Rath oder Belehrung ertheilt, ibm Mittel oder Werkzeuge zur 
Begehung des Verbrechens geliefert, ihm Hilfe oder Beiftand geleiftet 
worden fei, während bie jebige Faflung allgemein dahin lautet, daß 
Belehrung oder Rath ertheilt, Werkzeuge oder anbere Mittel zur Be: 
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gehung ber bejchloffenen That geliefert, Handlungen, durch welche die 
That vorbereitet wurde, vorgenommen oder zu foldhen Handlungen Hilfe 
geleiftet worden fei, daß Jemand zur Verübung ber That Beiftund ge: 
leiftet babe u. f. w. Nach der jebigen Faſſung iſt fonady unzweifel: 
haft, daß das Geſetz nicht gerade eine unmittelbare Unterjtügung des 
Täters, jondern nur eine Förderung der ftrafbaren That verlangt. 
Auh in der Unterftüsung eines Theilnehmers, fo insbefondere des 
Anſtifters, kann eine ftrafbare Theilnabme, ein ftrafbares Mitwirken 
wur Berübung eines Verbrechens liegen. Prof. Dr. Dollmann ftellte 
m der Situng des Gefebgebungsausfchuffes der Kammer der Abge: 
erdneten vom 9, Januar 1857 folgenden Fall auf. A. will den B. 
aus dem Wege jchaffen; er wendet fich deshalb an den C., der dazu 
auch bereit ift, aber hundert Gulden Lohn verlangt. A. hat das Geld 
nicht, theilt jein Vorhaben dem D. mit und Yebterer borgt ihm die 
zundert Gulden wiffentlich zu dem angegebenen Zwecke, d. h. um ba: 
mit den C. zur Ermordung des B. zu Dingen. D. ift in biefem Falle 
offenbar jtrafbarer Theilnehmer, denn er bat zwar nicht unmittelbar 
den Thäter C. unterftüßt, allein er bat, was nach der jetigen Faſſung 
genügt, zur Verübung des Mordes dadurch mitgewirkt, daß er dem A. 
das Mittel, um den C. zum Morde zu dingen, lieferte, und damit 
ein der Ausführung entgegengeftandenes Hinderniß aus dem Wege 
räumte, und er that dies zu dem Zwecke, um damit die Verübung 
des Mordes zu ermöglichen, es war alfo feine Abſicht auf die Unter: 
ſtützung des Verbrechens gerichtet. 

Der Referent des Gefepgebungsausfchuffes der Kammer der Reichs— 
räthe hatte in feinem Vortrage vom 26. März 1857 beantragt, das 
Wort „ähnliche“ ſowohl in Ziff. 1 als auch im Ziff. 4 zu ftreichen 
und zu legterer Ziffer bemerkt, jede Handlung, durch weldye in dem 
Zeitpunfte der Ausführung der That zur Verübung bderfelben mitge: 
wirft wird, fie möge dem Handanlegen oder Wacheſtehen äbnlidy fein 
eder nicht, müſſe als Theilnabme betrachtet werden. Bei der Verband: 
lung im Ausſchuſſe bemerkte jedody der damalige Aujtizminifter Dr. v. 
Kingelmann, und zwar vorerjt bezüglich des Abſtriches diefes Wortes 
in Ziff. 1, durch denfelben werde bie Sache zu ſehr generalifirt; es 
hätte dann der Aufführung der einzelnen Momente gar nicht beburft; 
wenn jede Weife, den Thäter zu dem PVerbredyen zu beftimmen, ein 
Unrecht jei, fo hätte man nicht nothwendig gehabt, einzelne prägnante 
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Arten aufzuführen ; es jolle body immer eine Handlung fein, dic geeignet tft, 
in ähnlicher Weife beftimmend auf den Thäter einzuwirken, wie die ſpeziell 
erwähnten Momente. Der Referent erklärte hierauf, daß er gegen die 
Beibehaltung diefes Wortes, wenn hierauf ein befonderer Werth gelegt 
werde, nichts einzuwenden habe. In Folge deflen wurde die Beibe: 
haltung ohne weitere Discufjion beſchloſſen und es kamen ſonach bie 
vom Neferenten für den Abjtridy diefes Wortes in Ziff. 4 geltend 
gemachten oben mitgetheilten Gründe gar nicht zur Grörterung. Für 
die Anwendung des Geſetzes wird aber aus der Beibehaltung diejes 
Wortes nicht wohl eine Schwierigkeit entjtehen, da aus ber ganzen 
Faſſung der Ziff. 4 genügend hervorgeht, weldye Arten der Theilnahme 
der Gefeßgeber bier bezeichnen wollte und fi) kaum eine Art ber 
Theilnahme denken läßt, weldye nidyt mit eimer oder der andern ber 
bejonders aufgeführten eine gewiffe Achnlichkeit hat. 

Die der jesigen Ziff. 3 entfpredhende Ziff. 5 des Art. 42 des 
frühern Entwurfes hatte den Fall nicht erwähnt, daß Jemand vor ber 
That verfprocdyen bat, eine Beihilfe bei der Ausführung zu leiſten. 
Diefer Fall, der übrigens einer befonderen Crläuterung nicht bedarf, 
wurde bei ben Verhandlungen im Gefeßgebungsausfchufle der Kammer 
der Abgeordneten beigefügt. Bei der nämlichen Gelegenheit wurde in 
dieſe Ziffer der jesige Schluß derſelben aufgenommen. Dasjenige, mas 
jeßt hier in negativer Weife beftimmt it, war im frübern Entwurje 
in einem befondern Artikel (Art. 47) in der Art enthalten, daß dem: 
jenigen, welder feinen Nüctritt von dem in Rebe ftehenden Berjpre: 
hen vor angefangener Ausführung ausdrüdlic oder durch unzweideu— 
tige Handlungen zu erfennen gegeben bat, Straflofigfeit. zugefichert war. 
Materiell wurde an diejer Beſtimmung durch deren Herübernabme in 
die Ziff. 3 des jeßigen Art. 54 nichts geändert, da auch dic jebige 
Faſſung feinen Zweifel darüber läßt, daß derjenige, welder vor ange: 
fangener Ausführung feinen Nüdtritt von dem Verfpreden unzweideutig 
zu erfennen gegeben hat, jtrafles iſt. Es fehlt eben in biefem alle 
ein Umſtand, den das Geſetz zur Strafbarfeit verlangt, und es kann 
deshalb eine Strafe nicht verhängt werden. Nur eine Erweiterung erfubr 
diefe Beſtimmung dadurch, daß, wie jo eben bemerkt, auch der Tall, 
dak Jemand vor der That eine Beihilfe bei der Ausführung verfpre: 
hen hat, in das Gefeg aufgenommen wurde und wegen volljtändiger 
Gleichheit der Gründe natürlidy audy bei diefem Falle demjenigen Straf: 
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Iofigkeit zugefichert werden mußte, welcher vor angefangener Ausfüh: 
rung feinen Rüdtritt unzweideutig zu erkennen gegeben. hat. Kaum 
der Erwähnung wird es übrigens bedürfen, daß fid die im Mede 
ftebende Beftimmung über den Rücktritt nit auf den Eingang der 
Ziff. 3 bezieht. Es ergibt fich dies fchon aus dem Wortlaute, da bus 
Geſetz am Schluffe der Ziff. 3 nur vom Nüdtritte von dem Ver: 
ſprechen, im Eingange aber von der Beſtärkung bes Thäters oder 
eines Theilnehmers in ibrem Entichluffe, alſo voneinem in jeber 
Beziehung verichiedenen Falle, fpricht, auf den aud die Gründe nicht 
paſſen, aus welden das Geſetz wegen Rüdtritts Etraflofigfeit zufichert, 
abgeſehen davon, daß derjenige, welcher den Thäter oder einen Theil: 
nehmer in ihrem Sutichluffe beftärft hat, bievon eigentlich nicht zurück— 
treten, die Wirkungen defien, was er gethan, nicht mehr, wenigftens 
nicht mehr vollftändig befeitigen kann. 


Art. 55. 


In den Fällen des Art. 54 Biff. 2 bis 4 fleht den Gerichten 
die Befugniß zu, die Strafe des Cheilnchmers 

1) bei Verbrechen, die unbedingt mit Todes- oder lebens- 
länglicher Buchthausftrafe bedroht find, auf Buchthaus nicht 
unter act Iahren, 

2) bei alten andern firafbaren Handlungen bis zu einem 
Diertheile des niedrigen Strafmaßes vorbehaltlich deſſen, 
was in den Artikeln 17, 20 und 26 beftimmt ift, 

herabzufeßen. 

Im Falle der Theilnahme an einem ſtraſbaren Werfuche darf 
die Strafe nur nad Maßgabe der auf die Vollendung gefegten 
Strafe gemildert werden. 

Wird in Folge der in Abfab 1 den Gerichten eingeräumten 
Sefugnig wegen Cheilnahme an einer Handlung, die mit Buchthaus- 
Arafe bedroht if, auf Gefängnißſtrafe erkannt, fo find mit derfel- 
ben die in Art. 28 bezeichneten Folgen zu verbinden. 

Die Erläuterung diejes Artikels Tiegt bereits in dem, was zu 
Art. 49 bemerft wurde, da das dort Gefagte auch bier Auwendung 
findet. Nur kann bier in den fällen der Ziff. 2 bis zu einem Vier: 
theile des niedrigſten Strafmaßes herabgegangen werben. 
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Auch Abſ. 2 des Art. 55 iſt, obgleich er fich in Art. 49 nicht 
findet, in den Bemerkungen zum lettern Artikel ſchon erläutert. Es 
ift nämlich gelegenheitlich der Beiprehung der Frage, nah Maßgabe 
welcher Strafbeftimmung die Strafmilderung eintreten dürfe, bemerkt, 
daß im Falle der Konkurrenz von Verſuch und Theilnahme eine dop: 
pelte Strafherabſetzung burd Art. 55 Abf. 2 ausgefchlofien fei. In 
Art. 49 wurde eine Beftimmung, wie die des gegenwärtigen Abſ. 2, 
um beswillen nicht aufgenommen, weil ed einen Verſuch der Theil: 
nahme nicht gibt. 


Art. 56. 


Wer einen Andern durch Veriprechen oder Geben eines foh- 
nes oder Gefchenkes zur Verübung eines Verbrechens oder Ber- 
gehens gedungen hat, foll felbfi dann, wenn der Gedungene fid 
keines firafbaren Verſuches fchuldig gemacht hat, mit Gefängnif 
nicht unter 6 Monaten, falls die Chat, zu welcher er den Andern 
gedungen hat, ein Verbrechen ifl, und mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre, falls diefelbe ein Vergehen if, befiraft werden, es fei denn, 
daß er die Ausführung felbft verhindert oder die Michtausführung 
gebilligt hat. Bugleid kann auf die in Art. 23 bezeichneten Straf- 
folgen oder auf einzelne derfelben dann erkannt werden, wenn 
mit der Strafe derjenigen Chat, zu welcher gedungen wurde, dieſe 
Folgen verbunden find oder durch richterlichen Ausſpruch verbunden 
werden können, 


Das Gleiche gilt von demjenigen, der, um einen Andern zur 
Berübung eines Verbrechens oder Wergehens zu befiimmen, Gewalt 
angewendet oder mit einem Angriffe auf £eib oder Seben oder mit 
Srandftiftung gedroht hat. 

rüber wurde ſchon ausgeführt, daß die ftrafbare Theilnabme 
eine ftrafbare Hanptthat vorausjegt. Hieraus folgt, daß nach dem 
Syſteme des Geſetzbuchs wegen Anftiftung eine Strafe nicht eintreten 
kann, wenn dieſelbe erfolglos geblieben ift, der Angeftiftete nicht ein: 
mal einen jtrafbaren Verſuch zur Ausführung der That, zu welcher 
er angeftiftet wurde, gemacht hat. Won diefem Grundſatze glaubte man 
jedoch wegen der großen Gefährlichkeit und fittlihen Verworfenheit ber 
Handlung für den Fall eine Ausnahme machen zu müffen, daß Je— 
mand einen Andern durch Verſprechen oder Geben eines Lohnes ober 
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Sefchentes zur Verübung eines Verbrechens oder Vergehens gedungen 
bat. Man faßte dies aber als eine felbitftändig ftrafbare Handlung 
auf, bedrohte fie mit eigenen Strafen und nahm biebei auf die Hand: 
lung, zu welcher gebungen wurde, nur infoferne Nüdficht, als einer: 
ſeits eime höhere Strafe für den Fall, daß zu einem Verbrechen, und 
eine geringere für den Hall, daß zu einem Vergehen gebungen wurde, 
angedroht ift, und anderjeits auf bie in Art. 28 bezeichneten Folgen 
nur dann erkannt werden kann, wenn mit ber Strafe derjenigen That, 
zu welcher gedungen wurde, diefe Folgen verbunden find oder durch 
rihterlihen Ausfprucd verbunden werben können. 

Das Geſetz Spricht nur von Dingen zur Verübung eines Ver: 
breden® oder Vergehbens, das Dingen zur PQerübung einer 
Uebertretung ift mithin ſtraflos. Es kann dies, wie aud in ben 
Verhandlungen wiederholt bemerkt wurde, in ber Praris allerdings in: 
joferne Schwierigkeiten veranlafien, als fich öfter nicht entfcheiben Taf: 
ſen wird, ob zu einem Vergehen oder zu einer Mebertretung gedungen 
wurde, Es kann dies namentlich dann vorfommen, wenn Jemand ge: 
dungen wurde, um einen Andern körperlich zu mißhandeln. Läßt fich in einem 
Falle nicht entjheiden, ob zu einem Vergehen oder zu einer Ueber: 
tretung gedungen wurde, fo kann eben im dieſem Falle feine Strafe 
eintreten. 

Unter „Dingen“ wird nad dem gewöhnlichen Spradhgebrauche, 
der, weil das Geſetz einen andern Begriff nicht aufjtellt, Hier entſchei— 
ben muß, wie aud in ber Gitung des Gefehgebungsmusfchuffes der 
Kammer der Abgeordneten vom 9. Januar 1857 ohne Widerjprud 
bemerft wurde, eine fürmlicye Uebereinfunft zwijchen dem Dingenden 
und dem Gedungenen verjtanden. Erſterer muß dem Letztern für Ver: 
übung eines Verbrechens oder Vergehens einen Lohn oder ein Geſchenk 
verfprochen oder gegeben und Letzterer muß dagegen die Berübung ber 
betreffenden That übernommen haben, Ob er bies ernftlich gemeint 
oder ob er nur jcheinbar auf das Anerbieten des Dingenden einge: 
gangen ift, erfcheint bezüglidy der Strafbarkeit bes Lebtern gleichgiltig. 
Die Ausdrüde „Lohn oder Geſchenk“ rechtfertigen eine weitere 
Auslegung. Es iſt nicht nöthig, daß gerade eine bejtimmte Geldſumme 
oder eine bejtimmte Körperliche Sache gegeben oder verſprochen wurde, 
td genügt überhaupt das PVerfprechen oder das Zuwenden eines peku— 
niären Vortheils. 
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Abi. 2 ftellt dem Dingenden denjenigen glei, der, um einen 
Andern zur Verübung eines Verbrechens oder Vergehens zu beftimmen, 
Gewalt angewendet oder in der im Geſetze angegebenen Weiſe gebroht 
bat. Natürli wird aud hier vorausgefeßt, daß die Gewalt oder bie 
Drohungen feinen Erfolg hatten, indem, wenn der Gezwungene ober 
Bedrohte die betreffende ftrafbare Handlung wirklid verübt oder doch 
in jtrafbarer Weiſe zu verüben verfucht hat, nicht diefe Geſetzesſtelle, 
fondern Art. 54 Ziff. 1 zur Anwendung kommt. — Aufmerkſam will 
ich nur noch darauf machen, daß, während Art. 54 Ziff. 1 allgemein 
von Drohung fpricht, hier befonders gefährliche Drohungen verlangt 
find, die gegenwärtige Beftimmung alfo nur dann anwendbar ift, wenn 
mit einem Angriffe auf Yeib oder Leben oder mit Brandſtiftung ge 
droht worden ift. Wegen erfolglofer Drohungen geringerer Art kann 
auf den Grund dieſer Gefegesftelle eine Beſtrafung nicht eintreten. 


Bei der Verhandlung wurde nicht überjehen, daß auf den Grund 
des Art. 56 wegen erfolglofen Dingeng, beziehungsmeife wegen erfolg: 
Iofer Anwendung von Gewalt oder Bedrohung, bei mandyen Vergeben 
eine höhere Strafe ausgefprodhen werden fönnte, als dann, wenn ber 
Anftifter feinen Zweck volljtändig erreicht bat, beziehungsweife als wegen 
des vollendeten Vergebens, weil nämlich Art. 56 allgemein Gefängnik 
bis zu einem Jahre androht, wenn bie That, zu welcher gedungen wurbe 
oder genötbigt werden wollte, ein Bergeben if. Man glaubte jebodh, 
weitläufige Unterfcheidungen um deswillen nicht machen zu müffen, weil 
die Strafandrohung fein Minimum enthält, die Gerichte alfo bis zu 
einem Tage Gefängniß berabgeben können und in biejelben deshalb 
wohl das Vertrauen gefett werden darf, daß fie im einzelnen Falle die 
Strafe in billigem Verhältniſſe zur Strafe derjenigen That ausmeſſen 
werben, welche der Angejchuldigte eigentlich wollte. Nehnliches kommt 
au in andern Fällen, nämlich überall da vor, wo eine Handlung in 
einer gewiffen Beziehung zu einer andern fteht, vom Geſetze aber als 
jelbftitändig ftrafbare Handlung aufgefaßt wird, fo insbefondere bei der 
Begünftigung'). 


') Außer den in der vorigen Note angeführten Stellen ift noch zu ver: 
gleichen: Verb. der K. d. Abg. in den Jahren.18°%,, Beil.Bd. I ©. 286 und 
Beil. Bo. II ©. 199. 
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Art. 57. 


Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge oder mittels eines 
Preferzeugnifles zur Verübung einer firafbaren Chat aufgefordert 
hat, ifl, wenn die Aufforderung die Vollendung oder einen fraf- 
baren Verſuch der Chat zur Folge hatte, als Cheilnehmer nad 
Art. 54 Biff. 1 zu befirafen. 

an ein Erfolg nicht eingetreten, fo foll die auf ein Verbrechen 
gerichtete Aufforderung mit Gefängniß bis zu einem Jahre, womit 
Grldfirafe bis zu vierhundert Gulden verbunden werden kann, Die 
auf ein Vergehen gerichtete mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, 
womit Geldfirafe bis zu zweihundert Gulden verbunden werden 
kann, befitaft werden. 


Die Quelle diefes Artifels find die Art. 10 und 11 des Pre: 
geſetzes vom 17. März 1850, deren Bejtimmungen jedoch eine we: 
fentliche Ausdehnung dadurch erhalten haben, daß der Aufforderung 
durd ein Preßerzeugniß jene, welche auch nur mündlich, jedoch öffent— 
lid vor einer Menſchenmenge, ſtattgefunden bat, gleichgeſtellt wurde. 

Man könnte vielleicht glauben, Abſ. 1 des Art. 57 ſei unnöthig, 
weil, wenn die Aufforderung eine ſtrafbare Handlung wirklich zur Folge 
hatte, dann ohnedies eine Theilnahme im Sinne des Art. 54 Ziff. 1 
(Anftiftung) vorliege. Der bier behandelte Fall unterſcheidet ſich je— 
doh von der gewöhnlichen Anftiftung dadurch, daß, während letztere 
immer eine beftimmte Verfon oder einzelne beſtimmte Perfonen voraus: 
jeßt, auf welche eingewirft wurde, in dem bier behandelten Falle die 
Aufforderung an eine oft ganz unbeftimmte Menfchenmenge, an alle 
diejenigen, welche die betreffende Schrift Iefen, die mündliche Auffor— 
derung hören oder überhaupt Kenntniß davon erhalten, gerichtet ift. 
Uebrigens muß aud in dem bier behandelten Falle zwiſchen der Auf: 
ferderung und ber fpäter verübten ftrafbaren Handlung ein Cauſal⸗ 
zuſammenhang beitehben. Um dies im Geſetze ganz deutlich auszubrüden, 
wurden die im frühern Entwurfe in Uebereinftimmung mit dem Preß— 
geieke gebrauchten Worte: „wenn diefes Verbrechen wirflid verübt oder 
ein ftrafbarer Verſuch zur Verübung gemacht wurde“ dahin abgeändert: 
„wenn die Aufforderung die Vollendung oder einen ftrafbaren Verſuch 
der That zur Folge hatte”. Ob in einem einzelnen Falle diefer Eau: 
falzufammenhang zwiſchen der Aufforderung und der wirklich vorge: 
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nommenen ftrafbaren Handlung befteht, ift natürlich in der Regel 
aus dem Zufammenhalte aller Umftände zu ermefjen. 

Die Aufforderung muß entweder Öffentlich vor einer Men: 
fhenmenge ober mittel® eines Preferzeugniffes ftattge: 
funden haben. Der Ausdrud „Preßerzeugniß“ ift in dem in Art. 8 
bezeichneten Sinne zu nehmen, es find alfo unter demfelben namentlid 
auch die in Abſ. 2 des Art. 8 bezeichneten Schriften zu begreifen. 
Wann die Aufforderung öffentlich vor einer Menfchenmenge ſtattgefun— 
ven bat, ift im Geſetze nicht näher bejtimmt, fondern von dem Richter 
der That in jedem einzelnen Falle nad den Umftänden zu entjceiben. 
Der frühere Entwurf enthielt in Art. 7 die Beftimmung, daß zu einer 
Menſchenmenge im Sinne des Geſetzbuchs eine Anzahl von wenigſtens 
zehn Perfonen erfordert wird. Dieſe Beftimmung wurde jebod ge: 
ftridyen, weil man ber Anfiht war, daß der Begriff Menden: 
menge fih nicht allgemein für alle Fälle bejtimmen laſſe, fondern 
nur in jebem einzelnen alle nad) den Umftänden richtig entſchieden 
werden könne. Eben jo wenig ijt der Ausdrud „öffentlich“ im 
Geſetze näher beftimmt. Man vermied übrigens abſichtlich den im 
Code penal gebrauchten Ausdrud „an öffentlihen Orten“, um bie 
außerordentlih weite Auslegung, welche diefer Ausbrud bei den fra 
zöſiſchen und in Folge deſſen auch bei den pfälzifchen Gerichten gefunden 
bat, unmöglic; zu machen. Außerdem verband man in derjelben Ab— 
fiht das Wort „öffentlih” immer mit den weitern Worten „in Au— 
weienheit Mehrerer“ oder „vor einer Menfchenmenge”, um damit zwei: 
fellos auszudrüden, daß es nicht genügt, wenn die Handlung an einem 
an fi öffentlichen Orte vorgenommen wurde, fondern daß außerdem 
dafelbft auch wirklich mehr oder weniger Menfchen anweſend geweſen 
fein müfjen, mit andern Worten, daß bie Handlung den Charalter 
ber wirklichen Deffentlichkeit haben muß. Wie viele Menſchen anwe— 
jend gewefen fein müflen, um in einem einzelnen Falle annehmen zu 
können, daß die Handlung vor einer Menfchenmenge oder in Anmwe: 
jenheit Mehrerer vorgenommen wurde, richtet ſich nach den Umftänden 
und ber Natur der betreffenden Handlung. In manden Fällen wird 
man mit Recht in zehn anweſenden Perfonen eine Menfchenmenge erbliden, 
während in andern Fällen jelbjt eine größere Zahl noch nicht ald Menſchen⸗ 
menge betrachtet werben kann. Wer auf einem öffentlichen Plate einer 
Stadt zehn dafelbjt verfammelte böfe Buben auffordert, mit ihm vor 


Strafgeſetz, Artifel 58. 175 


ein Haus zu ziehen und dem Bewohner desfelben eine Katzenmuſik zu 
bringen, bat offenbar öffentlich vor einer Menjchenmenge zur Verübung 
einer ftrafbaren That aufgefordert, wer aber die doppelte Zahl folder 
Buben und noch eben jo viele dafelbft anweſenden Kindsmägde aufge: 
fordert bat, mit ihm vor eine armirte Feſtung zu ziehen um dieſelbe 
ju eritürmen, bat ſich nur lächerlih gemadyt und höchſtens ben Ber: 
dacht gegen fidy erregt, daß er zum Irrenhauſe reif fei. 

Zwiſchen den Ausdrüden „vor einer Menfchenmenge“ und „in 
Anwefenheit Mehrerer“ wurde nicht willfürlih, fondern ſtets unter 
genauer Berüdfihtigung der Natur der betreffenden Handlung gemäblt. 
Erſterer Ausorud wurde insbefondere da gebraudt, wo es fih darım 
handelt, auf Andere, und zwar auf eine größere Zahl von Menfcen 
einzumirfen, fie zur Vornahme gewifler Handlungen, beziebungsmeife 
Theilnahme daran, zu beftimmen u. dgl., während der Ausdruck „in 
Anweſenheit Mehrerer“ vorzugsweife da gebraucht ift, mo es fih um 
Berbreitung von Nachrichten, Gerüchten oder üblen Nachreden handelt 
oder die Handlung ſchon durch den Umſtand allein, daß fie in Gegen— 
wart Dritter vorgenommen wurde, einen gravern Charakter annimmt. 
Dak der Ausdruck „Menfhenmenge“ außerben in der Regel eine 
größere Anzahl von Menſchen vorausfest, als der Ausdruck „Meh— 
rete“ ift übrigens ſelbſtverſtändlich. 

Abſ. 1 des Art. 57 ſpricht von allen ftrafbaren Handlungen, findet 
alfo auch bei einer Aufforderung zu einer Lebertretung Anwendung, Abi. 
2 dagegen bedroht die erfolgloje Aufforderung nur dann mit Strafe, 
wenn zu einem Verbrechen oder zu einem Vergeben aufgefordert wurbe, 
die erfolglofe Aufforderung zu einer Uebertretung ijt mithin ftraflos, 

Art. 58, 

Der Begünftigung macht ſich fchuldig, wer ohne vorheriges Praüntigung. 
derſprechen oder Einverfländnig erſt nach begangener Chat in Be- 
chung auf diefeibe dem Chäter oder einem Cheilnehmer wiffentlich 
dadurch förderlich ifl, Daß er 

1) um Denfelben der Beftrafung zu entziehen ihn verbirgt 

oder ihm zur Flucht behilflich iſt, oder 

2) den Gegenfland oder die Spuren der That oder die Heber- 

führungsmittel befeitigt oder fonft eine Handlung zu dem 
Bwecke begeht, um diefelben der fienntniß des Gerichts 
zu entziehen , oder 
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3) die durch die Chat gewonnenen Sachen bei fi aufnimmt, 
an ſich bringt, zu deren Aufbewahrung oder Verwerthung 
verhilft oder dem Thäter oder einem Theilnehmer in an- 
derer Weile Beiftand leiftet, um ihnen die bei der Chat 
beabfichtigten Wortheile zu fichern. 

Auf den prinzipiellen Unterfchied zwifchen Theilnahme und Be: 
günftigung wurde ſchon in den Bemerkungen zu Art. 52 aufmerkjam 
gemacht. Art. 58 drüdt durd die Worte „ohne vorheriges Berjprechen 
oder Einverjtändnig erſt nach begangener That“ diefen Unterſchied deut: 
lid aus, Hat der Betreffende feine Unterftübung fchon vorher zuge: 
fagt, fo liegt feine Begünftigung, fondern Theilnahme vor, 

Das Gefep behandelt die Begünftigung als felbitftändiges Ver: 
gehen. Zum Thatbejtande gehören deshalb alle zu den ftrafbaren Hand: 
lungen überhaupt verlangten allgemeinen Erforderniſſe. Die Hand— 
lungen, in denen die Begünftigung gefunden werben will, müfjen dem: 
nad) vorfäglih begangen worden fein, eine fabrläflige Begünjtigung 
kennt unfer Gefeg nicht. Neben dem allgemeinen rechtswidrigen Bor: 
fate verlangt aber das Geſetz nody eine befondere Abſicht. Worauf 
dieſe Abficht gerichtet gewefen fein muß, ift in ben drei Ziffern des 
Art. 58 genau angegeben, War die Abſicht nicht fpeziel auf einen 
der bier angegebenen Punkte gerichtet, jo liegt eine ftrafbare Begün- 
tigung nicht vor. Das Geſetz kann aber die Begünftigung, obgleich 
es diejelbe als felbitftändiges Vergehen behandelt, trotzdem nad der Natur 
der Sache nur in Beziehung auf eine begangene ſtrafbare That auf: 
faffen. Es kann mithin von einer ftrafbaren Begünftigung nur dann 
die Rebe fein, wenn eine ftrafbare vollendete oder verſuchte Hauptthat 
vorliegt, in welder Beziehung alles dasjenige, was bezüglich der Theil: 
nahme gilt, auch Hier Anwendung findet. Derjenige, weldyer fich ber 
Begünftigung ſchuldig gemacht haben fol, muß ferner gewußt haben, 
daß eine ftrafbare That begangen wurde, und feine Abſicht muß darauf 
gerichtet geivefen fein, in Beziehung auf diefe That dem Thäter oder 
einem Theilnehmer förderlich zu fein. 

Nur in den in Art. 58 Ziff. 1—3 aufgezählten Handlungen 
fann eine jtrafbare Begünftigung gefunden werben, da diefe Aufzäb: 
lung nicht blos eremplifizirt, fondern ausjcließt. 

Ziff. 1 Tautete im frühern Entwurfe: „demfelben Zuflucht ge— 
währt oder jonft Beiftand leiſtet, um die gerichtliche Verfolgung zu 
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vreitelm®, Man fand dies zu vag und es wurde beshalb ſchon im 
Jahre 1857 die jetzige Faſſung befchloffen, um deutlich auszubrüden, 
daß auf den Grund diefer Beftimmung eine jirafbare Begünftigung nur 
Man angenommen werben kann, wenn Jemand den Thäter ober einen 
Teilnehmer verbirgt oder ihm zur Flucht behilflich ift und im jebem 
diefer Fälle dies in der Abficht thut, um ibm der Beftrafung zu ent: 
eben. Insbeſondere wurde ftatt des Ausbrudes „gerichtliche Ver: 
klgung“ der Ausdruck „Beftrafung“ gewählt, damit eine ftrafbare Be: 
nftigung nur dann, wenn die Abfiht dahin gebt, den Betreffenden 
kr Beftrafung, nicht aber auch ſchon dann angenommen werben 
hm, wenn die Abfiht nur darauf gerichtet ift, ihn ber vorläu: 
ligen Berbaftung zu entziehen. Der Entwurf des Jahres 1860 
rproduzirte zwar im allgemeinen bie mit dem jekigen Geſetze überein: 
fimmende Faſſung des Beſchluſſes von 1857, verfeßte jedoch die Worte 
in der Art, daß die Ziffer gelautet haben würde: „denfelben verbirgt 
er ihm zur Flucht behilflich ift, um ihn der Beftrafung zu entziehen“, 
der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abg. erflärte ſich aber 
mit diefer Verſetzung nicht einveritanden, weil diefelbe zu der irrigen 
Reinung Veranlafjung geben könnte, als ſei die Abficht, den Thäter 
ver Beitrafung zu entziehen, nur dann, wenn ihm zur Flucht verhol⸗ 
in, nicht aber aud dann, wenn er verborgen wurde, erforberlih. Er 
beſchloß deshalb die frühere Faſſung wieder herzuftellen, in Folge deſſen 
dieſelbe aud in das Geſetzbuch überging ). 
Art. 59. 

Den Begünſtiger trifft, wenn die Chat, auf welche ſich die 
Segünftigung bezieht, ein Verbrechen iſt, Gefängnig bis zu zwei 
Jahren, womit Geldfirafe bis zu vierhundert Gulden verbunden 
verden kann, und wenn diefe Chat ein Vergehen if, Gefängniß 
bis zu fechs Monaten oder Geldfirafe bis zu zweihundert Gulden. 

Die Begünfligung einer Mebertretung wird nur beflraft, wo 
das Gefe dieſes befonders beftimmt. 

Art. 60. 
Wenn mit der Strafe derjenigen Chat, auf welche ſich die 


) Berb. d. 8. d. Abg. im Jahre 18%, Beil.Bd. I ©. 141, Verb. 
des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. 1 ©. 43, 188 u. 189 
und Verh. d. KR. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. I ©. 9 u. 135. 
Beis, Das Strafgeſehbuch für das Königreid Bavern, 12 
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KBegünftigung bezieht, die in dem Art. 28 bezeichneten Folgen ver- 
bunden find oder durch richterlihen Ausfpruc verbunden werden 
können, fo fleht dem Gerichte die Befugniß zu, auch gegen den 
Gegünftiger diefe Folgen oder einzelne derfelben im Strafurtheile 
zu verhängen. | 

Bezüglich der Strafausmefjung erinnere ich an dasjenige, was 
ih oben im lebten Abfabe der Bemerkungen zu Art 56 gejagt habe. 
Die Abfiht des Gefebgebers, daß der Begünftiger immer gelinder zu 
beftrafen ſei, al® der Theilnehmer, iſt nicht nur wiederholt ausgeſpro— 
hen, fondern ergibt jih auch aus der Strafandrohung des Art. 59, 
indem hiernach der Begfinftiger felbft in dem Falle, daß fih die Be 
günftigemg auf ein mit Todesftrafe bedrohtes Verbrechen bezieht, nur 
mit höchſtens zwei Jahren Gefängniß und vierhundert Gulden an Geld 
beftraft werden kann. Die Gerichte müffen dies, wenn fih die Be 
günftigung auf ein nur mit geringer Strafe bedrohtes Vergeben bezieht, 
geeignet berüdfichtigen und die Strafe hiernach ausmeſſen. 


Art. 61. 


Verwandte und Berfchwägerte in auf- und abfleigender finie, 
leibliche Gefchwifter und Verfchwägerte im zweiten Grade der Seiten- 
linie nach bürgerlicher Berechnung, Ehegatten, Adoptiveltern und 
Adoptivkinder, Pflegeeltern und Pflegekinder, Vormund, Weben- 
vormund und Mündel derjenigen Perfon, zu deren Vortheil die Sr- 
günftigung flattgefunden hat, unterliegen keiner Strafe wegen folder 
Begünftigungshandlungen , welche lediglich den Schuß diefer Perfon 
gegen Entdeckung oder gerichtliche Verfolgung bezweckt haben. 

Diefer Artikel macht zu Gunften der bier aufgezäblten Perfonen 
eine Ausnahme von den gefeglichen Beftimmungen über Beftrafung der 
Begünftigung. Als Ausnahme darf er nicht auf andere, als die hier 
aufgezählten Perfonen und aud nicht auf andere, als die am Schluſſe 
angegebenen Begünftigungshandlungen ausgedehnt werden. In ber 
Sitzung des Gefehgebungsausfhufles der Kammer der Abgeorbneten 
vom 7. Juli 1860 murde übrigens als felbjtverftändlidy bezeichnet, 
daß unter Ehegatten im Sinne diefes Artikels and ſolche, bie von 
Tiſch und Bett getrennt find, nicht aber diejenigen, deren Ehe dem 
Bande nad gelöst ift, zu werftehen feien. Der am Schluſſe des Ar: 
tikels gebrauchte Ausdruck „gerichtliche Verfolgung“ ift im weiteſten 
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Sinne zu verfteben, begreift alfo jedenfall diejenigen Handlungen in 
fih, welche bezweden, die fragliche Perfon der Beftrafung zu entziehen. 
Tie in Ziff. 1 und 2 des Art. 58 aufgeführten Handlungen fallen 
mithin ſämmtlich unter Art. 61, nicht aber die dafelbft in Ziff. 3 
aufgeführten. Allerdings kann unter Umjtänden auch derjenige, welcher 
die durch die That gewonnenen Sachen bei fi aufgenommen bat, die 
Beitimmung des Art. 61 für fih anrufen, allein nur dann, wenn 
kine Handlung nad der Abſicht, die er dabei hatte, unter Ziff. 2 
fällt, wenn er nämlich dieſe Sachen nur zu dem Zwecke bei fih auf: 
‘ genommen bat, um baburd den Gegenftand der That oder Ueberfüh— 
tungsmittel der Kenntniß des Gerichtes zu entziehen. Hat er es aber 
getban, um dem Thäter oder einem Theilnehmer die bei der That be: 
abſichtigten Bortheile zu fihern, fo fann er den Art. 61 nicht für fich 
anrufen. Er fann dies auch dann nicht, wenn er bei feiner Handlung 
zwar den Schuß der betreffenden Perfon gegen Entdeckung ober ges 
richtliche Verfolgung, zugleich aber außerdem auch bezwedte, derjelben 
die bei der That beabfichtigten Bortheile zu fihern, da Art. 61 den 
daſelbſt aufgezählten Perſonen Straflofigkeit nur wegen folder Begün: 
figungshandlungen zufihert, welche Tediglih den Schub ber be: 
treffenden Perſon gegen Entdeckung oder gerichtliche Verfolgung bezwedt 
haben, und Art. 61 auch in diefer Beziehung nicht ausgedehnt wer: 
den darf). 


Art. 62. 


Inländer und im Inlande ſich aufhaltende Ausländer, welche gas, 
glaubhafte Aenntnig von der bevorfiehenden Ausführung eines Hod- — 
verraths, Candesverralhs, Auſſtandes, eines Verbrechens der Ma- 
jeſtätsbeleidigung, der Fälſchung von Geld- oder öffentlichen Eredit- 
papieren, einer Mothzucht, eines Mordes, Haubes, Mlenfchenraubes 
oder eines das feben von Menſchen gefährdenden gemeingefährlichen 
Berbrechens erlangt haben und ſich in der Sage befinden, dasfelbe 
ohne Gefahr für ſich oder andere fchuldlofe Perfonen durch Anzeige 
bei der Obrigkeit, Warnung des Bedrohten oder auf andere Weile 
abwenden zu können, gleichwohl aber dies unterlaffen, follen, wenn 


') Verb. des Gefehg.Ausih. d. K. d. Abg. in den Jahren 18%,, Bd. I 
S. 1% u. Berb. d. K. d. Abg. in den Jahren 18%, Beil. Bd. II ©. 11. 
12% 
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das Verbrechen wirklich ausgeführt oder ein firafbarer Verſuch zur 
Ausführung gemacht worden ift, mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
oder an Geld bis zu zweihundert Gulden befiraft werden. 

Die in Art. 61 bezeichneten Perfonen unterliegen jedoch 
dieſer Strafbeſtimmung nicht, wenn ihnen die Verhinderung des 
Verbrechens nur durch Anzeige bei der @brigkeit möglich ge- 
welen wäre. 

Die unterlaffene Verhinderung ftrafbarer Handlungen ift ihrem 
Weſen nah, wenn man an den gefetlichen Begriffen feftbält, weber 
eine Theilnahme, nody eine Begünftigung. Sie ift Feine Theilnahme, 
weil die Abficht der betreffenden Perfon nicht auf die Hervorbringung 
oder Unterftügung des Verbrechens gerichtet war, fie ift feine Begün— 
ftigung, weil es fih bier um ein Verbrechen handelt, deſſen Ausfüb- 
rung erft bevorjteht. Sie ift eine befondere Art der Beförderung einer 
ftrafbaren Handlung, weshalb das Geſetz fie aud als ein felbftftändig 
ftrafbares Vergeben behanbelt. 

Das Recht der Gefebgebung, jeden Staatsangehörigen, fo wie 
jeden, der fi im Umfange des Staatsgebiets aufhält, mithin den 
Schub unfrer Gefege und Einrichtungen genießt, unter Strafe für ver 
pflichtet zu erklären, fein Möglichftes dazu beizutragen, um Verbrechen, 
von deren bevorfteherder Ausführung er Kenntniß erlangt Hat, zu 
verhindern, kann natürlid nicht beftritten werden. Cine foldye Be: 
ftimmung bat aber dody immer in gewiffer Beziehung den Charakter 
einer Ausnahmsbeitimmung, darf deshalb nicht ausdehnend interpretirt, 
muß vielmehr auf ihren Wortlaut befchränft werben. Hieran ift bei 
Interpretation und Anwendung des Art. 62 feftzubalten. 

Wem das Gefet diefe Verpflichtung auferlegt, ift im ingange 
des Artikels deutlich gefagt. Der Anländer iſt umbedingt verpflichtet, 
gleichgiltig, ob er fi im In- oder im Auslande aufhält, der Ausländer 
dagegen nur dann und nur in fo lange, als er fih im Inlande auf: 
hält, da e8 für einen im Auslande lebenden Ausländer feinerlei bür- 
gerliche Verpflichtung gegen ben bayeriſchen Staat und beffen Ange: 
börige gibt, ihm alfo auch die Nichtbeachtung einer folhen Verpflichtung 
nicht zur Schuld gereihen Fann. — Der Betreffende muß glaub: 
bafte Kenntniß von ber bevorftehenden Ausführung eines der im Ge: 
fee aufgezählten Verbrechen erlangt haben. in beftimmtes ſicheres 
Wiſſen ift alfo nicht erforberlic, dagegen genügt aber auch ein unbe: 
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fimmies Gerücht, fo. wie bie von einer vagen Drohung erlangte Kennt: 
mg nicht. Die Quelle, aus welcher er die Mittheilung erhalten bat, 
ſowie die fonftigen Umftände müfjen von der Art fein, daß ein ver: 
nünftiger Menſch der Sache Glauben ſchenkt. Nur bei den im Ge— 
ſede ausbrüdlih aufgezählten Verbrechen befteht die fragliche Verpflich— 
tung. Auch in diefer Beziehung ift eine ausdehnende Snterpretation 
ht ſtatthaft. Mit Unrecht nimmt deshalb Stenglein (Band 
I ©. 526) an, derjenige, welder davon, daß ein Diebftahl be: 
gangen werden foll, Kenntniß erlangt und zur Verhinderung bes: 
ſelben nichts gethan hat, fei nach gegenwärtigem Artikel dann ftraf: 
bar, wenn aus dieſem Diebftahl durch eine bei befjen Verübung an: 
gewendete Gewalt an der Perfon ein Raub geworben ift, weil ber: 
ienige, der weiß, daß ein Diebitahl begangen werben foll, wiſſen kann, 
daß derjelbe leicht zum Raube wird. Der Gefeggeber wollte eine all- 
gemeine Verpflichtung, die Ausführung aller ftrafbaren Handlungen 
zu verhindern, nicht aufſtellen. Schon ber frühere Entwurf fprad) des: 
balb nur von den mit Todes: oder Zucdhthausftrafe bedrohten, alfo von 
den eigentlihen Verbrechen. Bei der Berathung fand man es bedenk— 
lich, nur jo weit zu geben, und befchränfte deshalb die in Rede ftehende 
Berpflihtung auf die im Art. 62 ausbrüdlic aufgezählten Verbrechen. 
Fine Ausdehnung diefer Verpflichtung ift unter diefen Umftänden nicht 
zwmläflig, und zwar um fo weniger, als, wenn die Anfiht Stengleins 
richtig wäre, dieſe Nerpflichtung felbft bei unbedeutenden Vergehen be: 
ſtehen würde, da ja 3. B. auch aus einer beabfichtigten Körperverlegung 
ein Morb werden kann. 

Auf welde Weife der Betreffende das beabfichtigte Verbrechen 
verhindern will, überläßt das Gefeß feinem Ermeſſen. Dabei vers 
ſieht es fich übrigens von felbft, daß derjenige feiner Verpflichtung nicht 
nachgefommen ift, welcher ein nad den Umftänden offenbar unwirkſames 
Nittel gewählt und andere ihm zu Gebot geftandene wirkſame Mittel ver: 
läumt hat, Es ift dies übrigens eine in jedem einzelnen Falle nad) den Um: 
Händen zu entjcheidende faktifche Frage, wobei auf die Lage, in welcher fich die 
betreffende Perfon befunden hat, befondere Rüdficht genommen werben muß. 

Das Geſetz ftellt nur eine Verhinderungs-, Leine Anzeigepflicht 
auf, Es fpridt deshalb. von denjenigen, welde von ber bevor— 
Rebenden Ausführung eines ber genannten Verbrechen 
Kenntnig erlangt Haben. Hieraus folgt aber nicht, daß bie 
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bier in Rede ftehende Verpflichtung mit dem Augenblide aufhört, wo 
mit der Ausführung begonnen wurde, die Handlung alfo in das Eta: 
dium des ftrafbaren Verſuchs getreten if. Nach der Natur der Sade 
dauert vielmehr die Verpflichtung fo lange fort, als die Beichädigung, 
gegen welche das Geſetz möglichſt ſchützen will, nod ganz ober aud 
nur tbheilweife abgewendet werben kann. Es iſt dies Feine ausdehnende 
Interpretation, denn man kann von einer bevorftehenden Ausführung 
jo lange reben., ald bie Ausführung nicht vollſtändig ftattgefunden hat. 
Demzufolge beſteht die Verhinderungspflict bei fortgefeuten Werbreden, 
z. B. bei fortgefeßter Fälſchung von Geld oder öffentlihen Kredit: 
papieren, fo lange, ald nad) den Umjtänden eine Fortſetzung des ver: 
breerifhen Unternehmens zu befürchten ift. 

Im früheren Ontwurfe war gefagt „gefliffentlidh unter: 
laffen”, um auszubrüden, daß eine Strafe dann nicht eintreten folle, 
wenn bie Unterlaffung eine blos fahrläfjige war. Am Entwurfe von 
1860 wurde das Wort „geflifjentlih“ meggelafien, allein blos aus dem 
ihon öfter erwähnten Grunde, mweil man dasſelbe wegen ber generellen 
Beitimmung des Art. 6 für überflüffig hielt. Es gehört mithin auch 
beute Vorſätzhichkeit zum Thatbeftande des Vergehens bes Art. 62. 

Durch Abſ. 2 follten, wie die Verhandlungen beweifen, die in 
Art. 61 bezeichneten Perfonen gang allgemein der Verpflichtung, An: 
zeige bei ber Obrigkeit zu machen, entboben werben. Cie find bem: 
nach zu diefer Anzeige felbft dann nicht verpflichtet, wenn dieſelbe eine 
ftrafrehtliche Ginfchreitung nicht zur Folge haben könnte. 

Art. 63. 

Beamte oder öffentliche Diener, welche glaubhafte Aenntnif 
von der bevorflehenden Ausführung einer firafbaren Handlung rr- 
langt haben und vermöge ihres Amtes oder öffentlichen Dienſtes die 
Begehung diefer Handlung zu verhindern verpflichtet find, ſollen, 
wenn fie dieſe Verhinderung unterlaffen und die firafbare Hand- 
lung wirklich ausgeführt oder ein firafbarer Werfuh zur Aus- 
führung gemacht worden iſt, als Eheilnehmer diefer Handlung be- 
firaft werden. 

Bugleich kann gegen diefelben, wenn nicht ohnehin die Be- 
flimmungen der Art. 28 und 29 Anwendung finden, der Berlufl 
des Amtes oder öffentlichen Dienſtes als Straffolge ausgeſprochen 
werden. 
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Diefer Artikel findet feine Erläuterung zum Theile ſchon in dem, 
was zum vorhergehenden Artikel bemerkt wurde. Er unterjcheidet ſich 
son dem vorhergehenden Artikel in folgenden Punkten: 

1) Art. 62 findet auf alle Inländer und die im Inlande fi auf: 
baltenden Ausländer, Art. 63 dagegen ſchon überhaupt nur auf 
Beamte oder öffentlihe Diener Anwenbung, welche vermöge ihres 
Amtes oder öffentlihen Dienftes bie Begehung ftrafbarer Hand» 
lungen zu verhindern verpflichtet find. 

2) Art. 62 verpflichtet nur zur Verhinderung der bafelbft aufgezählten 
Verbrechen, Art. 63 dagegen zur Verhinderung aller ftrafbaren 
Handlungen, alfo aud von Vergeben und Uebertretungen, wenn 
ber betreffende Beamte oder öffentlihe Diener vermöge feines 
Amtes oder öffentlichen Dienftes die Begehung biefer Handlung 
zu verhindern verpflichtet iſt. 

3) Die Verpflichtung, welde Art. 63 auferlegt, tft unbedingt; die in 
Art. 62 für den Fall, daß die Berhinderung mit Gefahr für den 
Berbindernden oder andere ſchuldloſe Perfonen verbunden iſt, ge: 
machte Ausnahme findet hier jo wenig ftatt, als bie aus Abf. 2 
des Art. 62 fi) ergebende Beichränfung der Verhinderungspflicht. 

4) Art. 63 enthält Feine felbitftändige Strafandrohung, fondern be: 
ſtimmt, daß die Beamten und öffentlichen Diener als Theilnehmer 
derjenigen Handlung, die fie zu verhindern unterlaffen haben, be: 
ftraft werben follen, und räumt in Abſ. 2 den Gerichten nod 
die weitere Befugniß ein, auch in denjenigen Fällen, in welchen 
die Beftimmungen der Art. 28 und 29 keine Anwendung finden, 
neben ber Strafe den Verluft des Amtes ober öffentlichen Dienftes 
auszusprechen. 

An allen andern Punkten fallen die Beftimmungen des Art. 63 
mit jenen bes Art. 62 zufammen und es finden deshalb die zu diefem 
Artitel gemachten Bemerkungen audy hier Anwendung. 

Welhe Beamten und öffentlihen Diener die Begehung ftrafbarer 
Handlungen zu verhindern verpflichtet find und bezüglich welcher ftrafs 
baren Handlungen fie diefe Verpflichtung haben, ift nad den einfchlä- 
gigen Geſetzen, Verordnungen und Dienftesinftruftionen zu beurtheilen. 
Im Allgemeinen läßt fi nur fagen, daß die äußern Polizeibeamten 
und die übrigen Organe ber Polizei, wie bie Gendarmen, Polizeis 
ſoldaten u. f. w., zur Verhinderung aller ftrafbaren Handlungen vers 
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pflichtet find, wenn nicht in einer oder ber andern Beziehung eine 
Ausnahme befteht. 

Die Strafe anlangend, fo unterliegt es keinem Zweifel, daß im 
Falle einer Beftrafung auf den Grund des Art. 63 die auf die Hand: 
lung, deren Begehung hätte verhindert werben follen, gejeßte Strafe in 
ber in Art. 55 angegebenen Weife herabgefettt werden Fan. Es ift bies 
immer ber Fall, wenn es ſich im Allgemeinen um Theilnahme an einer 
ftrafbaren Handlung und nicht fpeziell um eine Theilnahme im Sinne 
bes Art. 54 Ziff. 1 handelt. 

Indem das Gefek gegen Beamte und öffentliche Diener, welche 
durch Nichtverhinderung ftrafbarer Handlungen zugleih eine befondere 
Amts: oder Dienftpflicht verlegen, befondere Strafbeftimmungen erlaffen 
bat, wollte e8 natürlid die Beamten und öffentlichen Diener von ber 
ben Staatsangehörigen überhaupt auferlegten Verpflichtung, unter ge: 
wiffen Vorausfegungen die Ausführung ftrafbarer Handlungen zu ver: 
hindern, nicht befreien. Die Bejtimmungen des Art. 62 finden deshalb 
auch auf Beamte und dffentlihe Diener Anwendung, wenn wohl die 
Vorausfegungen dieſes Artilels, nidyt aber jene bes Art. 63 vor: 
liegen '). 


Art. 64, 


Beamte oder öffentliche Diener, welchen ein begangenes Ber- 
Anigeger brechen oder Vergehen, zu deffen Anzeige fie vermöge ihres Amtes 
a oder öffentlichen Bienftes verpflichtet find, bekannt geworden ifl 
Dergeben. und welche diefe Anzeige unterlaffen, follen, wenn fie nicht wegen 
vorausgegangenen Einverfländniffes als Cheilnehmer zu  beftrafen 
find, bei unterlaffener Anzeige eines Verbrechens mit Gefängniß bis 
zu zwei Iahren, womit Geldfirafe bis zu vierhundert Gulden ver- 
bunden werden kann, und bei unterlaffener Anzeige eines Vergehens 
mit Gefängniß bis zu fechs Monaten oder an Geld bis zu zZwei- 
hundert Gulden befiraft werden. 


) Ueber biefen unb ben vorbergebenden Artikel find zu vergleichen: 
Verh. ber K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 142 u. 143, Verb. bes 
Geſetzg. Ausſch. der K. db. Abg. von 18%, 2b. 1 ©. 43, 44 u. 190-119, 
Berh. des Gejepg.Ausih. der K. db. Reiher. in ben Jahren 18561858, 
©. 237—245 u. Beil. ©. 111—114, Verb. der K. der Abg. von 18%, Beil: 
Bd. II ©. 135, 136, 286 u. 287 u. Beil.Bb. II ©. 12. 
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Zugleich kann gegen Diefelben der Verluſt des Amtes oder 
öffentlichen Dienfles als Straffolge ausgefprocden werden. 


Während es fih in den beiden vorhergehenden Artiteln von ber 
Verbinderung beabfichtigter jtrafbarer Handlungen banbelte, ift bier von 
der Anzeige begangener Verbrechen und Vergeben die Rebe. Art. 64 
findet nur auf Beamte und öffentliche Diener und aud auf dieſe nur 
in der im Geſetze angegebenen befchräntten Weife Anwendung. Bezüg: 
lih anderer Perfonen ftatuirt das Geſetz feine Anzeigepflicht '). 

Mit diefem Artikel ift übrigens Art. 75 des Polizeiftrafgefek: 
buchs zu vergleichen. 


Art. 65. 


vorbehaltlich der Yorfchriften des Art. 52 Abf. 2 und Art. hun" 
69 iſt bei Bemeflung der Strafe der Theilnehmer und Begünfliger 
jenes Strafgefeh zu Grunde zu legen, weldes auf die von dem 
Ehäter verübte firafbare Handlung anwendbar ifl. 

Sind mehrere Chäter vorhanden, auf deren Handlungen nicht 
dasfelbe Strafgeleg anwendbar if, fo if unter dem obigen Wor- 
behalte jenes Strafgefeb, nach welchem die Chat am fchwerfien 
Rrafbar erfcheint, bei fämmtlichen Mitfchuldigen und Begünſtigern 
zu Grunde zu legen. 

Beſtehen nur für die Perfon eines einzelnen Chäters, Eheil- 
nehmers oder Begünfligers befondere Gründe, welche feine Straf- 
barkeit erhöhen, mindern, ausfchließen oder tilgen, fo follen diefe 
bei Beurtheilung der Strafbarkeit der Mebrigen weder zum Wortheile 
noch zum Wachtheile derfelben in Betracht gezogen werden. 


Die Qualififation einer That hängt häufig von den perfönlichen 
Lerhältniffen des Thäters ab, und eben jo find die perfönlichen Ber: 
bältniffe der bei einer ftrafbaren That betheiligten Perfonen, wenn 
au die Qualififation der That davon nicht abhängt, doch nicht felten 


') Berb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.®d. I S. 143, Verb. des 
Eeſetzg. Ausich. d. K. d. Abg. von 18%, 2b. I ©. 44, 192 u. 193 u. bes 
Geſehg. Ausſch. d. K. d. Reiher. in den Jahren 1856-1858, ©. 243—245 
u. Bel. ©. 114 u. 115. 
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von Einfluß auf deren Strafbarkeit. Da nun aber dann, wenn fih 
mehrere Perfonen als Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger bei einer 
That betheiligt Haben, die perfönlichen Verhältniffe der Einzelnen ver: 
ſchieden fein können, fo entjteht die Frage, ob und welden Ginfluß in 
einem folden Falle die periönlihen Verhältniffe des Einen auf bie 
Beurtheilung der Schuld der Uebrigen haben. 

In diefer Beziehung müſſen folgende zwei Fälle jtreng aus ein: 
ander gehalten werben: 

1) In manden Fällen bildet das perfönliche Verhältniß des Thäters 
ein zum Thatbeftande der jtrafbaren Handlung gehöriges Moment, 
'in ber Art, daß diefes Verhältniß entweder die Handlung erft 
zur ftrafbaren macht, oder ihr dod eine andere Qualifikation 
gibt. So bildet 3. B. bei vielen Vergehen gegen die Sittlichkeit 
das DVerwandtfhafts:, Erziehungs:, Auffihts: und Amtöver: 
bältniß ein zum Thatbeftande der betreffenden Vergeben gehöriges 
Moment, ohne weldes die That zumeilen ganz ftraflos ift, in 
andern Fällen body einen andern Charakter annimmt. Bei dem 
in Art. 230 vorgefebenen Berbrechen bildet der Umftand, daß 
ber Thäter ein Descendent bes Getöbteten ift, bei den Amtes 
und Dienftverbrechen bildet das Amts-, beziehungsweiſe Dienft: 
verhältnig ein zum Thatbeftande weſentlich geböriges Moment. 
Die Mutter, welche ihr neugebornes Kind tödtet, macht ſich des 
befondern in Art. 231 Abf. 1 vorgefehenen Verbrechens jchul: 
dig, mwährend, wenn ein neugebornes Kind von einer andern 
Perfon getödtet wird, ein nad Art. 228 ftrafbarer Mord ober 
ein nach Art. 229 ftrafbarer Todtſchlag vorliegt. 

2) In andern Fällen hat das perfönliche Verhältnig des Thäters 
auf die rechtliche Qualifikation der Handlung feinen Einfluß; 
die That bildet nach ben fonftigen Merkmalen ein beftimmtes 
Verbrechen oder ein beftimmtes Vergehen oder eine beftimmte 
Uebertretung, ganz gleichgiltig, welches bie perfönlichen Verhält⸗ 
niffe des Thäters find, letztere haben nur einen Einfluß auf 
die Strafbarkeit, indem fie biefelbe zuweilen erhöhen, mindern, 
ausſchließen ober tilgen. So übt z. B. der Umſtand, daß eine 
Handlung von einer Perſon vorgenommen wurde, bei welder zur 
Zeit der That die Freiheit der Willensbeftimmung in erheb: 
lihem Grabe gemindert war, oder welche zur Zeit der That 
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das jechzehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt hatte, einen 

fehr großen Einfluß auf die Strafbarkeit, er berührt aber 

fein zum Thatbeſtande der ftrafbaren Handlung geböriges 

Moment, ift mithin ohne Einfluß auf deren rechtliche Duas 

lifikation. 

Art. 65 unterſcheidet genau zwiſchen dieſen beiden Hauptfällen. 
Die Abſätze 1 u. 2 haben den erſten Fall im Auge, während Abſ. 3 
die für den zweiten Fall erforderliche Beſtimmung enthält. 

Abſ. 1 jtellt als Regel den Grundſatz auf, daß bei Bemeſſung 
der Strafe der Theilnehmer und Begünftiger jenes Strafgefeb zu Grund 
zu legen ift, welches auf die von dem Thäter verübte ftrafbare Hand— 
lung Anwendung findet. Wenn aljo aud ber Grund der Anwend: 
barkeit diefes Strafgefeges auf die vom Thäter verübte Handlung in 
einem perſönlichen Verhältniſſe des letztern liegt, ohne welches bie 
Handlung ganz anders zu qualifiziren oder gar ſtraflos wäre, ſo muß, 
obgleich dieſes Verhältniß bei den Theilnehmern und Begünſtigern 
nicht beſteht, dennoch auch deren Strafe in der Regel nach dieſem 
Strafgeſetze bemeſſen werden. Wer z. B. einem Sohne, der ſeinen 
Vater erſchlug, hiebei Hilfe leiſtete, wird in der Regel als Theilnehmer 
an dem in Art. 230 vorgeſehenen Verbrechen beſtraft, wenn auch zwi: 
ſchen ihm und dem Getödteten gar fein Verwandtſchaftsverhältniß 
beſtanden hat. Wer einem Beamten bei Verübung eines Dienftver: 
brechens behilflich ift, macht fidy dadurch in der Regel der Theilnahme 
an biefem Dienſtverbrechen fhuldig, obgleidy er felbft in feinem amt: 
lihen oder Dienftverhältniffe fteht. 

Hiebei wird vorausgefegt, dak nur ein Thäter vorhanden ift. 
Das Gefeß mußte aber auch den Fall vorfehen, daß mehrere Thäter 
vorhanden find und auf deren Handlungen, wenn man fie nur in 
Rückſicht auf jeden einzelnen Thäter betrachtet, verſchiedene Strafgefehe 
anwendbar find, weil ein perfönlices Verhältniß der erwähnten Art 
nur bei einem berfelben beſteht. Das Geſetz beftimmt in Abf. 2, daß 
in biefem alle in der Negel jenes Strafgefeb, nady welchem bie That 
am fhwerften firafbar erfcheint, bei ſämmtlichen Mitfchuldigen und 
Begünftigern, alje bei ſämmtlichen Thätern, Theilmehmern und Begün: 
fligern, zu Grund zu legen ift. Haben alfo z. B. zwei Perfonen 
gemeinschaftlich einen Menſchen getöbtet, welcher mit einem berfelben 
in auffteigenber Linie verwandt ift, jo ift in der Regel bie Strafe 


188 Strafgeſetz, Artikel 65. 


beider, fowie bie ber etmaigen Theilnehmer nah Art. 230 zu 
bemeffen. 

Aus dem Gefagten ergibt fi, daß perfönlihe Verhältniſſe der 
oben unter Ziff. 1 bezeichneten Art auf die rechtliche Qualifitation der 
Handlung, alfo auf die Frage, ob bie konkrete Handlung überhaupt 
jtrafbar und welches Strafgefeb bei Bemeffung der Strafe ber Bethei: 
ligten zu Grund zu legen ift, nur dann einen Ginfluß haben, wenn 
fie bei einem Thäter beitehben. Beſtehen perſönliche Verhältniſſe 
diefer Art nur bei einem Theilnehmer oder Begünftiger, fo find fie in 
diefer Beziehung im Allgemeinen ohne Einfluß. Art. 230 ift mithin, 
um bei obigem Beifpiele zu bleiben, auf einen Tobtfhlag nicht an— 
wenbbar, obgleich ein Theilnehmer oder ein Begünftiger ein Defcendent 
des Getöbteten ift, wenn ein ſolches Verhältniß bei feinem ber Thäter 
beſteht. 

Das Ausſchußmitglied Dr. Barth beantragte in der Sitzung 
des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten vom 
17. September 1860, in dieſer Beziehung weiter zu gehen. Er ſtellte 
nämlich den Antrag, es wolle noch eine weitere Beſtimmung folgenden 
Inhalts aufgenommen werden: „Iſt die Strafbarkeit einer That von 
einer beſondern Eigenſchaft in der Perſon des Thäters, von einer 
beſondern Abſicht oder von einem beſondern Verhältniſſe desſelben zu 
dem Gegenſtande der That abhängig und fehlt dieſe Eigenſchaft, dieſe 
Abſicht oder dieſes Verhältniß bei demjenigen, welcher die ſtrafbare 
That durch eigene Handlung unmittelbar bewirkt hat, iſt aber bei dem 
Anſtifter (Art. 54 Ziff. 1) vorhanden, ſo iſt der Anſtifter als Thäter 
zu beſtrafen“. Wäre dieſer Vorſchlag zum Geſetze erhoben worden, ſo 
hätten perſönliche Verhältniſſe der erwähnten Art, wenn ſie zwar nicht 
bei dem Thäter, allein bei dem Anſtifter, alſo einem beſtimmten Theil: 
nehmer, vorhanden gewefen wären, auf die rechtlihe Dualififation der 
That einen entſcheidenden Einfluß in jenen Fällen geübt, in weldyen 
bie Strafbarkeit der That von diefem perfönlichen Berhältniffe abhängig 
if. Man trug jedoch Bedenken, eine berartige Beftimmung in allge 
meiner Weife in das Geſetz aufzunehmen, und hielt es für zweckmäßi⸗ 
ger, in jenen Fällen, in melden das Bebürfniß einer ſolchen Bejtim: 
mung befonders heryortritt, durch fpezielle Vorfchriften im befonbern 
Theile nachzuhelfen. Es ift dies auch in einigen Fällen, nämlich in 
Art. 330 Abf. 2 umd in Art. 350, geſchehen. Webrigens habe ih 
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mih bei diefer Gelegenheit, ohne Widerſpruch zu finden, dahin aus: 
geiprochen, daß derjenige, welcher 3. B. falfches Geld in ber in Art. 
169 angegebenen Abfiht für fi durch Dritte anfertigen läßt, nicht 
als Anftifter, ſondern als der wirkliche Thäter zu betrachten ift, der 
fh des Dritten als Werkzeug bedient. Im gleicher Weife verhält es 
fh in vielen andern Fällen. Wenn ein Weinhändler dur feine Ar: 
beiter feinem Weine fremde der Gefundheit nadhtheilige Stoffe bei: 
miihen läßt, jo macht er fi) des in Art. 325 vorgefehenen Vergeben, 
md zwar ald Thäter, ſchuldig, obgleich er die fremden Stoffe nicht 
rrfönlih in den Wein gießt, denn er bewirkt troßbem die Weinfäl: 
dung unmittelbar dur eigene Handlung, nämlidy dadurch, daß er die 
Beimifhung durch feine Leute, die in diefem Falle nur als feine 
Berfzeuge zu betrachten find, vornehmen Täßt. 

Die bisher befprochenen Beftimmungen bilden jedod nur die 
Regel, von welcher in Folge anderweitiger gefeglicher Vorfchriften viel: 
fach abgewicdhen werden muß. Auf die in Art. 52 Abf. 2 und Art. 
69 enthaltenen Vorfchriften ift in Art. 65 ausbrüdlich vermiefen, weil 
fie glei den Beftimmungen dieſes Artikels allgemeiner Art find. Cine 
ſehr wichtige befondere Ausnahme, auf die ich vorläufig aufmerkfam 
machen will, findet fi in Art. 231 Abſ. 2. Da Abf. 1 des Art. 
231 die Handlung der Mutter, welde ihr Kind während oder gleich 
nah der Geburt tödtet, als jelbitftändiges Verbrechen behandelt, fo 
wäre nach Art. 65 Abſ. 1 aud der Beftrafung besjenigen, welcher an 
diefer Tödtung Theil genommen hat, die Beftimmung des Art. 231 
Abſ. 1 zu Grund zu legen. Abf. 2 des zulegt erwähnten Artikels 
beftimmt aber, abweichend von dem Syſteme, daß gegen ihn die Be: 
fimmungen über Theilnahme an dem Verbrechen des Mordes oder des 
Todtſchlags — je nachdem nämlich mit überlegtem Gntfchluffe gehan: 
delt wurde oder nicht — zur Anwendung kommen follen. Genereller 
Art find, wie bereits bemerkt, die Vorschriften des Art. 52 Abf. 2 
und des Art. 69. Erſtere Vorfchrift iſt bereits bei Art. 52 beſpro— 
ben worden. Auf die Vorfchrift des Art. 69, weldye übrigens ſchon 
nad ihrem Wortlaute ganz Har ift, werde ich fpäter no fommen und 
will für jest, an das öfter gebrauchte Beifpiel des an einem Afcen: 
denten verübten Todtſchlags anſchließend, nur darauf aufmerkffam ma— 
Gen, dag wegen ber Beitimmung des Art. 69 die Strafe besjenigen 
Teilnehmers beziehungsmweife Mitthäters, weldyer von dem Umftande, 
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daß der Thäter beziehungsweife Mitthäter ein Defcendent des Getödteten 
ift, nichts mußte, nicht nad Art. 230, fondern nur nad Art. 229 
bemefjen werben barf. | 

Bisher war immer nur von ſolchen perfönlicen Verhältniſſen 
die Rede, welche ein zum Thatbeftande der ftrafbaren Handlung gehö— 
riges Moment bilden, mithin auf die rechtliche Qualifikation der Hand: 
lung felbft von Einfluß find, Es ift nun auch bie andere oben unter 
Ziff. 2 bezeichnete Klaffe von perjönlihen Verhältniſſen ins Auge zu 
fafjen, welche auf die rechtliche Dualififation der Handlung feinen Ein 
fluß haben. Auf diefe perfönlichen VBerhältniffe bezieht ſich die Beftim- 
mung des Abſ. 3 des Art. 65. Nach ihr haben fie nur Einfluß auf 
die Strafbarkeit des betreffenden Betheiligten und fommen bei Beur: 
theilung der Strafbarfeit der Uebrigen durchaus nicht in Betradt. 
Das im urfprünglicen Borfchlage nicht enthaltene Wort „tilgen“ 
wurde auf meinen Antrag eingefchaltet, um zweifellos auszubrüden, 
dag auch Straftilgungsgründe, namentlid Verjährung, weldye mur bei 
einem ber Betheiligten vorliegen, den übrigen Betheiligten nicht zu 
gut fommen. It alfo 3. B. auch bezüglich des Thäterd Verjährung 
eingetreten, jo hindert dies die Beitrafung des Theilnehmers nicht, 
wenn bezüglich feiner Verjährung noch nicht vorliegt‘). 


Art. 66. 


Sind bei einer firafbaren Handlung mehrere Chäter oder 
Theilnehmer vorhanden, fo haften fämmtliche für Schadenserfag und 
Koften unter folidarifcher Verbindlichkeit. 


Diefer Artikel fommt im Entwurfe von 1860 zum erftenmale 
vor, nahdem übrigens die Nothwendigkeit einer derartigen Beftimmung 
bereitö bei den frühern Verhandlungen erörtert worden war. Er ift 
dem Art. 55 des Code penal nacgebildet und bedarf einer weitern 
Erläuterung nit. Es mag genügen, barauf aufmerffam zu machen, 
daß er ausdrüdlich nur von den Thätern und Theilnehmern fpricht, auf 
die bloßen Begünftiger alfo, da eine ausdehnende Interpretation nicht 


1) Berh. der K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. U ©. 143, Berh. des 
Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. von 18°%, Bb. TS. 44—46 u. ©. 195: —19%6, 
Berh. des Geſetzgeb. Ausſch. der K. d. Reichsr. während der Jahre 1856— 
1858, ©. 246—251 u. Beil. S. 115—120, Verb. d. K. d. Abg. von 18%, 
Beil, Bd. III ©. 12, 88 u. 89. 
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ſtatthaft ift, nicht angewendet werden kann, und daß durch benfelben, 
wie auch bei den Verhandlungen im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kam: 
mer der Abgeorbneten allgemein anerfannt wurde, an den bejtehenden 
Rompetenzverhältniffen nichts geändert werden wollte ?). 


Sechsſtes Hanptitüd. 
Gründe, welche die Strafbarfeit ausjchliegen oder mildern. 


Art. 67, 


Eine firafbare Handlung if nicht vorhanden , wenn dem manpl an 
Handelnden zur Beit der Chat wegen Vlödfinnes, Wahnfinnes, murgeisdia 
Baferei, höchſten Grades der Betrunkenheit oder aus ähnlichem rftster freier 
Arſachen die Fähigkeit der Selbfibefiimmung oder die zur Erkennt Mmman- 
nf der Strafbarkeit der Chat nöthige Urtheilskhraft gänzlich 
gemangelt hat. 

Gleiches gilt in dem Salle, wenn zur Beit der Chat die 
freiheit der Willensbefimmung des Handelnden durch Gewalt oder 
Drohung gegen ihn oder einen feiner in Art. 61 genannten Ange- 
hörigen oder durch Hothfland ausgeſchloſſen war. 


Diefer Artikel handelt von den Fällen, in welchen eine äußerlich 
gegen das Strafgefeg verftoßende That dem TIhäter firafrechtlich nicht 
zuzurechnen iſt, alfo, wie man ſich gewöhnlich ausbrüdt, von der Unzus 
tehnungsfähigkeit. Kaum über irgend einen Theil des Strafrechts ift 
jo viel gefchrieben und gejtritten worden, als über biefen, und zwar 
nicht blos von Juriſten, fondern noch mehr von Philofophen, Mebi: 
jinern und Theologen. Anſcheinend weichen die Anfichten der Schrift: 
Heller außerordentlid von einander ab und es ift diefe Frage wohl in 
Folge deffen, aud in den verſchiedenen Geſetzbüchern fehr verfchieben: 
artig behandelt worden. Prüft man die Sade aber näher, fo findet 


) Verb. im Gefepg.Ausih. der K. d. Abg. von 18%, Bd. 165. 61 
u. 62, Verb. der K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. I ©. 54 u. 136 u. Beil. 
Bd. Ul S. 12. 
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man, daß die Meinungsverfchiedenheit in der Hauptfache nur fcheinbar 
ift und daß die verſchiedenen Gefeugebungen troß ber verſchiedenartigen 
Behandlung in der Hauptfache doc fo ziemlich zu dem nämlichen Re: 
fultate führen. Nicht wenig wurde die Sache dadurch erſchwert, daß 
ber wiffenfhaftlihe Kampf in — man kann es geradezu jagen — 
verfhiebenen Sprachen geführt wurde, da faft jede wiſſenſchaftliche 
Schule leider ihre eigene, ein befonberes Stubium nöthig machende 
Sprade hat. Ganz treffend drüdt fid) der Referent des Gefeßgebungs: 
ausfhuffes der Kammer der Reichsräthe Dr. von Maurer in feinem 
Bortrage vom 26. März 1857 in diefer Beziehung dahin aus: „Die 
Verhandlung ward nicht in einer bis dahin üblihen und Jedermann 
verftändlichen Sprache, vielmehr in einer neu erfundenen philoſophiſchen 
Schulſprache geführt, jo daß es ſich öfters ereignete, daß die ftreitenden 
Theile ſelbſt in einer verſchiedenen Sprache rebeten und ſich daher 
nicht vecht verftanden“ ; und etwas fpäter: „Der Cine nennt Geift, 
was ber Andere Verftand und ein Dritter Seele nennt. Während 
der Eine von Geifteszerrüttung, fpricht der Andere von Berftandes- 
verwirrung unb der Dritte von Seelengerrüttung. Während der Eine 
das Fehlen aller Verſtandeskraft als Blödfinn bezeichnet, nennt es ber 
Andere Stumpffinn und fest den Blödfinn über den Stumpffinn, 
Was der Eine Verftand, nennt der Andere Vernunft u. f. mw.“ 
Sieht man von allem dem ab und faßt man nur die Sache 
felbft ins Auge, fo erfcheint diefelbe ziemlich einfad und es bleibt 
eigentli nur die vorzugsweife aus der unſichern und wechfelnden Ter: 
minologie entjpringende Schwierigkeit, dasjenige, was man geſehlich 
beftimmen will, in einem furzen Geſetzesartikel ſicher und bezeichnend 
auszubrüden. Die äußerlich gegen das Strafgeſetz verftopende That 
ift demjenigen, welder fie begangen bat, ſtrafrechtlich nur dann zuzu⸗ 
rechnen, wenn fie Ausflug feines bewußten rechtswidrigen freibeftimmten 
Willens ift. Dies ift nicht der Fall, wenn ihm 
1) zur Zeit der That entweber 
a) die Fähigkeit der Selbjtbeitimmung, d. h. die Fähigkeit, einen 
bejtimmten Willen zu fafjen und nad) bemfelben zu handeln, oder 
b) die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That nöthige Ur: 
theilöfraft gänzlidy gemangelt hat, jo wie 
2) dann, wenn zur Zeit der That die Freiheit der Willensbeftim: 
mung des Handelnden ausgeſchloſſen war. 
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Was derjenige, dem die Fähigkeit, einen beftimmten Willen zu 
faſſen und darnach zu handeln, alfo, wie das Geſetz dies ausbrüdt, 
die Fähigkeit der Selbitbeftimmung fehlt, thut, erfcheint begreiflich nicht 
ld Ausflug feines Willens, da ja in diefem Falle überhaupt von 
einem Willen nicht gefprohen werden Fan. Werner muß die That, 
um demjenigen, der fie begangen bat, ftrafrechtlicd zugerechnet werben 
zu können, nidyt blos Ausflug feines Willens, fondern auch feines 
bewußten rechtswidrigen Willens fein. Letzteres ift bei demjenigen 
ht der Fall, dem zur Zeit der That die zur Erkenntniß der Straf: 
barkeit derfelben nöthige Urtheilskraft gänzlich gemangelt bat. Die 
Vorte, „die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That nöthige Urtheile: 
fraft” wurden ſtatt der häufig gebrauchten „das Bemwußtjein ber 
Strafbarkeit der Handlung“ abfichtlih um desmwillen in das Geſetz 
aufgenommen, um der irrigen Anficht vorzubeugen, als hätte der Hans 
deinde, damit ihm feine That jtrafrechtlic zugerechnet werden fönne, 
von dem betreffenden Strafgefeße oder gar von der angebrohten Strafe 
Kenntniß haben müſſen. Dies ift, wie zudem Art. 70 ausdrücklich 
jagt, zur Strafbarkeit nicht nothwendig. Es genügt in diefer Bezie— 
bung, dag der Handelnde zur Zeit der That in einem folden Zuftande 
war, daß er zwijchen Recht und Unrecht unterfcheiden, mithin einfehen 
tonnte, daß das, was er tbut, Unrecht iſt. 

Die in Rede ftehenden Fähigkeiten können dem Menſchen aus 
ſeht verfchiedenen Urſachen mangeln. Gine erfchöpfende Aufzählung 
derfelben ijt nicht möglich. Das Geſetz führt einzelne derjelben, näm: 
lich die gewöhnlichen, ausdrüdlich an, thut dies aber nur beiſpielsweiſe 
und fügt deshalb die allgemeine Beftimmung „oder aus ähnlichen 
Urſachen“ bei. Welche Urfahen als ähnliche zu betrachten find und 
deshalb die Annahme einer ftrafbaren Handlung überhaupt ausfchließen, 
fann nur nad der allgemeinen Beſtimmung des Geſetzes beurtheilt 
werden. Gleiches iſt auch bezüglich der im Geſetze aufgezäblten Urfa- 
ben, bei denen verjchiedene Grade vorkommen können, der Fall. Der 
Richter muß fi im jedem feiner Entſcheidung unterliegenden Falle die 
Stage jtellen, ob dem Handelnden zur Zeit der That die Fähigkeit der 
Selbſtbeſtimmung oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit der That 
nöthige Urtheilgkraft gänzlich gemangelt hat, und je nad ber Ueber— 
wugung, die er darüber gewinnt, fein Urtheil fällen. Er muß dies 


„B. namentlih aud dann thun, wenn behauptet wird, der Angeſchul⸗ 
Beis, Das Strafgefepbuh für das Königreich Bayern. 13 


194 Strafgefeß, Artikel 67. 


digte fei zur Zeit der That blödfinnig geweſen, denn nicht jeder fogen. 
Blödfinnige, fondern nur derjenige, dem wegen Blödfinns zur Zeit 
feiner That die Fähigkeit der Selbjtbejtimmung oder die zur Erkenntniß 
der Strafbarkeit feiner That nöthige Urtheilöfraft gänzlich gemangelt 
bat, ift als unzurechnungsfähig freizuſprechen. 

Gleiche Wirkung wie den bisher befprochenen Unfähigfeiten räumt 
das Geſetz durch die Beftimmung des Abi. 2 dem Falle ein, wenn 
zur Zeit der That die Freiheit der Willensbeftimmung des Handelnden 
durch einen ber im Geſetze angegebenen 'Umftände ausgefchloffen war. 
In diefem Falle befaß alfo der Handelnde zwar die Fähigkeit ber 
Selbftbeftimmung und die zur Grfenntniß der Strafbarteit feiner That 
nöthige Urtheilsfraft, er bat bewußt gebandelt, allein fein Wille war 
fein freibeftimmter, er war von äußern auf ihn einwirkenden Umſtänden 
beherrſcht. Das Geſetz ſpricht aber bier nicht allgemein von Ausſchluß 
der Freiheit der Willensbeftimmung, fondern bezeichnet beftimmt die 
Umftände, welche die Freiheit der Willensbeftimmung ausgefchlofjen 
haben. Es thut dies nicht blos beifpielsweife und es darf deshalb die 
Freiheit der Willensbeftimmung nicht auch wegen anderer Umſtände 
im Sinne diefer gefeßlihen Beſtimmung als ausgeſchloſſen betrachtet 
werden. Welcher Grab von Gewalt oder Drohung und welche Größe 
des Nothitandes nothwendig tft, um die Annahme zu redytfertigen, daß 
dadurch die Freiheit der Willensbeftimmung ausgefchloffen worden fei, 
it im Geſetze nicht bejtimmt, fondern es ijt dies ber Grwägung bes 
Richters überlaffen, welcher auch in diefer Beziebung alle Umſtände des 
zu entfcheidenden alles genau zu würdigen hat. Im Wllgemeinen 
wurde angenommen, daß eine ſolche Gewalt oder Drohung ftuttgefunden 
oder ein folder Notbitand beftanden haben müfje, daß man bem Thä— 
ter nad) dem Maße von Willenskraft, das man bei einem gewöhnlichen 
Menſchen vorausjegen darf, nicht mehr babe zumutben Können, dem 
Einfluffe, dem Drude auf feinen Willen, unter dem er handelte, Wider: 
ftand zu leiften. Dabei müffen aber auch die Lage, in ber fi ber 
Handelnde zur Zeit der That befunden bat, feine Perfönlichkeit, die 
Perfönlichkeit des Andern, Zeit, Ort u. dgl. gehörig berüdfichtigt wer: 
ben. Dan Kann von jedem Menfchen mit Necht verlangen, daß er ſich 
nicht durch jede Gewalt oder Drohung oder durch jede Noth, im ber 
er ſich befindet, fofort zur Begehung einer an und für fidy ftrafbaren 
That verleiten läßt, der Menſch muß ſolchen Einwirkungen und Ber: 
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biltniffen feine eigene moralifche Kraft entgegenjeßen, allein wie überall 
fo mug man audy bier Maß und Ziel halten, man darf vom gemwöhn- 
lichen Menſchen nicht das Unmägliche, ja felbft nidt das Außergewöhn: 
lide verlangen. Der im folgenden Art. 68 gebrauchte Ausdruck „völlig 
ausgeſchloſſſen“ darf deshalb nicht fo aufgefaßt werden, al$ verlange 
Art, 67 Abf. 2 ein abfolutes Ausgeſchloſſenſein der Freiheit ber 
Willensbeſtimmung. Dies will das Gefeg nit. Während Art. 68 
nur von einer erheblihen Minderung der Freiheit der Willensbejtim- 
mung handelt, jest allerdings Art. 67 Abſ. 2 einen völligen Aus: 
ſchluß diefer Freiheit voraus; ob aber in einem fonfreten Falle diefe 
Fteiheit völlig ausgeſchloſſen geweſen fei, ift nicht in abjoluter Weiſe, 
jondern nach ber Perfönlichkeit der Betheiligten, ſowie überhaupt nad 
Lage des fpeziellen Falles zu bemefjen. 

Der frühere Entwurf (Art. 62) ſprach nur ven unwiberjtehlicher 
förperliger Gewalt und von Drohungen, die mit einer gegenmärr 
ügen auf andere Weife nicht abwendbaren Gefahr für Leib oder 
Lehen des Genöthigten oder feiner nächſten Angehörigen verbunden 
waren, ſchloß aljo den moralifchen Zwang, fowie Drohungen anderer 
Art aus, Dieſe Beſchränkung wurde jedoch beanjtandet und ſchließlich 
erhielt in Folge deſſen das Geſetz ſeine jetzige allgemeine Faſſung. Es 
iſt mithin nunmehr nicht blos von körperlicher Gewalt, ſondern von 
Gewalt überhaupt, alſo insbeſondere auch von der moraliſchen, nicht 
blos von Drohungen, die mit einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 
eder Leben verbunden ſind, ſondern von Drohungen im Allgemeinen 
die Rede, wenn die Gewalt beziehungsweiſe die Drohungen nur von 
der im vorſtehenden Abſatze erörterten Art waren. 

Eben ſo wollte der frühere Entwurf nur denjenigen Nothſtand 
berückſichtigt wiſſen, welcher ohne Verſchulden des Thäters eingetreten 
iſt. Auch dieſe Beſchränkung wurde geſtrichen, und zwar gewiß mit 
Recht. Das hier Entſcheidende iſt, daß zur Zeit der That die Freiheit 
der Willensbeſtimmung des Handelnden durch Nothſtand ausgeſchloſſen 
war, daß alſo die Handlung nicht Ausflug feines frei beſtimmten 
Billens ift. Steht die fejt, fo muß es offenbar gleichgiltig fein, ob 
der Nothſtand durch ober ohne fein Verſchulden eingetreten ift. 

Aehnlich erging es derjenigen Beſtimmung, welde in Abſ. 2 
des Art. 56 des frühern Entwurfs enthalten war. Nachdem Abf. 1 


dieſes Artilels unter Ziff. 2 die Strafbarkeit einer Handlung in bem 
: 13* 
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Falle als ausgefhloffen erflärt hattte, wenn fich der Handelnde zur 
Zeit der That in einem vorübergehenden Zuftande der Bewuhtlofigteit 
oder einer gänzlihen Verwirrung der Sinne oder bes Berftanbes be 
funden bat, follte in Abf. 2 die weitere Beitimmung getroffen werben, 
die geſetzliche Strafe trete jebodh in diefem Falle dann ein, wenn der 
Thäter das Verbrechen bei nody bejtandener Zurehnungsfähigkeit ber 
Ihloffen und fi fodann, um bdasfelbe auszuführen, abfichtlid, durch 
Trunk oder andere Mittel in den Zuſtand der Bewußtloſigkeit oder 
Sinnesverwirrung verſetzt hat. Man fand auch dieſe Beſtimmung un— 
vereinbar mit dem Prinzipe, auf welchem Art. 67 beruht. Entweder 
— oder. Entweder befand ſich der Handelnde zur Zeit der That in 
einem ſolchen Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder Sinnesverwirrung, daß 
ihm die Fähigkeit der Selbſtbeſtimmung, beziehungsweiſe die zur Er— 
kenntniß der Strafbarkeit der That nöthige Urtheilskraft gänzlich mangelte 
oder ſeine Bewußtloſigkeit und Sinnesverwirrung hatte dieſen hohen Grad 
nicht erreicht. Im letztern Falle findet die Beſtimmung des Art. 67 
ohnedies keine Anwendung, da dieſelbe den gänzlichen Mangel der er— 
wähnten Fähigkeiten vorausſetzt, im erſtern dagegen fehlt der That ein 
Merkmal, welches nach dem angenommenen Prinzip weſentlich erfor— 
derlich iſt, damit dieſelbe dem Handelnden ſtrafrechtlich zugerechnet wer: 
den Fanıı. Sie iſt nicht Ausfluß feines bewußten rechtswidrigen Wil: 
lens, und diefer weſentliche Mangel kann nit durch Entſchlüſſe und 
Pläne erjetst werden, welche der Handelnde in einer frühern Zeit in 
einem ganz andern Zuftande gefaßt bat und deren Zuſammenhang mit 
ber ausgeführten That — die vollfiändige Aufhebung der Fähigkeit 
ber Selbjtbeftimmung und Urtheilsfraft vorausgefegt — jedenfalls in 
hohem Grabe zweifelhaft iſt. 

Der frühere Entwurf enthielt befondere Beftimmungen in Be: 
treff der Taubftummen. Art, 58 beftimmte nämlich, die gerichtliche 
Verfolgung unterbleibe gegen Taubjtumme, wenn benjelben die zur Un— 
teriheidung der Strafbarkeit ihrer Handlung erforderliche Ausbildung 
gänzlich mangelt und Art. 34 verfügte, die im Art. 83 (wegen ge: 
minderter Zurehnungsfähigkeit) bejtimmte Strafmilderung folle aud 
bei Taubftummen eintreten, wenn biefelben die zur Erkenntniß der 
Strafbarkeit ihrer Handlung erforderliche geiftige Ausbildung zwar nicht 
gänzlich entbehren (Art. 58), aber doch nur ineinem geringeren Grabe 
befigen. Gegen ben materiellen Inhalt diefer Beitimmungen hatte man 
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nichts zu erinnern, man bielt biefelben aber für überflüffig, weil, wenn 
das Geſetz auch bezüglich der Taubftummen nichts befonderes enthält, 
die jebige Faſſung der Art. 67 u. 68 doch zu dem gleichen Refultate 
führen muß. Hat dem QTaubftummen die zur Erkenntniß der Straf: 
barkeit feiner That nöthige Urtbeilskraft, weil er die biezu erforderliche 
Ausbildung nicht erhalten hat, gänzlich gemangelt, fo ift die Taub- 
kummbeit in diefem Falle eine der Ähnlichen Urfachen, von denen Art. 
67 Abſ. 1 ſpricht, und feine That ift als ftrafbare Handlung nicht 
zu betrachten, War die fragliche Fähigkeit zwar nicht völlig ausge: 
ſchloſſen, aber doch in erheblichem Grabe gemindert, fo findet Art. 68 
Anwendung. 

In Abſ. 2 darf nicht überfehen werden, dak das Gefek bie 
freiheit der Willensbeftimmung als durch Gewalt oder Drohung aus: 
geihloffen zu betrachten nicht nur dann geftattet, wenn fie gegen ben 
Handelnden felbft, fondern auch dann, wenn fie gegen einen feiner in 
Art. 61 genannten Angehörigen ftattgefunden haben, daß ed dagegen 
nur denjenigen Nothſtand berüdfichtigt, in dem fich der Handelnde ſelbſt 
befunden bat, nicht alfo auch den Notbitand feiner Angehörigen. Diefe 
Unterfheidung ift, wie die Verhandlungen beweifen, abfihtlih im Ge— 
ſetze gemacht worden. 

Ich habe nun nod einige Bemerkungen über den Eingang bes 
Art. 67 zu machen. Im frühern Entwurfe lautete derjelbe: „Die 
Strafbarkeit einer Handlung ift ausgeſchloſſen“. Man änderte biefe 
Faſſung abſichtlich in diejenige ab, welche der Artitel 67 heute 
bat, um damit ganz Mar auszudbrüden, daß, wenn die Boraud: 
jegungen dieſes Artikels vorhanden find, eine jtrafbare Handlung 
überhaupt gar nicht vorliegt. Es folgt hieraus, daß, wenn fogleich 
vornherein über das VBorhandenfein diefer Vorausfegungen gar fein 
Zweifel befteht, überhaupt alles dasjenige unterbleiben Farm, was, 
wenn eine ftrafbare Handlung begangen wurde, nad gefeglihen Bor: 
ihriften zu gefchehen bat. Iſt 3. B. ein Todtjchlag von einem Men: 
Ihen verübt worden, der fich, wie unzmeifelhaft feftfteht, in einem bie 
Fäbigfeit der Selbjtbeftimmung und die Urtheilskraft gänzlih aus: 
ſchließenden Zuftande der Raſerei befunden bat, fo kann man von 
Finleitung einer frafrechtlichen Unterfuhung Umgang nehmen und fid) 
auf jene Maßregeln bejchränfen, welche nöthig find, um einen Rafenden 
unſchädlich zu machen. Insbefondere muß aber ſchon der Bermweifunge: 
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fenat auf die bier in Betracht kommenden Berhältniffe Rüdfiht nehmen 
und das Verfahren einftellen, wenn er die Ueberzeugung gewinnt, baf 
wegen VBorhandenjeind einer der in Art. 67 angegebenen Vorausſetzungen 
eine ftrafbare Handlung nicht vorliegt. Es folgt endlih aus biefer 
Faſſung, daß über das Vorhandenſein der bier in Betracht Tom: 
menden Umstände an die Geſchwornen feine befondere Frage zu ftellen 
ift, fondern daß diefelben die an fie gejtellte Frage, ob der Angeflagte 
des ihm zur Laſt gelegten Verbrechens jchuldig ſei, einfah und obne 
alle weitere Bemerkung zu verneinen haben, wenn fie die Ueberzeugung 
gewinnen, daß wegen VBorhandenfeins eines bier enticheidenden lm: 
ftandes eine jtrafbare Handlung nicht vorliegt. 

Ueber die hier in Betracht kommenden Geifteszuftände müſſen 
in ber Regel Aerzte als Sadverftändige vernommen werden. Die 
über die Thatfrage urtheilenden Geſchwornen und Richter find jedoch, 
wie überall jo auch bier, an die ärztlichen Gutachten nicht gebunden, 
fie haben fidy auch bier nad dem Oefammteindrude der ganzen Ber: 
handlung, nad; forgfältiger Erwägung aller Umftände ihre Ueberzeugung 
zu bilden, fie haben aljo die ärztlihen Gutachten gleich allen andern 
ihnen vorgeführten Momenten gewiſſenhaft zu berüdfichtigen, fie dürfen 
fi) durch diefelben aber nicht unbedingt bejtimmen laffen, fie bürfen 
denjelben dann nidyt folgen, wenn fie durch dieſelben nicht überzeugt 
oder durd die übrigen Umftände zu einer andern Ueberzeugung gebradjt 
werden. 

Für mande im Allgemeinen bier einjchlagende Fälle enthält das 
Geſetz, namentli in den folgenden Artikeln, befondere Beitimmungen. 
Es verfteht ſich von felbit, daß für diefe Fälle die betreffenden beſon— 
bern Beitimmungen maßgebend find. 


Art. 68, 


If durch den Kichter der Chat entfchieden, daß die Fähigkeit 
der Selbfibefimmung oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit 
der That nöthige Urtheilskraft oder die Freiheit der Willens- 
beftimmung des Handelnden zwar nicht völlig ausgefchloffen (Art. 
67), aber doch in erheblichem Grade gemindert war, fo iſt eine 
geringere als Die gefehliche ordentliche Strafe und zwar nad fol- 
gendem Maßſtabe zu verhängen : 
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1) bei Verbrechen, die unbedingt mit Todes- oder lebens- 
länglicher Buchthausftrafe bedroht find, iſt auf Buchthaus 
von 8 bis 20 Jahren zu erkennen ; 

2) bei Werbrechen, die im höchſten Strafmaße mit lebens- 
länglicher, im niedrigfien aber mit zeitlich beflimmter 
Buchthausfirafe bedroht find, darf hödftens nur auf 
Budhthaus von 16 Jahren erkannt, es kann aber bis zu 
einem Biertheile des niedrigfien Mafes der angedrohten 
Strafe herabgegangen werden; 

3) bei allen andern firafbaren Handlungen darf’ nicht über 
die Hälfte des höchften Maßes der angedrohten Strafe 
hinaus , es kann aber vorbehaltlicd; deffen, was in den 
Art. 17, 20 und 26 beftimmt if, bis zu einem Bier- 
theile des niedrigfien Maßes diefer Strafe herabgegangen 
werden. Wäre hienach auf eine Gefängnifßftrafe zu er- 
kennen, welche drei Monate nicht überfteigt, fo kann flatt 
derfelben eine entfprechende Geldfirafe, jedod nicht über 
fünfzig Gulden, verhängt werden. Bei Webertretungen 
kann flatt der Arrefifirafe auf eine Geldftrafe bis zu zehn 
Gulden erkannt werden. 

Diefer Artikel jchließt fih an den vorhergehenden, und zwar au 

alle Fälle desjelben, an, indem er in dem Umftande, daß aus ben im 
vorhergehenden Artikel angeführten Urſachen die Fähigkeit der Selbſt— 
beitimmung oder bie zur Erfenntniß der Strafbarkeit der That nöthige 
Urtheilsfraft oder die Freiheit der Willensbeftimmung des Hanbdelnden 
zwar nicht völlig ausgefchloffen, aber doch in erheblichem Grade gemine 
dert war, einen Strafmilderımgsgrund erblidt. Man ſpricht in dieſem 
Falle gewöhnlich von geminderter Zuredinungsfähigkeit oder geminberter 
Zurehnung. In der Theorie wird diefe Zwifchenftufe zwifchen Zu: 
tehnungsfähigkeit und Unzuredynungsfähigkeit vielfach bekämpft. Nach— 
dem jedoch dieſe Zwiſchenſtufe im unfer Geſetzbuch eingeftellt ift, 
beftehen feine genügenden Gründe mehr, auf diefe ÖStreitfrage bier 
näher einzugeben. 

Ich habe ſchon bemerkt, daß fi Art. 65 an alle Fälle des 

Art. 67 anſchließt. Er findet aljo auch in den in Abſ. 2 des Art. 67 
angeführten Fällen unter der Vorausſetzung Anwendung, daß bie Ger 
walt oder Drohung beziehungsweije die Noth, in welcher fi der 
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Handelnde zur Zeit der That befunden hat, wenn fie audy nicht jo ftarf eder 
fo groß waren, daß dadurch bie Freiheit ber Willensbeftimmung völlig 
ausgefchloffen wurde, diefelbe doc nad den Umitänden in erheblichem 
Grade minderten. Auch hier müffen, wie dies ſchon zum vorigen Ar: 
titel bemerkt wurde, die betreffenden Perfönlichfeiten, Ort, Zeit und 
alle fonftigen Umftände genau berüdfichtigt werden. Vorzugsweiſe 
wird Art. 63 übrigens bei Handlungen anzuwenden fein, melde 
in einem höhern, die Fähigkeit der Selbjtbeitimmung und die Urtbeile: 
kraft jedoch nicht gänzlich ausfchliegenden Grade des Affeftes oder ber 
Betruntenheit verübt wurben, 

„In erheblichem Grade“ wurde beigefügt, um einer allzu 
großen mißbräudlichen Anwendung des Art. 68 vorzubeugen, um zu 
verhindern, daß er nicht ſchon bei jedem geringfügigen Einfluffe auf die 
Freiheit der Willensbeftimmung, nicht ſchon bei den geringern Graden 
von Geiſtesſchwäche, Mangel an Ausbildung, Aufregung, Betruntenheit 
u. f. mw. angewendet werde, die wohl eine Berüdfichtigung bei Aus: 
mefjung der orbentlihen Strafe zwifchen dem gejeglihen Minimum 
und Marimum verdienen, nicht aber eine foldye Strafmilderung redyt: 
fertigen, wie fie bei Anwendung des Art. 68 eintritt. 

Art. 68 enthält nicht eine bloße Ermächtigung des Gerichts, Die 
geſetzliche Strafe herabzufegen, fondern es muß bier die im Geſetze 
angegebene Strafmilderung eintreten. Cine nähere Erläuterung der 
das Maß der Strafmilderung betreffenden Beftimmungen ift wohl nicht 
nöthbig. Ich verweife im Allgemeinen auf das, was ich zu Art. 49 
bemerkt habe, und füge nur noch bei, daß bie nad Ziff. 3 am bie 
Stelle einer drei Monate nicht überfteigenden Gefängnißftrafe tretende 
Selditrafe Bergehensjtrafe it, da fie ftatt der gefeblich angebrobten 
Gefängnißſtrafe verhängt wird, alfo eine Vergehensitrafe erfegt und 
feine gefetliche Bejtimmung die Annahme rechtfertigt, daß in biefem 
Falle die Natur der Handlung als Vergehen eine Aenderung erleide. 

Die bisher darüber beftandene Streitfrage, ob, wenn von Seite 
des Angeflagten ober jeines Vertheidigers behauptet wurde, der Ange- 
Hagte habe im Zuftande geminderter Zurechnung gehandelt, der Schwur: 
gerichtöpräfident verpflichtet fei, eine darauf bezügliche Frage an Die 
Gefhwornen zu fielen, wurde durch Art. 22 des Ginführungsgefeßes 
dahin entſchieden, daß die Stellung diefer Frage unter Strafe Der 
Nichtigkeit dann nicht verweigert werden darf, wenn nad Beendigung 
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des Beweisverfahrens und vor dem Schluffe der gegenjeitigen Verband: 
lungen (Art. 170 ber Strafprozehnovelle und Art. 335 des Code 
dinstruction eriminelle) das Vorhandenfein dieſes Strafmilderungs:- 
grundes ausbrüdlich geltend gemacht worden ift'). 


Art. 69. 


Wenn Iemand bei feiner Handlung einen Chatumfland nicht 
konnte, durch deffen Dafein die Strafbarkeit jener Handlung bedingt 
iſt, fo iſt die letztere firaflos. 

Waren dem Handelnden folche Thatumftände unbekannt, durch 
deren Dafein die Strafbarkeit der Handlung erhöht wird, fo wer- 
den dieſe Umftände bei der Beſtrafung außer Berückſichtigung 
gelaffen. 

In wie ferne in dem einen oder anderen Falle eine Beftra- 
fung wegen Sahrläffigkeit einzutreten habe, ift nad den in der 
zweiten Abtheilung des Geſetzbuches enthaltenen Vorſchriften zu 
bemeſſen. 

Art. 70, 

Die Unwiffenheit über das Beſtehen eines Strafgeſetzes über- 
haupt oder über Art und Größe der Strafe, die Meinung, als ob 
die durch das Gefeh verbotene Handlung nach dem Gewiſſen oder 
der Religion erlaubt gewelen fei, endlich die Veichaffenheit des End- 
jweckes oder Beweggrundes, um deſſen willen der Entfchluß zur 
Chat gefaßt wurde, ſchließen die Strafbarkeit nicht aus. 


Die Beitimmungen diefer beiden Artikel find fich eigentlich von 
jelbit verftehende Ausflüffe allgemeiner Grundfäte. In Abſatz 1 
des Art. 69 iſt der allyemeine Ausdrud „Jemand“ gebraucht, weil 
fh diefe Beftimmung nicht blos auf den Thäter, fondern auch auf 
die Theilmehmer und Begünftiger bezieht. Ebenſo ift der Ausdrud 
Thatumſtand“ allgemein und bezieht ſich auch auf perſönliche Vers 





N Ueber Artifel 67 u. 68 find zu vergleihen: Verb. der K. d. Abg. 

von 18%, Beil.Bb. I ©. 143 fi, Verb. bes Gefepg.Ausih. der K. d. 

“ey. in den Jahren 185658, Bd. I ©. db ff. u. S. 196 fi, Bo. II €. 

25, 228, 229, 231 u. 235, desgleihen der K. d. Keiher. Beil. ©. 10 fi. 

a ©. 251 ff., Verb. der K. der Abg. in den Jahren 18°%,, Beil.:Bd. IH 
. 12, 
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bältniffe und Beziehungen des Handelnden. Darauf, welchen Einfluß 
diefe Beftimmung auf jene des Art. 65 übt, habe ich fchon bei ben 
Bemerkungen zum legtern Artikel aufmerkſam gemadt. 

Daß die allgemeinen Bejtimmungen der Abfäge 1 u. 2 dee 
Art. 69 auf jene Fälle Feine Anwendung finden, für welche das Geſetz 
eine bejondere entgegenjtehende Bejtimmung enthält, iſt felbitwerftänd: 
ih. Eine foldye befondere Beitimmung findet fid 3. B. im Art. 227. 

Meinen Antrag, den Abf. 3 als unnöthig zu ſtreichen, zog id 
in der Sitzung des Gefeßgebungsausichuffes der Kammer der Abgeorb: 
neten vom 7. Juli 1860 zurüd, nachdem der k. Regierungskommiſſär 
mit Rüdficht darauf, daß fid eine Definition der Fahrläſſigkeit im 
Geſetze nicht findet, die Beforgniß geäußert hatte, es möchten, wenn 
hier nicht in Betreff der Bejtrafung wegen Fahrläffigkeit ein ausbrüd: 
liher Vorbehalt gemacht würde, in Folge ftrifter Anwendung des erjten 
und zweiten Abjages wirklich ftrafbare fahrläfjige Handlungen jtraflos 
bleiben, nämlich z. B. im Falle fahrläfliger Tödtung eines Menfchen 
durch einen Steinwurf aus dem Fenſter zwifchen ftrafbarer Fahr— 
läfjigfeit, wenn der Werfende wußte, daß Jemand vorbeiging, und 
ſtrafloſer Fahrläfjigfeit, wenn er dies nicht wußte, unterjchieden 
werben, während, wie die Motive zum Entwurfe von 1855 ganz richtig 
bemerken, die hier gegebenen Vorſchriften nad) der Natur der Sade 
auf Vergehen aus Fahrläffigfeit Leine allgemeine Anwendung finden 
können, da ja jehr häufig der Orund der Strafbarkeit einer fahrläffigen 
Handlung gerade darauf beruht, daß der Handelnde es ſchuldhaft unter: 
laffen hat, ſich Kenntnig von demjenigen Thatumftande zu verfchaffen, 
dur deſſen Vorhandenſein jeine Handlung zu einer ſchädlichen und 
gefährlichen wurde. 

Art. 70 macht eine bejondere Grläuterung nicht nothwendig und 
id) will nur darauf aufmerkffam machen, daß das Polizeiſtrafgeſetzbuch 
bezüglidy der Unkunde von Bolizeivorfchriften in Art. 21 eine von der 
Vorſchrift des Art. 70 weſentlich abweichende Bejtimmung enthält‘). 


) Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. I ©. 144 u. 145, 
Verb. des Gefepg.Ausih. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I S. 48 u. 19, 
besgl. d. 8. d. Reichsr. Beil. S. 136—138 u. Prot. ©. 275-277, Berb. 
d. K. d. Abg. in den Jahren 18°%,, Beil.Bd. I ©. 136 u. Beil. Bd. IN ©. 12. 
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Art. 71. 


Der Befehl zur Begehung einer firafbaren Handlung macht 
den Chäter nicht firaflos. 

Hat jedod ein Beamter oder öffentlicher Piener innerhalb 
eines Gefchäftskreifes und in der gehörigen form feinem dienfl- 
lich Untergebenen eine Handlung befohlen, welche nad) den befle- 
henden Gefegen firafbar iſt, und hat der leßtere diefen Befehl 
solzogen, fo ift der ÜUntergebene dann firaflos, wenn die Hand- 
lung blos einen Mifbraud oder eine Meberfchreitung der Amts- 
gewalt oder nur eine Verlegung der Amtspflict des Vorgefeßten 
enthalt. 

In allen Fällen bleibt derjenige, welcher den Befehl ertheilt 
hat, ſtrafrechtlich verantwortlid. 


Wer durch einen von ihm ertheilten Befehl eine ftrafbare That 
verurfahht bat, iſt nah Art. 54 Ziff. 1 als Iheilnehmer an bdiefer 
That, als Anftifter zu betrachten, während derjenige, welcher, dem ihm 
ertbeilten Befehle entſprechend, die ftrafbare That unmittelbar bewirkt 
bat, als der Thäter erfcheint. Abſ. 1 des Art, 71 verfteht jich bier: 
nad eigentlich von ſelbſt und kann in der Anwendung kaum Schwies 
tigfeiten veranlaſſen. 

Schwieriger gejtaltet ji die Sadıe in dem in Abſ. 2 behan— 
delten beionderen alle. Die frage, ob und in wie weit ein Beamter 
oder öffentlicher Diener für dasjenige, was er in Folge eines ihm von 
feinem Borgefesten ertheilten Befehles getban hat, verantwortlich ift, 
it nicht blos in ftrafrechtlicer, jondern auch in politifcher Beziehung 
von großer Bedeutung, da es von ihrer Entſcheidung abhängt, ob und 
in wie weit ber Untergebene den Befehlen feiner Vorgeſetzten Gehorfam 
ſchuldig ift, indem es fich von felbjt verfteht, daß der Untergebene 
dann, wenn er ſich dadurch, daß er den Befehl feines Vorgeſetzten 
vollzieht, ſtrafrechtlicher Verfolgung ausſetzt, nicht nur beredhtigt, jondern 
ſogat verpflichtet ift, den Vollzug zu unterlafien, aljo feinem Vorgeſetzten 
den Gehorſam zu verweigern. In dem Maße, als die Gränze ber 
Straflofigfeit der Untergebenen enger gezogen wird, mindert ſich 
mithin auch deren Verpflichtung zum unbebingten Gehorfam gegen 
die Befehle ihrer Vorgeſetzten. In dem jetigen Abi. 2 des Art. 71 
iſt dieſe Gränze ſehr eng gezogen, namentlich wenn man bie Fafjung 
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desjelben mit dem frühern Entwurfe und mit den von den Geſetz⸗ 
gebungsausfchüflen beider Kammern in dieſer Beziehung im Jahre 
1857 gefaßten Befchlüffen vergleidht. Der jetige Abf. 2 des Art. 71 
jichert nämlih nur unter folgenden Vorausfeßungen Strafloſigkeit zu. 
Die betreffende Handlung muß von einem Beamten oder öffentlichen 
Diener innerhalb feines Gefchäftskreifes und in ber gehörigen Form 
einem ihm dienftlich Untergebenen befohlen worden fein. Ferner darf 
die Handlung blos einen Mißbrauch oder eine Weberfchreitung der 
Anıtsgewalt des befehlenden Vorgeſetzten oder nur eine Verletzung der 
Amtspflicht des Yektern enthalten. Jedes der bier gebraudten Worte 
ift abſichtlich in das Geſetz eingeftellt, fehlt auch nur eine einzige ber 
biernad geforderten Vorausſetzungen, fo findet die Beftimmung bes 
Abf. 2 des Art. 71 keine Anwendung und es trifft den Untergebenen 
die vom Geſetze auf feine Handlung gejette Strafe. Der Befeblende 
muß ein Beamter im wirklihen Sinne des Wortes oder ein öffent: 
licher Diener und derjenige, dem der Befehl ertheilt wurbe, ein ihm 
dienftli Untergebener fein. Gin Privat:Dienftverhältnig genügt nicht, 
wenn das durch dasſelbe bedingte Unterordnungsverbältnig auch noch 
fo jtreng ſein follte. Der Vorjtand der Verwaltung einer Gutsherrſchaft 
3. DB. ift bei unfern heutigen jtaatsrechtlichen Nerhältniffen weder ein 
Beamter noch ein öffentlicher Diener, der ihm Untergebene kann fid 
mithin auf die in Rebe ſtehende Beitimmung nicht berufen. Es ge: 
nügt nicht jede Unterordnung desjenigen, dem der Befehl ertheilt wurde, 
wenn auch der Befchlende ein Beamter oder öffentliher Diener iſt, 
jondern der Erftere muß dem Letztern dienftlich untergeben jein. Der 
Beamte oder öffentliche Diener muß den Befehl innerhalb feines Ge: 
ihäftsfreifes und in der gehörigen Form ertheilt haben. Befiehlt z. B. 
ein Gerihtsfommiffär feinem Aktuar, das Protokoll zu fälfchen, fo 
darf der Aktuar diefem Befehle nicht entſprechen, denn ein folder 
Befehl Liegt nicht im Gefchäftstreife des Kommifjärs, weil der Aktuar 
gerade deshalb Beigezogen iſt, um bei Konftatirung deſſen, was vorge: 
fommen ift, den Kommiffär zu fontrolliren. Statt des früher gebraudy: 
ten Wortes „Amtshandlung“ wurde das einfache Wort „Handlung“ 
gejeßt, weil fih aus der fonftigen Faſſung des Geſetzes, namentlich 
aus der Vorfchrift, daß der Befehlende den Befehl innerhalb feines 
Gejchäftstreifes und in der gehörigen Form ertheilt haben muß, ſchon 
ohnedies zur Genüge ergibt, daß der Befehl eine bienftliche Beziehung 
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haben muß. Am wichtigsten ift die lebte Beſchränkung. Denjenigen, 
welher in Folge des Befehles gehandelt bat, trifft troß des Umftandes, 
daher in Folge Befehls jeines Vorgeſetzten gehandelt hat, dievolle gefegliche 
Strafe nicht blos, wenn feine Handlung ein fog. gemeines Verbrechen, 
iondern auch dann, wenn fie einen Mißbrauch oder eine Ueberjchreitung 
ſeiner Amtsgewalt oder eine Verlegung feiner Amtspflicht enthält. 


Cr ift nur dann ftrafles, wenn die Handlung blos einen Mifbraud 


ever eine Weberfchreitung der Amtsgewalt des befehlenden Bor: 
zeſetzten oder nur eine Verlegung der Amtspfliht des Letztern 
enthält. Haben beide ihre Amtsgewalt mißbraucht oder überfchritten, 
oder beide ihre Amtspflicht verlegt, fo trifft beide die volle gefeßliche 
Strafe. Gerade in letter Beziehung ift, was nicht überfehen werden 
darf, das Geſetz jebt viel enger, als im Jahre 1857 befchloffen wor: 
den war '). 


Art. 72. 


Wer, um ſich oder Andere gegen einen bereits begonnenen 
oder unmittelbar drohenden rechtswidrigen und gewaltthätigen An- 
griff auf Perfon, Gefig oder Eigenthum oder gegen widerrecht- 
liches Eindringen in eine Wohnung oder ein Befizthum zu fchügen, 
den Angreifer oder Eindringling tödiet oder verleßt oder über- 
haupt eine mit Strafe bedrohte Handlung verübt, iſt firaflos, 
infoferne er hiebei die Gränzen der Vertheidigung nicht ſchuldhaft 
überſchritten hat. 

Das Mämliche gilt von demjenigen, der auf der Stelle den 
widerrechtlich Eingedrungenen wieder zu vertreiben, oder von dem 
auf der That betroffenen oder auf der Flucht begriffenen Räuber, 
Diebe oder anderen Angreifer den widerrechtlich entzogenen Beſitz 
beweglicher Sachen wieder zu erlangen fucht. 

Die Meberfchreitung der Gränzen der Vertheidigung if als 
ſchuldhaft nicht zu erachten, wenn der Chäter nur aus Heberra- 
(dung, Beſtützung, Furcht oder Schrecken jene Heberfchreitung be- 


gangen hat. 





) Berh. der 8. db. Abg. von 18%, Beil. Bd. IS. 92 u. 145, 
Verb. des Gefeßg.Ausih. der K. d. Abg. im Jahre 18%, Bd. I S. 48-50 
u. ©. 210-213, Berh. d. 8. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bd. I S. 136 u. 137 
u, Beil. Bd. U ©. 12, 
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Art. 73. 


Wenn durch den Nichter der That entschieden if, daß der 
Thäter in Wothwehr gehandelt und nur die Grängen derfelben 
ſchuldhaft überfchritten hat, fo iſt die auf die Chat gefeßte ordent- 
liche Strafe nad; Maßgabe der Geftimmungen des Art, 63 herab- 
zufeßen. 


Diefe beiden Artikel banbeln von der Nothwehr. Diefelbe 
unterfcheidet fi) dadurd von dem in Art. 67 Abf. 2 und in Art. 68 
behandelten Notbftande, daß fie immer eine Gefahr vorausfekt, 
welche durch rechtswidrigen und gewaltthätigen Angriff von Seite eines 
Menihen, alfo nicht durch Naturereignifie oder durch Zufall, berbei- 
geführt wird, und daß fie immer in einer gegen diefen Angriff gerid- 
teten Vertheidigungshandlung ſich ausſpricht. 

Das Recht der Selbſtvertheidigung iſt ein natürliches. Der 
civiliſirte Staat kann und muß jedoch von feinen Angehörigen, weil 
er deren Schutz gegen rechtswidrige Angriffe übernommen hat, verlan— 
gen, daß fie auf ihr Recht der Selbſtvertheidigung inſoweit, als er 
ihnen Schuß gewährt, verzichten. Da es aber Fälle gibt, im denen 
der Staat den nötbigen Schuß gegen rechtswidrige Angriffe nicht ge 
währen kann, fo muß er für diefe Fälle auch das Recht der Selbſt— 
vertbeidigung beftehen laſſen. Auf diefen einfachen Erwägungen berubt 
die Nothwehr und fie bieten auch die zur richtigen Auslegung und 
Anwendung bes Geſetzes erforderlihen Anhaltspuntte. 

Unfer Gejegbuch bat die Beitimmungen über Nothwehr in den 
allgemeinen und nicht, wie 3. B. der Code penal, in ben befondern 
Theil, in das von der Tödtung und Körperverlegung bandelnde Haupt: 
ftüd, geftellt, weil, wie dies auch im Geſetze felbft ausgebrüdt ift, nicht 
blos Tödtung und Körperverlegung, fondern aud mande andere vom 
Geſetze mit Strafe bedrohte Handlungen, wie 3. B. Eigenthumsbeſchä— 
digung, Gefangenbaltung, nad Umftänden als Akte der Nothwehr ſich 
barftellen können. 

Das Geſetz jet zum Begriffe der Nothwehr vor Allem einen 
bereitd begonnenen oder unmittelbar drohenden redtswidrigen und 
gewaltthätigen Angriff voraus. Ob ein Angriff, wenn ein folder nod 
nicht wirklich ftattgefunden bat, unmittelbar drohte, ift eine in 
jevem einzelnen Falle zu entjcheidende faktifche Frage. Der Nichter 
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muß fi biebet, wie überhaupt bei allen die Notwehr betreffenden 
Fragen, in die Lage des Handelnden verjegen. Gr darf diefe Frage 
nicht vein objektiv, wie fie ſich vielleicht jeßt, wo alle Verhältniſſe auf: 
geflärt find und natürlid, feinerlei Gefahr mehr befteht, darftellt, un: 
terfuchen, jondern er muß erwägen, ob der Hanbelnde nad der Lage, 
in weldyer er ich befunden hat, nad feiner Merfönlicykeit, nach der 
Rerfönlichkeit des Gegners, nah Zeit und Ort, überhaupt nad allen 
Umständen damals annehmen Fonnte, daß gegen ihn oder Andere ein 
tchtöwidriger und gewalttbätiger Angriff unmittelbar drohe. Stellt 
ſich z. B. fpäter auch heraus, daß nur ein Scherz beabfichtigt oder bie 
ganze Sache doch ungefährlich war, jo ſchließt dies für fih die Annahme 
der Rothwehr noch nicht aus, weil es, wie bemerkt, bei Beurtbeilung 
der Frage, ob fich der Handelnde im Zuftande der Nothwehr befunden 
babe oder nicht, nicht darauf anfommen kann, wie fi die Verhältniſſe 
ipäter aufgeklärt haben, fonbern darauf, wie fie der Handelnde zur 
Zeit, wo er handelte, auffaflen mußte oder doch aufzufaflen berechtigt 
war. — Das Gefep verlangt einen rebtswidrigen Angriff. Dies 
it jedoch nicht fo zu werfteben, als ob eine Handlung verlangt fei, 
wegen welcher der Angreifer perjönlich zur Strafe gezogen werden kann. 
68 genügt, daß der Angriff an fid ein rechtswidriger war oder daß 
ihn der Handelnde nach den Umſtänden wenigjtens dafür balten konnte. 
Bar der Angreifer 3. B. aud wahnfinnig, alfo nach Art. 67 unfähig, 
eine jtrafbare Handlung zu begeben, oder war der Angriff au nur 
ein Scherz, um den Angegriffenen zu jchreden u. dgl., fo ift deshalb 
die Annahme der Nothwehr doch nicht ausgefchloffen. — Der Angriff 
braudyt nicht gegen den Handelnden gerichtet geweſen zu fein, auch 
niht gegen einen Angehörigen besjelben, fondern das Geſetz geftattet 
die Nothwehr zum Schutze eines jeden Dritten, gegen den ein rechte: 
widriger und gewaltthätiger Angriff gemacht worden ift oder dem ein 
ſolcher Angriff unmittelbar drohte. 

Das Geſetz feht, von den in Abf. 2 befonders aufgezählten 
Sällen abgefehen, als Bedingung der Zuläffigkeit der Nothwehr einen 
Angriff auf Perfon, Befig oder Eigenthum oder ein widerrechtliches 
Findringen in eine Wohnung oder ein Beſitzthum voraus, Daß unter 
den gewaltthätigen Angriffen auf die Perfon jene auf Keufchheit und 
Freiheit ebenfalls zu verftehen find, ift felbjtverftändlih. Aber auch 
Angriffe auf die Ehre fallen, wie die Motive zum früheren Entwurfe 
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ganz richtig bemerken, unter dieſen Begriff, ſobald ſie aus dem Kreiſe 
der bloßen Verbalinjurie heraue- und in jenen der Thätlichkeit übertreten, 
3. B. wenn Jemand mit Koth befchmiert, zu ſchimpflicher Schauftellung 
ausgefegt oder herumgeführt oder allenfalls nad amerifanifcher Weiſt 
getheert und gefiedert werben fol. 

Den in Mbf. 1 zum Schube gegen Angriffe gejtatteten Hand— 
lungen der Bertheidigung jtellt Abſ. 2 jene Handlungen gleich, melde 
zum Zwecke haben, auf der Stelle den widerrechtlich in eine Woh— 
nung oder ein Befisthum Cingebrungenen wieder zu vertreiben, oder 
den wibderrechtlicd entzogenen Beſitz beweglicher Sachen wieder zu er: 
langen. Der erfte Fall kann nicht wohl eine Schwierigkeit maden; 
bezüglich des zweiten ijt aber darauf aufmerkffam zu maden, daß nad 
dem Gefege ein Akt gewaltfamer Wiebererlangung des Beſitzes über: 
haupt nur gegen den auf der That betroffenen oder auf der Flucht 
begriffenen Räuber, Dieb oder andern Angreifer, alfo nur gegen einen 
folhen, der bei der widerrecdtlihen Wegnahme der wieder zu erlan- 
genden Sache jelbjt mitgewirkt bat, nicht auch gegen einen biebei mich 
betheiligten Dritten, in deſſen Hände die Sadıe etwa inzwijchen über: 
gegangen ift, und aud) gegen erftere nur dann zuläffig ift, wenn zwi— 
hen dem Afte der widerrechtlichen Entziehung des Befiges und dem 
Akte der gemwaltfamen Wiedererlangung desſelben ein Verhältniß 
der Gontinuität bejteht. Yeßteres ift fowohl durdy die Worte „auf 
der Stelle”, als auch dur die weitern Beifäße „auf der Thal 
betroffenen oder auf der Flucht begriffenen“ bezeichnet. Es 
darf, wie die Motive jagen, nicht in der Zwiſchenzeit ein Zeitpunkt 
des ruhigen Junehabens für den urfprünglicen Angreifer eingetre: 
ten fein. 

Abf. 1 des Art. 72 weicht von dem frühern Entwurfe barin 
ab, daß letzterer ftatt der heutigen Worte „oder überhaupt eine mit 
Strafe bedrohte Handlung verübt” die Worte enthielt „oder jonft eine 
mit Strafe bedrohte Handlung gegen ihn verübt”. Diefe Aenderung 
wurbe deshalb vorgenommen, weil die zum Zwecke der DVertheibigung 
gegen einen rehtöwidrigen. und gemwaltthätigen Angriff vorgenommene 
Handlung ihren Charakter als Akt der Nothwehr dadurch nicht ver: 
liert, daß durch diefelbe ein unfchuldiger Dritter beſchädigt wird. Als 
Beifpiele führte ich im meinem Vortrage folgende File an. Wenn 
Jemand den auf der Flucht begriffenen Dieb, um die ihm gejtohlenen 
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Sahen wieder zu erlangen, verfolgt, dies aber nur dadurch thun kann, 
da er das Eigenthum eines Dritten beſchädigt, fo erſcheint auch diefe 
Eigenthumsbeſchädigung, wenn die übrigen geſetzlichen Vorausfegungen 
gegeben find, als Aft der Nothwehr. ES wird Jemand von einer 
Menjhenmenge angegriffen. Um fich zu vertheidigen, ſchlägt er auf 
biefelbe hinein, Er trifft eine Perfon und verlegt oder tödtet dieſelbe. 
Später ftellt es ſich heraus, daß der Getroffene gar nicht zu der Motte 
der Angreifer gehörte, nur zufällig, etwa im entitandenen Gebränge, 
unter biefelbe gefommen if. Durd diefen Umftand, daß ein ganz 
Unſchuldiger verlegt oder getöbtet wurde, verliert die Handlung, vor— 
außgefegt, daß fie im Uebrigen als Akt der Nothwehr zu betrachten 
it, diefen Charakter nicht, 

Das Geſetz erflärt die im Zuftande der Nothwehr vorgenommene 
Handlung als gänzlih ftraflos, weil es bei dem Handelnden eine 
Schuld im jtrafrechtlichen Sinne nicht annimmt, Hieraus ergibt fich, 
daß in den vor bie Schwurgerichte gehörigen Sachen an die Geſchwornen 
feine befondere Frage darüber zu ftellen ift, ob fi der Angeflagte im 
Juftande der Nothwehr befunden bat. Iſt Lebteres der Fall, fo 
eriheint nämlich der Angeflagte überhaupt als nicht ſchuldig und bie 
Geſchwornen haben die auf die Schuld gerichtete Hauptfrage einfach zu 
verneinen. Erklären fie den Angeklagten aber ber ihm zu Laft geleg: 
ten That für jchuldig, fo fprechen fie damit von ſelbſt aus, daß er 
niht im Zuſtande der Nothwehr gehandelt habe. 

AS Bedingung der Straflofigleit verlangt übrigens das Geſetz 
am Schluffe des Abſ. 1 des Art. 72, daß der Handelnde die Gränzen 
der Vertheidigung nicht ſchuldhaft überfchritten hat. Die Ueberfchreis 
tung der Gränzen erlaubter Nothwehr kann in mehrfacher Beziehung 
geihehen. Die einzelnen Fälle im Geſetze aufzuführen, war weder 
nothwendig noch möglich ; das Geſetz bat deshalb die Entſcheidung der 
Frage, ob die Gränzen der erlaubten und nothwendigen Vertheidigung 
als überfchritten zu erachten feien oder nicht, im jedem einzelnen alle 
dem auf die Erwägung aller Umftände gebauten vernünftigen Ermeflen 
der Geſchwornen oder der Richter, welche über die Thatfrage zu ent— 
Iheiden haben, anheimgegeben. Als Beifpiele von Ueberfchreitung ber 
Grinzen der DVertheidigung führen die Motive zum frühern Entwurfe 
die Fülle an, daß dem Angegriffenen andere ungefährlihe und doch 


eben fo wirffame Mittel, 3. B. Herbeirufen von Hilfe u. dgl., zu 
Weis, Das Strafgefegbuch für das Königreich Bayern. 14 
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Gebote ftanden, daß die Vertheidigung nicht in fo intenfiver, dem 
Gegner fo verderbliher Weife nöthig war, als fie wirklich geübt wurbe, 
wenn 3. B. Jemand den Angreifer getöbtet hat, während eine leichte 
Berwundung besfelben dem Zmwede genügt hätte, oder daß ber Zmed 
der Vertheidigung durch feine Unbedeutendheit außer allem Verhältniſſe 
zu dem Uebel fteht, welches dem Angreifer zugefügt wurbe, z. B. wenn 
Jemand den mit einem geftohlenen Grofhenbrode Entlaufenden durch 
eine nachgefendete Kugel töbtet. 

Liegt eine Ueberfchreitung der Gränzen ber Vertheidigung vor, 
fo unterſcheidet das Geſetz, ob ber Thäter dieſe Ueberjchreitung nur 
aus Ueberrafhung, Beftürzung, Furcht oder Schredfen oder ob er fie 
aus irgend einem andern Grunde begangen hat. Im erftern Falle 
betrachtet das Geſetz die Ueberfchreitung nicht als ſchuldhaft, die Hand: 
lung iſt alfo gänzlich ftraflos und es braucht deshalb auch in biefem 
Falle feine befondere Frage an bie Geſchwornen geftellt zu werben, 
fondern diefelben haben die auf die Schuld bes Angellagten gerichtete 
Hauptfrage einfady zu vwerneinen, wie dies oben bereits näher entwidelt 
wurde, Im zmeiten Falle iſt der Thäter zwar ftrafbar, allein das 
Geſetz betrachtet den Umftand, daß er in Nothwehr gehandelt hat, ale 
einen Strafmilderungsgrund. Es ftellt diefen Fall dem in Art. 68 
behandelten der fog. geminderten Zurechnungsfähigkeit gleich. Wie bei 
Vegterer, fo ijt aber natürlid auch bier ein ausdrücklicher Ausſpruch 
des Richters der That darüber erfordberlih, daß die PVorausfegungen 
des Art. 73 vorliegen. Es muß deshalb in den vor die Schmwur: 
gerihte gehörigen Fällen an die Geſchwornen eine bejondere Frage 
dahin geftellt werden, ob der Angeflagte bei der in ber Hauptfrage 
bezeichneten That in Nothwehr gehandelt und nur bie Gränzen ber: 
jelben ſchuldhaft überfchritten hat, Die Stellung diefer Frage darf 
nah Art. 22 des Einführungsgefetes dann nicht verweigert werben, 
wenn nach Beendigung des Beweisverfahrens und vor dem Schlufle 
ber gegenfeitigen Berhandlungen das Vorhandenfein der Vorausfegungen 
des Art. 73 geltend gemadyt worden ijt!). 


) Verb. d. K. der Abg. von 18%, Beil,Bd. IS. 145—147, bes 
Geſetzgeb.Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 S. 560 — 52 u ©. 
214—216, Verb. des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Reihsräthe von 1856-1858, 
Prot. S. 278—283 u, Beil. ©. 140—143. 
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Art. 74, 


Hat derjenige, welcher durch eine firafbare Handlung einem Shadenseriay 
Anderen einen Vermögensnachtheil zufügte, den ganzen aus fei- 
ner Handlung entfpringenden Schaden durch Burücgabe, Erfaß, 
Verzicht auf die durch die Handlung erworbenen Kechte oder in 
ähnlicher Weile wieder gut gemacht, bevor er wegen der Handlung 
ergriffen, verfolgt oder bedrängt oder von Seite der ©brigkeit 
oder ihrer Diener zur Rede geftellt wurde, fo find die Gerichte 
befugt, die angedrohte Strafe vorbehaltlich deffen, was in den 
Art. 17, 20 und 26 beflimmt if, bis zur Hälfte des niedrigfien 
Mafes herabzufehen. 

Hat der Befchädigte den ihm vom Chäter wirklid; dargebo- 
ienen vollftändigen Erſatz zurücgewielen, fo wird Dies der ge- 
ihehenen Erfahleiftung gleich geachtet. 

Die Kefimmung des Abf. 1 findet auf jene firafbaren 
Handlungen keine Anwendung, bei denen eine Verletzung, Ber- 
gewaltigung, Gefährdung oder Bedrohung einer Perſon oder ein 
fonfliger Angriff auf eine ſolche Aattgefunden hat. 


Diefer Artikel ift in Folge eines von mir im Jahre 1860 im 
Gefeggebungsausichuffe der Kammer der Abgeordneten gemachten Vor: 
ſchlags neu in das Gefeß eingeftellt worden. Er ift jedoch in manden 
Beziehungen dem Art. 284 des frühern Entwurfes (Art. 294 des Ent: 
wurjes von 1860) nachgebildet und es dient deshalb in fo ferne das 
in den Motiven zum frühern Entwurfe zu Art. 284 Bemerkte') zu 
jeiner Erläuterung. Die Staatsregierung hatte ſowohl in dem frühern 
Entwurfe, ald auch in dem von 1860 vorgefhlagen, Diebftahl, Unter: 
ſchlagung und Betrug follten wegen fog. thätiger Reue ſtraflos bleiben. 
Damit waren die Geſetzgebungsausſchüſſe, wenigftens in ber Mehrheit, 
nicht einverjtanden, da fie hierin eine zu weit gehende Abweihung von 
dem Grundjage erblidten, nad weldyem die Strafgewalt des Staates 
gegen denjenigen, der fi) einer gefeßwidrigen Handlung ſchuldig 
gemacht hat, um beswillen einfchreitet, weil er durch feine Hand— 
lung die Rechtsordnung des Staates verlegt hat, wobei der Um— 


— —— — —— 


') Verh. der K. der Abg. von 18%, Beil. Bd. II S. 192. 
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ftand, daß durch die Handlung zugleih ein Staatsangehöriger in 
feinen Privatrechten verlegt wurde, von untergeorbneter Bedeutung 
ift. Hat nämlih der Dieb die Zurüdgabe oder den vollen Erſatz 
des entwendeten Gutes bewirkt, fo hat er hiedurch wohl den 
durd den Diebitahl Beſchädigten bezüglich feiner Privatrechtsanfprüde 
klaglos geftellt, allein die Verlegung der Rechtsordnung des Staates 
bat er dadurch nicht ungefchhehen gemacht, der Grund ber ftrafrechtlichen 
Einfhreitung befteht mithin immer noch. Auf der andern Seite aber 
wurde nicht verfannt, daß derjenige, welcher den durch feine Handlung 
einem Andern zugefügten Schaden freimillig wieder gut gemadt hat, 
in den meijten Fällen eine mildere Beurtheilung verdient, daß alfo in 
dem Schadenserſatze in der Regel ein Strafmilderungsgrund liegt, der 
unter Umftänden jelbit ein Herabgehen unter das Diinimum der gejeh- 
lichen Strafe rechtfertigen Fannı. Man fand es beshalb billig und 
gerecht, den Gerichten die Befugniß einzuräumen, in einem folchen Falle 
die Strafe bis zu einem im Geſetze feftgefehten Maße herabzufegen. 
Man fand dabei jedoch feine genügenden Gründe, diefe Befugniß auf 
die Fälle des Diebftahls, der Unterfchlagung und des Betrugs zu be— 
ſchränken, da bei allen ftrafbaren Handlungen, durch welche einem An: 
dern ein VBermögensnachtheil zugefügt worden ift, in diefer Beziehung 
die nämlihen Verhältniſſe betehen, vorausgefegt, daß nicht zugleich 
eine Verlegung, Vergewaltigung, Gefährdung oder Bedrohung einer 
Perſon oder ein fonjtiger Angriff auf eine foldhe ftattgefunden bat. 
War zugleich Letzteres der Fall, fo darf der Schabenserfaß ſchon des: 
halb nicht in dem angegebenen Maße berüdfichtigt werden, weil burd 
denfelben das dem Andern durch den Angriff auf feine Perſon zugefügte 
weitere Unrecht jedenfalls nicht gut gemacht worden: ift. 

In dem Gefagten Tiegt auch bereits zum größten Theile die 
Erläuterung des Art. 74. Gr findet bei allen ftrafbaren Handlungen 
Anwendung, dur weldye einem Andern ein Vermögensnachtheil zuge: 
fügt wurbe, vorausgejeßt, daß bei ihnen eine Verlegung, Vergewaltigung, 
Gefährdung oder Bedrohung einer Perfon oder ein fonftiger Angriff 
auf eine ſolche nicht ftattgefunden hat, alfo nicht blos bei Diebftabl, 
Unterfhlagung und Betrug, fondern z. B. auch bei Meineid in Civil: 
fachen, Fälfhung und unter der angegebenen Vorausſetzung auch bei 
Eigenthumsbeſchädigung und bei Brandftiftung. Namentlich ift er auch 
bei ber Amtsuntreue anwendbar, wie fi nicht blos aus ber allgemeinen 
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daffung, fondern insbefondere auch noch aus Ab. 4 des Art. 386 
ergibt. Er findet nicht blos beim Thäter, fondern audy bei den Theil: 
nehmern und Begünftigern, und bei fahrläffigen Handlungen eben fo, 
wie bei vorfäglihen Anwendung. 

Derjenige, welcher durdy eine ftrafbare Handlung einem Andern 
einen Vermögensnachtheil zufügte, muß jede, um bie Beftimmung bes 
Art. 74 für fi anrufen zu können, den ganzen aus feiner Handlung 
entjpringenden Schaden wieder gut gemacht haben. Gin theilweifer 
Erſatz, ſowie der gänzlidhe oder theilweife Verzicht des Beſchädigten 
genügen nicht. Eben jo wenig ift Art. 74 dann anwenbbar, wenn ein 
Dritter dem Beſchädigten jeinen Schaden erfest hat. Allerdings fteht 
der Anwendbarkeit des Art. 74 der Umftand nicht entgegen, daß dem: 
jnigen, welcher die firafbare Handlung begangen hat, das zum Erſatze 
erforderlihe Geld von einem Dritten geliehen oder geſchenkt wurde, 
nur muß er felbit ven Erſatz geleiftet haben, Er muß Lebteres ferner 
freiwillig gethan haben. Das Geſetz drückt dies dur bie Worte 
aus: „bevor er wegen der Handlung ergriffen, verfolgt oder bebrängt, 
oder von Seite ber Obrigkeit ober ihrer Diener zur Rebe geftellt 
wurde”. Diefe Worte find dem Art. 284 des frühern Entwurfs 
(Art. 294 des Entwurfs von 1860) entnommen und, abweichend von 
dem Wortlaute des Art. XI der Diebftahlsnovele vom 15. März 
1816, abfichtlihd um deswillen gewählt, weil man, wie die Motive 
zum frühern Entwurfe an der in der vorhergehenden Note angeführten 
Stelle jagen, in der weiten Anwendung, weldye Art. XI der Novelle 
vom 25. März 1816 in ber Praris gefunden hat, einen Uebeljtand 
erblidte, welchem man dadurch zu begegnen fuchte, daß man die Boraus- 
jegungen, unter denen das Geſetz Anwendung finden fol, durdy engere 
und fchärfer gezogene Gränzlinien beftimmte. 

Haben fih an einer ftrafbaren Handlung, durch melde einem 
Andern ein Vermögensnachtheil zugefügt wurde, mehrere Perfonen be: 
fheiligt, jo muß die Frage, ob Art. 74 Anwendung findet, bezüglich 
eines jeden berfelben befonders geprüft werden, ba es leicht möglich ift, 
daß biefelbe in verfchiedenen Richtungen bezüglih des Einen bejaht, 
bezüglich eine® Andern verneint werden muß. Man denke fi 3. B. 
folgenden Fall. A. faßt den Entſchluß, den B zu beftehlen. Er theilt 
dieſen Entfhluß dem G, von dem er weiß, daß er fidy als früherer 
Mieter des Haufes des B im Befige von Schlüffeln befindet, mittelg 
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welcher man im dieſes Haus gelangen Tann, mit dem Erſuchen mit, ihm 
diefe Schlüfjel zu geben. C thut dies in der Abficht, dadurch den A bei 
Ausführung des beablichtigten Diebftahld zu unterjtüben. A gebt 
hierauf unter Benügung diefer Schlüſſel wirflid in die Wohnung des 
B, verübt jedoch dafelbft nicht einen bloßen Diebjtahl, jondern einen 
Raub. A kann, wenn er aud ſpäter Schadenserſatz geleiftet haben 
jollte, ven Art. 74 nicht für fi anrufen, weil ihm Abf. 3 entgegen: 
ſteht. C erſcheint jedoch nach Abf. 2 des Art. 52 nur ber Theilnahme 
an einem Diebitahle fchuldig und ihm jteht deshalb der fo eben ange: 
führte Abi. 3 nicht entgegen. Hat er dem B dasjenige, was ihm A 
geraubt hat, volljtändig freiwillig erſetzt, jo befteht wenigſtens Fein geſetzliches 
Hinderniß, daß das Gericht bezüglich feiner von der ihm durch Art. 74 
eingeräumten Befugniß Gebraud; mache. Aehnlich verhält es fich, wenn 
von mehreren Perfonen, welche eine ftrafbare Handlung der in Akt. 
74 vorausgejegten Art gemeinfchaftlid, verübten, der Cine Schadens: 
erjat geleiftet hat, der Andere nicht. Die Strafe des Erſtern kann 
herabgeſetzt werben, die des Letztern nicht. 

Das Gefek räumt dem Gerichte nur bie Befugniß ein, bie auf 
die That gefehte Strafe bis zur Hälfte des niebrigften Maßes herab: 
zufeßen, ohne dasfelbe jedoch irgendwie in dem echte zu befchränfen, 
trotz des Borbandenjeins der Vorausſetzungen des Art. 74 auf die volle 
gejeßlihe Strafe, und zwar ſelbſt auf das Maximum berfelben, zu er: 
tennen. Daß, wenn das Gericht von der ihm eingeräumten Befugniß in 
der Art Gebraud macht, daß ed wegen einer im niedrigften Mafe mit 
vier Jahren Zuchthausſtrafe bedrohten Handlung auf Gefängnißftrafe 
von zwei oder drei Jahren erfennt, die Handlung damit auch in dieſem 
Falle in Gemäßheit des Art. 2 die Natur eines Vergehens annimmt, 
ift ſelbſtverſtändlich. Da dem Gerichte nur die fo eben näher befchrie: 
bene Befugniß eingeräumt wurde, jo war man anfänglich barüber im 
Zweifel, ob in den zur Zuſtändigkeit der Schwurgerichte gehörigen 
Saden die Entſcheidung darüber, ob in einem einzelnen zu entjcheis 
denden Falle die Vorausſetzungen des Art. 74 vorliegen, den Gefchwor: 
nen zu überweijen oder dem Gerichte zu überlaffen fei. Zuletzt ent: 
ſchied man fih, da es fid doch immer um bie Entſcheidung einer 
Thatfrage handelt, für die Ueberweifung an die Gefdjwornen und es 
wurde dies in Art. 22 des Einführungsgeſetzes ausbrüdlih aus: 
gefprodhen. Damit fallen die aus einer von mir in ber Sitzung bes 
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Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten vom 20. Auguft 
1860 in Betreff der Zuftändigkeit in entgegengefegtem Sinne gemachten 
Yeußerung gezogenen Folgerungen von felbjt weg '). 


Art. 75, 


So oft unter Anwendung der Artikel 68, 73 oder 74 eine 
Srfängnißfirafe wegen einer Handlung ausgefprocden wird, mit 
deren ordentlicher Strafe die im Artikel 28 bezeichneten Folgen 
kraft des Geſctzes eingetreten oder durch richterlichen Ausſpruch zu 
verbinden gewefen wären oder hätten verbunden werden können, 
bleibt es, foferne im Gefege nicht ein Anderes beſtimmt ifl, dem 
Ermeffen der Gerichte anheimgegeben, ob jene Folgen oder welde 
derfelben gegen den Verurtheilten einzutreten haben. 


Art. 75 enthält für die in den Art. 68, 73 u. 74 vorgefehenen 
Fälle die Möglichkeit einer weitern Milderung in Betreff der Folgen 
ber Verurtheilun.. So oft nämlid unter Anwendung eines bdiefer 
Artikel eine Gefängnifftrafe wegen einer Handlung ausgefprohen wird, 
mit deren ordentlicher Strafe die im Art. 283 bezeichneten Folgen kraft 
des Gefehes eingetreten oder durch richterlihen Spruch zu verbinden 
gewefen wären, ift es, infoferne das Geſetz nicht für den einzelnen 
Fall ein Anderes beftimmt, lediglich dem Ermefjen des Gerichts anheim 
gegeben, ob es jene Folgen oder welche derfelben gegen den Berurtheilten 
eintreten laſſen will. Wird alfo Jemand eines Verbrechens für ſchul⸗ 
dig erflärt, zuglei aber von ben Gefchwornen ausgefprodhen, baß 
3. B. zur Zeit der That die Freiheit feiner Willensbeftimmung in ers 
heblichem Grabe gemindert war oder daß er in Nothwehr gehandelt 
und nur die Gränzen berfelben ſchuldhaft überſchritten hat, oder daß 
die Vorausſetzungen des Art. 74 vorliegen, und findet fi) das Gericht 
in Folge deffen veranlaft, gegen ihn eine bloße Gefängnißitrafe aus: 
zufprechen, fo kann es zwar mit berjelben die in Art. 28 bezeichneten 
Folgen verbinden, es braucht dies jedoch nicht zu thun, es kann bies 
au ganz unterlaffen oder es kann feinen Ausfprud auf einzelne der 
in Art. 28 bezeichneten Folgen beſchränken. Gleiches ift der Fall, wenn 








') Verb. der 8. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. U S. 184—186, Bd. U 
©. 54-57, Berb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d, Reichsr. von 18%, Beil.Bb. 
©. 59-61. 
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zwar fhon die ordentliche Strafe nur Gefängnißftrafe, dabei aber im Ge 
ſetze zugleich beftimmt ift, daß mit derſelben bie angeführten Folgen verbuns 
ben werben müffen. Auch in diefem Yalle hört die Verpflichtung des 
Gerichts, diefe Folgen mit der Gefängnißftrafe zu verbinden, dann auf, 
wenn einer ber Art. 68, 73 oder 74 zur Anwendung kommt, es ver: 
wandelt ſich die Verpflichtung in eine bloße Befugniß. Iſt ſchon bei 
der ordentlichen Strafe nur beftimmt, daß bie in Art. 28 bezeichneten 
Folgen mit derfelben verbunden werben Fönnen, fo wird daran durch 
das Vorhandenfein der VBorausfegungen eines der angeführten Artikel 
nicht® geändert und es wurde biefer Fall nur einerjeitd der Vollſtän— 
digfeit wegen und anderfeitd um den Zweifeln, melde etwa ein gäng: 
liches Uebergehen hätte erregen können, vorzubeugen, in das Geſetz 
aufgenommen. 

Die Beſtimmung des Art. 75 findet, wie ſich eigentlich von 
jelbft verfteht, zubem aber ausbrüdlich gejagt ift, nur in fo ferne An: 
wendung, als nicht im Geſetze ein Anderes beftimmt ij. ine folde 
Ausnahme findet fi in Art. 386 Abſ. 4 Nach dieſer Beftimmung 
müſſen, wenn ein Beamter des Verbrechens der Amtsuntreue für 
fhuldig erflärt und auf Öefängnißftrafe nur in Anwendung des Art. 74 
erfannt wird, mit leßterer immer bie in Art. 28 bezeichneten Yolgen 
verbunden werden. Anders verhält es fid) im alle des Abf. 1 des 
Art. 386. Hier ijt allerdings aud die Verhängung dieſer Straffolgen 
vorgefchrieben, allein nur für ben Fall, daß die ordentliche Strafe ein: 
tritt. Für den Fall, daß eine Milderung derſelben zuläflig ift, weil 
3. DB. die Vorausfegungen des Art, 74 vorliegen, ift im Geſetze, da 
Abſ. 4 ausbrüdlid nur auf Abſ. 2 und 3 verweift und als Abwei— 
hung von einer allgemeinen Beftimmung nicht ausbehnend interpretirt 
werden barf, nichts Befonderes bejtimmt; es greift mithin bie allge: 
meine Beftimmung des Art. 75 Platz und es ift dem Ermefjen bes 
Gerichts anheim gegeben, ob jene Folgen, oder welche berfelben gegen 
ben DVerurtheilten einzutreten haben '). 


Art. 76, 


Eine Perfon, welche zur Beit der Chat das fechzehnte Febens- 
jahr noch nicht zurückgelegt hatte, iſt firaflos, wenn ihr die Zur 
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Änterfheidung der Strafbarkeit ihrer Chat erforderliche Ausbildung 
gefehlt Hat. 

Fällt einer folchen Perfon eine mit Todes- oder Buchthaus- 
frafe oder mit einer im höchften Maße zwei Jahre überfleigenden 
Geſangnißſtrafe bedrohte vorfäglihe Chat zur Faſt, und erfolgt 
lediglich auf Grund der Beſtimmung des Abf. 1 die Freiſprechung 
derfelben oder die Einftellung des Verfahrens, fo kann in dem 
Erkenntniffe ihre Unterbringung in einer Erziehungsanftalt für ver- 
wahrloste jugendliche Perfonen angeordnet werden. 

Gleiche Anordnung ift gegen eine ſolche Perfon aud in dem 
Sulle, daß ihr ein nad Art. 283 firafbarer Diebftahl zur £afl 
liegt und die Freiſprechung oder die Einflellung des Verfahrens 
lediglich auf Grund der Beſtimmung des Abf. 1 erfolgt, dann 
zuläffig, wenn diefe Perfon fchon früher einmal einen Diebflahl 
begangen hat und lediglich auf Grund der Beſtimmung des Abf. 1 
deren Freiſprechung oder die Einflelung des Berfahrens 
erfolgt if. 

Der Vollzug der in Abf. 2 und 3 bezeichneten Anordnungen 
it Sache der Polizeibehörde. Die fireisverwaltungeftelle, in deren 
Bezirke die jugendliche Perfon heimathberechtigt if, erläßt die er- 
forderlichen Beſtimmungen über die Dauer des Aufenthaltes in der 
Anftalt; derfelbe Darf jedod nicht über das achtzehnte Kebensjahr 
hinaus erfireckt werden. 

IR der jugendliche Angefchuldigte ein Ausländer, fo ift in 
den Fällen der Abf. 2 und 3 die Ablieferung desfelben an feine 
Obrigkeit im Erkenntniffe anzuordnen. 

Fäßt ſich dieſe Ablieferung nicht bewerkflelligen, fo kann die 
Polzeibehörde ſtatt derfelben die Unterbringung in einer Anftalt der 
oben erwähnten Art verfügen. 

Die Koſten der Unterhaltung in der Anftalt fallen, foweit 
fe weder aus dem Vermögen des dafelbft Untergebrachten noch von 
kinen alimentationspflichtigen Verwandten befiritten werden können, 
der Staatskaffe zur Saft. 


Art. 77, 


Wird bei einer Perfon, welche zur Beit.der Chat das ſech- 
zehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt hatte, erkannt, daß fie 
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die zur Unterſcheidung der Strafbarkeit ihrer Chat erforderliche 
Ausbildung gehabt habe, fo iſt eine geringere als die gefegliche 
ordentliche Strafe und zwar nach folgendem Maßſtabe zu ver- 
hängen: 

4) bei Verbrechen, die entweder unbedingt oder doch im 
höchſten Strafmape mit Codes- oder lebenslänglicher Bucht- 
hausftrafe bedroht find, ift auf Gefängnißfirafe von zwei 
bis zehn Jahren, 

2) bei nur mit zeitlich beflimmter Buchthausftrafe bedrohten 
Verbrechen auf Gefängniß bis zu fünf Iahren zu er- 
kennen; 

3) bei vorfäglichen Wergehen und MWebertretungen darf nicht 
über die Hälfte des höchſten Mafes der angedrohten 
Strafe hinaus-, es kann aber vorbehaltlich deffen, was 
in den Art. 17, 20 und 26 beflimmt ifl, unter das nie- 
drigfte Maß diefer Strafe herabgegangen werden. Wäre 
hienach auf eine Gefängnißftrafe zu erkennen, welche drei 
Monate nicht überfteigt, fo kann flatt derfelben eine ent- 
fprechende Arrefiftrafe verhängt werden; 

4) wegen Sahrläfligkeit tritt immer nur Arrefifirafe ein. 

Erfolgt die Verurtheilung wegen Cheilnahme oder Verſuchs, 

fo ift die Strafe nach Maßgabe derjenigen, mit welder die Haupt- 
that, beziehungsweife die Vollendung bedroht ift, auszumelffen. 


Die Beftimmungen ber vorjtehenden Artikel find fehr einfach. 
Wie man allmählig auf biefelben Fam, ergibt fih aus den Motiven 
zum Entwurfe von 1860 in Verbindung mit ben Verhandlungen der 
Gefepgebungsausihüffe in den Jahren 1856— 1858. Bon der Bes 
ftimmung bes Art, 82 abgefehen, ift das vollendete jechzehnte Lebensjahr 
als der kritiſche Zeitpunkt angenommen, mit welchem denjenigen, wel: 
her eine den Strafgefeken zumiderlaufende Handlung verübt, die volle 
Verantwortlichkeit biefür nad) Maßgabe ber einſchlägigen gefetlichen 
Beftimmungen trifft. Hatte derjenige, welcher eine den Strafgeſetzen 
zuwiberlaufende Handlung, gleichgiltig ob als Thäter, Theilnehmer ober 
Begünftiger, verübt hat, zur Zeit der That — dieſer Augenblid ent- 
ſcheidet natürlich, nicht der der Aburtheilung — das ſechzehnte Lebens: 
jahr noch nicht zurücgelegt, fo muß unterfudt werben, ob er zu biefer 
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Zeit die zur Unterſcheidung der Strafbarkeit feiner That erforberliche 
Ausbildung gehabt Hat oder nicht. Wird diefe Frage verneint, fo ift 
er ftraflos, wird fie bejaht, jo wird er geftraft, allein fein jugendliches 
Ater bildet einen Strafmilderungsgrund. 

Der Entwurf hatte in Abf. 1 des Art. 76 ftatt der jebigen 
Borte „Strafbarkeit ihrer That” die Worte „Strafbarkeit ihrer 
Handlungen“. Diefe Wenderung wurde vorgenommen, um keinem 
Iweifel darüber Raum zu lafen, daß bei ber Unterfuchung über bie 
Zurechnungsfähigkeit einer Perfon nicht die Zurehnungsfähigkeit für bie 
Geſammtheit ihrer Handlungen, fondern nur bie Zurechnungsfähigteit 
m Bezug auf die konkrete That, weldhe ben Gegenftand der Unter: 
fuhung bildet, ind Auge zu faſſen ſei. Es wurde hiebei namentlich 
erwogen, daß ſich erfahrungsgemäß bei jugendlichen Perfonen das Bes 
wußtjein der Strafbarkeit der That nicht gleichzeitig für alle Arten 
frafbarer Handlungen entwidelt, daß es namentlicd in Bezug auf bie 
ihwerften bolofen Verbrechen früher, ald in Bezug auf fonftige ftrafs 
bare Handlungen befteht. 

Dafür, wann anzımehmen tft, daß eine jugendliche Perfon bie 
zur Unterfcheidung der Strafbarkeit ihrer That erforderliche Ausbildung 
gehabt habe, laſſen fi) natürlich Feine allgemeinen Beftimmungen geben 
und das Geſetz hat deshalb die Entfcheidung lebiglih dem Ermefien 
der Richter und der übrigen Organe, mweldye im Falle ber Verübung 
einer ftrafbaren Handlung zur Thätigkeit berufen find, in der Hoffnung 
überlaffen, daß diefe nady genauer und .forgfältiger Würdigung aller 
Verhältnifje in jedem einzelnen Falle wohl das Richtige finden werben. 
Dabei verfteht es fich übrigens von felbit, daß wie überhaupt im 
Strafrehte fo aud hier jeder Zweifel zu Gunſten des Beſchuldigten 
wirken muß. Sit alfo der Richter darüber im Ameifel, ob die betrefs 
fende jugendliche Perfon zur Zeit der That die zur Unterfcheibung 
der Strafbarkeit erforderlihe Ausbildung gehabt habe, jo muß er bie: 
jelbe für ftraflos erflären. 

Das Geſetz erklärt die jugendliche Perfon, welche zur Zeit ber 
That die zur Unterfcheidung der Strafbarkeit erforderliche Ausbildung 
nicht hatte, für ftraflos, es liegt mithin unter dieſer Vorausſetzung, 
wenn gleich eine den Strafgefeben äußerlich zumwiderlaufende Handlung 
verübt wurde, eine ftrafbare Handlung im Sinne bes Strafredhts nicht 
vor, gerabe fo wie z. B. in dem Falle, daß eine den Strafgefeken 
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äußerlich zuwiderlaufende Handlung von einer Perſon begangen wurde, 
welcher zur Zeit ber That wegen Wahnfinns die Fähigkeit der Selbſt— 
beftimmung oder die zur Erkenntniß der Strafbarkeit ihrer That 
nöthige Urtheilsfraft gänzlich gemangelt hat. Da nun ftrafrechtliche 
Unterfuhungen nur wegen Handlungen, die im Sinne des Strafrechts 
ftrafbar find, eingeleitet und durchgeführt werben follen, fo folgt hieraus, 
daß dann, wenn eine den Strafgefesen zumwiberlaufende Handlung von 
einer Perfon, die zur Zeit der That das fechzehnte Lebensjahr noch 
nicht zurüdgelegt hatte, verübt wurde, ſchon fofert, wenn es fih um 
Einleitung der Unterſuchung handelt, ſowie während berfelben und ins: 
befondere am Schluſſe berfelben, wenn über die Verweifung oder Ein: 
ftellung des Verfahrens Beſchluß zu faffen ift, die Frage ins Auge gefaßt 
werben muß, ob die betreffende Perſon zur Zeit der That die zur Unter: 
ſcheidung ber Strafbarkeit berfelben erforderliche Ausbildung gehabt hat. 
Iſt diefe Frage, und zwar felbft nad durchgeführter Unterfuchung, zweifel- 
haft, fo muß allerdings bie Verweiſung erfolgen, damit der hiezu beru- 
fene Richter der That diefelbe entſcheide. Iſt diefe Frage aber gar 
nicht zweifelhaft, ift klar, daß diefelbe verneint werben muß, jo ift fchon 
vornherein die Einleitung einer Unterfuhung ganz zu unterlafen, wenn 
eine foldye nicht wegen der durch die weitern Beftimmungen bes Art. 76 
geftatteten Anordnungen nöthig erfcheint, jedenfalls hat eine Verweiſung 
nicht zu erfolgen. 

Dies führt mid fofort auf die erwähnten Anordnungen. Die 
Erfahrung lehrt, daß in fehr vielen, ja in dem allermeiiten Fällen der 
Berübung ftrafbarer Handlungen durch Kinder der eigentlihe Grund 
in vernachläſſigter oder gar pofitiv fchlechter Erziehung liegt. Der 
Staat ift hiebei im höchſten Grade intereffirt, da das Gemeinweſen 
auf lange Zeit hinaus gefährdet wird, wenn diejenigen, welden das 
Recht und damit auch die Pflicht der Erziehung von Kindern zuftebt, 
diefe Pflicht gröblich vernachläſſigen oder gar ihr Recht zum fittlichen 
Berderben der Kinder mißbrauden. Er ift deshalb nicht mur berech⸗ 
tigt, ſondern fogar verpflichtet, die Erziehung der Kinder in folden 
Fällen felbft in die Hand zu nehmen. Diefe Erwägungen in Ber: 
bindung mit dem Bejtreben, wie überall fo auch bier die Willkür aus- 
zuſchließen und ben Gegenftand ſoweit möglich geſetzlich zu regeln, 
führten zu ben in Abſ. 2—7 des Art. 76 enthaltenen Beftimmungen, 
die in Art. 23 u. 24 des Einführungsgefehes ihre Ergänzung finden, 
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weshalb ich es zweckmäßig finde, auch diefe beiden Artikel, foweit nöthig, 
jgleih hier zu erläutern. 

Nah diefen gefelichen Beftimmungen muß die Staatsregierung 
dafür forgen, daß außer den für jugendliche Perfonen beftimmten Ges 
fangenanftalten auch noch Erziehungsanftalten für verwahrloste jugend: 
le Perfonen vorhanden find. Nady den in der Sitzung des Geſetz⸗ 
gebungsausfchuffes der Kammer der Abgeorbneten vom 20. Jänner 
1857 hierüber gemachten Neuerungen, denen weder damals noch fpäter 
ven irgend einer Seite entgegengetreten wurde, befteht fein Zweifel, 
daß die Staatsregierung befugt ift, aud Privatanftalten — natürlich 
auf Grund von mit den Eigenthümern zu treffenden Uebereinkommen — 
zu diefem Zwede zu benügen. Ob und in wie weit fie dies thum, 
welche Anjtalten fie benügen will, welche weitern Anordnungen fie 
hiebei für nöthig hält, welden Einfluß fie fid) und den won ihr bezeich— 
neten Behörden vorbehalten zu jollen glaubt u. j. w., iſt natürlid 
ganz ihrem Ermefjen überlaffen. Beſtehen aber ſolche Privatanftalten 
nit, oder will oder kann fie der Staat nidt benügen, fo muß er 
jeldit, um dem Geſetze zu genügen, ſolche Anftalten in der erforder: 
lihen Anzahl und mit der erforderlihen Einrichtung errichten. Sie 
ind, wie bemerkt, von den für jugendliche Sträflinge beftimmten Ge: 
fangenanftalten verjchieden und es dürfen in denfelben nur ſolche Kinder 
untergebracht werben, welde, obgleich fie eine den Ötrafgefegen zu: 
wiberlaufende Handlung verübt haben, für ſtraflos erflärt wurben, 
weil ihnen zur Zeit der That die zur Unterfcheidung der Strafbarkeit 
erforderliche Ausbildung gefehlt hat. 

Die Unterbringung folder Kinder in einer Erziehungsanftalt ift 
immer nur auf den Grund eines gerichtlihen Erkenntniſſes, welches 
diefelbe anordnet, zuläffig und das Gericht Fann diefe Anordnung nur 
in den in Abſ. 2 und 3 bes Art. 76 angegebenen Fällen treffen. 
Abſ. 2 macht eine nähere Erläuterung wohl nidt nöthig. Bezüglich 
des von mir vorgefchlagenen Abſ. 3 ift in Kürze Folgendes zu bemer- 
in. Die Natur und demzufolge auch die Strafe des Diebſtahls hängt 
dann, wenn der Werth des Geftohlenen nicht zehn Gulden überſteigt 
und auch keiner der in Art. 274 und 282 Ziff. 2 angegebenen Um— 
Hände vorliegt, nad Art. 282 Ziff. 3 und Art. 283 davon ab, ob 
ber Dieb bereits früher wegen eines als Verbrechen, Vergehen oder 
nah Art. 283 als MUebertretung ftrafbaren Diebftahls verurteilt 
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worden ift. Iſt dies ber Fall, fo ift der Diebftahl ein mit Gefängnif 
von einem Monate bis zu fünf Jahren zu bejtrafendes Vergehen, iſt 
dies nicht ber Fall, fo ift er blos Uebertretung und mit Arreſt zu 
betrafen. Da nun foldye jugendliche Perſonen, wenn erkannt wird, 
daß ihnen die zur Unterfcheidung der Strafbarkeit ihrer That erfor: 
derliche Ausbildung gefehlt hat, wegen der Beftimmung des Art. 76 
Abſ. 1 nicht verurtheilt werben können, Art. 282 Ziff. 3 aber eine 
Berurtheilung vorausfegt, jo erfcheint der von einer ſolchen Perſon 
fpäter wiederholt verübte Diebjtahl der angeführten Art immer nur 
als eine im höchſten Maße mit 42 Tagen Arreft bedrohte Hebertretung 
und es könnte auf den Grund der Beitimmung des Abf. 2 deren 
Unterbringung in einer Erziehungsanftalt, und zwar felbft bei mehr: 
fahen Wiederholungen, nicht angeordnet werden. Es wäre dies ein 
großer Mißſtand, da die in Rebe ftehende Anordnung erfahrungsgemäß 
gerade bei foldhen Kindern vorzugsweife am Plate ift. Dem wird 
duch die Beftimmung des Abf. 3 vorgebeugt. Sie ift übrigens auf 
ben Fall eines nad) Art. 283 ftrafbaren Diebftahls befchränft, da man 
die in Rede ftehende Maßregel bei ſolchen, die nur Felddiebſtähle ver: 
übt haben, nicht für gerechtfertigt hielt. Der Fall, daß die betreffende 
jugendliche Berfon wegen des frühern Diebftahl® verurtheilt wurde, 
war, abgejehen davon, daß er faum vorkommen wird, um beswillen 
nicht befonders vorzufehen, weil er ſchon ohnedies unter die Beftimmung 
des Abf. 2 Fällt, indem in biefem Falle die Vorausfegungen des 
Art. 282 Ziff. 3 gegeben find, die Handlung alfo mit einer im 
höchſten Maße zwei Jahre überfteigenden Gefängnißftrafe bedroht ift. 
Allgemeine Bedingung ber Auläfligleit der in Rede ftehenden 
Maßregel ift es, daß die betreffende jugendliche Perſon die ihr zur 
Laft gelegte That nad der Ueberzeugung bes Gerichts wirklich verübt 
bat, und es muß dies im Erkenntniſſe ausdrücklich ausgefprochen wer: 
den. Hat das Gericht in dieſer Beziehung Zweifel, fo darf es die 
Unterbringung in einer Erziehungsanftalt nicht anordnen. Deshalb 
follte, ftrenge genommen, allerdings in allen Fällen dieſer Art eine 
förmliche Berhandlung vor dem nad) den Prozefgejegen zur Aburthei— 
lung zuftändigen Gerichte ftattfinden. Der Geſetzgeber glaubte jedoeh 
in der Erwägung einerfeits, daß es Fälle gibt, wo darüber, ob bie 
betreffende Perſon die ihr zu Laft gelegte That wirklid verübt bat, 
aud nicht der geringfte Zweifel befteht, die in diefer Beziehung nötbige 
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Veberzeugung alfo aud ohne fürmliche Verhandlung gewonnen werben 
lann, und anberfeits, daß es zwedmäßig ift, bei folhen jugendlichen 
Perfonen öffentliche Verhandlungen möglichft zu vermeiden, bier aus: 
nahmöweife von der Strenge des Spftems abweichen zu dürfen. Es 
wurde deshalb den Gerichten die Befugniß eingeräumt, die in Rede 
ſtehende Anordnung aud ohne fürmliche Verhandlung bei Gelegenheit 
der auf Grund der Beitimmung bes Abf. 1 erfolgenden Einftellung 
des Derfahrens zu treffen. Daß aber aud in diefem Falle das Ge: 
riht feine Ueberzeugung, daß der Beichuldigte die ihm zu Laft gelegte 
That wirklich verübt bat, in dem Erkenntniſſe ausdrücklich miederlegen 
und daß es, wenn über bdiefe Frage noch Zweifel beftehen, deren Auf: 
Uärung burd die Verhandlung zu erwarten ift, die Sache in die öffent: 
fihe Sitzung verweifen muß, iſt felbftverftändlich. Bei den Stadt: umd 
Landgerichten findet feine Vorunterfuchung, alfo auch feine Einftellung 
des Verfahrens im Sinne des Gefeges Statt. Sie können deshalb 
die in Rede ftebende Mafregel immer nur mad vorbergegangener 
Verhandlung in öffentlicher Sitzung anordnen. Trotzdem mußte bes 
Falles der Kinftellung des Verfahrens auch in Abſ. 3 Erwähnung 
geihehen, und zwar um beswillen, weil über einen ſolchen Diebftahl 
troß feiner Eigenſchaft als Uebertretung aus verfchiedenen Gründen, 
insbefondere wegen Connerität, dic Unterſuchung bei einem Bezirks— 
gerichte geführt und durch Einftellung des Verfahrens beendigt wer: 
den Fann. 

An den Fällen des Abf. 2 kann die in Rebe ftehende Mafregel 
auch gegen ſolche jugendliche Perfonen angeorbnet werben, welche zum 
erftenmale in Unterfuchung gezogen worden find. In Abf. 3 dagegen 
it die Auläffigfeit diefer Mafregel davon abhängig gemacht, daß die 
jugendliche Perfon fchon früher einmal einen Diebjtahl begangen bat 
und lediglich auf Grund der Beftimmung des Abſ. 1 deren Freiſpre— 
Sung oder die Einftellung bed Verfahrens erfolgt ift. Lebteres kann 
nicht nachträglich bei der Verhandlung über den zweiten Diebftahl 
unterfucht und feftgeftellt werben, fonbern muß ſich ans einem frühern 
Erkenntniſſe ergeben. 

Durch die Faffung des Abf. 2 ift Mar ausgefprochen, daß bie 
Unterbringung in einer folden Erziehungsanftalt nur durch das näm— 
liche Erkenntniß, welches auf Grund der Beftimmung des Abſ. 1 frei 
fpriht oder das Verfahren einftellt, angeordnet werden Fann. Damit 
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ift zugleich auch ausgefprochen, welches Gericht in jedem einzelnen Falle 
zur Anordnung diefer Maßregel zuftändig if. Es ift eben das näm- 
liche Gericht, welches zur Aburtheilung der betreffenden That beziehunge: 
weife zur Faffung des Verweiſungsbeſchluſſes zuftändig tft, und zwar 
ſowohl das Gericht erfter, als auch das Gericht höherer Inftanz, wenn 
die Sade aus irgend einem Grunde dahin gelangt ift. 

Das Geſetz ftellt e8 in den Fällen, in melden es dieſe Maßregel 
für zuläflig erflärt, ganz in das Ermeſſen des Gerichts, ob es dieſelbe 
anordnen will oder nicht. Das Gericht muß hiebei, da es fich, wie 
nicht verfannt werden kann, um eine unter Umftänden fehr eingreifende 
Maßregel Handelt, mit großer Sorgfalt verfahren. Es muß immer 
die Natur und den Zwed der Mafregel im Auge behalten. Diefelbe 
darf nie als Strafe aufgefaßt werben, benn es liegt Feine ftrafbare 
Handlung im Sinne des Geſetzes vor. Es handelt fi immer nur 
darum und darf fih mad dem Gefeke immer nur darum handeln, 
eine jugendliche Perfon, deren Erziehung von Seite ihrer Eltern oder 
der fonftigen dazu berufenen Perfonen vernachläſſigt werden ift, in 
ihrem eigenen Intereffe und im ntereffe der öffentlichen Sicherheit 
und Sittlichkeit gehörig zu erziehen. Das Gericht würde deshalb bie 
ihm vom Gefege eingeräumte Befugnig mißbrauchen, wenn e8 3. B. 
Eltern, die in Beziehung auf die Erziehung diefes Kindes ihre Pflicht 
volftändig erfüllt Haben und von denen zu erwarten iſt, daß fie die: 
felbe aud in Zukunft erfüllen werben, troßdem ihr Kind wegnehmen 
und deſſen Unterbringung in einer Grziehungsanftalt anordnen würde. 
Allerdings hat das Gericht, wie ſich ſchon aus dem Gefege ergibt, auf 
die Natur und Schwere ber verübten That Rüdficht zu nehmen. Diefe 
Rüdfiht darf jedoch nicht allein maßgebend fein, es müfjen außerdem 
auch alle fonftigen Verhältniffe, insbefondere die fo eben angebeuteten, 
berüdfichtigt werben. Sind biefelben durch die geführte Unterjuchung 
oder die Verhandlung nicht gehörig aufgeklärt, jo muß das Geridt 
vorerjt die zu deren Aufflärung dienenden Anordnungen treffen. Ins— 
bejondere wird ed, wenn die Vorunterfuhung die nöthigen Anhalte- 
punfte nicht bietet, die Sache in die öffentliche Sigung dann verweifen, 
wenn nad den Umftänden anzunehmen ift, daß die Sache burd bie 
Berhandlung auch bezüglich der hier zu berüdfichtigenden Verhältniſſe 
gehörig aufgeflärt werden wird, 

Art, 24 des Einführungsgefeges räumt dem Staatsanmwalte, 
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dem Angefchulbigten und berjenigen Perfon, welche das Recht der Er: 
jiebung des Ichtern hat, gegen jebes Grfenntniß, welches über bie 
Unterbringung eines Angejhuldigten, der zur Zeit der That das ſech— 
zehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt hatte, in einer Erziehungs: 
anftalt für verwahrloste jugendliche Perfonen entſcheidet, das Rechte: 
mittel der Berufung, beziehungsweife der Nichtigkeitsbefchwerbe ein. 
der Staatsanwalt hat diefe Rechtsmittel namentlich alfo aud dann, 
wenn er die Unterbringung eines Angejchuldigten in einer ſolchen Er: 
ziehungsanſtalt beantragt, da8 Gericht aber feinem Antrage nicht ent: 
ſptechen hat. So weit das Geſetz nicht etwas Bejonderes beftimmt, 
finden natürlich die allgemeinen progefjualen Beftimmungen Anwendung. 
Berufung ift mithin gegen die Erfenntniffe der Stadt: und Landgerichte, 
jowie der Bezirksgerichte als Gerichte erfter Inſtanz, Nichtigkeits: 
beihwerde gegen die Erkenntniffe der Schwurgerichte, dann ber Appel: 
Iationsgerichte, fowie gegen jene Erfenntniffe der Bezirksgerichte zuläfiig, 
welche dieſe als Gerichte zweiter Inftanz in Sachen erlaffen haben, 
die im erfter Inftanz zur Zuftändigkeit der Stadt: und Landgerichte 
gehören. Daß gegen die im Folge eingelegter Berufung in zweiter 
Inſtanz erlaffenen Erkenntniffe ſodann auch noch Nichtigkeitsbeſchwerde 
ergriffen werben kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Ebenſo verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß der Kaſſationshof auch in dieſen Sachen nur die durch 
die allgemeinen Geſetze ihm zugewieſenen Fragen prüfen kann. Iſt 
über die Unterbringung in geheimer Sitzung entſchieden worden, fo 
entſcheidet auch das Appellationsgericht über die Berufung in geheimer 
Sigung. Bezüglich der Friften erſchienen befondere Beitimmungen 
infomweit nicht nöthig, als es fi um die dem Staatsanwalte geftatteten 
Rechtsmittel und um das Recht des Angefchulbigten, ein nad) voraus: 
gegangener Verhandlung in öffentlicher Sigung erlaffenes Urtheil mittels 
Berufung beziehungsweife Nichtigkeitsbefchwerde anzugreifen, handelt, 
da für diefe Fälle die allgemeinen prozeffualen Beftimmungen voll: 
ſtändig ausreichen. Dagegen erfchienen befondere Beftimmungen für 
den Fall, daß das Erkenntniß gelegenheitlicy der Einftellung des Ver— 
fahtens in geheimer Sitzung erlaffen worden ift und von dem Ange: 
ſchuldigten oder demjenigen, bem das Recht der Erziehung desjelben 
zufteht, angegriffen werden will, ſowie für ben Fall, daß derjenige, dem 
dad Recht ber Erziehung des Angefchuldigten zufteht, ein zwar in 
Öffentlicher Sitzung, allein auf den Grund einer Verhandlung, zu 
Beis, Das Strafgejegbuch für das Königreich Bayern, 15 
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welcher er nicht vorgeladen war, erlaffenes Erkenntniß angreifen will, 
nothwendig oder doch zwedmäßig. Ich ftellte deshalb in meinem Bor: 
trage den Antrag, in den heutigen Art. 24 folgende Beitimmung auf: 
zunehmen: „Iſt das Erfenntniß gelegentlich der Ginftellung des Ber: 
fabrens in geheimer Sitzung erlaffen worden, fo läuft bem Ans 
gefhuldigten und demjenigen, dem das Necht der Erziehung besfelben 
zufteht, für die Anmeldung der Berufung beziehungsweife der Nich— 
tigfeitSbefchwerde eine Frift von drei Tagen von der Er: 
dffnung des Erkenntniffes an gerehnet. Iſt das Er: 
fenntniß in öffentlicher Sitzung erlaffen worden, der: 
jenige, dem das Recht der Erziehung desAngefhuldigten 
zufteht, zur®erbandlung abernidt vorgeladengemejen, 
fo läuft ihm für die Anmeldung der Berufung bezie: 
bungsweife der Nichtigkeitsbeſchwerde auch in diefem Falle 
eine Frift von drei Tagen, von dem Tage an gerechnet, an welchem 
ihm das Erfenntniß eröffnet wurde. Ein Recht des Einfprucdyes bat 
er in diefem Falle nicht“. Diefem Antrage trat der Gefeßgebungs: 
ausihuß der Kammer der Mbgeordneten in feiner Sitzung vom 
47. Dezember 1860 ohne Erinnerung bei und auch bei der zweiten 
Lefung wurde an diefem Beichluffe nichts geändert. An der dem 
Sefepgebungsausihuffe der Kammer der Neichsräthe mit Schreiben 
vom 23. März 1861 mitgetheilten Faſſung find jedoch die mit durch— 
ſchoſſener Schrift gedrudten Worte in Folge eines Verſehens weg— 
geblieben. Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neicherätbe 
bemerkte diejes Verſehen nicht und trat, von einer Redaktionsänderung 
im legten Satze, welcher der Ausſchuß der Kammer der Ageordneten 
in feiner Sitzung vom 23. Mai 1861 beiftimmte, abgefehen, dem 
Art. 24 in der ihm mitgetheilten Faſſung bei. Auch fpäter wurde 
das Verſehen nicht bemerkt und fo kam es, daß ber Artikel in diefer 
Faſſung von beiden Kammern angenommen und vom Könige fanftionirt 
wurde '). Das Gefet enthält mithin für ben zweiten der oben angeführten 
Fälle Feine Beftimmung. Der Grund liegt zwar, wie fih aus Vor— 
ſtehendem ergibt, in einem bloßen Verfehen, allein rechtlich ift dies 
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ganz gleichgiltig, weil nad) unferer VBerfafjung nur dasjenige Geſetzes— 
kraft bat, was vom Könige nad) vorheriger Zuſtimmung der Kammern 
des Landtags als Geſetz verfündigt worden ift, die aus Verſehen weg: 
gebliebenen Worte aber weder die Zuftimmung der Kammern noch die 
Eanftion des Königs erhalten haben und demzufolge auch nicht als 
Geſetz verfündigt worden find. Rechtlich jteht die Sache deshalb ge: 
rade fo, ald wenn für diefen Fall eine Beftimmung nie in Vorſchlag 
gebracht worden wäre. Es veranlaft dies übrigens Feine unüberjteige 
liben Hinderniſſe, denn diefer Fall läßt fich, fo zweckmäßig es aud 
gewejen wäre, eine bejondere Beitimmung jür ibn zu treffen, bod 
auch nach den geltenden allgemeinen prozejjualen Bejtimmungen behan— 
bein. Iſt durch ein in öffentlicher Sitzung erlaſſenes Urtbeil die Un: 
terbringung eines jugendlichen Angeſchuldigten in einer Erziehungsanftalt 
angeordnet worden und war derjenige, dem das Recht der Erziehung 
desfelben zufteht, zu der Verhandlung nicht vorgeladen, fo muß das 
Urtheil dem Letztern abjchriftlich zugeftelt werden und es laufen ihm 
vom Tage der Zuftellung an für die Anmeldung der Berufung bezie: 
bungsweife der Nichtigfeitsbefchwerde die hiefür durd die Prozeßgeſetze 
überhaupt gejtatteten Friſten, die nun allerdings verjchieden find je 
nah dem Gerichte, welches das Erkenntniß erlajfen bat, und nad dem 
Rechtsmittel, das ergriffen werden kann. War derjenige, dem bas 
Recht der Erziehung zufteht, zur Verhandlung vorgeladen, fo laufen 
ihm natürlich die Friften nach Maßgabe dev einfchlägigen allgemeinen 
Beitimmungen. 

Der das Recht des Einjpruches betreffende Schlußfag bat bei 
der heutigen Faſſung feine eigentliche Bedeutung mehr. Nach der 
urfprünglichen Faſſung bezog er fid,, wie aus Obigem hervorgeht, nur 
auf den jetzt in Folge des beiprochenen Verſehens im Geſetze gar nicht 
mehr behandelten Kal, Nach der heutigen Faſſung bezieht er ſich das 
gegen auf den Fall, daß das Erkenntniß gelegenheitlich der Einftellung 
des Verfahrens in geheimer Situng erlaffen worden iſt. Er ift aber 
auch in dieſer Weife unſchädlich, da allerdings aud in diefem Falle 
ein Recht des Einſpruches nicht befteht. Nur bätte ſich dies von felbft 
veritanden, da ein Einſpruch gegen derartige Erkenntniſſe nad) der Art, 
wie unfere jeßige Prozeßgeſetzgebung denfelben auffaßt, nicht wohl gedacht 
werden Kann und außerdem durch Art. 24 nur die Rechtsmittel ber 
Berufung und Nichtigkeitsbeſchwerde eingeräumt find, Allein auch in 
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dem aus Verſehen weggebliebenen Falle kann der Umjtand, daß das 
Geſetz nunmehr bezüglid der Frage der Zuläffigkeit des Einſpruchs 
nichts beftimmt, feine ernftliche Schwierigfeit bereiten. Nach allgemei: 
nen Grundjägen jtehen demjenigen, ber das Recht der Erziehung des 
Angefchuldigten hat, in diefer Eigenſchaft Feinerlei Rechtsmittel gegen 
Erkenntniffe der bier in Rede ftehenden Art zu. Gr kann ein foldes 
Recht nur aus Art. 24 des Einführungsgefeges ableiten. Diefer 
Artikel, deffen Beitimmungen als offenbare Ausnahmsbeſtimmungen 
nicht ausdehnend interpretirt werben dürfen, räumt ihm aber nur die 
Rechtsmittel der Verufung und der NichtigfeitSbefchtwerde ein und er 
ift Schon aus diefem Grunde zum Ginfpruche micht berechtigt. 

Das Geſetz ſpricht allgemein von demjenigen, welcher das Recht 
der Erziehung des Angefhuldigten hat. Diefe allgemeine Faſſung 
wurde abfichtlidy gewählt, weil diefes Recht je nad den Verhältniſſen 
verfchiedenen Berfonen, dem Bater, der Mutter, einem Bormunde u. f. w. 
zuftehen fann und der Geſetzgeber bezüglich des hier eingeräumten 
Rechts zwiſchen diefen verfchiedenen Perſonen keinerlei Uuterſchied 
machen wollte. 

Ich komme nunmehr auf eine oben ſchon berührte Frage zurück. 
Es iſt, wie ich dort bereits bemerkt habe, allgemeiner Grundſatz, daß 
ſtrafrechtliche Unterſuchungen nur wegen Handlungen, die im Sinne des 
Strafrechts ſtrafbar ſind, eingeleitet und durchgeführt werden ſollen. 
Iſt vornherein klar, daß die betreffende Handlung, obgleich ſie äußerlich 
einem Strafgeſetze zuwiderläuft, doch aus irgend einem Grunde nicht 
ſtrafbar im Sinne des Strafrechts iſt, oder ſtellt ſich dies im Laufe 
der Unterſuchung unzweifelhaft heraus, ſo iſt die Einleitung einer 
Unterſuchung zu unterlaſſen beziehungsweiſe das Verfahren ſofort ein— 
zuſtellen. Nach dieſem Grundſatze wäre, wie ich oben ebenfalls ſchon 
bemerkt habe, bei Handlungen, welche von jugendlichen Perſonen unter 
ſechzehn Jahren begangen wurden, keine Unterſuchung einzuleiten bezie— 
hungsweiſe das Verfahren ſofort einzuſtellen, wenn ſich aus den Um— 
ſtänden ergibt, daß der betreffenden Perſon die zur Unterſcheidung der 
Strafbarkeit ihrer That erforderliche Ausbildung gefehlt hat. Von 
dieſem Grundſatze muß jedoch hier inſoferne eine Ausnahme gemacht 
werden, als die bisher beſprochenen Beſtimmungen über Unterbringung 
ſolchet Perſonen in Erziehungsanſtalten für verwahrloste jugendliche 
Perſonen die Einleitung und Durchführung ſtrafrechtlicher Unterfuchun: 
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gen beziehungsweife deren Vorgerichtſtellung auch in Fällen, wo augen: 
Iheinlih eine im Sinne des Strafrechts ftrafbare Handlung nicht 
vorliegt, nöthig machen. Wenn nämlich gleich das Geſetz diefe Unter: 
dringung auch ohne vorgängige fürmliche Berhandlung vor dem zur 
Aburtbeilung ſolcher Straffälle zuftändigen Gerichte anzuordnen geftattet, 
jo räumt es die Befugniß, diefe Anordnung zu treffen, doch neben dem 
zur Aburtheilung zuftändigen Gerichte nur jenem Gerichte, welches 
über die Verweiſung zu erkennen bat, und aud ihm nur bei Öelegenyeit 
der Finftellung des Verfahrens ein, und es ſetzt außerdem voraus, 
daß die betreffende That dem Angefchuldigten wirklich zur Laft fällt, 
je daß alfo das Gericht auch in dieſer Beziehung die „erforderliche 
Ueberzeugung gewinnen muß. Dies Alles macht in folden Fällen bie 
Finleitung und Durdführung ftrafrechtliher Unterfuhungen und bei 
der bier noch in Betracht kommenden Uebertretung bes Diebftahls, 
halle nicht deshalb aus irgend einem Grunde eine Borunterfuhung 
bei einem Bezirksgerichte geführt wurde, die VBorgerichtitellung des An: 
geihuldigten nothwendig, Da iedody das Geſetz bie in Rebe ftehenbe 
Mafregel nicht bei allen von jugendlihen Perſonen begangenen den 
Ötrafgefegen zumwiderlaufenden Handlungen, fondern nur in ben in 
Abſ. 2 und 3 des Art. 76 ausbrüdlic aufgezählten Fällen geftattet, 
jo befteht diefe Nothwendigkeit auch nur dann, wenn eine Handlung 
diefer Art in Frage fteht, wobei übrigens nicht überfehen werben barf, 
daß im Falle des Abf. 3 auch bei dem die Anläfligkeit der in Rebe 
ſtehenden Maßregel bedingenden frühern Diebftahle Freifpredhung oder 
Finftellung des Verfahrens auf Grund der Beitimmung des Ab. 1 
des Art. 76 erfolgt fein muß. Haft man das Gefagte zufammen, 
jo ergibt ſich als Refultat, daß bei jugendlichen Perfonen unter ſechzehn 
Jahren die Einleitung und Durchführung ſtrafrechtlicher Unterfuchungen 
beziehungsmweife, wenn es fi um einen zur Zuftänbigfeit des Einzeln: 
tihters gehörigen Diebftahl handelt, deren Vorgerichtſtellung aud in 
dem alle, daß ihnen zweifellos die zur Unterfcheidung der Strafbarfeit 
ihrer That erforderliche Ausbildung gefehlt hat, im der Regel dann 
nöthig ift, wenn ihnen eine mit Todes- oder Zuchthausftrafe oder mit 
einer im höchſten Maße zwei Jahre überfteigenden Gefängnißitrafe 
bedrohte vorjäßliche That oder ein Diebftahl zu Laft gelegt wird. Die 
Einſchreitung bat jedoch auch in ſolchen Fällen dann zu unterbleiben, 
wenn nach den Umftänden, z. B. weil die Eltern des Angefhuldigten 
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allgemein als durchaus ehrenwerthe und zugleich auf zweckmäßige Kin 
derzucht ftreng haltende Leute befannt find, ſchon vornherein als feſt⸗ 
ftehenb angenemmen werden kann, daß bas Gericht nicht im bie Lage 
fommen wird, von der ihm durd die Abf. 2 und 3 bes Art. 76 ein: 
geräumten Befugnig Gebrauch zu machen. 

Bei denjenigen Perfonen, weldye zur Zeit, wo fie eine ben 
Strafgejegen zumiderlaufende Handlung begangen haben, das jechzehnte 
Febensjahr noch nicht zurücdgelegt hatten, macht das Gefeb bezüglich 
des Alters feinen weitern Unterfchieb mehr. Die früher vorgefchlagene 
Beitimmung, daß gegen Kinder, melde das zwölfte Lebensjahr noch 
nicht zurüdgelegt hatten, niemals eine gerichtliche Verfolgung ftattfinden 
folle, wurde als mit dem im fpätern Entwurfe angenommenen Syſteme 
unvereinbar abfichtlih weggelaffen. Die jebigen gefeslihen Beſtim— 
mungen und deshalb auch bie vorftehenden Bemerkungen finden auf 
alle jugendlichen Perjonen unter ſechzehn Jahren gleihmäßige Anwen: 
bung. Dies hindert aber natürlich nicht, bei ber Beurtheilung eineg 
einzelnen Falles auf das Alter des Angefhuldigten als ein immerhin 
wichtiges thatfächlihes Moment geeignete Rüdficht zu nehmen. 

Da nah Art. 79 Verbrechen, die jungen Perfonen von ber in 
Art, 76 Abſ. 1 bezeichneten Altersftufe zur Laft gelegt werben, aud 
hinfichtlidy des Verfahrens als Bergehen zu betrachten find, fo werben 
foldye junge Perſonen zwar nur fehr felten durch Schwurgerichte abzu: 
urtheilen fein. Ausnahmsweife kann dies aber doc) vorfommen, z. B. 
wenn die junge Perfon das Verbrechen in Gemeinfchaft mit einer 
ältern Perfon begangen hat. Auch in diefem Falle find natürlich die 
bisher beſprochenen Beftimmungen des Art. 76 anwendbar. Deshalb 
genügt es aber in einem foldhen Falle nicht, daß fih die Gefchwornen 
über die Frage ausfpredyen, ob der jugendliche Angeklagte des ihm zur 
Laft gelegten Verbrechens ſchuldig ſei. Im Falle der Verneinung bie: 
fer Frage weiß man nämlich nicht, aus welchem Grunde die Geſchwornen 
die Frage verneint haben. Sie können dies allerdings lediglich wegen 
der Beftimmung des Ab. 1 des Art. 76, fie können es aber aud 
aus verfchiedenen andern Gründen gethan haben, 3. B. weil fie üker: 
haupt nicht überzeugt waren, daß ber Angeklagte die ihm zu Laſt ge 
legte That begangen habe, oder weil fie annahmen, er habe im Zuſtande 
der Nothwehr gehandelt u. dgl. Da die in Rede ftehende Maßregel 
aber, wie das Geſetz ausdrücklich fagt, nur in dem Falle zuläflig iſt, 
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daß die Freiſprechung Tebiglih auf Grund ber Beftimmung des 
Abi, 1 des Art. 76 erfolgt ift und dem Gerichtshofe natürlih das 
Recht nicht eingeräumt werben fann, den Ausſpruch der Gefchwornen 
in diefer Richtung gleihfam zu ergänzen, jo bleibt nichts übrig, als in 
irgend einer Weife die Gefhwornen zu veranlaflen, den Grund, warum 
fie den Angeklagten für nichtfhuldig erflärten, dann anzugeben, wenn 
fie dies lediglid auf Grund der Beftimmung des Abſ. 1 des Art. 76 
gelhan haben. Das franzöfifche Recht hat zu diefem Behufe in Art. 340 
des Code d’instruction criminelle vorgefchrieben, es fei, wenn ber 
Argeklagte nod) teine jechzehn Jahre alt ift, an die Geſchwornen bie 
weitere Frage zu jtellen, ob derfelbe mit Unterſcheidungskraft gehandelt 
har. Diejes Verfahren iſt jedoch offenbar nicht Forreft, da es bie 
Geſchwornen eintretenden Falles nöthigt, Erklärungen abzugeben, bie 
fid innerlich widerfprehen. Nach diefer Vorſchrift müffen fie nämlich, 
wenn fie die Ueberzeugung gewinnen, daß der Angeklagte die ihm zu 
Fat gelegte That zwar begangen, aber nicht mit Unterfcheidungsfraft 
gehandelt hat, die erfte auf die Schuld bes Angeflagten gerichtete 
Frage, obgleich wegen Mangels der Unterfheidungskraft von Feiner 
Schuld die Rede fein kann, bejahen und diefen Schuldausfprud dur 
Berneinung der zweiten Frage gleihjan wieder aufheben. Um einers 
ſeits dieſen Widerfprucd zu vermeiden und anderſeits dem Gerichte 
doh das für die Anwendung der Beftimmungen des Art. 76 nöthige 
Material zu liefern, wurde die in Art. 23 des Einführungsgefepes 
enthaltene Bejtimmung getroffen, Weberzeugen ſich alfo die Geſchwornen, 
daß der Angeflagte die ihm zu Laft gelegte That zwar begangen. hat 
und daß auch fonftige gefehlihe Strafaufhebungsgründe nicht beftehen, 
dag ihm aber die zur Uuterfcheidung der Strafbarfeit feiner That er: 
forderliche Ausbildung gefehlt hat, jo haben fie auf die an fie geftellte 
Frage zu antworten: „Nein, der Angeklagte ijt nicht fchuldig, jedoch 
lediglich aus dem Grunde, weil ihm die zur Unterfcheidung der Strafs 
barkeit jeiner That erforderlihe Ausbildung gefehlt hat“. Selbftver: 
ſtändlich kann übrigens diefe Erklärung nur dann abgegeben werben, 
wenn die zu einem dem Angeklagten ungünftigen Ausſpruche geſetzlich 
überhaupt, aljo auch in diefem Falle erforderlihe Zahl, wenn mithin 
acht Geſchworne diefer Anficht find. Iſt dies nicht der Yal, find 
z. B. fünf Geſchworne der Anficht, es fei nicht nachgewiefen, baß der 
Angellagte die That begangen hat, fo daß aljo nur fieben Geſchworne 
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Yediglih aus dem Grunde, weil ihm die zur Unterſcheidung ber Straf: 
barkeit erforderlihe Ausbildung gefehlt bat, das Nichtfchuldig ausfpre: 
hen, fo hat der angegebene Zuſatz wegzubleiben und der Wahrſpruch 
einfady auf Nichtſchuldig zu Tauten. 

Iſt auf den Grund der Beftimmungen ber Abf. 2 und 3 bes 
Art. 76 die Unterbringung einer folden jugendlichen Perſon in eine 
Erziehungsanftalt für verwahrloste jugendlihe Perfonen angeordiet 
worben, fo ift ber Vollzug Sache der Polizeibehörde. Das Geriöt 
beziehungsweife der Staatsanwalt hat deshalb, fobald das Erkenntniß 
rechtöfräftig geworben ift, der Polizeibehörde Mittheilung zu machen 
und ihr die betreffende jugendliche Perfon zu übergeben beziehungsweie 
nah Maßgabe der besfalljigen Vollzugsvorjäriften zur Berfügung zu 
ſtellen. Das Gefeß überläßt aud die Beftimmung der Dauer des 
Aufenthaltes in der Anftalt ganz der Kreisverwaltungsftelle und ſchützt 
die perfönliche Freiheit der betreffenden jugendlichen Perfon nur durch 
die allgemeine Berfügung, daß diefe Dauer nicht über das achtzehrte 
Lebensjahr hinaus erftredt werden darf. Das Geſetz hat dies deshalb 
gethan, weil bei Beftimmung der Dauer des Aufenthaltes weniger auf 
die von der betreffenden jugendlihen Perfon begangene Handlung und 
die vom Geſetze auf biefelbe geſetzte Strafe, als vielmehr auf ben 
Zweck zu fehen ift, welcher durch die Unterbringung in einer felden 
Anftalt erreicht werden fol. Die betreffende Perfon foll wo möglid 
zu einem nüßlichen Gliede der bürgerlichen Geſellſchaft erzogen werden. 
Diefer Zwed Tann natürlich nicht in einigen Tagen oder Mochen er: 
reicht werden, e8 ift biezu eine längere Zeit nöthig, die aber nad; ber 
Verſchiedenheit der Perfönlichkeiten und der Verhältniſſe auch wieder 
ſehr verfhhieden fein wird. Damit die Kreisverwaltungsitelle auf alle 
Umftände geeignete Rüdficht nehmen Tann, hat das Gefek fie auch 
bezüglid der Zeit, wann fie über die Dauer des Aufenthaltes in ber 
Anftalt Beftimmungen treffen will, durchaus nicht befchränft. Es über: 
läßt ihr diefe Beftimmung ganz allgemein, fo daß fie jeden Augenblid 
die nach den DVerhältniffen zwedmäßig erfheinenden Aenderungen ein: 
treten laſſen kann. Cie kann die urſprünglich beftimmte Dauer, vor: 
behaltlih der im Gefege enthaltenen Beſchränkung, verlängern, fie 
fann biefelbe aber auch abfürzen. Gie wird z. B. einen jungen 
Menſchen, der in der Anftalt ein Handwerk erlernt bat, obgleich bie 
für ben Aufenthalt urfprünglid von ihr beftimmte Zeit noch nicht 
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vollftändig abgelaufen ift, ohne Anſtand fofort entlaffen, wenn fie fi 
überzeugt, daß er in feinem Gewerbe hinreichend ausgebildet ift und 
auch bezüglic, feines fittlihen Zuftandes gegen feine Entlaffung feine 
Bedenken beftehen. Allerdings dürfen fi aber die Verwaltungsbehör: 
ben, wenn fie ihre Aufgabe wirklidy erfüllen wollen, in folden Fällen 
nicht darauf befchränfen, die jungen Leute einfach zu entlaffen, fondern 
fie müffen, ſoweit es ihnen möglich ift, mittelbar oder unmittelbar, 
auch bafür wirken, daß diefelben pafjendes Unterfommen finden, indem 
ſonſt gute Refultate nicht erwartet werben können. 

Wurde ein Ausländer auf Grund der Beftimmung des Abſ. 6 
des Art. 76 in eine Anjtalt der erwähnten Art untergebracht, find 
aber die Hinderniffe, welche der Ablieferung an feine Obrigkeit ur: 
prünglih im Wege ftanden, fpäter weggefallen, fo ift feine Ablieferung 
troß ber inzwifchen erfolgten Unterbringung in einer folden Anjtalt 
nunmehr unverzüglid zu bewerfitelligen. 

Abſ. 7 des Art. 76 wurde in das Gefeh eingeftellt, damit bie 
Heimathsgemeinden ber in folhen Anftalten untergebradhten jugendlichen 
Perfonen zur Bejtreitung der Koften der Unterhaltung nicht angehalten 
werben können. Dabei verfteht es ſich aber von felbft, daß dann, 
wenn ſolche Perfonen nach ihrer Entlaffung Unterftügung bedürfen, bie 
Heimathsgemeinden hiezu nah Maßgabe der beftehenden Geſetze ver: 
pflichtet find. 

Die Beitimmungen des Art. 77 Können in der Anwendung 
wohl Feine Schwierigkeit machen. Ansbefondere fann auch über den 
Sinn des lebten Satzes ber Ziff. 3 kein gegründeter Zweifel beftehen, 
wenn man biefen Sag im Zuſammenhange mit der ganzen Ziff. 3 
betrachtet. Liegt einer ſolchen jugendlichen Perſon ein vorfäßliches 
Vergeben zu Laft, das mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten bedroht 
it, fo darf gegen bdiefe Perſon höchſtens auf drei Monate Gefängniß 
erfannt werben. Für diefen Fall, ſowie für jene Fälle, in welchen 
das Marimum der angedrohten Gefängnißftrafe noch geringer ift, alfo 
mit einem Worte für alle Fälle, in denen gegen eine folde jugend: 
liche Perfon auf eine drei Monate überfteigende Gefängnißftrafe nicht 
erfannt werben kann, geftattet das Geſetz dadurch noch eine weitere 
Milderung, daß es ftatt der Gefängnißftrafe eine bloße Arreftftrafe zu 
verhängen erlaubt, jo daß alfo, wenn das Gericht von diefer Befugniß 
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Gebrauh macht, die Handlung mit dem Urtheile die Natur einer 
Uebertretung annimmt. 

Für biefen Fall ſowohl, als auch für den Fall der Ziff. 4 ents 
hält das Geſetz über die Dauer der Arreftitrafe Leine befondere Be 
fimmung. Das Gericht ift deshalb befugt, dieſelbe innerhalb ber 
dur Art. 20 Abſ. 1 gezogenen allgemeinen Gränze, mithin zwifchen 
einem und zwei und vierzig Tagen unter Berüdfihtigung der Ber: 
bhältniffe des konkreten Falles auszumeffen. 

Daß die Beftimmung des Abf. 2 des Art. 77 in andern als 
ben bier ausbrüdlich erwähnten Fällen der Theilnahme und des Der: 
ſuchs der mehrfachen Reduktion der Strafe nicht entgegen ſteht, ergibt 
ſich aus dem, was id) bereits bei frühern Gelegenheiten über bie geſetz— 
lich zuläfigen oder gebotenen Reduktionen der Strafen bemerkt babe). 


Art. 78, 


Auf die im Art. 28 bezeichneten Straffolgen kann gegen 
junge Seute, welche gemäß Art. 77 einer Werurtheilung unterliegen, 
niemals erkannt werden. 

Die Vorfchriften über Stellung unter Polieiaufficht und Wer- 
wahrung in einer Polizeianftalt finden auf diefelben in allen Fällen, 
in welchen diefe Mafregeln mit der ordentlichen Strafe der verübten 
Chat hätten verbunden werden können, jedoch mit der Befchränkung 
Anwendung, daß an die Stelle der Verwahrung in einer Poliei- 
anflalt die Unterbringung in einer Erziehungsanftalt für verwahr- 
loste jugendliche Perfonen zu treten hat. 

Durd die Schlußbeftimmung diefes Artifeld wird nur der Ort 


der Verwahrung und in Folge deſſen die Behandlung folder Perſonen 
in der Anftalt geändert. In allen übrigen Beziehungen finden aber 








) Man vergleiche außer den in ber vorigen Note angeführten Stellen: 
Verb. der K. der Abg. von 18%, Beil.Bd. I ©. 92, 94, 144 u. 150; Verb. 
des Geſetzgeb.Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bd. 1652 — 54 u 
216 — 229; Verb. bes Gefeßg.Ausih. der K. d. Reichsräthe während ber 
Jahre 1856—1858, Peil, ©. 144 ff. u. Prot. ©. 284 fi.; Verb. d. K. d. Abg. 
von 18%, Beil.Bd. IT ©. 11, 12, 54, 55, 137 u. 138, Beil.Bb. IT ©. 13, 
14 u. 254; Verh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. von 18%, Beil. ©. 31 
—34, 61-63, 411 u. 422, Prot.Bd. 1 ©. 49-52, 91 - 93, Bb. II S. 255 
u. 256, 
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in folhen Fällen nicht die Beftimmungen des Art, 76, fondern jene 
ber Art. 40—42 Anwendung. 


Art. 79. 


Verbrechen, welde jungen Perfonen von der im Art. 76 
Abſatz 1 bezeichneten Altersflufe zur Saft gelegt werden, find 
hinfichtlich des Werfahrens fowie der Straffolgen als Vergehen zu 
betrachten. 


Die Vorfrift diefes Artifels äußert ihre Wirkſamkeit vorzugs: 
weife im Beziehung auf die Zuftändigkeit. Die Aburtheilung folder 
jungen Perſonen erfolgt nämlich hiernach auch wegen foldher Handlungen, 
die das Geſetz als Verbrechen qualifizirt, regelmäßig durch die Bezirkes 
gerihte in erjter und die Appellationsgerichte im zweiter Inſtanz und 
eine Verweiſung vor das Schwurgericht findet nur ausnahmsweiſe 
wegen bejonderer Berhältniffe ftatt, 3. B. wenn noch andere ältere 
Rerfonen als Beichuldigte, oder als Theilnehmer an der Sache bethei: 
ligt und gleichzeitig abzuurtbeilen find, wenn bie betreffende Perſon 
gleichzeitig wegen zweier als Verbrechen qualifizirter Handlungen abzus 
urtbeilen ift, von denen fie die eine vor, die andere aber nach zurück— 
gelegtem fechzehnten Lebensjahre begangen hat, wenn es ſich um eine 
durh die Preſſe verübte ftrafbare Handlımg handelt u. ſ. mw. 


Art. 80, 


Die auf Grund des Art. 77 erkannten Freiheitsfirafen find, 
wenn ihre Dauer einen Monat nicht überfleigt, in den Bezirks-, 
beziehungsweife Polizeigerichtsgefängniffen, jedod mit firenger 
Abfonderung der jugendlichen Sträflinge von den übrigen zu voll- 
3iehen. 

Ueberfleigt die Strafdauer einen Monat, fo hat der Wollzug 
in befonderen, ausschließlich für jugendliche Perfonen beftimmten 
Örfangenanftalten zu gefchehen, in welchen vorzugsweife auf zweck - 
mäßige Erziehung der Sträflinge zu wirken ift. 


Diefer Artikel Spricht allgemein von Freibeitsftrafen, die Beftim- 
mung des Abſ. 2 findet mithin auch auf Arreftitrafen Anwendung, 
wenn deren Dauer einen Monat überfteigt. 


Anrehnung 
der Unter- 
fuhbungehbaft. 
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Art. 81. 


Die Staatsregierung ift ermächtigt, auch Minderjährige über 
ſechzehn Iahre, welche eine Gefängnißftrafe in einer Gefangenanfalt 
zu erfiehen haben, in eine für jugendliche Perfonen beflimmte Ge- 
fangenanftalt verbringen zu laffen, vorausgefeßt, daß die Bauer 
ihrer Strafzeit die ihrer Mlinderjährigkeit nicht überfchreitet. 


Art. 82. 


Hat eine Perfon, welche zur Beit der Chat zwar das fed- 
zehnte Sebensjahr zurückgelegt hatte, aber noch minderjährig war, 
fi) eines mit Codeofirafe bedrohten Verbrechens fhuldig gemadıt, 
fo ift flatt der Todesſtraſe auf lebenslängliche Buchthausftrafe zu 
erkennen. 


Diefe beiden Artikel bedürfen einer befondern Crläuterung 
nicht. 
Art. 83. 


Wenn ein Angeklagter ohne eigenes Verſchulden eine mehr 
als einmonatliche Unterfuchungshaft erduldet hat, fo ift diefelbe bei 
zeitlich beflimmten Bucdthaus-, bei Gefängniß- und Geldftrafen in 
der Art zu berücfichtigen, daß zwar im Erkenntniffe die verwirkte 
ordentliche Strafe ausgefprocden, hievon aber fo viel, als die Dauer 
der unverfchuldet erlittenen Haft beträgt, für bereits getilgt erklärt 
wird, wobei bezüglich der Geldftrafen der im Art. 27 feftgefeßte 
Maßſtab in Anwendung kommt. 

Bei Mebertretungen ift jede erlittene Unterfuhungshaft in 
Anrechnung zu bringen. 

Im frühern Entwurfe Tautete der Eingang des biefem Artikel 
entfprechenden Artifels 86: „Cine ohne Verſchulden des Angeklagten 
um mehr als einen Monat verlängerte Unterfuhungsbaft”. Gegen 
diefe Faſſung wurde erinnert, daß die bier zu treffende Bejtimmung 
nicht auf den Fall der ohne Verfchulden des Angeflagten verlänger: 
ten Unterfuhungshaft beſchränkt werben dürfe, jondern gleihmäßig aud 
auf den Fall einer ohne Berfchulden des Angeklagten eingetretenen 
Unterfuhungshaft Anwendung finden müffe. Es wurden deshalb durch 
Beihluß des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten 
vom 20. Jänner 1857 die Worte „eingetretene ober” einge 
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haltet, fo daß der Eingang diefes Artikels Yautete: „Fine ohne Ver: 
ſtulden des Angeklagten eingetretene oder um mehr als einen Monat 
verlängerte Unterſuchungshaft“. Diefem Beichluffe trat aud ber 
Geſetzgebungsausſchuß der Kammer ber Neichsräthe in feiner Situng 
wm 13. Mai 1857 bei. Im Entwurfe von 1860 war von dieſem 
defchluffe wieder abgegangen und der Eingang des Artikels fo gefaßt, 
wie er heute im Geſetzbuche lautet. Ich erffärte mich in meinem 
dortrage mit dieſer neuen Faſſung unter ber Vorausfegung einver- 
fanden, daß diefelbe die beiden Fälle, nämlich fowohl den, daß bie 
Unterſuchungshaft überhaupt ohne Verſchulden des Angeklagten verhängt 
nurde, als auch den weitern, daß fie zwar durch ihn verfchuldet, allein 
one fein Verſchulden verlängert wurde, umfaßt. In der Sitzung bes 
Gejeggebungsausschuffes der Kammer der Abgeordneten vom 10. Juli 
1860 gab hierauf der damalige Minifterialrath v. Neumanr Namens 
ver Regierung die Erklärung ab, die Vorausfeßung, unter welchem ich 
in meinem Bortrage Zuftimmung zu diefem Artikel beantragt babe, 
jei vollflommen richtig und meine Auslegung ftimme ganz mit dem 
überein, was die Staatsregierung in dem Artikel babe ausbrüden 
wollen. 

Da biegegen von feiner Seite etwas erinnert wurde und aud) 
der Wortlaut offenbar damit übereinftimmt, fo jteht feit, daß die in 
diefem Artikel angeordnete Anrechnung ber Unterfuhungshaft gleich: 
mäßig ftattfinden muß, fowohl dann, wenn lettere ohne Verſchulden 
des Angellagten verhängt, als aud dann, wenn eine an fich geredt: 
fertigte Unterfuhungshaft ohne fein Verfchulden verlängert wurde, in 
beiben Fällen vorausgefegt, daß die vom Angeklagten ohne eigenes 
Berjhulden erbuldete Unterfuhungshaft, mithin in dem alle, daß 
die Unterfuchungshaft mit Recht verhängt wurde, die Zeit, um 
welhe fie ohne Berfchulden des Angellagten verlängert worden ift, 
über einen Monat gedauert bat. In lebter Beziehung flimmt ber 
jegige Geſetzesartikel allerdings mit dem frühern Beſchluſſe nicht 
velftändig überein, da diefer eine einen Monat überfteigende Zeitdauer 
nur bei der ohne DVerfchulden des Angeklagten verlängerten, nicht aber 
auch bei der ohne deſſen Verſchulden eingetretenen Unterfuchunghaft 
verlangte. Diefer Aenderung wurde aber abfichtlid) zugeftimmt, da für 
die in diefer Beziehung im frühern Befchluffe gemachte Unterſcheidung 
eine hinreichenden Gründe beftehen. 
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Das Geſetz verlangt nur, daß der Angeflagte die erbuldete 
Unterfuhungshaft nicht felbft verfchuldet hat, Feineswegs aber, daß 
deshalb irgend einen Andern, am allerwenigiten, daß beshalb den 
Unterfuhungsrichter, den Staatsanwalt oder das Gericht eine Schuld 
trifft. Hat ein Angeflagter eine längere Unterfuhungshaft ohne eige: 
ned Verſchulden erbulden müfjen, fo kann der Grund in den mannid: 
fachſten Verhältniffen liegen. Er kann allerdings in einer Nachläſſigkeit 
des Unterfuhungsrichters, des Staatsanwalts oder eines Gerichtes, er 
fann aber aud eben jo gut und wird viel häufiger im andern Ber: 
bältniffen liegen. Man denke ſich 3. DB. eine gegen zwei Perfonen 
gerichtete Unterfuhung wegen eines jchweren Verbrechens, wo nah 
Art. 38 des Ginführungsgefeges fofert Unterfuhungspaft eintreten muf. 
Eine diefer Perfonen legt ſogleich ein vollftändiges Geftändnig ab, die 
andere dagegen leugnet und ftellt zum Beweife ihrer Unſchuld eine Reihe 
von Behauptungen auf, was weitläufige Erhebungen nöthig macht und 
bie Erledigung der Sache um mehrere Monate verzögert. In dieſem 
Tale kann der erjte Beichuldigte die Beftimmung des Art. 83 mit 
Recht für fi anrufen, während die zur Mitwirkung bei der Unter: 
ſuchung berufenen Gerichtsbeamten durchaus feine Schuld trifft. Es 
lafjen fidy aber auch Fälle denken, in denen Niemand eine Schuld trifit. 
Ein folder Fall ift z. B. der, daß der Aufenthalt eines Zeugen, deſſen 
Vernehmung durchaus nothwendig erjcheint, längere Zeit nicht ermittelt 
werden kann. Am häufigſten wird diefer Fall aber dadurch eintreten, 
daß die Unterfuhung ein ganz anderes Ergebnif liefert, als anfänglib 
zu vermuthen war. Gine Berwundung wird 3. B. anfänglic für 
lebensgefährlich gehalten und der Thäter wird deshalb verhaftet. Statt 
des Todes tritt aber volljtändige Heilung, und zwar fo fchnell ein, 
dag die Handlung nur als Vergehen erſcheint. Nach einer eingelau 
fenen Anzeige muß angenommen werden, daß ein Raub verfucht wor: 
den ift, der Verdächtige wird, und zwar mit vollem Rechte, ſofort in 
Unterfuhungshaft genommen, die Unterfuhung liefert aber jpäter den 
Beweis, daß es ſich nur um ein Vergeben der Körperverlegung han 
belt. Derartige Fälle kommen im Leben fehr häufig vor. Das Ein: 
führungsgefeg enthält in dem von der Unterfuhungshaft handelnden 
Abſchnitte mehrere Beitimmungen, welde ermöglichen, die angeordnete 
Unterfuhungshaft jhon während der Vorunterſuchung jeden Augenblid 
wieder aufzuheben, wenn fie nad ben Refultaten, welche die Unter: 
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juchung ergeben bat, nicht mehr gerechtfertigt erfcheint. Durch gemwiffen: 
bafte Beachtung diefer Beftimmungen werden ungerechtfertigte Härten 
allerdings am meijten verhindert werden. Allein wenn dies aud 
geſchieht, jo werden dennoch immer noch Fälle vorkommen, im denen 
eine gerechte Ausgleihung durh Anrechnung der Unterfuhungshaft 
nöthig if. Es wird dies fchon deshalb der Fall fein, weil öfter aud 
bei aller Sorgfalt eine längere Zeit verftreiht, bi8 man Gewißheit 
darüber erhält, daß die Norausfeßungen, wegen welder die Unter: 
fuhungshaft angeoronet wurde, irrig waren. Ja öfter wird erft bie 
öffentliche Verhandlung diefe Gewißheit geben. Die Frage, ob ber 
Angeklagte die erduldete Unterfuhungsbaft ſelbſt verfchuldet hat, muß 
aber, was nicht überfehen werden darf, immer nad) dem Ergebniſſe der 
gerichtlihen Verhandlung beurtheilt werden. 

Liegen die Vorausfeßungen des Art. 83 vor, fo muß das Gericht 
die unverfchuldet erlittene Unterfuchungsbaft in der im Geſetze ange: 
gebenen Weiſe anrechnen und es iſt ihm biebei Feinerlei Spielraum 
geftattet. | 

Für Uebertretungen enthält Abf. 2 eine weſentlich abweichende 
Beftimmung. Während nämlich bei VBerbredyen und Vergehen nur 
eine unverfhuldete Unterfuhungshaft und auch diefe nur dann, 
wenn fie über einen Monat gedauert bat, angerechnet wird, ijt bei 
Üebertretungen jede erlittene Unterfuchungshaft in Anrechnung zu 
bringen. Es ift alſo ganz gleichgiltig, wie lange fie gedauert, und 
ebenfo, ob der Angefchuldigte fie verfchuldet hat oder nicht. Auch bier 
ft nur das enbliche Ergebniß der gerichtlichen Verhandlung maßgebend. 
Wird ein Angefhuldigter, der wegen eines Verbrechens oder eines 
Vergehens in Unterfuhung gezogen und etwa verwiefen war, fchließlich 
nur wegen einer Uebertretung verurtheilt, jo muß jede Unterſuchungs— 
haft, die er erlitten bat, in Anrechnung gebracht werden. Daß bie 
Beitimmung des Ab. 2, wie überhaupt jede geſetzliche Beftimmung, 
in der ohne weitere Unterfheidung von Uebertretungen die Rebe ift, 
auh auf Die gröbern Webertretungen, deren Aburtheilung in eriter 
Inſtanz durch das Ginführungsgefeb den Bezirksgerichten übertragen ift, 
Anwendung findet, ift von felbft Har, wenn erwogen wird, daß bie 
betreffenden Handlungen durch bie Ueberweifung zur Aburtheilung in 
eriter Inſtanz an die Bezirksgerichte ihre Natur als Webertretungen 
nicht verloren haben und daß da, wo das Gefeb nicht umterfcheibet, 
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auch bei Anwendung desfelben nicht unterfchieben werben darf. In 
Abſ. 1 ift zwar allgemein von Geldftrafen die Rebe, allein da Abf. 2 
eine befondere und nad ihrer Faſſung jede Unterfcheidung ausſchließende 
Beftimmung für Uebertretungen enthält, fo bat auch bei ben mit Geld: 
firafe bedrohten Webertretungen nicht die Beitimmung bes Abi. 1, 
fondern die des Abf. 2 Anwendung zu finden. 

Die durch Art. 83 angeordnete Anrehnung der Unterfuchunge: 
haft ift fein Strafmilderungsgrund. Die Strafe wird nämlich nict 
gemildert, fondern ohne Rüdfiht auf die erlittene Unterfuchungsbaft 
volljtändig ausgefprohen und blos, ſei es ganz, ſei es zum Theil, nad 
Maßgabe der Beitimmungen des Art. 83 für bereits getilgt, d. b. 
als bereits erftanden erflärtt. Die im Gefebe über Strafmilderungs: 
gründe enthaltenen Bejtimmungen finden deshalb auf diefen Fall keine 
Anwendung. Die Entfcheidung darüber, ob der Angeklagte eine Unter: 
fuhungshaft ohne eigenes Verſchulden erduldet hat, ſteht z. B. aus 
diefem Grunde in den zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte gehörigen 
Sachen nicht den Geſchwornen, fondern dem Gerichte zu, ift dieſes bei 
einem mit 4 bis 8 Jahren Zuchthaus bedrohten Verbrechen, für das 
es nach den Verhältnifien ſchon an und für fid) das Minimum der Strafe 
angemefjen erachtet, auch der Ueberzeugung, daß der Angeflagte eine 
dreimonatlihe unverfchuldete Unterfuhungshaft erlitten bat, fo darf es 
deshalb nicht auf 3 Jahre und 9 Monate Gefängnif erkennen, fondern 
es muß den Angellagten zu 4 Jahren Zuchthaus verurtheilen und darf 
im Urtbeile blos hievon 3 Monate als bereits durd Lie unverſchuldet 
erlittene Unterſuchungshaft getilgt erklären, alle gejeglichen Folgen der 
Berurtbeilung treten felbft dann ein, wenn bie ganze Strafe als bereits 
getilgt erklärt wird u. f. w. Deshalb hätte diefer Artikel eigentlic 
auch nicht in das fechste, fondern eher in das achte Hauptftüd gehört. 
Ein Irrthum kann jedoch bei der Haren und beftimmten Faſſung dee 
Artikels dadurch, daß er an diefer Stelle fteht, nicht entſtehen )). 
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Siebentes Hanptitüd. 
Zufammenfluß ftrafbarer Handlungen. 


Art. 84. 
non es 
1) in verfchiedenen Handlungen mehrere Verbrechen, Vergehen ac“ 
oder Hebertretungen begangen, oder Handlungen, 


2) in einer und derfelben Handlung mehrere Strafgefehe zu- 
gleich oder ein und dasfelbe Strafgeſetz in mehrfacher 
Nichtung übertreten, 

fo foll nur dasjenige Strafgefeß, welches die fchwerfte Strafaus- 
mefung zuläßt, in Anwendung gebracht werden. Erifft in dem 
unter Biff. 1 bezeichneten Falle eine Geldfirafe mit einer Gefäng- 
nig- oder Arrefifirafe, oder treffen mehrere Geldftrafen zufammen, 
fo find diefe Strafen nebeneinander zu verhängen. Die gefammte 
Geldftrafe darf jedoch, wenn cs ſich Lediglich um Webertretungen 
handelt, nicht hundert und fünfzig Gulden, und wenn es ſich um 
Vergehen oder um Vergehen und Mebertretungen handelt, nicht 
taufend Gulden überfteigen. 

Die gelelichen Beftimmungen bezüglicd der in den Art. 28, 

36, 40 und 43 bezeichneten Straffolgen kommen zur Anwendung, 
wenn fich unter den zufammentreffenden flrafbaren Handlungen auch 
nur eine, fei es ſelbſt die mit der geringeren Strafe bedrohte, be- 
findet, welche die Anwendung jener Beſtimmungen oder einzelner 
derſelben rechtfertigt. 


Bon Zufammenfluß oder Konkurrenz ftrafbarer Hands 
lungen jpricht man im Strafrechte in zwei ihrer Natur nad verfchies 
denen Fällen, nämlih, von den fpäter zu befprechenden befondern 
Merkmalen vorläufig abgeichen, fowchl dann, wenn Jemand in ver: 
Ihiedenen Handlungen mehrere ftrafbare Handlungen begangen, al® auch 
dann, wenn Jemand in ein und bderjelben Handlung mehrere Etrafs 
gejeke zugleich oder ein und dasſelbe Strafgefeb in mehrfacher Richtung 
übertreten bat. Den erjten Fall nennt man reale, den zweiten 
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ideale Konfurrenz. Hat 3. B. Jemand im verſchiedenen Hand: 
lungen mehrere Diebjtähle oder einen Diebftahl und einen Raub oder 
einen Diebjtahl und eine Körperverlegung verübt, fo find dies Fälle 
realer Konkurrenz. Ein Fall idealer Konkurrenz aber liegt 3.8. vor, 
wenn Jemand, um den Vollzug eines richterlihen Urtheil® zu hindern, 
ben mit dem Bollzuge beauftragten Beamten förperlic; mißhandelt bat 
und der Beamte in Folge diefer Mißhandlung geftorben ift, indem in 
diefem Falle durch ein und diefelbe Handlung das Vergehen ber Wider: 
fegung gegen die Obrigkeit (Art. 136 und 137) und, je nad ben 
Umftänden, das Verbreden des Mordes, bed Todtſchlags oder ber 
Körperverlegung mit nachgefolgtem Tode (Art. 228, 229 u. 234) 
begangen worden ift. 

Von Zufammenfluß fpridt man jedoch im ÖStrafrechte nur 
danın, wenn die verfchiedenen ftrafbaren Handlungen begangen wurden, ohne 
daß eine DVerurtheilung wegen einer oder einiger derfelben erfolgt ift. 
Berübt Jemand, nachdem er wegen einer ftrafbaren Handlung verur: 
theilt worden ijt, neuerdings eine ftrafbare Handlung, jo nennt man 
dies Nüdfall. — Cine gewifje Verwandtichaft mit dem Zufanmen: 
fluffe bat die Fortſetzung. Das Strafgeſetzbuch enthält über die: 
jelbe Feine allgemeine, jondern nur einige beſondere auf einzelne traf: 
bare Handlungen bezüglihe Beftimmungen im befondern Theile. Bon 
diefen befondern Bejtimmungen abgefehen muß deshalb der Richter bie 
Frage, ob in einem konkreten alle eine fortgefegte ftrafbare Handlung 
oder ein Zufammenfluß mehrerer ftrafbarer Handlungen vorliegt, nad 
der Natur der Sache entfceiden. Es kann dies feine Schwierigkeit 
veranlaffen. Die fortgefegte ftrafbare Handlung bildet in gemifjer 
Beziehung den Gegenſatz zu dem Falle der idealen Konkurrenz. Wäh— 
rend nämlich bei diefer durch eine und diefelbe Handlung mehrere Reate 
zugleich begangen werden, wird bei der Fortſetzung durch mehrere auf 
einander folgende Handlungen nur eine ftrafbare Handlung verübt. 
Nach der Natur der Sache kann, wenn nidyt das Geſetz für einen ein: 
zelnen Kal ausdrüdlic, etwas Anderes beftimmt, von einer Fortfegung 
nur dann geſprochen werden, wenn die verfdhiedenen Handlungen Aus: 
fluß eines und besfelben und gegen das nämlidhe Objeft gerichteten 
verbrecherifchen Gntichluffes find. Hat Jemand einem Andern in ber 
Abficht, ihn zu vergiften, nach und nad verſchiedene Quantitäten umd 
felbft auch verjchiedene Arten von Gift beigebracht, jo liegt nur eine 
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ftrafbare Handlung, nämlich je nad dem Nefultate ein Morb ober ein 
Mordverfuh vor. Fin Kaffebeamter, welder ſich fucceffive verſchiedene 
Summen von den ihm anvertrauten Geldern aneignet, macht fich ba= 
durh nur einer ftrafbaren Handlung, nämlid der Amtsuntreue, fchul: 
dig und feine Strafbarkfeit richtet fich deshalb aud nad dem Geſammt— 
betrage bes von ihm Veruntreuten. 

Darüber, welche Strafe im Falle realer Konkurrenz mehrerer 
frafbarer Handlungen einzutreten hat, ſtehen fi), von einem vermit— 
tefnden Syſteme abgejehen, fowohl in der Wiffenihaft als auch im den 
Geſetzgebungen zwei Syſteme einander direft entgegen, nämlid das 
fogen. Kumulirungs: und das fogen. Abſorbirungs-Syſtem. Nach dem 
eriten jollen, fomeit möglich, fo viele Strafen erfannt und vollzogen 
werden, als ftrafbare Handlungen begangen wurden — (quot crimina 
tot poenae), nad dem zweiten fell nur dasjenige Strafgeſetz in An: 
wendung gebracht werben, welches die fchwerfte Strafausmeflung zuläßt 
und die übrigen ftrafbaren Handlungen find nur bei der Strafaus— 
mefjung zmifchen dem geſetzlichen Minimum und Marimum zu berüd- 
fihtigen, — (poena major absorbet minorem). Für den Fall blos 
idealer Konkurrenz ift allgemein das Abſorbirungöſyſtem angenommen. 

Unfer Strafgefeßbuch bat auch bei der realen Konkurrenz das 
Abforbirungsfuftem angenommen und macht davon nur zwei Ausnah— 
men, nämlich 1) für den Fall, daß eine Geldftrafe mit einer Ge: 
fingniß: oder Arreftitrafe, oder daß mehrere Geldftrafen zufammen: 
treffen, 2) bezüglich der Straffolgen. Von bdiefen Ausnahmen abge: 
ſehen, fol fewohl bei der realen als auch bei der idealen Konkurrenz 
nur dasjenige Strafgefeb in Anwendung gebracht werden, welches bie 
Ihwerfte Strafausmeflung zuläßt. Der im frühern Entwurfe entbal- 
tene Beifaß, bei der Strafzumeffung folle der Zufammenfluß als Er: 
Ihwerungsgrund berüdfichtigt werben, wurde weggelaffen, weil es ſich 
bier, da der Nichter über das ordentliche Strafmarimum nicht hinaus: 
gehen darf, nicht um einen eigentlichen Erſchwerungsgrund, fondern 
nur um eine Frage der Strafzumeffung zwifchen dem gefetlichen Mini: 
mum und Marimum handelt und alle Beftimmungen bes frübern Ent: 
wurfs, welche blos den Zweck hatten, dem Richter Anleitung zu geben, 
wie er in den einzelnen Fällen die Strafe zwifhen Minimum und 
Marimum ausmeſſen folle, als in ein Geſetzbuch nicht gehörig geftrichen 
wurden. Die Gerichte werden deshalb trog des Abſtrichs der ange 
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führten Beftimmung, weil es die Natur der Sache mit fidy bringt, 
bei der Strafausmeffung auf den Zufammenfluß geeignete Rüdficht 
nehnten. 

Die Ausnahme, welhe das Geſetz bezüglich ber Gelditrafen 
macht, bezieht fih nur auf den Fall realer Konkurrenz, bei blos idealer 
Konkurrenz ift mithin auch bezüglich der Geldtrafen eine Kumulirung 
nicht zuläfiig. Ferner maht das Gefe von dem Abjorbirungsipitem 
bezüglich der Gelditrafen nur dann eine Ausnahme, wenn mehrere 
Geldftrafen zufammentreffen, oder wenn eine Geldjtrafe mit einer 
Gefängniß- oder Arreftftrafe zufammentriffl. Trifft alfo eine Geld: 
ftrafe mit «einer Verbrechensſtrafe zufammen, fo wird fie durch bie 
legtere abforbirt. . Endlich geftattet das Geſetz auch im denjenigen 
Bällen, in welchen Geldftrafen miteinander zufammentreffen, oder eine 
Geldſtrafe mit einer Gefängniß- oder Arreftftrafe zufammentrifft, die 
Kumulirung nur in der befchränkten Weife, daß bie gefammte Gelb: 
ftrafe, wenn es ſich lediglich um Webertretungen handelt, nicht hundert 
und fünfzig, und wenn es ſich um Vergehen oder um Vergehen und 
Vebertretungen handelt, nidyt taufend Gulden überfteigen darf. Trifft 
eine nur alternativ mit Gefängnis beziehungsweife Arreſt- oder Gelb: 
firafe bedrohte Handlung mit einem mit höherer Gefängnißſtrafe be: 
drohten Vergehen zufammen, fo kann natürlich mit biefer höhern Ge: 
fängnißftrafe die für die zweite Handlung alternativ angebrohte Gelb: 
ftrafe nicht verbunden werden, weil ihre Verhängung nur ftatt der 
zugleich angedrohten Gefängniß- beziehungsmweije Arreftitrafe zuläffig, 
diefe aber durch die höhere Gefängnißſtrafe, mit welder das Gejeh 
die andere Handlung bedroht, abjorbirt ift, der Gefeßgeber außerdem 
dadurch, daß er neben einer Gefängniß- beziehungsweife Arreftftrafe 
alternative Geldſtrafe androbte, wie fih aus den Verhandlungen viel: 
fad ergibt, die Strafandrohung mildern wollte, was die Kumulirung 
der Strafen, in der eine Schärfung liegen würbe, als unftatthaft dar: 
ftellt, endlidy die Kumulivung dem angenommenen Abforbirungsfufteme 
gegenüber als Ausnahme erfcheint umd deshalb nicht ausgedehnt werben 
darf. Hat fih alfo 3. B. Jemand eines nah Art. 282 ftrafbaren 
Diesftahls und zugleich der nach Art. 180 Abſ. 1 ftrafbaren Fälſchung 
eines Reifepafjes jchuldig gemadyt, jo kann er nur auf Grund bes 
Art. 282, der die fhwerfte Strafausmeffung zuläßt, mit Gefängniß— 
ftrafe bie zu fünf Jahren belegt und es kann damit die in Art. 180 
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Abſatz 1 blos alternativ angedrohte Geldſtrafe nicht verbunden 
werden. 

Bezüglih der Beſtimmung des Abſ. 2 des Art. 84 mag es 
genügen, zu bemerken, daß biefelbe allgemein ift und fid) nicht blos 
auf den “Fall der realen, fondern auch auf den ber idealen Konkurrenz 
bezieht. 

Schließlich will ich noch darauf aufmerkſam machen, daß Art. 24 
bes Polizeiſtrafgeſetzbuchs für den Fall der realen Konkurrenz von 
Polizetübertretungen mit nad andern Gefegen, alfo namentlih nad 
dem Strafgeſetzbuche, ftrafbaren Handlungen Beftimmungen enthält, 
welche von jenen des Art. 84 wefentlih abweichen. 


Art. 85. 


Wer wegen einer Handlung rechtskräftig zu einer Strafe gnpere Hätte 


verurtheilt worden ifl, darf wegen einer anderen flrafbaren Hand- 
lung, deren er fih vor jener Werurtheilung gleichfalls ſchuldig 
gemacht hat, nur dann gerichtlich verfolgt und beflraft werden, 
wenn fich annehmen läßt, dag für beide Straffälle zufammen bei 
gleichzeitiger Aburtheilung eine hinfichtlic der Gattung oder des 
Maßes oder der Folgen fchwerere Beſtrafung eingetreten fein würde, 
als ihm wegen der zuerfi abgeurtheilten Handlung wirklich zuer- 
kannt wurde. 

In dieſem Falle hat das Gericht in dem fpäteren Strafurtheile 
die für beide Straffälle nach den Vorfchriften des Art. 84 treffende 
Geſammtſtrafe auszufprechen. 


Art. 86. 


Wenn bei der nah Art. 85 Abf. 2 eintretenden fpäteren 
Aburtheilung auf Codes- oder lebenslängliche Zuchthausſtrafe er- 
kannt wird, fo bleibt der etwa fchon vollfländig oder theilweife 
Rattgefundene Vollzug des früheren Strafurtheils aufer Berück- 
fihtigung. 

In andern Fällen if die fpäter erkannte Strafe foweit, als 
etwa das frühere Strafurtheil fchon vollzogen iſt, für bereits er- 
Randen zu erklären, wobei eine fhon vollzogene Gefängniß- oder 
Arrefiftrafe, welche an einer noch zu erflehenden Buchthausftrafe 
abzurechnen iſt, nur zu drei Wiertheilen ihrer Dauer in Anfak 


des Zufam- 
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gebracht wird und bezüglicd der ganz oder theilweife volljogenen 
Geldfirafen der im Art. 27 feflgefeste Mapflab in Anwendung 
kommt, 


Nach den beftehenden Prozeßgeſetzen foll derjenige, welcher ſich 
verfchiebener jtrafbarer Handlungen fhuldig gemacht hat, wegen aller 
diefer Handlungen gleichzeitig und durch ein Urtbeil bejtraft werben, 
Daß dies gefchehe, wird in Art. 84 vorausgefegt. Defter ift dies 
jedody nicht möglich; namentlih um deswillen, weil es ſich erſt fpäter, 
nachdem er wegen einer oder einiger von ihm begangener ftrafbarer 
Handlungen verurtheilt worden ift, herausftellt, daß er auch noch an: 
dere jtrafbare Handlungen begangen bat. Für dieſen Kal nun trifft 
das Gefeh die nöthigen Beftimmungen in Art. 85 und 86. Es 
werden auch bier Fälle wirklichen Zufammenfluffes in dem zu Art. 84 
erörterten Sinne vorausgefeht, indem dieſe Beftimmungen, wie das 
Geſetz ausbrüdlich fagt, nur dann anwendbar find, wenn die betreffende 
Perfon fi) der neuerdings zur Sprache kommenden Handlung vor 
ihrer Berurtbeilung fchuldig gemadt bat. Verübt Jemand nad 
feiner Verurtheilung neuerdings eine ftrafbare Handlung, fo Tiegt, wie 
bereits zu Art. 84 bemerkt wurde, nicht ein Zufammenfluß, fondern 
ein Rüdfall vor und es finden die bezüglid, des Rückfalles geltenden 
Beftimmungen, bezüglich welder id das Nöthige zu Art. 87 bemerken 
werde, Anwendung. 


Die Beftimmungen der Art. 85 und 86 ſchließen fi) genau an 
Art. 84 am. Der Angefhuldigte fol aud in dem hier vorausgefeßten 
Valle, foweit möglidy, materiell gerade fo behandelt werden, als dies 
hätte geſchehen müfjen, wenn alle von ihm begangenen jtrafbaren Hand: 
lungen gleichzeitig zur Aburtheilung gelommen wären. Es iſt deshalb, 
falls er aud der neuerdings zur Sprade gekommenen Handlung für 
ſchuldig erklärt wird, die Strafe für diefe und bie bereits früher ab: 
geurtheilte Handlung nunmehr nad den Vorfchriften des Art. 84 ge: 
rade fo auszumefjen, ald dies hätte geſchehen müffen, wenn er gleid: 
zeitig aller von ihm begangenen ftrafbaren Handlungen für fehuldig 
erklärt worden wäre, und es kommt ſodann nur die neuerdings erkannte 
Strafe zum Vollzuge. Das frühere Urtheil wird damit allerdings 
nicht volljtändig aufgehoben, es bleibt bezüglich des Schuldausfprucde 
ſowie bezüglich des Erkenntniffes über die Koften und etwaige Ent: 
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ſchädigung in Kraft, allein die in bemfelben verhängte Strafe fällt 
weg oder gebt vielmehr in ber neuerdings verhängten Strafe auf. 
Um nun aber nit augenfcheinlic unnöthige ftrafrechtliche Verfolgungen 
zu veranlaffen, trifft das Gefeb in Art. 85 Abf. 1 eine Beitimmung, 
gegen welche ſich theoretifh allerdings Manches erinnern läßt, die ſich 
aber jedenfalls als praftifch darftelli. Es foll nämlich der bereits rechts: 
fräftig Verurtbeilte wegen einer andern vor der DVerurtheilung verübten 
ftrafbaren Handlung nur dann gerichtlich verfolgt und beftraft werben, 
wenn fi annehmen läßt, daß für beide Straffälle zufammen bei gleich: 
zeitiger Aburtheilung eine binfichtlih der Gattung oder des Mafes 
oder ber Folgen jehwerere Beltrafung eingetreten fein würde, als ihm 
wegen ber zuerft abgeurtbeilten Handlung wirkli zuerkannt wurde. 
Die neuerlihe Verfolgung hat alfo nicht blos dann, wenn gegen ben 
Verurtheilten bereits früher die höchſte zuläflige Strafe erfannt wurde, 
jondern auch dann zu unterbleiben, wenn zwar durch bie früher er: 
tannte Strafe der Strafrahmen nicht erſchöpft wurde, allein nad) ben 
Umftänden anzunehmen ift, daß ihn früher eine böhere Strafe nicht 
getroffen haben würde, wenn es aud damals jchon bekannt gemefen 
wäre, daß er auch diefe neuerdings entdedte jtrafbare Handlung 
begangen hat. Die Entfheidung darüber, ob Died angenommen wer: 
den Tann, fteht den mit der inleitung und Durdführung ftraf: 
rechtlicher Unterfuchungen betrauten Organen, alfo den Staatsanwälten, 
Unterfuchungsridtern und Berweifungsfenaten, zu. Iſt in einem fol 
hen Falle eine Unterfuhung eingeleitet worden, weil man annahm, 
ed würde früher eine fihwerere Beftrafung eingetreten fein, wenn 
die neuerdings entdedte ftrafbare Handlung damals bekannt gewefen 
wäre, jo kann dennoch das Berfahren jeden Augenblid auf Grund der 
Beitimmung des Art. 85 Abſ. 1 eingeftellt werden, wenn im Berlaufe 
der Unterfuhung die Gründe, aus denen man dies angenommen bat, 
wegfallen, wenn es fich 3. DB. zeigt, daß die Handlung, wegen welder 
die neue Unterfuhung eingeleitet wurde, nicht jo bedeutend ift, ale 
man früber annahm. Daß übrigens aud dann, wenn bie nene Unter: 
juhung volljtändig durchgeführt wurde und auf den Grund berfelben 
eine Verweiſung erfolgt ift, das erfennende Gericht immer nod voll 
ftändig freie Hand hat und trotzdem entſcheiden kann, es fei ein Grund, 
eine jchwerere Beitrafung, als bie frühere, eintreten zu laffen, nicht 
gegeben, iſt jelbjtverjtändlih, — Was im Sinne des Art. 85 als 


248 Strafgeſetz, Artikel 85—86. 


fehwerere Beitrafung anzufehen ift, bedarf wohl feiner nähern Crläuter 
rung, da das Gefeß dies durch den Beifag „binfichtlihh der Gattung 
oder des Maßes oder der Folgen“ hinreichend klar bezeichnet bat. 
Ansbefondere darf hinfichtlicd der Folgen die Beftimmung bes Art. 84 
Abf. 2 nicht überfehen werden. Es ergibt fi hieraus, daß eine 
neue Unterfucdyung immer eingeleitet werden muß, wenn mit der Strafe 
der noch nicht abgeurtheilten ftrafbaren Handlung Folgen notbwendig 
verbunden find, auf welche im frühern Urtbeile nicht erkannt wurde. 
Stellt e8 das Geſetz Tediglid in das Ermeſſen des Gerichts, mit der 
Strafe der noch nicht abgeurtheilten Handlung gewiffe Folgen zu ver: 
binden oder nicht, jo bleibt e8 den zur Ginleitung und Durdführung 
der Unterfuchung kompetenten Organen überlaffen, zu erwägen, ob nad) 
ben Umſtänden anzunehmen ijt, daß das Gericht auf diefe Folgen er: 
kannt haben würde, wenn ihm befannt gewefen wäre, daß ber Ange: 
ſchuldigte auch die neuerdings entdedte jtrafbare Handlung begangen hat. 

St das frühere Strafurtbeil bereit8 ganz oder theilmeife voll: 
zogen, fo wird zwar bierauf bei Auemeſſung der Strafe feine Nüde 
fiht genommen, indem die Gefammtitrafe fo auszufprechen ift, als ch 
der Angefchuldigte jett erit wegen aller von ihm begangenen ftrafbaren 
Handlungen abgeurtheilt würde. Es wird jedoch, nachdem dies gefche: 
ben, die zuerfannte Strafe foweit, als das frühere Etrafurtheil fchen 
vollzogen ift, nad) Maßgabe der in Art, 86 Abſ. 2 enthaltenen nähern 
Beitimmungen für bereits eritanden erklärt. Bezüglich der Geldftrafen 
ift zu beachten, daß diefelben bei Vergehen in Gefängniß-, bei Uebertre: 
tungen in Arrejiftrafe umgewandelt werben, mithin bier nur ebenſo wie 
die Gefängniß- und Arreftitrafe, in Anrechnung gebracht werden dürfen. 
St z. B. der Angefchuldigte früher zu einer Geldſtrafe von dreihundert 
Gulden verurtheilt worden, die er auch bezahlt hat, und lautet das 
neue Urtheil auf vier Jahre Zuchthaus, fo dürfen bievon nicht hun— 
dert, fondern nur fünf und fiebenzig Tage als bereits erftanden erflärt 
werben, weil breihundert Gulden Geldftrafe hundert Tagen Gefängnik 
gleich zu achten, Gefängnißftrafen aber an Zucdthausftrafen nur zu drei 
Biertheilen abzurcchnen find. Iſt die früher zuerfannte Sefängnißftrafe 
ganz oder theilmeife in Einzelnhaft erjtanden worden, fo ift fie nad 
Maßgabe der Vorfchriften des Art. 12 des Gefetes vom 10. Novem: 
ber 1861, den Vollzug der Freibeitsftrafen durch Einzelnhaft betreffend, 
anzurechnen. Es find mithin im denjenigen Fällen, in weldyen nad 
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diefem Artikel zwei Tage Eimzelnhaft drei Tagen gewöhnlicher Strafe 
jeit gleichgeachtet werden, auch bei ber bier eintretenden Anrechnung 
wei in Einzelnhaft erftandene Tage als drei Tage Gefängnifftrafe zu 
rechnen. Cine in Gemäßheit des Art. 18 Abi. 3 im Zuchthaufe volls 
jogene Gefängnißftrafe wird übrigens auch mur zu drei Viertheilen 
ihrer Dauer in Anſatz gebracht, da Art. 86 Abſ. 2 ganz allgemein 
von Gefängnißitrafe fpricht, alfo eine Unterfcheidung nicht geftattet und 
auch die im Zuchthaufe vollzgogene Gefängnißftrafe damit ihre Eigen— 
ihaft als Gefängnißftrafe nicht verliert. 

Daß, wenn bei der neuen Aburtheilung auf Todes- ober lebens: 
linglihe Zuchthausſtrafe erfannt wird, der etwa ſchon vollitändig oder 
tbeilweife ftattgefundene Vollzug bes frühern Strafurtheild außer Be: 
rädjihtigung bleibt, verfteht fih von felbit, da an der Todes: und 
lebenslänglichen Zuchthausſtrafe der Natur der Sache nad nichts ab— 
gerechnet werden Fan. 


Art. 87. 


Verübt Icmand, weldyer zu einer zeitlich begränzten Frei- 
heitsftrafe rechtskräftig verurtheilt il, vor Antritt derfelben oder 
während des Strafvollzuges neuerdings eine ebenfalls mit zeitlich 
begränzter SFreiheitsfirafe zu belegende firafbare Handlung und 
beficht eine dieſer Strafen in Zuchthaus, die andere in Gefängnif 
oder Arrefl, fo tritt eine Perwandlung der Gefängniß-, beziehungs- 
weile Arreſtſtrafe, foweit diefelbe noch nicht erflanden if, in Bucht- 
hausfirafe ein, wobei jedoch nur drei PViertheile der Dauer der 
no zu erfichenden Gefängniß- oder Arreſtſtraſe in Anfag gebradt 
werden. | 

Geftehen die zufammentreffenden Strafen in Gefängnif- und 
Arrefifivafe, fo ift Die leßtere in derfelben Anftalt zu vollziehen, in 
welcher die Gefängnipfirafe vollzogen wird. 


In dem bier behandelten Falle liegt Fein Zufammenfluß, fondern 
ein Rückfall vor, da vorausgefeßt ift, daß ein bereits rechtskräftig Ver: 
urtheilter dem Urtheile nachgängig neuerdings eine ftrafbare Handlung 
wrübt hat. Die Beitimmung dieſes Artikels hätte, ftrenge genommen, 
deshalb auch nicht in diefes Hauptftüd aufgenommen werden follen. 
Man nahm jededy keinen Anftand, den Artikel bier einzuftellen, da 
zwiſchen dem bier behandelten Falle und den Fällen des Zuſammen— 
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fluſſes doch eine gewiffe Achnlichkeit befteht und ſich über den Rüdfall 
fonft feine Bejtimmungen im allgemeinen Theile des Strafgeſetzbuchs 
finden, für dieſen einzigen Artikel aber ein befonderes Hauptjtüd doch 
nicht wohl gebildet werben konnte. 

Im allgemeinen Theile des Strafgeſetzbuchs finden fich fonjtige 
Beftimmungen über den Rückfall nicht, weil unfer Geſetz dem Rückfalle 
feinen allgemeinen Einfluß auf die Strafbarfeit einräumt, ihn namentlich 
nicht als allgemeinen Straffhärfungsgrund in der Art betrachtet, daß 
wegen besjelben über das ordentliche höchſte Strafmaß hinausgegangen 
werben fann oder binausgegangen werden muß, Es thut dies zwar 
bei einzelnen jtrafbaren Handlungen, jo namentlich beim Diebftahle und 
bei der Hehlerei. Allein gerade deshalb, weil es dem Rückfalle dieſe 
Wirkung nur bei einzelnen jtrafbaren Handlungen einräumt, finden fid 
die betreffenden Beftimmungen nicht im allgemeinen Theile, fondern 
ba, wo von biefen einzelnen ftrafbaren Handlungen bie Rebe ift. Wenn 
aber auch das Geſetz den Nüdfall im Allgemeinen nicht als Straf— 
ihärfungsgrund im angegebenen Sinne betrachtet, jo verfteht es ſich 
doch von felbft, daß ihn das Gericht bei Ausmeſſung der Strafe zwi: 
ſchen dem gefeßlichen Minimum und Marimum, wo ja die ganze Per: 
fönlichkeit des Angefchuldigten ins Auge gefaßt werben muß, geeignet 
zu berüdfichtigen hat. Es ift dies nur deshalb im Geſetze nicht aus: 
brüdlich gefagt, weil alle derartigen Beſtimmungen, welche Feine eigent: 
lichen gefeglichen Borfehriften, fondern nur Belehrungen des Richters 
über Dinge enthalten, melde er ohnedies willen muß, wie bereits 
bemerkt, als in ein Geſetzbuch nicht gehörig, geftrichen worden find. 

Art. 87 febt voraus, daß die früher erkannte Strafe in bem 
Augenblide, wo die neue Verurtheilung erfolgt, noch nidyt oder wenig: 
ftens noch nicht vollftändig vollzogen ift und daß beide Urtheile auf 
zeitlich begränzte Freiheitsſtrafe, jedoch von verfchiebener Gattung, lau: 
ten. Nur für diefen Fall war eine befondere Beftimmung im Geſetze 
nothwendig, ba natürlih in allen andern Fällen die neuerdings ver: 
übte ftrafbare Handlung felbftändig abgeurtheilt und bie neue Gtrafe 
an die frühere, foweit diefe noch nicht vollzogen ift, angereiht wird. 
An dem bier vorausgefegten Falle will nämlich das Geſetz, dab 
beide Strafen, die erftere natürlich infoweit, als fie noch nicht erjtanden 
ift, an dem nämlidhen Straforte ohne Unterbrechung vollzogen werben. 
Zu diefem Behufe verfügt es im Falle des Zufammentreffens von 
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Zuchthaus: mit Gefängniß⸗ oder Arreſtſtrafe die Verwandlung der letz⸗ 
tern in Zuchthausſtrafe, jedoch unter Abkürzung ihrer Dauer auf brei 
Viertbeile. Wenn alfo 3. B. Jemand, der zu vier Jahren Gefängniß 
verurtheilt war, nad Ablauf von zwei Jahren aus ber Gefangenanftalt 
ausbricht und neuerdings ein Verbredyen verübt, wegen deſſen er zu 
fünf Jahren Zuchthaus verurtbeilt wird, fo werben die noch zu voll: 
jiehenden zwei Jahre Gefängnißftrafe unter Abkürzung auf ein Jahr 
und ſechs Monate in Zuchthausftrafe verwandelt und er hat nunmehr 
im Ganzen ſechs Jahre und ſechs Monate Zuchthausftrafe zu erftehen. 
Daß biefe Abkürzung der Dauer der Gefängnißftrafe auch dann ein: 
tritt, wenn das frühere Urtheil in Gemäßheit des Art. 18 Abf. 3 
deren Vollzug im Zuchthauſe angeorbnet hat, iſt jelbitverftändlich, da 
auh in diefem Falle die Strafe ihre Eigenſchaft als Gefängnißftrafe 
nicht verliert und Art. 87 die Abkürzung unbedingt verfügt. Treffen 
Gefängniß- und Arreititrafe zufammen, fo wird lettere lediglich in der— 
felben Anftalt vollzogen, in weldyer die Gefängnißftrafe vollzogen wird, 
und eine Abfürzung findet nicht ftatt'). 


Achtes Hauptſtüd. 


Gründe, welche die Strafverfolgung oder den Strafvollzug 
ausſchließen. 


Art. 88. 


In allen Fällen, in welchen das Geſetz die gerichtliche Ver- Bersiäe ent 
folgung einer firafbaren Handlung von der Stellung eines befondern Berfoigung. 
Antrags abhängig macht, ift die Strafbarkeit erlofchen, wenn der 





) Man vergleide über dieſes Hauptflüd: Verh. der K. db. Abg. im 
Jahre 18°%,, Beil.Bd. I ©. 151—153, Verb. des Geſetzg.Ausſch. der K. d. 
bg. im Jahre 18%, Bd. I ©. 55-57 u. ©. 235—239, Verb. des Gefepg.: 
Ausſch. ber K. d. Neicher. Beil. ©. 157—168 u. Prot. ©. 303--320, Verb. 
er K. der Abg. von 18%, Beil.:Bb. II ©. 55, 139 u. 140 u. Beil. Bd. IN 
S. 15 u. 16. 
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zur Antragfiellung Berechtigte innerhalb dreier Monate von dem 
Cage an gerechnet, an weldem ihm die Stellung des Antrags 
möglich war, von feinem Kechte keinen Gebrauch macht oder (dom 
früher auf dasfelbe durch ausdrückliche gerichtliche Erklärung ver- 
zichtet oder den geflellten Antrag vor Ablauf von acht Tagen wieder 
zurücgenommen hat, 


Die neuen Gejeßgebungen und fo namentlih aud unfer Straf: 
geſetzbuch erkennen mehr, ald dies früher der Fall war, an, daß gewiſſe 
ſtrafbare Handlungen ohne Gefährdung des Staatswohles von gericht: 
liher Verfolgung fo lange freigelaffen werden fünnen, bis der Beſchä— 
digte felbjt oder ein anderer Betheiligter, dem das Geſetz bie gleiche 
Befugniß einräumt, duch ausbrüdlihen Antrag die Hilfe des Staats 
anruft. Das Geſetz verlangt aber in diefen Fällen nur einen Antrag 
auf gerichtliche Verfolgung, es verlangt nicht, daß der Beſchädigte oder 
der glei ihm Berechtigte Klage bei dem Strafgerichte erhebe. Iſt 
der Antrag auf gerichtliche Verfolgung gejtellt, jo wird die Unter: 
ſuchung auch in diefen Fällen gerade fo, wie in allen übrigen, in denen 
das Geſetz die gerichtliche Verfolgung von der Stellung eines Antrags 
nicht abhängig macht, durch die vom Geſetze hiezu berufenen Organe 
eingeleitet und durchgeführt und derjenige, welcher den Antrag gejtellt 
hat, nimmt von feinem Nechte, den Antrag innerhalb der vom Geſetze 
beitimmten Zeit zurüdzunehmen, abgefehen, biebei feine von fonftigen 
Fällen irgendwie abweichende Stellung ein, insbefondere erfcheint er 
weber bei der Unterfuhung nod bei der Verhandlung als Partei, er 
bat mithin auch weder die Nechte noch die Verpflichtungen einer ſolchen. 
Hieraus folgt, dag die über fog. Privatklagen und über die von ciner 
Givilpartei erhobenen Klagen geltenden Grundſätze und geſetzlichen 
Beitimmungen auf die hier vorausgefegten Fälle durchaus Feine Anz 
wendung finden. 


Das Geſetz enthält darüber, wo und in weldyer Form in diefen 
Fällen der Antrag auf gerichtliche Verfolgung zu ftellen ift, Feine Be: 
flimmung. Der Antrag kann mithin fowohl bei dem Unterſuchungs— 
richter oder dem Staatdanwalte, als aud) bei der Polizeibehörde, und zwar 
entweber durch eine jchriftliche Cingabe oder durch eine zu Protokoll 
genommene münbliche Erklärung geftellt werden. Nur muß er beftimmt 
fein, fo daß über die Abficht des Antragftellers, in Betreff ber in 
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Rede ftehenden firafbaren Handlung eine gerichtliche Verfolgung zu 
veranlaffen, fein Zweifel bejteht. In dieſer Beziehung darf die mefent: 
lihe Berfchiedenheit der Fälle, in denen das Geſetz die gerichtliche Ver: 
folgung von der Stellung eines befondern Antrags abhängig macht, 
nicht überjeben werden. In manden Fällen liegt nämlich der Grund 
der betreffenden gejeglihen Beitimmung in der Natur, in andern in 
der Geringfügigfeit der Handlung, in andern endlih in dem zwifchen 
dem Thäter und dem Verletzten bejtchenden Verbältniffe. in Fall ber ı 
erftern Art findet fih z.B. in Art. 254 Abſ. 1, Fälle ber zweiten Art, . 
finden ſich in Art. 237 u. 239, Fälle der legten Art endlid in Art. 290, . 


297 und 322. In Fällen der erften Urt ift die Sache einfah. Hier-- 


darf überhaupt feine Unterfuhung eingeleitet werben, bis der erforder⸗ 
liche Antrag geftellt it und letzterer ift einfach dahin zu richten, daß 
eine gerichtlihe Verfolgung der betreffenden Handlung verlangt wird, 
Nicht jo einfach ijt die Sache unter Umjtänden in Fällen der zweiten 
und dritten Art. Man denke fih 3. B. den Fall einer Körperver: 
letung oder eines Diebjtahle. Bei Körperverlegungen ijt die gericht: 
liche Verfolgung von der Stellung eines befondern Antrags nur in 
ben Fällen der Art. 237 und 239 Abſ. 2 abhängig gemacht, in ben 
übrigen Fällen ift auch ohne einen ſolchen Antrag einzufchreiten. An: 
fünglih läßt es fich nun häufig nicht ficher beurtbeilen, ob der Fall 
zu denjenigen gehört, in welchen das Geſetz die gerichtlihe Verfolgung 
ven der Stellung eines bejondern Antrags abhängig macht, oder ob 
dies nicht ber Fall iſt. Ebenſo iſt die gerichtliche Verfolgung bes 
Diebſtahls nur in den in Art. 290 bezeichneten Fällen von der Stel: 
lung eines befondern Antrags abhängig gemacht, während in allen 
andern Fällen ein folder Antrag zur Ginfchreitung nicht erforberlid) 
it, In der erjten Zeit nad Verübung eines Diebſtahls kennt man 
nun bäufig den Thäter nicht, man weiß alfo nicht, ob der vorliegende 
Fall zu den in Art. 290 bezeichneten gehört oder nicht. In ſolchen 
Fällen, wo es anfänglich zweifelhaft ijt, ob die gerichtliche Verfolgung 
von der Stellung eines bejondern Antrags abhängt, müffen die vom 
Geſetze mit der Verfolgung betrauten Organe fofort, ohne einen Antrag 
abzuwarten, einfchreiten. Cie müffen aber mit der Verfolgung fo: 
gleich, einhalten, fobald fi aus den gemachten Erhebungen ergibt, daß 
8 ſich um einen Fall Handelt, in welchem das Geſetz die gerichtliche 
Verfolgung ven der Stellung eines befondern Antrags abhängig macht, 
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Sie müffen dies namentlich öfter felbft dann thun, wenn die Einſchrei— 
tung durch eine von einer zur Antragitellung berechtigten Perſon ge: 
machte Anzeige veranlaßt wurde, da eine Anzeige, welche dieſe Perfon 
von der verübten ftrafbaren Handlung zu einer Zeit machte, wo fie die 
Umftände, wegen welder das Geſetz bie gerichtliche Verfolgung ber 
betreffenden Handlung von ihrem Antrage abhängig macht, noch nicht 
kannte, al$ der vom Geſetze verlangte befondere Antrag auf gerichtliche 
Verfolgung nicht betrachtet werden fann, Wenn 3. B. Jemand beitob: 
len wurde und hievon fofort nach Entdeckung des Diebftabls, ohne den 
Thäter zu Fennen, ja ohne in Betreff desfelben nur einen Verdacht zu 
haben, zum Zwecke gerichtliher Einſchreitung Anzeige gemacht bat, fo 
kann diefe Anzeige nicht als Antrag auf gerichtliche Verfolgung im 
Sinne des Art. 290 dann betrachtet werden, wenn die Unterfuchung 
ergibt, daß der Diebftahl von einer der in diefem Artikel aufgezählten 
Perſonen verübt wurbe. Aehnlich ift es in allen übrigen Fällen, mo 
ber Grund, warum das Gefeß die gerichtliche Verfolgung von ber 
Stellung eines befondern Antrags abhängig macht, nicht in der Natur 
ber betreffenden Handlung felbit, jondern nur in der Geringfügigfeit 
berjelben oder in dem zwijchen dem Thäter und Verlegten bejtehenden 
Berhältniffe liegt und die gerichtlicdye Verfolgung zu einer Zeit begonnen 
wurde, wo man biefen Umftand noch nicht Fannte. In allen biefen 
Fällen muß, fobald fid) aus der Unterfuchung ergibt, daß ein folder 
Umſtand vorliegt, mit der Unterſuchung eingebalten und ben wegen 
dieſes Umftandes zur Antragitellung Berechtigten Gelegenheit gegeben 
werden, fich zu erklären, ob fie jett, nachdem ihnen diefer Umſtand 
befannt geworden ift, die gerichtliche Verfolgung beantragen oder bie 
Sache auf fi beruben laſſen wollen, Ueber die Form, in welcher dies 
zu gefchehen bat, enthält das Geſetz ebenfalls keine Beftimmung. Es 
genügt deshalb, daR in irgend einer Weife zu den Akten Fonjtatirt 
wird, entweder daß ein zur Antragftellung Beredhtigter, wiffend, um 
welche ftrafbare Handlung es fich handelt, beziehungsweife gegen melde 
Perfon die gerichtliche Verfolgung gerichtet werden fell, den Antrag 
wirklich geftellt, oder daß die Berechtigten auf gerichtliche Verfolgung 
ausdrüdlich verzichtet, oder endlich da fie wenigftens von dem Um— 
ftande, wegen deſſen das Geſetz die gerichtliche" Verfolgung von der 
Antragftellung abhängig macht, an einem beftimmten Tage Kenntniß 
erhalten haben. Im letztern Falle muß natürlich der Ablauf der in 
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Art. 88 feſtgeſetzten dreimonatlichen Frift abgewartet Merden, wenn 
nicht früher ein Antrag auf gerichtliche Berfolgung geftellt oder von 
ſämmtlichen Berechtigten der Verzicht erflärt wird, In der Regel 
wird in folchen Fällen der Unterfuchungsrichter oder Staatsanwalt am 
beiten thun, den Betbeiligten von dem Sachverhalte ſelbſt Kenntniß zu 
geben und fie zu veranlaffen, ihre Erklärung abzugeben. Er darf fie 
aber natürlich in keinerlei Weile nöthigen, letzteres fofort zu thun, ba 
fie in ihrem gefeglichen Nechte, wornad fie zur Stellung des Antrags 
eine Frift von drei Monaten, von dem Tage an gerechnet, an welchem 
ihnen die Stellung des Antrags möglich war, haben, nicht verkürzt 
werden dürfen, 

Bei Körperverlekungen ift, wie bereit$ bemerkt, die gerichtliche 
Verfolgung nur in den in Art. 237 und 239 Abſ. 2 vorgefehenen 
Fällen von der Stellung eines Antrags abhängig. Defter wird es 
aber bis zur gerichtlichen Verhandlung zweifelhaft fein, ob die Körper: 
verlegung, um die es ſich im konkreten Falle handelt, unter eine der 
angeführten oder unter eine fonjtige Oefegesbeftimmung fällt. In 
jelhen Fällen wird es, wenigftens in ber Megel, geratben fein, wo 
möglih fchon eventuell, nämlich für den Fall, daß nach der gerichtlichen 
Entſcheidung eine der angeführten Gefegesbeitimmungen zur Anwendung 
ju fommen bat, die Erklärung der Betbeiligten zu erholen, ob fie bie 
gerichtliche Verfolgung beantragen, indem fonft Teidyt eine wiederholte 
VerbandInng der Sache nöthig werden kann, 

Das Gefeh räumt den zur Antragftellung Berechtigten eine 
Stift von drei Monaten von dem Tage an ein, an welchem ihnen bie 
Stellung des Antrags möglid war. Man hat die leßteren 
Worte ftatt der im frühern Entwurfe gebraudten „Beranlaffung 
su der Stellung des Antrags gegeben war” zu dem Zwecke 
gewählt, um dadurch bie Abficht des Geſetzes möglichft deutlich auszus 
drüden, Die in Nede ftehende dreimonatliche Friſt foll nämlich von 
dem Augenblide an laufen, an welchem der zur Antragftellung Berech— 
figte von der PVerübung ber betreffenden ftrafbaren Handlung und 
außerdem von benjenigen Umftänden, wegen welcher ihm das Recht auf 
Antragftellung zufteht, Kenntniß erhalten hat und der Ausübung feines 
Rechts weder ein thatfächliches noch ein rechtliches Hinderniß entgegen: 
ſteht, beziehungsweiſe dieſes Hindernig weggefallen ift. Cine weitere 
bejondere Beranlaffung zur Stellung des Antrags ift nicht nöthig. Bei 
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einer nad Art. 215 Ziff. 1 ftrafbaren Handlung läuft mithin 3. B. 
die in Rebe ftehende Friſt bezüglich der BVerlegten von dem Tage an, 
an welchem die That verübt wurde, bezüglich ihres gefeglihen Ber: 
treterd von dem Tage an, an welchem er SKenntnig davon erhalten 
bat, bei einem Diebitahle der in Art. 290 bezeichneten Art von dem 
Tage an, an welchem ber betreffende zur Antragitellung Berechtigte 
nit nur von dem Diebjtahle, jondern auch davon Kenntniß erhalten 
bat, daß derſelbe durd eine der dafelbit aufgezählten Perſonen verübt 
wurde, bei einer Entführung bezüglich der Entführten erft von dem 
Zeitpunfte ihrer Befreiung aus der Gewalt des Thäterd oder feiner 
Mitfhuldigen und im Yale, daß fie zum Abſchluſſe einer Che mit 
dem Entführten gezwungen wurde, erjt von dem Tage an, an welchem 
das die Nichtigkeit diefer Che ausfpredende Urtheil rechtskräftig ge: 
worden ijt (Art. 254 u. 256). — Das Gericht muß die Frage, ob 
ber Antrag rechtzeitig gejtellt wurde, im berjelben Weife, wie jeden 
andern Punkt prüfen, der für die Strafbarkeit des Angejhuldigten von 
Erheblichkeit iſt. 

Der zur Antragitelung Berechtigte kann auch vor Ablauf der 
fo eben bejprochenen Frift auf fein Necht verzichten. Ein folder Ber: 
ziht muß aber bei Gericht und ausdrüdlich erklärt werben. Ein außer: 
gerichtlicher Verzicht, jelbjt wenn er in einer öffentlichen Urkunde kon— 
ftatirt ift, hat Feine Wirkung. Der bei Gericht ausdrüdlih erklärte 
Verzicht kann nicht zurüdgenommen werben, | 

Dagegen kann der auf gerichtlihe Verfolgung geftellte Antrag 
von demjenigen, der ihn gejtellt hat, zurüdgenommen werden, jedoch 
nur innerhalb der auf die Antragftellung folgenden acht Tage, Cine 

fpätere Zurüdnahme it ohne Wirkung. Wie weit die gerichtliche Ber: 
folgung im Augenblide der Zurüdnahme bereit$ vorangejchritten iſt, 
ericheint hiebei gleichgiltig, da das Geſetz in diefer Beziehung nicht 
unterſcheidet. Selbjt ein inzwijchen erfolgte® werurtbeilendes Erkenntniß 
fteht der Zurüdnahme nicht im Wege. Dabei verficht es fich aber 
von felbjt, daß derjenige, welcher durch feinen Antrag eine gerichtliche 
Derfolgung veranlaft und feinen Antrag jpäter zurüdgenommen bat, 
die hiedurch verurfachten Koſten zu erfegen verpflichtet iſt. 

Iſt in einer Sache, in welder das Geſetz die gerichtliche Ver: 
folgung von der Stellung eines befondern Antrags abhängig macht, 
aus irgend einem Grunde eine DBorunterfuhung eingeleitet worden, 
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obne daß der erforderliche Antrag vorlag, oder ift der geftellte Antrag 
rechtzeitig zurüdgenommen worden und kann beshalb bie eingeleitete 
Beorunterfuhung nicht durchgeführt werben, fo muß das Verfahren in 
geheimer Situng in gewöhnlicher Weife eingeftellt werden. Iſt eine 
Unterfuchung noch nidyt eingeleitet, fo bat, wenn ein Antrag nicht 
geftellt oder der geftellte rechtzeitig zurüdgenommen wird, die Sache 
einfach auf fi zu beruhen. 


Art. 89. 


Sind im Falle des Art. 88 mehrere zur Antragftellung 
berechtigte Perfonen vorhanden, fo finden die Vorfchriften des ge- 
nannten Artikels nur dann Anwendung, wenn alle Berechtigten 
den Verzicht auf die eine oder andere dort bezeichnete Art zu 
erkennen gegeben haben. 

Doc ift beim Borhandenfein mehrerer Beſchädigter, welche 
fammtlich zur Antragftellung berechtigt find, der nur von einem 
oder einigen derfelben kundgegebene Verzicht für die Tilgung der 
Strafbarkeit infoweit von Einfluß, als die leere nad dem Werthe 
des Gegenflandes oder nad der Größe des angerichteten Schadens 
fih bemißt. Das Gleiche gilt, wenn von mehreren Befchädigten 
nicht alle zur Antragftellung berechtigt find und der Verzicht von 
dem SGerechligten, oder beim Vorhandenfein mehrerer Berechtigter 
von Diefen oder von einem oder einigen derfelben zu erkennen 
gegeben worden ifl. 

Wurde die firafbare Handlung von mehreren Perfonen ge- 
meinfchaftlich verübt oder find außer dem Thäter noch Cheilnehmer 
oder Begünfliger vorhanden, fo if der in Bezug auf eine diefer 
Perfonen erklärte Verzicht auch zu Gunften aller übrigen wirkfam. 


Diefer Artikel hat den Zwed, für diejenigen Fälle Beltimmungen 
zu treffen, in weldyen mehrere Antragsberechtigte oder mehrere Beſchä— 
digte oder mehrere Bejchuldigte (Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger) 
vorhanden find, und er thut dies in vollftändig erfchöpfender Weiſe. 

Sind mehrere Perſonen zur Stellung des Antrags berechtigt, fo 
muß die gerichtliche Verfolgung eingeleitet werden, wenn auch nur eine 
diefer Perfonen den Antrag hierauf ftellt, Der Umftand, daß eine 


oder die andere diefer Perfonen Teinen Antrag ftellt, ift jedoch dann, 
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wenn mehrere Beſchädigte vorhanden ſind und die Strafbarkeit ſich 
nach dem Werthe des Gegenſtandes oder nach der Größe des 
angerichteten Schadens bemißt, inſoferne von Einfluß, daß der dieſer 
Perſon zugefügte Schaden außer Berechnung bleibt. Gleiches iſt auch 
dann der Fall, wenn von mehreren Beſchädigten nur einer oder einige 
zur Antragſtellung berechtigt find und letztere oder einer oder der an— 
dere von ihnen die gerichtliche Verfolgung nicht beantragen. Aud in 
diefem Falle muß zwar gerichtliche Verfolgung eingeleitet werben, es 
bleibt jedoch, wenn die Strafbarkeit fih nad dem Werthe oder der 
Größe des Schadens bemißt, derjenige Schaden außer Berechnung, 
welcher auf jene Perfonen trifft, die feinen Antrag gejtellt haben. 
Praftiiche Bedeutung bat diefe Beftimmung bei dem Diebjtahle, ber 
Unterfchlagung und dem Betruge zum Nachtheile von Familiengliedern 
und den nah Art. 290 benfelben gleich zu achtenden Perfonen, ſowie 
in gewiffen Fällen bei der Eigenthbumsbefhäbigung. Beifpiele werden 
die Sache ganz Mar machen. Vier bei ihrem Vater lebende Geſchwi— 
fter befigen gemeinfhaftlid einen Gegenftand, der dreißig Gulden werth 
ift. Einer von ihnen, der übrigens das fechzehnte Lebensjahr über: 
ſchritten bat, ftiehlt diefen Gegenftand. Der Vater und zwei Geſchwi— 
fter beantragen die gerichtliche Verfolgung nicht, wohl aber ftellt der 
vierte einen folhen Antrag. In diefem Falle muß zwar gerichtliche 
Verfolgung eingeleitet werben, allein die Handlung erfcheint, voraus: 
gejeßt, daß andere Gründe höherer Strafbarkeit, wie Nüdfall, Ein: 
brud) u. dgl., nicht vorliegen, nur als eine nad Art. 283 ftrafbare 
Uebertretung, weil nur der in fieben Gulden dreißig Kreuzern bes’ 
ftehende Antheil des Antragftellers an dem geftohlenen Gegenftande bei 
Beitimmung ber Strafbarkeit in Betracht kommt, während die Hand— 
lung, wenn nod ein anderer Befchädigter oder beide oder ber Vater 
den Antrag auf gerichtliche Verfolgung geftellt hätten, ein nah Art. 
282 Ziff. 1 zu beftrafendes Vergehen gewejen wäre, da es ſich dann 
um einen Werth des Geftohlenen von fünfzehn Gulden, beziehungsweife 
zwei und zwanzig Gulden dreißig Kreuzern gehandelt hätte. Aehnlich 
verhält es fih, wenn 3. DB. eine mit einem Verwandten in berfelben 
Familiengemeinfhaft Tebende Perſon Gegenftände im Werthe von 
zwanzig Gulden ftiehlt, welche zur Hälfte ihrem Verwandten, zur ans 
dern Hälfte einem Dritten gehören. In diefem Falle muß unter allen 
Umftänden gerichtliche Verfolgung ftattfinden, weil diefelbe infoweit, als 
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ber Diebitahl zum Nachtheile des Dritten verübt wurde, von ber 
Stellung eines befondern Antrags nicht abhängig gemacht ift. Bon 
weſentlichem Ginfluffe bleibt aber dennoch, ob der Verwandte die gericht: 
lihe Verfolgung beantragt. Thut er es, jo ift die Handlung, da es 
fih um einen Werth von zwanzig Gulden handelt, Vergehen, thut er 
ed nicht, jo iſt diefelbe, da es fih nur um einen Werth von zehn 
Gulden handelt, Uebertretung. 

Bei Handlungen, bei denen der Werth des Gegenftandes, bezie: 
bungsmweife die Größe des Schadens feinen Einfluß auf die Straf: 
barkeit bat, find natürlih auch dieſe Verhältniffe ohne Einfluß. Bei 
ihnen trifft ben Beſchuldigten die volle Strafe, fobald überhaupt eine 
gerichtliche Verfolgung eingeleitet werben muß. 

Am Schluffe des erjten Abjages wurde die weite Faffung „den 
Verzicht auf die eine oder andere dort bezeichnete Art zu erkennen 
gegeben haben“ um deswillen gewählt, weil bamit jomohl ber Fall des 
ausdrüdlich bei Gericht erflärten Verzichts, als auch der weitere Fall, 
dat innerhalb der in Art. 88 feftgefegten Friſt ein Antrag nicht 
gejtellt wurde, bezeichnet werden ſollte. Ganz in berfelben Weife ift 
übrigens auch Abſ. 3 aufzufaffen, vbgleih bier nur vom erklärten 
Berzicyte die Rede ift. In Beziehung auf die Beftimmung des Abf. 3 
fagen nämlich die Motive zum frühern Entwurfe, das Prinzip der Ges 
rechtigfeit fordere, wenn mehrere Perfonen an einem Verbrechen Theil 
genommen haben, daß der in Bezug auf eine berfelben erklärte Vers 
ziht auch zu Öunften aller übrigen wirkſam fei, denn durch eine gegen: 
tbeilige gejetliche Beltimmung würde das Recht der in Rede ftehenben 
Antragftellung den Charakter einer Willtürgewalt annehmen, die Ge: 
richte würden häufig in die Rage gefeßt fein, auf eine das Sadver: 
hältnig nicht Mar barftellende, weil nur gegen einzelne Mitſchuldige 
gerichtete Unterfuhung ihr Urtheil zu bauen und es würden endlich 
durh das nicht felten ſich wieberholende Scaufpiel von Gtrafvers 
bandlungen, welche den Hauptverbreder unberührt Taffen, dagegen den 
minder fchuldigen Theilnehmer allein zur Verantwortung ziehen, bie 
Recytsbegriffe des Volls nothwendig verwirrt werben. Dieſe Erwä— 
gungen paflen ganz gleichmäßig auf den Fall, daß innerhalb der durch 
Art. 88 feftgefegten Frift ein Antrag auf gerichtliche Verfolgung nicht 
geftellt und in folder Weife der Verzicht zu erkennen gegeben, wie auf 
den andern, daß der Verzicht ausdrüdlic erklärt wird. Ebenſo paffen 
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fie gleichmäßig auf die Begünftiger, wie auf die wirklichen Theilnchmer, 
weshalb, um jedem Zweifel in diefer Beziehung vorzubeugen, aud die 
Begünftiger ausdrüdlich im Geſetze angeführt wurden. Derjenige, 
dem das Geſetz das Recht der Antragitelung einräumt, Tann alfe, 
wenn mehrere Perfonen ald Thäter, Theilnehmer oder Begünftiger an 
der That beteiligt find, nicht unterfcheiden, er kann nicht bei dem 
Einen die gerichtliche Berfolgung beantragen und bei dem Andern auf 
diefelbe verzichten, er muß diefelbe, wenn er fie überhaupt will, gegen 
Alle beantragen. Verzichtet er auf diefelbe auch nur bei einem ber: 
jelben, beziehungsmweife unterläßt er, was, mie gezeigt, das Nämliche 
ift, den Antrag auch nur gegen einen bderfelben, fo ift der in folder 
Weiſe fundgegebene Verzicht auch zu Gunften aller übrigen wirkſam. 
Es ift dies felbft dann ber Fall, wenn er ſogleich mit feinem Verzichte 
zu Gunften des Einen ben Antrag auf gerichtlihe Verfolgung bed 
Andern verbunden bat. Diefer Antrag ift unwirffam und es kommt 
nad) der ausdrüdlichen Beftimmung des Abſ. 3 trotz desfelben der in 
Beziehung auf jenen erffärte Verzicht aud) diefem zu ftatten. 

Dabei ift aber wohl zu beachten, daß unfer Strafgefeßbud die 
Hehlerei nicht als Theilnahme an denjenigen ftrafbaren Handlungen, 
auf welche fie fic bezieht, ſondern als ſelbſtändig ftrafbares Delikt 
betrachtet und daß bei ihr das Geſetz die gerichtliche Verfolgung nie: 
mals von der Stellung eines befondern Antrags abhängig madt. Der 
Verzicht auf gerichtliche Verfolgung eines Diebftahls der in Art. 290 
bezeichneten Art oder eines derartigen Betrugd oder einer derartigen 
Unterſchlagung fchließt alfo die gerichtliche Verfolgung desjenigen, der 
fi) in Beziehung auf eine foldye Handlung der Hehlerei fchuldig ge: 
macht hat, nicht aus und es kann ſelbſt derjenige, von beifen Antrag 
bie gerichtlihe Verfolgung einer folhen Handlung abhängig gemacht 
ift, die gerichtliche Verfolgung des Hehlers in keinerlei Weiſe 
hindern ). 


) Man vgl. über Art, 88 u. 89 Verb. db. K. d. Abg. von 18 
Beil. Bd. I ©. 147, Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, 2b. I 
S. 59 1.240— 242; Verb. des Gefepg.Nusich. d. K. d. Reicher, von 1856—1858, 
Beil. S. 170 u. 171 u. Prot. ©. 324—330; Verb. d. K. d. Abg. von 18%, 
Beil.Bd. U ©. 55, 140 u. 141, 
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Art. 90. 


Wer wegen einer ihm zur faft gelegten Ehatfache rechts- 
kräftig verurtheilt oder freigefprochen worden ifl, kann wegen der- 
felben Thatſache nicht nochmals vor Gericht. geftellt und befiraft 
werden, vorbehaltlich der im Art. 13 enthaltenen Beflimmungen. 


Diefer Artikel fpriht den bekannten Rechtsgrundſatz: „ne bis 
in idem“ in bejtimmter Weife aus. Diefer Grundſatz ift zwar all: 
gemein anerkannt, bat aber troßdem in der Anwendung fdhon vielfach 
zu großen Meinungsverfchiedenheiten BVeranlaffung gegeben. Hierin 
lag der Grund, warum ber Öefebgebungsausfhuß der Kammer ber 
Abgeordneten einen großen Werth darauf legte, daß diefer Artikel eine 
ben Sinn jenes Grundfages möglichſt bejtimmt ausdrüdende Faſſung 
erhalte. Insbeſondere wollte man auch möglichjt verhindern, daß der: 
jenige, welcher wegen einer That vor Gericht gejtellt und rechtskräftig 
freigefprochen worden ift, wegen berfelben That unter Aenderung ihrer 
rechtlichen Qualifikation, etwa mit Weglaffung eines oder des andern 
Momentes oder in ähnlicher Weife, nochmals folle verfolgt werben 
föhnen. Man wählte deshalb den Ausdrud „Thatſache“, um damit 
auszudrücken, daß eine erfolgte Verurtheilung oder Freifprehung eine 
nohmalige Borgerichtftellung und Beftrafung dann ausſchließt, wenn 
die frühere und die jegige Verfolgung ſich auf die nämliche Thatſache 
ftügen, wobei es ganz gleichgiltig ift, wie die in diefer Thatſache ges 
fundene ftrafbare Handlung das erftes und das zweitemal rechtlich qua— 
Hfizirt, welche Abfiht dem Thäter unterftellt wurde u. f. w. Wurde 
z. B. Jemand unter der Anklage, den Tod eines Andern dadurch, daß 
er ihm, in der Abficht ihn zu tödten, einen Schlag mit einem Prügel 
auf den Kopf verfebte, rechtswidrig verurfacht zu haben, wegen Todt— 
ihlags vor Gericht gejtellt und freigefprodhen, fo kann er wegen ber 
diefer Anklage zu Grund gelegenen Thatſache, Schlag auf den Kopf 
des Verftorbenen, nicht nochmals, etwa unter Weglaffung der Abficht 
zu tödten wegen Körperverlegung mit nachgefolgtem Tode, oder unter 
Aufgabe der Behatiptung, daß der Tod durch diefen Schlag verurſacht 
worden fei, wegen gewöhnlicher Körperverlegung, oder in ähnlicher 
Weife gerichtlich verfolgt und beftraft werben. 

Das Geſetz verlangt rechtsfräftige Verurtheilung oder Freifpres 
hung. Iſt nur das Verfahren eingeftellt worden, fo fteht natürlich 
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die Beſtimmung des Art. 90 der Wiederaufgreifung der Unterſuchung 
nicht im Wege, ſondern es kann dieſelbe jeden Augenblick erfolgen, 
wenn die in den Prozeßgeſetzen hiefür verlangten Vorausſetzungen vor: 
liegen. 

Bezüglich des am Schluffe wegen der Beftimmungen des Art. 13 
gemachten Vorbehaltes kann ich einfach auf dieſen Artifel und die da— 
zu gemachten Bemerkungen verweifen N). 


Art. 91. 


Mit dem Tode desjenigen, welcher ſich einer firafbaren 
Handlung fchuldig gemacht hat, erlifcht deſſen Strafbarkeit; doc 
werden Geloftrafen, Aonfiskationen und Unterſuchungskoſten, auf 
welche bereis bei feinen Febzeiten rechtskräftig erkannt worden if, 
an feinem Machlaffe oder gegen feine Erben vollftreckt. 


Diefer Artikel kann Feine Schwierigkeit maden. Mit dem Tode 
erlifcht jede Strafbarkeit, und zwar ift es hiebei ganz gleichgiltig, mit 
welcher Strafe die Handlung gefeßlih bedroht iſt. Mit dem Tode 
besjenigen, der ſich einer ftrafbaren Handlung fchuldig gemacht bat, 
hört, und zwar aud in dem Falle, daß die Handlung nur mit Gelb: 
ftrafe bedroht ift, und ſelbſt bezüglid der etwa angedrohten Konfisfation 
und ber Unterfuchungstoften, und ohne Rückſicht darauf, in welchem 
Stadium ſich das Verfahren befindet, die ftrafrechtlide Verfolgung 
bezüglich des Verſtorbenen auf, Nur jene Geldftrafen, Konfiskfationen 
und Unterfucdungstoften, auf welche bereits bei feinen Lebzeiten rechte: 
fräftig erkannt worden ilt, erjcheinen als Schuld feines Nachlafies 
und werben am biefem beziehungsweife gegen feine Erben, foweit biefe 
nach eivilrechtlichen Grundſätzen für die Schuld haften, vollſtreckt. War 
bei Lebzeiten des Beſchuldigten eine Berurtheilung zu Geldſtrafe oder 
zu Unterfuhungskoften erfolgt, oder eine Konfisfation ausgefprochen 
worden, iſt aber der Derurtheilte vor Gintritt der Rechtskraft des 


) Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von SB, Bd. I ©. 242 
— 244; Verb. des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Reiser. von 1856 — 1858, 
Beil. ©. 172 u. 173 u. Prot. ©. 331—334; Verb. d. K. d. Abg. von 18°%, 
Beil.Bd. II ©. 141 u. Beil.Bb. II ©. 16, 89 u.90; Verb. d. Geſetzg. Ausſch. b. 
K. db. Reichsr. von 18%, Beil. Bd. ©. 40 u. 63—65 u. Prot. Bd. I ©. 60 
—65 u. S. M—97, 
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Urtheils, alfo nachdem er ein Rechtsmittel gegen basfelbe ergriffen und 
bevor über dasſelbe entſchieden worden, oder felbjt ohne daß er ein 
Rechtsmittel ergriffen, jedoch vor Ablauf der zur Einlegung eines fol: 
hen gejtatteten Friſt, geftorben, fo ift durch feinen Tod die ganze Ver: 
urtbeilung von felbjt weggefallen. Eines Urtheils, das dies ausfpridt, 
bedarf es nit. Es genügt, daß der erfolgte Tod zu ben Akten fon: 
ftatirt wird. 

Iſt die Unterfuhung gegen mehrere Perſonen gerichtet, jo wird 
fie natürlich) gegen die übrigen fortgefekt. 

Die Frage der dem durch die Handlung Beſchädigten gebührenden 
Entſchädigung iſt civilrechtliher Natur und an ihr wird mithin durch 
den Tod des Entſchädigungspflichtigen nichts geändert. Die Entſchä— 
digungspflicht erfcheint vielmehr ald eine Schuld des Nadylaffes und 
kann in berjelben Weife wie jede andere Schuld an dem Nadlafje be: 
ziehungsweije gegen die Erben geltend gemaht werden. Nur muß 
dies natürlich jegt unbedingt vor dem Civilgerichte, und zwar felbft 
dann gefchehen, wenn die Entfhädigungsforderung bereitd bei Lebzeiten 
des Pflichtigen vor dem Strafgerichte geltend gemadyt wurde, ba mit 
dem Tode des Beichuldigten die Zuftindigfeit des Strafgerichts nad 
jeder Richtung erlofhen iſt ). 


Art. 92. 


Die gerichtliche Verfolgung wegen einer firafbaren Handlung, 
fowie der Vollzug einer rechtskräftig erkannten Strafe wird, vor- 
behaltlich der in befonderen Gefegen enthaltenen Borfchriften, durch 
die nach Maßgabe der folgenden Beflimmungen eingetretene Wer- 
Jährung ausgeſchloſſen. 

Unfer Strafgefeßbuch fließt ſowohl die gerichtliche Verfolgung, 
als auch, wenigſtens in der Regel, den Bollzug rechtskräftig erfannter 
Strafen wegen eingetretener Verjährung aus, Von ber Verjährung 
der gerichtlichen Verfolgung handeln die Art. 93—96, von ber Ber: 
jährung der rechtskräftig erkannten Strafen die Art. 97—100, 


*) Berh. der K. ber Abg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 93, 147 u. 148; 
Verh. des Geſetzgeb.Ausſch. der K. d. Abg. von 418%, Bd. 1 ©. 58, 
244 u. 245; Verb. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Reichsr. von 185658, Beil. 
©. 173 u. 174 u. Prot, ©. 334—336, Verh. d. K. db. Abg. von 18'%,, Beil: 
8b. I S.141 u. Beil. Bd. II ©. 16. 
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Art. 93. 


Vorbehaltlich der in Art. 94 enthaltenen Geflimmungen tritt 

die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung ein: 

1) in zwanzig Iahren bei Verbrechen, welche entweder unbe- 
dingt oder doch im höchſten Strafmaße mit Todes- oder 
lebenslänglicher Buchthausfirafe bedroht find; 

2) in fünf Iahren bei den übrigen Verbrechen; 

3) im zwei Iahren bei Vergehen; 

4) in fechs Monaten bei Mebertretungen. 


Art. 94. 


Bildet ein Preßerzeugniß den Gegenfland der gerichtlichen 
Verfolgung, fo tritt die Verjährung der leteren bei Vergehen in 
fehs Monaten, bei Hebertretungen in drei Monaten ein. 


Art. 95. 


Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung beginnt von dem 
Tage der begangenen Chat und bei forigefeßten firafbaren Hand- 
lungen von dem Tage der lebten SFortfehungshandlung. If der 
Gegenftand der gerichtlichen Verfolgung ein Preferzeugniß, welches 
der Beflimmung des Art. 44 Abf. 1 des Gefehes zum Schuge gegen 
den Mißbrauch der Preffe vom 17. März 1850 unterliegt, fo be- 
ginnt die Verjährung von dem Gage der dort vorgeſchriebenen 
Hinterlegung. Der Tag des Beginnes der Verjährung Wird in die 
Verjährungsfrift nicht mit eingerechnet. 

Die Verjährung ift vollendet mit Ablauf des lebten Tages 
der geſetzlich beflimmten Friſt. 


Art. 96. 


Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung wird unter- 

broden: 

1) durdy jedes Verbrechen oder vorfäßliche Vergehen, deſſen 
ſich der Chäter vor Ablauf der Berjährungszeit fchuldig 
macht; 

2) durd jede die Unterfuchung der Chat oder die Verfolgung 
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oder Aburtheilung des Chäters bezwechende Handlung des 
Richters oder des Staatsanwaltes. 
Fit jeder Unterbrechung beginnt eine neue Verjährung. 


Art. 93 fest für die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung 
je nach der Schwere der Handlung verfchiedene Friften fefl. Daß 
biebei nicht die Qualifikation der Handlung in der Unterſuchung oder 
bei der Verweifung, fondern nur die enblidhe Feſtſtellung durch ben 
Richter der That maßgebend ift, veritebt fih von ſelbſt. Es kann 
deshalb leicht vorkommen, daß die Nichtannahme eines Umftandes, der 
von Einfluß auf die Qualififation der Handlung ift, die vollftändige 
Freifprehung des Angefhuldigten wegen eingetretener Verjährung zur 
Folge bat. Haben 3. B. die Gefchwornen in einem falle, wo Jemand 
unter der Befchuldigung, vier Jahre vor Einleitung der Unterfuchung 
einen Andern um 1200 Gulden betrogen zu haben, wegen Verbrechens 
des Betrugs vor das Schwurgericht verwiefen wurde, den Angellagten 
zwar ber That im Allgemeinen, jedoch mit ber Modififation für ſchul— 
dig erflärt, daß die Summe, um welche er ben Anbern betrogen bat, 
nicht in 1200, fondern nur in 800 Gulden beftanden habe, fo muß 
der Angeflagte, vorausgefegt, daß Fein Umftand, wegen deffen bie 
Handlung auch bei diefer geringeren Summe als Verbrechen erfcheint, 
und auch Feine Unterbrehung der Verjährung Fonftatirt ift, freigefpro: 
chen werben, da die Handlung nunmehr nah Art. 315 Ziff. 2 nur 
Vergeben und mithin, dba von ihrer Begehung bis zur inleitung ber 
Unterfuchung mehr als zwei Jahre verftrichen find, nach Art. 93 Ziff. 3 
verjährt ift. 


Nicht ſo einfach erfcheint die Sache dann, wenn die auf die That 
geſetzte ordentliche Strafe wegen mildernder Umſtände oder aus ähnlichen 
Urſachen in der Art herabgefegt werben kann oder muß, daß fi in 
Folge deflen nad Art. 2 des Strafgefegbuhs die Natur ber Handlung 
ändert, inben es ſich fragt, ob in einem ſolchen Falle diejenige Strafe, 
mit welder die That regelmäßig bebroht ift, oder jene, auf welche im 
konkreten Falle erkannt wird, bezüglich der zur Verjährung ber gericht: 
lihen Verfolgung erforderlichen Zeit entfcheidend ift. Insbefondere ift 
die Frage in dem Falle fchwierig, daß es nach Feitftellung der Schuld 
dur ben Richter der That in das Ermefjen des Gerichts geftellt ift, 
auf eine Verbrechens- oder Vergehensftrafe zu erkennen, Man benfe 
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fih 3. B. den Fall, daß die Gefhwornen einen wegen Theilnahme an 
einem Verbrechen bes Diebftahls vor fie verwiefenen Angeklagten für 
ſchuldig erklärt haben. In diefem Falle kann der Schwurgerichtshof 
auf Zuchthausſtrafe erkennen und die Handlung ijt Verbrechen, er kann 
aber aud in Anwendung bes Art. 55 Abf. 1 Ziff. 2 auf Gefängniß—⸗ 
ftrafe berabgehen und die Handlung erfcheint, wenn er dies thut, nad 
Art. 2 al8 Vergehen. Richtet fih nun in einem folden Falle bie 
Verjährungsfriſt nah Ziff. 2 oder nah Ziff. 3 des Art. 93? Die 
Verhandlungen liefern die zur Beantwortung biejer Frage nöthigen 
Anhaltspunkte nicht, da die bei benjelben vorgefommenen Acußerungen 
einerjeitS bie Frage nicht erfchöpfen und anberfeitS, wenigitens zum 
Theile, von Borausfegungen ausgehen, welche nad, ber Art und Weife, 
wie mande bier einfchlagenden Beftimmungen bes Strafgeſetzbuchs zu— 
legt getroffen wurden, nicht mehr richtig find. In Tester Beziehung 
ift namentlich darauf aufmerffam zu machen, daß nicht nur nad bem 
frühern Entwurfe, fondern aud noch nad) dem Entwurfe von 1860 
und ben anfänglichen Bejchlüffen der Geſetzgebungsausſchüſſe der Ber: 
fud eines DVerbredyens und die Theilnahme an einem folden auch im 
Valle des Herabgehens unter das im Allgemeinen durd das Gejek 
bejtimmte niebrigfte Maß der Zuchthausſtrafe die Natur cines Ber: 
brechens behalten follte, indem in diefen Fällen die Zumeſſung der 
Zuchthausſtrafe auch unter fünf Jahren, dem im Entwurfe angenom: 
menen niedrigften Maße diefer Strafe, ausnahmsweife zuläflig fein 
ſollte. 

Auch in andern Ländern hat dieſe Frage zu Kontroverſen Ver— 
anlaſſung gegeben. So beſtehen z. B. in Frankreich, obgleich der 
Code penal daſelbſt ſchon über ein halbes Jahrhundert in Geltung iſt, 
über diefen Punkt immer noch verfhiedene Meinungen. Man ift 
zwar daſelbſt, wie dies auch nicht wohl anders möglich ift, darüber 
einig, daß fich die zur Verjährung der gerichtlichen Verfolgung nöthige 
Zeit nicht nach der der Handlung in ber Unterfuchung ober bei ber 
Berweifung gegebenen, fondern nad) berjenigen Qualififation bemißt, 
welche der endlidyen Feitftellung durch den Richter der That entfpricht'). 
Auch darüber ift man im Frankreich einig, daß die Annahme mildernder 


9) Arröts de la cour de cassation vom 30. Jänner 1818 u. 2. Sep: 
tember 1831 und ber cour von Limoges vom 24. Febr. 1839. 
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Umftände nur die Wirkung hat, die Strafe zu mildern, baß aber ba- 
durch die Natur bes Verbrechens nicht geändert wird und daß beshalb 
die Annahme mildernder Umftände feinen Einfluß auf die Berjährungs: 
frift übt, daß mithin, wenn auch wegen eines Verbrechens in Folge 
ber Annahme mildernder Umftände nur eine Bergehensftrafe auszu: 
ſprechen iftj die Handlung trotzdem als verjährt nur dann betrachtet 
werden Farm, wenn bie zur Berjährung ber Verbrechen erforberlidhe 
Zeit abgelaufen iſt ). Verſchiedene Anficht befteht aber darüber, weldye 
Verjährungefriſt dann Plab greift, wenn eine burd das Geſetz im 
Allgemeinen als Verbrechen qualifizirte Handlung, 3. B. Tebtfchlag 
ober Verbrechen der Körperverletzung, durch bie Geſchwornen für ent 
ſchuldbhar (wegen Reizes) erflärt wird und in Folge befien auf eine 
bloße Bergebenisftrafe zu erkennen ift. Der Kaffationshof bat durch 
Urtheil vom 17. Jänner 1833 entſchieden, es greife auch in biefem 
Falle die für: Verjährung von Verbreden verlangte Frift Plab, wäh: 
rend Chauveau und Helie ?) die Anſicht vertreten, eine ſolche Hand» 
lung ſei, weil: das Geſetz fie nur mit einer Bergebensitrafe belegt, 
Vergehen’ und es mühten deshalb auch bezüglich der Verjährung bie 
für- Vergehen geltenden Bejtimmungen auf fie angewendet werben, 
Endlich hat der franzöfiihe Kaflationshof entſchieden, ein durdy eine 
Perſon, welche zur Zeit der Ihat das fechzehnte Lebensjahr noch nicht 
zurückgelegt hatte; begangenes Verbrechen falle, da das Geſetz es nur 
mit Vergehensſtrafe bedrobe, notbwendig in bie Klaffe ber Vergeben 
und werjähre deshalb in der für Vergehen feitgefekten Zeit?). Man- 
ziun Act!rpubl. B. II Nr. 296) greift diefe Entfcheidung als unrich— 
fig’ an weil das Geſetz dadurch, daß es in diefem Falle der auf bie 
Handlung gefeiten Verbrechens⸗ eine Dergebensftrafe zu ſubſtituiren 
geſtatte der Handlung ihren Charakter als Verbrechen nicht genommen 
babe Im letztern Sinne bat denn auch feitdem ber Appellationd: 
gerichtshof von Angers durch Urtheil vom 3. Dezember 1849 ent: 
ſchiden "Die Berfaffer bes Repertoire gendral fliegen ſich in beiden 
Fällen der’ Unficht des Kaffationshofes an). 


) Arröäts de la cour de cass. vom 18. April 1834 u. 30, Mai 1839 
und ber cour von Limoges vom 23. Febr. 1839, 

») Theorie du Code penal T. I pag. 138. 

2) Arröts vom 9. Febr. 1832 u. 22. Mai 1841. 

*) Prescription criminelle Nr. 138 u. 141. 


268 Strafgefeß, Artikel 93-96, 


Wie fih aus Vorftehendem ergibt, erachtet man in Frankreich 
die für Verbrechen vorgefchriebene Verjährungsfrift auf Handlungen, 
welche blos mit Vergehensjtrafen belegt werben, nur um deswillen für 
anwendbar, weil man annimmt, bie vom Geſetze im Allgemeinen als 
Verbrechen qualifizirten Handlungen behielten biefe Eigenfhaft auch 
dann bei, wenn wegen berjelben aus einem der angegebenen Gründe 
auf eine bloße Vergehensftrafe zu erkennen fei und man kommt bort 
beshalb bezüglich der Platz greifenden VBerjährungsfriit in den einzelnen 
Fällen zu einem verfhiedenen Refultate, je nachdem man in benfelben 
eine Aenderung der Natur ber Handlung annimmt ober nicht. Bei 
uns kann nun in lesterer Beziehung kein Zweifel bejtehen, indem, ab: 
gefehen von der Beitimmung des Art. 79, nad welcher die von Ber: 
fonen, die zur Zeit der That das fechzehnte Lebensjahr noch nicht 
zurüdgelegt haben, verübten Verbrechen auch ſchon hinſichtlich des 
Verfahrens als Vergehen zu betrachten find, Art. 2 unfres Straf: 
geſetzbuchs ganz unbedingt und ausnahmslos ausfpricht, dag überall 
da, wo das Geſetz ftatt der angebrohten Verbrechens: eine Vergebene: 
ftrafe, ober ftatt der angedrohten Vergehens- eine Uebertretungsſtrafe 
aus nahmsweiſe auszufprechen gejtattet, die alfo beſtrafte Handlung mit 
dem Urtheile und zwar im erſten Falle die Natur eines Vergebene, im 
zweiten bie einer Uebertretung annimmt. Wir fommen deshalb ſchon 
nad den in Frankfeid, angenommenen Grundſätzen zu dem Refultate, 
daß bei den im Gefege im Allgemeinen als Verbrechen beziehungsweife 
Vergehen qualifizirten Handlungen dann, mern wegen berfelben aus 
irgend einem Grunde nur auf eine Vergehens- beziehungsweije Ueber: 
tretungsitrafe zu erkennen ift, audy bie Frage der Verjährung nach den 
für Vergehen beziehungsweife UWebertretungen geltenden Beftimmungen 
beurtheilt werben muß. 8 gilt dies nicht blos im denjenigen Fällen, 
in weldyen, wie 3. B. Art. 77 Abſ. 1 Ziff. 4, oder im erften Falle 
bes Abſ. 2 des Art. 235, auf eine der Gattung nad niedrigere 
Strafe herabgegangen werden muß, fondern aud dann, wenn das 
Geſetz es lediglich dem Ermeſſen des Gerichts überläßt, ob es auf eine 
der Gattung nach niedrigere Strafe herabgehen will, da Art. 2 Keine 
Unterfcheidung macht, die Natur der Handlung fich alfo im legten Falle 
ebenfo, wie im erjten, durch das Herabgehen auf eine geringere Straf— 
art ändert. Das Gericht muß deshalb vorkommenden Falles prüfen, 
ob nad den Umſtänden ein KHerabgehen auf eine geringere Strafe 
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gerechtfertigt erfcheint. Glaubt es, diefe Frage bejahen zu müffen, fo 
bat es dies auszufprehen und ſodann bei Entjcheibung ber Frage ber 
Verjährung die aus diefem Ausſpruche fid) ergebende Natur der ftraf: 
baren Handlung zu Grund zu legen. ft alfo 3. B. Jemand bes 
Verſuchs eines mit 4 bis 8 Jahren Zuchthausſtrafe bedrohten Verbres 
chens für schuldig erklärt worden, fo bat das Geriht vor Allen zu 
prüfen, welche Strafe im Tonfreten Falle nah den Umftänden und ber 
Perſonlichleit des: Angeklagten angemeflen erſcheint. Erachtet es eime 
Zuchthausſtrafe Für angemeflen, fo tft die Frage der Verjährung, da es 
fi um sein Verbrechen handelt, nah Ziff. 2 des Art. 93, erachtet es 
aber eine. Gefängnißftrafe für angemeſſen, fo tft diefelbe, da die Hand: 
lung in diefem Falle die Natur eines Vergebens annimmt, nad) Ziff. 3 
des Art 93: zu enticheiden. Die weitere Folge hievon iſt matürlid 
bie, daß im letztern Falle, wenn die gerichtliche Verfolgung nad) Art. 93 
Ziff. 8 verjährt ift, überhaupt gar Feine Strafe ausgefprocdhen werben 
kann ſondern Freiſprechung wegen eingetretener Verjährung erfolgen 
müuß ſo daß: die dent Gerichte eingeräumte Befugniß, die Strafe herab» 
zuſetzen, unter: Umſtänden fich zur Beſugniß, ben Angeklagten troßdem, 
daß er von ben Geſchwornen eines noch nicht verjährten: Verbrechens 
für ſchuldig erklärt iſt, freizuſprechen, erweitert. Es iſt nicht zu vers 
kennen daß die den Gerichten damit eingeräumte Befugniß ſehr weit 
gebt. Allein fie iſt eine nothwendige Conſequenz des Syſtems, welches 
ben Gerichten die Befugniß, ſtatt einer vom Geſetze angedrohten Ber 
brechens⸗ auf eine Vergehensſtrafe zu erkennen, mit der Wirkung ein« 
rãumt, daß damit die vom Geſetze als Verbrechen qualifizirte Handlung 
die Natur eines bloßen Vergehens annimmt. 

Für die Richtigkeit der vorentwickelten Anſicht ſprechen übrigens 
nech folgende‘ Gründe. Vor Allem liegt ein ſolcher in dem jede 
Unterſcheidung ausfchliegenden Wortlaute der Ziff. 3 u. A des Art, 93. 
Nah demjelben Tann ein Gericht, indem es einen Angefchuldigten zu 
einer Vergehens⸗, beziehungsweiie Uebertretungsitrafe, alfo nah Art. 2 
wegen eines Vergehens beziehungsweiſe einer Uebertretung verurtheilt, 
die Behauptung: des Angefchuldigten, bie ihm zu Laft liegende Hand: 
lung fer verjährt, unmöglich als ungegründet aus dem Grunde zurüd: 
weifem weil es ſich nicht um ein Vergehen beziehungsweiſe eine Ueber: 
tretung ſondern um ein Verbrechen beziebungsmweife Vergehen handle, 
Das Gericht würde ja, wenn es Lebteres behaupten wollte, mit feinem 


270 Strafgefep, Artitel 93—%. 


eigenen Urtheile in einen unlösbaren Widerſpruch gerathen. Die näm: 
liche Handlung kann nicht zugleid; Verbrechen und Vergeben fein; in 
dem Augenblide, wo wegen einer im Allgemeinen als Verbrechen qua: 
lifigirten Handlung auf eine Vergehensftrafe erfannt wird, nimmt bie 
Handlung, und zwar überhaupt, nicht blos in einzelnen, fondern in 
allen Beziehungen, die Natur eines Vergehens an. Ein weiterer für 
die vorentwidelte Anficht ſprechender Grund liegt darin, daß nad) einem 
im Strafrehte allgemein anerkannten Grundſatze im Zweifel immer 
der dem Angejchuldigten günftigeren Anſicht zu folgen iſt. Beſtünde 
alſo felbit ein Zweifel, fo müßte immerhin der worentwidelten Anficht 
ald der dem Angellagten günjtigiten vor jeder andern der Vorzug ein 
geräumt werben. 

Bisher wurde immer nur von der Unterfcheidung zwifchen Ber: 
brechen, Vergeben und Vebertretungen geſprochen. Art. 93 unterjcei: 
bet aber in Ziff. 1 und 2 aud nod weiter zwifchen den höher und 
zwifchen den geringer ftrafbaren Verbrechen. Diefe Unterfcheidung kann 
jebod feine Schwierigkeit machen, ba für fie lediglich das angebrohte 
Strafmarimum entſcheidet. In Beziehung auf fie ift demnach die dem 
Gerichte eingeräumte Befugniß, die orbentlihe Strafe herabzuſetzen, 
ohne Einfluß. Beftimmt aber das Gefeß für ein Verbrechen unter 
gewiffen Vorausfegungen eine au im Marimum geringere Strafe, jo 
daß das Gericht, wenn das Borhandenfein dieſer Vorausfegungen feft: 
geftellt ift, über diefe geringere Strafe nicht hinaufgeben kann, fo er: 
fheint natürlich diefe geringere Strafe aud im Sinne des Art. 93 
als diejenige, mit welcher die betreffende Handlung bebroht if. Wird 
3. B. Jemand des Todtfchlags an einem Afcendenten für. fchuldig er: 
Märt, dabei aber ausgefprocdhen, daß er auf die in Art. 229 Abſ. 2 
angegebene Weife gereizt und baburd zur That hingeriffen worben fei, 
fo ift die durch dieſe Erflärung fefigeftellte ftrafbare Handlung nur 
mit Zuchthaus von 8 bis zu 16 Jahren bedroht und bezüglich ber 
Verjährung diefer Handlung ift deshalb nicht Ziff. 1, fondern Ziff. 2 
bes Art. 93 maßgebend. 

In Beziehung auf Art. 95 werden einige wenige Bemerkungen 
genügen. Hat der Thäter zur Verübung einer ftrafbaren That nicht 
blos eine einzelne Handlung, fondern eine Mehrheit von Handlungen, 
und zwar gu verfchiedener Zeit, vorgenommen, fo beginnt natürlich der 
Lauf der Berjährung vom Tage der legten durch ihn vorgenommenen 
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Handlung. Hiebei fommen aber ſolche Handlungen, welde nad Ber 
übung der jtrafbaren That lediglid zum Zwecke ber Berheimlichung 
derjelben vorgenommen wurden, nicht in Betracht, da fie nicht mehr 
zur Verübung der ja bereits vollendeten That vorgenommen - wurben, 
aljo-nichtamehe als Theile der begangenen That erfcheinen. — Nach 
Art. 44 Abf.-1 des Gefepes zum Schuge gegen den Mißbrauch der 
Prefie nem 17. März 1850 müfjen von jedem einzelnen Blatte, Stüde 
oder Heite einer im Königreiche herauskommenden Zeitung, febald bie 
Austheilung und Verſendung beginnt, durch den Verleger zwei mit ber 
eigenhänbigen -Unterfchrift des verantwortlichen Redalteurs verjehene 
Greniplare bei, der Diftriftspolizeibehörde des Orts, am. weldem bie 
Zeitung  auögegeben wird, mit beigefügter Bemerkung des Tags, an 
welchem dies geichieht, hinterlegt werden. Sollte der Tag der Hinter: 
legung ‚hiebei unrichtig angegeben fein, jo bat dies bie Dijtriftspolizei- 
behörde auf dem betreffenden Gremplare jofort zu bemerken und bie 
Berjährung beginnt natürlih von dem Tage, an welchem die Hinter: 
legung wirklich jtattgefunden bat, nicht von demjenigen, der auf ber 
Zeitung: irrig bemerkt ift. Bei ſonſtigen Preßerzeugniſſen beginnt bie 
Verjährung vom Tage der Veröffentlihung an, da mit diejer die ftrafs 
vechtliche -Berantwertung beginnt, diefer Tag mithin als ber Tag ber 
begangenen That erfcheint. 

Schließlich iſt noch darauf aufmerkſam au machen, daß das 
Strafgeſetzbuch bezüglich des Beginns der Verjährung bei manchen ſtraf— 
baren Handlungen in feiner zweiten Abtheilung beſondere Beſtimmungen 
enthält, die natürlich bei jenen Handlungen maßgebend find, 

Art: 96 handelt von der Unterbrebung der Berjührung ber 
gerichtlichen Verfolgung. Die Unterbrehung bat, wie fi insbefondere 
aus Abf.,;2-ergibt, nicht die Wirkung, daß der Yauf ber Verjährung 
nur einftweilen fo lange, al® bie Unterbrechung dauert, rubt und bann, 
wenn der bie. Unterbrechung bewirfende Umftand aufhört, wieder da 
beginnt, wo er gehemmt wurde, fondern es wird durch fie vielmehr bie 
bis jetzt gelaufene Verjährung vollitändig aufgehoben, jo daß mit Aufbören 
ber-Unterbvehungsurfache cine ganz neue Berjährung beginnt, bei weldyer 
auf die früber abgelaufene Friſt gar feine Nüdficht genommen wird. Iſt 
3. Bazurrgerichtlichen Verfolgung eines unter Ziff. 2 des Art, 93 fallen- 
den Verbrechens während brei Jahren nichts gejchehen und wird nun 
eine die Unterſuchung desſelben bezwedende Handlung durch den Unter 
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fuchhungsrichter vorgenommen, die jebody zu einem weitern Reſultate 
nicht führt, jo daß die Sache nad) Vornahme diefer Handlung wieder 
liegen bleibt, jo ift durch diefe Handlung dennoch die Wirkung ber 
vorher theilweife abgelaufenen Verjährungsfrift vollitändig aufgehoben 
und es beginnt von jebt an eine neue Verjährung, zu deren Vollendung 
ein neuer Zeitablauf von fünf Jahren von jet an erforderlich ift. 
Die vor dieſer Unterfuhungshandlung bereits abgelaufen geweſenen 
drei Jahre kommen biebei gar nicht mehr in Betradt. 

In Beziehung auf Ziff. 1 des Art. 96 ift nur darauf aufmerf: 
fam zu machen, daß durch blos Fulpofe Vergeben und durch Uebertre— 
tungen eine. Unterbrechung der Verjährung nicht bewirkt wird. — Hin: 
fichtlich der Verjährung der gerichtlichen Verfolgung durch Unterfuchungs: 
bandlungen weichen ſowohl die Strafrechtslehrer als auch die Geſetz— 
gebungen darin von einander ab, daß Manche jeder gerichtlichen oder 
ſtaatsanwaltlichen Einfchreitung, gleichgiltig, ob fie nur die Unterfuchung 
der That an und für fich, oder ob fie die Verfolgung oder Aburtheilung 
bes beftimmten Thäters bezweckt, die Wirkung, die Verjährung zu unter 
brechen, einräumen, während nad Andern dieſe Wirkung nur foldhen Ein: 
ſchreitungen zufommen foll, welche gegen die Perfon eines beftimmten 
Thäters gerichtet find. Die legtere Anficht fand zwar anfänglid im 
Sefetgebungsausfchuffe der Kammer der Abgeordneten ſtarke Vertretung, 
zulegt wurde aber body in Uebereinftimmung mit ben Entwürfen ber 
Regierung das erftere Syſtem angenommen. Die Verjährung wird 
demnach 3. B. aud durch Unterfuchungshandlungen unterbrodyen, welde 
gegen unbelannte Thäter oder gegen einen andern, als denjenigen, der 
zufegt vor Gericht geftellt wurde, jedoch wegen ber dem Lebtern jebt 
zu Laft Itegenden That vorgenommen worden find. Dabei verjteht «6 
fid) aber nach dem beftimmten Mortlaute des Geſetzes von felbit, daß 
die Verjährung nur durch folhe Handlungen des Richters ober des 
Staatsanwalts unterbrohen wird, welche die Unterfuhung der That 
oder die Verfolgung oder Aburtheilung bes Thäters bezweden. Hand: 
lungen, welche durch die Polizei oder deren Drgane vorgenommen 
werben, desgleihen allgemeine Nachforſchungen, eine bloße Aftenrepro: 
duftion oder Eintragung ber Sache als noch ſchwebend in eine Ges 
fhäftstabelle, ohne daß eine wirkliche Handlung der im Gefete ange: 
gebenen Art vorgenommen wurde u. dgl., vermögen die Verjährung 
nicht zu unterbrechen. Dagegen wird die Verjährung allerdings durd) 
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eine dem Beſchuldigten zugejtellte direfte Vorladung unterbrochen, ba 
dies eine deſſen Aburtbeilung bezwedende Handlung iit. 


Art. 97 


Bur Werjährung rechtskräftig erkannter Strafen wird er- 
fordert: 

1) wenn auf zeitliche Buchthausfirafe über zwölf Iahre erkannt 

ifl, der Ablauf von dreißig Jahren; 

2) wenn auf Bucthausftrafe nicht über zwölf Iahre erkannt 

if, der Ablauf von zwanzig Jahren; 

3) wenn eine Vergehensfirafe ausgefproden if, der Ablauf 

von zehn Jahren; 

4) wenn eine Webertretungsfirafe ausgefprocen ifl, der Ab- 

lauf von zwei Iahren. 

Die Berechnung diefer Sriften beginnt von dem Lage des 
Straferkenniniffes oder, wenn ein Rechtsmittel ausgeführt wurde, 
vom age des hierüber ergangenen Erkenntniffes. 

Im Falle der Unterbrechung eines bereits begonnenen Straf- 
vollzugs läuft von dem Lage der Unterbrechung an eine neue Ver- 
jährungsfrifl. 

Im Uebrigen richtel fich die Berechnung der Sriften nad) 
den in Art. 95 gegebenen Vorfchriften. 


Art. 98. 


Die Verjährung der erkannten Strafe wird unterbrochen: 

1) durch jedes Verbrechen oder vorfäßliche Vergehen, deſſen 
ſich der Chäter vor Ablauf der Verjährungszeit ſchuldig 
mad; 

2) durd theilweifen Strafvollzug für den Heft der Strafe; 

3) bei Sreiheitsfirafen durch die Verhaftung des Perurtheil- 
ten zum Bwece des Strafvollzuges; 

4) bei Geldftrafen durch die vorgefehte oder verlängerte 
Bahlungsfrift. 

Uach jeder eingetretenen Unterbrechung beginnt eine neue 

Verjährung. 
Die Verjährung, von welcher bier die Rede ift, läuft, wie in 
Abſ. 2 des Art. 97 Har ausgefprocdhen ift, nicht vom re ber eins 
Weis, Das Strafgelehbud für das Königreich Badern. 
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getretenen Nechtskraft, fondern fchon vom Tage des Straferkenntnifies, 
beziehungsweife wenn ein Mechtsmittel ausgeführt wurde, von dem 
Tage an, an welchem über diefes Nechtsmittel Erkenntniß ergangen iſt. 
Der Ausdrud „Redtsmittel” ift bier ganz allgemein gebraudt, es 
find darunter alfo auch die Nichtigkeitsbefchwerde (Kaffationsrefurs) 
und ber Einſpruch zu verftehen. 

Aus welchem Grunde der Strafvollzug unterblieben ift ober 
unterbrochen wurde, iſt bezüglich der Verjährung ganz gleichgiltig. Sie 
tritt mithin fowohl dann, wenn der Grund in einer Nachläſſigkeit der 
Behörden, als aud) dann ein, wenn ſich der Derurtheilte 3. B. in das 
Ausland geflüchtet hat und eine Auslieferung von dort aus nicht zu 
erwirken war, 

Die Unterbrechung der Verjährung bat auch bier, wie zu Art. 96 
bemerkt wurde, die Wirkung, daß durch diefelbe die bis jetzt gelaufene 
Verjährung vollftändig aufgehoben wird und nach ber Unterbredung 
eine ganz neue Verjährung beginnt, zu deren Vollendung von jebt an 
der Ablauf der ganzen in Art. 97 feftgefekten Zeit erforderlich ift, 
ohne daß hiebei die vor der Unterbrechung bereits abgelaufene Zeit in 
Anrehnung gebradyt werben darf. 

In Ziff. 1 des Art. 98 ift natürlich vorausgefekt, daß ſich der 
Berurtbeilte während des Laufes der Verjährung eines Ver: 
brechens oder eines vorſätzlichen Vergehens ſchuldig macht und es tritt 
die Unterbrechung der Verjährung mit dem Tage der Verübung dieſer 
ſtrafbaren Handlung ein. Der Tag der Aburtheilung iſt hiebei gleich— 
giltig. Wurde alſo die That früher, ehe die Verjährung der zuerſt 
zuerkannten Strafe zu laufen begonnen hat, verübt, ſo unterbricht ſie 
die Verjährung ſelbſt dann nicht, wenn ſie auch erſt ſpäter, während 
des Laufes der Verjährung, zur Aburtheilung gekommen iſt. 

Sn der heutigen Ziff. 3 des Art. 98 wurde ſtatt des im frü— 
bern Entwurfe gebraudten Ausdrudes „Ergreifung“ der Ausdrud 
„Verhaftung“ gewählt, um beflimmt auszubrüden, daß bier nicht jede 
Ergreifung des Verurtheilten durch irgend eine beliebige Perfon, fondern 
eine orbnungsmäßige wirkliche Verhaftung vorausgefegt wird. Hat 
eine ſolche ftattgefunden, fo ijt die Verjährung aber auch dann unter: 
broden, wenn es felbjt dem Verhafteten gelungen ift, wieber zu ent: 
fommen, ebe der Strafvollzug wirflid begonnen bat. 

Durch Vorfegung oder Verlängerung einer Zahlungsfrift wirb 
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die Verjährung auf die ganze Dauer der bewilligten Frift unterbrochen, 
jo daß erft mit Ablauf derfelben eine neue Verjährung beginnt. Durch 
Leiftung einer Abſchlagszahlung wird die Verjährung nad Ziff. 2 
unterbrochen, da darin ein theilweifer Strafvollzug liegt, indem dieſe 
Beitimmung ebenjo bei dem freiwilligen wie bei dem erzwungenen 
tbeilweifen Strafvollzuge Anwendung findet. Wird einem zu einer 
Freiheitsitrafe Berurtheilten ein Strafausftand bemilligt, fo Täuft wäh— 
rend desfelben, bezichungsweife wenn er in Folge besfelben aus ber 
Strafanftalt entlaffen wurde, vom Tage der Entlaffung und nicht erft 
vom Ablaufe derjenigen Zeit an, während welder der Strafvollzug 
fiftirt wurde, die Verjährung, da fi die Beftimmung der Ziff. 4, 
wie ſich deutlih aus ihrem Wortlaute ergibt, nur auf Geldftrafen 
bezieht und eine analoge Ausdehnung auf Freibeitsftrafen unſtatt— 
haft ift. 
Art. 99. 


Die Verjährung der erkannten Strafe hebt nur den Vollzug 
der letzteren auf, nicht aber die mit der Strafe gefehlid oder nad) 
richterlichem Ausfpruche verbundenen Folgen. 


Die Beftimmung dieſes Artikels ift ganz allgemein, findet mit- 
bin auf alle Arten von Straffolgen Anwendung. Insbefondere wird 
die Zuläffigkeit der Polizeiauffiht und der Verwahrung in einer Polis 
zeianftalt durch die Verjährung der Strafe nicht ausgeſchloſſen. 


Art. 100, 


Erkenntniffe auf Codes- oder lebenslängliche Bucthausftrafe 
unterliegen keiner Verjährung; jedocd wird nad) Ablauf von zwan- 
zig Iahren die erkannte Todesſtraſe in lebenslängliche Buchthaus- 
firafe verwandelt. 


Die in diefem Artikel erwähnte zwanzigjährige Friſt iſt feine 
Strafverjährung. Die Beftimmungen über Unterbrehung ber Ber: 
jährung finden deshalb hier feine Anwendung. Es genügt unter 
allen Borausfegungen der Ablauf von zwanzig Jahren vom Tage des 
Straferkenntniffes oder, wenn ein Rechtsmittel ausgeführt wurde, vom 
Tage des hierüber ergangenen Erkenntniffes an. — Das Geſetz fagt, 
die Todesftrafe werde in lebenslängliche Zuchthausſtrafe verwandelt. 


Es ift deshalb und da es ſich hier nit um einen Aft der Gnade, 
. 18* 
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fondern um ein dem PVerurtheilten gefeßlich zuftehendes Recht handelt, 
ein diefe Umwandelung ausfprechendes Erkenntniß des Schwurgerichts— 
bofes nöthig, der natürlih zu prüfen und zu entſcheiden bat, ob bie 
Borausfegungen des Geſetzes gegeben find !). 


1) Man vergleihe über bie Berjäbrung: Verb. ber K. d. Abg. von 
418%, Beil.Bb. II ©. 148 u. 149, Verb. bes Geſetzg.Ausſch. der K. db. 
Abg. von 18%, Bd. 1 ©. 58—61 u. ©. 245—263, Verb. bes Geſetzg. Ausſch. 
ber 8. d. Reichsr. von 1856—1858, Beil. ©. 174—194 u. Prot. ©. 336 
— 355, Verb. der K. der Abg. von 18°%,, Beil.:Bb. II ©. 55, u. 141 u. Beil.: 
Bd. IT ©. 16, Verb. bes Geſetzg. Ausſch. der K. d. Reichsr. von 18%, Beil.: 
Bd. ©. 40 u. 41 u. Prot.Bb. I ©. 65—68. 


Zweite Abtheilung. 


Beſondere Beſtimmungen über die einzelnen 
firafbaren Handlungen. 


Erftes Hanptitüd. 
Hochverrath, Landesverrath und andere ftaatsgefährliche 
Handlungen. 


Art. 101. 


Wer in der Abficht 
1) den König zu tödten, am Körper oder an der Gefundheit bedverrath. 
zu verlegen, gefangen zu nehmen, in Seindesgewalt zu 
bringen, von der iegierung zu entfernen oder an derfelben 
zu hindern, oder 
2) gewaltfam entweder die regierende Familie zu .befeitigen 
oder die Chronfolge oder die Stantsverfaffung zu ändern, 
oder 
3) widerrechtlic das Aönigreic einem fremden Staate einzu- 
verleiben oder zu unterwerfen oder einen Cheil des 
Staatsgebietes vom Ganzen zu trennen, 
eine Handlung vorgenommen hat, welche wenigflens einen Anfang 
der Ausführung des verbrecherifchen Vorhabens enthält, iſt des 
Hochverrathes ſchuldig und foll mit dem Code beftraft werden. 
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Unfer Strafgefeßbuch unterfcheidet gleich den meiften neuen Geſetz— 
büchern zwiſchen Hochverrath und Landesverrath, meld legtern 
das Strafgefeßbud) von 1813 „Staatsverrath” nannte. Den Unterz 
fchied zwifchen Hoch- und Landesverrath bezeichnen die Motive zum 
frübern Entwurfe in folgender Weife: „Der Hochverräther will bie 
Vernichtung des Staates, indem er deffen Dafein oder die weſentlichen 
Einrichtungen, auf welchen derjelbe wenigftens in feiner bermalen be: 
ftehenden Form beruht, unmittelbar angreift; ber Landesperräther da— 
gegen will dem Staate nur Schaden bringen, ohne deſſen Eriftenz 
felbft in Frage zu ftellen; — verbindet er bie leßtere Abficht mit fei- 
nen Handlungen, fo wird eben dadurch der Landesverrath zum Hoch— 
verrathe“. Damit fteht Ziff. 3 des Art. 101, welder aud bie in 
ber Abficht, einen Theil des Staatsgebiets widerrehtlih vom Ganzen 
zu trennen, vorgenommene Handlung als eine hochverrätherifche betrach— 
tet, nicht im Widerfpruche, da, wie die angeführten Motive richtig bes 
merken, der Staat als ein organifches Ganzes betrachtet werden muß, 
defjen Lebensprinzip jeden feiner Theile gleihmäßig durchdringt und 
daher in jedem diefer Theile ebenfo gefährdet werden kann, wie burd 
einen Angriff auf das Ganze, 

Ein wefentlier Unterfhied zwifchen dem Hocverrathe und dem 
Landesverrathe liegt in Folge ber Beſchlüſſe des Geſetzgebungsausſchuſſes 
der Kammer ber Abgeordneten vom Jahre 1857, denen ſich der Ent: 
wurf von 1860 angefchloffen hat, nunmehr auch darin, daß wegen Hoch: 
verraths jeder Ausländer, wenn er aud in keinerlei Verhältnik zum 
bayerifhen Staate ſteht, beftraft werben fann, während Art. 110 zum 
Begriffe des Landesverraths fordert, daß die betreffende Handlung durch 
einen Bayer oder einen in Bayern ſich aufhaltenden oder in bayeri— 
hen Dienften ftehenden Ausländer begangen wurde. Der frühere Entwurf 
verlangte, abweichend von dem Strafgefeßbuche von 1813, weder zum 
Hoch⸗ noch zum Lanbesverrathe die Unterthanseigenfchaft des Thäters 
und motivirte dies in nmachftehender Weife. Für dieſe Abweichung 
vom Strafgeſetzbuche von 1813 ſpreche nicht nur das Beifpiel aller 
neuern Strafgefeßgebungen, mit einziger Ausnahme der hamnoveraniſchen, 
fondern biefelbe finde auch in der Natur der Sache felbft ihre volle 
Begründung. Wenn von den Vertheidigern ber entgegengefegten Anficht 
geltend gemacht werbe, daß jeber Verrath nothwendig eine beftehende 
Berpflihtung zu befonderer Treue vorausfege und daß nur der Unter: 
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than zu folder befonberen Treue gegen ben Staat, dem er angehört, 
jowie gegen das Oberhaupt und die Verfaſſung dieſes Staats verpflich- 
tet fei, fo ſei dieſer Einwand offenbar nur aus der zufälligen Denen: 
nung des im Frage ftehenden Verbrechens, feineswegs aber aus bem 
Weſen desfelben hergenommen. Denn feinem Wefen nad ftelle ſich 
ber Hochverrath nicht um deswillen oder wenigjtens nicht vorzugsweiſe 
um deswillen als ein befonderes jchweres Verbrechen dar, weil durch 
ihn ber Thäter die Pfliht der Treue oder Pietät gegen fein Vater: 
land verlegt, fondern vielmehr um beswillen, weil biefes Verbrechen 
den Staat in feiner Eriftenz unmittelbar gefährdet und fomit dem 
Lestern durd das Gebot der Selbfterhaltung die Nothwendigteit aufs 
erlegt ift, ſich durch ftrenge Strafbeftiimmungen gegen berlei Angriffe 
zu vertheidigen. Bon dieſem Gefichtspunfte aus betrachtet, fei es 
offenbar völlig gleichgiltig, von welder Seite ber ber Angriff erhoben 
wird, und es liege nicht der mindeſte Grund vor, benfelben des: 
wegen jtraflos zu laffen, meil fein Urheber Unterthan eines fremden 
Staates ift, 

Dabei erkennen übrigens die Motive zum frühern Entwurfe an, 
daß troß der allgemeinen Faflung des Gefeges fehr häufig Handlungen 
eines Ausländers, welche, von einem Inländer begangen, Hochverrath 
fein_würben, den Charakter völliger Straflofigfeit an fi tragen. Dies 
tritt, fügen fie bei, namentlich dann ein, wenn ein Ausländer berlei 
Handlungen im Dienfte feines Vaterlandes während eines zwifchen 
diefem legtern und bem baberifchen Staate eröffneten Kriegszuftandes 
innerhalb ber Gränzen bes Kriegsgebraudhs vornimmt. In ſolchen 
und ähnlichen Fällen find es die Grundſätze des Völkerrechts, welche 
dem Ausländer ſchützend zur Seite ftehen und jede Anwendung ber 
inländifhen Strafgefepe gegen ihn als unzuläflig erſcheinen laſſen. 
Derlei Ausnahmsfälle hier ausdrüdlich im Geſetze namhaft zu machen, 
war überflüfjig, da fhon in ber allgemeinen Beſtimmung des Art. 12 
biefür geeignete Vorſorge getroffen ift. 

Der Gefebgebungsausfhuß der Kammer der Abgeorbneten trat 
bei feinen Berathungen im Jahre 1857, den Vorſchlägen feines Spe— 
zialreferenten Freiherrn von Lerchenfeld folgend, den vorjtehenden 
Gründen bezüglich des Hochverraths vollftändig bei, war aber ber 
Anficht, bei den als Landesverrath qualifizirten Handlungen treie das 
Verhältnig des Handelnden zu dem Staate, gegen welchen bie Hand⸗ 
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lungen gerichtet find, auffallender hervor, hier würden Handlungen mit 
ſchweren Strafen bedroht, die der Ausländer gegen Bayern zu begeben 
durch feine Unterthanspfliht gezwungen fein könne, und es rechtfertige 
fih deshalb die Strafandrobung nur unter der Borausfegung ber 
Untertbanspflicht oder wenigftens eines ähnlichen Berhältniffese. Dem 
gemäß beſchloß der Ausſchuß ftatt des im frühern Entwurfe gebrauch— 
ten Wortes „Wer“ zu ſetzen: „Ein Bayer oder ein in Bayern ſich 
aufhaltender oder in bayerifchen Dienften ftehender Ausländer”. Diefem 
Beichluffe folgte, wie bereits bemerkt, der Entwurf von 1860 und es 
wurde von feiner Seite weber hiegegen, noch gegen bie allgemeine 
Faffung des Art. 101 etwas erinnert, fo daß die in Vorſtehendem 
entwidelten Anfichten und Geſichtspunkte als den Sinn bed jebigen 
Geſetzes bezeichnend zu betrachten find. 

Art. 101 verlangt zum Thatbeftande des Hocverratbs Feinerlei 
Erfolg, fondern e8 genügt, daß in der im Artikel angegebenen Abficht 
eine Handlung vorgenommen wurde, welche einen Anfang bes verbre: 
cheriſchen Vorhabens enthält. Iſt der Hanbelnde in feiner Thätigfeit 
auch nicht weiter vorangefchritten, ift es auch bei dem bloßen Anfange 
der Ausführung geblieben, fo erfcheint die Handlung body nad) ber 
pofitiven Beftimmung des Art. 101 in bdiefem Falle ausnahmsweise 
nit als Verſuch, fondern als vollendetes Verbrechen. Die im vierten 
Hauptitüde ber erjten Abtheilung des Strafgeſetzbuchs in Betreff des 
Berfuhs enthaltenen Beftimmungen finden deshalb auch auf derartige 
Handlungen feine Anwendung. Es ift nicht nur feine Herabfekung 
ber Strafe geftattet, fondern auch ber Thatbeftand ift nicht nad) den 
Beftimmungen des Art. 47, fondern lediglich nad jenen des Art. 101 
zu bemefjen. Allerdings fallen diefe Beftimmungen infoferne zufammen, 
als nach beiden verlangt iſt, daß die Handlung in ber Abficht, das in 
Rede ftehende Verbredyen zu verüben, begangen wurde, und daß fie 
einen Anfang der Ausführung bes verbrecherifchen Vorhabens enthält, 
in weldy’ Tegterer Beziehung, da Art. 101 feine von ben allgemeinen 
Grundfägen des Geſetzbuchs abweichenden Beftimmungen aufftellt, alles 
dasjenige, was ich hierüber zu Art. 47 bemerkt babe, auch hier An: 
wendung findet. Das britte nah Art. 47 zum ftrafbaren Verfuche 
erforberlihe Moment, nämlih daß die Vollendung des Verbrechens nur 
wegen äußerer vom Willen des Thäters unabhängiger Umftände unter: 
blieben ift, wird aber zum Thatbeftande des Verbrechens bes Hochver⸗ 
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raths auch dann nicht gefordert, wenn nur eine ben Anfang ber Aus: 
führung bes Hochverrätberiichen Unternehmens enthaltende Handlung 
vorliegt, da Art. 101 diefes Moment nicht verlangt und auch nicht 
verlangen kann, weil e8 eben in diefer Handlung feinen Verſuch, fon- 
bern ein bereits vollendetes Verbrechen erblidt. Iſt alfo aud ber 
Thäter, nachdem er eine Handlung der bezeichneten Art vorgenommen 
batte, freiwillig von feinem Unternehmen abgeftanden, jo hat er dennoch 
die in Art. 101 beftimmte Strafe verwirft und feine durch fein freis 
williges Abſtehen bewieſene thätige Reue macht ihn weder ftraflos, 
noch bildet fie einen gefeglihen Strafmilderungsgrund. 

Es wurde öfter die Frage aufgeworfen, ob es, ba Art. 101 
fhen die einen Anfang der Ausführung des verbrecheriſchen Vorhabens 
enthaltende Handlung als vollendetes Verbrechen betrachtet, einen ftraf- 
baren Verſuch diefes Verbrechens gebe. Mandye verneinen diefe Frage, 
weil die Handlung ihrer innern Natur nad doch nur Verſuch fei unb 
es rechtlich einen Verfuch des Verſuchs nicht gebe. Diefer Grund ift 
nicht ftichhaltig, weil e8 Aufgabe des Geſetzes ift, bei jedem Verbrechen 
zu beftimmen, was zum Thatbeftande desfelben gehört, mithin dam, 
wenn nad dem Geſetze, wie im vorliegenden Falle, ſchon beim Bor: 
bandenfein einer einen Anfang der Ausführung enthaltenden Handlung 
ber Thatbeitand bed vollendeten Verbrechens vorliegt, rechtlich von einem 
Berfuche nicht mehr geiproden werben kann. Andere bejaben die ge- 
ftellte Frage und jagen, weil das Geſetz ſchon den Anfang ber Aus: 
führung als vollendetes Verbrechen betrachte, müßten hier die Vorberei— 
tungshandlungen als ftrafbarer Verſuch betrachtet werden. Auch biefe 
Anficht ift, weil durhaus willkürlich und in diefer Allgemeinheit nicht 
nur auf keiner geſetzlichen Beſtimmung berubend, fondern mit Art. 51 
geradezu im Widerfpruche ftehend, nicht richtig. Die Sache ift übri— 
gend ziemlich einfach. Nein theoretiſch aufgefaßt, müßte allerdings 
wegen der Beitimmung bes Art. 48 aud bei dem in Art. 101 vor: 
gefehenen Verbrechen ein ftrafbarer Verfuh angenommen werden, wenn 
eine Handlung vorläge, welche biefem Berbrechen gegemüber die durch 
Art. 47 geforderten Merkmale eines ftrafbaren Verſuchs an fich trägt. 
In der Wirklichkeit kann Letzteres aber nicht vorkommen, indem fich, 
nachdem Art. 101 die den Anfang der Ausführung enthaltende Hand: 
lung fhon als vollendetes Verbrechen erklärt, feine Handlung mehr 
denken läßt, welche, ohne unter die Begriffsbeftimmung des Art. 101 
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zu fallen, die durch Art. 47 geforderten Merkmale eines ftrafbaren 
Berfuhs an fi) trägt. Auch bezüglich der vorbereitenden Handlungen 
kann eine Schwierigkeit nicht beſtehen. Manche derfelben find durch 
die folgenden Artikel ausdrüdlih mit Strafe bedroht, bezüglich ihrer 
find mithin dieſe bejondern Beftimmungen maßgebend, alle andern 
vorbereitenden Handlungen find dagegen nad Art. 51 ſtraflos. 
Bezüglich der Fälle, in denen Art. 101 ein hochverrätheriſches 
Unternehmen annimmt, werden einige Bemerkungen genügen. In den 
Fällen der Ziffer 1 genügt, daß eine einen Anfang ber Ausführung 
enthaltende Handlung in der Abficht, einen der bdafelbit angegebenen 
Zwecke zu erreichen, vorgenommen wurde. Ob ber Zwed mitteld Ge: 
walt ober in anderer Weife erreicht wurbe oder erreicht werden wollte, 
ift für den Thatbeftand gleihgiltig und bie Widerrechtlichkeit Tiegt in 
der Abficht felbit, ohne daß erjtere noch weiter fejtgeitellt zu werben 
braucht. In den Fällen der Ziff. 2 dagegen ijt zum Thatbeftande bes 
Verbrechens gefordert, daß der Handelnde die Abficht hatte, den vor 
gejesten Zwed gewaltjam zu erreichen. Um in biefer Beziehung 
feinen Zweifel zu lafjen, wurde das Wort „gewaltfam“, das im Ent: 
wurfe hinter dem Worte „Staatsverfaffung“ ftand, an den Anfang ber 
Ziffer geftellt, zugleich aber ftatt des Wortes „verdrängen“, welches 
der Entwurf gebrauchte, um zu bezeichnen, daß eine gewaltſame Bejei: 
tigung beabfichtigt gewejen jein müfje, das Wort „befeitigen“” geſetzt, 
um ber irrigen Meinung vorzubeugen, als fei im erften ber in Ziff. 2 
aufgezählten Fälle ein höherer Grad von Gewalt, als in den übrigen 
Fällen erforderlih. Handlungen, welche in der Abfiht unternommen 
werben, bie in Ziff. 2 angegebenen Zwede nicht durch Gewalt, fondern 
durch andere Mittel, 3. B. durch freiwilligen Verzicht des zur Thron 
folge Berechtigten oder durch ein auf verfaffungsmäßigem Wege zu 
Stande zu bringendes Geſetz, zu erreichen, fallen mithin nicht unter 
Art. 101. Unter der in Ziff. 2 vorausgefegten Gewalt iſt aber nicht 
blos eine unmittelbar einwirkende phufifche Gewalt zu verftehen, jondern 
berfelben ift jeder die freie Willensbeftimmung ausſchließende phyſiſche 
ober moralifhe Zwang gleichzuachten. Wird 3. B. der König oder eine 
der Kammern bed Landtags durch ernjte Drohungen oder durch einen 
die freie Entſchließung unmöglich machenden Terrorismus gemöthigt, 
einer Aenderung der Thronfolge oder der Staatsverfaffung gegen ihren 
wirklichen Willen zuzuftimmen, ober wird wenigftens in biefer Abſicht 
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eine einen Anfang der Ausführung enthaltende Handlung vorgenommen, 
fo Liegt das Verbrechen des Hochverraths vor. Sache des Richters 
der That ift es natürlich, im einzelnen Falle nad ben Umftänden und 
ber Art der Drohungen und des geübten Terrorismus zu entfcheiden, ob 
eine gewaltfame Befeitigung der regierenden Familie, oder eine ges 
waltjame Aenderung der Thronfolge oder ber Gtaatsverfaffung 
beabfichtigt war. In Ziff. 3 wird verlangt, daß bie Abſicht dahin 
ging, bie bafelbft bezeichneten Zwecke widerrechtlich zu erreichen. 
Gewalt ift bier nicht nothwendig, es genügt, wenn zur Erreichung bes 
beabfichtigten Zwedes Beftehung, Lift ober ein ähnliches Mittel ange: 
wendet ober verfucht wird. Fehlt das Merkmal der Widerrechtlichkeit, 
bandelt es fih 3. B. darum, durch Beichlußfaffung der verfafjungs- 
mäßig biezu berufenen Staatögewalten oder durch einen Friedensſchluß 
nach einem unglüdlichen Kriege das Königreich einem fremden Staate 
einzuverleiben oder zu unterwerfen ober einen Theil des Staatsgebietes 
vom Ganzen zu irennen, fo fann von Hochverrath Feine Rebe fein. 
Ebenjo verfteht es fi nad Art. 12 und bem, was hierüber oben 
‚ bereit8 bemerkt wurde, von felbft, daß dasjenige, was während eines 
Kriegs ein Angehöriger des feindlichen Staates innerhalb der Gränzen 
bes Kriegsgebrauches in der Abficht, die in Ziff. 3 bezeichneten Zwecke 
zu erreichen, thut, als Hochverrath nicht qualifizirt werben Tann, 

Daß Art. 101 nur auf Handlungen, melde gegen ben König 
von Bayern, gegen bie in Bayern regierende Familie, gegen bie bayes 
riſche Berfaffung oder gegen den bayerifchen Staat gerichtet find, Ans 
wendung findet, ergibt ſich fchon zur Genüge aus dem Wortlaute bes 
Geſetzes. In Beziehung auf Angriffe gegen einen auswärtigen Staat 
oder deſſen Oberhaupt ift das Erforderlihe in Art. 114 vorgefehen, 
befien Bejtimmungen insbefondere audy auf Angriffe gegen die zum 
deutfchen Bunde gehörigen Staaten und Fürften Anwendung finden. 
In Beziehung auf Angriffe gegen ben deutfchen Bund als foldhen ent— 
hält dagegen unfer Gefeßbuc feine Beftimmungen. Angriffe diefer 
Art unterliegen deshalb ftrafrechtlicher Verfolgung nur dann, wenn in 
benfelben zugleich ein Angriff gegen den bayerifhen Staat oder beffen 
Oberhaupt, oder gegen einen andern zum deutſchen Bunde gehörigen 
Staat oder beffen Oberhaupt liegt. 

Zum Schluffe ift noch darauf aufmerffam zu machen, daß fid 
Ziff. 1 des Art. 101 nur auf den König, nicht auch auf bie Königin 


Norbereitun« 
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Hochverrathe. 
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und den Reichverweſer bezieht. Dagegen kann auf Angriffe gegen die 
Königin oder den Reichsverweſer unter Umſtänden wohl Ziff. 2 des 
Art. 101 Anwendung finden, wenn nämlich durch ſolche Angriffe einer 
der in Ziff. 2 angegebenen Zwecke erreicht werden will. Abgeſehen 
bievon find Angriffe gegen die Königin nad) Art. 123 beziehungsmeife 
121 und 122 und Angriffe gegen den Reichsverweſer, falls er ein 
Mitglied der königlichen Familie ift, nah Art. 124, andern Falles 
in berfelben Weife, wie Angriffe gegen fonftige Staatsbeamte, zu 
beftrafen. 


Art. 102, 


Wer in hochverrätherifcher Abfiht (Art. 101 Biff. 1—3), 
ohne noch eine Handlung vorgenommen zu haben, welche einen 
Anfang der Ausführung des verbrecherifchen Vorhabens enthält, 

1) fid in eine Unterhandlung mit einer auswärtigen Regic- 

zung, einem auswärtigen Gewalthaber oder einer aus- 
wärtigen politifchen Partei einläßt, oder 

2) an einer Verſchwörung oder 

3) an einem Aufruhre Theil nimmt, oder 

4) die ihm vom Staate anvertraute Macht oder amtliche 

Stellung mißbraucht, oder 

5) Mannfcaft anwirbt oder einübt, oder 

6) Vorräthe an Waffen oder anderen Angriffs- oder Wer- 

theidigungsmitteln fammelt oder vertheilt, oder endlich 

7) zu einem gegen die Perfon des Königs beabfichtigten An- 

griffe durch Bereitung oder Anfchaffung von Mlordwerk- 
zeugen, durch Auflauern oder auf ähnliche Weife Vorkeh- 
rungen trifft, 
fol, foferne nicht in den Art, 105—107 ein Anderes beflimmt if, 
mit Buchthaus nicht unter acht Iahren beftraft werden. 

In den Fällen der Biff, 3 trifft jene Betheiligten, welche ſich 
nicht als Anflifter oder Anführer an dem Aufruhre betheiligt haben, 
Bucdthaus bis zu zwölf Iahren. 


Art. 103. 


Eine Verfhwörung liegt vor, wenn zwei oder mehrere Per- 
fonen ein hochverrätherifces Unternehmen (Art. 101) verabredet 
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haben und bereits über die Mittel zur Ausführung desfelben über- 
eingekommen find. 


Art. 104, 


Ein Aufruhr ift vorhanden, wenn eine Menſchenmenge ſich 
zufammenrottet, um mittels Anwendung oder Androhung von 
Gewalt einen der im Art. 101 bezeichneten Bwecke zu erreichen, 
desgleichen wenn eine aus anderer Veranlaffung verfammelte Alen- 
Ichenmenge den Entſchluß kundgibt, fofort zur Erreichung eines 
folhen Bweces Gewalt anzuwenden oder anzudrohen. 


Art. 105. 


Sind bei einem Aufruhre Handlungen begangen worden, 
welche fchon einen Anfang der Ausführung des hochverrätherifchen 
Unternehmens (Art. 101) enthalten, fo follen nur diejenigen, welche 
entweder folche Handlungen felbi verübt oder die Aufrührer ange- 
führt oder den Aufruhr angefliftet oder an einer auf denfelben 
gerichteten Verſchwörung fidy betheiligt haben, mit dem Tode, die 
übrigen bei dem Aufruhre betheiligten Perfonen aber mit Buchthaus 
nicht unter acht Iahren beftraft werden. 


Art. 106, 


Wer fi) an einem Aufruhre betheiligt, jedoch fi) entfernt 
und zur Ordnung gefügt hat, bevor nod eine als Anfang der 
Ausführung des hochverrätherifchen Unternehmens zu betrachtende 
Handlung oder ein wirkliches Einfchreiten der bewaffneten Macht 
in Gemäßheit der hierüber beſtehenden gefehlihen SKeflimmungen 
oder eine Handlung erfolgt iſt, welche ein folches Einfchreiten 
gefeßlich gerechtfertigt haben würde, unterliegt wegen des Aufruhrs 
keiner Strafe. 

Diefe Heftimmung findet auf Anftifter und Anführer des 
Aufruhrs nur dann Anwendung, wenn das ganze Unternehmen 
vor dem ebenbezeichneten Beitpunkte aufgegeben wurde und fie 
felbt perfönlic) dazu mitgewirkt haben; if zwar erfleres, aber 
nicht leßteres der Fall, fo trifft fie Gefängniß nicht unter einem 
Jahre. 
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Art. 107. 

If in einem der Fälle des Art. 102 Biff. 1, 2, 5, 6 u. 7 
das hochverrätherifche Unternehmen mit Befeitigung aller zu deſſen 
Ausführung getroffenen Vorkehrungen und der durch diefe Vorkeh— 
zungen hervorgerufenen Gefahr freiwillig und gänzlich aufgegeben 
worden, bevor noch eine als Anfang der Ausführung des Unter- 
nehmens zu betradtende Handlung oder rin thätliher Angriff gegen 
Perfonen oder Sachen oder ein firafbarer Aufruhr flattgefunden 
hat, fo greift keine Strafe Platz. 

In Art. 102 erflärt das Geſetz mande in bechverrätherifcher 
Abſicht unternommenen Handlungen für ftrafbar, die nod) feinen Anfang 
der Ausführung des hochverrätheriſchen Vorhabens enthalten, ihrer 
Natur nah alfo nur als das hochverrätherifche Vorhaben vorbereitende 
Handlungen erjcheinen und mithin nad dem in Art. 51 ausgefprochenen 
Grundfage ftraflos wären, wenn fie nicht das Geſetz durch eine aus: 
drüdliche Beſtimmung mit Strafe bedroht hätte. Letzteres ift übrigens 
in der Weife gefchehen, daß das Geſetz die von ihm als ftrafbar er: 
Härten Handlungen der angegebenen Art einzeln aufzählt und bei 
jeder berfelben die Vorausfegungen ihrer Strafbarkeit genau angibt. 
Sie erfcheinen mithin nicht als Verſuch des Hochverraths, fondern als 
felbftftändig ftrafbare Verbrechen und die Frage, was neben den allges 
meinen Erforderniffen jeder jtrafbaren Handlung zum Thatbeftande der: 
felben gehört, ift lebiglih nad den Beftimmungen der vorftehenden 
Artikel zu beurtheilen. Insbeſondere darf die Frage, in welchen Fällen 
wegen freiwilligen Abftehens Straflofigkeit eintritt, nicht nad) den bei 
bem Verſuche geltenden Grundſätzen, fondern nur nad) den befondern 
Beitimmungen ber vorftehenden Artikel beurtheilt werben. 

Andere als die in Art. 102 aufgezählten Handlungen find, wenn 
fie auch in der Abficht, ein Hochverrätherifches Vorhaben vorzubereiten, 
vorgenommen worben fein follten, ftraflos, da von dem in Art. 51 
ausgefprochenen Grundfage der Straflofigkeit der die Ausführung einer 
beabfichtigten ftrafbaren That Tediglich vorbereitenden Handlungen nad 
bem Maren Wortlante diefes Artifels nur infoferne eine Ausnahme 
gemacht werben barf, als das Gefek derartige Handlungen ausdrücklich 
mit Strafe bedroßt. Der frühere Entwurf enthielt allerdings einen 
Artikel, welcher ganz allgemein jede in ben vorftehenden Artikeln nicht 
befonders bezeichnete Handlung, durch welche die Ausführung eines 
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bochverrätherifhen Vorhabens vorbereitet wurde, falls der Thäter von 
der Bollführung nicht freiwillig und gänzlich abgeftanden ift, mit Ge: 
fängnig nicht unter einem Jahre bedrohte. Der Gefepgebungsausichuß 
der Kammer der Abgeordneten bat bdiefen Artikel jedoch geftrichen 
und berfelbe ift in den Entwurf von 1860 nicht wieder eingeftellt 
worden. 

Allgemeines Erforderniß der Strafbarkeit aller in Art. 102 
aufgezählten Handlungen ift, daß ber Thäter in hochverrätheriſcher Ab: 
ficht gehandelt, d. b. als Endziel feiner Handlung ſich einen der in 
Art. 101 Ziff. 1—3 angegebenen Zwede geſetzt hat. Die Erforderniffe 
der einzelnen Handlungen anlangend, fo ift in bdiefer Beziehung Fol: 
gendes zu bemerken, Ziff. 1 ſpricht nicht blos von Unterhandlung mit 
einer auswärtigen Regierung, fondern auch von Unterbanblung mit 
einem auswärtigen Oewalthaber oder einer auswärtigen politifchen 
Partei. Unter auswärtigen Gemwalthabern verfteht das Geſetz, wie bie 
Motive zum frühern Entwurfe fih ausdrüden, Perfonen, welche etwa 
durh Revolution vorübergehend an die Spike eines auswärtigen 
Staates gelangt find, ausländifhe Qruppenführer, nfurgenten: 
chefs u. dgl. Die Beitimmung, daß eine ftrafbare Handlung auch 
darin liegen folle, wenn fi Jemand in hochverrätheriſcher Abficht in 
eine Unterhandlung mit einer auswärtigen politifchen Partei einläßt, 
wurde bei den Berathungen im Gefetgebungsausfchuffe der Kammer 
der Abgeordneten fowohl im Jahre 1857 als auch im Jahre 1860 
bekämpft. Im Jahre 1857 wurde fie in Folge deſſen geftrihen. Im 
Jahre 1860 wurde ihr troß der erhobenen Einwendungen zugeftimmt, 
allein, vorzugsweiſe nur in Folge der berubigenden Erklärungen, weldye 
von verjchiedenen Seiten, insbejondere zum Schluffe von dem k. Staats: 
minifter der Juſtiz Freiherrn von Mulzer, über den Sinn biefer Be: 
fimmung abgegeben wurben. Aus denfelben geht hervor, daß unter 
Unterhandlung mit einer auswärtigen politiichen Bartei Korrefpondenzen 
mit politifhen Gefinnungsgenoffen des Auslands und Ähnlihe Hand: 
lungen nicht verftanden werden follen, fondern daß, wie ber genannte 
f, Staatsminifter in der Sitzung vom 9. Auguft 1860 ſich ausdrüdte, 
eine geſchloſſene Partei vorausgeſetzt wird, welde bereits einen gemifjen 
politifhen Einfluß erlangt hat. 

Bann eine Verſchwörung im Sinne bes Gefehes vorliegt, 
ift in Art. 103 genau beftimmt. Hiernach Tann, wie bie Motive zum 
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frühern Entwurfe fagen, darunter nicht fhon jede nur im Allgemeinen 
auf bochwerrätherifchen Tendenzen beruhende Vereinigung, jondern nur 
diejenige begriffen werden, deren Theilnehmer ſich ein bejtimmtes hoch— 
verrätherijches Unternehmen zum Zwecke geſetzt und bereitd über bie 
Ausführung desſelben Verabredung gepflogen haben, it von Seite 
ber Verfchwornen oder eines oder bed andern derjelben weiter gegangen 
und eine Handlung vorgenommen worden, welde einen Anfang ber 
Ausführung des hochverrätheriſchen Vorhabens enthält, jo findet natür— 
lich ſowohl auf diejenigen, welche diefe Handlung vorgenommen haben, 
als auch auf diejenigen übrigen Verfehwornen, welche nah Art. 54 als 
Theilnehmer diefer hochverrätherifchen Handlung erfcheinen, nidyt mehr 
die Strafbeftimmung des Art. 102, fondern jene des Art. 101 Anz 
wendung. Sind Verſchworne vorhanden, welche nicht als Theilnehmer 
bes Hochverraths erjcheinen, jo ijt deren Strafbarkeit übrigens auch 
in diefem Falle nady Art. 102 zu bemeffen. 

Ziff. 3 findet in Art. 104—106, auf welche ich fpüter genauer 
eingehen werde, ihre Crläuterung. 

Ziff. 4 iſt, insbefondere dur die Verbindung der Ausbrüde 
„anvertraute Macht oder amtliche Stellung”, allgemein gefaßt, findet 
alfo nicht blos auf Kommandanten der bewaffneten Macht und folche, 
welche über eine größere Anzahl von Perſonen zu befehlen in der Lage 
find, fondern auf alle diejenigen Anwendung, denen vom Staate eine 
Macht oder amtlihe Stellung anvertraut ift und welde dieſe Macht 
oder Stellung zu hochverrätheriſchen Zweden mißbrauden. 

Wie fhon früher bemerkt wurde, enthält das Gefeh feine Defi— 
nition von Waffe, fondern überläßt die Entſcheidung für jeden ein: 
zelnen Fall dem zuftändigen Richter der That. Daß nun bier unter 
dem Ausdrude „Waffen“ nur folhe Werkzeuge zu verfteben find, 
welhe beim Kampfe in größerer Maffe als Angriffsr oder Vertheidi— 
gungsmittel gebraucht werden Fönnen, ergibt fi fowohl aus ber Be: 
Ihaffenheit der hier vorgefehenen Handlung, als auch und insbejondere 
ſchon aus dem Wortlaute, nämlich aus dem vor „Angriffs: oder Ver: 
theidigungsmitteln“ befindlihen Worte „anderen“. Weldye Sachen als 
Angriffs: oder Vertheidigungsmittel zu betrachten find, ift nach den 
Umftänden des betreffenden Falles zu beurtheilen. Uebrigens fpricht 
bas Geſetz nicht blos von Waffen u. ſ. w., ſondern von Vorräthen 
an Waffen u. f. w. Zum Thaibeftande des bier in Rede ftehenden 
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Verbrechens genügt mithin nicht die Anfammlung oder Bertheilung eins 
jener Waffen oder anderer Angriffss oder Vertheidigungsmittel, fondern 
ed ift erforderlich, daß eine Mehrheit von Waffen oder andern Angriffs: 
oder Dertheidigungsmitteln gefammelt oder vertheilt wurde. 

In Ziff. 1I—6 find die den Thatbeftand bes betreffenden Ber: 
brehens bildenden Handlungen genau und erfchöpfend angegeben und 
eine Ausdehnung der bezüglichen Gefegesbeftimmungen auf ähnliche 
Handlungen ift nicht ftatthaft. Anders verhält es fi in dem Yalle 
ber Ziff. 7. Hier ift ganz allgemein jede, wenn aud im Geſetze nicht 
[peziell aufgezählte Handlung, mitteld welder zu einem gegen bie Per: 
jon des Königs beabjichtigten Angriffe Vorkehrung getroffen, durch 
welhe alfo, mit andern Worten, ein folder Angriff vorbereitet worden 
it, für ftrafbar erflärt, indem das Geſetz nad fpezieller Aufzählung 
einiger Handlungen diefer Art allgemein beifügt: „oder auf ähnliche 
Reife. Auch in dem beigefegten Adjektivum „ähnliche“ liegt Feine 
wirkliche Beihränfung, da die fpeziell aufgezählten Handlungen von 
jiemlih verfchiedener Art find, jede zum Zwecke der Vorbereitung eines 
gegen die Perſon des Königs beabfichtigten Angriffs vorgenommene 
Handlung alfo mit einer der jpeziell aufgezählten wenigſtens fo weit 
ähnlich fein wird, als diefe ſelbſt unter ſich ähnlich find. 

Art. 104 gibt eine genügende und deshalb jede weitere Erläus 
terung unnöthig machende Definition von Aufruhr. Er unterfheibet 
fh von andern ftrafbaren Zufammenrottungen, von denen fpäter noch 
die Rede. feiniwird, burdy den Zwed, zu welchem bie Zufammenrottung 
Rattgefunden, beziehungsweife den Entfchluß, den eine aus anberer 
Veranlaffung verfammelte Menfhenmenge Tundgegeben hat. Sowohl 
beim Aufruhr als auch bei den fonftigen ftrafbaren Zufammenrottungen 
unterſcheidet das Geſetz zwiſchen denjenigen, welde ſich als Anftifter 
oder Anführer betheiligt haben, und den ſonſtigen Betheiligten. Als 
Anſtifter hat ſich beim Aufruhre derjenige betheiligt, welcher veranlaßte, 
daß ſich eine Menſchenmenge zu dem in Art. 104 angegebenen Zwecke 
zuſammenrottete oder daß eine aus anderer Veranlaſſung verſammelte 
Menſchenmenge den ebendaſelbſt angegebenen Entſchluß kund gab. Er 
unterſcheidet ſich von einem Theilnehmer im Sinne des Art. 54 Ziff. 1 
(isg. intelleftuellen Urheber), der allerdings auch bei dem bier in Rebe 
ſtehenden Verbrechen vorfommen kann, dadurch, daß er fidh am ber Aus 


fammenrottung perſönlich betheiligt haben muß, während als Theil 
Weit, Das Strafgeſebbuch für bas Konigreich Bavern, 19 
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nehmer im Sinne des Art. 54 Riff. 1 auch foldhe erfcheinen Können, 
bie an ber Zufammenrottung ſich nicht perfönlich betheiligt haben. Als 
Anführer beim Aufruhre erjcheint derjenige, welcher bie Leitung ber 
zufammengerotteten Menfchenmenge übernommen bat, Alle übrigen 
Perfonen, welche fi in ber zufammengerotteten Menfdyenmenge befuns 
den und bie Abficht gehabt haben, bei der Anwendung ober Androhung 
von Gewalt zur Erreichung einer der in Art. 101 bezeichneten Zwecke 
mitzuwirken, erfcheinen als die fonftigen Betheiligten. Daß auch Letztere, 
wenn die bier in Rebe ftehenden Strafbeftimmungen auf fie anwendbar 
fein follen, die vorerwähnte Abficht gehabt haben müfjen, ergibt fich, 
von andern Gründen abgefehen, aus dem Wortlaute des Art. 102, 
der ausbrüdlih fagt: „Wer in-bodhverrätherifher Abſicht 
(Art. 101 Ziff. 1—3) an einem Aufruhre Theil nimmt”, alfo zum 
Thatbeitande des Verbrechens, mit dem wir uns jebt befchäftigen, ganz 
allgemein verlangt, daß der Betreffende in hochverrätheriſcher Abficht 
gehandelt hat. Sind nun aber biernady auch bie vorftehenden Straf: 
bejtimmungen auf diejenigen, welche fi in ber zufammengerotteten 
Menfchenmenge befunden haben, ohne die vorerwähnte Abficht gehabt 
zu haben, nicht anwendbar, fo find fie deshalb body nicht ftraflos. Ab— 
gejehen davon, daß je nach ber Abficht, bie fie hatten, ober nad dem, 
was fie bei diefer Gelegenheit perſönlich gethan haben, manche andere 
Strafbeftimmungen auf fie anwendbar fein Fönnen, unterliegen fie 
namentlid; eintretenden Falles den Strafbeftimmungen des Geſetzes 
vom 4. Mai 1851, das Einfchreiten der bewaffneten Macht zur Er: 
haltung der gefeßlichen Ordnung betreffend, auf weldes ich ſogleich 
näher kommen werbe und bezüglich defien ich nur vorläufig bemerken 
will, daß es in Art. 13 unter Umftänden fogar die bloßen Zuſchauer 
mit Strafe bebroßt. 

In Betreff des Ausdruckes „Menfchenmenge” Tann ih auf 
dasjenige verweifen, was id; darüber ſchon früher (S. 174 u. 175) 
bemerkt babe. 

In Beziehung auf die Strafbarfeit derjenigen — welche 
ſich an einem Aufruhre betheiligt haben, find im den vorſtehenden Ar: 
tifeln verfchiedene Unterfcheidungen gemacht und Art. 105 greift, was 
nicht überfehen werden darf, auf Art. 101 zurück. Es find hiernach 
folgende Fälle zu unterſcheiden: 

41) Sind bei einem Aufruhre Handlungen begangen worben, welche 


2) 


3) 
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fon einen Anfang der Ausführung bes hochverrätheriſchen 
Unternehmens (Art. 101) enthalten, fo daß alfo das in Art. 101 
vorgefehene mit Todesſtrafe bedrohte Verbrechen des Hoch— 
verraths vorliegt, jo follen nad Art. 105 doch nur diejenigen, 
welche entweder foldhe einen Anfang der Ausführung enthaltende 
Handlungen felbjt verübt oder die Aufrührer angeführt oder den 
Aufruhr angeftiftet oder an einer auf denfelben gerichteten Ber: 
ſchwörung ſich betbeiligt haben, mit dem Tode, die übrigen an 
dem Aufrubre beteiligten Perfonen aber nur mit Zuchthaus 
nicht unter acht Jahren beftraft werden. 

Sind Handlungen, die einen Anfang der Ausführung des hoch— 
verrätherifhen Unternehmens enthalten, bei dem Aufruhre noch 
nicht begangen worden, fo daß alfo das in Art, 102 Abf. 1 
vorgefehene Verbrechen vorliegt, fo trifft aud in dieſem Falle 
nad Abſ. 2 des Art. 102 die Strenge des Gefehes, Zuchthaus 
nicht unter acht Jahren, nur diejenigen, welche ſich als Anftifter 
oder Anführer an dem Aufruhre betheiligt haben, während bie 


Übrigen Betheiligten nur mit Zuchthaue von vier bis zu zwölf 


Jahren zu beftrafen find, Bezüglich berjenigen, welche fich zu: 
gleid an einer auf den Aufruhr gerichteten Verſchwörung bethei- 
ligt haben, ift in diefem Falle nichts Befonderes beſtimmt. Sie 
trifft deshalb, wenn fie fih aud an dem Aufruhre nicht als 
Anftifter oder Anführer betheiligt haben, Zuchthaus nicht unter 
act Jahren, weil fie fi) zugleich des in Art. 102 Ziff. 2 vor: 
gefehenen Verbrechens fjchuldig gemacht haben und das Geſetz 
bezüglich der Strafbarfeit derjenigen, welche in bochverrätherifcher 
Abſicht an einer Verſchwörung Theil genommen haben, Teine 
Unterfheidung macht. 

Art. 106 enthält ſodann befondere Beftimmungen für bie Fälle, 
daß fich einzelne an dem Aufruhre betheiligte Perjonen vor den 
in Abſ. 1 diefes Artikels bezeichneten Zeitpunkten entfernt und 
zur Ordnung gefügt haben oder daß das ganze Unternehmen 
vor diefen Zeitpunkten aufgegeben wurde. Die gewöhnlichen 
Betheiligten, welche fi) vor diefen Zeitpunkten entfernt und zur 
Ordnung gefügt haben, unterliegen wegen bes Aufruhrs Teiner 
Strafe. Die Anftifter und Anführer aber find wegen des Auf- 
ruhrs nur dann ftraflos, wenn nicht nur das ganze hochverraͤthe⸗ 

19* 
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rifhe Unternehmen vor biefen Zeitpunkten aufgegeben wurbe, 
fondern fie auch felbft perfänlih dazu mitgewirkt Haben. Iſt 
das ganze Unternehmen zwar vor biefen Zeitpunkten aufgegeben 
worden, haben aber die Anftifter oder Anführer, oder einer oder 
der andere berfelben nicht felbft perſönlich dazu mitgewirkt, find 
fie 3. B. zum NAufgeben des Unternehmens dadurch genöthigt 
worden, daß gegen ihren Willen oder doch ohne ihre Veranlafjung 
bie Menge oder ein größerer Theil derſelben fich entfernte, fo 
trifft die Anführer und Anftifter, beziehungsweife diejenigen von 
ihnen, weldye nicht felbft perfönlich zum Aufgeben des ganzen Unter: 
nehmens mitgewirkt haben, Gefängniß nicht unter einem Jahre. 

Wurden gelegenheitlih des Aufruhrs andere ftrafbare Handlungen 

verübt, fo werden die hiedurch verwirkten Strafen durch ben 

Rücktritt vom Aufruhre, oder dur das Aufgeben des hochver— 

rätberifchen Unternehmens natürlich nicht befeitigt. Das Gefek 

drückt fi deshalb am Schluffe des Abf. 1 des Art. 106 dahin 
aus: „unterliegt wegen des Aufruhrs feiner Strafe. 

In welchen Fällen das Einfchreiten ber bewaffneten Macht ger 
ſetzlich gerechtfertigt ift, ergibt fi aus dem oben ſchon angeführten 
Gefege vom 4. Mai 1851. Da dur dieſes Geſetz die Beftimmuns 
gen des Strafgeſetzbuchs ſowohl über Aufruhr, als auch über die ſon— 
ftigen ftrafbaren Zufammenrottungen mehrfad ergänzt werben, fo werbe 
ich dasſelbe, und zwar ſogleich hier, nachdem ich mit ber Erläuterung 
ber vorjtehenden Artikel zu Ende gekommen bin, vollftändig mit: 
theilen. 

Nach Art. 107 greift wegen der daſelbſt bezeichneten hochver— 
rätheriſchen Unternehmungen eine Strafe dann nicht Platz, wenn das 
Unternehmen in der im Geſetze näher angegebenen Weiſe vor den 
ebendaſelbſt angegebenen Zeitpunkten freiwillig und gänzlich aufgegeben 
worden iſt. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich auf alle in Art. 102 vor: 
gefehenen bochverrätherifchen Unternehmungen mit Ausnahme des Auf- 
rubrs und des Mißbrauchs ber vom Staate anvertrauten Macht oder 
amtlihen Stellung. Dieje beiden Ausnahmen wurden deshalb gemacht, 
weil fi in Betreff des freiwilligen Abftebens vom Aufruhre in ben 
vorhergehenden Artikeln bereit8 ausreichende Beftimmungen finden, bei 
dem Falle des Mißbrauchs der vom Staate anvertrauten Macht oder 
amtlichen Stellung zu hochverrätheriſchen Zwecken es aber, abgejehen 
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von ber beſondern Strafwürdigkeit dieſes Falles, in ber Regel höchſt 
zweifelhaft iſt, ob die durch einen ſolchen Mißbrauch hervorgerufene 
Gefahr wieder vollſtändig beſeitigt werden kann. Aus welchem Motiv 
das Unternehmen aufgegeben wurde, iſt ſowohl hier als im Falle des 
Art. 106 gleichgiltig. Es genügt, daß das Unternehmen in der im 
Geſetze angegebenen Weiſe und zu der ebendaſelbſt angegebenen Zeit 
freiwillig und gänzlich aufgegeben wurde. — Ein thätlicher Angriff gegen 
Terfonen oder Sachen fommt in ber Negel entweder bei einem Aufs 
rubre oder in der Art vor, daß er eine einen Anfang ber Ausführung 
des bochverrätherifchen Unternehmens enthaltende Handlung bildet. 
In beiden Fällen hat das Aufgeben bes hochverrätheriſchen Unter: 
nehmens ſchon ohnedies die Wirkung, das Unternehmen ſtraflos zu 
machen, nicht mehr, weil im erjten Falle das Einfchreiten der bewaff: 
neten Macht nad Art. 5 des Gefehes vom 4. Mai 1851 gereditfers 
tigt ift, alfo ein ftrafbarer Aufruhr ftattgefunden hat, der zweite Fall 
aber in Art. 107 befonders vorgefehen iſt. Im fo ferne erfcheint bie 
den Fall eines thätlihen Angriffs gegen Perfonen oder Saden betref: 
fende Beftimmung als überflüffig., Da jedoch foldhe Angriffe audy bei 
andern Gelegenheiten als einem Aufrubre in folder Weife vorfommen 
innen, daß darin ein Anfang der Ausführung des hochverrätherifchen 
Unternehmens noch nicht erblidt werden kann und dba man unter fei- 
nen Umftänden dem freiwilligen Abftehen die Wirkung, das Unternehmen 
fraflos zu machen, dann mehr einräumen wollte, wenn bereits ein 
tbätliher Angriff gegen Perfonen oder Sachen ftattgefunden hat, fo hat 
man bdiefen Fall im Geſetze befonders angeführt '). 

Ich komme nunmehr auf das bereits mehrfach erwähnte durch 
Art. 3 Ziff. 7 des Einführungsgefehes aufrecht erhaltene und nur in 
Art. 13 durch Art. 12 des Einführungsgefeges mobifizirte Geſetz vom 
4, Mai 1851, das Einfhreiten ber bewaffneten Macht zur Erhal- 
tung der gefetlichen Ordnung betreffend. Dasfelbe lautet: 


N) Berh. ber K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. I S. 153 — 155, 
Verh. des Gefehg.Ausfh. der K. db. Abg. von 18%, 3b. I ©. 280-284, 
466—475 u. 493; Verb. d. K. d. Abg. von 18°Y,, Beil.:Bb. II ©. 56 u. ©. 166 
—168, Beil⸗Bd. II S. 36-38, 422 u. 423, Berh. des Geſetzg.Auoſch. der 
8. d. Reihsr. von 18%, Beil, ©. 65—72, 493 u. 494, Prot.Bd. 15. 98—109 
u. Bd. I ©. 129—130. 
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Gefes$, 
das Einfchreiten der bewafineten Macht zur Erhaltung der gefeglichen 
Ordnung betr. 


Marimilian I. 


von Gottes Gnaden König von Bayern, 
Pfalzgraf bei Rhein, 
Herzog von Bayern, Franken und in 
Schwaben ꝛc. x. 


Wir haben nah Vernehmung Unferes Staatsraths, mit 
Beirath und Zuflimmung der Kammer ber Neichsräthe und ber Kam: 
mer ber Abgeorbneten bejchlofien und verordnen, was folgt: 


Art. 1. 


Wenn bie zuftindige Givilbehörde zur Erhaltung ber innern 
Sicherheit oder der gefeglichen Ordnung die bewafinete Macht auf: 
bietet, fo muß das Aufgebot fhriftlich erfolgen, 

In Notbfällen kann dasſelbe mündlich geftellt, muB aber jo bald 
als möglich fchriftlich wiederholt werden. 


Art. 2, 


Die Militärbehbörde hat zu beftimmen, in welder Stärfe und 
aus welchen Waffengattungen die bewaffnete Macht abgeordntet wer: 
ben foll. 

Zu dieſem Zwede ift die Militärbehörde mit allen erforderlichen 
Aufſchlüſſen zu verjeben. 


Art. 3, 


Bevor, bie wirflihe Einfchreitung der bewaffneten Macht erfolgt, 
find die Zufammengerotteten durch einen Abgeordneten ber Givilbehörbe 
breimal im Namen bes Geſetzes zum rubigen Auseinandergehen auf: 
zufordern. 

Der Abgeordnete der Civilbehörde ſoll in ſeiner Amtstracht er— 
ſcheinen oder doch mit einer weißen Schärpe ausgezeichnet ſein. 

Können die Aufſorderungen nicht durch einen Abgeordneten ber 
Eivilbehörde erfolgen, fo find fie dur eine von dem Befehlshaber 
ber bewaffneten Macht abzuordnende Militärperfon vorzunehmen, 

Jeder Aufforderung gebt, infoweit es möglich ift, ein Signal 
voraus. 

Art. 4, 


Bleibt auch bie dritte Aufforderung ohne Erfolg, fo bat bie 
bewaffnete Macht von ibren Waffen den erforberlihen Gebrauch zu 
machen, 
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Die Art und Dauer biefes Gebrauches bat ber Befehlshaber 
unter eigener Verantwortlichkeit allein zu beſtimmen. 


Art, 5. 


Auch ohne Signal und Aufforderung (Art. 3) und, infoweit fie 
bereits ftattgefunden haben, ohne deren Wiederholung, ift die bewaff: 
nete Macht zu dem erforberlihen Gebrauche der Waffen befugt, wenn 
bie Aufammengerotteten 

1) auf die bewaffnete Macht eindringen, oder diefelbe auf irgend 
eine Weiſe angreifen, oder 

2) Barrifaden errichten, ober 

3) in öffentliche oder Privatgebäube eindringen oder einzubringen 
fucdhen, oder 

4) Gewaltthaten an Perfonen verüben, oder 

5) fremdes Eigenthum gewaltfam wegnehmen, bejchädigen ober 
zerjtören. 


Art. 6. 


Von den Waffen kann in allen Fällen auch gegen denjenigen 
der erforderliche Gebrauch gemacht werden, welcher fih ber Entwaff⸗ 
nung ober Verhaftung mit Gewalt wiberjegt. 


Art. 7. 


Perfonen, welche auf dem Wege zum Orte ber Zufammenrottung 
betreten werben, können zurückgewieſen, und, wenn fie bewaffnet find, 
entwaffnet und zu Haft gebracht werben. 


Art. 8. 


Auch nach erfolgter Wieberherftellung der Orbnung bat bie be 
waffnete Macht zu den nothwendigen Verhaftungen, fowie zur Ablie— 
ferung der Gefangenen mitzuwirken. 


Art. 9. 


Mer, nachdem die britte Aufforderung (Art. 3) oder ber fofortige 
Waffengebrauch (Art. 5) erfolgt ift, fortfährt, an ber Aufammenrottung 
Theil zu nehmen, fol, vorausgefegt, daß nicht in Gemäßheit anderer 
gefeglicher Beftimmungen eine höhere Strafe verwirkt ift, mit Ge: 
fängniß von einem Monat bis zu zwei Jahren beftraft werben. 

Gegen die Anftifter, Anführer und bewaffneten Theilnehmer barf 
die Gefängnißftrafe nicht unter ſechs Monaten zuerkannt werben, 


Art. 10. 
Gleichfalls mit Gefängnig von fehs Monaten bis zu zwei 
Jahren find, vorausgefegt, daß nicht in Gemäßheit anderer gefeglicher 
Beitimmungen eine höhere Strafe verwirkt ift, biejeuigen zu beftrafen, 
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welche bie gefeßwidrigen Zmwede einer Zufammenrottung baburdh unter: 
ftügen, daß fie an die Theilnehmer derfelben, es fei vor ober nad 
dem Aufgebote ber bewaffneten Macht, Geld , Lebensmittel oder an— 
bere Geſchenke, Waffen, Mumition oder andere Mittel des Wider: 
ftandes ober der Verlegung von Perfonen oder Eigenthum abgegeben 
ober beigefhafft haben. 


Art. 11. 


Wer durch Lift, Drohung oder Gewalt bie Vornahme ber im 
Art. 3 erwähnten Aufforderungen oder Cignale, oder ber fir bie 
Berfammlung ber bewaffneten Macht beflimmten Zeichen verbindbert 
oder zu verhindern fucht, fol — vorausgefept, daß nicht in Gemäß: 
beit anderer gefeglicher Beitimmungen eine böbere Strafe verwirkt 
ift, — mit Gefängniß von fehs Monaten bis zwei Jahren beftraft 
werben. , 


Art. 12. 


Jede Waffe, welche einem Theilnebmer ber Zufammenrottung 
abgenommen worben ift, fol in dem Falle feiner Verurtheilung con= 
fiscirt werben. 

Der Ausfprucd hierüber erfolgt im Strafurtheile. 


Art. 13. 


Zuſchauer, welche in der Nähe ber Aufammenrottung verweilen 
und dadurch die Herftellung ber Ordnung erſchweren, find zu einer 
Gefängnißftrafe von 8 Lagen bis zu vier Wochen oder zu einer 
Geldſtrafe von 25 bis zu 100 fl. zu verurtbeilen, wenn fie fi, nachdem 
bie dritte Aufforderung (Art. 3) oder der fofortige Waffengebraud) 
(Art. 5) erfolgt ift, gleichwohl nicht entfernten. 


Art. 14. 


Hinfichtlih der mit bem Einfchreiten der bewaffneten Macht wer: 
bundenen Kojten fommen bie Beflimmungen des Gefeged vom 
12. März 1850, die BVerpflihtung zum Erſatz bes bei Aufläufen 
biesfeits des Rheins verurfachten Schadens betreffend, in bem Pfalz: 
freife die Beftimmungen bes einfchlägigen Gejeßes vom 10. Vend. IV. 
zur Anwendung. 


Art. 15. 


Das gegenwärtige Gefeg tritt am adhten Tage nad) feiner Ber: 
fündigung durch das Gefekblatt, beziehungsweife durch das Amtsblatt 
ber Pfalz, in Wirkſamkeit. 


Gegeben München, ben 4. Mai 1851. 
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Das vorftehende Geſetz ift infoferne ganz allgemein, als es bei 
allen die geſetzliche Ordnung ftörenden ober gefährbenden Zufammen- 
rottungen, mithin namentlich bei Aufruhr und Aufſtand, fowie in 
den in Art. 109, 151, 154 und 343 Ziff. 4 des Strafgeſetzbuchs 
vorgefehenen Fällen, gleihmäßige Anwendung findet. Bezüglich ber 
Anwendbarkeit der Beftimmungen dieſes Geſetzes kommt es mithin 
darauf durhaus nicht an, in welcher Abficht, zu welchem Zwecke bie 
Zufammenrottung ftattgefunden hat. Es genügt die Thatſache, daß 
eine Zufammenrottung ftattgefunden hat und daß hiedurch die gefeßliche 
Ordnung geftört oder gefährdet wurde. Die Hauptaufgabe bes Ge: 
ſetzes beſteht darin, die Vorausfegungen, unter denen die bewaffnete 
Macht bei Zufammenrottungen einzufchreiten hat, möglichit genau gefeß: 
lid zu beftimmen. Zugleich enthält es Strafbeftimmungen gegen bie: 
jenigen, welhe an ber Aufammenrottung Theil genommen ober 
biefelbe gefährdet, oder die Herftellung der Ordnung erfchwert haben. 

Was den erften Punkt betrifft, fo fchließt fi das Geſetz genau 
an die Beitimmung des G 6 Tit. IX der Verfafjungsurkunde an, 
welche, foweit fie bieber gehört, wörtlich alſo Tautet: „Die Armee 
handelt im Innern nur dann, wenn die Militärmadht von ber kompe— 
tenten Civilbehörde förmlich dazu aufgefordert wird”. In Art. 1 
wird deshalb vor Allem beftimmt, in welcher Weife die Civilbehörde 
in einem ſolchen Falle die bewaffnete Macht aufzubieten hat. Iſt das 
Aufgebot erfolgt, fo hat natürlich die Militärbehörbe zu beftimmen, in 
weldher Stärfe und aus welchen Waffengattungen bie bewaffnete Macht 
abgeorbnet werben foll (Art. 2). Die in folder Weiſe aufgebotene 
bewaffnete Macht darf jeboh in der Regel nicht fofort einfchreiten, 
fondern es müflen die Zufammengerotteten erft in der in Art. 3 näher 
angegebenen Weife dreimal zum ruhigen Auseinandergehen aufgefordert 
werben. Erft wenn aud die dritte Aufforderung ohne Erfolg geblieben 
ift, Hat die bewaffnete Macht von ihren Waffen ben erforderlichen 
Gebrauch zu machen. Nur in den in Art. 5 fpeziell aufgezählten 
Fällen ift bie bewaffnete Macht ausnahmsweiſe befugt, aud ohne 
Signal und Aufforderung beziehungsweife ohne deren Wiederholung 
von ihren Waffen den erforderlichen Gebrand zu machen. ch bemerfe 
dabei, daß ber Fall eines thätlihen Angriffs gegen Perfonen oder 
Sachen, von dem das Strafgefeßbud, ſpricht, in den in Ziff. 4 und 5 
des Art. 5 vorgefehenen Fällen offenbar begriffen if. Die Beftim- 
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mungen ber Art. 6—8 bebürfen Feiner nähern Erläuterung. Art. 9 
bebrobt diejenigen, weldye, nachdem die britte Aufforderung oder ber 
fofortige Waffengebrauch erfolgt iſt, fortfahren, an ber Zufanmenrot= 
tung Theil zu nehmen, lediglich wegen der Thatſache diefer Theilnahme 
mit Strafe, foferne fie nicht in Gemäßheit anderer gefeslicher Beſtim— 
mungen eine höhere als die hier angebrohte Strafe verwirkt haben, 
Wie oben ſchon bemerkt wurde, kommt es bier auf den Zwed ber 
Zufammenrottung durchaus nit an, Es genügt zum Thatbeftande 
des hier vorgefehenen Vergehens die bloße Thatſache der fortgefeßten 
Theilnahme an der Zufammenrottung auch nod nad) den angegebenen 
Zeitpunkten. Der Betreffende muß jedoch wirfliher Theilnehmer, nicht 
bloßer Zufchauer geweſen fein, da auf bie bloßen Zufchauer nicht Art. 9, 
fondern Art. 13 anwendbar ift. In Abi. 2 des Art. 9 ift nur das 
Minimum, nicht auch das Marimum der Strafe erhöht. Die Strafe 
ver Anftifter, Anführer und bewaffneten Theilnehmer, beftebt mithin in 
Sefängnig von ſechs Monaten bis zu zwei Jahren. Bezüglich ber 
Frage, wer als bewaffneter Theilnehmer zu betrachten ift, verweiſe 
id) auf dasjenige, was ich darüber zu Art. 109 bemerken werde, In 
Art. 10 und 11 find Handlungen vorgefehen, durdy welche bie gefeß- 
widrigen Zwede ber Zufammenrottung unterftügt werben beziehungs- 
weife die Wieberberftellung der gefeßlichen Orbnung erſchwert oder 
gehindert wird. Sie können unter Umftänden auch als ftrafbare Theil 
nahme an den durch die Zufammenrottung oder bei Gelegenheit ber: 
ſelben verübten ftrafbaren Handlungen im Sinne des Art. 54 erfchei: 
nen, in welchem Falle diejenige Strafbeftigmung auf fie Anwendung 
findet, nach welcher die höchſte Strafe verwirkt iſt. Art. 13 iſt durch 
Art. 12 des Einführungsgefeßes mobdifizirt, der alfo lautet: „Die in 
Art. 13 des Gefeges vom 4 Mai 1851 über das Cinfchreiten der 
bewaffneten Macht zur Erhaltung der gefeßlihen Drbnung bezeichnete 
Handlung ift Polizeiübertretung und in Zukunft mit Arreft bis zu 
44 Tagen oder an Geld bis zu 50 Gulden zu beftrafen. Die übri- 
gen in dem angeführten Geſetze vorgejehenen Handlungen find Ber: 
gehen”. Durh die Sclußbeftimmung diefes Artikels ift nichts 
Neues beftimmt, da bie in Rede ftehenden Handlungen aud ſchon 
früher unzweifelhaft die Natur von Vergehen hatten. Bezüglich ber 
in Art. 13 bezeichneten Handlung aber fonnte es früher zweifelhaft 
ericheinen, ob fie als Vergehen oder als Rolizeiübertretung zu betrachten 
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if. Nunmehr ift in biefer Beziehung jeber Zweifel befeitigt und 
außerdem ift die Strafe dem Syſteme des Polizeiftrafgefehbuhs anges 
paßt. Zum Thatbeftande diefer Polizeiübertretung ift weiter nichts 
gefordert, als daß Zufchauer, welche in folder Nähe ber Zufammen- 
rottung verweilten, daß fie dadurch bie Herſtellung der Orbnung er: 
ſchwerten, fi, nachdem die dritte Aufforderung oder wegen eines ber 
in Art. 5 aufgezählten Umftände der fofortige Waffengebrauch erfolgt 
ift, gleichwohl nicht entfernt haben. 


Art. 108. 


Wer einen Andern zu einem hochverrätherifchen Unternehmen 
der im Art. 101 Biff. 1 bezeichneten Art auffordert, desgleichen 
wer öffentlid) vor einer Menfchenmenge oder mittels eines Prefi- 
erzeugniffes zu einem hochverrätherifchen Unternehmen in der Art. 
101 Diff. 2 und 3 bezeichneten Richtung auffordert, ohne daß 
diefe Aufforderung den beabfichtigten Erfolg herbeiführt, foll, wenn 
diefelbe fowohl hinfichtlic; des Bweckes als der Art der Ausfüh- 
rung eine beflimmte war, mit Gefängniß nicht unter drei Jahren 
beftraft werden. 


Der frühere Entwurf hatte in Art. 101 in Betreff der erfolg: 
Iofen Aufforderungen zu bocdverrätherifhen Unternehmungen Beſtim— 
mungen vworgefchlagen, welche von jenen bes heutigen Art. 108 wefent- 
lid) verfchieden waren. Sie wurden im Gefetgebungsausfhuffe der 
Kammer der Abgeordneten in mehrfacher Beziehung beanftandet und 
demgemäß abgeändert '). Der Entwurf von 1860 folgte Feiner biefer 
Faffungen, jondern machte einen von beiden mehrfach abweichenden 
neuen Vorſchlag, dem alljeitig zugeftimmt wurde und ber nunmehr 
unverändert den vorftehenden Art. 108 bildet. 

Art. 108 bezieht fih nur auf erfolglofe Aufforberungen. 
Hat die Aufforderung den beabfichtigten Erfolg herbeigeführt, d. h. ift 
in Folge der Aufforderung eine nach den worhergehenden Artikeln ftrafs 
bare Handlung wirklich begangen worden, fo ift der Aufforbernde nicht 
nad) Art. 108, fondern als Theilnehmer an dem hochverrätheriſchen 


2) Verb. der K. ber Nbg. von 18%, Beil. Bd. I ©. 96 u. Verh. bes 
Geſetzgeb.⸗Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 284 u. 474. 
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Unternehmen nah Art. 54 Ziff. 1 zu beftrafen. Art. 108 finbet 
aber nicht auf alle erfolglofen Aufforderungen zu bochverrätherifchen 
Unternehmungen, fondern nur auf folde von befonderer Beſchaffenheit 
Anwendung und [liegt deshalb den von erfolglofen Aufforderungen zu 
Berbrehen und Vergehen überhaupt handelnden Abf. 2 des Art. 57 
nicht unbedingt, fondern nur infoferne aus, als eine Aufforderung bie 
in Art. 108 bezeichneten Merkmale an fi trägt. Zum Thatbejtande 
bes bier vorgefehenen Vergehens ijt nämlich gefordert, daß die Auffor: 
derung fowohl hinſichtlich des Zwedes als der Art der Ausführung 
eine keftimmte war. Die Aufforderung muß alfo in der Abſicht, durch 
biefelbe ein beftimmtes in der Aufforderung bezeichnetes hochverrätheri— 
ſches Unternehmen zu veranlaffen, geſchehen fein und ſich zugleich über 
die Art der Ausführung beftimmt ausgefprochen haben. Fehlen dieſe 
Momente oder eines berfelben, fo ijt der Thatbeftand des in Art. 108 
vorgefehenen Vergehens nicht gegeben und es kann mithin auf bie in 
diefem Artikel angedrohte höhere Strafe nicht erfannt werben. Wohl 
aber Kann in einem foldhen Falle troßdem das in Abſ. 2 des Art. 57 
vorgefehene Vergeben vorliegen, da zum Thatbeftande des letztern nur 
überhaupt eine Aufforderung zu einem Verbrechen oder Vergehen, nicht 
aber die fo eben beſprochene befondere Befchaffenheit der Aufforderung 
gefordert ift. Allerdings ift aud in Art. 57 eine Aufforderung zu 
einem beftimmten Verbrechen vorausgeſetzt. Es iſt mithin im vorlies 
genden Falle aud; zur Anwendbarkeit des Art. 57 Abf. 2 erforderlich, 
daß zu einem bejtimmten bochverrätherifchen Unternehmen aufgefordert 
wurbe, allein die Aufforderung braucht weder hinſichtlich des fpeziellen 
Zweckes des Unternehmens, noch Hinfichtlih der Art der Ausführung 
eine beftimmte geweſen zu fein. Wer z.B. öffentlich vor einer Mens 
fchenmenge eine Rebe hält, in welcher er entwidelt, daß bie Staates 
verfaffung aufgehoben werben müffe oder einer Aenderung bebürfe, und 
daran bie Aufforderung knüpft, deren Aufhebung oder Aenderung ges 
waltfam zu erzwingen, ohne fich jeboch über bie Art der Ausführung 
näher auszufprecdhen, macht fid) damit wohl des in Art. 57 Abſ. 2, 
nicht aber des in Art. 108 vorgefehenen Vergehens ſchuldig. Hat er 
aber außerdem bezüglich der Ausführung beftimmte Vorfchläge gemacht, 
z. B. die Menge aufgefordert, fidy bewaffnet zufammenzurotten und in 
bas königliche Schloß oder in den Gitungsfaal einer Kammer bes 
Landtags einzubringen und auf dieſe Weife den nach feiner Darftellung 
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nöthigen Beſchluß zu erzwingen, fo Tiegt, wenn feine Aufforderung 
erfolglo8 geblieben ift, das in Art. 108 vorgefehene Vergehen vor. 

In einer andern Beziehung verlangt aber der Art. 108 weniger, 
als Art. 57 Abf. 2. Lesterer verlangt nämlich immer zum hate 
bejtande, daß die Aufforderung öffentlid vor einer Menſchenmenge oder 
mittel8 eines Preßerzeugniffes ftattgefunden hat, während Art. 108 
dieſes Erfordernig nur dann ftellt, wenn zu einem hochverrätheriſchen 
Unternehmen in der Art. 101 Ziff. 2 und 3 bezeichneten Richtung 
aufgefordert worben ift. In diefer Beziehung genügt mithin, wenn zu 
einem bochverrätherijchen Unternehmen der in Art. 101 Ziff. 1 be: 
zeichneten Art aufgefordert wurde, zum Thatbeftande des in Art, 108° 
vorgefehenen Vergehens jede Art von Aufforderung, alfo auch eine folche, 
welche nicht öffentlich oder vor einer Eleinern Anzahl von Leuten, die 
nicht als Menſchenmenge betrachtet werden Fann, jtattgefunden bat, ja 
ſelbſt die Aufforderung einer einzelnen Berfon. Im Uebrigen ver: 
weife ich bezüglich dieſes Erforderniffes auf dasjenige, was ich zu 
Art, 57 bemerkt habe. 

Bezüglih des in Art. 108 vorgejehenen Vergehens bat der 
freiwillige Abjtand von bem hocverrätherifhen Vorhaben feine 
Birkung’). 


Art. 109. 


Wer aufer dem Falle des Hocwerraths zu dem Bwecke, dem Sruatsgefäsr- 
Könige eine Entfchliefung abzunöthigen oder die Erlaffung oder —— 
Ausführung einer Entſchließung des Aönigs zu verhindern, die Bu- 
fammenrottung einer Menſchenmenge veranlafßt oder als Anführer 
leitet, ift mit Bucthaus von acht bis zwanzig Jahren, — 

wer fich bewaffnet an einer folchen Bufammenrotiung bethei- 
ligt, mit Gefängniß nicht unter einem Jahre, — 

wer fi) unbewaffnet daran betheiligt, mit Gefängnif bis zu 
zwei Iahren zu befirafen, 

Setheiligte, welche ſich entfernt und zur Ordnung gefügt 
haben, bevor noch ein wirkliches Einfchreiten der bewaffneten Macht 
im Gemäßheit der hierüber beftchenden gefehlichen Beflimmungen 


) Man vergleiche außer den in der vorigen Note angeführten Stellen: 
Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. I ©. 168, 
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oder eine Handlung flattgefunden hat, welche ein ſolches Einfchreiten 
gefeglich gerechtfertigt haben würde, unterliegen wegen der Bu- 
fammenrottung keiner Strafe. Bezüglich der Peranlaffer und Anführer 
gilt dies jedod nur dann, wenn das ganze Unternehmen vor dem 
eben bezeichneten Beitpunkte aufgegeben wurde und fie ſelbſt per- 
fönlich dazu mitgewirkt haben; ift zwar erfleres, aber nicht letzteres 
der Fall, fo trifft fie Gefängnif nicht unter fechs Monaten. 

Diefer Artikel fließt ſich an jene über Aufruhr an, da die bier 
vorgefehene Handlung äußerlich mit dem Aufruhre zufammenfält und 
ſich von demfelben nur durch den Zweck der Zufammtenrottung unter: 
ſcheidet. Während nämlicd zum Aufruhre hochverrätheriſche Abficht 
gehört, ift bier der Fall vorgefehen, daß die Zufammenrottung außer 
dem Falle des Hochverraths zu dem Zwecke ftattgefunden hat, 
dem Könige eine Entfchliefung abzundthigen oder die Erlaffung oder 
Ausführung einer Entſchließung des Königs zu verhindern. Die Worte 
„außer dem Falle des Hochverraths“ dürfen Deshalb nie überfehen wer: 
den. Durd fie wird ausgebrüdt, daß Art. 109 auch auf die zu 
einem der darin fpeziell angegebenen Zwecke ftattgefundenen Zuſam— 
menrottungen nur dann anwendbar ift, wenn durch diefelben Feine hoch: 
verrätherifhhen Zwede verfolgt wurden. Haben Zufammenrottungen 
zwar zu einem ber bafelbjt angegebenen Zwede, zugleich aber in hoch: 
verrätherifcher Abjiht (Art. 101 Ziff. 1—3) ftattgefunden, fo finden 
auf fie nicht die Beitimmungen des Art. 109, fondern jene der Art. 
101 —106 Anwendung. In dem Falle, daß eine Zufammenrottung 
ftattgefunden hat, um dem Könige eine Entſchließung abzunöthigen, 
hängt mithin die Frage, ob nur eine nad Art. 109 jtrafbare Hand— 
lung, oder ob ein bodverrätherifches Unternehmen vorliegt, von dem 
Segenftande der Entſchließung ab, die abgenöthigt werden wellte, 
Sollte durh die Entſchließung einer ber in Art. 101 bezeichneten 
Zwede, 3. B. eine Aenderung der Thronfolge ober ber Gtaatsverfafs 
fung oder gar eine Thronentfagung bes Königs erreicht werben, jo 
liegt ein hochverrätherifches Unternehmen im Sinne der Art. 101—106 
vor, während, wenn es ſich bei der abzunöthigenden Entſchließung nicht 
um eine Frage diefer Art, fondern nur um eine einzelne Regierungs: 
handlung, 3. B. um die Entlaffung eines Minijters, Zurüdnahme einer 
Polizeiverordnung u. dgl. handelte, der in Art. 109 vorgefehene Fall 
gegeben iſt. 
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Bezüglich der Strafbarkeit ift in Art. 109 zwifchen bewaffneten 
und unbewaffneten Theilnehmern unterfhieben. Diefer Unterſchied fin- 
det fi) auch bei verfchiedenen andern Arten von Zufammenzottungen 
und insbefondere auch in dem oben mitgetheilten Gejche vom 4. Mai 
1851. Was ich über die Frage, welche Theilnehmer als bewaffnete 
zu betrachten find, bier bemerfe, findet deshalb in allen Fällen, wo das 
Geſetz dieſe Unterfcheidung, ohne über ben Sinn berfelben etwas befon- 
deres zu beftimmen, macht, gleichmäßige Anwendung. Was vor Allem 
als Waffe zu betrachten ift, überläßt das Geſetz, wie fehon früher be: 
merkt wurde, in jedem einzelnen Falle der Beurtbeilung des Richters 
der That, der biebei, insbefondere bei Jufammenrottungen, wehl kaum 
auf eine Schwierigkeit jtoßen wird, wenn er fih nur von unnützen 
Eubtilitäten frei bält und die Sache einfah mit praktifchem Blicke 
betrachtet. Ferner hat man ſich in der Situng des Gefebgebungsaus: 
fhuffes der Kammer der Abgeordneten vom 9, Auguft 1860 alffeitig 
und ohne daß auch fpäter von irgend einer Seite eine Grinnerung 
dagegen gemacht worden märe, dahin geeinigt, daß als bewaffnete 
Theilnehmer bei Zufammenrottungen diejenigen zu betrachten feien, 
welche fich entweder zur Jufammenrottung eigens mit einer Waffe ver: 
fehen oder, falls fie eine foldhe ſchon vorher bei fid hatten, von ber: 
felben zu irgend einem Zwecke, ſei e8 auch nur zu einer Demonftration 
Gebrauch gemadt haben. 

Am Uebrigen kann ich auf dasjenige vermeifen, was ich zu 
Art. 102—106 bemerkt habe). 


Art. 110, 


Ein Bayer oder ein in Bayern ſich aufhaltender oder im Landeeverranh. 
bayerifchen Dienften flehender Ausländer, welcher, um einen Krieg 
gegen Bayern herbeizuführen, entweder ſich mit einer auswärtigen 
Regierung oder einem auswärtigen Gewalthaber in eine Unter- 
handlung einläft oder auf andere Weife Veranlaffung, Vorwand 
oder Gelegenheit zu einem folchen Ariege gibt, foll, wenn der 


—— 


1) Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil. Bo. II ©. 98, 156 u. 157, 
Verb. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. 1 S. 289, 484—486, 
492 u. 493, Verh. d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bd. IT ©. 168 u. Beil. Bd. 
MI ©. 38 u. 39, 
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Arieg wirklich ausgebrochen if, mit dem Code, anderen Falles mit 
Buchthaus nicht unter acht Iahren befiraft werden. 

Hat der Chäter fein Unternehmen mit Befeitigung jeder durch 
dasfelbe hervorgerufenen Gefahr freiwillig und gänzlic aufgegeben, 
bevor noch ein Machtheil für Bayern oder deflen Angehörige oder 
Verbündete herbeigeführt wurde, fo iſt derfelbe firaflos. 


Im Allgemeinen verweife ih auf dasjenige, was id in Bezie— 
bung auf den Landesverraih bereits zu Art, 101 bemerkt babe, und 
füge dem nur nod Folgendes bei. 


Die Beftimmung, daß nicht nur derjenige, welcher fid mit einer 
auswärtigen Regierung oder einem auswärtigen Gewalthaber in eine 
Unterbandlung einläßt, um einen Krieg gegen Bayern herbeizuführen, 
fondern audy derjenige, welcher auf andere Weife Veranlafjung, Bor: 
wand oder ©elegenheit zu einem folden Kriege gibt, als des Verbre— 
chens des Landesverraths ſchuldig zu betrachten fei, wurde vom Gefeß: 
gebungsausfhuffe der Kammer ber Abgeordneten im Jahre 1857 wegen 
ihrer Unbeftimmtheit beanjtandet und gejtrihen. Im Entwurfe von 
1860 wurde jedoch diefe Beitimmung reprobuzirt und in ben Motiven 
zu ihrer Rechtfertigung angeführt, daß fie nicht nur dem Strafgeſetz- 
buche von 1813 (Art. 300 Nr. II, 2) entfpredye, fondern aud) feines: 

wegs überflüfjig fei. Zur nähern Begründung der legtern Behauptung 
wurden befpielsweife zwei Fälle angeführt, die nunmehr, nachdem dieſe 
Beftimmung in das Geſetz aufgenommen wurde, zur Erläuterung des- 
felben dienen können, nämlich ber Fall, daß Jemand abfichtlich zu dem 
Zwede, um einen Krieg gegen Bayern herbeizuführen, einen fremden 
Monarchen oder Gefandten infultirt, und ſodann der weitere, daß 
Jemand während eines zwifchen zwei fremden Staaten bejtehenden 
Kriegs, wobei Bayern Neutralität beobachtet, einem der Friegführenden 
Theile Freifhanren aus Gebietstheilen des Königreihs zuführt. Der 
Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeordneten überzeugte ſich 
auch, daß gegen den Vorſchlag der Regierung ein gegründetes Bedenken 
dann nicht befteht, beziehungsweife ein Mißbrauch diefer Beftimmung 
dann nicht zu befürchten ift, wenn burd die Faffung Mar ausgebrüdt 
ift, daß es zum ThHatbeftande des hier vorgefehenen Verbrechens nicht 
genügt, daß eine Handlung der im Artikel bezeichneten Art überhaupt 
vorfäglih begangen wurde, fondern daß dazu weiter gefordert wird, 


* 
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baß bie Handlung in ber beftimmten Abſicht begangen wurde, dadurch 
einen Krieg gegen Bayern herbeizuführen. Er ftimmte deshalb bem 
Entwurfe im Allgemeinen bei, änderte jebod die Redaktion in ber 
Art ab, daß er die dieſe beftimmte Abfiht ausdrüdenden Worte 
„um einen. Krieg gegen Bayern herbeizuführen“ an die Spike bes 
Artikels ſetzte und diejenigen Handlungen, welde in biefer Abficht 
vorgenommen worben fein müſſen, durd; die Worte „entweder — oder“ 
miteinander verbunden, darauf folgen ließ. Mit biefer Rebaktiong: 
änderung wurde fobann dem Artikel alljeitig zugeftimmt, jo daß nun: 
mehr klar ausgebrüdt ift, daß in allen Fällen diefe beftimmte Abficht 
zum Thatbeſtande des hier vorgejehenen Verbrechens gehört. 

Art. 110 unterſcheidet, ob der Krieg wirklich ausgebrodyen ift 
oder nicht. Diefe Unterfcheidung bat jedoch nur Einfluß auf die Größe 
der Strafe. Insbefondere liegt, wenn Handlungen der im Artikel 
angegebenen Art in der foeben beſprochenen Abjicht vorgenommen wur: 
den, auch dann, wenn ber Krieg nicht ausgebrochen ift, fein bloßer 
Verſuch, fondern das vollendete Verbredhen des Art. 110 vor und von 
Straflofigkeit desfelben fann nur in dem in Abf. 2 angegebenen Falle 
die Rede fein. Die höhere Strafe ift verwirft, wenn der Krieg wir: 
li ausgebrochen ift. Es genügt im biefer Beziehung dieſe Thatfache, 
obne daß es des Beweiſes bedarf, daß der Krieg gerade durch bie 
landesverrätherifchen Handlungen des Angeklagten veranlaßt wurde !). 


Art 111, 


Ein Bayer, welcher während eines gegen Bayern ausgebro- 
chenen firieges in dem Heere des Feindes Dienfte nimmt, foll mit 
dem Tode beſtraft werden. 

Gleiche Strafe trifft den Ausländer, welcher im Dienfte des 
bayerifchen Staates ficht umd nad) dem Ausbrude eines folchen 
firieges im feindlichen Heere Dienfle nimmt, ausgenommen wenn 
diefes Heer das feines eigenen Vaterlandes ifl. 

Steht ein Bayer beim Ausbruche eines firieges gegen 
Bayern bereits in dem Militärdienfte des feindlichen Staates und 


1) Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 284, 
285, 475 u. 476, Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil. Od. IT ©. 56, 168 u, 
169 u. Beil.Bd. IT ©. 39. 
Weis, Das Strafgefegbud für dad Königreih Bayern. 20 
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verbleibt er freiwillig in demfelben, fo ift er mit Buchthaus bis zu 
zwölf Jahren zu befirafen. In leichteren Fällen ift auf Gefängnif 
nicht unter drei Iahren zu erkennen. 

In Abf. 1 und 3 ift vom Dienfte im Heere bes Feindes bezie- 
bungsweife vom Militärbienfte des feindlihen Staates die Rede. Beide 
Ausdrüde bezeichnen das Nämliche und bilden ben Gegenſatz zum Eivil- 
dienfte des feindlidyen Staates. Vom letztern fprechen biefe beiden Abſätze 
gar nicht, bezüglich des Dienftes im Heere bes Feindes aber machen 
fie keinerlei Unterſchied. Es ift deshalb zur Anwendbarkeit diefer 
gefeglichen Beftimmungen nicht gefordert, daß ber Betreffende die Waf⸗ 
fen gegen den bayeriſchen Staat getragen, nody weniger, daß er gegen 
das bayerifche Heer wirklich gekämpft bat, fie finden auch auf denjeni- 
gen Anwendung, welcher 3. B. nur ald Arzt, als Militärverwaltungs- 
beamte oder in ähnlicher Eigenfchaft in bem Heere bes Feindes Dienfte 
genommen bat, beziehungsmeife in dem Militärdiente bes feindlichen 
Staates freiwillig verblieben ift. 

In Abf. 2 ift generell vom Dienfte des bayeriſchen Staates, 
alfo vom Eivildienfte ebenfo gut, als vom Militärdienfte die Rebe, 
Diefe allgemeine Faffung ift abfichtlid gewählt worden, weil man bie 
Strafbeftimmung dieſes Abſatzes auf jeden Ausländer anwenden wollte, 
der bem bayeriſchen Staate gegenüber beftimmte Verpflichtungen übers 
nommen bat, was dann ber Fall ift, wenn er in befjen Dienft ftebt, 
gleichgiltig ob ber Dienft ein Civil- oder ein Militärdienft if. Da— 
gegen ift in Webereinftimmung mit bem Inhalte und ber Aufgabe bes 
ganzen Artikel auch diefer Ausländer nur für den Fall mit Strafe 
bedroht, dag er im feindlichen Heere, aljo im oben erläuterten 
Sinne Militär:Dienfte nimmt. Cine allgemeine Ausnahme ift für 
ben Fall gemacht, daß das Heer, in weldem ein folder Ausländer 
Dienfte nimmt, das feines eigenen Baterlandes ift. Diefe Ausnahme 
hängt mit den Beitimmungen bes Tit. IV $ 4 ber Berfaffungsurfunde 
und bes bamit übereinftimmenben $ 7 ber erften Beilage zur Verfafs 
fungsurfunde (Edikt über das Indigenat) zufammen Tit. IV 6 4 
ber BVerfaffungsurfunde lautet: „Kronämter, oberfte Hofämter, Civil: 
ftaatsbienfte und oberjte Militärftellen, wie auch Kirchenämter oder 
Pfründen Finnen nur Eingebornen oder verfaffungsmäßig Naturalifirten 
ertheilt werben“. In andere als die bier genannten Dienfte bes 
bayerifchen Staates, insbefondere in alle Militärbienfte, welche nicht 
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zu ben oberften Militärftellen gehören, kann alfo nad) dieſer Berfaf- 
fungsbefiimmung auch der Ausländer treten und es kommt im folge 
deſſen öfter vor, daß Ausländer Offiziere in ber bayerifchen Armee 
find. Es wäre nun hart, ja ungerecht, einem ſolchen Ausländer, wenn 
zwiſchen Bayern und feinem Lande ein Krieg ausbricht, unterfagen zu 
wollen, ben bayerifchen Dienjt zu verlaffen und in ben Dienft feines 
eigenen Baterlandes, wohin ibn offenbar bie größere Prlicht ruft, zu 
treten. Es wäre dies um fo weniger bei uns zu billigen, ale $ 11 
ber, angeführten Berfaffungsbeilage den bayeriſchen Untertbanen, welde 
mit ausbrüdlicher Löniglicher Erlaubniß in fremde Dienfte getreten find, 
die Berpflitung auferlegt, auch ohne bejondere Zurüdberufung ben 
fremben Dienft zu verlaffen, fobald die Madt, in deren Dienft fie 
fteben, in Kriegsſtand gegen Bayern tritt, an welche Berfaffungsbeitim- 
mung fih Abſ. 3 des Art. 141 anſchließt. Dabei verftebt es ſich 
aber, von felbft, daß fi auf diefe Ausnahme nur derjenige berufen 
fann, welcher beim. Ausbruche des Kriegs noch wirfliih Ausländer if, 
nämlidy das. bayerifche Indigenat noch nicht erworben hat. Derjenige, 
welcher zwar früher dem feindlichen Staate angehörte, allein aus dem: 
ſelben nach Bayern übergefiedelt und Angehöriger des bayerifchen 
Staates geworben iſt, fann dieſe Ausnahme nicht für ſich anrufen, da 
er nach feinem jetzigen Verhältniſſe beurtheilt werden muß, hiernach 
Bayer iſt und auf ihn mithin nicht Abſ. 2, ſondern Abſ. 1 des 
Art, 111 Anwendung findet. Zweifelhaft könnte die Frage auf den 
eriten Blick bezüglich derjenigen erſcheinen, die das bayeriſche Indigenat 
durch königliches Dekret erworben haben und denen hiebei gejtattet worden 
ift, ihr bisheriges fremdes Indigenat beizubehalten, die alfo Angehörige 
von ‚zwei verfchiedenen Staaten find. Wirklihe Schwierigkeit kann 
jedoch diefer Fall nicht bereiten. Nah $ 3 lit. o der angeführten 
Berfaffungsbeilage erfcheinen diejenigen, welche fich in diefer Lage bes 
finden, als wirkliche Bayern. Sie find deshalb nah Abſ. 1 des 
Art. 111 zu beurtheilen und können fi mithin auf die in Abſ. 2 
gemachte Ausnahme nicht berufen. 

Schließlich ift übrigens noch darauf aufmerffam zu maden, daß 
fi die in Rede fichende Ausnahme nur auf das in Art. 111 Abſ. 2 
vorgefehene Verbrechen bezieht, ven Ausländer alfo gegen jonftige Strafen, 
bie er etwa noch verwirft hat, in Feiner Weife ſchützt. Insbeſondere 
unterliegt er der Strafe der Defertion, wenn ev nicht in ordnungsmäßiger 

20 * 


308 Strafgefeß, Artifel 112. 


Weife aus der bayerifchen Armee- ausgetreten, fondern aus berfelben 
befertirt ift ). 


art 112; 


Ein Bayer oder ein in Bayern fi aufhaltender oder in 
bayerifchen Dienften flehender Ausländer, welcher zur Beit eines 
gegen Bayern ausgebrochenen Krieges einer feindlichen Macht Wor- 
fchub leiftet oder den Truppen Bayerns oder feiner Verbündeten 
Hinderniffe in den Weg legt oder Aachtheile zufügt, foll mit Bucht- 
haus bis zu zwölf Iahren befiraft werden. 

Hat aber der Chäter 

1) Städte, Feſtungen, Päſſe oder andere Vertheidigungspoften 

oder Angehörige der bayerifchen oder verbündeten Heere 
in Seindesgewalt gebracht, oder 

2) Befeftigungen, Beughäufer, Kaſſen, Magazine oder Vor- 

räthe von Waffen oder anderen Kriegsbedürfniſſen in 
feindliche Gewalt gebracht, zerflört oder unbrauchbar ge- 
macht, oder 

3) dem Seinde als Aundfchafter gedient oder einer feindli- 

chen Aundichaftung Vorſchub geleiftet, dem Feinde Ope- 
rationspläne, Wiffe von Feſtungen, fagern oder anderen 
militäriſch bedeutfamen Punkten oder Wachrichten über 
Stärke oder Stellung von Truppen und dergleichen mit- 
getheilt, oder 

4) dem Feinde Mannfchaft zugeführt, oder ihm Waffen oder 

anderen firiegsbedarf verfchafft, oder 

5) Angehörige der bayerilchen oder verbündeten Heere zu 

Meuterei, Sahnenflucht oder Heberlaufen verführt, 
fo ift auf Todesſtrafe zu erkennen. 

Abſ. 1 diefes Artikels enthält die vom Geſetze zum Thatbeftande 
bes bier vorgefehenen Verbrechens verlangten Merkmale. Abſ. 2 ent- 


) Verb. ber 8. d. Nbg. von 18%, Beil.Bb. I S. 153155; Verh. 
bes Gefepg.Ausih. der K. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 285, 286, 476 und 
477; Verb. der K. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bd. II ©. 169 und Beil,Bd. IN 
©. 39, 423, 469 u. 470; Verh. des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Reichsr. 
von 1859 — 1861, Beil. Sa76, 77, 494 u. 495 u, Prot.Bd. I ©. 116 u. 
117 und Bd. II ©. 133 u. 292. 
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hält nur Auszeichnungen, wegen welcher eine höhere Strafe eintritt, 
Es müſſen mithin auch in ben hier befonders aufgezählten Fällen, ba: 
mit die Handlung ftrafbar fei, die in Abi. 1 angegebenen Merkmale 
vorliegen. Nur erblidt das Gefek in den in Abſ. 2 aufgezählten 
Handlungen ſchon an fih und ohne daß es in dieſer Beziehung eines 
weiteren Nachweiſes bedarf das im Abf. 1 geforderte Merkmal, daß 
hiedurch einer feindlihen Macht Vorſchub geleiftet oder den Truppen 
Bayerns oder feiner Verbündeten Hinderniffe in den Weg gelegt ober 
Nachtheile zugefügt wurden. 

Vor Allem verlangt Art. 112 zum Thatbeftande, daß die hier 
vorgefehenen Handlungen zur Zeit eines gegen Bayern ausgebrocdhenen 
Krieges begangen wurden. Natürlich ift nicht unbedingt verlangt, daß 
eine fürmliche Kriegserflärung vorausgegangen ift, da Kriege erfahrungs: 
gemäß zuweilen auch ohne Kriegserflärung begonnen werben, Es ge: 
nügt, daß der Krieg thatfählid wirklich ausgebrochen iſt. Dagegen 
genügt es zur Anwendbarkeit des Art. 112 nicht, daß ſich zur Zeit, 
wo die infriminirte Handlung vorgenommen wurde, die Armeen gerüftet 
gegenüber ftanden. Allerdings wollte der Entwurf auch ſolche Fälle 
dadurch treffen, daß er nicht blos von ausgebrochenem, fondern auch 
von drohendem Kriege ſprach. Diefem Vorſchlage wurbe jedoch 
nicht zugeftimmt. 

Ferner findet Art. 112 nur dann Anwendung, wenn eine ber 
bier vorgejehenen Hanblungen von einem Angehörigen bes bayerifchen 
Staates oder von einem in Bayern ſich aufhaltenden ober in bayeri— 
ihen Dienften jtehenden Ausländer begangen wurde. Sonftige Aus: 
länder können mithin nicht in Gemäßheit bdiefes Artikels zur Strafe 
gezogen werben, was aber begreiflich nicht hindert, eintretenden Falles 
nad) Kriegsrecht gegen fie zu verfahren. Endlich kann das bier bor: 
gefehene Verbrechen nur gegen den bayeriſchen Staat oder deffen Ber: 
bündete begangen werben. Unter Verbündeten find natürlidy hier nur 
ſolche zu verftchen, welhe an dem ausgebrochenen Kriege wirklich Theil 
nehmen. Ob aber die Handlung innerhalb oder außerhalb ber baye— 
riſchen Gränzen begangen wirb, ift, wenn bie fonftigen Vorausſetzungen 
der Anwendbarkeit bes Art. 112 vorliegen, gleichgiltig, wobei nicht 
überfehen werden darf, daß Handlungen der hier vorgefehenen Art, 
wen fie auch unmittelbar nur gegen bie Truppen eines mit Bayern 
verbünbeten Staates gerichtet find, in ber Wirklichkeit doch auch immer 
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gegen ben bayeriſchen Staat gerichtet find. Es liegt dies in ber 
Natur der Sache, weil die Verbündeten gleichen Zweck verfolgen, ein 
ihren Truppen in ben Weg gelegtes Hinderniß oder zugefügter Nach— 
theil mithin immer auch dem bäyerifhen Staate zum Nadhtbeile 
gereicht. 

Anlangend die zum Thatbejtande des bier vorgefehenen Verbre: 
chens verlangten Handlungen, fo kann vorkommenden Falles darüber 
wohl fein Zweifel beftehen, durch welche Handlungen ber feindlichen 
Macht Vorſchub geleiftet oder ben Truppen Bayerns oder feiner Ber: 
bünbeten Nachtbeil zugefügt worden ift. Zweifelhaft kann es aber auf 
den erſten Blick erfcheinen, welche Handlungen der Gefetgeber im Auge 
hatte, als er auch noch den Fall anführte, daß ben Truppen Bayerns 
ober feiner Verbündeten Hinderniffe in ben Weg gelegt wurben, ba 
natürlich nicht angenommen werben barf, daß ber Gefehgeber etwas 
Unnöthiges fagte, derfelbe mithin bei diefem Falle ftrafbare Handlungen 
im Auge gehabt haben muß, welche nicht ſchon durch bie beiden übri- 
gen Fälle getroffen find. Auch bei den Beratbungen im Gefehgebungs: 
ausihuffe der Kammer der Abgeordneten wurbe biefer Punkt wieber: 
holt angeregt und der Abftrih ber Worte „Hinderniffe in ben Weg 
legt oder” beantragt. Man überzeugte fid) jeboh, daß allerdings ges 
fährliche und deshalb hier mit Strafe zu bebrohende Handlungen vor: 
fommen fönnen, durch welche den Truppen zwar Hinberniffe in ben 
Weg gelegt, wirkliche Nachtheile aber doch nicht zugefügt werben und 
au der feindlihen Macht wenigftens nicht unmittelbar Vorſchub 
geleiftet wird. Als Beifpiele wurden das Abgraben von Straßen und 
das Zerftören einer Brüde angeführt, durch melde Handlungen ben 
Truppen wohl Hinderniffe in den Weg gelegt werben, bei benen aber 
durch foreirte Märfche oder rechtzeitige Wieberherftellungen wirkliche 
Nachtheile vermieden werden können. Aehnliche Beifpiele ließen ſich 
leicht noch mehr anführen. 

Natürlich gehören zum Thatbeftande des hier vorgefehenen Ver: 
brechens, wie bies ja bei allen ftrafbaren Handlungen ber Yall ift, 
außer den im Art. 112 aufgezählten auch noch alle jene Merkmale, 
weldye nad) ben Beſtimmungen der erften Abtheilung des gegenwärtigen 
Geſetzbuchs zur Strafbarkeit überhaupt geforbert find. Die betreffende 
Handlung muß mithin namentlih nah Art. 6 vorfätlic begangen 
worden und nach Art. 67 Ausflug des bewußten rechtswidrigen freis 


Strafgefek, Artifel 113. 311 


beftimmten Willens des Thäters fein. Wegen einer blos fahrläffigen 
Handlung kann eine Beftrafung auf Grund des Art. 112 nit ein: 
treten, und ebenfo wenig kann bied dann geſchehen, wenn berjenige, 
welcher 3. B. einer feindlihen Macht Vorſchub geleiftet hat, hiezu in 
der in Art. 67 Abſ. 2 angegebenen Weife gezwungen worden ift. 
Insbeſondere in legterer Beziehung muß man gerade bei Beurtheilung 
von Handlungen ber bier in Rede ftehenden Art jehr vorfichtig fein. 
Man muß fi in die Lage verfegen, in welcher ſich der Thäter zur 
Zeit ber That befunden bat, man barf den moralifhen Drud, ben 
eine feindliche Armee auf die Bewohner des von ihr befegten Landes 
übt, ſowie die Rüdfichten, melde diefe, um größeres Unheil abzumen: 
ven, nothwendig nehmen müfjen, nicht überfehen und man barf enblich 
im Falle eines ausgebrochenen Kriegs von ben Einzelnen feinen Wider: 
ftand verlangen, der in der Regel nicht nur nutzlos, fondern außerdem 
auch verderblid wäre. Man muß, mit einem Worte, den Berbälts 
niffen, wie fie einmal beftanden haben, vollftändig Rechnung tragen. 

Am Entwurfe fanden fih in Ziff. 5 des Abſ. 2 Hinter bem 
Worte „Ueberlaufen“ noch die Worte „oder anderer Untreue”. Ders 
felbe hatte biebei Fälle im Auge, wie 3. B. Beftehung von Schild: 
wachen oder Vorpoſten, damit diefelben Spionen durchlaſſen, Defertion 
oder Zufuhr für den Feind geftatten follen u. dgl. Diefe Worte 
wurden jedoch wegen ihrer Unbeftimmtheit und weil fie in Folge beffen 
auf Fälle angewendet werben könnten, bie ber Geſetzgeber nicht im 
Auge hatte, geftrihen. Die Fälle diefer Art find deshalb aber natürs 
lich nicht ſtraflos. Der Abftrid hat nur die Folge, daß auf fie bie 
höhere Strafe des Abf. 2 nicht angewenbet werben kann, fie unter: 
liegen aber immerhin ber Strafe des Abj. 1 '). 


Art. 113, 


Mit Bucthaus bis zu zwanzig Jahren foll beflraft werden, 
wer mit Gefährdung des bayerifchen Staates 


*) Verh. des Gefepg.Ausih. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 286 
u. 477, Verh. ber K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II ©. 169 u. Beil. Bd. IN 
©. 39, 40 u. 423, Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. db. Reiher. von 18%, 
Beil. S. 77—79 u, 495, und Prot.Bd. I S. 118—123 u, ®b. I ©. 133 
u. 134, 
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1) ein ihm aufgetragenes Staatsgefhäft mit einer auswärtigen 
Regierung treulos führt; 

2) Urkunden oder andere Beweismittel, welhe fih auf 
Rechtsverhältniffe des bayerifchen Staates zu einem andern 
Staate beziehen, verfälfcht, unterdrüct oder vernichtet oder 
endlich 

3) Urkunden, Aktenftücke, Pläne oder Wachrichten, von denen 

er weiß, daß das Wohl des Staates deren Geheimhaltung 
einer fremden Regierung gegenüber erfordert, dieſer He- 
gierung mittheilt oder öffentlid bekannt madıt. 

Diefer Artikel handelt von dem verfdiedenen Fällen des fogen. 
biplomatifchen Landesverraths. Als allgemeines Crfordernig ift im 
Eingange des Artikels verlangt, daß die Handlung mit Gefährdung 
des bayerifhen Staates vorgenommen wurde. Bei ben Berathungen 
im Gefebgebungsausfhuffe der Kammer der Abgeordneten im Jahre 
1857 wurde beſchloſſen, ftatt der angeführten Worte zu fegen: „in ber 
Abficht, den bayerifhen Staat zu gefährden”. Der Entwurf von 
1860 gebrauchte jedody wieder die Worte „mit Gefährdung bes baye- 
rifhen Staates“ und es wurde ibm nad) eingehender Beſprechung bes 
zwifchen dieſen beiden Faſſungen beſtehenden Unterfciedes gegen meinen 
auf Wiederherftellung des Beſchluſſes von 1857 gerichteten Antrag 
jetzt auch zugeſtimmt. Was nun den Unterfchieb diefer beiden Faſſun— 
gen betrifft, jo bejteht derjelbe darin, daß nad dem Beſchluſſe von 
1857 zum Thatbejtande der hier vorgefehenen Verbrechen ein fogen. 
fpezieller dolus, nämlich neben dem allgemeinen rechtswibrigen Borfaße - 
nod) die befondere Abficht, durch die betreffende Handlung den bayeri= 
Shen Staat zu gefährden, erforderlich gewefen wäre, während nad) der 
jetigen Faſſung des Geſetzes der allgemeine rechtswidrige Vorfat ge: 
nügt und außerdem nur noch als objektive Befchaffenheit der Handlung 
verlangt ift, daß diefelbe den bayeriſchen Stant gefährdet. Ob die Gefahr 
für Kriegs: oder für Friedenszeiten bereitet wird, iſt an und für ſich 
gleichgiltig. Nur darf nicht überfehen werden, daß wenn die in Ziff. 3 
vorgejehene Mittheilung zur Zeit eines gegen Bayern ausgebrochenen 
Krieged an den Feind ftattgefunden hat, in der Handlung häufig zugleich 
das in Art. 112 Abſ. 2 Ziff. 3 vorgefehene Verbrechen Tiegen 
wird, in welchem Falle natürlich die dort angebrohte höhere Strafe 
verwirkt ift. j 
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Die Anwendbarkeit dieſes Artikels ift nicht auf Inländer und 
ſolche Ausländer, die fich in Bayern aufhalten oder in baverifchen 
Dienften ftehen, bejchränft ; es Lönnen mithin auf Grund besfelben 
auch alle fonftigen Ausländer, welche fi) einer der hier vorgefehenen 
Handlungen ſchuldig gemacht haben, bei und zur Strafe gezogen wer: 
den, und zwar nad Art. 12, da die Handlung gegen den bayeriſchen 
Staat gerichtet ift, ohne Rüdficht darauf, ob fie biefelbe in Bayern 
oder außerhalb der bayerifchen Lanbesgränzen begangen haben. 

Im früheren Entwurfe Tautete Ziff. 3: „Urkunden, Attenjtüde 
Pläne oder Nachrichten, an deren Geheimhaltung dem Staate gelegen 
it, einer auswärtigen Regierung mittheilt oder öffentlid bekannt 
macht“. Nach biefer Faſſung hätte neben den übrigen Erforderniffen 
die Thatfache, daß dem Staate an der Geheimhaltung gelegen ift, zur 
Strafbarkeit desjenigen, welcher die Urkunde u. f. w. mitgetheilt bat, 
und zwar felbjt in dem Falle genügt, daß er nad den Umftänden bas 
Interefje des Staates an der Geheimhaltung gar nicht ahnen konnte. 
Auch war in biefer Faſſung nur im Allgemeinen von dem Antereffe 
des Staates an der Geheimhaltung die Rede, ohne zu unterſcheiden, 
ob er dieſes Intereſſe im Allgemeinen oder nur einer beftimmten ober 
einzelnen Regierungen gegenüber hat. Man fand dies zu weit gehend 
und ed wurde deshalb die aus einer Vergleihung der vorftehenden 
frühern Faſſung mit dem jebigen Geſetze erfichtliche Aenderung vor: 
genommen, Hiernach kann derjenige, welcher Urkunden u. f. w. einer 
fremden Regierung mittheilte oder üffentlich bekannt machte, auf Grund 
des Art. 113 Ziff. 3 nur dann bejtraft werden, wenn er zur Zeit 
der Mittheilung oder Veröffentlihung gewußt bat, daß das Wohl des 
Staates die Geheimhaltung diefer Urkunden u. ſ. w. einer fremden 
Regierung gegenüber, und zwar im Falle der Mittheilung an eine 
folhe gerade diefer Regierung gegenüber, erfordert. Hieraus folgt 
aber natürlich nicht feine unbedingte Straflofigfeit für den Tal, daß 
er das Intereſſe des Staates an der Geheimhaltung der von ihm 
mitgetbeilten oder veröffentlichten Urkunde nicht kannte. Nach Art. 113 
kann er allerdings nicht geftraft werben, allein er unterliegt, wenn er 
fih burd feine Handlung zugleic gegen andere Geſetze oder Disciplis 
narbeftimmungen verfehlt hat, den hiedurch verwirkten Strafen '). 


ı) Verb. des Gefegg.Ausih. db. K. db. Abg. von 18%, Bb. I ©. 286 
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Art. 114. 


ingriife pegen Ein Bayer oder ein in Bayern fi aufhaltender oder in 

ren bayerifchen Dienften flehender Ausländer, der gegen einen aus- 

Dorhaupt wärtigen Staat oder deffen Oberhaupt eine Handlung verübt, welche, 
wenn er fie gegen den Aönig oder den bayerifchen Staat verübt 
hätte, unter eine der Strafbeflimmungen der Art. 101 bis 108 
fallen würde, ift in den Fällen des Art. 101 mit Bucthaus bis 
zu act Iahren, in den übrigen Fällen aber, wo Buchthaus ange- 
droht iſt, mit Gefängniß nicht unter einem Iahre und, wo Gefängnif 
angedroht ifl, mit Gefängnig bis zu einem Jahre oder an Geld 
bis zu zweihundert Gulden zu beftrafen. 

In allen diefen Fällen tritt jedocd die gerichtliche Verfolgung 
nur auf Antrag der auswärtigen Regierung und, wenn diefe nicht 
zu dem deutfchen Bunde gehört, nur unter der weiteren Woraus- 
fegung ein, daß durd eine von der bayerifchen Kegierung im Ver- 
ordnungswege erlaffene Erklärung das Vorhandenfein der Gegen- 
feitigkeit anerkannt iſt. 

Die bayerifche Gefeßgebung kann allerdings nur jene Handlungen, 
welche gegen bie Eriftenz und Integrität des bayerifhen Staates gerichtet 
find, als Hochverrath betrachten. Dies hindert jedoch nicht, aus internatio- 
nalen Rüdfichten und unter gewiffen Borausfeßungen, bei deren Feſtſetzung 
nad) der Natur ber Sache vorzugsweife politifche Erwägungen entjcheiden, 
foldye Handlungen, welche, wenn fie gegen den König von Bayern ober gegen 
ben bayeriſchen Staat gerichtet geweſen wären, als hochverrätheriſche Unter: 
nehmungen erfcheinen würden, aud dann zu verfolgen und zu beftrafen, 
wenn fie gegen einen auswärtigen Staat oder deſſen Oberhaupt verübt 
worben find. Im Allgemeinen fallen bie bier vorgefehenen ftrafbaren 
Handlungen mit dem Hodverrathe und ben hochverrätherifchen Unter: 
nehmungen infoferne zufammen, als zu beren Thatbeftand die nämlichen 
Handlungen und bdiefelbe verbrecheriſche Abficht, mie fie oben zu Art. 
101—108 beſprochen wurden, erforberlih find, mit dem einzigen 
Unterfchiede, dag dieſe Handlungen und dieſe Abficht nicht gegen ben 
König von Bayern ober ben bayerifchen Staat, fondern gegen einen 
auswärtigen Staat oder deſſen Oberhaupt gerichtet waren. Mit bie: 


u. 478; Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.2b. II S. 169 u. 170 und Beil. 
3b. II ©, 40, 
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fer Befchränfung findet mithin alles dasjenige, was zu Art. 101—108 
bemerkt murbe, auch bier Anwendung. 

Weſentliche Unterfchiede beftehen außerbem noch bezüglich ber 
Auläffigkeit der Verfolgung. Während nämlich wegen ber In Art. 
101—108 befprodhenen ftrafbaren Handlungen Jeder, ber ſich derjelben 
ihulbig gemacht hat, bei und verfolgt wird, ift Art. 114 auf die An: 
gehörigen des bayerifchen Staates umd die in Bayern fi aufhaltenden 
oder in bayerifchen Dienften ftehenden Ausländer befchräntt. Es Tiegt 
dies in ber Natur ber Sache, ba für ben bayeriſchen Staat feine ge: 
nügende Veranlaſſung befteht, gegen fonftige Ausländer wegen ber bier 
vorgefehenen Handlungen firafend einzufchreiten. Dagegen kann jedoch, 
ba Art. 11 nur die Auslieferung der Inländer verbietet, bie Auslie: 
ferung folder und felbft der in Bayern fich aufhaltenden ober in 
bayeriſchen Dienften ſtehenden Ausländer ftattfinden, wenn berfelben 
nicht andere außerhalb ber Strafgefeßgebung liegenden Gründe ent: 
gegenftehen. 

Ferner tritt bezüglich der bier vorgefebenen Handlungen bie ges 
richtliche Verfolgung nur aufAntrag der auswärtigen Regierung, gegen 
welche bie betreffende Handlung gerichtet war, und falls diefe Regierung 
nicht zum beutfchen Bunde gehört, nur unter der weiteren Vorausſetzung 
der Gegenfeitigfeit ein. Die Entjcheidung darüber, ob Gegenfeitigfeit 
vorhanden ift, fteht ber bayerifchen Staatsregierung zu. Erkennt fie 
diefelbe als vorhanden an, jo erläßt fie darüber eine Erflärung im 
Berorbnungswege, und dieſe Erflärung ift für die Gerichte unbedingt 
maßgebend, fo daß ihnen alfo eine weitere Prüfung ber Nichtigkeit 
berfelben nicht zufteht, wie fie umgekehrt, fo Lange eine ſolche Erklärung 
ber bayerifhen Staatsregierung nicht vorliegt, die Gegenfeitigkeit nicht 
als vorhanden anerkennen dürfen, 

Daß, wenn burd eine unter Art. 114 fallende ftrafbare Hand» 
Iung zugleih ein anderes Strafgeſetz, das eine höhere al® bie bier 
angebrohte Strafe zuläßt, übertreten wurde, biefes letztere Geſetz und 
nicht Art. 114 zur Anwendung zu bringen ift, bebarf Angefichts bes 
Art. 84 wohl kaum ber Erwähnung Wurbe 3. B. das Oberhaupt 
eines auswärtigen Staates in Bayern ober durch einen Bayer im 
Auslande ermorbet, fo ift auf bdiefe That nicht Art. 114, fondern 
Art, 228 anzumenden, unb es verfteht fih aud von felbft, daß bie 
gerichtliche Verfolgung in biefem Falle weder von einem Antrage ber 
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auswärtigen Regierung, noch von dem Vorhandenfein ber Gegenfeitigfeit 
abhängt '). 


Art. 115. 


Berleitung von Wer einen Angehörigen der aktiven Armee zum Ungehor- 


Militärper- 


(vorn und fame gegen feine Vargeſetzten in dienfllicher oder disciplinärer 
—— * Beziehung, zur Verweigerung des Dienſtes oder zum Abfalle zu 


Untreue 


Ungehorfam. verleiten fucht, Soll mit Gefängnig bis zu einem Jahre und, wenn 


der Verſuch von Erfolg gewefen iſt, mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren beftraft werden. 

Der gleichen Strafbeftimmung unterliegt, wer fich einer der 
oben bezeichneten Handlungen gegen Angehörige der fandwehr im 
Dienfle oder bezüglih des Dienftes, welcher der Landwehr in 
Ariegszeiten zur Unterflügung der Armee innerhalb der Keichs— 
gränzen oder in Friedenszeiten zur Erhaltung der innern Sicherheit 
obliegt (Berf.-Urk. it. IX $ 5 Abf. 1 u. 3), fehuldig macht. 

Wer in anderen Sällen einen Angehörigen der Landwehr 
zum Ungehorfame verleitet oder zu verleiten fucht, fol mit Arreſt 
bis zu dreißig Tagen oder an Geld bis zu einhundert Gulden 
befiraft werden. 


Diefer Artikel ftimmt, von einigen unbedeutenden Redaktions— 
und Strafänderungen abgejehen, vollftändig mit bem Geſetze vom 
21. Mai 1851, die DVerleitung von Militärperfonen oder von Land: 
mwehrmännern zur Untreue oder zum Ungehorfame betreffend, überein 
und bat nur infoferne eine größere Anwendbarkeit, als früher ber 
Fall, daß Soldaten der aktiven Armee oder Landwehrmänner in einer 
Schrift zum Ungehorfame gegen ihre Vorgefehten, zur Verweigerung 
ihres Dienftes oder zum Abfalle aufgefordert wurden, durch eine be: 
fondere gefetliche Beftimmung, nämlich dur Art. 17 des Gefekes 
zum Schutze gegen ben Mißbraud ber Preffe vom 17. März 1850, 
vorgefehen war, letztere Beftimmung aber durch Art. 2 Abſ. 2 Ziff. 3 
bes Cinführungsgefeges aufgehoben wurde, fo daß Art. 115 jetzt auch 
auf den Fall der BVerleitung dur die Preffe anwendbar ift. 


') Berb. ber K. d. Abg. von 13%, Beil.Bd. I ©. 155 u. 156, Verb. 
des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. von 18%,, Bd. I ©. 286, 287, 479 und 
480, Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. IT ©, 40, 
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Art. 115 ftimmt, wie bemerft, von einigen unbebeutenden Re: 
daktions- und Strafänderungen abgefeben, mit bem angeführten Gefebe 
vom 21. Mai 1851 überein. E8 können mithin zu feiner Erläute: 
rung die Verhandlungen benügt werben, welche im Jahre 1851 in 
Beziehung auf dieſes Geſetz ftattgefunden haben, 

Bezüglid der Aufgabe der Landwehr beftimmt die Berfaffungs: 
urkunde in Tit. IX $ 5 Nbf. 1 u. 3 Folgendes: „Die Landwehr 
kann in Kriegszeiten zur Unterjtüßung ber ſchon durch bie Reſerve— 
bataillons verftärften Armee auf befondern königlichen Aufruf, jedoch 
nur innerhalb der Gränzen des Reiche, in militärifche Thätigkeit 
treten. — In Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung der 
innern Sicherheit mit, infoferne es erforderlih ift und die dazu be 
fimmten Truppen nicht binreichen“. An biefe verfafjungsmäßigen 
Beitimmungen fließt fidy Art. 115 vollitändig an, indem er bie Ber: 
leitung von Landwehrmännern der DVerleitung von Angehörigen der 
aktiven Armee dann velllommen gleichftellt, wenn dieſelbe gegen ſolche 
Fandwehrmänner, weldye zu dem nad vorftehenden Berfafjungsbeftim: 
mungen ihnen obliegenden Dienfte wirklich aufgeboten waren, oder doch 
bezüglich diefes Dienftes ftattgefunden bat, die Berleitung von Lands 
wehrmännern zum Ungehorfame in andern Fällen aber nur als Ueber: 
tretung behandelt, mithin den der Landwehr verfafjungsmäßig obliegenden 
Dienft von ihren fonftigen minder bedeutenden Obliegenheiten ftreng 
unterfcheidet. Daß hiebei die Verleitung der Landwehrmänner bezüg: 
lich des ihnen verfafjungsmäßig obliegenden Dienftes der Verleitung 
in biefem Dienfte vollftändig gleichgeftellt wurde, war durch die Natur 
der Sache geboten, denn zwifchen ber Verleitung eines Landwehrmannes, 
dem in Gemäßheit Tit. IX $ 5 an ihn ergebenden Rufe nicht zu 
folgen, und ber Berleitung eines zum Dienfte bereits einberufenen 
Landwehrmannes zur Verweigerung bes Dienftes befteht fein wefentlicher 
innerer Unterſchied. In beiden Arten der Verleitung liegt unter Um— 
ftänden eine bedenkliche Gefährdung des Staates, 

Zu ben Angehörigen der aktiven Armee gebören natürlich auch 
die Offiziere, Aerzte, Militärbeamten u. f. w. Das Geſetz fpricht 
nicht im Allgemeinen von Ungehorfam gegen die Vorgefesten, fondern 
nur von Ungehorfam in dienftliher oder disciplinärer Bes 
ziehung. Durch biefe im Jahre 1851 auf Vorſchlag des Ausfchufs 
ſes in das Geſetz aufgenommene nähere Bezeihnung follte, wie es im 
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Ausfhußvortrage vom 26. März 1851 heißt, ausgebrüdt werden, daß 
es ſich hier Tediglih um DBerleitung zum Ungehorfame gegen Befehle, 
Anordnungen, Geſetze oder Vorſchriften handelt, welche den wirklichen 
Waffendienſt oder die wirkliche militärifhe Disciplin betreffen. Ganz 
übereinftimmend damit erklärte der k. Megierungstommiffär in ber 
Sigung der Kammer ber Abgeorbneten vom 27. März 1851, ber 
Sinn, den die vorgefhlagene Aenderung dem Gefete gebe, fei ber 
nämliche, den bie Regierung ſchon urfprünglih bei Einbringung bes 
Geſetzes mit demjelben verbunden habe. Indem die Regierung bie Ver: 
leitung zum Ungeborfame gegen Befehle der Vorgeſetzten mit Strafe 
bebrohen wollte, habe fie geglaubt, es verftehe ſich von felbit, daß bier: 
unter nur folhe Befehle begriffen fein Könnten, welche ber Vorgeſetzte 
als folder erläßt und welchen gegenüber der Untergebene als fol: 
her vermöge feiner bdienftlihen Stellung zum Gehorfame verpflichtet 
fei; dies feien aber eben jene Befehle, die in dbienftlicher und dis— 
ciplinärer Beziehung erlaffen werben. 

Zum Thatbeftande der hier vorgefehenen ftrafbaren Handlungen 
genügt die auf DVerleitung von Angehörigen der aktiven Armee oder 
der Landwehr zu Ungehorfam oder zu Untreue gerichtete Abficht. Hatte 
der Handelnde eine weiter gehende, z. B. eine hoch: oder landesver— 
rätherifche Abficht, fo Ändert dies unter Umſtänden den ſtrafrechtlichen 
Charakter der Handlung, jo daß auf diefelbe nicht mehr Art. 115, 
fondern andere, eine höhere Strafausmefjung zulaffende gefegliche Be— 
flimmungen anzuwenden find, 

Abf. 1 des Art. 115 fpricht nicht von demjenigen, welcher ver— 
leitet hat, fondern von demjenigen, der zu verleiten ſucht, bedroht die⸗ 
fen felbftftändig mit Strafe und droht ſodann für den Yall, daß ber 
Verſuch von Erfolg gewefen ift, eine höhere Strafe an, Aus biefer 
Faffung ergibt fih, daß der Geſetzgeber in biefem Falle fon ben 
Berfuh der BVerleitung, d. h. jede auf DBerleitung von Angehörigen 
der aktiven Armee oder ber Landwehr gerichtete Handlung als vollen= 
betes Vergehen und ben eingetretenen Erfolg lediglich als einen erſchwe⸗ 
renden Umftand betrachtet, wegen beffen eine höhere Strafe verhängt 
werden kann. Hieraus folgt zugleich, daß die im vierten Hauptftüde 
der erften Abtheilung des Strafgeſetzbuchs bezüglid des Verſuchs entz 
baltenen Beftimmungen im vorliegenden Falle keine Anwendung finden, 
Gleiches gilt aud bei dem in Abſ. 3 vorgefehenen Falle. Auch bier 
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iſt der Verſuch der Verleitung der wirklichen Verleitung ganz gleich— 
geſtellt. Es erſcheint mithin auch hier der Verſuch der Verleitung als 
ſelbſtſtändige vollendete Uebertretung. Praktiſche Bedeutung hat dies 
inſoferne, als, wenn der Verſuch der Verleitung nicht als vollendetes 
Vergehen, ſondern nur als Verſuch im Sinne des Art. 47 betrachtet würde, 
die Handlung nur dann ſtrafbar wäre, wenn der Erfolg blos wegen 
äußerer vom Willen bes Thäters unabhängiger Umſtände nicht einge— 
treten ift, während es darauf, aus weldem Grunde bie Handlung 
erfolglos geblieben ift, nichts anfommt, wenn ſchon in bem Verſuche der 
Berleitung ein vollendetes Vergehen liegt '). 


Art. 116. 

Wer Andere zu ungefeßlicher Bewaffnung auffordert, des- 
gleichen wer unbefugt bewaffnete Haufen bildet, befehligt oder an 
foihen Theil nimmt oder eine Mannfchaft, von der er weiß, daß 
fie ohne gefegliche Befugniß gefammelt ifl, mit Waflen oder anderen 
Airiegsbedürfniffen verfieht, foll mit Gefängnig bis zu zwei Jahren 
beftraft werden. 

Auch zu den bier vorgefehenen ftrafbaren Handlungen genügt ber 
einfache Vorfag. War die Abſicht auf ein höher ftrafbares Meat, 
3. B. auf Hocverrath, gerichtet, fo ift die Handlung eintretenden 
Falles, wenn nämlich auch die übrigen zum Thatbeftande erforderlichen 
Momente gegeben find, nad den beöfallfigen gefelihen Beftimmungen 
zu beurtheilen. Allerdings kann dies bewirken, daß Theilneßmer ber 
nämlichen Bewaffnung, je nachdem ihnen bie eine höhere Strafbarkeit 
bedingende Abficht nachgewiefen werben kann oder nicht, theils nur ber 
in Art. 116 angebrobten theil® einer weit höheren Strafe unterliegen. 
Allein es Kann dies, wie früher fchon gezeigt wurbe, nicht blos bei 
ben bier vorgefehenen, fondern aud noch bei gar vielen andern ſtraf⸗ 
baren Handlungen vorkommen ?). 








1) Verb. des Geſetzgeb.-Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 287 
u. 481; Berh. d. 8. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. II S. 170 u. Beil.Bb. II 
©. 40 u. 423, Verh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. von 18%, Beil. S. 80 
u. 81 und Prot.Bd. I ©. 124—126; Verh. der K. ber Abg. im Jahre 1851, 
Beil. Bd. 1 ©. 46, 47, 92, 93 u. 126-130 u. Stenogr. Ber. Bd. I ©. 163 
—175 u. ©. 240—253. 

2) Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II ©. 156, 
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Ari. 337, 
zumug I: Wer bayerifche Staatsangehörige ohne obrigkeitliche Erlaub- 


fremde Mili- 

rärbienfie. niß zu auswärtigem Militärdienfte anwirbt oder fremden Werbern 
zuführt, iſt mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten zu beftrafen, 
womit Geldfirafe bis zu taufend Gulden verbunden werden kann. 


Der Verſuch diefes Vergehens ift firafbar. 


Auch die hier vorgefehene Handlung kann unter Umftänden einen 
weit graveren Charakter annehmen. Wurde 3. B. zur Zeit eines 
gegen Bayern ausgebrocdenen Krieges für ben Feind geworben, jo liegt 
das in Art. 112 Abſ. 2 Ziff. 4 vorgefehene Verbrechen vor. 

Abi. 2 erflärt auch den Verſuch diefes Vergehens für ftrafbar. 
ALS Anfang der Ausführung ift jede an einen oder mehrere bayerifche 
Staatsangehörige gerichtete Aufforderung, fi zu ausmwärtigem Militär: 
dienfte anmwerben ober fremden Werbern zuführen zu Taffen, zu betrach— 
ten, wenn biefelbe auch nicht an beftimmte Perfonen gerichtet, fondern 
nur in allgemeiner Weife erlaffen ift, vorausgefegt natürlich im letztern 
Falle, daß aus der Aufforderung felbjt oder aus den Umjtänden erhellt, 
daß es beabfichtigt ift, auch bayeriſche Staatsangehörige anzumerben 
oder fremden Werbern zuzuführen. 


Art. 118, 


* — Wer öffentlich vor einer Menſchenmenge oder mittels eines 

| Preferzeugnifles die Unverleglichkeit des Rönigs, deflen verfaflungs- 
mäßige Gewalt, die Chronfolge oder die beftchende Regierungsform 
oder die Hechtsinftitute der Familie, der Ehe oder des Eigenthums 
angreift oder mit Spott oder Verachtung behandelt, foll mit &e- 
fängniß bis zu zwei Jahren befiraft werden, womit Geldftrafe bis 
zu vierhundert Gulden verbunden werden kann. 

Gefängnißftrafe bis zu einem Jahre oder Geldftrafe bis zu 
zweihundert Gulden trifft denjenigen, welcher öffentlich) vor einer 
Menfchenmenge oder mittels eines Preferzeugniffes gegen einzelne 
Stände der bürgerlichen Gefellfchaft Verachtung oder Haß zu er- 
regen ſucht. 

Schon der frühere Entwurf hatte ald Vorausſetzung der Straf: 
barkeit der hier vorgefehenen Handlungen das Kriterium ber Deffent: 
Vichfeit verlangt und es ſprechen ſich die Motive zu demſelben bierüber 
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in folgender Weife aus: „Nur unter diefer Vorausfegung (der Oeffent⸗ 
lichkeit) kann derlei Aeußerungen jener Charakter befonderer Gefähre 
lichkeit beigemefjen werben, welder das Einſchreiten der Strafgewalt 
erheifcht, während dagegen, jo lange Aeußerungen der fraglihen Art 
nur im vertraulidhen Mittheilungen gegen Einzelne ober in kleinen 
Zirkeln von Bekannten vorkommen, kein genügender Grund zu folder 
Finfhreitung gegeben ift, vielmehr bie Iegtere im dieſen Fällen Teicht 
in gebäffige Störung bes Privatlebens ausarten könnte“). Das 
Geſetz ſtimmt im diefer Beziehung in ber Hauptfache mit dem frühern 
Entwurfe überein, indem nur die im Entwurfe gebrauchten Worte „in 
Anweſenheit Mehrerer” in die Worte „vor einer Menſchemenge“ ab: 
geändert wurden, jo daß jest im Vergleiche zum Entwurfe eine nod) 
größere Deffentlichkeit verlangt ift. Die hier vorgefchenen Handlungen 
fallen mithin, wenn das Kriterium der Deffentlichkeit fehlt, nicht unter 
die Strafbeitimmung des Art. 118. Allerdings können fie unter 
Umftänden nad) einer andern gejeglihen Beftimmung ftrafbar fein, fie 
find dann aber nad) diefer und nicht nach Art. 118 zu beurtheilen. 
Was den weitern Inhalt des Art. 118 betrifft, fo müſſen befjen 
beide Mbfäte getrennt ins Auge gefaßt werden. Abſ. 1 iſt im 
Wefentlihen dem Art. 16 des Gefeged zum Schutze gegen ben Miß- 
braud; der Preffe vom 17. März 1850 nachgebildet und unterſcheidet 
fih, von der angebrohten Strafe abgefehen, von bemfelben nur dadurch, 
daß er bie Worte „angreift oder mit Spott oder Verachtung behan⸗ 
delt” mit einander verbunden auf alle im Geſetze aufgeführten Fälle 
besieht, während Art. 16 des Preßgeſetzes bezüglich der Unverleglichfeit 
bes Königs, deſſen verfaffungsmäßiger Gewalt und ber Thronfolge, 
fowie bezüglich der Nechtsinftitute der Ehe, der Yamilie und bes 
Eigentbums nur den Ausdrud „angreift“ und bezüglid, ber beſtehenden 
Negierungsform nur die Worte „mit Spott oder Verachtung behandelt“ 
gebrauchte. Diefe Nenderung wurde, wie bie Verhandlungen im Gefet- 
gebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeorbneten beweifen, abſichtlich 
vorgenommen, weil man es nicht gerechtfertigt fand, in Beziehung auf 
ben im den angeführten verſchiedenen Fällen zu gewährenden Schuß 
einen Unterſchied zu machen, und insbefondere Angriffe auf die beſtehende | 
Regierungsform auch dann beftraft wiffen wollte, wenn letztere durch 








1) Verh. der K. d. Abg. von 184. Beil.Bb. IT ©. 156. 
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den Angriff nicht gerade mit Spott oder Verachtung behandelt wurbe. 
Bon einem Angriffe kann aber nur dann die Rede fein, wenn bie 
fraglihen Inſtitute jelbft beftritten oder geleugnet oder wenn Sätze 
aufgeftellt werden, welche deren rechtliche Eriftenz und Yortbeftand in 
Trage ftellen. Eine bloße Kritik, eine bloße Beleuchtung wirklicher oder 
vermeintliher Mißſtände in den Einrichtungen diefer Inftitute, fowie 
Borfchläge, Aenderungen in biefen Einrichtungen einzuführen, wie 3.8. 
ber Vorſchlag, die Eivilehe einzuführen, die Famäilienfideikommiſſe auf: 
zubeben u. dgl., find durd Art. 118 nicht verboten, foferne fie nicht 
auf Vernichtung der betreffenden Inftitute ſelbſt gerichtet find. Art. 118 
fpricht, übereinftimmend mit Art. 16 des Preßgefehet, nicht von ben 
AInftituten, fondern von den Rechtsinſtituten ber Yamilie, der 
Ehe und des Eigenthums. In der öffentlichen Sigung der Kammer der 
Abgeordneten vom 19. Februar 1850 hat gelegenheitlich der Berathung 
bes Preßgeſetzes eine fehr eingehende Diskuffion darüber ftattgefunden, 
welcher diefer beiden Ausdrücke im Gefeße gebraucht werben folle und 
was durch jeden berfelben ausgebrüdt werde. In Folge berfelben 
wurbe der von einem Mitgliede der Kammer geftellte Antrag, ftatt des 
Wortes Nehtsinftitute das Wort Inftitute zu fegen, abgelehnt). 
Da aud) das neue Geſetzbuch diefem Befchluffe folgte, fo können jene 
Diskuffionen zur Erläuterung benügt werben. Aus benfelben ergibt 
fich, daß die fraglichen Inftitute bier nur bezüglidy ihrer rechtlichen 
Seite, nur infomweit als fie als Grundlage der ſtaatlichen Orbnung 
erfcheinen, gefchütt werben wollten, jo daß bie fittliche Seite hier nur 
infoferne in Betracht kommt, als fie die Grundlage der Rechtseinrich- 
tung bildet, daß dagegen Angriffe auf diefe Inftitute als Einrichtungen 
ber hriftlichen Religion oder einer andern im Staate anerkannten 
Religionsgefelichaft, fowie dann, wenn in benfelben ein Angriff auf die 
Sittenlehre im Allgemeinen Tiegt, nach Art, 159 zu beurtheilen find, 
Bezüglich) des zweiten Abſatzes des Art, 118 ift Folgendes zu 
bemerken. Der frühere Entwurf bedrohte diejenigen mit Strafe, welche 
gegen einzelne Theile ber Bevölkerung bes Königreich ober. einzelne 
Stände oder Klaffen der bürgerlichen Geſellſchaft Verachtung oder Haß 
zu erregen fuchen. Der Gefebgebungsausfhuß ber Kammer der Abs 


) Verh. ber 8. d. Nbg. von 18%, flenograpbifche Berichte, Bd, II, 
S. 533—540. 
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georbneten bejchloß in feiner Situng vom 18. Mai 1857 den Ab— 
ſtrich diefer Beftimmung, weil, wie der damalige Referent fi aus: 
brüdte, bei der Gleichartigkeit ſämmtlicher Theile der Bevölkerung bes 
Königreichs und bei dem Umftande, daß Stammeshaß zwifchen denfelben 
nicht bejteht, eine Strafandrohung in erfterer Beziehung überflüffig, in 
Beziehung auf die verfchiedenen Stände und Klaffen der bürgerlichen 
Geſellſchaft aber fehr bedenklich fein würde, indem eine fefte Definition 
derjelben in unferer Geſetzgebung nicht befteht und bei dem ſchwankenden 
fonftigen Sprachgebrauche leicht zu Mißgriffen und Rechtsunſicherheit 
führen könnte. Im Entwurfe von 1860 fand ſich jedoch dieſe Beftim- 
mung wieder. Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeord: 
neten lehnte fie wiederholt ab, der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer 
der Reicheräthe ftimmte ihr aber bei und beide Ausſchüſſe beharrten 
bei den ſich folgenden Berathungen bei ihren anfänglich gefaßten Bes 
ihlüffen, fo daß biefe Beftimmung zu den wenigen gehörte, über welche 
fi) die Ausſchüſſe in ihren gefonderten Berathungen nicht verftändigten 
und über welde deshalb in einer gemeinfchaftlichen Sitzung beider 
Ausſchüſſe Berathung gepflogen werden mußte, In diefer Situng wur: 
den die gegen die fragliche Beftimmung beftehenden Bedenken nochmals 
erörtert, worauf der Neferent des Geſetzgebungsausſchuſſes ber Kammer 
der Reichsräthe, Dr. von Heintz, zu deren Befeitigung und zur Herbei— 
führung einer Verftändigung vorfchlug, die Beltimmung auf den Fall 
zu befchränfen, daß Jemand gegen einzelne Stände der bürgerlichen Gefell 
haft Verachtung oder Haß zu erregen ſucht. Diefem Borfchlage wurde 
beigeftimmt. Dabei wurde ausbrüdlich ausgefprochen, daß der Thatbeftand 
des bier vorgefehenen Vergehens nur dann vorliegt, wenn die Abficht dahin 
geht, nicht etwa öffentliche Fragen, 3. B. die Gewerbfrage, vom objektiven 
Standpunkte aus zu beurtheilen, fondern gegen gewiffe Stände abfichts 
ih die Beratung oder den Haß ihrer Mitbürger hervorzurufen. 
Darüber, was unter einzelnen Ständen ber bürgerlichen Gefellfchaft zu 
verftehen ift, haben wir Feine geſetzliche Beftimmung und auch bie 
Verhandlungen bieten hiefür feine näheren Anhaltspunkte. Die Frage 
muß mithin im einzelnen Falle nad) dem gewöhnlichen Sprachgebrauche 
entfhieben werben. Die Entjtehungsgefhichte der jebigen gefehlihen 
Beftimmung beweist aber, daß ber Ausbrud „einzelne Stände ber 
bürgerlichen Geſellſchaft“ jedenfalls in engerm Sinne genommen werben 


muß. In den Entwürfen waren, wie bemerkt, neben den einzelnen 
21* 
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Ständen auch einzelne Theile der Bevölkerung und einzelne Klaffen 
der bürgerlichen Gefellichaft erwähnt. Man fand deren Erwähnung 
bedenklich und befchränkte deshalb die Beſtimmung abfichtlih auf den 
Fall der Erregung von Verahtung oder Haß gegen einzelne Stände. 
Hieraus ergibt fi, daß der Ausdrud „einzelne Stände” nidt in fo 
weitem Sinne aufgefaßt werben darf, daß das Geſetz thatfächlich wieder 
auf die einzelnen Theile der Bevölkerung oder auf einzelne Klaffen der 
bürgerlien Gefelfhaft ausgedehnt wird. Die Gewerbsleute bilden, 
um bie durch ein Beifpiel Mar zu machen, in ihrer Gefammtheit 
allerdings nad) dem gewöhnlichen Spracgebraude einen Stand, bie 
Befiger von realen Gewerbsrechten, bie Bierbräuer u. dgl. bilden aber 
offenbar feinen Stand, während fie allerdings al® einzelne Klafjen der 
bürgerlihen Geſellſchaft zu betrachten gewefen wären !). 


Art. 119. 


Wer öffentlich in Anwefenheit Mehrerer oder mittels eines 
Preferzeugniffes wiffentlich falfche, zur Beunruhigung der Staats- 
einwohner, zur Störung des öffentlichen Wertrauens, zur Erregung 
von Gehäffigkeiten oder zur Veranlaffung von ficherheitsgefährlichen 
Bufammenrottungen geeignete Wachrichten oder Gerüchte ausftreut, 
foll mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu 
zweihundert Gulden beftraft werden. 


Auch diefer Artikel ift dem Preßgefege vom 17. März 1850 
entnommen. Er entjpridt nämlich dem Art. 19 diefes Gefehes und 
ift nur infoferne weiter, al die Worte „zur Veranlaffung von ficher: 
beitsgefährlichen Zufammenrottungen”, bie fich dort nicht fanden, bei: 
gefügt find. Zur Erläuterung werden einige Bemerkungen genügen. 
Das Geſetz verlangt, daß die Ausſtreuung mitteld eines Preßerzeug— 
nifjes oder öffentlich in Anwefenheit Mehrerer ftattgefunden bat. Von 
dem erfteren Falle abgefehen, ijt alfo auf der einen Seite nicht erfor: 


) Verb. b. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 288 u. 
481 —483; Verh. d. 8. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bd. II ©. 56 u. 170, Beil. 
2b. II ©. 40--42. 423, 424, 470 u. 471, Verb. des Geſetzg.Ausſch. d. K. b. 
Reicher. von 18%, Beil. S. 82, 495 u. 496, Prot.Bd. I S. 126—128 und 
3b. I ©. 134—136. 
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berlih, baß die betreffende Mittheilung öffentlich vor einer größern 
Zahl von Perfonen, vor einer Menfchenmenge gemacht wurde, auf ber 
andern Seite aber ijt Art. 119 auf bloße Privatmittheilungen nicht 
anwendbar. Lebteres ift jedoch nicht fo zu verſtehen, als ob der Be: 
ihuldigte, damit Art, 119 auf ihn anwendbar erfcheine, die Mitthei— 
lung an mehrere Perſonen gemadt baben müſſe. Im vorliegenden 
Kalle, jowie überhaupt in allen denjenigen Fällen, in denen das Geſetz 
zum Thatbeſtande verlangt, daß eine Aeußerung, Mittheilung u. dgl. 
öffentlih in Anmefenheit Mebrerer gemacht wurde, liegt der vom Gefeke 
verlangte Umſtand ſchon dann vor, wenn die Aeußerung oder Mitthei: 
lung an einem öffentlichen Orte, an dem fich ihehrere Perfonen befun— 
den haben, wenn glei nur an eine einzelne Perfon, jebody in ber 
Art gemacht wurde, daß aud die übrigen Perfonen fie hören konnten. 
Ob Jemand von den Letztern die Aeußerung wirflid) gehört bat, ift 
dabei gleichgiltig. — Das Geſetz gebraudt den Ausdruck „aus: 
ſtreut“. Es gibt feine Definition desfelben; er ift mithin nad) dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauche zu nehmen, der darunter eine Mittheilung 
versteht, welche im folder Weife ftattgefunden bat, daß daraus bie 
Abſicht erhellt, die Sache zu verbreiten, die betreffende Nachricht, wie 
man ſich auszudrücken pflegt, unter bie Leute zu bringen. Ob eine 
Mittheilung diefen Charakter hatte, hat der Richter ber That in jedem 
einzelnen Falle nad) den Umftänden zu entjcheiden. Aus biefem Sinne 
bes Wortes „ausſtreuen“ wollte einerfeits gefolgert werben, zum That: 
beftande bes bier in Rede ftehenden Vergehens fei cine mehrmalige 
Mittbeilung gefordert, und anderfeits, das Vergehen des Art. 119 liege 
auch dann vor, wenn eine mehrmalige Mittheilung am Einzelne jtatt- 
gefunden bat, indem die Wiederholung ber Mittheilung das Erforderniß 
der Anweſenheit Mehrerer erſetze. Beide Anfichten find jedoch irrig. 
Wenn nämlich, was den erften Fall betrifft, in der mehrmaligen Mit: 
tbeilung auch ein wichtiges Moment dafür liegt, daß der Bejchulbigte 
in böswilliger Abſicht handelte, daß er bei feiner Mittheilung wirklich 
die Abſicht Hatte, eine falfche Nachricht zu verbreiten, fo kann body nicht 
umgefehrt behauptet werben, dieſe Abficht laſſe ſich nur im Falle mehr: 
maliger Mittheilung annehmen. Auch bei einer einmaligen Mittheilung 
tann diefe Abficht Mar zu Tag liegen. Insbefondere wird dies dann 
der Fall fein, wenn in der Preſſe wifjentlih falfche Nachrichten mit: 
getheilt wurden. Es hängt dies eben von ben Umftänden ab und 
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Sache des Richters ber That ift es, unter genauer Würbigung aller 
Umftände darüber zu eutfcheiden. Anlangend ben zweiten Fall, fo 
verlangt das Gefek, von der Ausftreuung durch die Preffe abgefehen, 
ausdrücklich, daß die falfhen Nachrichten oder Gerüchte öffentlih in 
Anwefenheit Mehrerer ausgejtreut wurden, Fehlt biefes Moment, fo 
liegt feine nad Art. 119 ftrafbare Handlung vor. Iſt bies aber, 
wie nicht bezweifelt werben Tann, der Fall, fo kann die Handlung auch 
nicht durch die Wiederholung ftrafbar werben, da eine nicht ftrafbare 
Handlung durd Wiederholung nur dann ftrafbar wird, wenn das 
Geſetz dies ausbrüdlich beftimmt, was es aber im vorliegenden Falle 
nicht gethan hat. Das Gefe verlangt zum Thatbeitande des hier 
vorgefehenen Vergehens weiter, daß die ausgeftreuten Nachrichten oder 
Gerüchte falſch und außerdem geeignet find, die im Geſetze näher an— 
gegebenen Wirkungen hervorzubringen. Auch hierüber ſteht dem Richter 
ber That die Entfcheidung nad) forgfältiger Würdigung aller Verbält: 
niffe zu. Nähere Beftimmungen Tonnten hierüber im Gefete nicht 
getroffen werden und es Taffen ſich auch im biefer Beziehung ben Rich-— 
tern feine näheren Anleitungen geben, da gerade in diefer Beziehung 
fehr viel, ja faft Alles von ben Umftänden und VBerhältniffen abhängt. 
Die Verbreitung der nämlichen falfhen Nachricht kann unter Umſtän— 
ben ganz unſchädlich und unter andern Verhältniſſen fehr gefährlich 
fein. Von welcher Art im Uebrigen bie ausgeftreuten falfhen Nach— 
richten oder Gerüchte waren, ift gleichgiltig. Insbeſondere Tann «8, 
wie fi) aus den Verhandlungen im Gefebgebungsausfchuffe der Kammer 
ber Abgeordneten ergibt, feinem Zweifel unterliegen, daß unter Um— 
ftänden auch falfche Börſennachrichten unter die Beftimmung des Art. 119 
zu fubfumiren find. Daß dur die Ausftreuung die Stantsangehörigen 
wirklich beunruhigt wurben u. ſ. w., ift zum Thatbeitande des Ver: 
gehens nicht gefordert; das Gefet verlangt nur, daß die Nachrichten 
oder Gerüchte am ſich geeignet waren, dieſe Wirkung hervorzubringen. 
Derjenige, welcher bie faljhen Nachrichten oder Gerüchte ausgeftreut 
bat, muß endlich zur Zeit der Ausitreuung gewußt haben, daß biefelben 
falfh find. Er muß, mit andern Worten, abfichtlich falfche Nachrichten 
ober Gerüchte der im Geſetze angegebenen Art ausgeftreut haben. 
Der Umftand, daß er eine Quelle angeben kann, macht ihn übrigens 
allein nicht ſtraflos. Es kommt auf die Befchaffenheit der Duelle 
und bie fonftigen Umftände an. Ergibt fih hieraus, daß er an bie 
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Wahrheit der Nachricht jelbft nicht glaubte und hat er fie bennod in 
ber im Geſetze angegebenen Weife weiter verbreitet, fo unterliegt er 
troßdem ber Strafe bes Art. 119°). 


Art. 120. 


Wer den Verordnungen zuwiderhandelt, durch welche die — 


Staatsregierung bei drohendem oder ausgebrodenem friege den e 


Verkehr mit feindlichen Sändern oder feindlicd befehten Theilen des 
Staatsgebiefes verboten, befchränkt oder geregelt, die Mittheilung 
oder Verbreitung gewifler Macdrichten unterfagt oder ähnliche mit 
der Airiegsgefahr im Bufammenhange fichende Maßregeln angeordnet 
hat, foll mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis 
zu dreihundert Gulden beftraft werden. 


Das bier vorgefehene Vergehen beſteht in der Zuwiderhandlung 
gegen die von der Staatsregierung unter den im Geſetze näher ange: 
gebenen Vorausfeßungen und in den ebenfalls angegebenen Richtungen 
erlaffenen Verordnungen. Borausfesung der Anwendbarkeit bes 
Art. 120 ift mithin eine im gehöriger Weife erlaffene und publizirte 
Verordnung. Solche Verordnungen fönnen, da das Gefeß allgemein 
bon der Staatsregierung ſpricht, fowohl vom König, als auch in beffen 
Auftrag ober mit deffen Ermächtigung von dem betreffenden Staats: 
minifterium erlaffen werden. Die äußeren Stellen und Behörben 
fönnen jedoch Berordnungen biefer Art nur dann und nur infomeit 
erlaffen, als fie hiezu dur den König oder in beffen Auftrag bezie: 
hungsweife mit defien Ermächtigung durch das betreffende Staats: 
minifterium ausbrüdlich beauftragt worden find. Das Geſetz gejtattet, 
ſolche Verordnungen nicht blos bei einem ausgebrodyenen, fondern auch 
bei einem drohenden Kriege zu erlaffen. Die Entſcheidung barüber, 
wann ein Krieg droht, fteht in diefer Beziehung ausfchlieklid der 
Staatsregierung zu und bie Gerichte find nicht ermächtigt, eine ber= 
artige Verordnung beshalb für unwirkſam zu erflären, weil zur Zeit, 
wo fie erlaffen wurde, ein Krieg nicht gedroht habe. Zum That: 


un 
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beftande des hier vorgefehenen Vergehens genügt die bloße Thatfache der 
vorfäglihen Zumiderhandlung gegen eine Beftimmung ber Verordnung. 
Sing die Abficht des Handelnden weiter, fo kann in feiner Handlung 
ein durch andere gefetliche Beftimmungen mit höhern Strafen bebrohtes 
Verbrechen ober;Vergehen liegen '). 


Zweites Hauptftüd. 


Majeftätsbeleidigung, Beleidigung eines Mitgliedes der könig— 
lichen Familie oder eined auswärtigen Staatsoberhauptes. 


Art. 121. 


—— Wer außer dem Falle des Hocwerraths den König thätlich 
mifhandelt oder an ihn beleidigend Hand anlegt, foll mit dem Code 
oder in minder ſchweren Fällen mit Bucthaus nicht unter ſechzehn 
Jahren beftraft! werden. 


Art. 122, 


Wer den König durch Beſchimpfung, herabwürdigenden Spott 
oder durch Beimeflung verächtlicher Handlungen oder Gefinnungen 
beleidigt, mit Chätlichkeiten bedroht, oder ihm durch Worte oder 
Beichen Verachtung bezeigt, foll, wenn dies in Gegenwart des 
Aönigs gefchieht, mit Buchthaus bis zu zwölf Jahren, wenn t6 
öffentlich in Gegenwart Mlehrerer oder mittels eines Prefierzeug- 
niffes gefchieht, mit Gefängniß nicht unter einem Jahre, in allen 
übrigen Fällen mit Gefängniß von zwei Monaten bis zu einem 
Jahre beftraft werden. 

Da nad) Art. 101 jede in der Mbficht, den König am Körper oder 
an ber Gefundheit zu verlegen, vorgenommene Handlung das Verbrechen bed 
Hochverraths bildet, fo fallen unter Art. 121 nur jene Handlungen, 
bei denen dieſe Abficht nicht angenommen werben fann, alfo nur ganz 








') Berh. d. K. d. Abg. von 18°%,, Veil.db. ITS. 56 u. 171. 


Strafgeſetz, Artitel 123—124. 329 


x 

unbedeutende thätliche Mißhandlungen und fog. Realinjurien, Art. 122 
bandelt von fonftigen Beleidigungen des Könige. Der Fall der Ber: 
legung der dem Könige fchuldigen Ehrfurcht, der in Art. 119 bes 
frühern Entwurfs vorgefehen war, ift jet im Geſetze nicht mehr auf: 
geführt. Diefe allgemeine Faffung wurde befeitigt, um zu verhindern, 
daß jede Unterlaffung der üblichen Ehrfurdhtsbezeigungen unter das 
Strafgefeß fubfumirt werde. Hieraus folgt aber Feinesmegs, daß eine 
folde Unterlaffung unter allen Umftänden ftraflos fei. Ergibt ſich 
nämlid aus den Umftänden, daß bie Chrfurdhtsbezeigungen vorſätzlich 
in ber Abfiht unterlaffen wurden, um bem Könige burd) Zeichen Ber: 
achtung zu bezeigen oder ihn gar durch herabwürbigenden Spott zu 
beleidigen, fo liegt in ber Unterlaffung allerdings die in Art. 122 
vorgefehene ftrafbare Handlung !). 

Daß Art. 121 u. 122 nur dann anwendbar find, wenn ber 
Thäter zur Zeit ber That wußte, daß die Perfon, gegen welche er bie 
ihm zur Laft gelegte Handlung beging, der König fei, bedarf Angeſichts 
des Art. 69 Feiner befondern Erwaähnung. 


Art 123, 


Die in den Art. 121 und 122 angedrohten Strafen treffen 
auch denjenigen, welcher fid) einer der daſelbſt bezeichneten Hand- 
lungen gegen die Königin fchuldig mad. 

Diefer Artifel bedarf keiner befondern Erläuterung, Daß unter 
dem Ausdrude „Königin“ die cbenbürtige Gemahlin des regierenden 
Königs zu verftehen fei, ift wohl ſelbſtverſtändlich. 


Art. 124. 


Wer ein Mitglied der königlichen Familie thätlich mißhandelt, 2 — 
oder an dasſelbe beleidigend Hand anlegt, ſoll mit Gefängniß nicht —— 
unter reinem dahre beſtraft werden. 

Andere einem Mlitgliede der königlichen Familie zugefügte 
Ehrenkränkungen find mit Gefängniß bis zu zwei Jahren zu beftrafen. 

Unterliegt die Handlung an ſich einer fchwereren Strafbeflim- 
mung, fo ift diefe anzuwenden und die Standeswürde des Belei- 
digten bei der Strafausmeffung in Betracht zu ziehen. 


[m 


:) Berh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. II ©. 98, 99, 156 u. 157, 


Bıfeitigung 


tines auswärs- 
tigen Staats⸗ 


oberhauptes. 


Beleidigung 
ter Staatd- 
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Auch bezüglich biefes Artikels werben wenige Bemerkungen ge: 
nügen. Wer ald Mitglied ber Föniglichen Familie zu betrachten ift, 
ergibt fih aus ben Beitimmungen des Hausgefehes, Nah Abi. 1 
find nicht blos die geringern nicht ſchon an fi) durch das Gefe mit 
einer höhern als ber hier angebrohten Strafe bebrohten Körpervers 
legungen, fondern auch bie fog. Realinjurien zu beftrafen ). 

Art. 125. 

Die Beſtimmungen des Art. 124 finden auch auf denjenigen 
Anwendung, welcher fich einer der daſelbſt bezeichneten Handlungen 
gegen das Überhaupt eines auswärtigen Staates fchuldig macht. 

Die gerichtliche Verfolgung tritt nur auf Antrag der auswär- 
tigen Regierung und, wenn diefe nicht zu dem deutfchen Bunde 
gehört, nur unter der weiteren Worausfehung ein, daß durch eine 
von der bayerifchen Regierung im Verordnungswege erlaffene Er- 
klärung das Vorhandenfein der Gegenfeitigkeit anerkannt if. 


Eine Erläuterung dieſes Artikels erfcheint nicht nothwendig. 


Drittes Hanptftüd. 

Handlungen gegen bad Anfehen ber Obrigkeit und anderer mit 
öffentlichem Charakter beffeibeter Perfonen, Behörden und 
Berfammlungen. 

Art. 126, 


Wer die Staatsregierung, eine Aammer des Sandtags, eine 
öffentliche Stelle oder Behörde, eine Gefchwornenverfammlung, einen 


reglerung, bed Fand- oder Diftriktsrath, einen Wahl- oder Steuerausfchuß oder 


Yanbtages, öf- 
fentlider Be⸗ 
hörben ober ber 


bemaffneten 
Macht. 


ein Gemeindekollegium, desgleichen wer die Armee oder Sandwehr 
oder eine ihrer Abtheilungen durch Befhimpfung, herabwürdigenden 
Spott oder Beimeflung verächtlicher Handlungen oder Gefinnungen 


Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18°%,, Bd. l ©.289 u. 484—488, 
Verh. d. K. d. Abg. von 18'%,, Beil.Bb. I ©. 171. 

) Verb. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 289, 
290, 489 u. 490, Verb. db. K. d. Abg. von 18%, Beil,Bb. I ©. 171. 


Strafgefeß, Artikel 126, 331 


beleidigt, fol, wenn die Beleidigung öffentlich in Anwefenheit Meh- 
rerer oder mittels eines Preferzeugniffes oder in Gegenwart und 
während der Berufsausübung der Beleidigten verübt worden ifl, 
mit Gefängniß bis zu neun Monaten oder an Geld bis zu drei- 
hundert Gulden befiraft werden. 

Sowohl das Strafgefegbuh von 1813 als aud der Code penal 
befhränften ben Begriff der Amtschrenbeleibigung auf die Beleidigung 
einzelner Beamten. Schon das Gefeh zum Schube gegen den Miß— 
brauch der Prefie vom 17. März 1850 erweiterte jedoch diefen Begriff, 
indem es in Art. 26 die Beleidigung der Stuantsregierung, einer ber 
Kammern des Landtags, einer öffentlichen Stelle oder Behörde, einer 
Landrathsverfammlung, einer Wahl⸗, Diftriktss oder Gemeindeverfamm: 
lung ober eines Schwurgerihts mit Strafe bedrohte. Das neue 
Strafgeſetzbuch folgte dem im Preßgefebe angenommenen Syſteme, 
behnte aber ben Begriff der Amtschrenbeleidigung in biefer Richtung 
noch weiter daburd aus, daß es einerjeitd den im Preßgeſetze auf: 
gezäblten äffentlihen Behörden und Korporationen noch andere, ind: 
befondere die Armee und die Pandwehr, beifügte, und anberfeits ber 
Beleidigung durd die Preſſe jene, welche öffentlih in Anweſenheit 
Mehrerer oder in Gegenwart unb während ber Berufsausübung ber 
Beleidigten verübt worden ifl, gleichftellte. 

Mit dem Ausdrude „Staatsregierung“ bezeichnet das Geſetz bie 
Gefammtheit der verfaffungsmäßigen Organe, weldhe im Namen und 
aus Auftrag des Königs die Staatsverwaltung in oberfter Linie leiten. 
Der frühre Entwurf hatte hiebei noch den Beiſatz „Staatsregierung 
im Allgemeinen oder in einzelnen Zweigen“. Damit follte, wie ber 
t, Regierungsfommiffär in der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes 
der Kammer ber Abgeorbneten vom 20. Mai 1857 erklärte, ber Fall 
vorgefehen werben, daß beleidigende Angriffe nicht gegen bie ganze 
Staatsregierung, wohl aber gegen einzelne Zweige der Staatsverwal⸗ 
tung ftattgefunden haben, wenn 3. B. Jemand die gejammte Finanz: 
verwaltung für eine forrupte, die gefammte AYuftizpflege für eine bes 
ftehliche erflärt hat. Der Gefebgebungsausfhuß der Kanımer ber 
Abgeordneten war jeboh ber Auficht, daß in foldden Fällen eine 
Beleidigung ber Staatsregierung vorliege, weil ber Angriff immerhin 
gegen bie Staatöverwaltung an fih, wenn gleich gegen beren 
Thätigkeit in einer beftimmten Richtung, gerichtet war. Deshalb 
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und weil ber Fall, daß ein bejtimmtes Organ ber Staatsregierung 
beleidigt wurde, ohnebie® im Geſetze durch die allgemeine Anführung 
der Öffentlichen Stellen und Behörden vorgefehen ift, erachtete er ben 
angeführten Beiſatz nicht für nöthig und beſchloß deſſen Abſtrich. Die 
Staatsregierung ſchloß ſich fpäter diefer Anficht an, indem fie im Ent: 
wurfe von 1860 ben in Rede ftehenden Beifab nicht reprobuzirte. 
Aus dem Abftriche diefes Beifahes darf fomit nicht gefolgert werben, 
als feien beleidigende Angriffe gegen einzelne Zweige ber Staatsver: 
waltung ftraflos. Aus dem BVorftehenden ergibt ſich vielmehr, daß fie 
als Beleidigungen der Staatsregierung zu betrachten find. 
Beleidigungen einer Kammer bes Landtags, einer öffentlichen 
Stelle oder Behörde, einer Geſchwornenverſammlung, worunter bie 
Geſammtheit der zu einer Schwurgerichtsfigung einberufenen Gefhwornen 
zu verftehen ift, eines Lande oder Diftriftsraths, eines Wahlaus: 
ſchuſſes, welcher Ausdrud fi auf alle Ausſchüſſe bezieht, die gelegen: 
beitlih der Vornahme öffentlicher Wahlen nad den beftehenden Geſetzen 
und Verordnungen zu bilden find, eines Steuerausſchuſſes oder eines 
Gemeindekollegiums, unter welchem Ausdrude ſowohl die Magiftrate 
und Kollegien der Gemeindebevollmächtigten in ben diesfeitigen Städten 
als aud die Gemeindeausſchüſſe in den diesfeitigen Landgemeinden und 
die Gemeinberäthe in ben Gemeinden ber Pfalz zu verftehen find, 
fallen nur dann unter Artitel 126, wenn ber beleidigende Angriff 
gegen bdiefe Stellen, Behörden, Kollegien u. ſ. w. an fid) gerichtet ift, 
während Beleidigungen ber biefelben bildenden Berfonen nad) Art. 127, 
beziehungsweife den allgemeinen Beftimmungen über Ehrenkränkungen 
zu beftrafen find. Bei beleidigenden Angriffen gegen einzelne Abthei« 
lungen biefer Stellen u. f. w. muß unterfchieden werben, ob die belei= 
digte Abtheilung nad) den beftehenden organischen Einrichtungen ober 
fonftigen Geſetzen für fich zu felbftftändiger öffentlicher Thätigkeit beru— 
fen ift oder felbjt wieder eine öffentlihe Stelle u. f. w. bildet. Iſt 
bied ber Fall, jo fallen Beleidigungen berfelben allerdings unter Art. 
126, während fie andern Falles nur als Beleidigungen ber biefe 
Theile bildenden Perſonen betrachtet werben Fünnen. So liegt 3. B. 
in einem beleidigenden Angriffe gegen einen Ausfhuß einer Kammer 
des Landtags nur eine Beleidigung ber dieſen Ausfhuß bildenden 
Berfonen, weil ein folder Ausſchuß nie die Kammer als ſolche reprä: 
fentirt und auch Feine für fich wirffamen Befchlüffe faffen Fann. Da— 
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gegen fällt die Beleidigung eines mit felbftftändiger Aburtheilung von 
Rechtsſachen betrauten Senats eines Kollegialgerichts, de8 am oberften 
Gerichtshofe zur Entjheidung von Kompetenzkonflikten niedergefegten 
Senats ober eines Schwurgerichts allerdings unter Art. 126. 

Den Beleidigungen der Armee und der Landwehr find die Ber 
leibigungen einer ihrer Abtheilungen ausdrücklich gleichgeftellt. Die 
Motive zum frühern Entwurfe erläutern ben legtern Ausbrud durch 
die beigefügte Parenthefe „Regimenter, Bataillon u. ſ. w.“ Auch 
einzelne Waffengattungen find unter dem Ausdrude „Abtheilungen“ zu 
begreifen, wenn biefelben in ihrer Gefammtheit beleidigt werben. 

Die Erläuterung der weitern Beftimmung bes Geſetzes, wornad) 
Art. 126 nur dann anwendbar ift, wenn die Beleidigung öffentlih in 
Anwefenheit Mebrerer oder mittels eines Preßerzeugniffes ober in 
Gegenwart und während der Berufsausübung der Beleidigten verübt 
worden ift, will ih zu Art. 127 verfparen, weil ed zwedmäßig 
erjcheint, die Beftimmungen diefer beiden Artifel zufammenzuftellen ). 

Art. 127, 

Wer einem Mitgliede des Landtags, einem Stantsbeamten, Beichann 
einem Offiziere oder im Offiiersrange flehenden Beamten der einniaer Der 
Armee oder der Sandwehr, einem Bürgermeifler oder Magiftratsrathe 
einer unmittelbaren Stadt oder einem Geſchwornen in deflen Gegen- 
wart und während feiner Berufsausübung eine Ehrenkränkung zu- 
fügt, ift mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis 
zu zweihundert Gulden zu beftrafen. 

Gleiche Strafe tritt ein, wenn an einer der bezeichneten 
Perfonen entweder in deren Gegenwart oder öffentlich, in Anwefen- 
heit Mehrerer oder mittels eines Preßerzeugniſſes eine Ehrenkränkung 
verübt wird, welche fi auf das Berufsverhältniß oder eine Berufs- 
handlung derfelben bezieht. 

Bei näherer Prüfung diefes Artikels ftößt man vor Allem auf 
ben Ausdrud „Staatsbeamten”. Der Begriff des Staatsbeamten ift bei 
uns nicht fo feftgeftellt, daß man immer mit Bejtimmtheit fagen fann, 
wer barunter zu verftehen ift. Bei Berathung biefes Artikels in ber 


') Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. U ©. 99 u. 157; Verb. 
des Gefepgeb.:Ausich. ber K. d. Abg. von 18%, ®b, I S. 290, 291, 493 
u, 494, 
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Sitzung des Gefebgebungsausfhuffes der Kammer der Mbgeorbneten 
vom 20. Mai 1857 wurde dies allgemein anerfannt und es wurben 
deshalb auch verfchiebene Vorfchläge zu dem Zwecke gemacht, um bie 
in dem Ausdrude „Staatsbeamten” liegende Unbejtinnmtheit zu befei- 
tigen oder doch wenigftens zu mindern. Keiner dieſer Vorſchläge führte 
jedoch zu einem Refultate, da man fich bei näherer Prüfung überzeugte, 
daß bei beren Annahme einerfeitS bie Unbeftinmtheit, die man zu 
befeitigen wünfchte, body mehr oder minder bleiben, und anderſeits das 
Geſetz einen Sinn erhalten würde, den man burdaus nicht mollte. 
Man fand es ſchließlich deshalb am gerathenften, ben, wenn aud) etwas 
unbeftimmten Ausdruck „Staatsbeamter“ im Gefebe beizubehalten und 
es der Praxis der Gerichte zu überlaffen, die richtige Auffaffung des 
Begriffes „Stantsbeamter” feftzuftellen. Man glaubte Lebteres um 
fo mehr thun zu können, als die Gerichte auch ſchon bisher bei ber 
im Strafgefeßbudhe von 1813 gemachten Unterfheidung zwifchen Bes 
amten und öffentlihen Dienern, welde ebenfalls feine ſcharf 
ausgeprägte war und deshalb zu manchen Kontroverfen Veranlaſſung 
gab, die Gränzlinie im Ganzen doch fo ziemlich beftimmt gezogen 
haben. Zur Erläuterung erfcheint übrigens, von mehreren andern Bunfs 
ten, auf die ich fogleidh kommen werde, abgefehen, eine Weußerung 
dienlich, welche in der angeführten Sitzung bes Geſetzgebungsausſchuſſes 
ber Kammer ber Abgeordneten Hofrath Dollmann machte, ohne daß 
ihm in dieſer Beziehung von irgend einer Seite wiberfprocdhen wurde. 
Er bemerkte, bei der Berathung des preußifchen Strafgeſetzbuchs fei 
ebenfalls über den Begriff des Beamten viel biskutirt worden. Das 
Ergebniß fei die Einftellung des Ausdruds „öffentlicher Beamter” in 
dem Strafgeſetzbuche geweſen und diefer Begriff fei dahin firirt worden, 
daß ein öffentliher Beamter Jeder fei, dem die Verwaltung irgend 
eines Zweiges ber öffentlichen Gewalt zu feiner eigenen Verantwortung 
felbftftändig übertragen if. Daraus ergebe ſich der Gegenfa von 
öffentlichem Diener von felbit, indem diefem jene Selbftjtändigkeit er: 
mangle. In diefem Sinne fei der Ausdrud „Staatsbeamter” auch im 
Entwurfe aufgefaßt. 

Daß Art. 127 auf Beleidigungen der fogenannten öffentlichen 
Diener Feine Anwendung findet, ergibt ſich ſowohl aus dem Wortlaute 
des Artikels, ald auch aus ben Verhandlungen. Ebenſo kann ein 
Zweifel darüber nicht beftehen, daß bie hier in Nebe ſtehende Beſtim— 
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mung nur auf Beleidigungen wirfliger Staatsbeamten, nicht auch auf 
Beleidigungen bloßer Funktionäre anwendbar if. Im frühern Ent: 
wurfe war nämlich den Worten „eines Staatsbeamten” beigefügt : 
„oder einer mit den Berricdytungen eines foldyen vorübergehend oder 
ftändig betrauten Perſon“. Diefer Zufag wurde, und zwar, wie bie 
Verhandlungen beweifen, abfichtlich geftrihen, weil man die in Rede 
ftehende Beſtimmung auf die wirklihen Staatsbeamten zugefügten 
Beleidigungen beſchränken wollte. 

Das Geſetz ſpricht ausdrüdlih nur von Staatsbeamten, 
findet mithin ſchon nach feinem Wortlaute auf Beleidigungen von Be: 
amten der Gemeinden, Stiftungen u. dgl. feine Anwendung. Könnte 
in bdiefer Beziehung noch ein Zweifel beftehen, jo würbe er durch 
den Umftand befeitigt, daß das Geſetz in Betreff der einem Bür: 
germeifter oder Magiftratsrathe einer unmittelbaren Stadt zuge: 
fügten Beleidigungen eine weitere befondere Beftimmung enthält. Es 
liefert die8 ben boppelten Beweis, einmal daß ber Geſetzgeber bie 
Gemeindebeamten unter dem allgemeinen Ausbrude „Staatsbeante” 
nicht begriffen erachtet, und fodann, daß Art. 127 auf Beleidigungen, 
welche andern als den im Geſetze ausdrüdlich aufgezählten Gemeinde: 
beamten zugefügt worden find, keine Anwendung findet. Das Gefek 
Ipricht übrigens allgemein von Bürgermeiftern und Magiftratsräthen, 
macht alfo zwiſchen ben rechtskundigen und bürgerlichen Gemeinde» 
beamten biefer Kategorien feinen Unterfchied, 

In Betreff der Beleidigung von kirchlichen Behörden und Reli— 
gionsbienern enthält Art. 161 die entſprechenden Beftimmungen. 

Art. 127 findet aber auf die den in bemfelben genannten Ber: 
fonen zugefügten Beleidigungen nur unter gewiffen im Geſetze genau 
angegebenen Borausfegungen Anwendung, nämlich 

1) wenn ihnen bie Ehrenkränkung in ihrer Gegenwart und wäh: 
rend ihrer Berufsausübung zugefügt, fowie 

2) wenn an ihnen eine Ehrenfränfung, welche fi auf das Berufs: 
verhältnig oder eine Berufshandlung berfelben bezieht, entweder 
in ihrer Gegenwart oder Hffentlih in Anweſenheit Mehrerer 
ober mittels eines Preßerzeugniffes verübt wurde. 

Im erjten Falle verlangt das Gefek nicht, daß ſich die Ehren: 
fränfung auf das Berufsverhältnig oder eine Berufshandlung des 
Beleidigten bezieht, es genügt, daß ihm die Ehrenkränkung in feiner 
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Gegenwart und während feiner Berufsausübung zugefügt wurde. In 
den unter Ziff. 2 aufgezählten Fällen ift dagegen zur Anwendbarkeit 
des Art. 127 verlangt, daß fid die Ehrenkränkung auf das Berufs: 
verhältnißg oder eine Berufshandlung des Beleidigten bezieht, und außer: 
dem, daß fie entweder öffentlih in dem früher bereits erläuterten 
Sinne oder mitteld eines Preßerzeugnifjes oder in Gegenwart bes 
Beleidigten verübt wurde. In diefem alle genügt aber die Gegen: 
wart bes Beleibigten, e8 ift nicht wie in dem unter Ziff. 1 erwähnten 
Falle nöthig, daß er fi zur Zeit der Beleidigung in Ausübung eines 
Berufsgefhhäftes befunden hat. Daburh, daß das Gefek nicht blos 
von einer Berufshanblung, fondern außerdem aud von dem Berufs: 
verbältniffe bes Beleidigten fpricht, iſt ausgebrüdt, daß fich die Belei- 
digung nicht auf eine einzelne von dem Beleidigten in feinem Berufe 
vorgenommene Handlung zu beziehen braucht, ſondern daß das Geſetz 
au dann Anwendung findet, wenn ſich die Beleidigung auf die Be- 
rufsthätigkeit und das Berufsverhältniß des Belcidigten im Allgemeinen 
bezieht. 

Ih komme nunmehr auf die entſprechende Beftimmung bes 
Art. 126 zurüd. Sie weicht von den fo eben befprodhenen Beſtim— 
mungen bes Art. 127 deshalb ab, weil es fih in Art. 126 nicht 
von Beleidigungen einzelner Perſonen, fondern von Beleidigungen der 
Staatsregierung, Öffentlicher Stellen u. f. w. handelt und folglih das 
am Schluffe des Abi. 2 des Art. 127 für die bier vorgefehenen 
Fälle verlangte Kriterium bei Beleidigungen der in Art. 126 bezeich: 
neten Art ohnedies immer ſchon vorliegen muß. Eine Beleidigung ber 
Staatsregierung, einer öffentlichen Stelle u. ſ. w. an fi ift nur in 
Beziehung auf ihre Berufsaufgabe denkbar. Aus biefem Grunde ver: 
langt Art. 126 zu feiner Anwendbarkeit neben der Beleidigung ſelbſt 
nur noch, baflettere entweder öffentlich in Anwefenheit Mehrerer oder 
mittel8 eines Preßerzeugniffes oder in Gegenwart und während ber 
Berufsausübung der Beleidigten verübt worden if. In Beziehung 
auf letztern Umftand wurde übrigens in ber Sibung bes Geſetzgebungs⸗ 
ausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 10. Auguft 1860 
hervorgehoben, daß das Geſetz nicht die Anwefenheit des ganzen Kolle: 
giums u. f. w. vorausfegt, fondern daß die Anmefenheit einer einzelnen 
Abtheilung, eincd Senats u. f. w. genügt. Allerdings wird hiebei 
jedoch felbftverftändlih vorausgefeht, daß die Beleidigung nicht blos 
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gegen bie anmefenden einzelnen Perfonen, fondern gegen das Kol: 
legium uw. ſ. mw. als ſolches gerichtet ift. 

Beleidigungen, welche den in Art, 127 genannten Perfonen in 
andern als den bier vorgefehenen Fällen, fowie Beleidigungen, welche an: 
dern als den bier genannten Perfonen zugefügt werden, find natürlich 
nicht ftraflos. Können auf fie auch nicht die gegenwärtigen Bejtim: 
mungen über Amtschrenbeleidigung angewendet werden, fo unterliegen 
fie doch, wie ſich dies von ſelbſt verftebt, den allgemeinen Beftim: 
mungen über Beſtrafung von Ehrenkränkungen '). 


Art. 128. 


Wer durch ungesiemendes Benehmen vor einer öffentlichen zuaehübriäes 
Stelle oder Behörde diefelbe in ihrer Dienfverrichtung flört oder enisn 
die ihr gebührende Achtung verlegt und ungeachtet ertheilter War- 

nung diefes Benehmen fortfeßt, ſoll, vorbehaltlich der in den 

Gefehen über das Eivil- und Strafverfahren enthaltenen befondern 
Seftimmungen, mit Arreft bis zu drei Tagen oder an Geld bis zu 

zehn Gulden beftraft werden. | 


Diefer Artitel kann zu Anftänden wohl keine Beranlaffung 
geben. Er ſpricht ganz allgemein von üfjentlihen Stellen und Be: 
börden, verlangt aljo nicht, daß die ungehörige Handlung gegen einen 
wirklichen Beamten jtattgefunden hat. Er ſchützt jeden, dem ein öffent: 
licher Dienft bleibend oder vorübergehend anvertraut ift, in gleicher Weiſe 
in den bier vorgefehenen Fällen. Insbeſondere findet er auch im Falle 
ungeziemenben Benehmens gegen Gemeindebehörden, und zwar nicht blos 
gegen die in Art, 127 genannten, fondern gegen die Behörden aller Gemein: 
dem, infoferne diefelben Öffentliche Dienjte zu verrichten haben, Anwendung. 
Gr verlangt nicht wirkliche Beleidigungen oder Widerfeßungen, fondern 
es genügt zu feiner Anwendbarkeit jedes ungeziemende Benehmen, durch 
welches die öffentliche Stelle oder Behörde in ihrer Dienftverrichtung 
geftört oder durch welches die diefer Stelle oder Behörde gebührende 


— — 
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Achtung verlegt wurde. Cr verlangt aber, daß das ungeziemende 
Benehmen ungeachtet ertheilter Warnung fortgejeßt wurde. Liegen in 
dem ungeziemienden Benehmen wirklihe Beleidigungen oder Wider: 
feßungen, jo greifen matürlid die biefür angebrohten höheren Stra: 
fen Platz. 

Die Geſetze über das Civil: und Strafverfahren enthalten manch— 
fache Beftimmungen für den Fall, daß fi eine Partei ober beren 
Bertreter oder ein Dritter in einer öffentlichen Gerichtsfigung, bei 
einer durch einen Gerichtscommiſſär vorzunehmenden Handlung oder in 
ähnlichen Fällen ungeziemend benimmt. Daß an biefen befondern Be— 
flimmungen durdy den gegenwärtigen Artifel nichts geändert wird, ift 
zur Vermeidung aller Zweifel ausdrüdlid, gefagt. Auf einen wefent: 
lihen innern Unterfchied zwifchen biefen Betimmungen und jener bes 
gegenwärtigen Artifels glaube ich aber wegen feiner praktiſchen Beben: 
tung noch aufmerkfam machen zu müſſen. Die in Gemäßbeit ber 
angeführten befondern Beftimmungen erlaffenen Verfügungen haben den 
Charakter bloßer Disciplinarverfügungen. Sie hindern mithin eine 
fpätere ftrafrechtlihe Einſchreitung wegen bderfelben Handlung nicht, 
wenn biezu genügende VBeranlafjung gegeben if. Die in Art. 128 
vorgefehene Handlung ift dagegen eine wirkliche ftrufrechtliche Ueber: 
tretung. Deshalb und nad) Art. 90 kann derjenige, welder auf den 
Grund diefes Artikels verfolgt und rechtskräftig verurteilt oder frei: 
gejprochen worden iſt, wegen berjelben Thatſache nicht nochmals vor 
Gericht geftellt und beftraft werben, wenn auch die neuerliche Verfol— 
gung unter einer andern rechtlihen Dualififation der Handlung, 3. B. 
wegen Widerfegung, Amtsehrenbeleidigung, Ehrenkränkung oder dgl., 
eingeleitet werden wollte, | 

Am Entwurf von 1860 enthielt diefer Artikel noch die weitere 
Beftimmung: „Jede öffentliche Stelle oder Behörde ift in Fällen fol: 
her Art befugt, den Mebertreter fofort verhaften und bem zuftändigen 
Richter vorführen zu laffen“. Diefe Beitimmung wurbe nad) wieder: 
holten eingehenden Berathungen in den Geſetzgebungsausſchüſſen beider 
Kammern geftrihen, Abgefehen davon, daß in foldhen Fällen nach ber 
jegigen Sprache des Geſetzes jedenfalls von. feiner Verhaftung, fondern 
nur von einer proviforiihen Feftnahme die Rede fein könnte, hielt 
man nämlich eine folde Beitimmung gegenüber jener bed Art. 44 bes 
Einführungsgefepes für überfläffig, für den Fall aber, daß burd fie 
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die in der legterwähnten Beftimmung eingeräumte Befugniß zur pros 
viſoriſchen Feitnahme erweitert werden follte, für bedenklich, Die Frage, 
in welchen Fällen eine proviforifche Feſtnahme derjenigen, welche ſich 
in der in Art. 128 angegebenen Weiſe verfehlen, zuläflig ift, muß 
mithin nunmehr nad den Vorjchriften des Art, 44 des Einführungss 
geſetzes beurtheilt werden. Dabei liegt e8 übrigens in der Natur der 
Sache, daß jenen, öffentlihen Stellen und Behörden, die nicht in bie 
Kategorie der Polizeibehörden, Gendarmen und fonftigen Diener ber 
öffentlichen Gewalt gehören, die mithin zur Feftnahme die Polizei oder 
Gendarmerie requiriren müffen, die Befugniß zufteht, ingwifchen dies 
jenigen Vorſichtsmaßregeln zu ergreifen, beziehungsweife anzuorbnen, 
weldye erforderlich find, damit die Feſtnahme erfolgen kann. Auf der 
andern Geite ijt aber die requirirte Poligei oder Gendarmerie ebenſo 
berechtigt als verpflichtet, zu prüfen, ob die VBorausfegungen, unter 
denen der angeführte Art. 44 die proviſoriſche Feftnahme gejtattet, im 
vorliegenden Halle beiteben, und, falls dies nad) ihrer Anficht nicht 
der Fall it, die Yeftnahme zu verweigern’). 


Art. 129. 


Mer fi) die Ausübung eines ihm nicht auf gefeßliche Weife Anmefung 
übertragenen öffentlihen Amtes oder Dienfles anmaft, foll mit 5 
Geſängniß bis zu einem Jahre beſtraſt werden. Dienfyigen, 


Art. 130, 


Wer unbefugter Weile Uniformen oder andere Dienfizeichen, 
welche vom Stante angeordnet find, öffentlich trägt, foll mit Ge- 
füngniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu zweihundert 
Gulden beflraft werden. 


Zum Thatbeſtande der in dieſen beiben Artikeln vworgefehenen 
Bergehen gehört weiter nichts, al® daß Jemand die hier angegebenen 
Handlungen vorfäglich begangen hat. Auf das Motiv der That kommt 
es mithin, wenn es fih nur um Anwendung bdiefer Artikel handelt, 
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nicht an. Es darf aber nicht überfehen werben, daß basfelbe infoferne 
von wefentlihen Einfluffe fein kann, als die That, wenn fie im einer 
meiteren widerrechtlichen Abfiht, 3. B. in der Abfiht, einen Betrug 
zu verüben, begangen wurde, damit unter Umftänden ben Charafter 
einer höher ftrafbaren Handlung annimmt. 

Art. 129 verlangt, daß ſich Jemand die Ausübung eines ihm 
nicht auf gejegliche Weife übertragenen öffentlichen Amtes oder Dien: 
ſtes angemaßt hat. E8 genügt alfo zur Anwendung dieſes Artifel® nicht, 
daß Jemand nur vorfpiegelte, er fei mit einem gewiffen öffentlichen 
Amte oder Dienfte bekleidet. Es genügt aber auch nicht die bloße 
Vornahme einer Handlung, zu welcher nad den beftehenden Geſetzen 
sder Verordnungen nur derjenige, der mit einem gewiflen öffentlichen 
Amte oder Dienfte befleidet ift, befugt erfcheint, fondern es müflen dieje 
beiden Momente wenigftens in gewifler Beziehung zufammentreffen. 
Der Beihuldigte muß eine Handlung der fo chen bezeichneten Art 
vorgenommen und er muß dies in der Weife gethan haben, daß ſich 
feine Handlung als eine Amts: oder Dienfthandlung, als die Hand: 
lung eines zu deren Vornahme beredtigten Öffentlichen Beamten oder 
Bedienfteten darftellt, denn nur unter diefer VBorausfegung Tiegt die 
Anmakung der Ausübung eines öffentlichen Amtes oder Dienftes vor. 
Nach dem Notariatsgefege vom 10. November 1861 find nur bie 
Notare befugt, Öffentliche Verfteigerungen von Immobilien vorzunch- 
men. Ein Privatmann, welder diefer geſetzlichen Beſtimmung ent: 
gegen eine foldhe Verfteigerung vornimmt, macht ſich aber damit an 
fih noch nicht des in Art. 129 vorgefehenen Vergebens jchuldig, denn er 
maßt fih damit noch nicht die Ausübung eines öffentlichen Amtes an, 
er nimmt blos eine Handlung vor, zu deren Vornahme er geſetzlich 
nicht befugt if. Er verfällt aber der Strafe des Art. 129, wenn 
er fi bei Vornahme diefer Berfteigerung, fei ed ansbrüdlich, fei es 
durch konkludente Handlungen als Notar gerirt, ſich 3. B. ale Notar 
ausbrüdlic ausgibt, über die Verfteigerung eine Urkunde aufnimmt, 
welche die äußeren Merkmale einer Notariatsurktunde an fich trägt 
oder bergl. 

Art. 130 bedroht das unbefugte Tragen von Uniformen oder 
andern Dienftzeihen nur unter der doppelten Vorausſetzung mit 
Strafe, daß es fih um folche Uniformen oder Dienftzeihen banbelt, 
welche ber bayerifche Staat angeordnet, und fodann, daß dev Beſchul⸗ 
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digte biefelben öffentlich getragen bat. Das Tragen einer Klei- 
dung, melde wohl im Allgemeinen das Ausfehen einer Uniform bat, 
allein weder vom bayerifhen nod von einem andern Staate für irgenb 
eine Kategorie von Öffentlihen Beamten oder Bebienfteten angeordnet 
iſt, unterliegt feiner Strafe, während das unberechtigte öffentliche Tragen 
ausländifcher Uniformen oder Dienftzeichen nur nad) Art. 55 bes Polizei: 
ſtrafgeſetzbuchs ftrafbar iſt. Ebenſo unterliegt Feiner Strafe, wer eine 
ihm nicht zufommende Uniform oder ein ihm nicht zufommenbes Dienft- 
zeichen nur in feinem Zimmer oder in einer Privatgefellfchaft getragen 
bat. In der Situng des Gejehgebungsausichuffes der Kammer der 
Abgeorbneten vom 10. Auguft 1860 wurde alffeitig anerkannt, baf 
unter den vom Staate anerkannten Uniformen und Dienftzeihen im 
Sinne des Art. 130 auch jene ber eigentlichen Hofbeamten, nicht aber 
die Livreen ber Hofdienerfhaft zu veritehen feien. 

Es verfteht ſich von felbft, daß die Art. 129 u. 130 auch auf 
ehemalige Beamte oder öffentlihe Diener, welche entlaffen worden find, 
ihre Stelle niedergelegt haben oder überhaupt aus irgend einem Grunde 
wicht mehr beffeiden, dann Anwendung finden, wenn fie ſich die Aue: 
übung des von ihnen früher beffeibeten öffentlichen Amtes oder Dien— 
les anmaßen beziehungsmeife die ihnen früher zugeftandenen Uniformen 
oder fonjtigen Dienftzeichen, die ihnen aber nicht belaffen worben find, 
öffentlich tragen '). 

Die Art. 129 und 130 werben durch den oben bereit ange: 
führten Art. 55 bes Polizeiftrafgefeßbuchs mehrfah ergänzt, weshalb 
ſchließlich auf benjelben vermwiefen wird 


Art. 131. 


Wer öffentlich aufgeſtellte königliche Wappen, Staatsgränz- —* 
zeichen oder andere Hoheitszeichen, desgleihen wer öffentlich an- u Du — 
geheftete obrigkeitliche Bekanntmachungen verunglimpft, unbefugter $, und ee 
Weife abreift oder hinwegnimmt, fol mit Gefängniß bis zu mesunge. 
drei Monaten oder an Geld bis zu zweihundert Gulden beftraft 
werden. 


Der hier gebrauchte Ausbrud „verunglimpft” ift fehr allgemein 
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und abjihtlicdy deshalb gewählt worden. Das vorfäßlihe Beſchmieren 
mit Koth und ähnlide Handlungen fallen demnach unzweifelhaft unter 
den Artikel. 


Art. 132, 


——— Wer: mittels eines Preßerzeugniſſes die Kegierung oder die 
ee Behörden eines auswärtigen Staates bezüglich ihrer Amtshandlun- 
Scemten. gen Durch Beichimpfung, herabwürdigenden Spott, oder Seimeflung 

verächtlicher Handlungen oder Gefinnungen beleidigt, foll mit Ge— 

fängnig bis zu drei Alonaten oder an Geld bis zu zweihundert 


Gulden befiraft werden. 


Arı. 133. 


Ehrenkränkungen gegen Staatsbeamte oder im Offisiersrange 
fiehende Militärperfonen eines auswärtigen Staates, welche in 
Bayern mit Genehmigung der bayeriihen Staatsregierung Dienft- 
geichäfte verrichten, Desgleihen Ehrenkränkungen gegen die am 
königlichen Hofe oder als Mitglieder der deutichen Bundesver— 
fammlung beglaubigten Gefandten find ebenfo zu befirafen, als 
ob fie gegen bayerische Beamte oder Öffiziere begangen worden 
wären, 


Art. 134, 


In den Fällen der Art. 132 und 1353 tritt die gerichtliche 
Derfolgung nur auf Antrag der betreffenden auswärtigen Regierung 
und, wenn dieſe nicht zu dem deutfchen Bunde gehört, nur unter 
der weiteren Vorausfehung ein, daß durch eine von der bayerischen 
Regierung im Verordnungswege erlaffene Erklärung das Borhan- 
denfein Der Gegenfeitigkeit anerkannt if. 


Dieſe Artikel, welche lediglich den Zwed haben, zu beftimmen, 
unter welden VBorausfegungen und in welcher Weife die in ben vor— 
bergehenden Artikeln beſprochenen Beleidigungen dann zu beftrafen find, 
wenn fie gegen bie Regierung oder bie Behörden ober gegen Staats— 
beamte oder im Dffiziersrange ftehende Mititärperfonen eines auswär— 
tigen Staates oder gegen die am baherifchen Hofe ober als Mitglieder 
der deutſchen Bundesverfammlung beglaubigten Geſandten gerichtet 
waren, machen eine befondere Erläuterung nicht nöthig, da das zu den 
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vorhergehenden Artitein Bemerkte auch hier Anwendung findet und bie 


Beftimmung des Art. 134 fen bei einer frühern Gelegenheit erläus 
tert worden ift. 


Viertes Hanptitüd. 


Ungeborfam gegen die Obrigfeit und gewaltthätige Verlegung 
öffentlicher Autorität. 


Art. 135. 


Wer öffentlich vor einer Menfhenmenge oder mittels eines — 
Preßerzeugniſſes zum Ungehorſame gegen Geſethze oder Verordnungen berſame. 
oder gegen Geſchlüſſe oder Verfügungen der zuſtändigen Obrigkeit 
auffordert, fol mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder an Geld 
bis zu dreihundert Gulden beſtraſt werden. 


Der Fall des gegenwärtigen Artikels weicht zwar von jemen, bie 
in ben Artifein 54 Ziff. 1 und 57 vorgefehen find, wefentlid ab, 
fteht aber mit denfelben body wieder in einer ſolchen Verbindung, daß 
es zweckmäßig erfcheint, das Verhältniß dieſer verſchiedenen Beſtim— 
mungen zu einander etwas näher ins Auge zu faſſen. Die Beſtim— 
mmg bes Art. 54 Ziff. 1 fest voraus, daß eine beſtimmte ftrafbare 
That wirflic verübt wurde und daß ein Dritter diefelbe auf bie im 
Geſetze angegebene Weife verurſacht hat. Hier iſt alfo ber Fall ber 
Anftiftung zu einer beftimmten wirflih verübten oder doch in ftraf- 
barer Weife verfuchten ftrafbaren Handlung vorgefehen, woraus fi 
von felbft ergibt, daß ber Cauſalzuſammenhang zwifchen der Handlung 
des Anftifters und jener des phyſiſchen Urhebers eine nothwendige 
Vorausfekung der Strafbarkeit des Anftifters bildet. Art. 57 geht 
ſchon weiter. Während nämlid die Anftiftung im Sinne des Art. 54 
Ziff. 1 ihrer Natur nach vorausfeht, daß auf eine beftimmte Berfon 
oder doch auf einzelne beftimmte Perfonen zu dem Zwecke eingewirkt 
wurde, um fie zur Berübung einer beftimmten ftrafbaren Handlung zu 
veranlaffen, ficht Art. 57 in feinen beiden Abfägen ben Fall einer an 
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eine oft ganz unbeftimmte Menſchenmenge gerichteten Aufforderung vor 
und bedroht in Abi. 2 diefe Aufforderung, wenigſtens bei Verbrechen 
und Vergehen, auch dann mit Strafe, wenn ein Erfolg nicht eingetres 
ten d. h. in Folge der Aufforderung eine ftrafbare Handlung nicht 
verübt worden iſt. Immerhin fest aber aud Art. 57 voraus, daß 
zur Verübung einer beftimmten ftrafbaren That aufgefordert wurde. 
Biel weiter geht Art. 135. Gr verlangt zum Thatbeftande des bier 
vorgefehenen Vergehens weiter nichts, als die öffentliche Aufforderung 
zum Ungehorjame gegen Geſetze oder Verordnungen oder gegen Be: 
fhlüffe oder Verfügungen der zuftändigen Obrigkeit. Es braudt alje 
nicht zur Verübung einer beſtimmten Handlung aufgefordert worden zu 
fein, und zwar um fo weniger, als fi der Ungehorfam öfter aud 
durch Unterlafjungen kund geben Tann, und ebenfo wenig ift eine Auf: 
forderung zu einer ftrafbaren Handlung oder Unterlaffung gefordert, 
da nicht jeder Ungehorfam der im Art. 135 bezeichneten Art durch 
das Geſetz mit Strafe bedroht, in Art. 135 aber in diefer Beziehung 
feine Unterfcheidung gemacht if. Allerdings kann in Folge deſſen ber 
Fall vorkommen, daß derjenige, welcher gegen ein Geſetz u. f. w. wirk— 
lid ungehorfam war, feiner Strafe ımterliegt, während derjenige, wel: 
her zum Ungehorſame öffentlich aufgefordert hat, nad Art. 135 be 
jtraft wird. Darin liegt jedoch weder eine Ungerechtigkeit noch eine 
Verlegung fonftiger allgemeiner ftrafrehtliher Grundfäge. Die in 
Art. 135 vorgefehene Aufforderung gefährdet nämlich an ſich die ftaat- 
lihe Ordnung, indem fie das Anfchen der Staatögewalt und ihrer 
Organe untergräbt, und deshalb hat fie der Gefehgeber mit Strafe 
bedroht. 

Aus diefer Erörterung ergibt fid) aber, daß in einer Aufforde— 
rung der bier in Rede ftehenden Art öfter zugleich auch die im Art. 54 
3iff. 1 und 57 vorgefehenen ftrafbaren Handlungen liegen können, 
wenn nämlid, was in einzelnen Fällen leicht möglich ift, nicht blos 
die zum Thatbeſtande des in Art. 135 worgefehenen Vergehens erfor: 
derlichen, fondern zugleich auch noch die weitern durch Art. 57 bezie— 
hungsweife Art. 54 Ziff. 1 geforderten Momente vorliegen, In einem 
ſolchen Falle ift natürlich nah Art. 84 dasjenige Strafgefek anzu 
wenden, welches die ſchwerſte Strafausmefjung zuläßt. 

Denn Stenglein (Band I ©. 69) fagt, bei Aufforderung 
zum Ungehorfame gegen Beichlüffe oder Verfügungen ber Obrigfeit fei 


‚sm 
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es micht fraglich, daß die Aufforderung auf eine beftimmte Ungehor: 
famshandlung gerichtet fein müffe, und ſodann dieſes Erferberniß fogar 
auch bei Aufforderungen zum Ungehorfame gegen Geſetze oder Verorb- 
nungen für erforberlidy erachtet, jo befindet er fih offenbar im Irr— 
tum. Seine Anfiht fteht im Widerfpruche mit dem Wortlaute bes 
Art. 135 und mit dem, was fi aus den obigen Grörterungen über 
den Sinn und die Aufgabe diefes Artikel ergibt. Der Grund feines 
Irrthums fcheint darin zu liegen, daß er zwei verfchiedene Dinge mit 
einander vermengt, nämlich die Aufforderung zu beftimmten Ungehor: 
famshandlungen und die Aufforderung zum Ungeberfame gegen bes 
ftimmie Geſetze, Verordnungen, Beſchlüſſe oder Verfügungen. Aller: 
dings muß die Aufforderung zum Ungeborfame gegen Beſchlüſſe oder 
Berfügungen der Obrigkeit diefelben in der Art bezeichnen, daß aus 
ber Aufforderung erſichtlich iſt, welchen Beſchlüſſen oder Verfügungen 
ber Gehorſam verjagt werben foll, und es wird deshalb in der Regel 
eine Aufforderung zum Ungehorfame gegen beftimmte Beſchlüſſe oder 
Verfügungen nöthig fein. Immer ift aber jelbjt dies nicht nöthig, 
da nicht nur zum Ungehorſame gegen ganze Kategorien von Befchlüffen 
oder Verfügungen aufgefordert werben, ſondern bie Aufforderung auch 
dabin gehen Tann, allen Befchlüffen oder Berfügungen einer gewiſſen 
Behörde oder gewifler Behörden den Gehorfam zu verfügen, was, wie 
von jelbit eimleuchtet, jogar weit gefährlicher und beshalb auch weit 
ftrafbarer ift, al wenn nur zum Ungeborfame gegen eine beftimmte 
Verfügung oder einen bejtimmten Beſchluß anfgeforbert wird. Allein 
auch die Aufforderung zum Ungehorfame gegen eine beftimmte Ber: 
fügung ift, wie wohl nit weiter ausgeführt zu werben braucht, 
wejentlich verfchieden von ber Aufforderung zu einer beftimmten Unges 
borfamshandlung. Aehnlih ift das Verhältnig bei Gefeken und Ver: 
orbnungen. Auch bei ihnen muß allerdings aus ber Aufforderung 
erfichtlich fein, welchen Gefeken oder Verordnungen der Gehorfam ver: 
weigert werben joll, und es ift infoferne eine Bezeichnung derfelben in 
der Weife nöthig, daß entweder beftimmte Geſetze ober Verordnungen 
genannt oder gerwiffe Kategorien angegeben oder allgemein alle aus 
einer gewiffen Periode ftammenden oder von gewiſſen Stellen ober 
Behörden erlaflenen als ſolche bezeichnet werben, denen ber Gehorjam 
zu verfagen jei. Eine Aufforderung zu beftimmten Ungehorfamshand: 
lungen ift aber niemals erforderlich. 
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Im früheren Entwurfe war von Aufforderung zum Ungehorſame 
gegen einen richterlihen Ausspruch oder eine andere obrigfeitlidhe Vers 
fügung bie Rede. Es verfteht fich von felbft, daß es, wenn nunmehr 
im Gefeße der richterlichen Ausſprüche feine ausbrüdlihe Erwähnung 
mehr gejchieht, bei diefer Aenderung durchaus nicht beabfichtigt war, 
die Aufforderung zum Ungehorfame gegen richterlice Ausfprüde von 
ber Strafandrohung auszunehmen. Man bielt nur eine ausbrüdliche 
Erwähnung ber richterlihen Ausſprüche nicht für nöthig, da biefelben 
unter der allgemeinen Bezeichnung „Beihlüffe oder Verfügungen ber 
zuftändigen Obrigkeit“ offenbar begriffen find. 

Das Geſetz verlangt, daß die Befchlüffe oder Verfügungen, be= 
züglih weldyer zum Ungehorfame aufgefordert worden ift, von der 
zuftändigen Obrigkeit ausgegangen find. Diefe Beftimmung hat aber 
natürlich nicht den Sinn, als ob dem Beſchuldigten nachgemiefen wer: 
den müßte, daß er, als er zum Ungeborfame aufforderte, gewußt habe, 
daß der betreffende Befchluß oder die betreffende Berfügung von einer 
zuftändigen Behörde ausgegangen ſei. Es genügt, daß bie Behörde, 
welche den Beihluß oder die Verfügung erlaffen bat, zuftändig war. 
Welche Anficht der Auffordernde barüber hatte, ift gleichgiltig. Nicht 
ihm, ſondern dem Gerichte fteht die Entſcheidung darüber zu. 

Am frühern Entwurfe war auch ber Fall der Anpreifung ober 
Rechtfertigung einer Handlung, welche in den Geſetzen als Verbrechen 
oder Vergehen bezeichnet ift, vorgefehen und die Motive bemerkten biezu, 
die Gleichſtellung diefes Falles mit jenem der Aufforderung zum Un: 
gehorfame vechtfertige fich dadurch, daß in einer ſolchen Anpreifung oder 
Redytfertigung unverkennbar eine ftillfymweigende Aufforderung zur 
Uebertretung des betreffenden Strafgefetes Tiege., Bei der Berathung 
im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten in befjen 
Sikung vom 25. Mai 1857 wurde jebod) diefe Beitimmung abge: 
lehnt, weil Art. 57 nicht blos die birefte, fondern auch die indirekte 
Aufforderung zur Verübung einer beftimmten ftrafbaren Handlung vor: 

fehe, für den Fall, daß in der Anpreifung oder Rechtfertigung einer 
ſtrafbaren Handlung eine indirekte Aufforderung zur Verübung derſel⸗ 
ben liege, worüber ber Beweis durch Indizien hergeftellt werden könne, 
eine weitere Beftimmung mithin nicht nöthig fei, für fonftige Fälle aber eine 
Strafandrohung nicht gerechtfertigt und bedenklich erfcheine. Im Entwurfe 
von 1860 wurde diefe Beftimmung auch nicht reproduzirt, damit alfo 
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von der Staatsregierung die Nichtigkeit der jo eben angeführten Auf: 
fafjung anerfannt. Die öffentlihe Anpreifung oder Rechtfertigung 
einer in ben Geſetzen ald Verbrechen oder Vergehen bezeichneter Hand: 
lung iſt demnach trog bes Abſtrichs der angeführten Beftimmung nicht 
immer ftraflos, fondern fällt unter die Strafbeftimmung bes Art. 57, 
wenn nah den Umftänden darin eine indirefte Aufforderung zur Vers 
übung der betreffenden Handlung liegt‘). 


Art. 136. 


Wer, um den Vollzug eines Gefehes, einer Verordnung, eines Wiperfegung 
richterlihen Ausfpruces oder einer andern obrigkeitlichen Wer- — 
fügung zu hindern, einem Staatsbeamten oder einem Offiziere oder 
im Offiziersrange fiehenden Beamten der Armee oder der fand- 
wehr, welchem diefer Vollzug vermöge feines Dienftes oder befondern 
Auftrags obliegt; Gewalt zufügt oder androht, fol 

1) wenn die Widerfegung mittels gewaltthätigen Handan- 

legens oder körperlicher Mißhandlung oder durch Dro- 
hung mit Waffen verübt wird, mit Gefängniß nicht unter 
ſechs Monaten, 

2) wenn fie durch Drohung ohne Waffen verübt wird, mit 

Gefängnig bis zu einem Jahre befirafi werden, 


Art. 137. 


Widerfehung gegen andere als die im Art. 136 bezeichneten 
Eivil- oder Militärperfonen, welchen vermöge ihres Dienfles 
oder befondern Auftrages der Vollzug von Grfegen, Verordnungen, 
richterlichen Ausfprücen oder andern obrigkeitlihen Berfügungen 
obliegt, ſoll 
4) wenn die Widerfegung mittels gewalttätigen Handan- 
legens oder körperlicher Mifhandlung oder durd) Drohung 
mit Waffen verübt wird, mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren, 

2) wenn fie durch Drohung ohne Waffen verübt wird, mit 
Gefängnig bis zu ſechs Monaten befiraft werden. 


) Berh. der K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd, IE ©. 100 u. 159; Verh. 
des Geſetzg. Ausſch. ber K. d. Abg. von 18%, Bb. 1 6. 293 und 503—505. 


Bemalttbätig- 


feit gegen 
Beamte unb 
andere in öf- 
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Art. 138. 


Die Strafbefiimmungen des Art. 136 finden auch auf den- 


fentfihen jenigen Anwendung, welcher einem Staatsbeamten, einem Offiziere 


Runftionen 
ach nr 


oder im Offiziersrange flehenden Beamten der Armee oder der 
Landwehr, einem Mitgliede des fandtags, eines Land- oder Pi- 
firiktsrathes, eines Wahl- oder Steuer-Ausfhuffes oder eines 
Gemeindecollegiums, einem Gefhwornen, Beugen oder Sadverftän- 
digen während der Ausübung ihrer Dienfles- oder SKerufspflicht 
oder um auf ihre Dienftes- oder Berufsverrichtung einzuwirken 
oder um wegen einer foldhen Kache zu nehmen, Gewalt zufügt oder 
androht. 

Wer fich einer ſolchen Handlung gegen eine andere mit einer 
öffentlichen Funktion fländig oder vorübergehend betraute Perfon, 
gegen eine nicht im Offiziersrange ſtehende Militärperſon oder 
gegen einen öffentlichen Diener fchuldig macht, unterliegt den Straf- 
befliimmungen des Art. 137. Im leichteren Fällen kann auf Ar- 
reft oder auf Geldfirafe bis zu hundert und fünfig Gulden er- 
kannt werden. 


Das Strafgefeßbuh von 1813 (Art. 315) begriff unter ber 
allgemeinen Bezeihnung „Wiberfegung” ſowohl die Fälle ber Wider: 
feßung im engern und eigentlihen Sinne, in welchen nämlich bie Ver: 
eitelung des Vollzugs einer gefeklichen oder obrigfeitlichen Verfügung 
ben Zweck des Handelnden bildet, als auch jene Fälle, in welchen ein 
folder Zwed nicht vorliegt, fondern der ftrafbare Charakter der That 
nur in bem Merkmale beruht, daß gegen eine obrigkeitliche Perſon 
entweber während ihrer Berufsverrichtungen oder mit Beziehung auf 
diefelben Gewalt verübt ober mit Gewalt gebroht wird. Da biefe 
Fälle, wenn auch auf gleiher Stufe der Strafbarkeit ftebend, doch dem 
Begriffe nach fich wefentlic von einander unterſcheiden und da ber Name 
„Widerfegung“ auf die zuleßt bezeichneten Fälle offenbar nicht paßt, 
fo trennte ſchon der frühere Entwurf diefe beiden Gattungen von Fäl- 
Ien, indem er nur diejenigen ber erften Art ımter ber Bezeichnung 
„Widerfegung“ begriff und jene ber zweiten Art als Gemwaltthätig- 
feiten gegen Beamte u. f. w. in einem befonbern Artikel behandelte. 

Dagegen folgte der frühere Entwurf dem ältern Rechte in ber 
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Beziehung, daß er weber bei der Widerſetzung noch bei ben fonftigen 
Gemwaltthätigfeiten eine Unterfcheidung bezüglich der verfchiedenen Klaf- 
fen von Perfonen machte, gegen melde die Widerfegung ftattgefunden 
bat, bezichungsweije die Gewaltthätigfeit verübt werden ift. In dieſer 
Beziehung erflärte ſich der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der 
Abgeordneten bei jeinen Berathungen im Jahre 1857 mit dem Ent: 
wurfe nicht einverjtanden. Gr war der Anficht, gerade darin, daß das 
Strafgefegbuh von 1813 in dieſer Beziehung keine Unterfcheibung 
mache, fei eine Haupturſache ber oft ıumverhältnigmäßigen Härte ber 
Strafen in diejer Materie, über die feit Jahren geklagt werbe, zu fuchen 
und er fand eine Unterfcheidung in bdiefer Richtung auch innerlich ge: 
rechtfertigt, da die Qualität der betreffenden Perfon wefentlich bie 
Strafbarkeit der Handlung bedingt. Es ift, bemerkte der Referent, 
etwas ganz Verſchiedenes, ob cine Widerfegung gegen einen wirklichen 
Beamten ober ob fie gegen ein ganz untergeordnetes Organ der Staats: 
gewalt, 3. B. gegen einen Gerichtsdienersgehilfen, ftattfindet, mit dem 
der Thäter vielleicht ſchon bundertfältig im Wirthehaufe oder dgl. in 
Berührungen der mannigfaltigften Art gekommen it und in dem er 
weit weniger das Organ der Stuatsgewalt zu erkennen vermag, ale 
in jenen erſten. 

Der Entwurf von 1860 ſchloß ſich diefer Auffaffung an und 
jo fam es, daß das Geſetz einerfeits zwischen Widerſetzung gegen bie 
Obrigkeit (Art. 136 und 137) und fonftigen Gewaltthätigkeiten gegen 
Beamte u. ſ. w. (Art. 138) und anderfeits bei beiden Gattungen von 
Reaten weiter wieder darnach unterfheidet, ob die Handlung gegen 
einen Staatsbeaniten oder eine in biefer Beziehung mit den Staates 
beamten auf gleiche Stufe zu ftellende Perfon oder ob fie gegen ein 
untergeorbneted Organ ber Staatsgewalt ftatigefunden bat. Die er: 
fiere Unterfcheidung bot zugleid den weitern Bortheil, daß man bie 
Beftimmungen über Gewaltthätigkeiten auch auf ſolche Fälle ausdehnen 
fonnte, wo Perfonen Gewalt zugefügt oder angebroht wurde, die weber 
zu den Staatsbeamten nod zu den öffentlichen Dieneru gehören, an 
denen auch nicht wohl eine Widerfeßung verübt werben Tann, die aber 
das Geſetz dennod in den bier vorgefehenen Fällen aus öffentlichen 
Gründen in gleicher Weife wie die Staatsbeamten fhügen muß. Wird 
3. B. einem Zeugen Gewalt zugefügt oder angebroht, um auf feine 
Ausfage einzuwirken oder wegen einer folhen Rache an ihm zu neh 
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men, fo liegt hierin eine Handlung, welche das Geſetz, obgleich fie 
weder gegen einen Staatsbeamten noch gegen einen öffentlichen Diener 
noch gegen eine fonftige mit einer öffentlichen Funktion betraute Per: 
fon gerichtet ift, dennodh aus öffentlichen Gründen in gleicher Weije 
beftrafen muß, als wenn fie gegen einen Richter verübt worben wäre, 
um auf deffen Urtheil einzumirfen oder wegen besjelben Nahe an 
ihm zu neben, da durch die Einſchüchterung der Zeugen gerechte 
Rechtſprechung gerade fo, wie durch Einſchüchterung der Richter ge: 
fährbet wird. 

Bei allen in den Art. 136—138 vorgefehenen Vergehen wird 
zum Thatbeſtande gefordert, daß Gewalt zugefügt oder angebroht wurde. 
Es genügt aber, wie die Motive zum frühern Entwurfe fagen, jede 
Anwendung oder Androhung von Gewalt. Natürlich ift bierunter 
phufifche Gewalt verftanden, umd zwar eine folche, welche gegen eine 
der in den angeführten Artikeln bezeichneten Perfonen unter ben bort 
angegebenen Borausfegungen gerichtet war. Bloße Beihimpfungen oder 
fonjtige Beleidigungen, die nicht zugleich Androhung von Gewalt ent: 
balten, genügen zum Thatbeftande diefer Vergeben nicht, ebenfo wenig 
ein bloßer pafjiver Widerftand oder Ungehorfam, ein Sträuben oder 
eine fonftige den Vollzug der betreffenden Verfügung erfchwerende oder 
verbindernde Handlung, wenn in berfelben nicht die Anwendung ober 
Androhung wirklicher phyſiſcher Gewalt gegen eine ber erwähnten Per— 
fonen liegt. In der Situng des Gejetgebungsausfchuffes der Kammer 
ber Abgeordneten vom 25. Mai 1857 bat fi in biefer Beziehung 
ber f. Negierungstommiffär Hofrath Dr. von Dollmann wörtlih da— 
bin ausgefprochen, fete fich der Grequendus nur auf den Koffer, ber 
in Befchlag genommen werben wolle, oder umflammere er nur einen 
Baum ober dgl, um feine Wegführung zu erfchtveren ober unmöglich zu 
machen, jo falle dies nicht unter die vom Entwurfe getroffenen Ver— 
gewaltigungshandlungen. Dagegen verlangt das Geſetz, wie bereits 
bemerkt wurde, und wie fih ſowohl aus feiner allgemeinen Faſſung 
als auch insbefondere aus den Ziffern 1 ber Art. 136 und 137 er: 
gibt, zur Gewaltanwendung nicht wirkliche körperliche Mißhandlung; 
es genügt jedes gewaltihätige Handanlegen. Wird 3. B. ber mit dem 
Bollzuge eines gerichtlichen Befehls beauftragte Beamte oder Diener, 
um diefen Vollzug zu hindern, gewaltfam zum Zimmer binansgefchoben, 
ober wirb bderjelbe, um einen von dem genannten k. Regierungstom: 
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fommiffär in ber angegebenen Sitzung beijpielsweife angeführten Fall 
zu erwähnen, zu dieſem Zwecke eingefperrt oder gefangen gehalten, fo 
liegt eine Gewaltanwendung im Sinne bed Gefehes vor. 

Zum Thatbeſtande des Vergehens ber Widerfegung (Art. 136 
und 137) wirb weiter gefordert, daß die Anwendung oder Androhung 
von Gewalt im ber Abficht, den Vollzug eines Gejeges, einer Verord⸗ 
nung, eines richterlihen Ausjpruches oder einer andern obrigfeitlichen 
Verfügung zu hindern, ftattgefunden bat, und zwar gegen eine Perfon, 
welcher biefer Vollzug vermöge ihres Dienftes ober befondern Auftrags 
oblag. Es genügt mithin zum Thatbeftande nicht, daß die Handlung 
vorjälich verübt wurde, ſondern neben dem rechtswidrigen Vorſatze ift 
noch die fo eben angegebene befondere Abſicht erforderlich. Das Gefek 
pricht allgemein von dem Vollzuge eines Gefehes, einer Verordnung, 
. eines richterlichen Ausſpruches oder einer andern obrigfeitlihen Ver— 
fügung. Ob diefer Vollzug gegen denjenigen, der ihm verhinderte oder 
zu verhindern fuchte, oder gegen einen Dritten ftattfinden follte, ift 
gleihgiltig.. Ebenſo wenig ift zum Thatbeftande des bier in Rebe 
ftebenden Vergehens gefordert, daß der Vollzug wirklich gehindert 
wurde. Dasfelbe ift vollendet, fobald in ber angegebenen Abfidyt und 
in der im Webrigen im Gefege bejtimmten Weife Gewalt zugefügt 
oder angebroht wurde. Deshalb wird auch, fobald dies einmal gefche- 
ben ift, die Handlung dadurch nicht jtrafles, daß der Thäter von feis 
nem Borhaben, den in Rebe jtehenden Vollzug zu hindern, freitwillig 
abſteht. Leiteres kann mur bei der Gtrafausmefjung berüdfichtigt 
werben. Auch darauf, ob das Geſetz oder die Verordnung, um beren 
Bollzug es fi handelte, auf den Fonkreten Fall anwenbbar war, ob 
die Verordnung in gefegmäßiger Weiſe erlaffen wurbe, ob ber richter: 
liche Ausſpruch oder die jonjtige obrigfeitliche Verfügung gerechtfertigt 
war oder aud nur von dem zuftändigen Gerichte oder der fonftigen 
zuftändigen Obrigfeit erlaffen wurde, kommt es bei Beurtbeilung ber 
Strafbarfeit desjenigen, der fid) dem Vollzuge gewaltfam widerſetzt hat, 
niht an. Alle biefe Umftände rechtfertigen nämlich niemals eine ges 
waltjame Widerfegung. Die Anmerkungen zum Strafgefeßbuche von 
1813 fprechen fi im bdiefer Beziehung zu Art. 315 alfo aus: „Selbft 
bie Kompetenz der Obrigkeit ober die Rechtmäßigkeit ihres Befehls 
kommt biebet nicht in Betrahtung. Ungeftraft kann man den wider: 
rechtlichen Befehlen ober ben Beſehlen einer infompetenten Behörde 
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ben Gehorfant verweigern, aber die thätliche Widerfegung wird durch 
Inkempetenz der anordnenden Obrigkeit oder durch Widerrechtlichleit 
ihrer Anordnung nicht entſchuldigt, weil hierüber kein Private ſich eine 
Cognition zueignen darf, vielmehr dafür mehrere Behörden im richtigen 
Inſtanzenverhältniſſe ſowohl für Juſtizſachen als andere Gegenſtände 
der Staatsverwaltung angeordnet ſind, bei welchen man gegen Be— 
ſchwerden auf ordentlichem Wege Hilfe findet”. Das bier Geſagte 
findet auch unter der Herrſchaft der neuen Geſetzgebung vollſtändige 
Anwendung, da es fi aus der Natur der Sache ergibt und in jedem 
wohlgeordneten Staate an den hier ausgejprocdenen Grundfägen feit: 
gehalten werden muß. Iſt in einem wohlgeorbneten Staate die Selbit- 
bilfe ſchon unter Privaten verboten, fo kann fie natürlih noch viel 
weniger gegen geſetzliche und obrigkeitlichhe Anordnungen gejtattet fein. 
Allerdings muß es ſich aber, wie bies fchon aus dem Wortlaute der. 
Art. 136 u. 137 erhellt, um den Vollzug von Anordnungen, Aus: 
ſprüchen oder Berfügungen bandeln, welche entweder von ber Staats— 
gewalt felbjt oder von deren Organen im ihrer amtlichen oder dienſt⸗ 
lichen Eigenſchaft erlaffen worden find. ft dies nicht der Fall, han: 
beit es fih 3. B. um den Vollzug einer Anordnung, welche ein Staats: 
beamter nicht in feiner amtlihen Eigenſchaft, ſondern als bloßer Pri— 
vatmann erlaffen hat, oder einer Anordnung einer Verwaltung, ber 
überhaupt ein obrigkeitlicher Charakter nicht zukommt, wie dies bei ben 
auch nad) Aufhebung der gutherrlicdhen Gerichtsbarkeit häufig noch be: 
ftehenben abeligen Gutsverwaltungen, bei den Direktionen indunftrieller 
Unternehmungen u. dgl., fomweit ihnen nicht in gewiſſen Beziehungen 
Öffentliche Funktionen übertragen find, der Fall ift, jo fann von einer 
Widerfegung im Sinne der Art. 136 u. 137 nicht die Rede fein, da 
das vom Geſetze zum Thatbeftand ausbrüädlich verlangte Merkmal, daß 
Gewalt zugefügt oder angebroßt wurbe, um den Vollzug eines Geſetzes, 
einer Verordnung, eines richterlihen Ausſpruches ober einer andern 
obrigkeitlihen Berfügung zu bindern, nit vorhanden if. Daß bie 
von Notaren in vollziehbarer Form ausgefertigten Urkunden die Natur 
obrigfeitlicher Verfügungen haben, kann Angeſichts der einjchlägigen 
Geſetze nicht bezweifelt werben. 

Endlich) muß die Zufügung oder Androhung von Gewalt gegen 
eine Perſon ftattgefunden haben, welcher ber bisher befprochene Voll: 
zug vermöge ihres Dienftes oder befondern Aufirags oblag. Ob dies 
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ber Fall war, ift mach den eimfchlägigen Geſetzen, Verordnungen, Dien: 
ftesinftruftionen oder den diefer Perfon ertheilten befonbern Aufträgen 
zu beurtheilen. Letztere können natürlich hiebei nur in fo weit in 
Betracht kommen, ald fie von einer öffentlichen Behörde ertheilt wur: 
ben, bie wenigftens im Allgemeinen zur Ertheilung foldyer Aufträge 
befugt ift. Uebrigens find ſolche Aufträge, falls nicht für einzelne 
Fälle ein Anderes ausdrücklich vorgefchrieben ift, an Feine bejtimmte 
Form gebunden, fie können fowohl münblih als ſchriftlich ertheilt 
werben. Auch liegt e8 in der Natur der Sade, daß fie nach ihrem 
aus ben Umftänden und der Uebumg fich ergebenden Sirme, nicht im- 
mer gerade nad) dem ftrengen Wortlaute zu interpretiven find. Go 
wurde 3. DB. mit Recht entjchieden, daß in dem Auftrage zur Vornahme 
einer Streife au ber zur Hausfuchung nach verbäcdtigen Perfonen 
enthalten gewefen fei. Die Berpflichtung (Beeidigung) der betreffenden 
Berfon ift zum Thatbeftande nicht gefordert, es genügt die Thatfache 
daß ihr der in Rebe jtehende Vollzug oblag, da das Geſetz mehr nicht 
verlangt. Ergibt fich, daß der betreffenden Berfon ber in Rede ftehende 
Vellzug nicht oblag, fei es, weil derfelbe zu ihren dienftlichen Obliegen- 
beiten überhaupt nicht gehört und ihr auch ein befonderer Auftrag 
biezu nicht ertheilt war, oder weil fie über das, was ihr nad) Geſetz, 
Berorbuung ober Dienftesinftrnftion oder dem ihr ertheilten befondern 
Auftrage oblag, hinausgegangen ift, fo liegt, falls ihr bei dem von ihr 
unbefugter Weife beabfichtigten VBollzuge, um denfelben zu hindern, 
Gewalt zugefügt oder angebroht wurde, das Vergeben der Widerſetzung 
nicht vor, und bie gegen fie verübte Handlung erfcheint nur in fo weit 
ftrafbar, al® fi) der Handelnde durch diefelbe etwa zugleich gegen ans 
dere Strafgefeße verfehlt, 3. DB. einer ftrafbaren Körperverlegung fchul- 
dig gemadt hat. So kann 3. B. von Widerfegung im Sinne der 
bier zu befpredhenden Artikel Feine Rede fein, wenn ein öffentlicher 
Diener, der lediglich beauftragt war, eine Perſon zum Erſcheinen vor 
einer Öffentlichen Behörde vorzuladen, diefelbe fofort eigenmädtig ver: 
haften, oder wenn berjenige, welcher nur beauftragt war, einen Gelb: 
betrag anzufordern ober zu erheben, fofort eigenmächtig zur Auspfän: 
dung der Mobilien fchreiten will, Lag jebod der betreffenden Perfon 
der in Rebe ftehende Bollzug überhaupt ob, jo verliert die zur Ver: 
hinderung desfelben gegen fie geübte oder angebrohte Gewalt dadurch 


den Charakter einer nah Art, 136 oder 137 ftrafbaren Widerfegung 
Weis, Das Strafgefepbuch für dad Rönigreih Bayern, 23 


354 Strafgefeg, Artilel 136138, 


nicht, daß bei dem Vollzuge irgend eine beitehende Borfchrift verlegt 
oder außer Acht gelafien wurde. Hat ſich derjenige, dem ber Vollzug 
eines gerichtlihen Urtheils durch Auspfändung ber Mobilien des 
Schuldners oblag, hiebei 3. B. auch dadurch, daß er mehr pfänbete, 
als nad der Größe der Schuld nöthig war, ober daß er Gegenftände 
pländete, welche nad ben beftehenden Borfchriften nicht gepfänbet wer: 
ben durften, ober in ähnlicher Weife verfehlt, jo erfcheint die in der 
Abficht, dies zu verhindern, ihm zugefügte ober angebroßte Gewalt 
dennod als eine nad den angeführten Artileln ftrafbare Widerjegung, 
indem alle biezu durch das Geſetz verlangten Merfmale vorliegen und 
gegen ſolche Verletzungen beftehender Vorfchriften aus ben oben ſchon 
angegebenen Gründen nur bei den biefür eingefegten Gerichten ober 
fonftigen Behörden Hilfe gefucht werben kann, niemals aber Selbithilfe 
gejtattet werben barf. 

Es wurde aud die Frage angeregt, ob eine nad Art. 136 u. 
137 ftrafbare Widerfegung dann vorliegt, wenn bie Perfon, der Ge: 
walt zugefügt oder angedroht wurde, den deshalb beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten entgegen nicht in Uniform war, oder ihr Dienftzeichen nicht getra- 
gen bat. Dieſe Frage kann feine wirkliche Schwierigfeit machen. Das 
Strafgefeßbud macht weder Hier nod an irgend einer andern Stelle 
den den Beamten und öffentlichen Dienern gewährten befonbern Schuf 
davon abhängig, daß diefelben bei der betreffenden Gelegenheit ihre 
Uniformen oder ihr Dienftzeichen getragen haben. Iſt ihnen Lebteres 
durch ihre Dienftesinjtrultion oder im fonftiger Weife vorgejchrieben, 
fo jegen fie ſich dadurch, daß fie dieſen Vorfchriften entgegenbandeln, 
bisciplinärer Ahndung aus. Auf die gegen fie verübten ftrafbaren 
Handlungen aber hat dies nicht au und für fi, fondern nur in fo 
ferne Einfluß, als ſich der Handelnde etwa im Folge deſſen im einem 
Irrthume befunden hat, der feine Strafbarkeit aufbebt oder mindert. 
Letzteres Kann insbefondere bei dem Vergehen der Widerſetzung ſowohl 
wegen ber zum Xhatbeftande desjelben geforderten Momente, ald auch 
wegen ber allgemein Iautenden, mithin and; bier Anwendung findenben 
Beftimmungen des Art. 69 der Fall fein. Das Geſetz verlangt näm⸗ 
lic, wie früher näher bejprochen wurde, zum Thatbeftande bes Ber: 
gehens der Widerfegung die Abſicht, den Vollzug eines Geſetzes u. |. w. 
zu hindern. Dies fegt natürlich voraus, daß ber Handelnde wußte, 
daß es fi um einen ſolchen Vollzug Handelt. Außerdem verlangt 
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das Geſetz, daß die Handlung gegen eine Perfon gerichtet war, wel: 
her diefer Vollzug vermöge ihres Dienftes ober befondern Auftrags 
oblag, und nad Art. 69 gemügt es nicht, daß diefer die Strafbarfeit 
ber Handlung als Vergeben der Widerſetzung bedingende Thatumſtand 
überhaupt vorlag, jondern der Handelnde muß ihn zur Zeit der That 
auch gekannt haben. War dies nicht der Fall oder hat der Handelnde 
überhaupt nicht gewußt, daß es ſich um einen Vollzug der bezeichneten 
Art handelt, jo kann eine Beitrafung wegen Wiberfegung nicht erfol: 
gen. In fo ferne num in einem fonfreten Falle der Thäter die ans 
gegebenen Umſtände oder einen berjelben deshalb nicht kannte, weil 
der wollzichende Beamte oder öffentliche Diener feine Uniform ober 
ſein Dienfizeihen nicht getragen bat, kann man allerdings jagen, der 
Grund, warum in diefem Falle eine Beftrafung wegen Widerſetzung 
wicht eintreten könne, liege in dem Umftande, daß ber betreffende Be: 
amte oder Öffentlihe Diener zur Zeit der That nicht in Uniform 
geweſen fei oder fein Dienitzeichen nicht getragen babe. Allein es 
iſt dies, wie ſich ans dem Vorftehenden ergibt, nur mittelbar der Fall. 
Der eigentliche Grund liegt in ber Unwiſſenheit oder in dem Irrthume 
been Thäterd, und in dem in Rede ftehenden Umftande liegt nur ber 
Grund biefer Unwiſſenheit oder dieſes Irrthums. Hat ber Thäter bie 
zum Thatbeſtande des Vergehens der Widerſetzung gehörigen fo eben 
erörterten Momente trog des Umſtandes, dab der betreffende Beamte 
ſeine Uniform oder fein Dienflzeichen nicht trug, gekannt, was natürlich 
in jJedem einzelnen Falle nad den Umſtänden beurtheilt werden muß, 
ſo iſt der angeführte Umſtand bezüglich feiner Strafbarkeit ohne allen 
Einfluß. Es trifft ihm trog besfelben die Strafe der Widerſetzung 
gang. in derjelben Weiſe, als wenn der vollzichende Beamte oder öf- 
fentliche Diener in Uniform gewefen wäre ober fein Dienftzeichen ge: 
tragen hätte, 

In allen bisher beſprochenen Beziehungen it es gleichgiltig, ob 
bie. Widerfehung ‚gegen eine der in Art. 136 oder gegen eine ber in 
Art, 437 genannten Perſonen verübt wurde, da bie im jebigen Straf: 
geſetzbuche zwiſchen diefen Perfonen gemachte Unterfcheidung fich nicht 
anf- die Begriffsbeftimmung, ſondern nur auf die Größe ber Strafe 
bezieht, :, In letzterer Beziehung ift aber diefe Unterſcheidung, wie fich 
and: einer Vergleichung der in beiden Artikeln angedrobten Strafen 
ergibt,: von großer praftifcher Bedeutung. Deshalb iſt auch die Frage 
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von großer Wichtigkeit, welche Perfonen zu den in Urt. 136 auf 
gezählten zu vechnen find, Bezüglidy einiger Kategorien kann biefelbe 
feine Schwierigkeit machen. Bei den Angehörigen der Armee und ber 
Landwehr macht das Geſetz eine jeden Zweifel ausfchließende Unter: 
ſcheidung und eben fo kann ein Zweifel darüber nicht beftehen, daß 
Widerjegungen gegen ſolche Perfonen, denen, ohne für den öffentlichen 
Dienft wirklich angeftellt zu fein, ein Vollzug ber in Rede ftehenden 
Art blos in Folge eines befondern Auftrags oder einer vorübergehen— 
ben Verwendung oblag, nur nad Art. 137 ftrafbar find, da biefe 
Berfonen, wenn ihnen auch vorübergehend die Funktionen eines 
Staatsbeamten übertragen fein follten, doch nicht zu den Staatsbeam: 
ten, von denen Art. 136 allein jpricht, gerechnet werben können. Auch 
Widerfegungen gegen Gemeindebeamte find unzweifelhaft nur nad 
Art. 137 zu beftrafen. Art. 136 fpricht, wie jo eben jchon bemerkt 
mwurbe, ausbrüdlih nur von Staatsbeamten. Daß das Strafgefegbuh 
zu denfelben die Gemeindebeamten nicht zählte, ergibt fich, von allem 
Andern abgefehen, aus Art. 127 und dem, was ich zu biefem Artikel 
Seite 335 bemerft habe. Ebenfo kann bei Wibderfegungen einerfeite 
gegen Staatsdiener höherer Kategorie, wie gegen Richter, Diftrifte: 
oder höhere Berwaltungsbeamte u. dgl., und anderſeits gegen die ganz 
untergeorbneten Organe ber Staatsgewalt, wie Gerichtödiener, Gerichts: 
bienerögebilfen, Feld: und Waldhüter, BPolizeifoldaten u. dgl. fein 
Zweifel bejtehen, da auf Widerfegimgen gegen Perfonen der erften Art 
unzweifelhaft Art. 136 und auf folde gegen Perfonen der zweiten Art 
eben fo unzweifelhaft Art. 137 Anwendüng findet. Es gibt aber 
verfchiedene Klaffen von Perfonen, die ftändig im Dienfte des Staates 
ftehen nnd bei denen die Entſcheidung, ob gegen fie verlibte Wider: 
fegungen nah Art, 136 oder nad Art. 137 ftrafbar find, wegen ber 
Stellung, die fie einnehmen, nicht ohne Schwierigkeit if. Es wieder: 
holt ſich hier diefelbe Schwierigkeit, die fehon bei Art, 127 beſprochen 
wurde, und ich kann deshalb in der Hauptſache auch nur auf dasjenige 
verweifen, was ich zu jenem Artikel bemerkt habe, da ich nicht glaube, 
baß irgend ein anderer Weg zu einer Löſung führt. Inzwiſchen hatte 
ſich das Dberappellationsgericht in einer Plenarfigung mit der vor 
würfigen Frage zu befchäftigen. Es handelte fid) bei ihm darum, ob 
die k. Forftgehilfen ald Staatsbeamte im Sinne bes Art. 136 anzue 
fehen ober ob gegen fie verübte Widerfegungen nur nad Art, 137 
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zu betrafen ſeien. Es entſchied fich burch Urtheil vom 7. November 
1862 für bie legtere Anfiht. Ich bin damit vollfommen einverftanben, 
jedoeh nicht mit den Gründen, aus denen es, falls die in öffentlichen 
Blättern, aus deren ich bie jetzt allein von dem Urtheile Kenntniß 
erhielt, enthaltenen bdesfallfigen Mittheilungen richtig find, zu dieſer 
Entſcheidung gelangte. Nach diefen Mittheilungen glaubte nämlich das 
Dberappellationsgericht, um den Begriff der Stantsbeamten von dem 
der anbern im Gefeke genannten öffentlihen Beamten zu fcheiden, auf 
die IX. Verfaffungsbeilage (Staatsdienerebift) zurüdgreifen zu müſſen, 
in welcher ſich für die Staatsbeamten das Kriterium der pragmatifchen 
Rechte ergebe. Da nun ben Forſtgehilfen nach ben beftehenden Ein: 
richtungen pragmatifhe Rechte nicht zuftehen, jo beirachtete das Ober: 
appellationsgericht fie nicht ald Staatsbeamte im Sinne bes Art. 136 
und fprad in Folge beffen aus, daß Wibderfehungen gegen biefelben 
nur nach Art. 137 ftrafbar feien. Auch der Gefehgebungsausfhuß 
der Kammer der Abgeorbneten bat, wie die zu Art. 127 citirten 
Verhandlungen ;beweifen, früher verſucht, ein ficheres und Leicht greif: 
bares Unterſcheidungsmerkmal zwifchen den Staatsbeamten und ben 
fonftigen im Gejete genannten öffentlichen Beamten und öffentlichen 
Dienern dadurch aufzuftellen, daß er zu den erftern diejenigen zählte, 
welche fich im Genuffe pragmatifcher Rechte befinden, Er bat fi 
jebody überzeugt, daß auf dieſem Wege zu einem entfprechenben Ziele 
nicht: zu gelangen ift, weil bei Verleihung pragmatifcher Rechte von 
jenen Grundſätzen nicht ausgegangen wurde, ja kaum ausgegangen 
werben kann, melde für das Strafredht maßgebend fein follen, was 
zur Folge hat, daß fich Leute im Genuffe pragmatifcher Rechte befinden, 
benen, von dem bier maßgebenden Standpunkte aus betrachtet, nur 
Dienfte ganz untergeorbneter Art übertragen find, während andere 
Berfonen, denen weit wichtigere Dienfte obliegen, ſolche Rechte nicht 
befigen. Ya ed kommt vor, daß von mehreren Perfonen, welche ganz 
genau benfelben Dienft befleiden, einzelne pragmatifche Rechte haben, 
bie andern nit. Man gab deshalb dieſen Verſuch auf und faßte den 
bei Urt. 127 näher beſprochenen Entſchluß. Uebrigens bietet die das 
jelbft mitgetheilte Neußerung Dollmann’s, der von keiner Seite wibere 
jprochen wurde, wenn fie richtig aufgefaßt und angewendet wird, ud) 
hinreichende Anhaltspunkte zur Löfung ber vorwürfigen Frage. Doll: 
mann fagte, Stantsbeamter im Sinne bes Strafgeſetzbuchs ſei berjenige, 
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dem bie Verwaltung irgend eines Zweiges ber öffentlihen Gemalt zu 
feiner eigenen Verantwortung felbftftändig übertragen fei, und fügte 
bei, der Gegenſatz von öffentlihem Diener ergebe ſich bierans von 
felbit, indem biefem jene Selbitjtändigfeit ermangele. Vorausſetzung 
ift mithin allerdings, daß dem Betreffenden die Bermwaltung irgend 
eines Zweigs der öffentlichen Gewalt übertragen ift, allein dies gemügt 
für fi noch nicht, e8 macht ihn dies nur zu einem öffentlichen Be: 
dienfteten — dieſes Wort in dem Sinne gebraudt, baß es fowohl bie 
Staatsbeamten, als aud die öffentlichen Diener in fi) begreift —, 
als Staatsbeamter im Sinne ber hier in Rebe ftehenden Artikel des 
Strafgeſetzbuchs erfhheint er nur dann, wenn ihm ein Zweig ber öl 
fentliher Gewalt zu feiner eigenen Verantwortung felbftftänbig über: 
tragen iſt. Letzteres ift nur dann ber Fall, wenn er das Recht bat, 
in’ dem ihm übertragenen Zweige Anordnungen zu treffen ober Ber: 
fügungen zu erlaffen, welche als obrigfeitlihe Anordnungen oder Ber: 
fügungen fo lange beachtet und vollzogen werben müffen, als fie nicht 
von einer vorgefeßten Behörde oder Stelle aufgehoben oder abgeändert 
worden find. Hieraus ergibt fid) der Gegenſatz von felbft. Diejenigen, 
welche für fid) Feine obrigfeitlichen Anordnungen oder Verfügungen zu er: 
laffen befugt, fondern lediglich die Anordnungen und Verfügungen Anderer 
zu vollziehen berufen find, gehören nicht zu den Staatsbeamten im obigen 
Sinne, denn von ihnen kann man nicht fagen, baß ihnen bie Berwal- 
tung eines Zweige ber öffentlihen Gewalt zu ihrer eigenen Berant: 
wortung felbftftändig übertragen fei. Gleiches ift bezüglich derjenigen 
der Fall, deren dienftlihe Aufgabe blos darin befteht, ven Vollzug der 
Geſetze und Verordnungen in der Ridytung zu überwachen, daß fie ben 
Uebertretungen berfelben nachzuforſchen und ihre desfallfigen Wahrneb: 
mungen bei ber zuftändigen Behörde anzuzeigen haben. Auch fie find 
bloße DVollzugsorgane und können beshalb den Staatsbeamten nicht 
beigezählt werben, wenn aud den von ihnen erftatteten Anzeigen, wie 
dies wegen ihrer dienſtlichen Cigenfchaft in der Natur der Sache liegt, 
ein befonderer Glaube geſchenkt wird, ine Schwierigkeit Tann fid 
demnach eigentlich nur bei benjenigen öffentlichen Bebienfteten ergeben, 
deren dienftliche Aufgabe eine gemifchte ift, indem ihnen, während fie 
nad ihrer Hauptaufgabe bloße Bollzugsorgane find, doch nebenbei auch 
die Verwaltung irgend eines Zweiges der öffentlichen Gewalt zur eige: 
nen Verantwortung felbftftändig fibertragen ift. Iſt Letzteres bleibend 
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und nicht blos für vorübergehende Ausnahmsfälle der Fall, fo haben 
fie aus bdiefem Grunde die Eigenfhaft von Staatsbeamten und ber: 
felben kann der Umſtand feinen Eintrag thun, daß fie außerdem aud) 
noch dienſtliche Obliegenheiten haben, wegen welcher allein ihnen biefe 
Eigenſchaft nicyt zufommen würde, 

In Art. 138 Abſ. 1 iſt der Kreis derjenigen Perſonen, denen 
das Geſetz gegen Gewaltthätigfeiten ber bier angegebenen Art einen 
befondern Schuß gewährt, im Vergleihe zu ben Beitimmungen bes 
Art. 136 -wie früher fon bemerkt wurde, nidyt unbedeutend erweitert. 
Deren Bezeichnung, die ohnedies ganz der Fafjung des Art. 126 ent: 
fpricht, macht jebody eine bejondere Erläuterung nicht nöthig. 

Wurde einer ber in Art. 138 genannten Perfonen während ber 
Ausübung ihrer Dienjtes: oder Berufspfliht Gewalt zugefügt ober 
angebrobt, jo. ift, wie in ber Gigung des Geſetzgebungsausſchuſſes der 
Kammer ber Abgeordneten vom 10. Auguft 1860 ausbrüdlid aner⸗ 
fannt wurde, auf die bier angebrohten Strafen auch dann zm erfennen, 
wenn die Gewaltthätigkeit ohne Bezug auf eine Dienftes: oder Berufs: 
handlung ber. betreffenden Perfon, alfo namentlid, wenn fie aus blo: 
ber. Privatrache oder aus fjonftiger in Privatverhältuiffen begründeten 
perfönlicyen Feindſchaft gejchehen ift. Um die hieraus möglicher Weife 
entjtehende Härte zu vermeiden, wurde in Abſ. 2 des Art, 133 dem 
Gerichte die Befugniß eingeräumt, in leichten Fällen auf eine bloße 
Mebertretungsftrafe zu erfeunen. 

Nach der Natur der Sache befinden ſich Gendarmen, Polizei: 
foldaten und ähnliche Perſonen nicht blos dann, wenn fie beftimmte in 
ihrem Dienfte liegende Handlungen vornehmen, jondern gleichfam immer 
in Ausübung ihrer Dienjtespflicht, da fie jeden Augenblid, wenn ſich 
Veranlaffung dazu gibt, Dienfteshandlungen vornehmen können. Wird 
3; B. in einem Wirthshaufe, in welchem ſich ein Gendarm oder ein 
Rolizeifoldat als Gaſt befindet, eine ftrafbare Handlung verübt, wegen 
welcher, eine proviforifche Feſtnahme einzutreten hat, fo hat der Gendarm 
oder Polizeiſoldat diefelbe fofort troß bes Umjtandee vorzunehmen, daß 
er nur als Gaft in dem Wirthshauſe anweſend ift. Dies darf bei 
Beurtheilung von Fällen, wo folden Perſonen Gewalt zugefügt oder 
angebroht wurde, nicht überfehen werben ?). 
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Art. 139. 


Wenn eine Menfchenmenge fi zufammenrottet, um eine der 
in den Art. 136—138 bezeichneten Handlungen zu verüben, des- 
gleichen wenn eine aus anderer Veranlaffung verfammelte Menſchen- 
menge den Entfchluß kundgibt, fofort zur Verübung einer folden 
Handlung zu fchreiten, fo ſollen die Betheiligten wegen Aufflandes 
in folgender Weife beftraft werden: 

1) If bei dem Aufftande Gewalt gegen eine Perfon verübt 
worden, oder hat Plünderung, Verwüftung oder Berflörung 
von fremdem Eigenthume flattgefunden, fo trifft die An- 
flifter und Anführer, fowie diejenigen, welche ſolche Hand- 
lungen vorgenommen haben, Budhthausftrafe bis zu adt 
Jahren, die übrigen Betheiligten, falls fie bewaffnet waren, 
Gefängniß nicht unter zwei Jahren, andernfalls Gefängnif 
bis zu drei Jahren; 

2) wenn zwar keine Gewaltthat der vorbezeichneten Art, 
aber entweder ein wirkliches Einfchreiten der bewaffneten 
Macht in Gemäßheit der hierüber beftehenden geſetzlichen 
Keftimmungen oder eine Handlung, welche ein foldes 
Einfchreiten gefeßlic) gerechtfertigt haben würde, oder 
eine Bedrohung einer der in den Art. 136—138 be— 
zeichneten Perfonen flattgefunden hat, fo find die An- 
flifter und Anführer des Aufftandes mit Gefängnif nidt 
unter fehs Monaten, die übrigen Betheiligten, wenn fie 
bewaffnet waren, mit Gefängniß von drei Monaten bis zu 
drei Jahren, andernfalls mit Gefängniß bis zu zwei Jah- 
ren zu beftrafen. 


| Art. 140. 
Wer fi) an einem Aufflande betheiligt, jedoch fich entfernt 


und zur Ordnung gefügt hat, bevor noch einer der im Art. 139 
bezeichneten Fälle eingetreten ifl, unterliegt wegen des Aufſtandes 
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keiner Strafe. Bezügli der Anſtifter und Anführer gilt dies 
jedoch nur dann, wenn Das ganze Unternehmen vor dem eben be- 
zeichneten Beitpunkte aufgegeben wurde und fie felbfi perſönlich 
dazu mitgewirkt haben; — ifl zwar das erflere, aber nicht das 
leßtere der Fall, fo Irifft fie Gefängniß bis zu zwei Jahren. 

Die vorfichenden Artikel finden in der Hauptſache ihre Erläutes: 
rung bereits in bem, mas einerjeitS zu den Art. 102—107 und 
Art. 109, und anderjeits zu den Art. 136—138 bemerkt wurbe. Der 
Aufſtand unterfcheidet jih nämlih von dem Aufruhre und der in 
Art. 109 vorgefebenen Zufammenrottung nur durch feinen Zwed, Was 
zu ben Art. 102—107 und Art. 109 über die Zufammenrottung im 
Allgemeinen, bie verfchiebenen Arten von Betheiligung an einer foldyen, 
die Straflofigfeit derjenigen, welche fih vor einem gewiſſen Zeitpunfte 
entfernt und zur Ordnung gefügt haben und über jonftige ben ver: 
ſchiedenen Arten von Zufammenrottungen gemeinjhaftliche Punktes be: 
merft wurde, findet deshalb aud bier Anwendung Bezüglich bes 
Zwedes fällt aber der Aufitand mit den in Art. 136—138 bezeich— 
neten Handlungen zufammen, weshalb das in diefer Beziehung zu ben 
legteren Artikeln Bemerkte bier gleichfalld anzuwenden ift. 

Der Aufitand ift vollendet, fobald fidy eine Menjchenmenge, um 
eine der in den Art. 136—138 bezeichneten Handlungen zu verüben, 
zufammengerottet oder eine aus anderer Deranlaflung verfammelte 
Menfhenmenge den Entſchluß kundgegeben bat, fofort zur Verübung 
einer ſolchen Handlung zu jchreiten, Nach Art. 140 unterliegen zwar 
diejenigen Theilnehmer, welde ſich vor dem im Gefche angegebenen 
Zeitpunfte entfernt und zur Orbuung gefügt haben, wegen des Auf— 
ftandes feiner Strafe und es findet dies unter gewillen Borausfegungen 
jelbft auf die Anftifter und Anführer Anwendung. Diefe Beitimmung 
wurde jedoch nicht deshalb, weil man annahm, die Handlung erfcheine 
bis dahin blos als Verſuch, fondern nur aus rein friminalpolitifchen 
Gründen erlaflen. Die Beftimmung des Art. 140 unterjcheidet ſich 
übrigend von jener des Art. 109 Abſ. 2 weſentlich dadurch, daß fie 
ſchon dann feine Anwendung mehr findet, wenn aud) nur eine Bedro— 
bung einer der in ben Art. 136—138 bezeichneten Perſonen ſtatt⸗ 
gefunden bat, weil auch die Bedrohung diefer Perfonen zu ben in 
Art. 139 bezeichneten Fällen gehört. Der Grund ber letztern Beſtim⸗ 
mung leuchtet von ſelbſt ein, wenn erwogen wird, daß auch die bloße 
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Androßung von Gewalt zum Thatbeftande ver in den Art. 136—138 
vorgefehenen Handlungen genügt. Ziff. 2 bes Art. 139 ſpricht aber 
ausdrüdlich nur von dem Falle der Bedrohung einer der im ben Art, 
136—138 bezeichneten Perfonen, während im Ziff. 1 allgemein von 
gegen eine Perſon verübter Gewalt bie Nebe ift. Diefe Unterfcheibung 
wurde, wie bie Verhandlungen bemweifen, abfichtlid gemacht. Iſt kei 
dem Aufftande wirklich Gewalt gegen eine Perſon verübt worben, fo 
fließt bie® nicht nur die Anwendbarkeit der Beftimmumg bes Art. 140 
aus, fondern begründet auch bie höhere Strafbarkeit, ganz gleichgiltig, 
ob die Gewalt gegen eine der in Art. 136—138 bezeichneten ober 
gegen eine andere Perfon verübt wurde. Bei ben Verhandlungen war 
biebei vorzugsweife von Gewalt gegen Angehörige ber burd ben Auf: 
ftand bedrohten Perſon oder gegen loyale dem Aufftande fidy entgegen: 
ftellende Bürger die Rebe, allein das Geſetz brüdt ſich ganz allgemein 
aus-und darf deshalb auf ſolche oder ähnliche Fälle nicht befchränft 
werben. Die bier in Rebe ftehende Vorausſetzung liegt mithin z. B. 
auch dann vor, wenn Gewaltthätigfeiten gegen ruhige Zuſchauer ober 
gegen Perfonen, die, ohne ſich irgendwie in bie Sache zu mifchen, be# 
Weges kamen, verübt wurden. Allerdings wird aber wohl faum ein 
Gericht diefe Vorausſetzung ſchon dann als gegeben erachten, wenn eim 
Theilnehiner an dem Aufftande einem andern Theilnchmer einen Stoß 
oder Schlag verfeht hat, der mit bem Zwecke der Jufammenrottung in 
gar keinem Zufammenbange fteht. Der Ausbrud „Gewalt“ ift übri— 
gen® hier in bemfelben Sinne wie in ben Art. 136—138 zu ver 
ſtehen. In Ziff. 1 ift nicht allgemein von Beſchädigung, ſondern ab: 
fihtlih nur von Plünderung, Verwüftung ober Zerftörung fremden 
Figentbums die Rede, um auszubrüden, daß bier nur Eigenthums— 
befhädigungen graverer Art, nicht fhen 3. B. das bloße Zerbreden 
einer Fenfterfcheibe, in Betracht kommen follen. 

Daß die Anwendbarkeit der Beitimmung des Art. 140 dann, 
wenn einer ber in Art. 139 bezeichneten Fälle eingetreten iſt, umbes 
dingt, alfo bezüglich aller und nidyt blos derjenigen Theilnehmer, welde 
ſolche Handlungen vorgenommen haben, ausgefchloffen ift, bedarf wohl 
faum der Erwähnung, da die allgemeine Faſſung des Gefehes in biefer 
Beziehung keinen Zweifel zuläßt. Ebenſo ift felbftverftändlich, daß bie 
Art. 139 und 140 nicht blos auf Zufammenrottungen, die auf öffent: 
lichen Straßen ober Pläben, fondern auch auf foldje, bie im Innern 
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von Gebäuden, in Gefängniffen, Fabriken u. f. mw. ftattgefunben haben, 
mit einem Morte in allen Fällen Anwendung findet, wenn eine Menfchen: 
menge fich zu dem in Art. 139 bezeichneten Zwecke zufammengerottet 
oder eine aus anderer Beranlaffung verfammelte Menfchenmenge ben 
dafelbft angegebenen Entſchluß kundgegeben hat’). 

Der frühere Entwurf enthielt ned einen eigenen Artikel, im 
welhem ber Fall befonders vorgefehen mar, daß eine Menfchenmenge 
fi) zufammenrottet, um eine Kammer bes Landtags auseinanderzu⸗ 
treiben, fie zu ber Faſſung oder Unterlafjung eines Beſchluſſes zu 
nöthigen oder ihr fonft Gewalt anzuthun. Diefe Handlung fällt je- 
doch, vorausgefegt, daß es ſich nicht um ein hochverrätherifches Unter: 
nehmen (Art. 101) Handelt, ohnedies ſchon unter ben Begriff bes 
Aufftandes, da Art. 139 von allen Zufammenrottungen fpricht, bie zu 
dem Zwede ftattfinden, eine der in ben Art. 136—138 bezeichneten 
Handlungen zu verüben, Art. 138 aber ausbrüdli den Fall vor: 
fieht, daß einem Mitglieve des Landtags, während der Ausübung fet: 
ner Beruföfliht oder um auf feine Berufsverrihtung einzuwirken ober 
um wegen einer folhen Rache zu nehmen Gewalt zugefügt oder angebrobt 
wirb, welcher Fall natürlich auch dann vorliegt, werm biefe Handlung 
nicht gegen ein einzelnes Mitglied, fondern gegen mehrere Mitglieder 
ober gar gegen eine ganze Kammer verübt wird, Deshalb wurde bier 
fer Artilel im Entwurfe von 1860 unter ausbrüdlider Angabe des 
fo eben erörterten Grundes weggelaflen ?). 


Art. 141. 


FSabrikanten, Gewerbsmeifter und andere eine Mehrzahl von Berasrebung 
Arbeitern befhäftigende Perfonen, welche, um eine obrigheitliche "cintenung- 
derſügung oder deren Unterlaſſung zu erzwingen oder an der 
Obrigkeit Rache zu nehmen, die gänzliche oder theilweife Einftellung 
ihrer Gewerbe oder Arbeitsunternehmungen verabreden, find, wenn 
fie ungeachtet obrigheitliher Warnung in diefem Unternehmen be- 
harren, mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 
taufend Gulden zu befirafen. 


) Verh. d. K. d. Nbg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 160 u. 161 und 
Verb. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©, 294, 295 unb 
507—515. 

) Berh. b. K. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bb. IS. 56 u. 173, 
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Unter derselben Vorausfegung Sollen Handwerksgefellen oder 
Arbeiter, welche, um einen der in Abf. 1 bezeichneten Bwecke zu 
verabfolgen, die gänzliche oder theilweife Einftellung der Arbeit 
verabreden, mit Gefängniß bis zu einem Jahre befiraft werden. 

Der frühere Entwurf ſchlug in feinen Artikeln 147 unb 148 
in Beziehung auf die Arbeitseinftellung weiter gehende Beltimmun: 
gen vor. Er bedrohte nämlih in Art. 147 die Derabrebungen ber 
Fabrikanten u, ſ. mw. zur gänzlichen ober tbeilweifen Einftellung ihrer 
Gewerbe oder Arbeitsunternehmungen nit nur in dem im jebigen ' 
Art. 141 angegebenen Falle, jondern auh dann mit Strafe, wenn 
diefelben hiedurdy ihre Arbeiter zu Handlungen oder Zugeſtändniſſen zu 
nöthigen beabfihtigen, erflärte jodann in Uebereinjtimmung damit die 
Berabredungen ber Hanbwerksgefellen und Arbeiter audy in dem alle, daß 
diefelben dadurch ihren Arbeitgebern gegenüber einen ber im Art. 147 
bezeichneten Zwecke verfolgten, für jtrafbar und bedrohte endlich in Art. 148 
iebe erfolglos gebliebene Aufforderung zu einer ber im vorhergehenden 
Artikel bezeichneten Berabredungen mit Gefängniß bis zu drei Monaten. 
Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Abgeorbneten erflärte fich 
damit nicht einverftanden und beſchloß den gänzlihen Abſtrich biefer 
beiden Artikel. In den Entwurf von 1860 wurbe die foeben mit- 
getheilte Beftimmung des Art. 148 des frühern Entwurfs nicht wie: 
der aufgenommen, dagegen enthielt er in Art. 162 die Beftimmungen 
bes Art. 147 des frühen Entwurfs wieder, und zwar, von einigen 
unbebeutenden Nebaktionsänderungen abgefeben, ganz in der frühern Weife. 
Bei der hierauf folgenden Berathung erflärten fi) die beiden Geſetz— 
gebungsausſchüſſe mit dem Entwurfe in fo weit einverftanden, als es 
fi) um PVerabredungen zur Arbeitseinftellung zu dem Zwecke banbelt, 
um eine obrigfeitliche Verfügung ober beren Unterlaffung zu erzwingen, 
oder an ber Obrigkeit Rache zu nehmen, alfo infoweit, als es fih um 
einen Act der Widerſetzung gegen die Obrigfeit ober, was das Geſetz über: 
haupt der Wiberjekung gleichftellt, um eine an der Obrigfeit zu nehmenbe 
Rache handelt. Sie ftimmten aber dem Entwurfe auch jest in fo weit 
nicht bei, als ſich deſſen Beftimmungen auf das Verhältniß zwiſchen 
den Arbeitgebern und den Arbeitern bezog, weil fie der Anfiht waren, 
die Strafgefeßgebung felle und dürfe in ſolche volfswirtbichaftliche 
Fragen nicht eingreifen. Der Art. 162 des Entwurfs wurbe deshalb 
in biefem Sinne mobifigirt und in Folge deſſen aus dem fechsten in 
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das vierte Hauptftüd als der nunmehrige Artikel 141 berüber: 
genommen, 

Das Geſetz bedroht nicht ſchon die Verabredung an ſich mit 
Strafe, fondern verlangt ausdrüdlic zum Thatbeftande das Verharren 
in dem Unternehmen ungeachtet obrigfeitliher Warnung. Auch in 
Abſ. 2 ift dies der Fall und durch die Worte „unter berfelben Vor: 
ausfegung” ausgebrüdt. Deshalb und weil das Geſetz einen ftrafe 
baren Berfud, des hier vorgejehenen Bergehens nicht kennt, unterliegen 
diejenigen, welde eine Verabredung zur Arbeitseinftellung getroffen 
mb auch wirklich ausgeführt haben, davon aber auf obrigfeitliche War- 
nung ſofort wieder abgeftanden find, wegen dieſer Handlung feiner 
Strafe. Bon welder Obrigkeit die Warnung ausgegangen fein muß, 
jagt das Gefek nit, da dies nicht Sache ber Strafgefeßgebung ift, 
jondern mit der Organifation der Wominiftrativbehörden zufammens 
hängt. Bei unfern jegigen Cinrichtungen haben ſolche Warnungen von 
den Polizeibehörden auszugehen, denen auch die Beftimmung der Form, 
im welcher fie diefelben zu ertheilen für angemefien erachten, überlaffen 
bleiben muß, werm nur ein Zweifel darüber nicht beſteht, daß fie zur 
Kenntniß der Betheiligten gefommen find. Das Gefeh verlangt eime 
Berabrebung. Ein Einzelner, der für ſich allein, ohne fid mit Andern 
zu verabreden, den Entſchluß faßt, fein Gewerbe oder fein Arbeitsunter: 
nehmen einzuftellen, macht fih mithin des bier vorgefehenen Vergehen 
niemals jhuldig, wenn er dies auch zu dem im Geſetze angegebenen 
Zweck thut und wenn die Zahl der von ihm beſchäftigten Arbeiter 
auch noch jo bedeutend it. Wie groß die Zahl derjenigen, welche bie 
Verabredung getroffen haben, fein muß, damit das bier vorgefehene 
Vergeben angenommen werden kann, ift im Geſetze nicht beitimmt. 
Nach dem Wortlaute genügt es, wenn ſich zwei Perfonen verabredet 
haben, und es laſſen ſich auch recht gut Fälle denken, wo eine Verab— 
tebung von ſelbſt nur zwei Perfonen eine jtrafrechtliche Einſchreitung 
auf ben Grund diefes Artikels vollfommen rechtfertigt. Man denke 
ſich 3. B. den Tall, daß zwei Fabrikanten oder zwei Bergwerksbeſitzer, 
von denen jeder Hunderte oder gar Taufende von Arbeitern befchäftigt, 
eine ſolche Verabrebung treffen, beren Durchführung zur Folge hat, 
daß die Mehrzahl der Arbeiterbevölferung eines Ortes oder felbit 
mebrerer Orte beſchäftigungs- und brodlos wird. Allein aus ber 
Natur der Sade ergibt fih, daß das Geſetz hier nur foldhe Verab⸗ 
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redbungen im Auge hatte, durch weldhe möglicherweife ein Drud auf bie 
Obrigkeit geübt werden kann. Wann dies anzunehmen iſt, bat bas 
Gericht im einzelnen Falle nah den Umftänden zu bemeſſen. Kein 
Gericht wird z. B. das hier vorgefehene Vergehen dann als vorliegend 
betrachten, wenn ſich in einer größern Stadt zwei oder auch drei oder 
vier Schuhmachermeiſter, von denen jeder einen Gefellen beſchäftigt, 
verabreden, ihr Gewerb einzuftellen, um dadurch die Obrigkeit zu 
zwingen, eine ihnen nicht zufagende Verfügung zurüdzunehmen. Daß fih 
die im Gingange bes Arkitels ftehenden Worte „eine Mehrzahl von 
Arbeitern befchäftigende”“ nur auf die den Fabrilanten und Gemerbe 
meiftern beigefügten andern Perfonen beziehen und das Geſetz auf bie 
Yabrifanten und Gewerbsmeiſter allgemein, mithin auch auf folde, von 
denen man nicht fagen Kann, daß fie eine Mehrzahl von Arbeitern 
befchäftigen, Anwendung findet, ergibt ſich zweifellos aus der Faſſung 
bes Geſetzes. 

Auch bezüglich des Zwedes, der verfolgt wird, ift das Gejeh 
allgemein gefaßt. Es fpricht überhaupt von obrigfeitlichen Verfügungen 
und von an der Obrigkeit zu nebmender Nache, ohne weder bezüglid 
der Obrigkeit nody bezüglich der Verfügungen eine nähere Beftimmung 
beizufügen. Es braudt ſich mithin nicht gerade um Berfügungen, 
weldye mit dem Gewerbswejen zufammenbängen, zu handeln, und eben 
fo wenig um eine an einer mit dem Gewerbsweſen betrauten Behörde 
zu nebmenbe Rache. 

Ich habe oben bemerkt, ein Einzelner, der für ſich allein ohne 
Verabredung mit Andern den Entſchluß faßt, fein Gewerb oder feine 
Unternehmung einzuftellen, mache fich des bier worgefehenen Vergehens 
nicht ſchuldig. Der Grund hievon liegt darin, daß das Gejeh aus 
drüdlid) eine Verabredung verlangt. Iſt eime ſolche aber getroffen 
worden, fo liegt damit dieſes gefehliche Merkmal ver und es fommt 
darauf weiter nichts an, ob diejenigen, weldye an der Verabredung 
Theil genommen haben, an derſelben auch beharren. Wenn diefelben 
auc alsbald freimilig oder auf die obrigkeitlihe Warnung ſämmtlich 
mit Ausnahme eines einzigen ihr Vorhaben aufgegeben haben, Lepterer 
aber auf feinem Unternehmen beharrt, jo macht diefer fi bes hier 
vorgefehenen Vergehens ſchuldig, obgleih er munmehr ganz ifolirt 
dafteht, da bezüglich feiner alle duch das Geſetz verlangten Merl 
male vorliegen, 
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In Folge bed Wegfalls bes oben erwähnten Art. 148 bes 
früheren Entwurfs find erfolglos gebliebeng Aufforberungen zu bem 
bier in Rede ftehenden Vergehen nur nach Art. 57 Abſ. 2, mithin 
nur dann ftrafbar, wenn fie öffentlih vor einer Menfchenmenge oder 
mittel® eines Preßerzeugnifies ftattgefunden haben’). 


Art. 142. 


Wer einen Gefangenen aus der Gewalt der Obrigkeit oder Cahriunn sr 
ihrer Diener befreit, foll, infoferne nicht die Chat nach den über 
die Begünfigung befiehenden Vorfchriften einer fchwereren Strafe 
unterliegt, beflraft werden: 

1) mit Gefängnig nicht unter einem Jahre, wenn zum Be- 
hufe der Befreiung gegen Beamte oder gegen die zur 
Verwahrung oder Bewachung des Gefangenen aufgeflellten 
Perfonen Gewalt angewendet oder mittels Waffen ange- 
droht worden; 

2) mit Gefängniß von drei Monaten bis zu drei Fahren, 
wenn die Befreiung durd andere Gewaltandrohung gegen 
jene Perfonen oder durch Erbredung des Gefingnifte 
bewirkt worden if; 

3) mit Gefängnif bis zu einem Jahre in den übrigen 
Säle. 

Der vVerſuch dieſes Vergehens ift firafbar. 


Art. 143, 


Ein Gefangener, welcher ſich durch Anwendung oder Andro- 
hung von Gewalt gegen Perfonen oder durch Erbrechung des 
Sefängniffes felbft befreit, foll mit Gefängnif bis zu fechs Monaten 
befiraft werden. 

Gefangene, welche ſich zufammenrotten, um ihre Befreiung 
mittels Anwendung oder Androhung von Gewalt gegen Beamte 


) Verb, d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II ©. 101 u. 161; Verb. 
bes Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I €. 302 u. 542-545; 
Berb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. IT S. 175 u. 176 und Beil. Bd. IN 
&. 47, 48 u. 91; Verh. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Reicher. von 18%, Beil, 
©. 104—106 u. Brot Bo, 1 ©. 161—163, 
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oder gegen die zu ihrer Verwahrung oder Bewahung aufgefellten 
Perfonen zu bewirken, find nad) den Veflimmungen über Auffland 
zu befirafen. 


Art, 144, 


Ein Beamter oder öffentlicher Diener, welchem die Werwahrung 
oder Bewahung eines Gefangenen anvertraut ifl, foll, wenn er 
deſſen Entweihung bewirkt oder befördert, mit Gefängniß nicht 
unter zwei Iahren beftraft werden, womit der Verluf des Amtes 
oder Dienftes als Straffolge zu verbinden if. 

Andere Perfonen, welchen die Verwahrung oder Bewachung 
eines Gefangenen anvertraut ifl, follen, wenn fie deffen Entwei- 
hung bewirken oder befördern, mit Gefängniß bis zu zwei Jahren 
beſtraft werden. 

Der Verſuch des im Abf. 1 und 2 bezeichneten Vergehens if 
firafbar, 

IN die Entweichung durch Fahrläffigkeit der im Abf. 1 be- 
zeichneten Perfonen bewirkt worden, fo trifft Ddiefelben Gefängnif 
bis zu drei Monaten oder Geldfirafe bis zu zweihundert Gulden. 


In den vorftehenden drei Artifeln iſt ganz allgemein von der 
Befreiung von Gefangenen die Rede. Die Beftimmungen derjelben 
finden deshalb gleihmäßig bei jeder Befreiung eines Gefangenen An- 
wendung, derſelbe mag ſich in Straf: oder Unterfuhungshaft, in einer 
Polizeianftalt oder in einer Erziehungsanftalt für verwahrloste jugend: 
lihe Perjonen oder in einem Schuldgefängniffe, er mag ſich in einem 
Gefängnifje oder außerhalb desjelben, 53. B. auf dem Transporte bes 
funden haben. Sie finden mithin namentlich auch in dem Falle An 
wendung, daß eine Perfon von einer Polizeibehörde ober von ber 
Gendarmerie proviſoriſch feitgenommen werben ift, da natürlich aud 
eine ſolche Perfon, fobald die Feſtnahme ftattgefunden hat, als Gefans 
gener im Sinne diefer Artikel erjcheint. 

Die in den Art. 142 u. 144 vorgejehenen Handlungen können, 
infoferne es fih um die Befreiung eines ſolchen, der fid) wegen einer 
firafbaren Handlung in Gefangenschaft befindet, auch unter dem Ge: 
fihtspunfte der Begünjtigung der betreffenden ftrafbaren Handlung 
aufgefaßt werden, Unjer Geſetzbuch räumt jedoch biefem Geſichtspunkte 
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nur eine untergeorbnete Bedeutung ein und betrachtet den Gefichtspunft 
ber Auflehnung gegen die obrigfeitlicdhe Gewalt als den vorzugsweife 
maßgebenden und entiheidenden. Trägt die That jedoch die Merkmale 
einer ftrafbaren Begünftigung an ſich und unterliegt fie, von diefem 
Gefichtspuntte aus betrachtet, einer fchwereren Strafe als den in den 
Art. 142 u. 144 angebrobten, fo greifen ſchon nad den allgemeinen 
Grundfägen über Zufammenfluß die Strafen über Begünftigung Plab. 

Die in den Art. 142 u. 143 Abſ. 1 vorgefehenen Vergeben 
find erjt vollendet, wenn bie Befreiung des Gefangenen wirklid bewirkt 
werden ift. "Alle Handlungen, welde zum Zwede der Befreiung vor: 
genommen worben find, obne jedoch zur wirklichen Befreiung zu führen, 
find deshalb nach den bezüglidy des Verſuchs geltenden Vorſchriften zu 
beurtheilen, wobei zu beachten it, daß das Gefe wohl den Berfud) 
des in Art. 142 vorgejehenen, nicht aber den Verſuch des in Art. 143 
Abj. 1 vorgefehenen Vergehens für jtrafbar erklärt. Die Befreiung 
ift übrigens bewirkt, fobald der Gefangene das Gefängniß verlaffen 
bat oder bei fonftigen Fällen der Befreiung der Gewalt der Obrigfeit 
und ihrer Diener entzogen worden iſt bezichungsweife fi entzogen 
bat, und es kommt hiebei nichts darauf an, ob und wanı ev etwa 
wieder ergriffen worden ift. Zur Grläuterung des geſetzlichen Erfor— 
ferbernifjes der Anwendung und Androhung von Gewalt kann ich auf 
dasjenige, was ich zu den Art. 136—138 bemerkt habe, verweifen, 
da dieſe Ausdrüde bier in ganz gleihem Sinne gebraucht find, Nur 
will ich neh darauf aufınerffam machen, daß, während in Art. 142 
nur von Gewalt gegen Beamte oder die zur Verwahrung ober Bewa— 
Hung des Gefangenen aufgeftellten Perſonen die Nede ift, Art. 143 
allgemein von Gewalt gegen Perjonen fpricht, in diefem Falle das in 
Rede ftehende gejegliche Erforderniß mithin 3. B. auch dann vorliegt, 
wenn nur gegen Mitgefangene Gewalt angewendet ober angedroht 
wurde. 

ALS Gefängniß im Sinne der Urt. 142 Ziff. 2 und Art. 143 
Abſ. 1 ift jeder, wenn auch nur vorübergehend, zur Berwahrung eines 
Gefangenen benütte Ort zu betrachten, alfo namentlich auch Räume, 
wo Gefangene bejchäftigt werden oder ſich im Freien ergehen dürfen, 
wenn biefelben aud nicht gerabe Gebäude oder Zubehörungen von 
foldyen, jondern wenn fie nur umſchloſſen find, jo daß eine Erbrechung 


derfelben jtattfinden kann. 
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Ziff. 3 des Art. 142 ift ganz allgemein gefaßt, findet mithin 
auf alle nidyt im Ziff. 1 und Ziff. 2 beſonders vorgefehenen Arten 
von Befreiung Anwendung, fo namentlich auf ſolche, welche durch Täu— 
ſchung des Auffichtsperfonals, Verfhaffung von Verffeidung u. f. mw, 
bewirkt worden find. Auch der Fall der Oeffnung des Gefängnifjes 
mittels eines. falfhen Schlüffel® fällt unter die in dieſer Ziffer vors 
gefehenen Fälle, 

Der frühere Entmurf bedrohte dic Selbftbefreiung an fi, alfo 
auch dann, wenn fie ohne die im jebigen Art. 143 bezeichneten Um: 
ftände ftattgefunden hat, mit Strafe. Dies fand jedoch die Zuftim: 
mung bes Gefehgebungsausfchuffes der Kammer ber Abgeorbneten nicht 
und es wurde hierauf auch Feine derartige Beftimmung in den Ent: 
wurf von 1860 aufgenommen. Die Selbftbefreiung ift mithin nur in 
den in Art. 143 ausdrücklich vorgefehenen Fällen ftrafbar. 

Abſ. 2 des Art. 143 macht feine befonbere Erläuterung nöthig, 
da Ulles, was bezüglicd des Aufitandes bemerkt wurde, auch hier An— 
wendung findet. 

Macht ſich eine wegen einer ftrafbaren Handlung verhaftete Per: 
fon einer der in Art. 143 vorgefehenen Handlungen jchuldig, fo finden 
bezüglich ihrer Beftrafung und des Strafvollzugs die Beftimmungen 
der Art. 84 u, 87 Anwendung. | 

Abi. 1 des Art. 144 fpricht allgemein von Beamten und öffent: 
lihen Dienern, denen die Verwahrung oder Bewachung eines Gefan— 
genen anvertraut if. Das Geſetz verlangt alfo nicht, daß diefe Ver: 
wahrung oder Bewahung zu den regelmäßigen Dienftobliegenheiten 
bes betreffenden Beamten oder öffentlihen Dieners gehört, ſondern es 
genügt zur Anmendbarfeit diefer Strafbeftimmung, daß bie Handlung 
von einer Perfon begangen wurde, die überhaupt ein Beamter ober 
öffentlicher Diener ift und der, wenn vielleicht auch nur ausnahmsweiſe 
und vorübergehend, die Verwahrung oder Bewachung bes betreffenden 
Gefangenen anvertraut war. 

Sn den Urt. 142 u. 143 ift von Befreiung eines Gefan— 
genen bie Rede, während Art. 144 von denjenigen fpricht, welche die 
Entweihung eines Gefangenen bewirken oder befördern. Die 
Verſchiedenheit der gewählten Ausdrücke erflärt fih aus ber Verſchie— 
denheit der Fälle, die in diefen Artikeln vorgefchen find. In Art. 143 
kann begreiflih nur von Befreiung die Rebe fein. In Urt. 142 
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fönnte allerdings nicht nur von der Befreiung, fondern auch von Bei: 
bilfe zur Befreiung gejprechen werben, wie denn im frühern Entwurfe 
der dem heutigen Art. 142 entjprediende Art. 149 aud wirklich alſo 
lautete: „Wer einen Gefangenen aus der Gewalt der Obrigkeit ober 
ihrer Diener befreit oder ihm zur Selbjtbefreiung behildich iſt“, fo daß 
alfo in diefem Artikel jede einem Gefangenen zum Zwede feiner Selbft- 
befreiung geleitete Hilfe als ſelbſtſtändig ftrafbares Vergeben vorgefehen 
war. Der frühere Entwurf konnte dies in jo ferne thun, als er, wie 
bereits früher bemerkt wurde, die Selbjtbefreiung überhaupt für ftrafbar 
erflärte, mithin auc jede Begünftigung derfelben für ftrafbar erklären 
und mit den ibm angemejjen jcheinenden Strafen bedrohen konnte. 
Anders geftaltete fi) aber die Sache dadurch, daß, abweichend vom 
Spfteme des frühern Entwurfs, die Selbjtbefreiung nicht an ſich, fon- 
dern nur in bejtimmten Fällen für ftrafbar erflärt wurde, Bei diefem 
Spfteme fand man es nicht ftatthaft, die Beihilfe zur Selbjtbefreiung 
unbedingt für ftrafbar zu erklären, jondern man erachtete die Beihilfe 
mr ba für ftrafbar, wo auch die Selbjtbefreiung ſelbſt ftrafbar ift. 
Für diefen Fall erjhien aber eine befondere derartige Beftimmung 
bezüglich der Beihilfe, wie fie der frühere Entwurf enthielt, im Art. 142 
nicht nöthig, da die Theilnahme an der Berübung einer ftrafbaren 
Handlung ohnedies nad) den allgemeinen Beftimmungen des Straf: 
geſetzbuchs ftrafbar ift und fein genügender Grund vorlag, bier bie 
Theilnahme mit einer andern Strafe, als derjenigen, die nach dieſen 
allgemeinen Beftimmungen einzutreten hat, zu bedrohen. Nur befchloß 
man, um zu vermeiden, daß wirklich ftrafbare Fälle ftraflos bleiben, 
und in der Erwägung, daß die Fälle der NHilfeleiftung zur Gelbft: 
befreiung häufig mit dem Verſuche einer Befreiung zufanmenfallen, bei 
ben in Art. 142 vorgefehenen Vergehen ausdrücklich aud den Verſuch 
für ftrafbar zu erflären. Die Beihilfe zur Selbjtbefreiung erfcheint 
mithin im Allgemeinen nur dann als ftrafbar, wenn bie betreffenden 
Handlungen die Merkmale entweder der Theilnahme an einer gefeklic, 
frafbaren Selbftbefreiung oder eines ftrafbaren Verſuchs des in Art. 142 
vorgefehenen Vergehens an fih tragen. Anders ftellte ſich jedoch die 
Sache in den in Art. 144 vorgefehenen Fällen dar. Hier Fonkurrirt 
die Verlegung einer bejondern Pfliht und diefer Umftand rechtfertigt 
einerfeits jede Beförderung der Entweichung eines Gefangenen als 
jelbftftändiges Vergehen, und zwar ſelbſt in denjenigen Fällen, in wel 
24% 
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Ken die Selbjtbefreiung ftrafles ift, zu betrachten, und anderſeits die— 
ſes Vergeben mit einer weit böhern al$ der auf die Theilnahme an 
der in Art. 143 Abſ. 1 vorgefehenen That gejeßten Strafe zu bedro— 
ben. Deshalb ift in den Abſ. 1 u. 2 des Art. 144 neben der Be: 
wirkung der Entweichung eines Oefangenen, was als gleichbebeu: 
tend mit ber Befreiung erfcheint, auch, und zwar in ganz allge 
meiner Weife, alfo ohne irgend eine Beſchränkung bezüglich der ange: 
wendeten Mittel, von der Beförderung der Entweichung eines Gefan— 
genen die Rede. Mebrigens find audy die in Art. 144 vworgefebenen 
Vergeben erit dann vollendet, wenn der Gefangene wirflich entwichen ift, 
alfo wenn er mwirflid befreit worden iſt oder ſich felbjt befreit bat, 
und es wurde deshalb auch der Verſuch der in den Abiägen 1 u. 2 
vorgejehenen Vergeben für ftrafbar erklärt. 

Abſ. 4 des Art. 144 findet nur anf die in Mbf. 1 bezeichneten 
Perſenen Anwendung. Die in Abſ. 2 bezeichneten Perfonen unter: 
liegen mithin, falls die Entweichung eines Gefangenen durch Fahr— 
läffigfeit von ihrer Eeite bewirkt wurde, Feiner Strafe. 

Fahrläffige Handlungen der in Abſ. 1 bezeichneten Perfonen, 
weldye zwar zur Entweichung eines Gefangenen hätten Gelegenheit geben 
können, eine wirkliche Entweihung aber doch nicht zur Folge hatten, 
unterliegen blos disciplinärer Ahndung '). 


Art. 145. 


Wer durch richterlihes Erkenntnig aus dem bayerifchen 
Rüdtehr eine Stantsgebirte verwiefen il und diefem Erkenntniffe zuwider unbe- 
Berriefenen. fugt dahin zurückkehrt, fol mit Gefängnif bis zu einem Jahre 
beſtraft und nad überflandener Strafe von Ucuem des Sandes 
verwielen werden. 
Im Falle abermaliger Kückkehr if auf Gefängnifftrafe nicht 
unter ſechs Monaten zu erkennen, nad) deren Erfichung neuerdings 
Sandesverweifung einzutreten hat, 


) Verb. der K. db. Abg. von 19%, Beil. Bd. IT ©. 101, 102 u. 161— 
163; Verb. des Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 295— 
997 und ©. 515—518; Verb, der K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. I ©. 
173 u. Beil, Bd. III ©. 45. 
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Art. 146. 


Ausländer, welche der polizeilichen Anweifung, das Stants- 
gebiet für immer oder für eine beflimmte Beit zu verlaffen, zu- 
widerhandeln, find mit Arrefi zu beflrafen und können nad über- 
flandener Strafe über die Gränze des Staalsgebietes geliefert 
werden. 


Ich will die zwei vorſtehenden Artikel gleichzeitig ins Auge 
faſſen, weil dadurd der Unterfchied, der zwifchen ben im denfelben vor: 
geſehenen Fällen beſteht, deutlicher wird. Art. 145 feßt voraus, daß 
Jemand durch richterliches Erkenntniß aus dem baheriſchen 
Staatsgebiete verwieſen iſt und dieſem Erkenntniſſe zuwider unbefugt 
dahin zurückkehrt, während in Art. 146 nur eine Zuwiderhandlung 
gegen eine polizeiliche Anweiſung, das Staatsgebiet zu vers 
laffen, verausgefegt it. in weiterer durch bie DVerfchiedenheit der 
Faſſung ausgebrüdter Unterfchieb liegt darin, daß das in Art. 145 
vorgefehene Vergeben nur dur unbejugte Rückkehr, die in Art. 146 
vorgejehene Mebertretung aber auch durch Verbleiben im Staatsgebiete 
trog der polizeilihen Anweifung, dasfelbe zu verlaffen, begangen were 
den kann. Die durch richterliches Erkenntniß des Landes Berwiefenen 
werden nämlich nad) erjtandener Strafe aus dem Lande verbradt, 
während bie Polizeibebörbe, welche einen Ausländer aus dem Lande 
verweist, dies wohl auch thun kann, allein nicht zu thun braucht und fich 
häufig darauf befhränkt, ihn anzumweifen, binnen einer gewiſſen Frift 
das Staatsgebiet zu verlaffen. Hat die Polizeibehörde das Lebtere 
getban, fo liegt fhon in dem bloßen Berbleiben im Staatsgebiete troß 
der erwähnten polizeilichen Weifung die in Art. 146 vorgefehene 
Üebertretung. In den übrigen Punkten ftinmmen die beiden Artikel 
überein. Wenn nämlid Art. 145 auch allgemein von allen Berfonen, 
welche durch richterliches Erkenntniß aus dem bayerifchen Staatsgebiete 
verwiefen find, Art. 146 dagegen nur von Ausländern ſpricht, fo Liegt 
doch darin in der Wirklichkeit fein Unterjchied, weil nad Art. 43 des 
Strafgefebbuhs und Art. 15 des Polizeiftrafgefegbuds auch durch 
tichterliches Erkenntniß nur Ausländer des Landes verwiefen werben 
fönnen. Eben fo muß nicht nur die in Art. 145 vorgefehene Rück— 
lehr, fondern auch die in Art. 146 vorgefehene Zuwiderbandlung eine 
unbefugte fein. Sie find aber als unbefugt in der Negel fo lange zu 
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betradyten, als die Landesverweifung beziehungsweife bie in Rebe 
ftehende polizeiliche Weifung befteht. Dies ift bei ber Landesverwei— 
fung der Fall, bis fie der König, der allein hiezu befugt ift, aufgehe: 
ben hat, bei der polizeilihen Ausweifung, falls fie für eine beftimmte 
Zeit erlaffen wurde, bis zum Ablaufe diefer Zeit, falls fie für immer 
erlaffen wurde, bis dahin, daß fie durch eine Verfügung einer zuftän: 
digen Behörde oder Stelle ausbrüdlidy ober ſtillſchweigend, z. B. durch 
Ertheilung einer Aufenthaltsbemilligung, aufgehoben wurbe. Außerdem 
fünnen aber aud) andere Fälle vorfommen, in welden die Rüdtehr 
des Verwiefenen als eine unbefugte nicht erfcheint, z. B. der Fall, 
daß ihm von einer zuftändigen Behörde ficheres Geleit ertheilt wor: 
ben iſt. 

Wegen welder ftrafbaren Handlung bie betreffende Perſon durch 
richterliches Erkenntniß des Landes vermwiefen wurde, iſt gleichgiltig. 
Urt. 145 macht in biefer Beziehung keinen Unterfchied. Derjenige, 
weldjer auf den Grund des Art. 15 bes Polizeiftrafgefeßbuchs wegen 
einer Polizeiübertretung durch Erkenntniß eines Cingelnrichters des 
Landes verwiefen wurde, ift mithin im Falle unbefugter Rückkehr eben 
fo ftrafbar, als derjenige, gegen welchen die Landesvermweifung wegen 
eines Verbrechens durch ein Schwurgeridht ausgefproden wurde. Die 
vor dem 1. Juli 1862 von Polizeibehörden ber diesfeitigen Gebiets: 
theile gelegenbeitlih der Aburtheilung von Polizeiübertretungen au: 
geſprochenen Landesverweifungen können übrigens nicht als richterliche 
Erfenntniffe im Sinne des Art. 145, fondern nur als polizeiliche 
Verfügungen im Sinne des Art. 146 betrachtet werben, ba, wenn ben 
PVolizeibehörden auch bis dahin die Judikatur in Polizeiftraffachen ge: 
ſetzlich zuſtand, fie diefelbe doch nur als Poligeibehörden, nicht ale 
Gerichte zu üben batten, 

Eine Belehrung der des Landes Verwieſenen über die Folgen 
der unbefugten Rückkehr ift nach der jetzigen Gefeßgebung nicht mehr 
nöthig '). 


') Berh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. I ©. 138 u. 163.; Verb. 
bes Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 297, 518 und 519; 
Berh. der K. d. Abg. von 18%,, Beil.Bd. II S. 91 und Verh. des Gefehg. 
Ausſch. der K. d. Reichsör. von 18°%,, Prot.Bb. I ©. 150 u. 151. 
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Art. 147, 
Wer fich außer Wothfällen der auf Grund richterlicen Er- —— 
kenntniſſes gegen ihn verfügten Polizeiauſſicht entzieht oder den“, relrlider 


Aufenthaltes 
zum Vollzuge derfelben von der Difriktspolizeibehörde gegebenen verbot. 


Sorfchriften zuwiderhandelt, ift mit Arreſt zu beftrafen, 
In Wirderholungsfällen kann auf Verwahrung in einer 
Polizeianftalt erkannt werden. 


Diefer Artikel fan in der Anwendung wohl kaum Schwierig: 
feiten machen. Was zu Art. 145 über den Sinn bes Ausbrudes 
„Tichterliches Erkenntniß“ gejagt wurde, findet auch bier Anwendung. 
Außerdem veriteht es fi von felbft, daß das Gericht, welches über 
eine nad Art. 147 ftrafbare Zuwiberhandlung zu entfcheiden bat, nicht 
nur berechtigt, fondern aud) verpflichtet ift, die Geſetzmäßigkeit der von 
ber Polizeibehörde erlaffenen Berfügungen nad Maßgabe der besfall: 
figen gejeglihen Beftimmungen zu prüfen und baß es demzufolge ben 
Beihuldigten freifprechen muß, wenn es die gegen benfelben erlaffenen 
Verfügungen für ungeſetzlich hält, daß ihm aber, falls die Polizei: 
behörde zur Erlaſſung ber betreffenden Berfügungen geſetzlich befugt 
war, feinerlei weitere Cognition über die Zwedmäßigfeit diefer Der: 
fügungen zufteht ‘). 

Art. 148. 


Wer, ohne unter Polizeiaufficht zu lehen, von der zufändigen 
Polizeibehörde auf Grund beflehender gefehlicher Beſtimmungen 
angewiefen ifl, einen gewiffen Bezirk für immer oder auf eine 
befiimmte Beit zu verlaffen oder nicht mehr zu betreten, foll, wenn 
er diefer Anweifung zuwiderhandelt, mit Arrefl bis zu vierzehn 
Sagen befiraft werden, 


Auch in dem in diefem Artikel vorgefehenen alle haben bie 
Gerichte zu prüfen, ob bie betreffende polizeiliche Verfügung auf den 
Grund einer beftehenden geſetzlichen Beitimmung erlaffen wurde. Sit 
dies nicht ber Fall, fo müſſen fie freifprehen. Cine Prüfung ber 
Zweckmäßigkeit der Berfügung fteht ihnen aber * in dieſem Falle 
nicht zu. 


9 Berh. d. K. d. Abg. von By Beil. Bd. I S. 56 u. 173 und Beil. 
Bd. III ©. 45 u. 200, 


Rerletz ung 


amtlicher 


Siegel. 
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Daß auch in dem hier vorgefchenen Falle von einer Beftrafung 
feine Rebe fein Ian, wenn der Grund der Zumwiderbandlung im einem 
wirklichen Notbfalle Liegt, folgt aus allgemeinen ſtrafrechtlichen Grund: 
fügen, an denen begreiflid; dadurd nichts geändert wurde und nichts 
geändert werben wollte, daß bier die Nothfälle nicht ausbrüdlich ers 
wähnt wurden. 


Art. 149, 


Wer unbefugt ein amtliches Siegel, welches von einer öffent- 
lichen Behörde oder einem öffentlichen Beamten angelegt if, um 
Sachen zu verfchliegen, zu bezeichnen oder in Befchlag zu nehmen, 
erbricht, ablöst oder befchädigt, ift mit Gefängniß bis zu drei Mo- 
naten oder an Geld bis zu zweihundert Gulden zu beftrafen. 


Diefer Artikel verlangt vor Allem ein amtliches Siegel, weldyes 
von einer Öffentlihen Behörde oder einem öffentlichen Beamten, 3. B. 
einem Notar, zu einem ber im Geſetze angegebenen Zwede angelegt 
worden if. Daß darunter auch Siegel zu verftehen find, welche zu 
einem dieſer Zwecke im Nuftrage einer öffentlichen Behörde durch einen 
öffentlihen Diener angelegt find, verſteht fi) von ſelbſt, da fie ald von 
einer Öffentlichen Behörde angelegt betrachtet werden müffen. Das Gefek 
verlangt ferner ein Erbrechen, Ablöfen oder Beſchädigen diefes Siegels. 
Unter Ablöfen des Siegels iſt nur eine gänzliche Beſeitigung besfelben 
zu verftehen, unter Erbrechen und Befchädigen aber jede Aenderung 
besjelben, durdy welche der Zwed, zu dem es angelegt wurde, vereitelt 
wurde, Mit Unrecht fagt Stenglein (Bd. II S. 99), aud unter 
Erbrechen des Siegels Fünne nur ein völliges Befeitigen besfelben ver- 
ftanden werben, denn e8 leuchtet von felbft ein, daß in vielen Fällen 
ber Zwed, zu dem das Siegel angelegt wurde — man benfe 3. B. 
an den Fall, daß es angelegt wurde, um cine Sache zu verfchließen 
—, durd ein bloßes Erbrechen ohne völliges Befeitigen gänzlid ver: 
eitelt werben kann. 

Im Uebrigen verlangt das Geſetz blos, daß die betreffende Hands 
lung vorfäglic begangen wurde. Cine bles fahrläffige Handlung die 
fer Art ift nicht ſtrafbͤr. Zu welchem Zwecke die Handlung begangen 
wurde, ift für das bier vorgefehene Vergehen gleichgiltig. Es Tann 
dies aber infoferne von, Bedeutung fein, als die Handlung vielleicht 
dadurch einen weit graveren Charakter annimmt, in welchem Falle die 
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Strafbarkeit natürlidy nach den allgemeinen Beftimmungen über Zus 
fammenfluß zu bemeffen tft‘). 


Art. 150, 


Wer öffentli vor einer Mlenfchenmenge oder mittels eines missinigung 
Preperzeugnifes eine Maßregel vorfdlägt, durch welche die Miß- heile 
billigung eines richterlichen Urtheils kundgegeben werden fol, iſt 
mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu zwei— 
hundert Gulden zu beflrafen. 

Bu ſolchem Bwedie gefammelte Geldbeiträge unterliegen der 


fionfiskation. 


Diefer Artikel kann wohl micht befier, als durch Mittheilung 
feiner Entſtehungsgeſchichte erläutert werden. Im frühern Gntwurfe 
lautete der entiprehende Art. 155: „Wer öffentlid vor einer Mens 
fhenmenge eine Mafregel vorſchlägt, durd welche bie Mikbilligung 
eine® vichterlichen Urtheils Fundgeneben werden fell, ift mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten oder Geld bis zu zweihundert Gulden zu bejtras 
fen. — Gleicher Strafe unterliegt, wer eine Sammlung veramjtaltet, 
um eine ausgeiprodyene Strafe ganz eder theilweife zu vereiteln, um 
dem Verurtheilten Entihädigung zu verfhaffen oder um eine Billigung 
feiner Handlung auszudbrüden, desgleichen wer fid an einer folchen 
Sammlung betheiligt. Bereits gefammelte Beiträge unterliegen der 
Konfiskation. — Iſt eine der obigen Handlungen mittels eines Preß— 
erzeugnifies verübt worden, fo iſt die Geldftrafe mit der Gefängniß: 
firafe zu verbinden“. Der damalige Referent, Freiherr v. Lerchenfeld, 
erffärte fi mit dem Entwurfe im Wefentlihen einverjtanden, bean: 
tragte jedoch, ihn im folgender Weiſe zu faffen: „Wer öffentlich u. ſ. w. 
zu einer Sammlung von Geldbeiträgen auffordert, um eine gerichts 
lid) ausgeſprochene Strafe ganz oder theilweife unwirkſam zu machen, 
oder überhaupt eine Mafregel vorfchlägt, durch welche die Mifbilligung 
eines richterlichen Urtheils kundgegeben werben foll, ift mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten und an Gelb bis zu hundert Gulden zu bejtras 
fen. — Die bereits gefammelten Geldbeiträge unterliegen ber Konfis— 
fation.“ Abgefeben von der Strafe und unwefentlichen Redaltions⸗— 








1) Verh. des Geſetzgeb.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 297, 
519 u. 520. 
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änderungen unterfchieb ſich ſchon biefer Vorfhlag von dem Entwurfe 
wefentlich dadurch, daß nad) ihm Aufforderungen zu Geldfammlungen 
nur dann ftrafbar fein follten, wenn fie öffentlih ftattgefunden haben, 
während nah dem Entwurfe die Veranftaltung einer folhen Samm— 
lung ſchlechthin unter den Artikel gefallen wäre, ferner dadurch, daß 
er nur diejenigen mit Strafe bedrohte, welche zu folhen Sammlungen 
aufgefordert haben, während ber Entwurf auch diejenigen beftraft wif: 
fen wollte, die fih an einer folben Sammlung betheiligt haben, ſowie 
endlich, dadurch, daß er nur allgemein von Sammlungen zu dem Zwecke, 
um eine Strafe gang oder theilweife unwirkſam zu maden, fprad und 
nad feiner ganzen Faſſung in folden Sammlungen eine einzelne Maß- 
regel, durch melde die Mipbilligung eines richterlihen Urtheils kund— 
gegeben werben fol, erblidte, während ber Entwurf von folden 
Sammlungen in einem beſondern Abfage, ganz unabhängig von ber 
Migbilligung der Urtheile, handelte und neben der Bereitelung ber 
Strafe aud noch von andern Zweden fprad, zu denen eine ſolche 
Sammlung veranftaltet worden fein kann. Bei ber Berathung im 
Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeorbneten in ber Sitzung 
vom 28. Mai 1857 wurde aber aud der Vorfchlag bed Referenten, 
als noch zu weit gehend, beanftandet. Vorerſt beantragte das Aus— 
fhußmitglied Dr. Völk, es feien nad) den Worten „eine Mafregel 
vorfchlägt, durch welche” die Worte „auf ungefeglihe Weiſe“ einzu— 
halten. Er befürchtete nämlich, ohne dieſe Einfchaltung könne ber 
Artikel z. B. aud auf den Fall angewendet werben, baß Jemand vor 
einer größern Zahl von Streitgenoffen, die als Menfchenmenge zu bes 
trachten feien, den Vorſchlag made, gegen ein Urtheil, weil es unges 
recht fei, zu appelliren, indem auch dies eine Mißbilligung bes Urtheils 
ſei. Der k. Regierungsfommiffär Dr. Dollmann bemerkte bierauf, 
biefer Zufab ſcheine nad) der einen Seite bin volllommen unnöthig, 
indem der Artikel bei einer nur. halbweg verftänbigen Auslegung auf 
den von Dr. Völk erwähnten Fall unmöglid bezogen werden könne, 
nad einer andern Seite bin aber könne diefer Zufag Mißverftänbniffe 
herbeiführen. Diefer Bemerkung wurde von Feiner Seite wiberfproden 
unb Dr. Völk erklärte, er ziehe feinen Antrag zurüd, da nad biefer 
beftimmten Erklärung des k. Regierungsfommiffärs die Rechtfprechung 
über den angeregten Punkt wohl nicht mehr irre gehen könne. — 
Das Ausfhußmitglied Boye bemerkte ſodann, er habe an dem Artikel 
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audzufegen, daß er auch ben Fall mit Strafe bebrobe, wenn eine 
Sammlung öffentlidy veranftaltet oder öffentlich dazu aufgefordert wird, 
um von einem Verurtheilten lediglich die pefuniären Nachtheile ber 
Berurtbeilung abzuwenden, ohne zugleich eine Mißbilligung bes Urtheils 
auszufpredien. In der Geldſammlung allein, um für ben etwa mittels 
loſen Berurtbeilten eine Geldftrafe und die Serichtsfoften zu zahlen, 
liege noch feine Auflehnung gegen bie Obrigkeit, fondern nur eine 
- pelumiäre Unterftügung bes Berurtheilten, bamit ev ohne weitere Nach— 
tbeile für feine Perfon oder Familie dem Urtheile Genüge leilten 
fönme, und eine ſolche Handlung jcheine ihm nicht ſtrafbar. Er ftelle 
daher den Antrag, im erften Abſatze die Worte „zu einer Sammlung 
vom’ Geldbeiträgen auffordert, um eine gerichtlich ausgefprodene Strafe 
ganz oder theilweije unwirkfam zu machen, oder überhaupt“ zu ftreis 
den, ben zweiten Abjas aber entſprechend zu mobifigiren. Der ge: 
hannte ET, Regierungstommiflär erwiderte hierauf, es wäre nach feiner 
Anſicht eine ganz falſch aegriffene Auslegung des Artikels, wenn man 
Sammlungen beftrafen wollte, die Iediglih zum Zwecke der Unter: 
fügung der bürftigen Familie des Verurtheilten veranftaltet werben. 
Der Urtifel wolle allerdings Sammlungen treffen, weldye veranjtaltet 
werben, um bie über den Sculdigen verhängte Geldſtrafe zu beden, 
aber es jei feine jolde Sammlung gemeint, die ausfhlichlih darauf 
audgebe, dem Verurtbeilten die Möglichkeit des Fortlebens zu ver: 
Ihaffen oder feine Familie gegen Noth zu ſchützen. Auf die von dem 
Ausſchußmitgliede Dr. Barth hieran gefnüpfte Bemerkung, dann brauche 
man auch ben vom Mbgeorbneten Boye zum Abſtriche begutachteten 
Theil des Artikels nicht, indem das, was nad Abſtrich diefer Worte 
übrig bleibe, für foldye Fälle, die wirklich einen ſtrafbaren Charakter 
haben, ansreiche, wurde der Artikel in der Faſſung des jetigen Arti— 
teis: 150 angenommen. 

Zu diefer Weife ging er unverändert in ben Entwurf von 1860 
über. Bei der Berathung in der Eitung des Sefebgebungsansichuffes 
der Kammer der Abgeordneten vom 10. Auguft 1860 bemerkte jedoch 
das Ausichugmitglied Dr. Barth, das Wort „Mißbilligung“ fcheine 
ber Tendenz des Artikels, weldyer eine in den Schranken des Anftan- 
des fi; bewegende Kritik und die Aufforderung dazu doch wohl nidht 
ausſchließen wolle, nicht ganz zu entfprechen, und er gab zu ermägen, 
ob nicht wielleicht Kiefür das Wort „Mißachtung“ zu fegen wäre Zur 
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Erläuterung fügte er bei: Wenn der oberfte Gerichtshof in einer 
Hanbelsfahe ein wichtiges Präjudiz ausfprehe und ein Kaufmann 
feine Standesgenofjen öffentlich auffordere, zufammenzutreten, um eine 
durdgreifende Widerlegung diejes in feiner Nachwirkung gefährlichen 
Präjudizes durch einem damit zu betrauenden Gelehrten zu veranlaffen, 
jo läge hierin auch eine Mifbilligung des anzugreifenden Urtheils: 
fprudhes, aber nichts, was cr geftraft wiffen möchte, Der k. Regie: 
rungsfommifjär von Neumayr ermwiberte hierauf, das Wort „Mißach— 
tung” greife die Sache zu eng, und würde ben jedenfalls jtrafbaren 
Fall ausfchliegen, wenn, um eine Demonftration zu machen, einem 
Berurtheilten eine Art Huldigung dargebradt werde. Lebrigens ſei er 
damit einverftanden, daß die Aufforderung zur Kritik eines Urteils 
jo wenig als diefe jelbjt mit dem Artikel getroffen werben wollte, 
vorausgejcht, daß hiebei die Schranken des Anftandes eingehalten 
würden. Bei bdiefer Erklärung berubigte fi Dr. Barth und es 
wurde hierauf dem Artikel in der Faſſung des Entwurfs zugejtimmt. 

Aus dem Vorftehenden ergibt fi der Sinn des Art. 150. 
Insbeſondere ergibt ſich hieraus, daß aus dem Abftrihe der im frür 
beru Entwurfe über die Veranftaltung von Sammlungen enthaltenen 
Beitimmung nicht gefolgert werden darf, daß ſolche Veranftaltungen 
nunmehr unbedingt jtrafles feien. Art. 150 findet auf diefelben Ans 
wendung, wenn in ihnen, was nad) den Umſtänden des einzelnen Yal- 
les zu beurtheilen iſt, der öffentliche Vorfchlag zu einer Maßregel liegt, 
durch welche die Mipbilligung eines richterlidyen Urtheils kundgegeben 
werden fol. Sit dies der Fall, fo wird die Anwendbarkeit des Art. 
150 natürlich dadurch nicht ausgefchloffen, daß dur die Sammlung 
außerdem aud noch der weitere Zweck, den Verurtbeilten ober befjen 
Familie gegen Noth' zu ſchützen, verfolgt wurde. 

Das Geſetz ſpricht ausdrüdlih nur won richterlihen Urtheilen, 
findet mithin auf Berfügungen und Beſchlüſſe anderer Stellen und 
Behörden keine Anwendung. — Deffentlichkeit ift nur für den Bor: 
ſchlag der betreffenden Maßregel, nicht auch für Ießtere felbjt gefordert '). 


) Berh. bes Gefepg.Ausfh. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. 16. 297, 
520 u. 521 und Verh. d. Sl. d. Nbg. von 18'%,, Beil.Bb. II S. 45. 
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Füuftes Hanptitüd. 
Strafbare Handlungen in Bezug auf Wahlrechte. 


Art 151.. 


Wer rinem Stantsangehörigen Gewalt zufügt oder androht, Zst Ar 


um ihn von der Ausübung eines ihm nad, Maßgabe des öffent- als ve 
lichen Rechts zuftchenden Wahlrechtes abzuhalten oder ihm bezüglich 7,0." 
der Art der Ausübung desfelben Bwang anzuthun, oder um an 
ihm wegen Ausübung oder Nichtausübnng eines foldhen Wahlrechts 
Kache zu nehmen, foll mit Gefängnip von zwei Alonaten bis 3m 
drei Jahren befiraft werden. 
Wenn eine Alenihenmenge fi) zuſammenroltet, um eine 
der in Abf. 1 bezeichneten Handlungen zu verüben, desgleichen, 
wenn cine aus anderer Veranlaflung verfammelte Menſchenmenge 
den Entſchluß kundgibt, fofort zur Werübung einer foldyen Hand- 
lung zu fehreiten, fo kommen die Beflimmungen über Aufſtand zur 
Anwendung. 


Art. 152, 


Wer, um einen Staatsangehörigen von der Ausübung fei- — 
nes Wahlrechtes abzuhalten, oder bezüglich der Art der Aus- 
übung in irgend einer Weife zu beftimmen, demfelben oder einem 
feiner Familienangebörigen Geld oder einen andern Vortheil zu- 
wendet oder verfpricht, foll mit Gefängnif bis zu zwei Jahren be- 
ſtraft werden. 

Gleiche Strafe trifft den Wähler, welcher dergleichen Ge- 
fchenke, Wortheile oder Verſprechungen für ſich oder einen feiner 
Samilienangehörigen annimmt, 


Art. 153, 


Wer bei einer geſetzlich angeordneten Wahl einen Wahl- Bätfäung der 
zettel oder ein MWahlzeichen verfälfcht oder rechtswidrig unterdrückt, —2 
auslauſcht oder unterſchiebt oder folche Michtanwefender einfchiebt, "srororeur, 
wer auf einen Wahlzeitel einen andern Mamen febt, als ihm von 
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dem Wählenden angegeben wurde, desgleichen wer in einem Wahl- 
protokolle oder Wahlregifter eine Wahlfiimme wegläßt oder falfch 
einftellt, ift mit Gefängnif von zwei Monaten bis zu drei Jahren 
zu befirafen. 

In einem Staate, in welchem, wie in Bayern, die Bürger be— 
rufen find, an den öffentlichen Angelegenheiten dur von ihnen gewählte 
Repräfentanten Theil zu nehmen, haben die Wahlen eine hohe Bedeu: 
tung und bie Strafgefeßgebung muß beshalb die öffentlihen Wahl: 
redyte, fomweit dies durch Strafbeftimmungen gefhehen kann, gegen Ber: 
legung und Gefährbung ſchützen. Hiebei kann aber nur von den 
öffentlihen Wahlrechten, nämlich von denjenigen bie Rede fein, welche 
den Staatsangehörigen nah Maßgabe des öffentlihen Rechts zuftehen. 
Es ift dies zur Vermeidung von Zweifeln in Art. 151 ausdrücklich 
gefagt und der Umftand, daß diefer Zuſatz nicht aud in den Artikeln 
152 und 153 gemacht wurde, fann feinen Zweifel veranlafien, da der 
Zuſammenhang beweist, da im biefen beiden Artifeln nur von ben 
nämlichen Wahlrechten, von denen Art. 151 fpricht, die Rebe ift und 
es fich bier Tediglidy von andern Arten ber Verlegung oder Gefährbung 
handelt. Aber auch darüber, melde Wahlrechte das Geſetz bier im 
Auge hat, kann ein Zweifel nicht wohl beftehen. Aus den Motiven 
zum frühern Entwurfe erhellt, daß es die Abficht der Staatsregierung 
war, die öffentlichen Wahlrechte zu ſchützen, und bei der Verhandlung 
in ber Sitzung bes Gefekgebungsausfchuffes der Kammer der Abge- 
orbneten vom 28. Mai 1857 erflärte ber k. Regierungskommiſſär 
v. Neumayr, ber vom Referenten zur nähern Bezeichnung der Wahl: 
rechte beantragte Beiſatz „in Sachen bes öffentlichen Rechts“ ſcheine 
ihm unbedenklich, weil er nur dasjenige ausbrüde, was auch in der Abficht 
ber Regierung gelegen je. Im Entwurfe von 1860 wurben fobann 
ftatt der früher befchloffenen Worte „eines ihm in Sachen des öffent: 
lichen Rechts zuftchenden Wahlrehtes“ die Worte „eines ihm nad 
Maßgabe des öffentlichen Rechts zuftehenden Wahlrechtes“ gefett, letz⸗ 
tere aber von allen Seiten als vollfommen gleihbebeutend mit ben 
früher befchloffenen betrachtet, fo daß alfo diefe drei Ausbrüde als 
gleichbebeutend anzufehen find. Hiernach iſt wohl von felbit Mar, 
daß das Gefep diejenigen Fälle, in denen nad ber Berfaffung oder 
andern Gefegen den Staatsangehörigen eine Theilnahme an ber Be: 
forgung öffentliger Angelegenheiten buch von ihnen gewählte Nepräfen- 
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tanten zufteht, und bie aus biefem Grunde vorzunehmenden Wahlen 
im Auge hat. Auf alle fonftigen Wahlen finden die Art 151—153 
feine Anwendung, wenn biefelben auch auf den Grund gefeklicher Bes 
ftimmungen oder fonftiger öffentlicher Anordnungen vorzunehmen find, 
Auch auf die Wichtigkeit der Wahlen kommt es hiebei durchaus nicht 
an. Als Wahlen, auf welche die bier in Nebe ftehenden Beitimmuns 
gen Anwendung finden, erfcheinen vorzugsweije jene zur Kammer ber 
Abgeordneten, zu den Land» und Diftriftsräthen, zur Gemeindevertre- 
tung, zu: ben: Urmenpflegfcaftsräthen, zu den Kirchenvermwaltungen, zu 
den in ber proteftantifchen Kirche eingeführten Synoden, zu den Ge: 
werbs:, Handele: und Fabrikräthen, ſowie jene zur Bildung der Ge: 
jhmornenliften. Dagegen finden die bier in Rebe jtehenden Beftim- 
mungen 3. B. auf Wahlen, die in Vereinen und Genofjenfhaften von 
den Mitgliedern berfelben vorgenommen werben, feine Anwendung, 
wenn auch diefe Vereine die Aufgabe haben, zum Theil öffentliche In: 
terefien zu förbern, wie dies z. B. beim landwirthſchaftlichen Vereine 
ber Fall ift, da es fi troß diefer Aufgabe des Vereins doch nicht 
um bie Ausübung eines ben Betreffenden nad) Maßgabe des öffent: 
lihen Rechts, ſondern nur um bie Ausübung eines ihnen nad Maß: 
gabe des Vereinftatuts zuftehenden Wahlrehts, mit andern Worten 
nicht um eim öffentliches, fondern um ein Vereins-Wahlrecht handelt. 
Gleiches ift der Fall bei Wahlen in noch jo bedeutenden Wetiengefell: 
haften. Als ein weiteres Beifpiel eines Wahlrechts, auf welches 
diefe Beftimmungen feine Anwendung finden, führte in der angeführten 
Eikung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer ber Abgeordneten 
der Referent, ohne daß ihm von irgend einer Geite wiberfproden 
wurde, dad Wahlrecht nady Maßgabe der Beſtimmungen des Geſetzes 
über Bemwäfjerung und Entwäfjerung an. Daß da, wo inbirchte Wah— 
len ftattfinden, dieſe Beftimmungen auf alle Wahlhandlungen, alfo 
$ DB. bei ber Wahl zur Kammer ber Abgeordneten nicht blo8 bei ‚ber 
Abgeorbneten-, fondern auch bei der Urwahl anwendbar find, verfteht 
fidy von felbft. 

Die hieher gehörigen ftrafbaren Handlungen zerfallen, wie bie 
Motive zum frühern Entwurfe richtig bemerken, ihrer Richtung nad 
in zwei Hauptkategorien, nämlid in foldye, die eine rechtswidrige Eins 
wirkung auf die Perfon der Wähler enthalten, um fie an ber Aus: 
übung ihres Wahlrechts zu verhindern oder bezüglich ber Art ber 


384 Strafgefeß, Artitel 151—153. 


Ausübung in irgend einer Weife zu beftimmen oder wegen unterlafiener 
oder ansgeübter Wahl Rache zu nehmen (Art. 151 u. 152), und in 
ſolche, dr das Nefultat des bereits ausgeübten Wahlrechts zu alteriren 
fuchen (Art: 153). Unter den Handlungen ber erften Kategorie be— 
greift das Gefeb übrigens nur Androhung oder Anwendung von Ge— 
walt und Beſtechung. Allerdings find, wie die angeführten Motive 
bemerken, auch Fälle denkbar, in denen Jemand burd) Liſt oder betrüg- 
liche Vorfpiegelungen von ber Ausübung feines Wahlrechtes abgehalten 
oder in der Art der Ausübung desfelben beftimmt werben fan, man 
hat es aber für zmedmäßig gefunden, von einer Ausdehnung ber 
Strafbejtimmungen in biefer Nichtung Umgang zu nehmen, einerfeits 
weil Fälle der erwähnten Art doch immer nur felten vorkommen, und 
anderfeits weil die Gefahr nahe liegt, durd eine ſolche Ausdehnung 
des Strafgefeges auch den erlaubten Einfluß zu befchränfen, den jeder 
Staatsangebörige auf den Gang der öffentlichen Wahlen und auf die 
Stimmung der Wähler durd Wort oder Schrift geltend zu machen 
berechtigt it. Aus ähnlichen Nüdfichten wurde die Strafbarfeit der 
Drohungen nicht auf ſolche Fälle ausgedehnt, in welchen nit mit 
Gewalt, jenbern mit irgend einem andern Nachtheile, 3. B. mit Ent: 
Taffung aus dem Dienfte, Entziehung einer Kundſchaft u. dgl. gedroht 
wurde, Man glaubte, bie völlige Freiheit, welche jeber Eingelne bes 
züglich der Löſung, Anknüpfung und Negelung foldyer Brivatverhält: 
niffe in Anfprud nehmen Tann, nicht durch eime zu weit getriebene 
Fürforge des Gefeges für den Schub ber Wahlfreiheit gefährden zu 
bürfen. 

Fin Erfolg ift zum Thatbejtande der in den Art. 151 —153 
vorgefehenen ftrafbaren Handlungen nicht verlangt. Dicefelben find 
vollendet, fobald die in den betreffenden Artikeln angeführten Hand: 
lungen vorfäßlich und in den in den Art. 151 und 152 Abſ. 1 vor 
gefehenen Fällen außerdem in der dafelbft angegebenen Abfidyt verübt 
worden find. Ansbefondere ift im Falle des Art. 152 Abf. 2 nicht 
gefordert, daß der Wähler auch wirklich fo, wie burd die Beftechung 
bewirkt werden wollte, gewählt bat und ebenfo ift in den Fällen des 
Art. 153 nicht gefordert, daß die Fälſchung m. f. w. einen Einfluß 
auf das Reſultat der Wahl hatte oder auch mur haben fonnte. Ja 
ee wurde bei der Verhandlung in der Sitzung bes Geſetzgebungsaus— 
ſchuſſes der Kammer der Abgeordneten vom 10. Auguft 1860 aus: 
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drücklich als felbftverftändlic vorausgefegt, daß es genügt, wenn z. B. 
auch nur ein einziger MWahlzeitel oder nur ein einziges Wahlzeichen 
eines Nihtanwefenden eingeichoben wurde. 

Im Uebrigen kann zur Erläuterung des Art. 151 auf dasjenige 
verwiejen werden, was zu den Artifeln 136—140 bemerkt wurde, da 
fich die in Art. 151 vorgejehenen jtrafbaren Handlungen bezüglich der 
zu ihrem Thatbeitande geforderten äußern Handlungen ganz an bie 
Beitimmungen über Widerfegung, die in Art. 138 vorgefehenen Ge: 
maltthätigfeiten und Aufſtand anſchließen. Wenn bezüglich der Andro: 
bung von Gewalt bei den Berbandlungen über Art. 151 bemerft 
wurde, biefelbe müſſe geeignet fein, eine gerechte Furcht (metus, qui 
cadit in constentem virum) einzuflößen, fo ift dies zwar richtig, 
allein feineswegs der hier vorgefehenen Handlung eigenthümlich. Auch 
in den übrigen Fällen, in welden das Geſetz von Drohungen fprict, 
ohne näher anzugeben, welche Drohungen vorausgefegt find, müffen bie: 
jelben geeignet fein, vernünftiger Weife Furcht einzuflößen, Art. 151 
fordert, daß dem Wähler jelbit Gewalt zugefügt ober angedroht wurde, 
Im Sabre 1857 dehnte der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer ber 
Abgeordneten diefen Artikel zwar auch auf den Fall aus, daß einem 
YGamilienangehörigen des Wählers Gewalt zugefügt oder angebrobt 
wurde, man beftand aber bei der fpätern Berathung im Jahre 1860 
auf diefer von ber Staatsregierung beanftandeten Ausdehnung nicht 
und es kann nunmehr Art. 151 auf den Fall der Zufügung ober 
Androhung von Gewalt gegen Yamilienangehörige des Wähler Teine 
Anwendung finden, 

Art. 152 fieht dagegen nicht nur die ummittelbare Beftehung 
des Wählers felbft, fondern auch die mittelbare Beftehung, nämlid) 
den Fall vor, daß zu einem der im Geſetze angegebenen Zwede einem 
Familienangebörigen des Wähler Geld oder ein anderer Vortheil zu— 
gewendet ober verfprochen worden ift. Im frühern Entwurfe war 
fatt des Wortes „Vortheil“ der engere Ausdrud „Vermögensvortheil” 
gebraudt. Man.avählte aber abfichtlid, den weitern Ausdrud „Bor: 
theil“, weil man bezüglid der Mittel der Beſtechung teinerlei Bes 
ſchränkung eintreten laffen wollte, Der frühere Entwurf ſah noch 
befonders den Fall vor, daß Jemand zur Erreihung eined ber im 
Artikel bezeichneten Zwecke Wähler unentgeltlich bewirthete, und bedrohte 


diefen Fall mit einer etwas geringern Strafe als die Beftehung. Der 
Beis, Das Etrafgefepbuch für das Konigreich Bayern, 25 
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betreffende Abfab wurde jedoch geftridhen, weil man eine folche Beflim- 
mung für den Fall, daß in ber ftattgefundenen Bewirthung wirklich 
eine Beſtechung liegt, für unnöthig, insbefondere auch eine geringere 
Beftrafung nicht für angemefjen, für Fälle aber, wo in ber Bewirthung 
keine Beſtechung, ſondern z. B. nur eine Gaſtlichkeit des Hausherrn, 
bei dem eine Wahlbeſprechung ſtattfindet, gefunden werden kann, nicht 
für gerechtfertigt hielt. 

Art. 153 zählt die verſchiedenen Mittel der Alterirung des Wahl: 
zefultates durch Fälfhung und andere der Fälſchung gleichzuachtende 
Handlungen auf. Der Fall der Einſchiebung von Wahlzetteln oder 
Wahlzeichen Nichtanweſender wurde vom Geſetzgebungsausſchuſſe der 
Kammer der Abgeordneten beigefügt. Man hatte hiebei die in man— 
chen Wahlgeſetzen enthaltene Vorſchrift im Auge, welche die perſönliche 
Anweſenheit des Wählers bei dem Wahlakte verlangt. In einem fol: 
hen Falle ftelt Art. 153 das Einſchieben eines Wahlzetteld eines 
Nichtantvefenden, wenn derfelbe auch am ſich Acht ift, der Fälfchung eines 
Mahlzetteld gleich ). 


Sechstes Hauptſtüch 
Friedensſtörung und Eigengewalt. 


Art. 154. 
Störung des Wenn eine Menſchenmenge fich zufammenrottet, um widerrechtlich 


rien. Gewalt gegen Perfonen oder fremdes Eigentum zu verüben, des- 
gleichen, wenn eine aus anderer Veranlaffung verfammelte Men- 
fchenmenge den Entſchluß kundgibt, fofort zur Werübung folder 
Gewalt zu fehreiten, fo follen die Betheiligten wegen Störung des 


öffentlichen Friedens in folgender Weife befiraft werden: 


1) Verh. der K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. II ©. 163 u. 164; Verb, 
des Geſetzg. Ausſch. der KR. d. Abg. von 18%, Bb. 1 S. 298, 299 und 
5241—524; Verb. der 8. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. I ©. 173 u. 174 
u. Beil. Od. IT ©, 45. 
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1) M an einer Perfon Gewalt verübt oder find Gebäude, 


2) 


Wohnungen oder andere menfchlihe Aufenthaltsorte oder 
die Umfriedungen der zu denfelben gehörigen Bezirke er- 
brocen oder ganz oder theilweife zerſtört, oder iſt inner- 
halb der Gebäude oder der bezeichneten Räume befind- 
liches fremdes Eigenthum zerflört, verwüftet oder weg- 
geichleppt worden, fo trifft, wenn die Gewaltthat fchon 
an fi ein Vergehen bildet, die Anflifter und Anführer 
der Bufanimenrottung, fowie diejenigen, welche ſolche 
Handlungen vorgenommen haben, Buchthausftrafe bis zu 
acht Iahren, die übrigen BGetheiligten, falls fie bewaffnet 
oder mit Berflörungswerkzeugen verfehen waren, Gefäng- 
niß nicht unter zwei Jahren, andernfalls Gefängnif bis 
zu drei Jahren; 

wenn zwar keine Gewaltihat der vorbezeichneten Art, 
aber ein wirkliches Einfchreiten der bewaffneten Macht 
in Gemäßheit der hierüber beftehenden gefeßlichen Beftim- 
mungen oder cine Handlung flattgefunden hat, welde 
ein folches Einfchreiten geſetzlich gerechtfertigt haben würde, 
fo find die Anftifter und Anführer mit Gefängniß nicht 
unter fehs Monaten, die übrigen BVetheiligten, falls fie 
bewaffnet oder mit Berflörungswerkzeugen verfehen waren, 
mit Gefängniß von drei Monaten bis zu drei Jahren, 
andernfalls mit Gefängniß bis zu zwei dahren zu 
beftrafen. 


Art. 155. 


Betheiligte, welche fich entfernt und zur Ordnung gefügt 


haben, bevor noch einer der im Art. 154 bezeichneten Fälle ein- 
getreten ift, unterliegen wegen der Bufammenrottung keiner Strafe. 
Bezüglicy der Anftifter und Anführer gilt dies jedoch; nur dann, 
wenn das ganze Unternehmen vor dem ebenbezeichneten Beitpunkte 
aufgegeben wurde und fie felbft perfönlic dazu mitgewirkt haben; 
— ift zwar das erflere, nicht aber das Iehtere der Fall, fo trifft 
fie Gefängniß bis zu zwei Jahren. 


Das in den vorftehenden Artikeln worgefehene Reat ift in mans 


hen Beziehungen an die Stelle des Landfriedensbruhes des Straf- 


25° 
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geſetzbuchs von 1813 getreten. Der frühere Entwurf bebielt auch 
diefe Benennung bei, obgleich feine Beftimmungen ſchon mehrfah von 
jenen des Strafgefeßbuhs von 1813 abwichen. Verſchiedene weitere 
Aenderungen wurden bei den Berathungen des Gefebgebungsausfchuffes 
der Kammer der Abgeordneten im Jahre 1857 vorgenommen und 
man befchloß bei diefer Gelegenheit auch, bie ohnedies nicht mehr paſ— 
ſende Benennung „Landfriedensbruch“ in „Störung bes öffentlichen 
Friedens“ umzumandeln. Der Entwurf von 1860 enthielt endlich eine 
neue Faffung, die fi) an die bei den Berathungen bed Jahres 1857 
ausgefprochenen Abfichten des Gefehgebungsausfhufles der Kammer der 
Abgeordneten anſchloß und der, wenigſtens ſoweit es fih um bie Be: 
griffsbeftimmung handelt, auch vollftändig zugeftimmt wurde. 

In Folge deffen ift das in den vorftehenden Artikeln vorgeſehene 
Reat weſentlich verfchieden von dem Landfriedensbruche ſowohl des 
gemeinen Nechts als des Strafgeſetzbuchs von 1813. Es fließt fich, 
wie es jet im Geſetze aufgefaßt ift, durchaus an die Reate des Auf: 
ruhrs und des Aufftandes an und unterfheidet fih im Weſentlichen 
von benfelben nur durch ben Zwed. Letzterer befteht hier in der wiber: 
rechtlichen Verübung von Gewalt gegen Perfonen oder fremdes Eigen: 
thum und das bier in Rede ftehende Reat liegt demgemäß vor, wenn 
eine Menfchenmenge fih zu dieſem Zwede zufammenrottet oder eine 
aus anderer Veranlafjung verfammelte Menfchenmenge den Entſchluß 
fund gibt, fofort zur DVerübung folder Gewalt zu fchreiten. Der 
Schwerpunkt liegt mithin hier wie bei dem Aufruhre und dem Aufftande 
in ber Zufammenrottung zu dem bezeichneten Zwede, beziehungsweife in 
ber erwähnten Kundgebung don Seite einer aus anderer Veranlaffung 
verfammelten Menſchenmenge. Mit diefer Zujammenrottung ober 
Kundgebung iſt das Neat der Störung des öffentlichen Friedens voll: 
endet und es kommt biebei auf bie von ber Menfcdhenmenge oder Ein: 
zelnen aus berfelben vorgenommenen Handlungen nicht an. Lebtere 
fommen, wie das Reat jetzt im Geſetze aufgefaßt ift, auch hier, wie 
beim Aufftande, nur in fo ferne in Betracht, als von ihnen die Größe 
der Strafe und die Entſcheidung der Frage, ob die Ginzelnen nod 
mit der Wirkung der Straflofigkeit von der Zufammenrottung abftehen 
fonnten, abhängt. 

Unter diefen Umftänden kann ich mid zur Erläuterung ber 
vorftehenden Artikel größtentheils auf dasjenige, was ich bei Gelegen: 
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beit ber Beiprehung bes Aufruhres und Aufftandes bemerkt habe, 
beziehen und hier auf diejenigen Punkte befhränfen, welche dem bier 
in Rebe ftehenden Reate eigenthümlich find, 

Das Gefeß verlangt ald Zweck des Reats die Verübung wider: 
rehtliher Gewalt gegen Perfonen oder fremdes Eigenthum. Es 
findet mithin Feine Anwendung, wenn es ſich ledigli um Akte der 
Nothwehr im Sinne des Art. 72 handelt, da in biefem alle von 
widerrehtliher Verübung von Gewalt nicht geſprochen werben 
fann. — Früher war vorgefhlagen, dem Worte „Gewalt“ das Adjek— 
tivum „offene“ beizufügen. Der Entwurf von 1860 ließ diefen Beifat 
weg und es wurde bdiefer Nenderung aus dem Grunde beigeftimmt, 
weil es ſich von felbft verfteht, daß bier nur von offener Gewalt die 
Rede fein kann. — Sowohl im Eingange des Artikels, als aud in 
Ziffer 1 find unter fremdem Cigenthume nicht nur bewegliche, fondern 
au unbeweglihe Sachen zu verſtehen. Es ergibt ſich dies nicht nur 
aus dem gebrauchten Ausdrude, da allgemein mit dem Worte „Eigen: 
tum“ ſowohl bewegliche, als unbeweglihe Sachen bezeichnet werben, 
fondern insbefondere auch aus den Verhandlungen des Jahres 1857. 
Der frühere Referent Baur hatte nämlid an ber ber jetigen Ziff. 1 
entjprechenden Stelle feiner Borfchläge (Art. 160) ftatt des jet ge: 
braudten Ausdrudes „fremdes Eigenthum“ die Worte „bewegliche 
oder unbemwegliche Gegenftände” gebraucht und biefelben wurben auf 
den Vorſchlag des Hofraths Dr. v. Dollmann in die Worte „fremdes 
Eigentum“ nur aus Redaktionsrüdfichten umgewandelt. Derſelbe 
bemerkte nämlich zur Begründung feines PVorfchlags, der Ausdruck 
„fremdes Eigenthum“ umfaſſe beides und es werde durch beffen Wahl 
bie Beziehung des Wegfchleppens auf unbewegliche Gegenftände ver: 
mieden, Wenn nun biernady aber nicht bezweifelt werden kann, daß 
der Ausbrud ‚fremdes Eigenthum“ nicht nur bewegliche, fondern auch 
unbewegliche Sadyen begreift, und wenn weiter erwogen wird, daß 
diefer Ausdrud im Gingange bes Artikels, wo er natürlich denfelben 
Sinn, wie in Ziff. 1 haben muß, ohne allen befchränfenden Zufat 
gebraucht ift, jo ergibt fich daraus von felbft, daß fih Stenglein 
im Irrthume befindet, wenn er bei Aufzählung der zwijchen dem 
Strafgefegbuche von 1813 und der jetigen Gefeßgebung bejtchenben 
Verfchiedenheiten bemerkt, jenes laſſe auch Landfriedensbruch bei Einfall 
in andere liegende Gründe und Befigungen als Wohnungen zu, biefe 
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befchränfe die That auf Gewalt an Wohnungen u, dgl., ftelle dieſer 
aber den Angriff auf Perfonen gleih (Bd. II ©. 107). Allerdings 
findet fid) im Wefentlichen die nämliche Bemerkung auch im Bortrage 
des frühern Neferenten, allein darauf darf aus dem einfachen Grunde 
fein Gewicht gelegt werden, weil die damaligen Vorſchläge des frühern 
Referenten gerade in diefer Beziehung von den jetigen Bejtimmungen 
des Geſetzes wefentlic abweichen und ſich insbefondere in feinen Vor— 
fchlägen die für die aufgeworfene Frage entfcheidende Stelle im in: 
gange des Art. 154 nicht findet. Die jetige Faſſung des Geſetzes 
geftattet Feine derartige Unterfcheidung, weil nach ihr nur die Abficht, 
widerrechtlihd Gewalt gegen fremdes Eigenthum zu verüben, 
gefordert ift, was, wie gezeigt, gerade jo viel bedeutet, ald wenn es 
bieße: „um widerrechtlich Gewalt gegen fremde beweglidhe ober 
unbeweglihe Gegenftände zu verüben“. In Ziff. 1 ift aller: 
dings nur von Gewalt an Gebäuden, Wohnungen oder andern menſch— 
lihen Aufenthaltsorten oder den Umfriedungen ber zu benfelben gehö— 
rigen Bezirke, fowie an dem innerhalb der Gebäude oder der bezeich- 
neten Räume befindlichen fremden Gigenthume die Rede, allein im 
Ziff. 1 Handelt es fi) nicht darum, den Begriff des Reats der Stö— 
rung des öffentlichen Friedens aufzuftellen, fondern nur darum, einzelne 
Fälle, in denen eine höhere Strafe eintritt, aufzuzählen, und aus dem 
Umftande, daß andere liegende Gründe und Befitungen bier nicht auf: 
gezählt find, folgt weiter nichts, als daß die hier angebrohte höhere 
Strafe dann nicht eintritt, wenn nur gegen foldie Gründe oder Be— 
fitungen Gewalt verübt wurde. Auch in Ziff. 5 des Art. 5 bes 
Geſetzes vom 4. Mai 1851, das Finfhreiten der bewaffneten Macht 
zur Erhaltung der gefeglichen Ordnung betreffend, iſt allgemein von 
gewaltfamer Wegnahme, Beichädigung oder Zerftörung fremden 
Eigenthbums die Rede und in biefem Falle das Cinfchreiten ber 
bewaffneten Macht aud ohne Signal und Aufforderung geitattet. 
Wenn alfo die zufammengerottete Menſchenmenge in andere liegende 
Gründe oder Befitungen als Gebäude u. f. w., 3. B. in einen Walb, 
einen Weinberg u. dgl., eingefallen ift und daſelbſt Beſchädigungen 
vorgenommen bat, fo haben die Betheiligten, vorausgeſetzt, daß nicht 
zugleich Gewalt an einer Perjon verübt wurde, zwar allerdings nicht 
die Strafe der Ziff. 1, wohl aber jene der Ziff. 2 des Art. 154 
verwirkt. Daraus ergibt ſich zugleich, daß das jekige Geſetz die Ger 
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walt an Sachen ber Gewalt gegen Perſonen zwar bezüglich ber 
Begriffsbeftimmung, nicht aber unbedingt bezüglich ber Größe ber 
Strafe gleihjtellt. Letzteres thut das Geſetz nur bezüglid der Gewalt 
an den in Ziff. 1 ausbrüdlih aufgezählien Sachen, während, wenn 
lediglich Gewalt an andern Saden verübt wurde, blos die geringere 
Strafe der Ziff. 2 verwirft ift. 

Der Fall der bloßen Bedrohung einer Perfon ift in Art. 154 
nicht vorgeſehen. Hofrath Dr. v. Dollmann hat zwar in der Sigung 
des Gefehgebungsausfchuffes der Kammer ber Abgeordneten vom 
26. Mai 1857 auf eine beshalb geftellte Frage geantwortet, man 
babe vorausgefegt, daß der Fall ber Bedrohung beim Landfriedensbruche 
nah Umjtänden ſchon durch die allgemeinen Beftimmungen über den 
Verſuch getroffen werde. Allein diefe Borausfegung paßt jedenfalls 
weder zu den jebigen Beſtimmungen über den Verſuch noch zu 
der jegigen Auffaffung des Reates der Störung des öffentlichen 
Friedens. Don einem jtrafbaren Verſuche könnte nämlich bei. diefem 
Reate jchon überhaupt nah Artikel 48 nur in fo ferne die Rede 
fein, als das Geſetz dasſelbe als Verbrechen qualifizirt. Abgeſehen 
hievon bildet aber, wie früher gezeigt wurde, das Zuſammenrotten 
einer Menſchenmenge, um widerrechtlich Gewalt gegen Perſonen oder 
fremdes Eigenthum zu verüben, ein weſentliches Merkmal des in Rede 
ſtehenden Reats. Hat die Zufammenrottung nur in der Abſicht ftatts 
gefunden, Jemanden zu bedrohen, fo fehlt mithin ein zum Begriffe 
diefes Reats gefordertes wefentliches Merkmal und es kann deshalb 
von biefem Rente überhaupt feine Rede fein, auch nicht von einem 
Verſuche desjelben, da nach unfern Beitimmungen über den Verſuch, 
wie dies wohl einer weitern Ausführung nicht bedarf, dba, wo bag 
Geſetz zum Thatbeftande die Abfiht, Gewalt zu verüben, verlangt, 
in der Abficht, einer Perfon Gewalt anzudrohen, ein Berfud nicht 
gefunden werben kann. Hat aber die Zufammenrottung in der Abficht, 
widerrechtlich Gewalt gegen Perfonen zu verüben, ftattgefunden, fo ijt 
damit, wie früher gleichfalls jchon gezeigt wurde, das Reat der Stö— 
rung bes öffentlichen Friedens vollendet und es kann aus biefem 
Grunde von einem Verſuche Feine Rede mehr fein. Darauf, was 
ipäter gefchehen iſt, kommt es, wie ebenfalls fchon gezeigt wurde, nur 
in fo ferne an, als es ſich um die Größe der Strafe ober um bie 
Möglichkeit, von der Zufammenrottung mit der Wirkung ber Straf 
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loſigkeit abzuftehen, handelt und auch hiebei kommt nur dasjenige, was 
wirklich geſchehen ift, nicht auch dasjenige‘, was nur beabfihtigt war 
oder verfucdht wurde, in Betracht. Hieraus und ba der Falk ber bio: 
gen Bedrohung in den folgenden Beftimmungen nicht angeführt ift, 
folgt, daß dann, wenn zwar eine Zufammenrottung in der Abficht, 
widerrechtlich Gewalt gegen Perfonen zu verüben, ftattgefunden hat, 
allein wirklich weiter nichts, als eine bloße Bedrohung vorgekommen 
ift, diejenigen Betheiligten, welche ſich entfernt und zur Ordnung gefügt 
haben, wegen der Zufammenrottung feiner Strafe unterliegen und daß 
fi) auch die Strafe der Anftifter und Anführer in diefem Falle nur 
nad) den Beitimmungen bes legten Satzes des Art. 155 bemißt. Zur 
Vermeidung von Mißverftändniffen will ich jedoeh noch darauf auf: 
merkfam machen, dab Ziffer 2 des Art. 154 in allen Fällen, in 
welchen ein Cinjchreiten der bewaffneten Macht in Gemäßheit ber 
hierüber bejtehenden gefeglichen Bejtimmungen gerechtfertigt gewefen 
wäre, alfo au dann anwendbar ift, wenn eine dreimalige Aufforbe: 
rung zum ruhigen Auseinandergehen ohne Erfolg war. Liegt außer 
ber Bedrohung auch noch diefer Fall vor, jo kann man natürlich nicht 
fagen, es fei weiter nichts, ald eine bloße Bedrohung vorgekommen. 
Es iſt einer der in Ziff. 2 des Art. 154 erwähnten Fälle gegeben 
und es find mithin die daſelbſt angedrohten Strafen, und zwar um fo 
mehr verwirft, als dies ja fogar ſchon dann der Fall fein würde, wenn 
nicht einmal eine Bedrohung einer Perfon vorgefommen wäre, 

In Ziff. 1 des Art. 154 find der Verübung von Gewalt an 
einer Rerfon zwei Klaffen von Fällen gleichgeftellt, nämlich 1) der 
Fall der Erbrehung oder gänzlichen oder theilweifen Zerftörung von 
Gebäuden, Wohnungen oder andern menſchlichen Aufenthaltsorten oder 
der Umfriedungen dev zu denfelben, db. 5. zu Gebäuden, Wohnungen 
oder andern menfchlihen Aufenthaltsorten gehörigen Bezirke; 2) der 
Fall der Zerftörung, Verwüſtung oder Wegfchleppung fremden Eigen— 
thums, das fidy innerhalb der Gebäude oder ber bezeichneten Räume, 
d. h. innerhalb von Wohnungen oder andern menfhlichen Aufenthalts: 
orten oder innerhalb der zu denfelben gehörigen umfriedeten Bezirke 
befunden bat. Was unter Gebäuden, Wohnungen, andern menſch— 
lichen Aufenthaltsorten und den Umfriedungen der zu bdenfelben gehös 
rigen Bezirke zu verftehen und welche Bezirfe als zu benfelben gehörig 
zu betrachten find, hat der Richter der That nach den Umftänden und 
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dem, was man im gewöhnlichen Leben mit biefen Ausdrücken bezeichnet, 
zu entfcheiden, da das Geſetz hier eine Definition nicht gibt und bie 
in den Art. 277 und 278 enthaltenen Beftimmungen auf ben vor 
liegenden Fall nicht velljtändig paffen. Insbeſondere ift zu beachten, 
daß bier niht von bewohnten Gebäuden, fonbern von Gebäuden 
überhaupt die Nebe ift, die Vorausfegungen der Ziff. 1 mithin auch 
dann vorliegen, wenn die bier erwähnten Handlungen an oder in einem 
zur Wohnung von Menfchen nicht dienenden oder überhaupt nicht 
beftimmten Gebäude, z. B. einem ausfchliehlih zum Gefchäftsbetriebe 
dienenden Fabrikgebäude, Bräubaufe u. dgl., verübt wurden. Eben fo 
liegen hiernach die Vorausjegungen der Ziff. 1 auch dann ver, wenn 
Umfriedungen von zu unbewohnten Gebäuden gehörigen Bezirken er: 
brochen oder zerftört oder wenn fremdes Eigenthum, das fid in unbe: 
wohnten Gebäuden oder den zu folchen gehörigen umfriebeten Bezirken 
befunden bat, zerjtört, vermwültet oder weggefchleppt wurde, ba das 
Geſetz bei feiner allgemeinen Faſſung aud) in diefen Beziehungen keine 
Unterfcheidung gejtattet. Der Ausdrud „umfriedet“ darf nicht als 
gleichbedeutend mit dem in Art. 274 Ziff. 2 gebraudten und in Art. 
278 erläuterten Ausdrude „umſchloſſen“ betrachtet werden. Auch in 
den dem beutigen Art. 274 entiprechenden Art. 278 des Entwurfs 
war ber Ausdrud „umfriedet” gebraucht. Er wurde jedoch als zu 
weit beanjtandet und jtatt feiner der Ausdruck „umfchloffen“ gewählt, 
den man dann in Art. 278 bejonders definirte. An Art. 154 wurde 
diefe Aenderung nicht vorgenommen, bier blieb der nach dem gewöhn— 
lichen Sprachgebrauhe und der ausdrüdlichen Erklärung bei der Ver: 
handlung im Gefepgebungsausfchuffe der Kammer der Abgeordneten 
weitere Ausdrud „Umfriedung“ ſtehen, es kann mithin die in Art. 278 
für einen andern, ausgefprohener Maßen engern Ausdrud gegebene 
Definition zu feiner Erläuterung nicht benüßt werden, es muß viel: 
mehr, . wie bereits angegeben, der Nichter der That vorkommenden 
Falles nach den Umständen und dem gewöhnlichen Sprachgebraudhe 
enticheiden, ob der Bezirk ein umpfriedeter iſt, beziebungsweife, ob bie 
Umfriedung eines ſolchen Bezirks erbrochen oder zeritört wurde. 

Ziff. 1 des Art. 154 verlangt zu ihrer Anwendbarkeit weiter, 
daß bie verübte Gewaltthat ſchon an fich ein Vergeben bildet, Es 
bezieht ſich dies ſowohl auf die Gewalt an Perfonen, wie auf foldye 
an’ fremden Cigenthume. Die vorgefommene Gewalttbat muß fenad) 
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an ſich betrachtet unter eine andere Strafbeftimmung fallen und mit 
einer Bergehensftrafe bedroht fein. Der Grund dieſer beſchränkenden 
Beitimmung liegt barin, weil man die in Ziff. 1 angedrohten firengen 
Strafen nicht ſchon dann für gerechtfertigt hielt, wenn nur unbedeutende 
Gewaltthätigkeiten vorgefommen find, 3. B. einer Perſon nur ein une 
bedeutender Schlag gegeben, eine Fenſterſcheibe eingefhlagen, ein 
geringfügiger Mobiliargegenftand zerjtört wurde u. dal. 


Nah Art. 5 des angeführten Geſetzes vom 4. Mai 1851 ift 
aber das Einfchreiten der bewaffneten Macht, auch ohne Signal und 
Aufforderung, überhaupt gerechtfertigt, wenn bie Zufammengerotteten in 
öffentliche oder Privatgebäube eindringen oder einzubringen fuchen ober 
Gewaltthaten an Perfonen verüben ober fremdes Eigenthum gewaltſam 
wegnehmen, befhädigen oder zeritören. Hier finden fih alfo bie in 
Ziff. 1 des Art. 154 enthaltenen bisher beſprochenen Beſchränkungen 
nit. Es kommen mithin in allen biefen Fällen, in welchen wegen 
diefer Beſchränkungen Ziff. 1 feine Anwendung finden kann, bie Be: 
ftimmungen der Ziff. 2 zur Anwendung. 


Art. 154 ftellt den bewaffneten Theilnehmern diejenigen gleich, 
welche mit Zerftörungsmerkzeugen verfehen waren. Was darunter zu 
verjtehen ift, muß nad) den Umftänden, insbefondere nad dem, was 
die zufammengerottete Menfchenmenge im betreffenden Falle beabfichtigte, 
beurtheilt werben. 


Auf das Motiv, aus dem die Menfchenmenge beſchloß, wider: 
rechtlich Gewalt gegen Perfonen oder fremdes Eigenthum zu ver: 
üben, kommt es bei dem hier in Rede ftehenden Neate durchaus 
nicht an, 


In Art. 343 Ziff, 4 ift ein Reat vorgefehen, das mit dem 
bier behandelten in gewilfer Beziehung Wehnlichfeit hat. Nach ben 
vorfteheuden Erläuterungen ergeben fi die Verſchiedenheiten jedoch 
wohl leicht aus einer Bergleihung der beiderfeitigen Faſſungen. Ich 
will nur einen Hauptpunft hervorheben. Bei der Störung des öffent: 
lihen Friedens liegt, wie oben gezeigt wurde, ber Schwerpunft in ber 
Zufammenrsttung, während in dem in Art. 343 Ziff. 4 vorgefehenen 
Falle einer gualifizirten Eigenthumsbeſchädigung der Schwerpunkt in 
ber Beſchädigung oder Zerftörung von beweglichen oder unbeweglichen 
Sachen eines Andern liegt und ber Umftand, daß die Handlung von 
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mehreren Perfonen, bie fi zufammengerottet haben, werübt wurde, 
nur eine die Strafbarkeit erhöhende Auszeichnung bildet '). 


Art. 156. 


Wer aufer dem Falle des Art. 154 in fremde Gebäude oder Sirenen 
Wohnungen oder andere menſchliche Aufenthaltsorte oder in die 
dazu gehörigen umfriedeten Bezirke eindringt, um widerrechtlich 
Gewalt gegen Perfonen oder fremdes Eigenthum zu verüben, des- 
gleichen wer in diefer Abficht auf eine fremde Wohnung einen 
gewaltfamen Angriff macht, fol wegen Störung des Hausfriedens 
mit Gefängniß bis zu feds Alonaten befiraft werden. 
IA an einer Perfon Gewalt verübt oder fremdes Eigenthum 
zerört, befchädigt oder weggenommen worden, fo tritt Gefängniß 
von zwei Monaten bis zu zwei Jahren ein. 


*& 


An den Motiven zum frühern Entwurfe iſt bemerkt, der Unter: 
ſchied zwiſchen dieſem Reate und dem in den beiden vorhergehenden 
Artikeln vorhergeſehenen beſtehe lediglich darin, daß letzteres eine zu— 
ſammengerottete Menſchenmenge vorausſetze, während das hier vor— 
geſehene von einem Einzelnen oder von Wenigen begangen werde. Nach 
den in jenem Entwurfe über den Landfriedensbruch (Störung des 
öffentlichen Friedens) enthaltenen Vorſchlägen war dieſe Bemerkung 
richtig. Heute, wo ſich, wie aus den Erläuterungen zu den beiden 
vorhergehenden Artikeln erhellt, das Reat der Störung des öffentlichen 
Friedens im Geſetzbuche weſentlich anders aufgefaßt findet, iſt dies 
nicht mehr der Fall. Der Zweck der Handlung beſteht zwar hier wie 
bei der Störung des öffentlichen Friedens in widerrechtlicher Verübung 
von Gewalt gegen Perſonen oder fremdes Eigenthum. Während aber 
jenes Rent vollendet ift, fobald fih eine Menfchenmenge zu biefem 
Zwecke zufammengerottet oder eine aus anderer Veranlaſſung verjam: 
melte Menfchenmenge den Entfchluß Fundgegeben hat, ſofort zur Ver: 
übung folder Gewalt zu fehreiten, auch ohne daß irgend eine Handlung 


) Berh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 103, 164 u. 165, 
Verb. des Geſetzg.Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 S. 299-301, 
512 u. 524—534, Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. II S. 56, 57, 
174 u. 175 und Beil.Bd. II ©. 45, 46 n. 68, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d, 
K. Reihsr. von 18%, Prot, Bd, I ©. 262—266. 
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zur Ausführung diefes Zweckes verübt wurde, verlangt Art. 156 zum 
Thatbeftande des Vergehens der Störung des Hausfriedens, daß zu 
bem angegebenen Zmwede in fremde Gebäude oder Wohnungen ober 
andere menſchliche Aufenthaltsorte oder in die dazu gehörigen umfries 
beten Bezirke eingebrungen oder daß wenigftens im diefer Abficht auf 
eine fremde Wohnung ein gewaltfamer Angriff gemacht wurde. Alſo 
auch in biefer Beziehung befteht jebt zwifchen ben beiden in Rebe 
ftehenden Reaten ein wefentlicher Unterfchied. Ferner ift, wie bies 
fhon der Name des in Art. 156 vorgefebenen Vergehens mit 
fih bringt, bier nur von fremden Gebäuden, Wohnungen, menſch— 
lichen Aufenthaltsorten und ben dazu gehörigen umfriedeten Bezirken 
die Rede. Don diefem Neate kann mithin dann nicht gefprochen 
werden, wenn Jemand in ber Abfiht, widerrechtlich Gewalt gegen 
Perfonen oder fremdes Cigenthum zu verüben, in andere liegende 
Gründe oder Befigungen eingebrungen if. Endlich findet fi in Art. 
156 feine Beftimmung, welche jener des Art. 155 entfpriht. Hierin 
liegt jedoch ein wirklicher Unterfchieb nicht. Das bier vorgefehene 
Vergehen liegt nämlich erft dann vor, wenn in Gebäude u. f. w. ein: 
gedrungen oder auf eine fremde Wohnung ein gemwaltfamer Angriff 
gemacht worden ift, Art. 5 Ziff. 3 des Gefeßes vom 4. Mai 1851, 
das Einſchreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung ber gejeglichen 
Ordnung betreffend, rechtfertigt aber in diefem Yalle das fofortige 
Einfgreiten der bewaffneten Macht, mithin tritt auch bei der Störung 
bes öffentlichen Friedens Straflofigkeit dann nicht mehr ein, wenn 
die zufammengerottete Menfchenmenge bereits jo weit gegangen ift. 
Was die Beftimmungen des Art. 156 im Einzelnen betrifft, jo 
finden diefelben größtentheil® in dem, was zu ben Art. 154 und 155 
bemerkt wurde, ihre Erläuterung. Insbefondere findet Alles, was dort 
bezüglich des Zweckes der Handlung und zur Crläuterung ber Aus: 
brüde „Gebäude, Wohnungen, andere menſchliche Aufenthaltsorte und 
bie dazu gehörigen umfriedeten Bezirke“ bemerkt wurde, auch bier 
Anwendung. Das Gefeg fpricht nicht nur von dem Eindringen in 
fremde Gebäude, fondern außerdem aud von dem Eindringen in 
Mohnungen oder andere menfchliche Aufenthaltsorte. Dies ift, wenn 
gleich das Wort „fremde“, meil das Geſetz ein widerrechtliches 
Eindringen vorausfegt, auch auf „Wohnungen“ und „andere menſch— 
liche Aufenthaltsorte“ bezogen werben muß, body von großer praktifcher 


Strafgefeß, Artikel 156. 397 


Bedeutung. Es folgt nämlich hieraus, daß ſich auch der Cigenthümer 
des betreffenden Gebäudes, ber in ber im Geſetze angegebenen Abficht 
in Wohnungsräume, die zwar fein Eigenthum find, ſich aber dermalen 
im rechtmäßigen Befige eines Andern, 3. B. eines Miethers, Nutz- 
nießers, befinden, einbringt, fowie fonftige Bewohner des Gebäudes, 
welche in diefer Abficht in die Wohnungsräume anderer in bemfelben 
Gebäude wohnender Perfonen eindringen, des hier vorgefehenen Ver— 
gehend ſchuldig machen, weil fie, wenn man von ihnen auch nicht fagen 
fann, fie feien im ein frembes Gebäude eingedrungen, dody in eine 
fremde Wohnung oder in einen andern fremden menſchlichen Aufent: 
baltsort eingedrungen find, — Das Wort „menſchliche“ darf nicht 
auf „Gebäude“ zurüdbezogen werden, Um dies zweifellos auszubrüden, 
wurde auf Vorſchlag des Reichsraths Dr. von Bayer zwifchen bie 
Worte „Gebäude“ und „Wohnungen“ das Wort „oder“ eingefchaltet. 
Das Wort „Gebäude“ ift demnach aud) bier ganz in dem zu Art. 154 
und 155 angegebenen Sinne aufzufaffen. 

AS „eindringen“ im Sinne des Art, 156 ift jedes wiberredt: 
liche, unbefugte Betreten der im Geſetze bezeichneten Orte zu betrachten 
und es braucht der Eintritt nicht gerade durd; Anwendung von Ge: 
walt gegen Perfonen oder Einſchließungen erzwungen worden zu fein. 
Unter „eindringen“ verfteht man nämlich zwar allerdings etwas Ge: 
mwaltthätiges, allein das Gewaltthätige liegt bier fon zur Genüge in 
der Abfiht, in welcher der betreffende Ort, und zwar unbefugter 
Weife, betreten wurde. 

Dem Eindringen wird ber gewaltfame Angriff auf eine frembe 
Wohnung gleichgeftelt. Vor Allem ift in diefer Beziehung zu beach— 
ten, daß bier nur von fremden Wohnungen die Rede ift. Diefe Be: 
ftimmung ift mithin, da eine ausbehnende Interpretation nad) allge- 
meinen jtrafrechtlihen Grundfägen nicht zuläſſig erfcheint, auf Angriffe 
auf Gebäube oder fonftige Räume oder Bezirke, welche nicht unter den 
Begriff von Wohnungen fallen, alfo z. B. im Falle eines Angriffe 
auf eim nicht zugleich zur Wohnung von Menfhen bienendes Yabrik: 
gebäude, nicht anwendbar. Aus den Verhandlungen ergibt ſich, daß 
man mit biefer Beitimmung den Verſuch bes indringens treffen 
wollte, 3. B. den Fall, daß die Thüre eines MWohnhaufes erbrochen 
wurde. Dies wird allerdings der gewöhnliche Fall fein, im welchem 
diefe Beftimmung Anwendung findet. Es laſſen fich jedoch aud andere 
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Falle denken, in denen diefelbe nach ihrer Fafjung anwendbar erfcheint. 
Das Geſetz verlangt nämlich neben dem gewaltfamen Angriffe auf eine 
fremde Wohnung nur die Abſicht, widerrechtlich Gewalt gegen Perſonen 
oder frembes Eigenthum zu verüben, nicht auch die Abfiht, in die 
Wohnung einzubringen. Wurden z. B. die Fäden eines Haufes in ber 
Abfiht zerftört, um fodann durch die Fenſter auf die im Haufe 
befindlichen Perfonen mit Steinen zu werfen, fo liegt, obgleich ein 
Eindringen in das Haus nidyt beabfichtigt war, bennod das bier vor— 
gefehene Vergehen vor. Nach ber Faflung des Gefetes bildet übrigens 
ein Angriff der bezeichneten Art, wenn er auch in der Abficht, in bie 
Wohnung einzubringen, gemacht wurde, in demfelben mithin an fich der 
Verſuch einer weiter beabfichtigten ftrafbaren Handlung liegt, dennoch 
ein vollendetes Vergehen und die Beftimmungen über den Verſuch 
finden alfo bei einem folden Angriffe feine Anwendung. 

Auf das Motiv des Handelnden Kommt es aud bei dem im 
Art. 156 vorgefehenen Vergehen nicht an. Es können deshalb auch 
Fälle unerlaubter Selbjthilfe, wenn bei denfelben die hier verlangten 
Merkmale vorliegen, unter die Strafbeftimmung des Art. 156 fallen, 
wie es überhaupt nicht in der Abficht des Gefetgebers lag, die Selbft: 
bilfe für unbedingt ftraflos zu erklären. Er hat fie nur nicht als 
jelbftändiges Vergehen in das Geſetzbuch aufgenommen und fie erfcheint 
in Folge deſſen nur dann, wenn fie die Merkmale eines im Gefete 
vorgejehenen Reates an ſich trägt, und nur nah Maßgabe ber für 
dieſes Reat geltenden Beſtimmungen ftrafbar ?). 


Art. 157. 


Wer ohne Abfiht einer Vergewaltigung (Art. 156) in 
fremde Gebäude oder Wohnungen oder andere menfchliche Auf- 
enthaltsorte oder in die dazu gehörigen umfriedeten Bezirke wider- 
rechtlich eindringt oder, wenn er ohne Befugnif darin verweilt, 
auf gefhehene Aufforderung ſich nicht entfernt, ift mit Arreft bis 
zu dreißig Tagen oder an Geld bis zu hundert Gulden zu beftrafen. 


-——_ 





) Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. IT S. 165; Verh. des 
Gefepg.Ausich. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 S. 301 u. 539-541; Verh. 
d. 8. d. Abg. von 18°%, Beil.Bd. IT ©. 157 u. Beil.“Bd. II ©. 47; Verb. 
bes Geſetzg. Ausſch. d. K. d.Reiher. von 18%, Prot.Bd, I S. 156—158. 
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Die gerichtliche Verfolgung findet jedoch nur auf Antrag des 
Verlegten oder feines geſetzlichen Vertreters flatt. 


In diefem Artifel find geringere Fälle der Störung des Haus: 
frieden® vorgefehen. Der frübere Neferent, Abgeordnete Baur, auf 
deſſen Vorſchlag diefer Artifel in das Gefegbuh aufgenommen wurde, 
bat als Fälle, in denen diefer Artifet Anwendung zu finden babe, bei: 
fpielöweife folgende angeführt. Es begibt fih Jemand in die Woh— 
nung eines Andern, um ihn dert zu beſchimpfen, unb fährt behawlid 
mit der Beſchimpfung fort, ohne fih an die Aufforderung, die Wohnung 
zu verlaffen, zu kehren, oder es verfolgt Jemand eine Frauensperſon 
in unfittlicher Abficht, jedoch nicht in ber, eine Gewalt zu verüben, in 
ihre Behaufung und läßt fich nicht vertreiben, fo oft ihm aud bie 
Thüre gemiefen wird. Diefen Fällen hat der k. Regierungskommiſſär 
von Neumayr ſpäter noch ben eines zudringliden Bettlers beifpiels: 
weife beigefügt. Es laſſen ſich natürlich viele Fälle biefer Art denken. 
Es verfteht fih aber von felbit, daß nach den Grundſätzen über Bu: 
fammenfluß dann, wenn bei Gelegenheit einer derartigen Störung bed 
häuslichen Friedens eine höher ftrafhare Handlung verübt wurde, nicht 
bie in Art. 157 angebrobte, fondenn bie auf letztere Handlung gefebte 
Strafe zu verhängen ift. Deshalb und da Art, 262 ſchon bie ein: 
fache Ehrenkränkung mit einer höhern als der in Art. 157 angebrob: 
ten Strafe bebrobt, wird, was ih im Porbeigehen bemerken will, im 
eriten ber vom frühern Referenten angeführten Fälle von einer Beftra: 
fung nah Art. 157 wohl kaum bie Rede fein können !), 


Art. 158. 


Wer den Gottesdienft einer im Stante anerkannten Reli- Sin, I 
gionsgefellfchaft in Kirchen oder an anderen religiöfen Werfamm- dent 
lungsorten, desgleihen wer Berfammlungen oder Verrichtungen, 
welche zu dem Gottesdienfte einer folchen Keligionsgefellichaft ge- 
hören, widerrechtlich verhindert oder flört, foll mit Gefängniß bis 
zu drei Iahren, und, wenn hiebei Chätlichkeiten an einem Religions- 


) Berb. bes Geſetzg. Ausſch. d. 8. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 301, 
302, 541 u. 542; Verb, d. 8. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. I S. 175 u. 
Beil. Bd. HI ©. 47; Verb, des Gefepgeb.:Ausih, der K. d. Reichsräthe von 
18°%,, Prot.Bd. I S. 158 u. 159. 
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diener während feiner Amtsverrichtungen verübt wurden, mit Ge— 
fängniß nicht unter einem Jahre befiraft werden. 


Art. 159, 


Wer öffentlid) vor einer Menfchenmenge oder mittels reines 
Preferzeugniffes die chriftliche Neligion oder Sittenlehre im Al- 
gemeinen oder die Kchren, Einrichtungen, Gebräuche oder Gegen- 
Rände der Verehrung einer im Staate anerkannten Religionsgefell- 
fhaft durch Ausdrücde oder Beichen der Verachtung oder Verfpottung 
angreift, Ddesgleichen wer in Kirchen oder anderen religiöfen 
Verfammlungsorten einer ſolchen Religionsgefellfhaft einen diefelbe 
befchimpfenden Unfug verübt, foll mit Gefängnif bis zu zwei Iah- 
ren beftraft werden, womit Geldfirafe bis zu vierhundert Gulden 
verbunden werden kann. 


Art. 160, 


Wer außer dem Falle des Art. 159 in Kirchen oder an- 
deren religiöfen Werfammlungsorten einer im Staate anerkannten 
Religionsgefellfchaft oder bei Verfammlungen oder Verrichtungen, 
welche zu dem Gottesdienfte einer folchen Religionsgefellfchaft gehö- 
ren, durch ungebührliches Benchmen Aergerniß gibt, iſt mit Arrefl 
bis zu act Sagen oder an Geld bis zu fünfundzwanzig Gulden 
zu beftrafen. 


Art. 161, 


Auf Keleidigungen kirchlicher Behörden einer der im Staate 
beftehenden vier chriftlichen Fonfeffionen kommen die Beflimmungen 
des Art. 126, auf Beleidigungen ihrer Religionsdiener die Beſtim- 
mungen des Art. 127 zur Anwendung. 

Den Strafbeflimmungen des Art. 136 unterliegt, wer einem 
folchen Religionsdiener Gewalt zufügt oder androht, um auf feine 
Amtsverrichtung einzuwirken oder um wegen einer foldhen Kache 
zu nehmen. 


Der Erläuterung diefer Artikel will id einige Bemerkungen 
über das verfaffungsmäßige Verhältnig ber verfchiedenen Kirchen- und 
Religionsgefellfchaften in Bayern vorausfhiden. Die IL Verfaffungs: 
beilage (Edikt über die äußern Mechtsverhältniffe des Königreichs 
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Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Geſellſchaften) erfennt 
in $ 24 die im SKönigreiche beftebenden drei hriftlichen Glaubensfon: 
fefjionen als öffentlihe Kirchengejellihaften mit gleichen bürgerlichen 
und; politifchen Rechten an. Es waren darunter die katholiſche, luthe— 
riſche und veformirte Kirche verjtanden, die auch heute noch gleich wie 
zur Zeit ber; Berfündigung der. Berfaffungsurfunde im den Landes— 
tbeilem diesſeits des Mheins als öffentlihe Kirchengefelichaften beftehen. 
In der Pfalz beſchloß die bald nad, Verkündigung der Verfaſſungs— 
urkunde: nach Kaiferslautern zufammenberufene protejtantiihe General— 
ſynode in ihren, Sigungen vom 5., 6., 7., 5., 10. 11., 12, 13, 14, 
und 15. Auguft 1818 bie Vereinigung beider proteftantifchen Kon: 
fejlionen: und die betreffenden Beſchlüſſe wurden durch königliches Re: 
ſcript vom: 10. Dftober 1815 genehmigt, jo daß jeitdem in ber Pfalz 
mr zwei öffentliche Kirchengeſellſchaften bejtehen, die katholiſche und 
bie proteſtantiſch⸗evangeliſch-chriſtliche Kirche“). Dur Berfaflungs: 
geiep vom 1. Juli 18534 wurden den Belennern der unirten, ſowie 
der nicht unirten griechiichen Kirche gleiche bürgerliche und politiſche 
Rechte mit; den Belennern der im Königreiche bereits verfafjungsmäßig 
beſtehenden : drei chriftlichen Kirchengefelljcpaften eingeräumt. Obgleich 
dieſes Geſetz nur von den bürgerlichen und politiihen Rechten ber 
Belenner der griechifchen Kirche, nicht von den Rechten der griechiichen 
Kirche als folder ſpricht und mithin auch nicht die griechiſche Kirche 
ſelbſt den angeführten drei chriſtlichen Glaubenslonfeſſionen gleichſtellt, 
ſo wird doch ſeitdem gewöhnlich von den im Königreiche beſtehenden 
vier chriſtlichen Konfeflionen geſprochen, unter denen die katholiſche 
lutheriſche, reformirte und griechiſche zu verſtehen ſind. Der proteſtantiſch— 
evangeliſch⸗chriſtlichen Kirche der Pfalz geſchieht in der Regel keiner 
beſondern Erwähnung, da ſie keine eigene neue Kirche bildet, ſondern 
durch die Vereinigung von zwei bereits beſtandenen chriſtlichen Kon— 
feifionen- eutſtanden iſt, weshalb auch ihre verfaſſungsmäßige politiſche 
Gleichberechtigung nicht beſonders auszuſprechen war, ſondern ſich ſchon 
ans: der Beſtimmung des angeführten F 24 der II. Verfaſſungsbeilage 
ergab, 

In Beziehung auf die übrigen Religionsgeſellſchaften enthält die 

9 So wird‘ die vereinigte proteftantifche Kirche der Pfalz in $1 der Ber: 


einigungsurtunde genannt, 
Weis, Das Siraſgeſehbuch für das Königreich Bavern. 26 
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Berfaffung folgende weitere Beftimmungen. Den nicht chriftlichen 
Glaubensgenoſſen ift zwar vollfommene Religions: und Gewiſſens— 
freiheit geftattet, als Religionsgefellichaften und in Beziehung auf 
Staatsbürgerredyt aber find fie nad den über ihre bürgerlichen Ber: 
hältniffe beftehenden befondern Geſetzen und Berorbuungen zu behan—⸗ 
deln ($ 25 a. a. DO.) Neue Religions oder Kirchengeſellſchaften 
dürfen ohne ausdrüdliche königliche Genehmigung nicht eingeführt 
werben. Der König kann ihnen bei ihrer Genehmigung die Rechte 
öffentlich aufgenommener Kirchengefellihaften verleihen, Iſt dies nicht 
gefchehen, fo werben fie nicht als öffentliche Korporationen, fondern nur 
als Privatgefellfinaften geachtet ($ 26 und 32 a. a. D.). 

Die zur Ausübung des Gottesdienfted ber üffentlih aufgenom⸗ 
menen Kirchengefellihaften gewibdmeten Gebäude follen wie andere 
Öffentliche Gebäude gefhügt werben und bie zur eier ihres Gottes: 
bienftes und zum Nelizionsunterrichte beftellten Perfonen genießen bie 
Rechte und Achtung öffentlicher Beamten. Den Religionsgefellicaften, 
welchen die Rechte öffentlih aufgenommener Kirchengefellichaften bei 
ihrer Genehmigung nicht verliehen worden find, ift dagegen nur bie 
freie Ausübung ihres Privatgottesdienftes geftattet, wezu die Ans 
ftellung gottesdienftliher Zujammenkünfte in gewiſſen dazu beflimmten 
Gebäuden und die Ausübung ber ihren Religionsgrundfägen gemäßen 
Gebräuche ſowohl in dieſen Zufammenfüänjten, als in den Privat- 
wohnungen der Mitglieder gehört. Sie dürfen fi der Gloden oder 
fonftiger Auszeichnungen, welche Geſetze oder Gewohnheit den öffentlichen 
Kirchen angeeignet haben, nicht bedienen und die von ihnen zur eier 
ihrer Religionshandlungen beftellten Perfonen genießen als ſolche Feine 
befondern Vorzüge ($ 29, 30, 33, 34, 35 u. 36 a. a O.). 

Als Privatlirhengefellihaften im Sinne der vorerwähnten Ber: 
faffumgsbeftimmungen bejtehen, von ber griedifchen Kirche, bezüglich 
welcher oben das Nöthige bereits bemerkt wurde, abgefchen, gegenwärtig 
in Bayern bie Genofjenjhaft der fraeliten, der Mennoniten und ber 
Irvingianer, fowie, wenigftens in gewiffer Beziehung, die anglifanifche 
Kirche. Letzterer ift nämlich, wie fih aus einer Entſchließung des 
k. Staatsminifteriums des Innern vom 19. März 1844 ergibt, die 
nah $ 26 der II. Verfaffungsbeilage zu ihrer Einführung erforderliche 
allerhöchſte Genehmigung, jedoch nur in widerruflicher Weife zunächſt 
für Münden und mit Befchränfung auf die Abhaltung bes Gottes 
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dienfte® für die Angehörigen der anglikaniſchen Kirche in ber Privat: 
wohnung ihres Geiſtlichen, ertbeilt worden, Ihre Befugniffe fcheinen 
jwar jpäter erweitert worden zu fein, ba ber Gottesbienft für bie 
Angehörigen: dieſer Slirdye dermalen in Münden tm einem öffentlichen 
Gebäude abgehalten wird, ich babe jedoch feine Hierauf bezügliche 
offentliche Bekanuimachung gefunden. — Defter wird auch die Herrn 
huter⸗ Brũder⸗Gemeinde als eine in Bayern beſtehende Privatlirchen⸗ 
geſellſchaft rangeführt. Den Aſſoziirten der Herrnhuter-Brüder⸗Gemeinde 
iiber durch königliche Entſchließumg vom 29. April 1813 nur die 
Erlaubniß zu ihren Privataubachten unter Auſſicht der Polizei ertheilt 
und äbitennbabet ſtrengſtens unterſagt worden, mit auswärtigen Brüder: 
Gemeinden deren geiftlichen oder weltlichen. Vorſtehern oder Miſſio— 
nären:inn irgend einer Berbindung zu leben, von ihnen Viſitationen 
oder Verhaltungsperichriften anzunehmen oder die Brüdergemeinde mit 
Geldbeitragen zu unterſtützen. Durch weitere königliche Entſchließung 
vems 6. Otteber 1818 wurde der genaue Vollzug der vorſtehenden 
Weiſungen angeordnet und dabei wech beſonders beſtimmt, daß Leuten 
vom Lande, die indie Stadt kommen, der Zutritt zu ſolchen Privat: 
andachten durchaus nicht geftattet werden dürfe. Hiernach — und 
weitere: Beitimnmgen find mir wenigftens nicht befammt — kann die 
Herrnhuter-Brüder:- Gemeinde als Privatlirchengefellibaft im Sinne der 
angeführten: Berfafjungsbeitimmungen nicht wohl betradıtet werben. — 
Die durch königliche Entſchließung vom 8. Oftober 1348 und Minis 
ſterialeutſchließungen vom 10. November 1848 und 14, September 
1849 den deutſchkatholiſchen und freien KirdyensGemeinden im Sinne 
ber 959 3 und 3237 der II. Verfaffungsbeilage ertbeilte Genehmi⸗— 
gung wurde anf Grund Föniglicher Entſchließung durd Bekanntmachung 
bes k. Staatsminiſteriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegen- 
beiteit Som: 2, Rovember 3851 wieder zmüdgenommen!). 

Die Art: 258-161 des Strafgeſetzbuchs ſchließen fih an bie 
im Vorſtehenden befprochenen Berfaflungsbeftimmungen au. In ben 
Art. r758,:159 und 160. ift allgemein von den im State anerkann⸗ 
ten Religionsgefellihaften die Rede. Sie finden mithin nicht nur 

) Man vergleihe über die Privatkirchengeſellſchaften Döllinger's 
Betorbnungéſaninilung Bo. VEN ©. 1777 — 1739 und Bd. XXI ©. 471 
bis 488. 

26° 
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dann, wenn die bier vorgefehenen Handlungen gegen eine öffentliche 
Kirhengefellihaft, fondern au dann Anwendung, wenn biefelben gegen 
eine im Sinne der vorerwähnten VBerfaffungsbeftimmungen anerfannte 
Privatlirhengefellihaft verübt wurden. Es entfpricht dies der Der: 
faffung, weil auch diefe Privatfirchengefellihgaften nit nur ein ver: 
fafiungsmäßiges Recht auf freie Ausübung ihres Privatgottesbienftes, 
fondern aud darauf haben, daß ihre Lehren, Einrichtungen und Ge: 
bräudye, fowie die Gegenftände ihrer religiöfen Verehrung geachtet 
werben, Art. 161 fpricht dagegen nur von ben kirchlichen Behörden 
und Religionsdienern der im Staate beftehenden vier chriftlichen Kon» 
feffionen, findet mithin auf Beleidigungen u. f. w. gegen kirchliche 
Behörden und MReligionsdiener der vorermähnten Privatkirchengeſell⸗ 
fchaften feine Anwendung. Auch dies entſpricht ben Beftimmungen 
der Berfafjung, da, wie angeführt, F 30 der II. Verfaffungsbeilage ben 
in den. Öffentlichen Kirchengefelfchaften zur feier bes Gottesdienſtes 
und zum Religionsunterrichte beftellten Berfonen die Rechte und die 
Achtung öffentliher Beamten einräumt, $ 36 aber beftimmt, daß die 
von Privatfirhengefelichaften zur Feier ihrer Religionshandlungen 
bejtellten Berfonen als ſolche feine befondern Vorzüge genießen. In 
Art. 161 ift ausdrüdlih von den im Staate beftebenden vier drift- 
lihen Konfeflionen die Rebe und es find darunter, wie bie Verband: 
lungen beweijen, die Fatholifche, die Iutherifche, die reformirte und bie 
griechiiche Kirche verftanden. Es hängt dies mit dem oben bereits 
berührten Umftande zufammen, daß die griechifche Kicche ſeit Erlaffung 
des die Mechtsverhältniffe ihrer Belenner betreffenden Geſetzes vom 
41. Juli 1834 Häufig den im Staate beftehenden brei öffentlichen 
Kirchengeſellſchaften gleichgeftellt wird, mas denn auch bier geſche— 
ben iſt. 

Art. 158 findet auf jede Art von Berhinderung ober Störung 
gottesdienftlicher Verrichtungen oder Berfammlungen Anwendung, gleich: 
giltig, ob fie in der Kirche oder außerhalb berfelben ftattgefunden bat, 
alfo namentlich auch auf die Verhinderung oder Störung von Progefs 
fionen, firhlihen Begräbnifien u. f. w. Das Gefeb verlangt eine 
Verhinderung oder Störung ber gottesbienftlihen Verrichtung 
oder Verfammlung, indem fonjtiges ungebührlidyes Benehmen in Art. 
160 befonders vorgefehen ift. Eine vollftändige Unterbrehung der 
gottesdienftlihen Verrichtung oder Verfammlung ift jedoch zur Anwend⸗ 


- 
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barkeit des Art. 158 nicht geforbert und es liegt mithin das in die— 
fem Artikel vorgejehene Vergeben auch dann vor, wenn es gelungen 
it; die Störung alsbald wieder zu befeitigen. Bon welcher Art die 
hindernde oder fiörende Handlung war, ift gleichgiltig. Der Referent 
bes Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Reichsräthe, Staatsrath 
von Maure r, batte vorgejdhlagen, vor dem Worte „ſtört“ einzuſchal⸗ 
ten: ‚durch Lärm und bergleihen mehr“. Es wurde jedoch dagegen 
bemerkt, daß ſich aud ganz geräufchlefe Störungen denken Taffen, wie 
5 Bewenn Jemand auf bie Kanzel fteigt und durd; anffallendbes Be: 
nehmen den Gottesdienſt auch ohne Lärm ftört, und er zog hierauf 
jeinen Antrag zurüd. Die Handlung muß nad Art. 6 natürlich vorfätlich 
begangen worden fein; eine blos fahrläßige Handlung genügt nicht. 
Dagegen it eine bejonbere auf Verhinderung oder Störung ber gottes— 
dienſtlichen Verrichtung oder Verſammlung gerichtete Abficht nicht ge: 
fordert. Es genügt, dag vorjüglicd eine Handlung begangen wurbe, 
welche an fid; geeignet war, die gottesbienftliche Verrichtung oder Ber: 
fammlung zu verhindern oder zu jtören. Art. 158 findet demnach, um 
einen während ber Verhandlung beifpielsweile angeführten Fall bier 
junerwähnen, unzweifelhaft dann Anwendung, wenn zwei Motten in ber 
Kirche während des Gottesdienſtes eine Schlägerei beginnen, wenn auch 
ihre Abſicht nicht auf Störung bes Gottesdienftes, fondern nur auf 
Mißhandlung gerichtet war, Die Handlung muß eine widerrechtliche 
geweſen fein, Dies hätte ſich eigentlich von felbft verftanden. Nimmt 
>. B. seine. Religionsgejellihaft eine gottesbienftliche Verrichtung ver, 
zu deren Vornahme fie geſetzlich nicht befugt ift, und wird fie hieran 
auf: Anordnung der zuitändigen Behörde gebindert, jo kann begreiflich 
von: einer ftrafbaren Handlung feine Rede fein. Das Geſetz erblidt 
darin; daß bei Gelegenheit ber Störung oder Verbinderung ber gottes- 
bienftlichen Berrichtung oder Berfammlung Thätlichfeiten an einem in 
Amtsverrichtung begriffenen Religionsdiener verübt wurden, einen bie 
Strafe weſentlich erhöhenden erfchwerenden Umſtand. Es bat biebei, 
wie im Art. 161, natürli nur wirkliche Religionsdiener, Berfonen, 
welche nach den Einrichtungen der betreffenden Konfeffion als folche 
zu hetrachten find, wicht bleße Diener, wie Meßner, Miniftranten u. dgl. 
im Auge. Iſt aber die PVerfon, an weldher Thätlichkeiten verübt 
wurden, ein wirklicher Religionsbiener, fo ift deren Rang ohne Einfluß 
auf die Strafbarkeit. Insbefondere it Gefängnig von 1—5 Jahren 
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auch dann werwirkt, wenn bei Gelegenheit der Verhinderung ober Stö⸗ 
rung gottesdienſtlicher Verrichtungen oder Verſammlungen einer Privat: 
Eirchengefellfchaft Thätlichkeiten an einem in Amtsverrichtung begriffenen 
Meligionsdiener einer ſolchen Kirdhengefellichaft verübt wurden. Art. 161 
Abſ. 2 ift nämlich allerdings nur auf den Fall, daß einem Religions: 
Diener einer der im Staate beitebenden vier chriſtlichen Konfeflionen 
Gewalt zugefügt oder angedroht wurde, anwendbar, bier in Art. 158 
aber bildet die an einem Neligionsdiener verübte Thätlichfeit nur einen 
erichwerenden Umftand bezüglich des im diefem Artikel vorgeſehenen 
Vergehens unb äußert deshalb ihre Wirkung in allen Fällen, auf 
welche Art. 158 überhaupt Anwendung finbet. 

Art. 159 findet im Wefeutlichen jeine Erläuterung in bemjenigen 
Bemerkungen, die bereitd zu Art. 118 gemadt wurben. Ich babe 
dem dort Öefagten nur noch Weniges beizufügen. Im erſten ber bier 
vorgefebenen Fälle ift ausdrücklich eim Angriff durch Ausdrücke ober 
Zeichen dev Verachtung oder Verſpottung gefordert. Es Liegt nämlich 
in der Natur der Sache, daß man auch im einem Staate, in bem 
verjchiedene Konfeflionen neben einander unter bem Schutze ber Ber: 
faffung beftehen, Angriffe auf deren Lehren, Einrichtungen, Gebräuche 
ober Gegenſtände der Verehrung nicht unbedingt unterfagen Tann. 
Defter ift die Vertheidigung ber Lehren einer Konfeſſien nur dadurch 
möglid, dab die entſprechenden abweichenden Lehrſätze einer andern 
Konfeflion als Irrlehren angegriffen werben. Auch abgejehen hievon 
Tann 3. DB. ein Geiftlicher, ein Lehrer oder ein Schriftiteller im gewiſſen 
Fällen hinreihend veranlaßt oder gar verpflichtet fein, Lehren einer 
andern Kirche als irrig darzuftellen und anzugreifen. Ja es darf dem 
Angehörigen der Kirche jelbit nicht unbedingt unterfagt werben, Lehren, 
Einrichtungen oder Gebräuche feiner Kirche als irrig oder unzweckmäßig 
anzugreifen. Sole Angriffe müfjen aber mit Gründen und in anftändiger 
Weife gefcheben. Angriffe in der in Art, 158 bezeichneten Weife, 
Angriffe dur Ausdrüde oder Zeichen der Verachtung ober Verſpottung 
kann und darf der Staat dagegen niemals dulden. Deshalb wurden 
Angriffe der letztern Art mit entfprecdhender Strafe bedroht, und zwar 
ohne Rüdfiht darauf, wer fich diefelben erlaubt hat, während Angriffe 
ber erjtern Art ftraflos gelaffen find. Der zweite in Art. 159 vor— 
gejehene Fall unterſcheidet fih von bem des Art. 158 vorzugsöweiſe 
dadurch, bag hier nicht Handlungen, welche bie gottesdienſtlichen Ber 
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richtungen ober Berfammlungen hindern oder ftören, ſondern folche, in 
denen eine Beſchimpfung einer Religionsgeſellſchaft liegt, vorausgeſetzt 
werden. Es iſt deshalb auch nur gefordert, daß die Handlung in 
einer Kirche oder in einem andern religiöſen Berfammlungsorte, kei— 
neswegs, daß jie während des Gottesdienſtes ober einer fonftigen 
guttesdienfllihen Berricytung verübt wurde. Wer 2. Be in einer 
Kirche zu einer Zeit/ wo Fein, Gottesdienſt darin gehalten wurde, dem 
Gottesdienſſe gewidmete Sachen mit Koth beſchmiert, Lehren obet 
Einrichtungen der betreffenden Reliousgeſellſchaft verhöhnende Bilber 
aufhaͤngt oder auf: die Wand zeichnet, macht ſich offenbar bes bier vor: 
geſehenen Vergehens ſchuldig. Allerdings muß aber in der Handlung 
ein die Religionggeſellſchaft ſelbſt beſchumpfender Unfug liegen. Unge— 
bũhrliches Benehmen anderer Art fällt unter Art. 160, Daß auch 
bie im leytern Artikel vorgefehene Uebertretung durch ungebübrliches 
Benehmen in Kirchen oder andern Verſammlungsorten außer der Zeit 
des Gottesdienſtes begangen ı werden fann, bedarf wohl Taum einer 
beſondern Erwähnung, da in Diefer Begichung die Faſſung des Art. 160 
mit jener bes; Art. 159 volllommen. übereinstimmt 

Als kirchliche Behörden im Sinne des Art, 161 find diejenigen 
zu betrachten, denen; bieje Eigenſchaft nad) dem innen Kirchenrechte 
ber betreffenden Kirche zufommt. Darüber, wer als Neligionsdiener 
im Sinne dieſes Artifeld zu betrachten ift, wurde bereits oben das 
Nöthige bemerkt. Im Mebrigen kann zur Grläuterung des Art. 161 
auf die zu Art 126, 127 rund: 136 gemachten Bemerkungen verwiefen 
werben ). 


Art, 162, 


Wer zum Bweikampfe herausfordert oder eine Solche Heraus- 
forderung annimmt, wird mit Arreſt beftraft. 

War die Herausforderung oder Verabredung ausdrücklich 
dahin gerichtet, dafi einer von beiden Theilen das Leben verlieren 


) Berb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. IT ©. 165 u. 166; Verh. 
bes Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, 8b. I ©. 302-304 u. ©. 
546—552; Berb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II ©. 57 u, 175 und 
Beil. Bd. II ©. 47; Verb. bes Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. von 18%, Beil, 
&. 102 u. 108 u. Brot.Bb, I 8. 159—161. 


Zweilampf 
(Duell). 
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follte, oder wurde eine Art des Bweikampfes gewählt, aus welcher 
hervorgeht, daß dieſe Folge beabfichtigt war, fo tritt Gefängnipfirafe 
von drei Monaten bis zu einem Fahre ein. 


Art. 153. 


If der Bweikampf vollzogen worden, fo find die Duellanten 
mit Gefängniß bis zu einem Fahre, in leichteren Sällen mit 
Arreft, wenn aber dem Bweikampfe die im Art. 162 Abf. 2 be- 
zeichnete Herausforderung oder Verabredung vorausgegangen war, 
mit Gefängniß von ſechs Monaten bis zu zwei Fahren zu 
beftrafen. 

Gefängniß bis zu zwei Jahren tritt auc dann ein, wenn zu 
dem Bweikampfe keine Schundanten beigezogen worden find. 


Art. 164, 


Wer feinen Gegner im Bweikampfe tödtet, oder demfelben 
einen bleibenden Aachtheil an Aörper oder Gefundheit zufügt, if 
mit Gefängniß von einem bis zu drei Jahren zu beftrafen. 

IR eine oder die andere diefer Folgen in einem Bweikampfe 
der im Art. 162, Abf. 2 bezeichneten Art eingetreten, fo foll auf 
Gefängniß von drei bis zu zehn Jahren erkannt werden. 


Art. 165. 

Bu dem Bweikampfe zugesogene Aerzte, Sekundanten und 
Beugen find firaflos. 

Rartelträger werden nur dann beftraft, wenn der Bweikampf 
in der in Art. 162 Abf. 2 bezeichneten Art verabredet war und 
in diefer Art flattgefunden hat. In diefem Kalle trifft fie Ge 
bis zu zwei Jahren. 

Art. 166, 

IA der verabredete Bweikampf vor feinem Beginne freiwillig 

aufgegeben worden, fo find die Parteien firaflos. 
Art. 167. 


Wer die Duellanten oder einen derfelben zur Eingehung 
des Bweikampfes oder zur Wahl einer gefährlicheren Art des 


Strafgefek, Artifel 162—168, 409 


Kampfes beſtimmt hat (Art. 54 Biff. 1) foll, wenn der Bweikampf 
vollzogen wurde, mit Geſängniß bis zu drei Monaten beftraft 
werden. 

Wenn aber einer der Duellanten getödtet worden ifl und der 
Anflifter entweder einen tödtlichen Ausgang des Buells beabfidhtigt 
oder das Buflandehommen der im Art. 162 Abf. 2 beyeichneten 
Verabredung bewirkt hat, fo iſt auf Gefängnif von drei bis zu 
zehn Fahren zu erkennen, 


Art. 168, 


Hat ein Ducllant oder Sekundant durch abfichtlihe Weber- 
tretung der üblichen Aampfregeln eine Tödtung oder förperver- 
legung bewirkt oder hat ein Buellant in einem Bweikampfe ohne 
Sehundanten feinen Gegner getödtet oder demfelben eine Aörper- 
verleßung zugefügt, fo iſt er nad den Beſtimmungen über Cödtung 
oder Aörperverlegung zu beftrafen, falls nicht wegen des Bwei- 
kampfes eine höhere Strafe verwirkt ifl. 


Die vorftehenden Artikel behandeln den Zweikampf (das Direll) 
und zwar in erfchöpfender und ausfchließender Weife, fo baß es aljo 
außer den in Art. 168 ausbrüädlih angeführten Fällen unftatthaft ift, 
neben ben bier enthaltenen Spezialbeftimmungen aud noch andere 
Beftimmungen bes Strafgeſetzbuchs, z. B. im Falle einer im Zwei— 
fampfe erfolgten Tödtung ober Körperverletzung auch noch die Beftim: 
mungen über Tödtung oder Körperverlehung zur Anwendung zu bringen, 

Das Strafgeſetzbuch hat den Zweikampf als felbftändiges Ver: 
geben behandelt, und zwar im Anfchlufe an die Friedensftörung, als 
ftrafbare Eigengewalt. Man ging nämlid von der Erwägung aus, 
bag es einerfeitd zwar nicht angeht, das Duell ftraflos zu laffen, weil 
eine Eigenmacht, die ſich felbjt gewaltthätig Recht verfchaffen will, im 
Staate nicht beftehen darf, die Straflofigkeit auch die Zahl der Duelle 
vermehren würde, während die Geſetzgebung doch unleugbar die Auf: 
gabe hat, den Duellen, foweit died nad den Verhältniſſen möglich ift, 
vorzubeugen, baß es aber anderſeits bei den bezüglich des Duelle, 
namentlich in gewäiflen Ständen, noch beftehenden Anfichten, die der 
Gejetgeber, wenn es auch Vorurtheile find, doch nicht ganz unbeachtet 
laffen darf, weber zwedinäßig noch gerecht ift, das Duell lediglich nad 
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ben Beitintinungen über Tödtung und Körperverlehung zu beurtbeilen. 
Man erwog, daß, wenn man bie Verhältmifie nimmt, wie fie find, 
nicht wie fie fein könnten oder vielleicht fein ſollten, derjenige, welcher 
einen Audern im Zweilampfe tödtet ober verlegt, aud) rechtlich anders 
beurtheilt werden muß, als derjenige, welcher. ſich einer gewöhnlichen 
Tödtung oder Körperverlekung ſchuldig macht, weil eben ber Fall ein 
amberer it, ganz abgefehen von ben Schwierigkeiten, die ſich wie bie 
Erfahrung, namentlid) auch in Bayern, gezeigt bat, in ver Praris bar 
durch ergeben, daß bie Geſetzgebung keine bejondern Beitimmungen 
über das Duell enthält. Im Uebrigen war man bemüht, allzu jtrenge 
Strafaudrohungen zu vermeiden, um ben Verhältniſſen gebührende 
Rechnung zu tragen und außerdem aud) dem Gefege den richtigen Vollzug 
zu fihern, weil bie Erfahrungen, die man gerade bei dieſem Reate, 
fo namentlih aud in Bayern mit dem Duellmandate vom 28. DE 
tober 1799 gemacht hat, beweifen, daß umverbältuiimäßig  ftrenge 
Gefege nicht zur Ausführung kommen, Namentlich mollte man aber, 
foweit dies durch die Geſetzgebung gejchehen Kann, nit nur ben 
Duellen überhaupt, jondern insbefondere den gefährliben Duellen vor: 
beugen. Diejem Beftreben verbaufen die Beftimmungen der Art. 166 
und 167, die höhern Strafandrohungen gegen Duelle der in Art. 162 
Abſ. 2 bezeichneten Art, fowie gegen Duelle, zu denen feine Sefun: 
danten beigezogen wurden, endlich die Beſtimmungen des Art. 165 
ihre Entſtehung. 

Das Geſetz enthält keine Begriffsbeftimmung bes Zweilampfes. 
Die Motive zum frühern Entwurfe fagen hierüber, einerfeits könne 
biefer Begriff wohl unzweifelhaft als ein allgemein bekannter voraus: 
gefegt werben, anberjeits aber werde gerade durch die Aufftellung einer 
Definition die Gefahr herbeigeführt, die Gränzen jenes Begriffe zu 
verrüden. Dieſe Bemerkung ift offenbar ganz richtig, weshalb auch 
ich unterlaffe, eine Definition aufzuftellen. 

Art. 162 betrachtet Die Herausforderung zum Zweikampfe, ſowie 
bie Annahme einer ſolchen Herausforderung als felbftändige Reate, 
welhe mit ber Thatſache der Herausforderung beziehungsweife ber 
Annahme berfelben vollendet find. Trotz des letztern Umftandes fichert 
jeboh Art. 166 den Parteien in dem Falle Straflofigkeit zu, daß der 
verabrebete Zweilampf vor feinem Beginne freiwillig auf: 
gegeben wurde. Diefe Beftimmung hat, wie bereits bemerkt wurbe, 
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in dem Beflreben des Geſetzes, Duelle möglihft zu verhindern, ihren 
Grund. Weſentliche Vorausſetzung ihrer Anwendbarkeit ift das frei⸗ 
willige Aufgeben. Wenn 3. B. die Polizeibehörbe vor Beginn des 
Zweitampfes eingeſchritten und es fo unmöglich geworden ift, ben 
Zweilampf zu vollziehen, jo faun von -Antwendbarkeit der Beſtimmung 
bes Art. 166 feine Rebe fein, fonbern es iſt die Strafe des 
Art. 162 verwirft. Insbeſondere find die Parteien in einem jols 
hen Falle auch mit der Behauptung, es jeien in dem Augenblide, 
wo. bie Polizeibehörde eingeſchritten it, Unterhandlungen- zur gütlichen 
Beilegung der Sache eingeleitet geweien, bie, wenn bie Polizei nicht 
dazwiſchen gefommen wäre, auch gewiß zu einem freiwilligen Abftande 
geführt haben würden, nicht zu hören, Art. 166 entbält, indem er 
wegen freiwilligen Abjtaudes von einer weiter verabrebeten ftrafbaren 
Handlung Straflojigkeit bezüglich eines porausgegangenen bereits vollen: 
beten Reates zufichert, eine Ausnahme von allgemeinen ftrafrechtlichen 
Grundfägen und muß deswegen in der ftrengiten Weiſe  interpretirt, 
jedenfalls. fireng auf feinen Wortlaut befchränft werden. Er ſichert 
aber den Parteien ausorüdlih nur für den Fall Straflofigfeit zu, daß 
ber verabredete Zweikampf freiwillig aufgegeben worben ift, was im 
angeführten Falle nicht geicheben it. Es läge mithin in der Anwen: 
bung des Art. 166 aud auf dieſen Hal eine mach allgemein aner: 
kannten. Auslegungsregeln unjtatthaite Ausdehnung einer Ausnahme: 
bejtimmung. Der verabredete Zweifanpf muß ferner vor feinem 
Beginne aufgegeben worden fein. Es kann dies auch nod am Orte, 
wo der Zweilampf jtattfinden fellte, geichehen, wenn mır der Zwei⸗ 
fampf noch nicht wirklich begenmen hat, Das Aufgeben des Zweilampfes 
nad) Beginn desfelben kann mur bei der Ausmefjung der Strafe 
zwiſchen bem gejeglihen Minimum und Maximum berüdjichtigt: werben. 

Als Fälle, in denen and der Art bed gewählten Zweilampfes 
hervorgeht, daß die Abficht dahin gerichtet war, einer der Duellanten 
folle das Leben verlieren, wurden bas Schießen über den Handſchuh 
und das Schießen mit, gegemfeitig auf die Bruft gehaltenen‘ Piſtolen 
von denen bie eine geladen, die andere ungelaben ift, bei der Verhand⸗ 
lung beifpielöweife angeführt, Bei diefen Fällen kann allerdings über 
bie erwähnte Abſicht Fein Zweifel beftchen, auf ſolche Fälle ift aber 
das Geſetz nicht zu befchränten, da aud im andern Fällen aus ber 
gewählten Art des Zweikampfes die erwähnte Abſicht unzweifelhaft 
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hervorgehen kann. Im Zweifel darf natürlich dieſe Abſicht nicht an— 
genommen werden. 

Art. 163 Abſ. 1 geſtattet dem Gerichte, in leichtern Fällen auf 
bloße Arrefiftrafe zu erkennen. Es Handelt ſich hiebei Tebiglih um 
eine Frage ber Strafansmefjung und es verfteht ſich von felbft, daß 
troß diefer dem Gerichte eingeräumten Befugniß zur Aburtheilung nur 
die Bezirksgerichte zuftändig find, da bie Handlung an fih ben Cha— 
rafter eines Vergehens hat und nad Art. 2 erft mit dem auf eine 
bloße Arreſtſtrafe erfennenden Urtheile die Natnr einer Uebertretung 
annimmt. Welche Fälle als Teichtere zu betrachten find, ift dem Er» 
meſſen bes Gerichts überlaffen. Dasfelbe wird biebei allerdings auf 
ben eingetretenen Erfolg Rüdficht nehmen, darf ſich jedoch hiedurd nicht 
ausſchließlich beſtimmen laſſen. Aud die VBeranlaffung, die Art bes 
Duelle und alle fonjtigen Umftände müffen entſprechend berüdfihtigt 
werben. — Der in Abf. 2 des Art. 163 vorgefehene Fall ift, was 
nicht überfehen werben darf, nur bezüglid des Strafmarimums von 
zwei Jahren Gefängnig dem unmittelbar vorher erwähnten alle 
gleichgeftellt. Ein beftimmtes Strafininimum ift in Abf. 2, und 
zwar, wie die Verhandlungen beweifen, abſichtlich, nicht feſtgeſetzt, es 
tann mithin bei Ausmeffung ber Strafe bis zu einem Tage Gefängnif 
berabgegangen werben. 

Ju Art. 164 ift nur für den Fall, daß einer der Duellanten 
im Zweikampfe getödtet oder ihm ein bleibender Nachtheil an Körper 
ober Gefundheit zugefügt worden ijt, eine höhere Strafe angebrobt. 
Die bei der Körperverlegung nach dem Erfolge gemachten weitern Un: 
terfcheidungen find Hier nicht gemacht und die in Art. 163 angebrobten 
Strafen finden mithin fowehl dann, wenn bei dem Zweikampfe gar 
fein Erfolg eingetreten, als aud dann, wenn eine Verlegung babei 
vorgefommen ift, und im lehtern Falle ohne Nüdficht darauf, ob und 
welche Krankheit fie zur Folge hatte, wenn fie nur nicht den Tod ober 
einen bleibenden Nachtheil verurfaht bat, gleichmäßig Anmwenbung. 
Dies hindert aber natürlich den Richter nicht, bei der Strafausmeffung 
auch auf den Erfolg geeignete Rüdficht zu nehmen. — Auf den Bor: 
ſchlag des Abgeorbeten Miller hatte der Gefehgebungsausfhuß ber 
Kammer der Abgeorbneten bejchloffen, fowohl in Art. 164 Abf. 1, 
als auch an allen fonftigen Stellen des Geſetzbuchs, wo basfelbe in 
einem eingetretenen bleibenden Nachteile an Körper oder Gefundheit ein 
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Kriterium höherer Strafbarkeit erblidt, das Wort „erheblichen“ nad 
„bleibenden“ einzufhalten. Der Gejebgebungsausihuß der Kammer 
ber Neichsräthe trat jedoch diefem Beſchluſſe nicht bei und auch ber 
Sejebgebungsausichuß der Kammer der Abgeorineten ließ benfelben in 
der gemeinichaftlihen Sitzung ber beiden Geſetzgebungsausſchüſſe fallen, 
nachdem von allen Seiten erklärt worden war, daß ſich dasjenige, was 
durch dieſen Zuſatz bezwedt werben wollte, von ſelbſt verfteht. Es iſt 
nämlich allieitig anerkannt worden, daß das Gefek, wenn ed von einem 
bleibenden. Nachtheile fpricht, wie ſich ſchon aus dem Umſtande, daß «8 
diefen Fall dem des eingetretenen Todes gleichitellt, zur Genüge ergibt, 
nur, Nachtheile erheblicher Art, Verftümmelungen oder ähnliche Beſchä⸗— 
bigungen, im: Auge hat. Reichsrath Dr. von Heink, der als Refe— 
vent bes Gefekgebumgsausichuffes der Kammer der Reichsräthe fungirte, 
ſprach ſich bierüber alfo aus: „Es liegt in der Natur der Sache, daß 
das Geſetz bier ſolche Uebel meint, welde die Möglichkeit, die Glieder 
zu gebrauden, bejchränfen oder ganz aufheben, wie 3. DB, wenn einer 
ein Glied des Körpers ganz verliert, etwa cinen Finger, fo daß er 
nicht mebr jchreiben kann, allein eine Narbe oder irgend etwas, was 
blos auf die Schönheit oder die Geſtalt des Körpers von Einfluß iſt, 
fommt bier nicht im Betracht') — Daß der Zweikampf in dem 
Augenblide, wo ber Kampf begennen bat, als vollgegen im Sinne bes 
Art. 463 zu betrachten, das in diefem Artikel vorgefehene Vergehen 
mithin mit dem Beginne des Kampfes vollendet ift, ergibt ſich ſchon 
aus dem, was ich oben zur Erläuterung des Art. 166 bemerft babe. 

In Art. 167 find, wie die Bezugnahme auf Art. 54 Biff. 1 
beweift, die Erfordernifie der Anitiftung vorausgefebt. Gerade in bem 
bier in Rede ftehenden Falle dürfen aber die Schlußworte der Ziff. 1 
des Art. 54 „oder auf andere ähnliche Weife* nicht überſehen werben, 
ba ſich befonders bier ſehr verfchiedene Mittel denken laſſen, durch 
welche Jemand zur Cingehung eines Zweilampfes oder zur Wahl einer 
gefährlicyern Art: desfelben beſtimmt wird. rt. 167 bedroht ben 
Unftifter nur Für den Fall mit Strafe, daß der Zweikampf wirklich 


) Die bier erwähnte Diskuffion fand nicht blos in Bezug auf den Fall 
des Art. 167, jondern in Bezug auf alle Fälle ftatt, in benen das Geſetz von 
bleibendem Nachtbeile an Körper oder Geſundheit fpriht. Das oben Bemerkte 
findet- mithin in allen dieſen Fällen Anwendung. 
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vollzogen wurde, und erblidt im töbtlichen Ausgange, wenn zugleich die 
im Abſ. 2 angegebenen Voransfegungen vorliegen, einen Erſchwerungs— 
grund, Auch im letztern Falle müfjen mithin bie zum Thatbeftande 
des Hier vorgefehenen Meats überhaupt erforderlihen Momente 
vorliegen, 

Art. 165 erflärt die zum Bweilampfe zugezogenen Aerzte, Se: 
lundanten und Zeugen überhaupt und die Kartelträger im allen andern 
a8 dem fpeziell angegebenen Falle für ftrafles. Dies hat aber natür: 
lich nur den Sin, daß fie deshalb, weil fie fih als Aerzte, Sekun—⸗ 
danten, Zeugen ober Kartelträger bei dem Zweikampfe betbeifigt haben, 
feiner Strafe unterliegen, Erſcheinen fie in anderer Beziehung jtrafe 
bar, bat ſich 3. B. cine diefer Perfonen zugleich der Anſtiftung im 
Sinne des Art. 167 ſchuldig gemadt, fo können fie fih auf bie Ber 
ſtimmung des Art. 165 zur Abwendnug der nach einer andern geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung verwirkten Strafe wicht berufen. 

In den in rt, 168 vorgejebenen Fällen nimmt das Geſetz 
darauf, daß die Tödtung oder Körperverlegung in einem Duelle bewirkt 
wurde, nur infoweit Rückſicht, als im betreffenden Falle wenen bes 
Zweitampfes eine höhere Strafe als nad) ben Beftimmungen über 
Körperverlegung verwirkt ift. In Art. 168 iſt aud; von dem Sekun⸗ 
danten bie Rede, der durch abfichtliche Hebertretung ber üblichen Kampf: 
regeln eine Töbtung oder Körperverlegung bewirkt hat. Es feht dies 
voraus, daß ber Sekundant ſelbſt die üblihen Rampfregeln überjchritten 
hat. War dies nicht der Fall, bat nur ber Gegner des von ihm 
Berbeiftandeten oder deſſen Sekundant bie Kampfregeln überſchritten 
und hat er, blos hiedurch veranlaßt, nun auch ſeinerſeits von ſeiner 
Waffe Gebrauch gemacht und dieſen, ohne ſeinerſeits die üblichen 
Kampfregeln zu überſchreiten, getöbtet oder verleht, fo ift er ſtraflos, 
ba Art. 165 den zum Zweilumpfe zugezogenen Sekundanten im Allge: 
meinen Strafloſigkeit zufichert, Art. 168 aber auf ihn feine Anwendung 
findet, weil berfelbe nur von denjenigen Duellanten und Sekundanten 
Spricht, welche felbit die üblichen Kampfregeln abſichtlich übertreten 
haben !). 
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Siebentes Hauptſtüd. 
Fälfchung von Geld, Stempelpapier und Briefmarken. 


Art. 169. 


Wer in- oder ausländifches Metall- oder Papiergeld, welches dallgzug von 
im gemeinen oder Handelsverkehre Geltung hat, unbefugter Weife 
nachmacht, um dasfelbe in den Verkehr zu bringen oder fonfl als 
Geld zu gebrauchen; desgleichen wer in diefer Abficht ächtem Metall- 
oder Papiergelde durc Veränderung an demfelben den Schein eines 
höheren Werthes oder im Berkehre nicht geltendem Metall- oder 
Papiergelde das Anfchen eines geltenden gibt, foll mit Buchthaus 
bis zu fechzehn Jahren beftraft werden. 

Roten, weldye von in- oder ausländifchen Bank- oder firedit- 
Anfalten unter öffentlicher Autorität ausgegeben find, im gemeinen 
oder Handelsverkehre Geltung haben und gleich Geld gebraucht 
werden, find dem Papiergelde gleich zu achten. 

Wenn Sletaligeld, welches Scheidemünze darſtellt, gefälfcht 
wurde, foll auf Gefängnip nicht unter ſechs Monaten erkannt 
werden. 

Die zur Verübung der Sälfchung gebrauchten oder beflimmt 
gewefenen Werkzeuge, Sowie die gefälfhten Geldflüke und Moten 
unterliegen der Fonfiskation. 


Vorſtehender Artikel handelt von der Fälſchung von Geld. Er 
nimmt jedoch ſowohl ben Begriff von Geld, als auch die Fälſchung im 
einem weitern, als dem häufig gebraudten Sinne. Er verfteht näm— 
lich nicht nur unter dem Ausdrude „Geld“ alles ins und ausländiſche 
Metalle und Papiergeld, welches im gemeinen ober im Handelsverlehre 
Geltung bat, fondern ftellt auch die von ins ober ausländiſchen Banks 
oder Kreditanftalten unter öffentlicher Autorität ausgegebenen Noten, 
welche im gemeinen oder Handelsverkehre Geltung haben und gleid 


— nn 


Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. U ©. 176 u. Beil. Bd. III ©. 48, 49, 
433, 434, 471 u. 472; Verb. bes Gefepgeb.Ausfh. d. K. d. Reicher. von 
18%, Beil.®d. ©. 106-108 u. 499-501, Prot.Bd. I S. 165 —169 u, 
Bb. 1 ©. 139-142. - 


416 Strafgeſetz, Artikel 169. 


Geld gebraudt werden, dem Papiergelde vollfommen gleih. Die Ent: 
würfe fpradhen nur von ſolchem Gelde und in Folge deſſen auch mur 
von ſolchen Noten, die im gemeinen oder Handelsverkehre des In— 
landes Geltung haben. Dieſe Beſchränkung fand jedoch die Zuftim- 
mung ber Geſetzgebungsausſchüſſe nicht. Dagegen wurde der eventuelle 
Vorſchlag, in dem Falle, daß bdiefe Beihränfung nicht angenommen 
würde, aud den ganzen Zwiſchenſatz: „welches im gemeinen ober 
Handelöverkebre Geltung hat”, zu ftreihen, da ber Entwurf dieſen 
Zwilhenfaß nur wegen der beigefügten bejchränfenden Worte „des 
Inlandes“, auf denen der Schwerpunft liege, aufgenommen babe, ab: 
gelehnt, und zwar, wie der frühere Neferent bemerkte, aus dem Grunde, 
weil dieſer Zwiſchenſatz andeute, daß durd den Artikel die Fälſchung 
folder Geldforten nicht getroffen werde, die zwar früher Geltung ge- 
babt, diefe aber allgemein verloren haben, 

Urt. 169 verlangt mithin nur, daß das gefälfchte Metall: oder 
Papiergeld oder die gefälfhten dem Papiergelde gleichgejtelten Noten 
zur Zeit der Fälſchung irgendwo im gemeinen oder Handelsverkehre 
als Geld thatſächlich Geltung hatten. Cr findet alſo aud auf die 
Fälſchung folder Geldforten Anwendung, weldye nur im Verkehre ent: 
fernter Länder, 3. B. China, Perfien, Geltung haben und bei uns zu 
dem Zwecke, fie dahin auszuführen und dafelbjt in den Verkehr zu 
bringen oder font als Geld zu gebraudyen, gefälfcht werden. Daß das 
gefälfchte Geld irgendwo geſetzliche Geltung bat, ift nicht gefordert, 
es genügt bie thatſächliche Geltung im gemeinen oder Handelsverkehre. 
Die oben gemachte Bemerkung, daß durd Art. 169 die Fälſchung 
ſolcher Geldforten nicht getroffen werde, weldye zwar früher Geltung 
hatten, diefe aber allgemein verloren haben, darf deshalb aud nicht 
fo gedeutet werden, als ob das bier vorgefehene Verbrechen au ver: 
rufenen Geldforten nicht begangen werben fünne, Hat die verrufene 
Geldforte trotzdem noch Geltung im gemeinen eder Handelsverkehre, 
wie dies z. B. gegenwärtig noch bei den franzdjifchen Laubthalern ber 
Fall ift, fo Tiegt in der Fälſchung derfelben allerdings das bier vors 
gefebene Verbrechen. Auch ift die Fälſchung foldyer Geldforten, welche 
wirflich ihre Geltung als Geld allgemein verloren haben, 3. B. 
die Fälſchung altrömifcher Münzen, wie ich zur Vermeidung von Miß- 
verftändniffen bemerken will, nicht unbedingt ftraflos. Art. 169 findet 
allerdings Feine Anwendung, wohl aber kann die Handlung als Betrug, 
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wenn z. B. ein Sammler alter Münzen getäufcht und baburd an 
feinem Vermögen benachtheiligt wurde, jtrafbar fein. 

Welche von Bank: oder Ereditanftalten — Noten dem 
Papiergelde gleich zu achten ſind, iſt in Abſ. 2 genügend augegeben. 
Die Fälſchung von Noten oder andern Werthzeichen, welche von ſolchen 
Anflalten oder, was zuweilen vorkommt, von Fabriken oder ähnlichen 
Unternehmungen ohne ftaatlihe Autorifation ausgegeben wurden, fowie 
die Fälſchung von Noten, welhe im Verkehre feine Geltung haben 
oder doch nicht ald Geld gebraudyt werden, fällt mithin nicht umter 
Art. 169, kann aber allerdings als Betrug ftrafbar fein. 

Das Geſetz zählt drei verjchiedene Arten auf, wie die Fälfchung 
begangen werben fann. Die erfte und wichtigite Art it das Nach— 
machen, d. h. die Anfertigung einer falfchen Metall: oder Papiergeld: 
forte oder einer faljchen Note mit dem äußern Anfehen einer ächten. 
Die zweite Art, wie bie Fälſchung begangen werden kann, befteht 
darin, daß einem ächten Wertbzeichen durch irgend cine Aenderung der 
Schein eines höheren Wertbes, und die dritte Art darin, daß einem 
nicht geltenden Gelde ober einer nicht geltenden Note durch irgend eine 
Uenderung das Anjehen eines geltenden Geldes oder einer geltenden 
Note gegeben wird. Die Nahabmung oder Aenderung braucht nicht 
vollftändig gelungen zu fein, es genügt, wenn bie Fälfchung von der 
Art war, daß burd fie ein gewöhnlicher Menſch unter gewöhnlichen 
Berhältniffen getäufcht werben konnte. 

Das Geſetz verlangt zum Thatbeftande des bier in Rebe ftehen- 
den Reates eine bejondere Abſicht. Die Fälſchung muß ftattgefunden 
haben, um das nachgemachte oder in einer der oben näher angegebenen 
Beifen abgeänderte Gelb in den Verkehr zu bringen oder fonft als 
Geld zu gebrauchen. Eine Fälfhung in anderer Abſicht, z. B. um 
die gefälfchte Münze als Anhängmünze oder zur Kompletirung einer 
Münzjammlung zu gebrauchen, oder um fih im Graviren zu üben 
ober ein wiſſenſchaftliches Erperiment zu machen u, dgl., fällt nicht 
unter Art. 169. Neben der Abficht, das gefäljchte Geld in den Ver: 
lehr zu bringen, wurde die Abficht, dasfelbe fonft als Geld zu gebrau: 
hen, deshalb ausdrüdlicd erwähnt, weil fih Fälle wenigftens denken 
lafjen, in denen zwar die leßtere, nicht aber zugleich and die erftere 
Abſicht befteht. Als Fälle folder Art führen bie Motive zum frühern 


Entwurfe an, wenn Jemand falfches Geld Tebiglich zu Zwede 
Weis Das, Strafgeiepbuh für das Königreih Bayern, 


418 Strafgeſetz, Artifel 169. 


fertigt, um es als Depofitum, etwa zur Stellung einer Kaution, zu 
verwenden, oder um es bei bevorjtehender Bifitation einer ihm anver: 
trauten Kafje momentan behufs Berdedung eines Defizits in die Kaffe 
zu legen, hernach aber mieber zu vernichten. 

Schon bei einer frühern Gelegenheit wurde erwähnt, daß ber: 
jenige, welcher Geld durch einen Andern, ber von ber verbrecheriſchen 
Abſicht nichts weiß und biefelbe mithin nicht theilt, fälfchen läßt, ale 
der nad Art. 169 firafbare Fälſcher, als der wirkliche Thäter zu be— 
traten ijt, während ber Andere nur als das von ihm bei Verübung 
feines Verbrechens gebrauchte Werkzeug erjcheint, 

Das bier in Rede ftehende eat ift vollendet, jobald die unbe: 
fugte Nachahmung oder die betrügliche Veränderung des Geldes in ber 
im Geſetze are Abſicht ftattgefunden hat. Ob das gefälfchte 
Geld auch wirklich in den Verkehr gebracht ober fonft als Geld 
gebraudht wurde, it für den Begriff und die Vollendung des Reates 
gleichgiltig. 

In Abi. 3 iſt der Fall, daß blos folhes Metallgeld, weldes 
Scheidemünze darjtellt, gefälfcht wurde, mit einer im Bergleiche zu ber 
in Abf. 1 angedrohten nur höchſt geringen Strafe bedroht, Die im 
Geſetze gebrauchte Fafjung wurde deshalb gewählt, um auszubrüden, 
daß diefe geringere Strafe nur im Falle der Fälſchung von Metall: 
geld eintritt, und daß die Fälſchung von Papiergeld, wenn gleich ber 
Betrag nur ben Werth ven Sceibemünze hat, immer nach Abſ. 1 zu 
beitrafen if. Welche Minze Sceidemünge ift, muß nach den in dem 
betreffenden Lande über das Münzweſen geltenden Beftimmungen ents 
fehieden werden. Die Anfiht Stenglein’s (Bd. II ©, 131), als 
Scheidemünze müffe jede Münze betrachtet werben, welche nad dem 
Münzfuße des Staates, in welchem die Münze geprägt wurde, einen 
geringern Betrag als die abdoptirte Müngeinbeit darftellt, gleichviel 
welches ber Betrag fei, jo daß alfo in den Staaten, in melden ber 
Buldenfuß angenommen ift, das Halbguldenftüd zu den Scheidemüngen 
zu rechnen wäre, ift jedenfalls für die überwiegende Mehrzahl ber 
beutichen Staaten unridtig. In faft allen deutſchen Staaten bildet 
nämlich der am 24. Jänner 1857 in Wien abgefchlofjene Mitnzver: 
trag (in Bayern publizirt durch Bekanntmachung des k. Staatsmini- 
fteriums des königlichen Haufes und des Aeußern vom 5. Mai 1857, 
Regierungsblatt von 1857 ©. 597) die Grundlage des Münzmwefens, 
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Nach diefem Bertrage theilen ſich die demfelben beigetretenen Staaten 
in drei Gruppen, nämlich 1) die Staaten der Thaler-Währung oder 
des Dreikig: Thaler: Fußes, 2) die Staaten ber öſterreichiſchen Währung 
oeder des Fünfundvierzig⸗Gulden-Fußes und 3) die Staaten der fübbent- 
ihen Währung oder des Zweiundfünfzig und einhalb-Gulden-Fußes. 
Zur erſten Gruppe gehören Preußen mit Ausſchluß der Hobenzollerns 
ſchen Lande, die Königreihe Sachſen und Hannover, das Kurfürſten⸗ 
thum Heſſen, das Großherzogthum Sachſen, ferner Sachſen⸗Altenburg, 
Sachſen⸗Gotha, Braunſchweig, Oldenburg mit Birkenfeld, Anhalt 
Deſſau⸗Töthen. Anhalt⸗-Bernburg, Schwarzburg-Sondershauſen, die 
Unterherrſchaft des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt, endlich die 
Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont, Reuß ä. L. Reuß j. L., Schaum: 
burg⸗Lippe und Lippe. Die zweite Gruppe bilden Oeſterreich und das 
Fürſtenthum Liechtenſtein. Zur dritten Gruppe endlich gehören Bayern, 
Württemberg, Baden, Großherzogthum Heſſen, Sachſen⸗Coburg, Sachſen⸗ 
Meiningen, die Hohenzollern'ſchen Lande Preußens, Naſſau, die Ober: 
herrſchaft des Fürſtenthums Schwarzburg-Rudolſtadt, die Landgrafſchaft 
Heſſen⸗Houiburg und bie freie Stadt Frankfurt. In den Staalen ber 
erften. Gruppe iſt der Thaler, 30 Stücke auf 1 Pfund (= 500 Sram: 
men) ;feinen Sibers, in Defterreih und Liechtenftein der Gulden öfter 
veichifcher Währung, 45 Stüde auf ein Pfund feinen Silbers, und in 
den Staaten der dritien Gruppe der Gulden jübdeutiher Währung, 
52% Stüde: auf em Piund feinen Silbere, ald Münzeinheit angenom— 
mer. In allen dieſen Staaten werden aber auch Theifftüde der als 
Finbeit angenommenen Münzjtüde ausgeprägt, die der Münzvertrag 
ausdrücklich zu den groben Silber: oder Courantmünzen zählt. Art. 5 
beitimmt nämlich den Heinften Betrag, big zu welchem herab Theil: 
ſtücee der Hauptmünzen als grobe Silbermünzen im Landesmüngfuße 
ausgeprägt werben bürfen, und zwar für die Staaten der eriten Gruppe 
auf 4 Thaler (— 17% Kreugern ſüdd. W.), für Defterreih und Lich— 
tenftein auf % Gulden öſterreichiſcher Währung (ebenfalls — 17% Kreu- 
zern fübdenticher Währung) und für die Staaten drittter Gruppe 
auf -% Gulden fübdentiher Währung (— 15 Kreuzern), und 
Art. 6 verflärt die umter biefes feitgefeßte Minimum nicht herabſinkenden 
Theilftüce: der Hauptmünzen ausdrücklich als grobe Sliber- oder 
Courantmũnzen. Art, 14 geftattet fodann den einzelnen Staaten zu 


Zahlungen im Beinen Berfehre und zur Ausgleihung Pleinere Münzen 
a 
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nad) einem feichtern als dem Landesmünzfuße auszuprägen. Nur biefe 
Heinern Münzen find Scheidemünzgen. Sie müfjen auf dem Gepräge 
als folche bezeichnet werden und bürfen ſich beim Silber nicht über 
Stüde von ber Hälfte der angegebenen Heinften Courant:Theiljtüde, 
bei ber Thalerwährung mithin nit über %, Thaler und bei ben 
beiden andern Währungen nicht über % des betreffenden Guldens, beim 
Kupfer hingegen in ber Thalerwährung nit über 6 beziehungsweife 
5 Pfennige je nach der angenommenen Eintheilung des Groſchens in 
12 oder 10 Pfennige, in ber öfterreichifchen Währung nicht über 
4 Hunderttheile (Neufreuzer) und in ber fübbentihen Währung nicht 
über Zweifreuzer-Stüde erheben. 

Ganz in Webereinftimmung biemit erklärt ber zwiſchen ben 
Staaten der dritten Gruppe mit Ausnahme Sahfen:Eoburg’s, den 
Staaten des fog. füddentfhen Münzvereins, am 7. Auguft 1858 in 
Münden abgefchloffene Vertrag (in Bayern publizgirt durch Bekannt: 
machung des k. Staatsminifteriums bes k. Haufes und des Aeußern v. 
13, Rov. 1858, Neggsbl. von 1858 ©, 1289) in Art. 3 u. 4 neben 
den Vereinsmünzen, dem Amei-Vereinsthalerftüde zu 3% Gulden und 
bem Ein-Vereinsthalerftüde zu 1% Gulden, das Zweiguldenſtück zu 
120 Kreuzern, das Guldenftüd zu 60 Kreuzern, das Halbguldenjtüd 
zu 30 Kreuzern und das Biertelguldenftüd zu 15 Kreuzern, beffen 
Ausprägung dem Ermeſſen ber einzelnen Bereinsregierungen überlaffen 
ift, als grobe Silbermünzen (Courantmünzen), in Art. 11 und 12 
dagegen das Sechskreuzerſtück, das Dreikreuzerftüd, beide von Silber, 
das Einkreuzerjtüd von Silber oder Kupfer und die Theilftüde bes 
Kreuzers als Scheidemüngen. 

Hiernady kann mwenigftens in benjenigen Staaten, melde ben 
Münzvertrag vom 24. Jänner 1857 abgefchloffen haben, barüber, 
welche Münzen ald Scheibemünzen zu betrachten find, auch nicht ber 
geringfte Zweifel beftehen. In den Staaten der Thalerwährung er: 
feinen als folche nur die Stüde zu Y, Thaler und jene von gerine 
germ Betrage, in Defterreid und Liechtenftein, fowie in den Staaten 
ber ſüddeutſchen Währung nur jene, welche fi nicht über % bes ber 
treffenden Guldens erheben, Nicht nur das öfterreichifche und das 
fübdeutfche Halbguldenftüd, fondern auch das Viertelguldenftüd, wenn 
eine Regierung ein ſolches ausprägt, gehören noch zu den groben Sil- 
bermünzen- und Gleiches ift bezüglich des Cindrittels und bezüglich bes 
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Einfechftel:Thalerftüdes der Fall. Handelt es fih um die Münze 
eines andern Staates, fo muß die Frage, ob die betreffende Münze 
ald Scheibemünze zu berachten ift, nad dem zur Zeit der Fälſchung in 
diefem Staate bezüglich des Münzwefend geltenden Beftimmungen ent 
fhieden werben. Bei den in ben Staaten, welde den Müngvertrag 
vom 24. Jänner 1857 abgeſchloſſen haben, vor Abſchluß diefes Ver: 
trag®. geprägten und bermalen nod im Verkehre befindlichen Münzen 
muß; nah beren Werth bemeffen werben, ob fie zu den groben oder zu 
ben Scheibemünzen gehören. Hiernach find z. B. die Kronenthaler zu 
ben groben, die alten Sechskreuzerſtücke und kleinern Münzen zu ben 
Scheidemünzen zu zählen. Daß Goldmünzen nie zu ben Scheibe: 
münzen gezählt werben können, ift ſelbſtverſtändlich. 

Abf. 4 enthält eine befondere Beftimmung über die Konfisfation, 
Diefelbe wurde, wie die Verhandlungen zeigen, aus dem Grunde auf: 
genommen — und Gleiches ift aus dem nämlihen Grunde auch nod) 
an einigen andern Stellen bes Geſetzbuchs gefchehen —, weil ber von 
Konfistation im Allgemeinen handelnde Art. 34 es lediglich in das 
Ermefjen des Gerichts ftellt, die Konfisfation auszufprehen, während 
man bier und in einigen andern Fällen die Konfisfation beftimmt ans 
orbnen wollte. Es fragt fih nun, ob bie in Art. 34 bezüglich ber 
Konfistation enthaltene allgemeine Befhränfung, daß fie nämlich nur 
infomweit eintreten darf, als fie ohne Verlegung Dritter auch nicht ber 
Theilnahme oder Begünftigung fchuldiger Perfonen möglich ift, aud) 
bier und in ben übrigen gleichen Fällen Platz greift, auch wenn fie im® 
Geſetze nicht ausbrüdlich wiederholt ift. Diefe Frage muß nad) all: 
gemeinen Rechtsgrundſätzen und ber aus ben Verhandlungen fich erges 
benden Abficht des Geſetzes, in diefen Fällen lediglich das den Gerichten 
duch Art. 34 geftattete Ermeſſen auszufchließen, im Allgemeinen 
bejaht werden. Es verfteht ſich dabei aber von felbft, daß trotzdem bie 
Konfiskfation auch gegen dritte unfchuldige Perfonen dann ausgefprochen 
werben muß, wenn es fi um Gegenftände handelt, deren Beſitz ben 
betreffenden Berfonen durch andere gejegliche Beftimmungen verboten ift!). 


) Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. II ©. 168 u. 169; 
Verb. bed Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I S. 307, 308, 557 
u. 558; Verb. d. 8. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bb. I S. 176 u. Beil.-Bb. III 
S. 49, 89, 434 u. 435; Verh. des Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsr. Beil. 
S. 108 u. 109 u, Prot.Bb. I ©. 169—171. 
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Art. 170. 


Wer Metallgeld, welches im gemeinen oder im Handels- 
verkehre Geltung hat, durch Befchneiden, Feilen, Durchlöchern oder 
auf eine ähnliche Weife in feinem Gehalte verringert, um dasfelbe 
als vollgiltiges in den Verkehr zu bringen oder ſonſt als ſolches 
zu gebrauchen, ift mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, womit 
Geloftrafe bis zu fechshundert Gulden verbunden werden kann, zu 
befirafen, foferne ihn nicht nach den Beflimmungen über den Betrug 
eine höhere Strafe trifft. 


Diejer Artikel Handelt von der Verringerung bes Werthes ädhter 
Münzen und es ijt, da biefe Handlung nad der Natur der Sache nur 
bei Metallgeld vorfommen kann, bier auch nur von letzterm die Rede. 
Das Geſetz verlangt auch hier neben dem allgemeinen rechtswidrigen 
Vorſatze eine befondere Abfiht. Die Handlung muß nämlid vorge: 
nommen worden fein, um das in feinem Gehalte verringerte Geld als 
vollgiltiges in den Verkehr zu bringen oder font ale foldes 
db. b. als vollgiltiges Geld zu gebrauden. Hat aber die Ber: 
ringerung in dieſer Abficht jtattgefunden, fo ift das Reat damit vollen: 
bet und es wird nicht gefordert, daß die im Gehalte veringerte Münze 
auch wirflih als vollgiltig in den Verkehr gebracht oder font ale 
vollgiltige Münze gebraudt worden ift. 
® Das Geſetz führt nur einzelne Arten, wie die Verringerung ges 
ſchehen kann, beifpielsweife an und enthält deswegen ben allgemeinen 
Beifap „oder auf Ähnliche Weiſe“. Man hatte biebei vorzugsweiſe 
die Derringerung auf chemiſchem Wege im Auge, ohne aber natürlich 
das Geſetz auf diefe Art der Verringerung beſchränken zu wollen. 

Auch in diefem Artikel wurde die im Entwurfe vorgeſchlagene 
Beichränfung auf ſolches Metallgeld, welches im gemeinen oder im Dans 
delöverkehre des Inlands Geltung bat, geftrichen. Alles, was in 
diefer Beziehung zum vorigen Artikel bemerkt wurde, findet demnach 
auch Hier Anwendung. 


Art 174, 


Wer wiſſentlich falfches Geld (Art. 169) als giltiges oder 
im Gehalte verringertes (Art. 170) als vollgiltiges in den Ber- 
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keht bringt oder fonft als ſolches gebraucht, foll nad den Beftim- 
mungen über den Betrug geftraft, wenn er aber 
1) im Einverftändniffe mit demjenigen handelte, welcher das 
Geld verfälfcht oder verringert hat, oder wenn er 
2) dasfelbe abfichtlich zu dem bezeichneten Gebrauche an fi 
gebracht hat, 
nach Berfchiedenheit der Fälle zu den in den Art. 169 und 170 
beflimmten Strafen verurtheilt werden. 


Doch if in dem unter Biff. 2 bezeichneten Falle, wenn es ſich 
nur um einzelne wenige Stücke Metallgeld handelt und keine Fort- 
fegung oder Wiederholung der Chat vorliegt, flatt der im Art. 169 
bezeichneten Buchthausftrafe auf Gefängniß nicht unter ſechs Monaten, 
flatt der in den Art. 169 und 170 bezeichneten Gefängniffirafe 
auf Gefängniß bis zu zwei Iahren zu erkennen. 


Während die Art. 169 und 170 von der Fälfhung und von 
der Verringerung von Geld in der Abfiht, das gefälfchte oder im 
Gehalte verringerte Geld als giltiges beziehungsweife vollgiltiges in 
den Berfehr zu bringen oder ſonſt als ſolches zu gebrauden, handeln, 
ift in Art. 171 davon die Rede, daß ſolches gefälfchte oder verringerte 
Geld wirklidy als giltige® beziehungsweife vollgiltiged in den Verkehr 
gebracht oder jonft als ſolches gebraudt wurde. Es läßt fich dies, 
joferne die Handlung von einem Dritten vorgenommen wurde, in ver: 
ſchiedener Weife denken. Es kann nämlid der Dritte 1) im Ein 
verftändniffe mit demjenigen, der das Geld verfälfcht oder verringert 
bat, gehandelt, 2) auch ohne foldes Cinverftändniß das Geld, von 
dem er wußte, daß es gefälfcht oder im Gehalte verringert ift, abfidht: 
ih, um es als giltiges oder vollgiltiges in den Verkehr zu bringen 
oder fonft zu gebrauchen, an ſich gebracht haben oder endlid 3) ohne 
ſolches inverftändnig und ohne jolde Abfiht, indem er 3. B. bas 
ſchlechte Geld in gutem Glauben als giltiges beziehungsweiſe vollgiltis 
ges eingenommen, dasfelbe gefunden hat, oder in Ähnlicher Weiſe in 
den Beſitz besfelben gekommen fein. Der britte Fall ift in Art. 171 
nicht als jelbftändiges Meat behandelt, ſondern bezüglich desfelben nur 
gefagt, er fei nad den Beftimmungen über ben Betrug zu beftrafen. 
Dies ift jedoch nicht fo zu verftehen, als ob Jeder, ber wiſſentlich 
falfches Geld als giltiges oder im Gehalte verringertes als vollgiltige® 
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in ben Verkehr gebradyt oder fonft als ſolches gebraucht hat, beshalb 
mit den auf den Betrug gefeßten Strafen zu belegen, fonbern heißt 
nur fo viel, daß die in Rede ftehende Handlung nad) ben Beftimmungen 
über Betrug zu beurtheilen fei. Eine Bejtrafung wegen Betrugs kann 
bemnad in einem ſolchen Falle nur dann eintreten, wenn wirklich ein 
Betrug unterlaufen ift, d. h. alle gefeglihen Vorausfegungen bed Be: 
trug® gegeben find. Wer z. D. einen durdläderten Kronenthaler, den 
er eingenommen bat, wieder als vollgiltig ausgibt, ohne dabei etwas 
zu thun, um den Andern bezüglid dieſes Mangels des Münzftüdes 
zu täufchen, diefen Mangel zu masfiren, kann demnach nicht wegen 
Betrugs bejtraft werben. 

Die beiden andern oben aufgejtellten Fälle find in Art. 171 
als fjelbftändige Neate behandelt und, von dem in Abſ. 2 vorgefehenen 
befondern Falle abgefehen, mit benfelben Strafen wie bie Fälſchung 
und Verringerung von Geld bedroht. Sie find nad dem Wortlaute 
und Geifte des Geſetzes erft in dem Nugenblide vollendet, wo das 
falfche oder im Gehalte verringerte Geld wirklich als giltige® bezie— 
bungsweife vollgiltiges in den Verkehr gebracht oder fonft als ſolches 
gebraucht wurde. In der Hingabe oder dem Anbieten ſolchen Geldes 
liegt mithin, wenn es nicht angenommen wurde, nur ein Verſuch. in 
folcdyer ift aber, da Art. 171 den Berfud der hier vorgefehenen Reate 
nicht ausdrüdlic für ftrafbar erflärt, nad Art. 48 nur in denjenigen 
Fällen ftrafbar, in welchen die vollendete That mit Zuchthausſtrafe 
bebrobt iſt. 

Der erfte der oben aufgeftellten Fälle könnte auch als Theil: 
nahme an der Fälſchung oder Verringerung von Gelb aufgefaßt wer— 
den. Cine SHerabfegung der Strafe nad Art. 55 ift jedoch nicht 
ftatthaft, wenn das in Art. 171 Ziff. 1 felbftändig behandelte Reat 
vorliegt. 

Abſ. 2 enthält eine mildere Strafandrohung für den hier ſpe— 
ziel vorgefehenen Fall, Es handelt fi bier um eine Ausnahme, welche 
deshalb nicht über den Wortlaut des Geſetzes ausgedehnt werben darf. 
Sie findet mithin dann, wenn es ſich aud nur um ein einziges Papier: 
geldftüd handelt, fowie dann, wenn eine Fortfegung oder eine auch 
nur einmalige Wieberholung ber That vorliegt, Feine Anmendung. Das 
Geſetz fpriht von einzelnen wenigen Stüden Metallgeld, was allerdings, 
wie die Motive zum Entwurfe von 1860 ſelbſt fagen, etwas unbeftimmt 
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ft. Eine fhärfer begränzte Faffung ließ fi aber, ohne den durch 
diefe Beitimmung beabfigtigten Zwed für mande Fälle zu vereiteln, 
nicht finden, und es iſt deshalb auch bier eine mähere Erläuterung 
nicht möglih. Die Richter und Gefchwornen werben jedoch in jedem 
einzelnen Falle das Nichtige leicht treffen, wenn fie fi zwar einerfeits 
an ben Wortlaut des Geſetzes, foweit derfelbe bejtimmt ift und bem 
richterlichen Ermeflen nichts überläßt, halten, auf ber andern Seite 
aber erwägen, daß biefe mildere Strafaudrohung beshalb in das 
Geſetz aufgenommen wurde, weil der Geſetzgeber felbft die in Abſ. 1 
angebrohten Strafen für gewiffe Fälle zu hart hielt‘). 


Art. 172. 


Wer inländiſches Stempelpapier (worunter auch der Rarten-, Baitung von 
Fialender- und SKottoftempel begriffen if) oder die im Inlande — 
geltenden Briefmarken unbefugt nachmacht oder ächlem Stempel- 
papiere oder ächten Briefmarken das Anſehen eines höheren Betra- 
ges gibt, um fie als ächt oder ungefälfcht zu verwenden oder an 
Andere abzufehen, foll mit Gefängniß von drei Monaten bis zu 
drei Fahren befiraft werden. 

Gefängnifß bis zu ſechs Monalen trifft denjenigen, welcher 
bereits gebrauchtem Stempelpapicre oder bereits gebrauchten Brief- 
marken den Anfchein von noch ungebrauchten gibt, um fie als folche 
zu verwenden oder an Andere abzujegen. 

In beiden Fällen kann mit der Gefängnipfirafe Geldſtrafe 
bis zu vierhundert Gulden verbunden werden. 


Der Entwurf von 1855 behandelte die Fälfhung von Stempel: 
papier und Briefmarken im folgenden Hauptſtücke. Der Gefebgebungs- 
ausſchuß der Kammer der Abgeordneten aber hielt das gegenwärtige 
Hauptftüd für eine geeignetere Stelle, worauf der Entwurf von 1860 
den entfprechenden Artikel bier einftellte. 

Gegenftand des bier vorgefehenen Vergehens können nur inlän= 
bifches Stempelpapier und die im Inlande geltenden Briefmarken fein. 


') Man vergleiche über diefen und den vorhergehenden Artifel: Verb. ber 
K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II S. 169; Verb. des Gefepg.Ausich. der K. 
d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 308, 309, 558 u. 559; Verb. der K. d. Abg. 
von 18%, Beil.Bb. II ©. 57 u, 176 u. Beil.Bd. IT S. 49 u. 91. 
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Unter letztern ſind übrigens ſelbſtverſtändlich auch jene ausländiſchen 
Briefmarken begriffen, welche in Gemäßheit der mit den betreffenden 
auswärtigen Staaten abgeſchloſſenen Poſtverträge für Frankoſendungen 
aus jenen Staaten nach Bayern dienen. 

Abſ. 2 ift, wie fih aus feinem Wortlaute ergibt, nur in bem 
Falle anwenbbar, daß dem bereit® gebrauchten Stempelpapiere oder 
den bereit gebrauchten Briefmarken der Anfchein von noch ungebraud: 
ten gegeben, alfo bie äußern Zeichen oder was fonft fie als bereits 
gebraucht bezeichnet, befeitigt wurden. Der Fall, daß z. B. eine bereits 
gebrauchte Briefmarke einfach auf einen Brief wieder aufgeflebt wurde, 
ohne daß etwas gefchehen ift, um ihr den Anfchein einer nicht ge: 
brauchten zu geben, ift mithin nad) dem gegenwärtigen Strafgefeß: 
buche nicht ftrafbar. Allerdings wird ein foldyer Brief ale unfrantirt 
betrachtet, wie denn auch in dem nochmaligen Gebrauche eines bereits 
gebrauchten Stempelbogens ohne die in Abſ. 2 des Art. 172 voraus: 
geſetzte Alterirung eine Stempelfontravention liegen Tann; darum han: 
beit es fich aber begreiflich bier nicht. 

Als felbftverftändlich wurde in ber Sitzung des Gefekgebungs: 
ausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 5. Juni 1857 ange: 
nommen, daß, wenn bier von gebraudytem Stempelpapiere die Nebe it, 
dabei nur ein Gebrauch des Stempelpapier® als foldhen, nicht der 
Gebrauch überhaupt gemeint ift und daß man baber einen Stempel: 
bogen, auf welchen man etwas gefhrieben hatte, das man aber wieber 
rabirte, allerdings nohmals gebrauchen darf, fo lange von ber erjten 
Schrift fein Gebraud gemacht worden ift. 

Auch bei den bier vorgefehenen Vergehen ift zum Thatbeitande 
eine befondere im Geſetze genau angegebene Abfiht erforberlih, und 
eben jo find auch dieſe Vergehen vollendet, ſobald die betreffende Hand: 
lung in ber erwähnten Abficht vorgenommen wurde. Daß das Stempel: 
papier oder die Briefmarken wirklich verwendet oder an Andere abge: 
jet wurben, ift zur Strafbarfeit nicht gefordert ). 


— — — — 


) Verh. der K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. II S. 172; Verh. des 
Geſetzg. Ausſch. K. d. Abg. von 18%, Bd. l S. 309 u. 559; Verh. db. K. d. 
Abg. von 18%, Beil. Bd. I ©. 176 u. 177. 
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Art. 173. 


Wer Gegenflände, die zur Werübung einer der in den Art, Armeiniden 
169 und 172 Abf. 1 bezeichneten Handlungen dienlic find, zum "unse. 
Bwecke diefer Werübung verfertigt oder ſich oder einem Ändern ver- 
Schafft, ifi mit Gefängniß von zwei Monaten bis zu zwei Jahren 
zu beftrafen, womit Geldfirafe bis zu dreihundert Gulden verbunden 
werden kann, 


Art. 174. 


Wer Stempel, Formen, Platten, Stiche oder andere Vor- 
richtungen oder Werkzeuge, welche zur Berfertigung von Geld, 
Stempelpapier oder Briefmarken ausſchließlich dienlic find, ohne 
Ermächtigung verfertigt oder fi) oder einem Andern verfchafft, 
it vorbehaltlich der Beftimmung des Art. 173 mit Gefängnif 
bis zu fehe Monaten oder an Geld bis zu dreihundert Gulden 
zu befttafen, 


Die in Art, 173 vorgefehenen Handlungen würden, obgleich bie 
Verfertigung ober Verfaffung der in Rede ſtehenden Gegenftände im 
der Abficht, diefelben zur Verübung ftrafbarer Handlungen zu verwen: 
den oder verwenden zu laſſen, ftattgefunden hat, ohne fpezielle Straf: 
beftunmung dann ftraflos fein, wenn bie betreffende ftrafbare Handlung 
nicht wirklich verübt oder wenigftens in ftrafbarer Weife verfucht wor: 
den ift, weil in biefem alle in der PVerfertigung ober Anfchaffung 
nur eime die ftrafbare That vorbereitende, mithin nad) Art. 51 ftrafs 
loſe Handlung liegt. Deshalb und in Berüdfichtigung der befondern 
Gefährlicykeit hat das Geſetz diefe Vorbereitungshandlimgen als felbft: 
ſtändig ftrafbare Vergeben aufgefaßt, zu deren Thatbeftand weiter richte, 
als die Verfertigung oder Verfchaffung von Gegenftänben ber in Art, 
173 bezeichneten Art zum Zwede der Verübung einer ber in ben 
Art. 169 und 172 Abſ. 1 bezeichneten Handlungen gefordert if. Ob 
die Gegenftände zu dem beabfichtigten Zwecke wirklich gebraucht wur: 
den, ift, fo ferne es ſich um das hier vorgefehene Vergehen banbelt, 
unerbeblih. Es kann dies jedoch von wefentlihem Einfluſſe auf bie 
Strafbarkeit dann fein, wenn eine ber in Art. 169 oder 172 Abſ. 1 
bezeichneten ftrafbaren Handlungen wirklich verübt oder wenigſtens in 
ftrafbarer Weife verfucht murde, indem die Handlung in dieſem alle 
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als Teilnahme nad Art. 54 Ziff. 2 erfcheint und mithin nicht 
mehr nad Art. 173, fondern nad Art. 52 in Verbindung mit Art. 
55 zu beftrafen ift. 

Die in Art. 173 vorgefehenen Handlungen unterfcheiden ſich 
von den in Art. 174 vorgefehenen in folgenden Punkten: 

Art. 173 ſpricht ganz allgemein von Gegenftänden, welde zur 
Berübung einer ber in den Art. 169 und 172 Abſ. 1 bezeichneten 
Handlungen bienlid find, während Art. 174 auf Stempel, Formen, 
Platten, Stiche ober andere Vorrichtungen oder Werkzeuge, welche zur 
Verfertigung von Geld, Stempelpapier oder Briefmarken ausfchließ: 
lich dienlih find, beſchränkt if. Art. 173 ift mithin in doppelter 
Beziehung weiter, ald Art. 174. Lebterer findet nur auf bie Verfer— 
tigung ober Berfhaffung von zur Berfertigung von Gelb u. f. w. 
bienlihen Gegenftänden, Werkzeugen oder Vorrichtungen, alfo mit an— 
dern Worten von Fabrikations-Werkzeugen oder Vorrichtungen Anwen: 
dung, während Art. 173 aud dann anwendbar ift, wenn zum beab: 
fihtigten Zwede dienliche Gegenjtände anderer Art, z. B. Robitoffe, 
das zur BVerfertigung falfchen Geldes dienlihe Metall, verfhafft wur: 
ben. Herner verlangt Art. 174, daß die verfertigten oder verſchafften 
Gegenftände zu dem in Rede ftchenden Zwede ausfhlie lid bien- 
lich find, während Art. 173 nur von überhaupt dienlihen Gegenftänden 
fprigt. Die DVerfertigung einer Prägmafchine, welche zur Berfertigung 
falfchen Geldes, außerdem aber auch noch zu andern erlaubten Zweden 
benügt werden kann, fällt mithin wohl unter Art, 173, nidt aber 
unter 174. 

Dagegen ift in einer andern Richtung Art. 173 enger, als 
Art. 174. Erfterer verlangt nämlich, daß die Verfertigung oder Ber: 
Ihaffung zum Zwede der VBerübung einer der in ben Art. 169 
und 172, Abſ. 1 bezeichneten Handlungen ftattgefunden bat, während 
zur Anwendbarkeit des Art. 174 die Thatſache der Verfertigung oder 
Berihaffung genügt. 

Ein weiterer Unterjchied fcheint auf den erften Blid noch 
darin zu liegen, daß Art. 174 von DVerfertigung ohne Ermäds 
tigung fpriht, während fih in Art. 173 diefer Beiſatz nicht 
findet. Allein diefer Unterſchied ift nur ein fcheinbarer, indem, wie 
bemerkt, Art. 173 Handlungen vorausſetzt, welde zur Verübung von 
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Berbrehen ober Vergehen vorgenommen wurden, biezu aber begreiflich 
niemals eine Ermächtigung ertheilt werden wirb. 

Art. 173 verweist ausbrüdlid nur- auf den erften Abſatz des 
Art. 172 und es flimmt damit auch Art. 174 überein, indem er 
gleichfalls nur von Verfertigung von Stempelpapier oder Briefmarken 
ſpricht. Die Verfertigung oder Berfhaffung von Gegenftänden, welche 
nur bazu bdienlih find, gebrauchtem Stempelpapiere oder gebrauchten 
Briefmarken den Anfhein von noch ungebrauchten zu geben, fällt mit: 
hin weder unter Art. 173 noch unter Art. 174. 

Uebrigens ift in beiden Artikeln, indem fie davon fpredhen, daß 
Jemand ſich oder einem Andern Gegenftände ber bezeichneten Art ver: 
ſchafft hat, vorausgefegt, daß dies vorfäglich geichehen if. Das bloße 
unbefugte Befiken folder Gegenftände, ſowie die, Fahrläfligkeit bei Ab- 
lieferung derfelben Fällt nicht unter dieſe Artifel, kann jebod in 
manchen Fällen nah Art. 50 des Polizeiftrafgefegbuhs ftrafbar fein'). 


Art. 175. 


Im Falle einer in Gemäßheit der Art. 169 Abf. 3, 170, 
171 Abf. 1, 172 oder 173 erfolgenden Werurtheilung zu Ge- 
fängnißftrafe kann zugleich auf die in den Art. 28 und 36 bezeich- 
neten Straffolgen oder einzelne derfelben erkannt werden. 

Die in Art. 173 und 174 bezeichneten Gegenflände unter- 
liegen der Ronfiskation. 


Diefer Artikel macht eine befondere Erläuterung nicht nothwendig. 
Bezüglich der Beftimmung des Abf. 2 wird auf dasjenige verwiefen, 
was oben (S. 421) zum vierten Abfabe des Art. 169 bemerkt wurbe, 


N) Verh. d. KR. d. Ag. von 18%, Beil.2d. II ©. 169 u. 170; 
Verb. des Gefepg-Ausih. der K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 309, 560 
u. 561; Verb. d. KR. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. II S. 177 umd Beil.Bb. 
II S. 50 u. 435; Verb. d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Reichsr. von 18%, Beil. 
©. 110 u. 111, Prot.Bd. 1 S. 172—174. 
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Achtes Hanptftüd. 


Fälſchung und Unterdrüdung öffentlicher Urkunden; Fälfchung 
Öffentlicher Kreditpapiere. 


Art. 176, 
Wer zum Zwecke rechtswidriger Täuſchung eine öffentliche 


tung Urkunde verändert oder eine Urkunde unbefugter Weife mit den 


Merkmalen einer öffentlichen verfertigt, macht fi der Fälſchung 
öffentlicher Arkunden fchuldig. 

Wer von einer ſolchen falfchen Urkunde, wiflend, daß fie 
falfch if, zum Bwede rechtswidriger Täuſchung Gebrauch macht, 
if, vorbehaltlich der Beftimmung des Art. 186, gleich dem Fäl- 
fcher zu beftrafen. 


Bei Berathung des Entwurfs von 1855 im Oefebgebungsaus- 
ſchuſſe der Kammer der Abgeordneten wurde vor Allem die Frage er: 
örtert, weldye Stellung die Urkundenfälfhung im Straffpfteme eins 
zunehmen habe. Der Entwurf ven 1855 ſchloß fid in diefer Materie 
im Allgemeinen dem Syſteme des Strafgeſetzbuchs von 1813 am, 
nad weldyem die Fälſchung ber öffentlichen Urkunden als ein von 
ber Fälſchung der Privaturfunden weſentlich getrenmtes, eigenthüm⸗ 
li für ſich beitehendes Verbrechen aufgefaßt und behandelt wird. 
Die Gründe für diefe Auffafjung werden in den Motiven zum ange— 
führten Entwurfe in folgender Weife ausgeführt. Bei der Fälſchung 
öffentlicher Urkunden trete als Hauptmoment der Angriff gegen ben 
Staat hervor; fie erfchüttere das allgemeine Vertrauen, welches den— 
jenigen Alten zufommen müffe, bie von den Organen ber Staats: 
gewalt unter öffentlicher Autorität vollzogen, gefertigt oder beglaubigt 
feien, und durch die Erſchütterung bdiefes Vertrauens lähme fie bie 
Staatsgewalt felbft in einem ihrer wichtigften und nothwenbigiten 
Attribute, Diefe Rückſicht fei eine fo worwiegende, daß fie allein 
ſchon die bier in Frage ftehende Handlung dem Kriminalgebiete zus 
weife, ohne daß e8 darauf anfomme, ob der Handelnde nebenher noch 
einen ambern jelbjtändig ftrafbaren Zwed, z. B. einen Betrug, angeftrebt 
babe oder nicht. Vielmehr fei in Fällen der Iettbezeichneten Art ein 
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Zufammmenfluß von Verbrechen gegeben. Ganz anders ftelle fih ber 
Geſichtspunkt bezüglich der Fälfhung von Privaturkunden. Bei biefer 
tönne von einer Gefährdung des Staates und feiner Autorität keine 
Rede fein; die Handlung falle daher ausichliehlid in das Gebiet der 
Brivatrechtsverlegungen, und auch bier fei ein Grund, fie unter bie 
Verbrechen oder Bergeben einzureiben, keineswegs in allen Fällen, 
jondern nur dann gegeben, wenn der bejondere auf Betrug gerichtete 
Zweck des Handelnden ſolches rechtfertige. Bei biefer innern ben 
Grund der Straibarkeit jelbit betreffenden Verichiedenheit zwiſchen ben 
genannten beiden Gattungen der Urkunbenfälihung könne die blos 
äußere: Hebnlichkeit derfelben, welche bezüglich der Art ihrer Berübung 
beitebe, fein binlänglihes Motiv bilden, fie im Gtraffpfteme unter 
einem und demſelben Begriffe zuſammenzufaſſen und aus einem und 
demjelben allgemeinen Geſichtspunkte zu behandeln. Vielmehr müſſe 
es im Hinblide auf das vorfiehend Gntwidelte als ſachgemäß anerkannt 
werben, werm an diefer Stelle, bei den Verbrechen wider öffentliche 
Treue und Glauben, nur von der Fälſchung öffentlicher Urfunden ge: 
banbelt, die Materie der Privaturtundenfälibung dagegen, ſoweit fie 
nady dem beiondern betrüglichen Zwecke des Thäters ftrafbar erfcheine 
und nicht unter die Speziellen Beſtimmungen der Art. 158 und 200 
(jest 153 mb 198) falle, in das Kapitel vom Berruge verwieſen 
werden: 

Der frühere Referent, Abgeorbnete Baur, erachtete diefe Gründe 
nicht für ftihhaltig und führte in feinem Vortrage im Mefentlihen 
Folgendes aus. Abgeſehen von den Fällen, in melden die Gemein: 
gefährlichkeit einer Handlung die Frage, was babei beabfichtigt wurde, 
auf die Seite legen lafle, könne eine That nur dann richtig bezeichnet 
und charakterijirt werden, wenn man fie nad; ihrem Zwecke, wie er 
im Bemwußtfein des Handelnden gelegen habe, auffaffe. Nun laſſe ſich 
aber nicht behaupten, daß bei Yälfhungen öffentlicher Urkunden der 
Fälfcher einen Angriff auf den Staat als folden beabfihtige, ja daß 
ihm auch nur nebenbei das Bewußtſein innewohne, daß feine Hand» 
lung gegen den Staat gerichtet fei. Ein Staatsverbreden könne man 
die Fälſchung öffentliher Urkunden nur dann nennen, wenn. ber burdy 
das Mittel der Urkundenfälſchung bezwedte Angriff gegen den Staat 
feibft gerichtet fei, wie 3. B. eine Fälſchung in bochverrätherifcher Ab⸗ 
ficht, wenn aber Jemand eine von Privaten vor Gericht zur Feftftellung 
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privatrechtlicher Verhältniffe unter fich errichtete Urkunde fälſche, fo 
werde Niemand darauf kommen, in diefer Handlung etwas Anderes, 
als eine Rechtöverlegung gegen die in der Urkunde als beredtigt ober 
verpflichtet benannte Perſon zu finden. Meferent beantragte demgemäß, 
bas dem Entwurfe zu Grunde liegende Syſtem zu verlaffen und bie 
Fälſchung von Urkunden im Allgemeinen, mithin fowohl jene der öffent: 
lichen als der Privaturkunden, in dem nämlichen Hauptftücde, und zwar 
in der Urt zu behandeln, daß aud die Fälſchung von Privaturkunden 
gleich jener von Öffentlihen Urkunden als au ſich ftrafbare That auf: 
gefaßt wird. 

Der Gefebgebungsausfhuß der Kammer der Abgeorbneten 
ftimmte dem Antrage feines Referenten bei und nahm fofert auf deſſen 
weitere Borfchläge eine volljtändige Umarbeitung bes gegenwärtigen 
Hauptjtüdes unter Hereinziehung aller in jpätern Hauptitüden über 
Fälfhung von Urkunden vorfommenden Bejtimmungen vor. 

Die Stantsregierung war jedoeh mit diefer Behandlung nicht 
einverftanden und in ber dem Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der 
Abgeordneten in defien Sigung vom 5. März 1858 von Geite ber 
t. Staatsminijter der Yuftiz und des Innern gemachten, in der Ein: 
leitung näher beſprochenen Mittheilung findet fi barüber unter 
Ziff. VIII folgende Erklärung: „Bezüglid) der Materie der Urkunden: 
fälfhung muß darauf beftanden werben, daß das Syſtem des Entwurs 
ſes wenigftens feinem Orundgebanten nach (Ausſcheidung der Fälfchung 
öffentliher Urkunden von der Privaturfundenfälfhung und Auffaffung 
ber erftern unter dem Gefichtspunfte eines öffentlichen Delittes) feft: 
gehalten werde“. Der Gefeßgebungsausfchuß ber Kammer der Abge: 
orbneien beſchloß hierauf im feiner Sigung vom 6, März 1858, in 
diefer Beziehung nachzugeben, konnte ſich jedoch, wie es im Protofolle 
heißt, nicht verhehlen, daß es wenig rationell fei, den Geſichtspunkt 
eines öffentlichen Delikts bei dem Berbreden der Fälfhung einer 
Öffentlihen Urkunde voranzuftellen, nachdem doch bie Abficht bes 
Fälfchers dabei in ber Regel gar nicht auf einen Angriff gegen ben 
Staat, fondern auf eine Benachtheiligung feines Nebenmenfchen gerichtet 
fein werde. 

Auch bei Ausarbeitung des Entwurfs von 1860 hielt bie 
Staatsregierung an dem Syſteme bes frühern Entwurfs feft, Die 
Motive beziehen ſich im Allgemeinen auf die früher geltend gemachten 
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Gründe, fügen aber fpeziell zur MWiderlegung des fo eben erwähnten 
in dem Protofolle vom 6. März 1858 angeführten aus ber regel- 
mäßigen Abficht des Fälſchers hergeleiteten Argumentes bei, demfelben 
fei nur wenig Gewicht beizumefjen, denn das nämlihe Verhältniß 
werde in ber Negel auch bei der Münzfälſchung, bei der Störung 
bes öffentlichen Friedens, bei der Siegelverletzung und bei einer Reihe 
gleicher Reate vorliegen, die dem ungeachtet jedes Geſetzbuch unter ben 
Öffentlichen Delikten bebandle und nothwendig dort behandeln müjle, 
weil biebei der objektive Charakter der Handlung und nicht das Motiv, 
welches zunächſt den Thäter beftimmte, das entjcheidende Kriterium zu 
bilden habe. Auch werde wohl nicht in Abrebe gejtellt werben können, 
daß Jeder, der eime öffentlihe Urkunde fälfcht, mag immerbin fein 
nächſter Zweck nur ein Betrug oder eine jonjtige Benachtheiligung eines 
Andern fein, fich in der Regel des Attentats recht wohl bewußt ift, 
welches er gleichzeitig gegen üffentlihe Treue und Glauben verübt, 
indem er bie Beglaubigungszeichen öffentliher Autorität nachahmt oder 
das durch ſolche Zeichen Konflatirte verändert. 

Der Gefetgebungsausfhuß der Kammer der Abgeorbneten kam 
Angefiht feines fhon am 6. März 1858 gefaßten Befchluffes bei Bes 
rathung des Entwurfes von 1860 natürlich auf die bisher befprodene 
Frage nicht mehr zurüd. Ich Eonnte jedoch nicht unterlaffen, in meinem 
Bortrage wiederholt, wie ich dies ſchon bei der Berathung im Jahre 
1857 gethan hatte, die Befürchtung auszufprechen, das Strafgeſetzbuch 
werde bei dem angenommenen Syſteme, wonad bie Fäljhung von 
Privaturfunden in der Regel nur als Mittel zur Begehung eines 
Betrugs im Sinne des Art. 314, alfo blos als Mittel, einen Andern 
an feinem Vermögen zu benadjtheiligen, in Betradht fommt, den bei 
. unfern beutigen Verhältniſſen nöthigen Schub nicht gewähren, wenn 

es aud, offenbar in der Abficht, in diefer Beziehung nadzuhelfen, 
mandye Urkunden, die bloße Privaturkunden find, ben öffentlichen 
gleichftele. Ernftlic könne auf diefem Wege nicht geholfen werben; 
e8 könne dies nur dadurch geſchehen, daß man aud die Fälſchung 
von Privaturkunden als felbftitändiges Delikt behandle. 

Je mehr ich feitdem über die Frage nachdachte, deſto mehr 
babe ich mich überzeugt, daß diefe Befürchtung vollftändig begründet 
ft. Es laſſen fi viele Fälle von Fälfhung von Privaturkunden 
denken und es find mir mande fchon ſelbſt vorgefommen, in denen 

Weis, Das Strafgeiepbuh für das Rönigreih Bayern. 28 


- 


434 Strafgeſetz, Artitel 176, 


der Fälfcher nicht entfernt die Abſicht hat, einen Andern an feinem 
Dermögen zu benachtheiligen, bie aber dennoch höchſt ſtrafwürdig find, 
Bei dem angenemmenen Syſteme bleiben biefelben in der Regel ftraf- 
108 und e& ift dies, weil fich erfchöpfende Spezialbeftimmungen durchaus 
nicht geben Taffen, fo Tange ber Fall, bis man fich entfchließt, auch 
die Fälfhung von Privaturfunden als felbitftändiges Delitt zu be— 
bandeln 9. 

Anlangend den Art. 176 felbft, fo beftimmt Abſ. 1 den Be— 
griff der Fälſchung in Beziehung auf öffentliche Urkunden, während 
Adi. 2 von der Strafbarfeit derjenigen handelt, welde von einer 
falfhen Urkunde der in Abf. 1 bezeichneten Art, wiſſend, daß fie 
falſch iſt, zum Zwecke rechtswidriger Täufhung Gebrauch gemacht 
haben. Zum Begriffe der Fälſchung gehört, daß entweder eine ächte 
Öffentliche Urkunde verändert ober eine neue Urkunde unbefugter Weife 
mit den Merkmalen einer öffentlichen verfertigt, und daß dieſe Hand— 
lung zum Zwecke redtswibriger Täufhung, nämlich, wie bie Motive 
zum frühern Entwurfe diefe Worte näher erläutern, in der Noficht 
porgenommen wurde, bamit die Urkunde als umverfälicht oder als ächt 
wirklich gebraucht werde, ine Urfundenfälfhung im Sinne des Straf: 
geſetzbuchs liegt mithin z. B. nicht vor, wenn Jemand eine öffentliche 
Urkunde lediglich zur Schreibübung, zur Herftellung eines fac simile, 
zum Behufe eines harmloſen Scherzes oder in ähnlicher Abſicht nach— 
geahmt hat. Das Geſetz fpriht aber ganz allgemein von rechts— 
widriger Täufhung Zum Thatbeftande der Fälſchung Öffentlicher Ur: 
Funden ift mithin keineswegs die Abficht, fi oder einem Andern einen 
rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verfchaffen oder einen Andern an 
feinem Vermögen zu benachtheiligen, ja überhaupt nicht die Abficht, 
fih oder einem Andern einen Vortheil zu verfchaffen oder einem Andern 
Schaden zuzufügen, gefordert. Es laſſen fib nämlid, namentlich in 
ben öffentlichen Berhältniffen, gar manderlei Dinge denken, weldye 
durch eime mittels Fälfhung Öffentlicher Urkunden hervorgerufene rechtes 
widrige Täuſchung erreicht, bewirkt oder verhindert werden wollen, 
auf welche aber die Bezeihnungen Bortheil, Schaden oder Benach— 


) Verb, d. 8. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. I S. 170; Verb. bes 
Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I S. 309-311 u. 562—565; 
u. ®. II ©. 220, 225, 229, 231 u. 235; Verb. d. KR. d. Abg. von 18%, 
Beil.Bd. I S. 57, 177 und 178, 
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theiligung nicht paſſen. Man bente fich beifpielsweife den Fall, daß 
Jemand öffentliche Urkunden zu dem Zwecke fäljcht, um glauben zu 
maden, daß er oder ein Anderer eine gewöhnliche teinerlei Rechte 
gewährende Drdensdefsration oder einen derartigen Titel befibe, oder 
zu dem Zwecke, um fi oder einem Andern eine ſolche Dekoration 
oder einen folhen Titel zu verfchaffen, oder auch zu bem Zwecke, um 
eine allgemeine Regierungsmaßregel zu veranlaffen oder zu verbindern. 
Solche und ähnliche Fälle fallen, wenn auch bei ihnen von Verfchaffung 
eines Vortheils oder Zufügung eines Nachtheils nicht die Rede fein 
fann, body unter Art. 176, foferne nur eine rechtswidrige Täufchung, 
d. h. beabfichtigt war, durch die Fälihung an maßgebender Stelle 
über gewifje Punkte, welche für bas, was angeftrebt wird, entjcheidend 
find oder doch von Einfluß fein können, einen irrigen Glauben oder 
eine irrige Anficht zu veranlaffen. 

Im Gefehgebungsausfhuffe der Kammer der Abgeordneten war 
urfprünglich beichlofien worden, vor dem Worte „verändert“ bie Worte 
„in einem erheblichen Punkte“ einzufchalten. Der Gefebgebungsausfhuß 
der Kammer der Meichsräthe trat jedoch dieſem Befchluffe nicht bei 
und auch ber Oefekgebungsausfhuß der Kammer der Abgeordneten 
ließ denſelben in ber gemeinfhaftliben Sitzung vom 8. Juni 1861 
fallen. Letzteres gefchah jededy nur aus dem Grunde, weil in biefer 
Sigung allgemein anerfannt wurbe, daß fid dasjenige, was durch 
diefen Beifab ausgedrückt werden wollte, von felbjt verftehe. Ins— 
befondere erflärte der k. Appellationsgerichtspräfident von Neumayr 
Namens der Staatsregierung, daß es nicht im deren Abſicht liege, 
Fälle unter diefen Artikel zu fubjumiren, mo die Veränderung völlig 
unbedeutende Punkte, die mit dem Amwede der Urkunde gar nicht zur 
fammenbängen, betrifft und aus einer ganz unfchuldigen Beranlafjung, 
3. B. aus harmlofer Eitelkeit, vorgenommen worben ift. 

Die Worte „unbefugter Weife“, welhe im Entwurfe unmittel⸗ 
bar vor dem Worte „verfertigt“ ftanden, wurden fowohl im Allge: 
meinen, als insbefondere an diefer Stelle beanftandet. Man fürdhtete 
nämlich, bei diefer Faſſung könne der Schmwerpunft auf das unbe: 
fugte Verfertigen gelegt und in Folge deſſen eine Fälſchung einer 
Öffentlichen Urkunde auch ſchon dann angenommen werden, wenn nur 
derjenige, melcher eine Urkunde mit den Merkmalen einer öffentlichen 
aufgenommen bat, zu deren Aufnahme nicht zuftändig war, indem 
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berfelbe auch im dieſem Falle die Urkunde unbefugter Weife ver: 
fertigt hat, ine ſolche Auffaffung wollte man möglihft ausſchließen, 
da die Unzuftändigkeit desjenigen, der eine Urkunde aufgenemmen bat, 
wohl berechtigt, letztere für nichtig oder wirkungslos, nicht aber die— 
felbe für falſch zu erklären, und folgeweife wohl Beranlaffung zu bie: 
eiplinärer Cinfchreitung gegen den betreffenden Beamten oder zu ftrafs 
rechtlicher Einfchreitung gegen den Berfertiger auf Grund des Art. 129 
geben, niemals aber eine Verfolgung wegen Fälſchung öffentlicher 
Urkunden rechtfertigen Fann. Mein Vorſchlag, ftatt der Worte „unbes 
fugter Weiſe“ das Wort „Fälfchlich” zu jegen, wurde aus dem Grunde 
abgelehnt, weil durch dieſe Nenderung eine Tautologie in die Definis 
tion gelommen wäre. Man befchlog aber, die fraglihen Werte un: 
mittelbar hinter das Wort „Urkunde“ zu ſetzen, und gab ſich ber 
Hoffnung bin, hiedurdy und durd das allgemeine Erfordernig, daß 
die Verfertigung zum Zwede rechtswidriger Täufhung ftattgefunden 
haben müffe, werde wehl jeder Zweifel über den Sinn bes Geſetzes 
befeitigt.. Nach diefen Verhandlungen und bei dem Umftande, daß es 
auch fhon der Natur der Sache wiberfpricht, bei der Anfertigung 
einer an fich ächten Urkunde blos deshalb, weil derjenige, welcher fie 
aufgenommen bat, biezu nicht zuftändig war, von einer Fälſchung zu 
reden, wird die befürchtete irrige Auffaſſung wohl kaum mehr möge 
lid) fein. 

Das Geſetz verlangt, daß eine Urkunde mit den Merkmalen 
einer Öffentlihen verfertigt worden ift. Wie bei allen Fälfchungen 
kömmt es aber auch hier nicht darauf an, ob die Nachahmung mehr 
oder minder gelungen, die beabfichtigte Täufhung mithin fchiwerer oder 
leichter zu entdeden ift. 

Bollendet iſt die bier vorgefehene ftrafbare Handlung mit ber 
Veränderung beziehungsweife VBerfertigung der Urkunde zum Zmede 
rechtswidriger Täufhung. Daß von der Urkunde wirflih Gebraud 
gemacht worden fei, ift zum Thatbeftande nicht gefordert. Die auf 
eine in ber Sitzung bed Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer ber 
Abgeordneten vom 8. Juni 1857 von dem damaligen Neferenten ges 
machte Aeußerung geftügte Auficht, eine Urkundenfälfchung fei nicht 
vorhanden, wenn ber Fälſcher die falfche Urkunde, ehe von derfelben 
Gebrauch gemadyt worden, wieder freiwillig vernichtet hat, ift deshalb 
irrig. Nach allgemeinen ftrafrechtlihen Grundfägen wird nämlich eine 
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vollendete ftrafbare Handlung nicht dadurch ftrafles, daß ber Thäter 
das durch die Handlung Hervorgebradhte wieder vernichtet oder über: 
haupt die nachtheiligen Folgen feiner Handlung befeitigt. Die vol: 
endete Urkunbenfälfhung bleibt mithin treß der Vernichtung ber 
falfhen Urkunde beſtehen. Allerdings wird aber in einem folchen 
Falle wohl kaum Veranlaffung zu einer ftrafrechtlichen Einſchreitung 
gegeben fein und außerdem wird der Umſtand, daß der Thäter bie 
falfche Urkunde alsbald ſelbſt wieder freiwillig vernichtet hat, im ben 
meiften Fällen die Annahme, daß er die Fälfchung zum Zwecke rechts— 
widriger Täufchung vorgenommen, mindeftens fehr zweifelhaft machen, 
jo daß aus dieſen Gründen eine Beitrafung wegen Urkunbenfälfchung 
nicht eintreten Kann. 

Abſ. 2 ftellt, vorbehaltlich der Beitimmung des Art. 186, Jeden, 
ber von einer falfhen Urkunde der in Abf. 1 bezeichneten Art, wiffend, 
daß fie falfch it, zum Zwecke rechtswidriger Täuſchung Gebrauch ge: 
macht bat, bezüglich der Strafbarkeit dem Fälfcher gleich. Damit ift 
natürlich deſſen höhere Strafbarkeit in dem Kalle nicht ausgeichloffen, 
daß er ſich dur feine Handlung zugleich eines mit höherer Strafe 
bebrobten Reates, 3. B. des Verbrechens des Betrugs, ſchuldig ges 
macht hat. In diefem Falle ift die Strafe nach den geſetzlichen Be— 
fimmungen über den Zuſammenfluß auszumeflen. Gleiches yilt aud) 
bezüglich der Strafbarkeit des Fälſchers felbit, falls dieſer von der 
durch ihn gefälſchten Urkunde Gebrauch gemacht hat'). 


Art. 177. 


Als öffentliche Urkunden (Art. 176) find zu betrachten: 

1) alle von dem Könige oder Heichsverweler ausgeflellten 
Urkunden, welche auf Staats - oder Kegierungsangelegen- 
heiten Bezug haben oder für den Geweis von Kechten oder 
Kechtsverhältniſſen von Erheblichkeit find ; 

2) alle Arkunden, die von einer Stantsbehörde, einem Stants- 
beamten oder einer anderen mit öffentlichem Glauben ver- 


) Matı vergleiche aufer den im der verigen Note angeführten Stellen: 
Verb. des Geſetzg.Ausſch. der K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 565 — 569 
und 588 — 590; Verb. d. K. db. Abg. von 18%, Beil. Bo. II ©. 50, 435, 472 
u. 473; Verb. d. Geſetzg. Ausſch. der K. d. Reichsräthe v. 18°%,, Beil. ©. 111, 
112 n. 501, und Prot.Bb.1 ©. 175 — 177 u. Bd. ©, 142, 
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fehenen Perfon oder Behörde in amtlicher Eigenfhaft er- 
richtet, gefertigt oder beglaubigt oder den amtlichen Akten 
derfelben einverleibt find, 

Diefer Artikel beftimmt, welche Urkunden als öffentlihe im 
Sinne des Strafgeſetzbuchs zu betrachten find. Por Allem werben 
hier die vom Könige oder vom Reichsverweſer, ber in dieſer Be— 
ziehung dem Könige gleichgeftellt ift, ausgeftellten Urkunden aufgezählt. 
Es handelt fih bier mur um Urkunden, welche die Unterſchrift des 
Königs oder bes Reichsverweſers tragen, alſo nicht auch um folche, 
welche im Namen oder auf Befehl bes Königs oder Reichsverweſers 
von Miniftern, Gerichten oder fonftigen Stellen ausgefertigt find. 
Lestere fallen nur unter Ziff. 2. Hiebei verfteht es fidy aber von 
felbft, daß das Geſetz nicht blos dann, wenn eine Urkunde, welche 
die ächte Unterfchrift des Königs oder Reichsverweſers trägt, im 
Terte gefälfht wurde, fondern auch dann Anmwenbung findet, wenn 
eine Urkunde mit Beifügung ber Unterfhrift des Königs oder Reichs— 
verweſers fälfchlih angefertigt oder überhaupt diefe Unterfchrift fälfch- 
lich beigefügt wurde. In Art. 182 des frühern Entwurfs waren bie 
vom Könige oder Meichsverwefer ausgeftellten Urkunden ohne alle 
weitere Beſchränkung aufgezählt und in den Motiven war hiezu aus— 
drüdlich bemerkt, das Geſetz mache feinen Unterfchied, ob die Urkunden 
Regierungs= oder Privatangelegenbeiten betreffen. Der Geſetzgebungs— 
ausfhuß der Kammer der Abgeordneten heanftandete dies jedoch al® zu 
weit gebend und gab in Folge beffen nach wiederholten Berathungen 
bem Artikel eine befchränktere, in ber Hauptſache mit dem jeßigen 
Geſetze übereinftimmende Faſſung. Hiernach fallen die vom Könige 
oder Reichsverweſer ausgeftellten Urkunden nur dann unter die Be: 
ftimmung der Ziff. 1 des Art. 177, wenn fie entweder auf Staats: 
oder Regierungsangelegenheiten Bezug haben oder, fall® dies nicht ber 
Fall ift, für den Beweis von Rechten oder Mechtöverhältniffen von 
Erheblichkeit find. In letzterer Beziehung iſt nicht zu überfchen, daß 
im Gefege nicht allgemein von Urkunden, melde für Rechte und 
Rechtsverhältniffe, fondern ausbrüdlih nur von ſolchen, weldhe für 
den Beweis von Rechten und Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit 
find, die Rede iſt. Diefe Faffung wurde, wie aus ben Verband: 
lungen erhellt, abfichtlid gewählt. Man wollte das Geſetz abſichtlich 
auf Urkunden beſchränken, welche für ben Beweis bereit beftehenber 
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Rechte und Rechtsverhältniffe erheblich find, und deſſen Anwendbarleit 
bei ſolchen Urkunden ausfchließen, weldye nur z. B. für die Erwerbung 
eines Rechts Erheblicykeit haben. Dabei ift es aber natürlich gleiche 
giltig, ob die Urkunde geeignet ift, ein beitehendes Recht oder Nechts: 
verbältniß unmittelbar darzuthun, oder ob durch diejelbe nur Um— 
fände bewiefen werden, aus denen Schlüfle auf bie Exiſtenz bes 
Rechts oder des Rechtsverhältniſſes gezegen werden können, indem fie 
offenbar auch im letztern Falle für den Beweis von Mechten ober 
Rechtsverhältniſſen von Erbeblichkeit iſt. 

Ziff. 2 des Art, 177 iſt weiter gefaßt, ale Ziff. II des Art. 337 
bes Strafgeſetzbuchs von 1813, weshalb Entfcheidungen, bie unter 
der Herrfchaft des frühern Strafgeſetzbuchs darüber, weldye Urkunden 
als öffentliche zu betrachten find, erlaffen wurden, zur Orläuterung 
bes jet geltenden Rechts nur mit Vorſicht benüßt werben bürfen. 
Ziff. 2: de Art. 177 ſpricht nicht nur von ſolchen Urkunden, die von 
einer Staatsbehörde oder einem Staatsbeamten, fonbern außerdem 
auch von allen Urkunden, welche von einer andern mit öffentlichem 
Glauben verjehenen Perfon oder Behörde in amtlicher Eigenſchaft er: 
richtet, gefertigt oder beglaubigt find, Der in ber Sitzung bes Ger 
feßgebungsansfchufies der Kammer der Abgeordneten vom 18. Juni 
1857 gefaßte Beſchluß enthält, in der Hauptſache übereinflimmend 
mit den Borfchlägen des damaligen Referenten Baur, eine näbere 
Exemplifikation, in welcher neben den Behörden des Staats ausdrück⸗ 
lich die Behörden der Gemeinden und öffentlichen Korperationen auf— 
gezählt waren. Das jebige Geſetz enthält zwar dieſe Aufzählung nicht. 
Troßdenm daun aber nicht bezweifelt werden, daß unter den im Ziff. 2 
des Art. 177 genannten Urkunden aud diejenigen zu verſtehen find, 
welche vom einer Gemeindebehörde oder der Behörde einer öffentlichen 
Rorporation, z. B. einer Univerfität, in dieſer ihrer Eigenſchaft er: 
richtet, gefertigt oder beglaubigt worden find, Es ergibt ſich dies 
nicht nur aus dem Wortlaute des Geſetzes, das ausdrücklich im Gegen: 
fabe ‚zu den Staatsbehörden und den Staatdbeamten von andern 
mit, öffentlichem Glauben verfebenen Perſonen ober Behörden Ipricht, 
fondern audy aus den frühern Verhandlungen im Geſetzgebungsausſchuſſe 
ber Hammer der Abgeordneten. In der Sikung vom 9, Juni 1857 
erflärte nämlich der k. Negierungstommiffär Hofrat Dr. v. Dollmann 
gegenüber der: vom Meferenten vorgefchlagenen Gremplififation, ihm 
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feine in Ziff. 2 des Art. 182 des damaligen Entwurfs, ber neben 
ben Staatsbehörden und Staatsbeamten nur von andern mit öffentlichem 
Glauben verfehenen Berfonen fprad, all das Mar genug ſchon getroffen 
zu fein, was bie Faſſung bes Referaten eremplifizire, denn die Urkunden, 
die von Gemeinden oder Korporationen ausgeftellt würben, feien doch 
immer vom Borjtande ober von einem Beamten berfelben ausgeftellt, 
alfo von Perfonen, die mit öffentlihem Glauben verfehen ſeien. Dies 
legtere Merkmal umfaffe Alles binreichend, was bier überhaupt ber: 
vorzuheben fei. Auch in den fpätern Gitungen bes Jahtes 1857 
war man allfeitig darüber einig, daß aud die von ben Gemeinde: 
behörbden und ben Behörden öffentlicher Korporationen in amtlicher 
Eigenschaft aufgenommenen Urkunden als öffentliche Urkunden im Sinne 
ber bier in Rede ftehenden Gefebesftelle zu betrachten feien. Der 
Entwurf von 1860, dem unverändert zugeftimmt wurde, zählte zwar 
bie Behörden der Gemeinden und öffentlichen Korporationen nicht 
ausdrücklich auf, allein er vervolljtändigte den frühern Entwurf, und 
zwar offenbar im Sinne ber frühern Auffaffung, dadurch, daß er 
nicht blos von andern mit öffentlihem Glauben verfehenen Perjonen, 
fondern auch von andern mit foldem Glauben verjehenen Behörden 
fprady, unter denen unzweifelhaft die Behörden der Gemeinden und 
öffentlichen Korporationen zu verftehen find. Auch fehlt es an allen 
Anhaltspunkten für die Annahme, als habe man die Urkunden ber 
Gemeinden und öffentlihen Korporationen, die, wie fi) aus dem Vor: 
ftehenden ergibt, früher unzweifelhaft gegriffen werben wollten, im 
neuen Entwurfe ausfchließen wollen. 

Die Urkunden müffen von den im Gefete genannten Berfonen 
in amtlider Eigenfhaft errichtet, gefertigt oder beglaubigt fein; 
Urkunden, die fie als bloße Privatperfonen ausgeftellt haben, fallen 
mithin nicht unter diefe Gefetesitelle. In der Sikung des Gefek: 
gebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 18. Juni 1857 
wurbe befchloffen, noch beizufegen: „und innerhalb ihrer Zuftändig- 
keit“. Im Gefege findet fi) diefer Zuſatz nicht. Trotzdem bat dasfelbe 
ben nämlichen Sinn, ben man ihm früher durch diefen Zuſatz geben 
wollte. Der Abgeordnete Dr. Barth, auf deſſen Vorfchlag der er: 
wähnte Zufa früher beſchloſſen wurde, motivirte feinen Antrag näm— 
lich dadurch, daß er bemerkte, die Organe von Landgemeinden bes 
glaubigten häufig Verträge u. dgl., obgleich fie in Civilſachen durchaus 
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fein jus instrumentandi hätten und ihre Beglaubigung der Urkunde 
im Civilprozeſſe aud feine andere Beweiskraft gebe, als welche fie 
ohne diefelbe haben würden. Gr febe nun nicht ein, warum man bie 
Fälſchung einer foldhen Urkunde höher ftrafen jolle, als bie einer ge: 
wöhnlichen. Dies geichiebt auch ohne den fragliden Zuſatz nicht, 
weil das Geſetz das doppelte Erforderniß ftellt, einmal, daß die Urkunde 
in amtlicher. Gigenfchaft errichtet, gefertigt oder ‚beglaubigt wurde, und 
ſedanu, daß die betreffende Berfen oder Behörde mit öffentlichem 
Glauben verfehben war. Beide Erfordernifie fehlen, wenn ber betreffenden 
Berfon ‚oder Behörde jede ſachliche Auftändigfeit mangelt, wenn bie 
Urkunde einen Gegenſtand betrifft, der ihren amtlichen oder bienftlichen 
Wirkungskreis ſachlich gar nicht berührt. Nur für diefen Fall wollte 
aber durch den früheren Zujag die Anwendbarkeit des bier in Rede 
ſte henden Geſetzes ausgeſchloſſen werden. War bie im Allgemeinen 
zur Errichtung, Fertigung ober Beglaubigung folder Urkunden zu: 
ſtändige Perſon oder Behörde nur im fonfreten Falle unzuftändig, fo 
ſchließt dieſer Umjtand die Anwendbarkeit des Geſetzes nicht aus, und 
deshalb wurde der erwähnte Zufag, der in biefer Beziehung leicht 
zu Mißverftändniffen hätte Beranlaffung geben können, mit Recht im 
das Geſetz nit aufgenommen, 


Das Geſetz ſtellt die Fertigung und Beglaubigung ber Errich— 
zung von Urkunden ganz glei. Die an einer von einer Staats: 
behörbe u. ſ. w. beglaubigten Privaturfunde vorgenommenen Fälſchung 
erfheint mithin auch dann, wenn fie nicht an der Beglaubigung, 
fondern im Texte ber Urkunde vorgenommen wurde, ald Fälſchung 
einer öffentlichen Urkunde, 


Das Geſetz ftellt durch die Schlußworte des Art. 477 diejenigen 
Privaturkunden, welche ben amtlichen Aften einer ber im Artikel ges 
nannten Behörden einverleibt find, den öffentlichen Urkunden gleich. 
Diefe Beitimmung muß natürlich ſtreng interpretirt werben und es 
find deshalb ſolche Frivaturfunden nur von dem Zeitpunfte an, wo 
fie den amtlichen Aften wirklich einverleibt werben find, und nur fo 
lange, als fie benfelben einverleibt bleiben, als üffentlihe Urkunden 
zu betrachten. Die Fälfhung einer an eine Behörde gerichieten Ein— 
gabe zu einer Zeit, mo biefelbe den amtlichen Akten biefer Behörde 
noch nicht einverleibt ift, bleibt mithin ftraflos, wern nicht die Mert- 
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male des Betrugs vorliegen, ober die Handlung zufällig unter ein 
anderes Strafgeſetz fällt. '). 


Art. 178. 


Betrifft die Fälfchung eine von dem Könige oder Beichsver- 
wefer unterzeichnete oder auf deren Aamen ausgeftellte Urkunde, 
fo ift auf acht- bis zwanzigjährige Buchthausftrafe zu erkennen. 

In anderen Fällen der Fülſchung öffentlicher Urkunden des 
In- oder Auslandes hat, foweit nicht in den Art. 179, 180, 185, 
198 und 371—373 befondere Beflimmungen enthalten find, Ge- 
fängnißfirafe nicht unter einem Monate einzutreten, womit Geld- 
firafe bis zu taufend Gulden verbunden werden kann. 

Dur den in Abf. 2 enthaltenen Zwifchenfaß: „ſoweit nicht 
u. ſ. w.“ ift für die in dem angeführten Artikeln vorgefehenen Fälle 
die Strafe bes Art. 178 Abf. 2 ausgefdloffen. Im Uebrigen finden 
aber bie Beftimmungen über den Zufammenfluß natürlich auch bier 
Anwendung. Wurde 5. B. durch die Fälſchung oder durd ben wiſ— 
fentlihen Gebrauch einer falfhen Urkunde ein Betrug verübt, fo tritt 
die Strafe des Betrugs ein, wenn fie jene des Art. 178 überfteigt.”) 


Art. 179. 


‚Wer ein amtliches Beugniß oder eine in einer fonftigen öf- 
fentlichen Urkunde enthaltene Betätigung über gute Aufführung, 
Armuth, Arankheit, Unglücksfälle oder ähnliche Umflände zu dem 
Bwece fälfht, um der betreffenden Perfon Mnterkommen oder An- 
terſtützung zu verfchaffen, if mit Arreft oder an Geld bis zu hun- 
dert und fünfzig Gulden zu beftrafen. 

Wird zu dem im Abf. 1 angegebenen Bwece ein Beugnif 
des dafelbfi bezeichneten Inhalts auf den Mamen eines Gerflichen 
oder eines Arztes fälfchlich angefertigt, oder ein von einem Geifl- 
lichen oder einem Arzte ausgeflelltes derartiges Beugnif verändert, 
fo wird dies der Sälfchung amtlicher Beugniffe gleidy geachtet. 


) Man vgl. über diefen Artifel weiter: Verb. des Geſetzg.Ausſch. ber 
K. db. Nbg. von 18%, Bb. 1 ©. 311—313, 569— 572 und 590 — 595; 
Verb. d. K. d. Abg. von *%,, Beil.Bd. IT S. 178. 

) Berh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. I ©. 178 u. 179 n. Beil: 
®. mM ©. 50. 
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Art. 180, 


Die Sälfchung eines Neifepaffes oder einer Paßkarte wird mit 
Gefängniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu zweihundert 
Gulden, die Fälſchung eines Arbeits-, Wander- oder Dienſtbuches 
oder eines anderen die Stelle des Keiſepaſſeſſes vertretenden £egi- 
timationspapieres mit Arreſt bis zu dreißig Tagen oder an Geld 
bis zu hundert Gulden beftraft, 

Den gleichen Strafbeftimmungen unterliegt, wer fich eines für 
eine andere Perfon ausgeftellten Fegitimationspapieres der im Abf. 1 
bezeichneten Art zum Zwecke rechtswidriger Täufchung bedient. 

Mit Arreft bis zu acht Tagen oder an Geld bis zu fünf- 
undzwanzig Gulden ift der Arbeitsgeber oder Dienfiherr zu be- 
Arafen, der zum Bwece folder Täuſchung in einem Arbeits-, 
Wander- oder Dienflbuche etwas Unwahres bezüglich der Pienft- 
oder Arbeitszeit des Bucinhabers bezeugt. 


Art. 181. 


Die Beftimmungen der Art. 179 und 180 Abſ. 1 finden auch 
auf denjenigen Anwendung, der die Ausflellung eines Beugniffes 
oder Segitimationspapieres der dort bezeichneten Art auf den Ma- 
men eines Andern, als Ddesjenigen, welchem dasfelbe ausgeftellt 
werden wollte, durch Täuſchung der ausflellenden Perfon oder Be- 
hörde bewirkt. 


In vorftehenden Artikeln find für die Fälſchung gewiſſer öffent: 
lier Urkunden wegen ihrer geringern Bedeutung niedrigere Gtrafen 
feftgefegt. Diefe Beftimmungen erſcheinen mithin ben allgemeinen Be: 
flimmungen über die Beftrafung der Fälfchung öffentlicher Urkunden 
gegenüber als Ausnahmsbeſtimmungen und find beshalb ftrengftens zu 
interpretiren. 

Hbf. 1 des Art. 179 findet nur auf die Fälſchung amtlicher Zeug: 
niffe oder Beftätigungen über gute Aufführung u. f. w. und auch auf biefe 
nur danıı Anwendung, wenn bie Fälfchung zum Zwede, ber betreffenden 
Perſon Unterlommen oder Unterftüßung zu verfchaffen, ftattgefunben 
bat. Hat fie zu einem andern Zwecke, z. B. um ein Beweismittel für einen 
einklagbaren Anſpruch zu fchaffen, oder wenn auch zu dem in Abj. 1 
des Art. 179 angegebenen, neben bemfelben aber auch noch zu einem 
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andern Zwecke ftattgefunden, fo findet die bier in Rede ftehende Be: 
ftimmung feine Anwendung, fondern ber Fall ift nach ben allgemeinen 
Beftimmungen über Fälſchung öffentlicher Urkunden zu beurtheilen. Was 
bie Urkunden, auf welche die Beftimmung bes Abf. 1 des Art. 179 
Anwendung findet, betrifft, fo ift zu bemerken, daß es öffentlihe Ur: 
kunden gibt, welche fonft nichts, als Beftätigungen ber bier ans 
gegebenen Art enthalten, daß es aber außerdem manche öffentliche Ur— 
Funden gibt, die neben einer foldyen Bejtätigung aud noch Anderes 
enthalten, ja deren eigentliher Zwed etwas ganz anderes ift und in 
benen fidy nur nebenher eine ſolche Beftätigung findet. Man denke 
fih 3.8. einen Militärabfchied. Deſſen eigentlicher Zweck befteht darin, 
ber, betreffenden Berfon ein Beweismittel darüber zu geben, daß fie 
ihrer Militärpfliht Genüge geleijtet hat. Nebenher enthalten aber die 
Militärabfchiede zugleich ein Zeugniß darüber, wie ſich die betreffende 
Perſon während ihrer Dienftzeit aufgeführt hat, Auf Fälfhungen 
foldyer öffentlicher Urkunden, welche Tediglih ein Zeugniß über gute 
Aufführung u. ſ. mw. enthalten, findet, vorausgefegt, daß fie zu bem 
vorhin beſprochenen Zwecke ftattgefunden haben, die Beftinmung des 
Art. 179 Abf. 1 unbedingt Anwendung. Bei der Fälfhung folder 
öffentlicher Urkunden, weldhe außer der Beftätigung über gute Auf: 
führung u. f. w. aud) noch etwas Anderes enthalten, muß aber be= 
rüdfihtigt werden, welcher Theil der Urkunde gefälfcht wurde, indem 
die Bejtimmung des Art. 179 Abf. 1 nur danı Anwendung findet, 
wenn lediglih an ber in der Urkunde enthaltenen Bejtätigung über 
gute Aufführung u. f. mw. eine Fälf_hung vorgenommen wurde, wäh: 
rend bie Handlung dann, wenn auch nody oder nur andere Theile der 
Urkunde gefälſcht wurden, nad den allgemeinen Beftimmungen über bie 
Fälſchung öffentlicher Urkunden zu beurtbeilen it. Das in Abf. 1 
des Art. 179 gebrauchte Wort „fälſcht“ ift natürlich au hier, mie 
überall, wo von der Fälſchung öffentlicher Urkunden bie Rebe ift, nad 
der in Art. 176 Abſ. 1 gegebenen Begriffsbeftimmung zu interpre: 
tiven. Wenn Barth (S. 135) das Gegentheil jagt und ſich hiebei 
auf meinen Vortrag bezieht, fo befindet er fi im Irrthume, der wohl 
barin feinen Grund bat, daß er das, was ich bezüglich des Abſ. 2 
bemerkte und worauf ich fogleidy näher fommen werbe, irrthümlich auf 
Abf. 1 bezog. Ebenfo verfteht es fi) von felbit, daß die Beftimmung 
bes Art. 179 Abſ. 1 aud auf diejenigen Anwendung findet, welche 
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von einer falfehen Urkunde der in Rede ftehenden Art, wiffend, daß 
fie falfch ift, zu dem bier angegebenen Zwede, nämlich um einer Per: 
fon Unterfommen oder Unterftügung zu verfchaffen, Gebraud gemacht 
haben, da Abſ. 2 des Art. 176 allgemein denjenigen, welder von 
einer ſolchen öffentlichen Urkunde Gebrauch gemacht hat, bezüglid ber 
Beitrafung dem Fälſcher gleichitellt. 

Die in Abi, 2 des Art: 179 angeführten Zeugniffe find keine 
öffentlichen, ſondern bloße Brivaturkunden. Das Geſetz bat fie aber 
bier den von öffentlichen Behörden ausgeſtellten Zeugniffen um deß— 
willen : gleichgeftellt, weil erfahrungsgemäß bie von Aerzten und Geiſt⸗ 
lichen ausgeſtellten Zeugniffe zur Erreichung des bier in Rebe ftehenden 
Zweckes in der Regel eben fo geeignet find, als amtlide Zeugniffe, 
In diefer Gleichftellung der Fälſchung bloßer Privatzeugnife mit der 
Fälfhung amtlicher Zeugniffe liegt aber immerhin eine Ausnahme: 
beſtimmung, welche jtreng auf ihren Wortlaut befhränft werben muß 
und. micht auf ähnliche Zeugniſſe ausgedehnt werden darf. So barf 
biejeibe namentlich nicht auf Zeugniffe von freiwilligen Armenpflegen, 
Brivatwohlihätigfeitövereinen u. dgl. ausgedehnt werben. Da Art. 176 
Abſ. 4 den Begriff der Fälſchung nur für öffentliche Urkunden bes 
ſimmt, die bier in Rede jichenden Zeugniffe aber bloße Privaturkunden 
find, und dba außerdem die Begriffsbeitimmung des Art. 176 Abſ. 1 
nicht volljtändig auf den vorliegenden Fall paßt, weil bier von keiner 
Berfertigung einer Urkunde mit den Merkmalen einer öffentlihen 
die Rede fein kann, fo hielt man es für zwedmäßig, bier nicht im 
Allgemeinen von Fälſchung zu ſprechen, fondern bie Arten, wie bie 
bier vorgejehene Fälſchung verübt werden fann, im Geſetze ſelbſt zu 
bezeichnen. Dies bat offenbar den oben erwähnten Irrthum Barth's 
veranlaßt. Daß aber, nachdem einmal im Geſetze ausdrücklich be- 
ſtimmt ift, die hier mäher befchriebene Fälſchung werde der Fälſchung 
amtlicher Zeugniſſe, alſo der Fälſchung öffentlicher Urkunden. gleich 
geachtet, die Beitimmung des Art. 176 Abf. 2 auch bier Anwendung 
findet, mithin der wiffentlihe Gebrauch eines gefälfchten Zeugnifjes 
ber bier bezeichneten Art in gleicher Weife wie die Fälfhung felbft 
beftraft wird, ift felbftiverftändlih, Der wiffentlihe Gebraud einer 
falſchen Urkunde iſt nämlich nicht eine weitere Art ber Fälſchung, fon= 
derm eine ber Fälihung nachgängige felbftftändige Handlung, bezüglich 
deren Beftrafung. Art, 176 Abi. 2 eine Beitimmung enthält, welche 
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von der Ausnahme des. Art. 186 abgefehen, bei allen öffentlichen Ur: 
funden, mithin auch bei ben bier in Rede ftehenden SZeugniffen, weil 
das Geſetz deren Fälſchung ganz allgemein der Fälſchung amtlicher 
Zengnifje gleich achtet, Anwendung findet. 


Art. 180 Abſ. 1 und 2 finden auf alle Papiere Anwendung, 
welche als Reifelegitimationen benüßt werden können, aljo namentlich 
auch auf Vorweiſe, welche von einer Polizei: oder Gemeindebehörde 
zu dem Zwecke ausgeftellt werden, damit der Inhaber derfelben fich 
damit über feine Perfon ausweifen könne. Auch die Fälfchung eines 
fog. Marfchzetteld kann unter diefen Artikel fallen. Wenn Barth 
das Gegentheil fagt und ſich zur Unterftügung feiner Anſicht auf eine 
in meinem nadträgliden Bortrage vortommende Bemerkung beruft, fo 
beruht dies auf einer irrigen Auffaffung diefer Bemerkung. An jener 
Stelle handelte e8 fi um die Prüfung eines Antrags, der eine Er: 
höhung ber hier angebrohten Strafen bezwedte und zu deſſen Unter: 
ftüßung von den Antragftellern unter Anderm bemerkt worden war, 
der Code penal bebrobe in Art. 156 eine der bier vorgefehenen Hands 
lungen fogar mit Rekluſionsſtrafe. Da letzteres nur dann ber Fall 
ift, wenn Jemand einen Marfchzeitel zu dem Zwecke gefälfcht hat, um 
fi) aus der Staatskaſſe Marfchkoften, die ihm nicht gebührten, oder 
höhere Marfchkoften, als worauf er Anfpruc hatte, zu verſchaffen, fo 
machte ich im Allgemeinen darauf aufmerkfam, daß dann, wenn bie 
bier vorgefehenen Handlungen zum Zwecke des Betrugs verübt wurden, 
nicht die hier angebrohten Strafen, fondern jene des ausgezeichneten 
Beirugs (Art. 316 Ziff. 4) anzuwenden find, und fügte fpeziell bei, 
baß demnach auf die in Art. 156 des "Code penal unter Umftänden 
mit Rekluſionsſtrafe bedrohte Fälſchung eines Marfchzetteld der gegen: 
wärtige Artikel Feine Anwendung finde, Dies ſchließt aber natürlich 
die Anwendbarkeit dieſes Artikels für den Fal nicht aus, daß ein 
Marjchzettel ohne foldhe eine höhere Strafbarkeit begründende Abficht, 
etwa, wie Art. 156 des Code penal den aud von ihm als minder 
ftrafbar betrachteten Fall bezeichnet, zu dem Zwecke, die Aufſicht der 
öffentlichen Gewalt zu täufchen, gefälfcht oder unberechtigt gebraucht 
wurde. Don felbft verjteht es fidh, daß die in ben Art, 180 u. 181 
vorgefebenen Handlungen je nad) der Abficht des Handelnden auch noch 
im verjchiebener anderer Weiſe ftrafbar erfcheinen können. So kann 
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3. B. in einer folhen Handlung unter Umftänden auch der in Art. 58 
Ziff. 1 vorgefehene Fall der Begünftigung liegen. 

In Abſ. 3 des Art. 180 ift nur der Fall wahrbeitswibriger 
Befcheinigung in einem Arbeits, Wanders oder Dienſtbuche bezüglich 
der Dienft: oder Arbeitszeit.des Buchinhabers von Seite des Arbeits: 
gebers oder Dienftheren vorgeſehen. Diefe Beitimmung barf micht 
auf andere Fälle ausgedehnt werben und fie findet mithin auf wahr: 
beitöwibrige Beſcheinigungen über fonftige Verhältniffe z. B. Auffüh: 
rung: oder Brauchbarkeit, jo wenig als auf die NAusftellung wahr: 
beitöwidriger befonderer Zeugniſſe, die nicht in einem Arbeits- 
Wander: oder Dienftbudhe enthalten find, Anwendung. 

Die in den Art. 179, 180 Abſ. 1 u. 3 und 181 vorgeſehenen 
Handlungen find mit der Fälſchung, beziehungsweife Austellung bes 
Dokumentes vollendet, während Art. 180 Abf. 2 verlangt, daß ſich 
die betreffende Perjon des in Rede ftehenden Legitimationspapieres 
wirklich bedient bat. Der bloße Befit eines falfhen Zeugniſſes oder 
eines -falfchen Legitimationspapieres, ohne daß der Befiker von bens 
felben Gebrauch machte, fällt nicht unter diefe Artikel, wenn bem Be: 
ſiher nicht zugleih nacdgemwiefen werden kann, daß er bie Fälfchung 
felbft vorgenommen bat. ') 


Art. 182, 


Wer in der Abficht, einem Anderen Schaden zuzufügen oder 
fi) oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, 
bewirkt, daß Erklärungen, Verhandlungen oder Chatfachen, welde 
zum Beweife von Rechten oder Kechtsverhältniffen von Erheblichkeit 
find, in öffentlichen Urkunden als abgegeben oder gefchehen beur- 
kundet werden, während fie gar nicht oder von anderen Perfonen 
oder in anderer Weile abgegeben oder gefchehen find, wird mit 
Gefängniß nicht unter einem Jahre befiraft, womit Geldfirafe bie 
zu taufend Gulden verbunden werden kann. 








) Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II S. 171; Verb, des 
Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 314, 576, 583 u. 584; 
Berb. d. K. d. Abg. von 18°%, Beil.Bd. I ©. 179-181 u. 288 u. Beil. Bd. 
m ©. 50, 51 u. 136; Verh. des Geſetzg Ausſch. d. K. d. Reichsr. v. 18%, 
Beil, S. 113-—116 u. Prot.Bd. I S. 178—181. 
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In diefem Artikel ift eine befondere Art der Fälſchung öffent: 
licher Urkunden, nämlich die fogenannte intellektuelle Urkundenfälſchung 
vorgefehen. Das Cigenthümliche derfelben liegt darin, daß bei ihr der 
Fälſcher weber eine öffentliche Urkunde verändert noch eine Urkunde 
unbefugter Weife mit ben Merkmalen einer öffentlichen verfertigt, ſon— 
dern eine zur Aufnahme öffentliher Urkunden befugte Behörde oder 
Perſon täufcht und dadurch bewirkt, daß von biefer in einer formell 
ganz ächten Urkunde Erklärungen, Verhandlungen ober Thatſachen als 
abgegeben oder geſchehen beurkundet werden, während fie gar nidt oder 
von andern Perfonen ober in anderer Weife abgegeben oder geſchehen 
find. Die gewöhnlichite Art der Verübung einer ſolchen Fälſchung 
befteht darin, daß ſich Jemand fälſchlicher Weife für einen Andern 
ausgibt und vor einer öffentlichen Behörde oder einer fonftigen zur Auf— 
nahme öffentlicher Urkunden befugten Perſon Erklärungen abgibt oder 
Handlungen vornimmt zu dem Zwede, damit biefelben als von dem 
Andern abgegeben oder vorgenommen beurfundet werben. 3. B. A ift 
wegen einer Schuld verklagt, B erfdheint nun vor Gericht, gibt vor 
und macht den Richter glauben, er ſei ber A, gefteht die Schuld als 
richtig zu und bewirkt in folder Weife, daß gerichtlich beurfundet wird, 
A babe die gegen ihn eingeflagte Forderung vor Gericht als richtig 
anerkannt, obgleih A in ber Wirklichkeit gar Feine Erklärung vor 
Gericht abgegeben bat. Oder A erſcheint vor einem Notar, gibt fid) 
für den B aus, weiß den Notar auf irgenb eine Weife, etwa da— 
durch, dag Zdentitätszeugen, bie er mitbringt, feine falſche Angabe, 
er jei der B, beftätigen, zu täufchen und veranlaßt biefen, eine No—⸗ 
tariatsurfunde aufzunehmen, in welcher beurkundet wird, B jei vor 
dem Notar erfchienen und babe biefe oder jene Erklärung abgegeben. 
Ob die Perfon, auf deren Namen die falfche Beurkundung bewirkt 
wurde, wirflid, eriftirt oder ob fie lediglich fingirt ift, macht feinen 
Unterſchied, da auch im letzteren Halle die den Begriff des bier wor: 
gefehenen Vergehens Eonjtitwirenden Merkmale vorliegen, 

Das Geſetz verlangt zum Thatbeftande des bier vorgefehenen 
Bergehens, daß die Erklärungen, Berhandlungen oder Thatfachen, deren 
Beurkundung in foldyer Weije bewirkt worden ift, zum Beweife von 
Rechten oder Rechtsverhältniſſen von Erbeblichkeit find. Handelt es 
fi) um Dinge, welche für den Beweis von Rechten ober Rechtsver— 
bältnifjen ganz unerheblich find, fo kann von Anwendung des Art, 182 
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feine Rebe fein. Dabei verſteht es fi aber auch hier, wie überhaupt 
in allen Fällen, in welchen das Geſetz biefes Erforderniß ftellt, von 
felbit, daß nit nur folde Erklärungen, Verhandlungen oder That: 
fachen, welche diefen Beweis vollftändig berftellen, fondern auch foldye, . 
welche. denfelben in irgend einer Art zu unterjtügen geeignet find, als 
für. den Beweis erbeblicd) betrachtet werden müſſen. 

Das Gefeg jpriht von Rechten und Rechtsverhältniſſen im Als 
gemeinen, es find darunter alfo nicht blos Privat: oder Vermögens— 
rechte, fondern aud Rechte und Nechtsverhältniffe anderer Art, na— 
mentlich auch foldhe, die dem öffentlichen Rechte angehören, zu vers 
ftehen. So findet Art. 182 unzweifelhaft Anwendung, wenn A, ber 
weiß, daß er nicht militärdienfttauglich ijt, in der Abficdyt, den B vom 
Militärdienfte zu befreien, vor der Confcriptionsbehörde erſcheint, ſich 
für den conferiptionspflichtigen B ausgibt und als folder vifitiren läßt, 
fowie dann, wenn A, fidy für den Schneidermeifter B ausgebend, vor der 
betreffenden Behörde die Erklärung abgibt, er verzichte auf feine Schneider: 
conceffion. Auch dann, wenn A, fid für den B ausgebend, vor einer 
öffentlichen Prüfungskommiſſion erfheint und auf den Namen bes B 
die Prüfung befteht, ericheint Art, 182 anwendbar. 

Das Geſetz verlangt, daß die Handlung in der Abſicht vorge: 
nommen wurde, einem Andern Schaden zuzufügen oder ſich oder einem 
Dritten einen rechtswidrigen Bortheil zu verfchaffen. Fehlt diefe Ab: 
fit, jo faun von Anwendung des Art. 182 feine Rede fein, Dabei 
verfteht es fi aber nad) dem vorhin Bemerkten von ſelbſt, daß ber 
beabſichtigte Schaden oder Bortheil nicht gerade ein folder am Ber: 
mögen einer Perfon zu fein braudt. 

Degen der allgemeinen Faflung des Gefeged „wer in biefer 
Abſicht bewirkt” erſcheint ſowohl derjenige, welcher einen Andern gebraudt, 
um ‚eine folhe wahrheitswidrige Beurkundung zu erlangen, als auch 
derjenige, welcher ſich biezu gebrauchen läßt, als Ihäter, während im 
obigen Beifpiele die Jdentitätszeugen, wenn fie in der Abſicht, die jtraf: 
bare That zu unterftügen, gehandelt haben, als Theilnehmer erfcheinen. 

Bollendet it das hier vworgejehene Vergehen mit der Beurkuns 
dung. Damit ift auch die Frage beantwortet, ob es zum TIhatbeftande 
diefes Vergehens erforderlich ſei, daß derjenige, welcher eine Beur⸗ 
tundung auf den Namen eines Dritten bewirkte, aud mit befjen Na— 
men unterzeichnet habe. Es ijt dies nämlich dann allerdings er 
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forberlich, wenn die Unterfchrift zur Beurfundung nöthig ift, nicht aber 
dann, wenn dies nicht der Fall if. Der Verſuch dieſes Bergehens 
ift in Folge der Beftimmung des Art. 48 nidt ftrafbar, 

Auch der wiſſentliche Gebrauch einer Urkunde der in Art. 182 
bezeichneten Art iſt als folder nicht ftrafbar, da Art. 176 Abſ. 2 
nad feinem Wortlaute, der mur von ſolchen falſchen Urkunden, alfo 
nur von Urkunden, die auf eine der in Abf. 1 angegebenen Arten 
gefälfcht wurden, fpricht, nicht anmendbar und eine ausdehnende nter: 
pretatiow nach allgemeinen ftrafrechtlihen Grundſätzen nicht zuläfjig ift. 
Wohl aber wird biefer Gebrauch in ber Regel als Betrug ftrafbar 
fein. Daß außerbem auch in denjenigen Fällen, in welchen Art. 182 
anwendbar ijt, die Beftimmungen über den Zuſammenfluß nicht aus: 
gefchloffen find, alfo dann, wenn durd die Handlung zugleich ein eine 
höhere Strafe andrehendes Straigeſetz verletzt ift, die lehtere Strafe 
verhängt werden muß, bebarf wohl kaum der Erwähnung.') 


Art. 183. 


Wer zum Bwece rechtswidriger Täuſchung oder um Beweis- 
mittel von Hechten oder Hechteverhältniffen zu beieitigen, eine ächte 
Öffentliche Mrkunde unbefugt vernichtet, unbrauchbar macht oder 
unterdrückt, ift gleich dem Sälfcher zu befirafen. 


Diefer Artikel ftellt die bier aufgezählten Handlungen, wenn fie 
in der im Artikel angegebenen Abficht begangen wurden, der Fälfchung 
ber betreffenden Urkunde gleih. Die zu den vorhergehenden Artikeln 
gemachten Bemerkungen finden deshalb auch hier Anwendung und eben 
fo greifen die daſelbſt in Betreff der Strafbarkeit der Fälſchung öffent: 
fiher Urkunden gemachten Unterfcheidungen aud bier Platz. Neben 
der Vernichtung und Unterbrüdung wurde noch die Unbrauchbarmachung 
erwähnt, um auch jene Fälle zu greifen, in denen die Urkunde, ohne 
daß man von einen eigentlichen Vernichtung reden kann, in einen ſolchen 
Zuſtand verfeßt wurde, daß fie zu dem betreffenden Zwede nicht mehr 
dienlich ift, z. B. wenn biefelbe an einer entjcheidenden Stelle unlefer: 
ih gemacht, an einer folchen Stelle ein Stück weggerifien, die amt: 
fihe Beglaubigung weggefchnitten, das ihre Beweiskraft bedingende 


) Berb. der 8. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. IT ©. 196 u. Verb. des 
Geſehg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, ©. 313, 573, 574 u. 586, 
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Siegel befeitigt wurbe und bergleihen. Unter Unterdrückung ift nicht 
ſchon jede Verweigerung der Mittheilung oder Produktion, fondern nur 
eine Verheimlichung oder Entziehung, welche wenigftens nach der Abficht 
des Thäters eine dauernde fein foll, zu verftehen. Die in Rebe fteben- 
den Handlungen müſſen natürlih unbefugt vorgenommen worben fein, 
da z. B. ven einer ftrafbaren Handlung feine Rede fein kann, wenn 
Jemand eine öffentliche Urkunde vernichtet, die ihm ausfchlichlich gehört. 


Art. 184, 


Wer außer dem Salle des Art. 183 Urkunden oder Akten, 
welche in einem öffentlichen Archive oder an einem andern öffent- 
lichen Verwahrungsorte oder bei einem Beamten in deſſen amtlicher 
Eigenfhaft aufbewahrt find, entwendei, unbefugt vernichtet, un- 
brauchbar macht oder unterdrückt, if mit Gefängnig nicht unter 
einem Monate zu beflrafen, womit Geldftrafe bis zu taufend Gul- 
den verbunden werden kann. 

Diejer Artikel gehört eigentlich nicht hieher, da er nicht fowohl 
mit der Fälſchung oder der der Fälſchung gleichzuachtenden Vernichtung 
und Unterdrüdung öffentlier Urkunden zufammenhängt, als vielmehr 
beſtimmt ift, öffentlihe Archive und Negiftraturen gegen unbefugte Ein— 
griffe zu ſchützen. Er ift deshalb im einer Beziehung enger, in einer 
andern aber viel weiter, als ber vorhergehende. Er ijt infoferne enger, 
als er nur auf ſolche Urkunden und Akten Anwendung findet, bie in 
einem öffentlichen Archive oder an einem andern öffentlichen Verwah— 
rungsorte oder bei einem Beamten in deſſen amtlicher Eigenfhaft aufs 
bewahrt find, er ift dagegen viel weiter, da er zum Thatbeſtande bes 
bier vworgejehenen Vergehens keinerlei fpezielle rechtswidrige Abſicht 
verlangt, ed mithin genügt, daß die Handlung vorfäglid begangen 
wurde. Die eigentliche Abficht des Thäters kann eine fehr verſchiedene 
fein. Er kann allerdings z. B. in der Abſicht gehandelt haben, Be: 
weismittel von Rechten oder Nechtsverhältniffen zu befeitigen, in wel 
chem Falle feine Handlung mit der im vorhergehenden Artikel vor: 
gejehenen ideal concurrirt; es genügt aber aud, wenn er nur die Ab⸗ 
fit gehabt hat, die entwendeten Urkunden als Makulatur zu verkaufen, 
ja es genügt fogar, wenn er die Urkunden aus Muthwillen vernichtet 
oder unbraudbar gemacht hat. Deshalb wurde aud den im vorher: 


gehenden Artikel angeführten Arten der Bejeitigung das Wort „ent 
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wendet” hier noch beigefügt. Daß eine unter den Wortlaut bes Art. 
184 fallende Handlung unter Umftänden, wenn nämlich die Abficht 
des Thäterd auf die Erreichung eines weitern verbrecheriſchen Zweckes 
gerichtet war, zugleich als nach einer andern Strafbeftimmung ſtraf⸗ 
bar erfcheint und daß fie im diefem Falle nach jener Beftimmung, welche 
die höchſte Strafe zuläßt, beurtheilt werben muß, bebarf wohl feiner 
beſondern Erwähnung. ') 


Art. 185, 


x Biffang Wer Stantspapiere, desgleichen: wer Aktien, Promeffen oder 
Kreditpapiere. Schuldverfchreibungen, welche mit Ermächtigung des bayerifchen oder 
eines auswärtigen Staates von fiorporationen , Gefellfchaften oder 
Privaten ausgegeben find, oder die zu ſolchen Papieren gehörigen 
Binsfrheine (Coupons) oder Erneuerungsfcheine (Talons) oder die 
folche Papiere vertretenden Interimsfcheine fälfcht, ift mit Bucht- 
haus bis zu fechzehn Jahren zu befirafen. 
Die zur Verübung der Fälſchung gebrauchten oder beflimmt 
gewefenen Werkzeuge, Sowie die gefälfchten Papiere unterliegen der 
KRonfiskation. 


Art. 186. 


Wer wilfentlich falfche Papiere der im Art. 185 bezeichneten 
Art als ächte in den Verkehr bringt oder fonft als ſolche ge- 
braucht, foll nad) den Beftimmungen über den Betrug beflraft, wenn 
er aber im Einverfländniffe mit dem Sälfcher gehandelt oder das 
gefälfchte Papier abfichtlich zu dem bezeichneten Gebrauche an fich 
gebracht hat, zu der im Art. 185 beflimmten Strafe verurtheilt 
werden. 


Borftehende Artikel machen feinen Unterfchieb zwiſchen in: und 
ausländifhen Papieren und eben fo wenig zwifhen Papieren auf Nas 
men und folden auf den Inhaber. Auch das bei dem Papiergelde 
und ben von Bank: oder Kreditanftalten ausgegebenen Noten in Art. 
169 geftellte Erforderniß, daß fie im gemeinen oder Handelsverfehre 








’) Berb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, Bd. 1 S. 313, 574, 
575, 586, 587 u. 592; Verb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. IT ©. 181 u. 
Beil.Bd. IN ©. 51. 
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Geltung haben, ift hier nicht aufgeftellt. Diefe Artikel finden mithin 
auf alle Papiere der in Art. 185 bezeichneten Art Anwendung, welche 
entweber vom bayerifchen oder von einem auswärtigen Staate felbft 
oder mit Ermächtigung des bayerifchen oder eines auswärtigen Staates 
von Korporationen, Gejellfaften ober Privaten ausgegeben worden 
find. Fälfhungen von Papieren, welche ven Korporationen, Oejell: 
ſchaften oder Privaten ohne ftaatliche Ermächtigung ausgegeben wurben, 
erfcheinen dagegen, gleichgiltig im welcher Form fie ausgefertigt find 
und in welder Weife fie im Verfehre cirfuliren, lediglich als Fälſchung 
von Privaturfunden, 

Im Webrigen findet zu Art. 185 das bezüglich der Fälſchung 
im Allgemeinen früher ſchon bemerkte Anwendung, während Art, 186 in 
demjenigen, was zu Art, 171 bemerft wurde, feine Erläuterung findet.) 


Art. 187. 


Wer, ohne dazu ermächtigt zu fein, das zur Beglaubigung 
der königlichen Unterfchrift dienende Staats- oder Kabinetoſiegel 
nachmacht oder ein ächtes oder unächtes Siegel diefer Art fid) oder 
einem Andern verfchafft, foll mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
oder an Geld bis zu fünfhundert Gulden beftraft werden. 

IR dieſe Handlung zum Bwerke einer Fälfhung vorgenommen 
worden, fo tritt Gefängnig von ſechs Monaten bis zu drei Jahren 
ein, womit Geldftrafe bis zu taufend Gulden verbunden werden kann. 


Art. 188, 


Wer fich einer der im Art. 187 Abf. 1 bezeichneten Hand- 
lungen an dem Amtofiegel einer öffentlichen Behörde oder eines 
öffentlichen Geamten oder an dem Siegel, zu deffen Führung eine 
Gemeinde oder eine öffentliche Aorporation ermächtigt if, ſchuldig 
macht, foll mit Arreſt bis zu dreißig Tagen oder an Geld bis zu 
hundert Gulden beſtraft werden. 

Iſt diefe Handlung zum Bwecke einer Fälſchung gefchehen, fo 
tritt Gefängniß bis zu einem Iahre ein, womit Geldftrafe bis zu 
zweihundert Gulden verbunden werden kann. 


) Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. I ©. 171 u. 172, Verh. d. 
Geſetzg. Music. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 1. 311, 312, 569 u. 586, Verb. 
d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. II ©. 181. 
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Art. 189. 


Wer Gegenſtände, die jur Verübung des im Art. 185 be- 
zeichneten Berbrechens dienlich find, zum Bwede der Berübung 
diefes Verbrechens verfertigt oder fid) oder einem Andern verfchafft, 
ift mit Gefängnif von zwei Monaten bis zu zwei Jahren zu be- 
firafen, womit Geldftrafe bis zu dreihundert Gulden verbunden 
werden kann, 


Art. 190. 


Wer Stempel, Formen, Platten, Stiche oder andere Vor- 
richtungen und Werkzeuge, welche zur Werfertigung der im Art. 
185 bezeichneten Papiere ausſchließlich Dienlid, find, ohne Ermäch- 
tigung verfertigt, oder fich oder einem Andern verfchafft, ift vorbe- 
haltlich der Beflimmung des Art. 189 mit Gefängniß bis zu feche 
Monaten oder an Geld bis zu dreihundert Gulden zu beftrafen. 


Fine befondere Erläuterung dieſer Artikel ift nicht nothwenbig, 
da fie fi an bie vorhergehenden Artikel in demfelben Berhäftniffe an: 
fließen, wie die früher ſchon beſprochenen Art, 173 und 174 an die 
betreffenden Artikel bes fiebenten Hauptftüdee. Wenn in meinem 
frühern Vortrage bemerkt ift, Art. 187 verlange in feinem Abf. 1 
gar feinen dolus, fo iſt dies natürlich, wie fih audh aus dem Zu: 
ſammenhange beutlicdy ergibt, nur fo zu verſtehen, daß hier feine be: 
fondere auf bie Erreihung eines beftimmten Zweckes gerichtete ver: 
brecheriſche Abjicht verlangt fei. Daß aud bie bier vorgefehene Hand: 
fung vorfägli begangen worden fein muß, ift nach Art. 6 jelbft: 
verftändlich.') 


Art. 191. 


Im Falle einer in Gemäßheit der Art. 178 Abſ. 2, 187 
Abf. 2 und 188 Abf. 2, dann des Art. 189 erfolgenden Werur- 
theilung zu Gefängnißfirafe kann zugleic; auf die im Art. 25 be- 
zeichneten Straffolgen oder auf einzelne derfelben erkannt werden. 
Heben den in den Art. 180 Abf. 1 und 2, 187 Abf. 2 und 188 


') Berh. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.®d. I ©. 181 u. Beil. Bd. IM 
©. 51 u. 435; Verh. des Gefepgeb.Ausich. d. K. d. Reicher. von 18°%,, Beil. 
S. 118—121 u. Prot.Bd. 1 ©. 184—187, 
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Abf. 2, dann in Art. 189 beflimmten Strafen iſt Stellung unter 
Polizeiaufficht zuläffig. 

Die in Art. 187 und 188 bezeichneten unächten Siegel, fo- 
wie die in Art. 189 bezeichneten Gegenflände und die in Art. 190 
bezeichneten Stempel, Formen, Platten, Stiche oder andere Vor- 
richtungen und Werkzeuge unterliegen der Ronfiskation. Die ächten 
Siegel der in Art. 187 und 188 bezeichneten Art find der be- 
treffenden Stelle oder Behörde zu übergeben. 


Diefer Artifel bedarf feiner befondern Erläuterung. 


Neuntes Hanptftiid. 


Strafbare Handlungen in Bezug auf Eid, Handgelöbniß und 
unbefchworenes Zeugniß. 


Art. 192. 


Wer durch einen ihm von einer öffentlichen Behörde abge- 
nommenen Eid feine diefem Eide vorausgegangene oder nachfolgende 
wiffentliche unwahre Ausfage bekräftigt, foll wegen Meineids mit 
Bucthaus bis zu acht Jahren beftraft werden. 

Die Strafe kann bis zu zwanzig Jahren Buchthaus erhöht 
werden, wenn in einer Straffache zum AUachtheile des Beſchuldigten 
meineidig ausgefagt und der letere zu Todes- oder mehr als 
achtjähriger Buchthausfizafe verurtheilt wurde. 

Der wegen Meineids rechtskräftig Werurtheilte verliert Die 
Fähigkeit, einen Eid als Beuge oder Sachverſtändiger vor einer 
öffentlichen Behörde abzulegen. 


Abf. 1 diefes Artikels beftimmt den Begriff bes Meineids im 
ber Art, daß derfelbe zwar auf den aflertorifchen (behauptenden) Eid 
d. h. auf demjenigen, durch welchen die Wahrheit einer Ausfage bes 
träftigt wird, mit Ausſchluß des promifforifchen (verſprechenden) Eibes 
beſchränkt ift, auf der andern Seite aber alle Arten und Formen 
dieſes Eides umfaßt. Unter den hier feftgeftellten Begriff fallen mits 
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bin gleihmäßig fowohl die von den Parteien und, ſoweit dies geſetzlich 
zuläffig ift, ihren Vertretern in ftreitigen Civilrechtsſachen wahrheits— 
widrig geleifteten Eide, wie zugefchobene oder zurüdgefhobene Haupt: 
eide, Notheide u. f. w., al® auch die von Zeugen und Sachverſtändigen 
in Givile und Strafſachen geſchwornen falfchen Eide. Der Begriff des 
Meineides ift nicht auf gerichtlihe Eide befchränft, fonbern umfaßt, 
vorbehaltlich der in Art. 195 enthaltenen Beihräntungen, alle von 
einer öffentlihen Behörde abgenommenen Eide. Die Handlung beftebt, 
wie das Geſetz ſich ausdrüdt, darin, daß Jemand wiffentlid eine uns 
wahre Ausfage macht und mit einem ide befräftig.. Die Angabe 
muß mithin objeftiv unmwahr fein und bie Perfon, welche diefelbe macht, 
muß in dem Augenblide, wo fie diefelbe macht, fi der Unwahrheit 
berjelben bewußt fein. ine weitere Abficht ift zum Thatbeftande des 
Verbrechens des Meineides nicht gefordert. Ob die ganze Angabe oder 
ob nur einzelne Theile derſelben unwahr find, ift für den Begriff des 
Meineibes gleichgültig. Dabei verſteht es fih aber von felbit, daß 
bei umrichtiger Angabe oder Berfhweigung von Nebenpuntten von einem 
Meineide nur dann gefprochen werden Kann, wenn ber betreffende 
Nebenpunkt irgend eine Bedeutung in der Sadye hatte. Darauf, ob 
die unmwahre Ausfage wirklich einen Ginfluß auf die Entfcheidung hatte, 
fommt es jedoch nicht am. Hat ein Zeuge in einer Strafſache eine 
wiffentlid unwahre Ausfage zu Ounften des Befhuldigten gemacht, 
fo ift er des Meineides auch dann ſchuldig, wenn troß feiner Ausfage 
der Beſchuldigte verurtheilt wurde, 

Auch in dem in Abf. 2 vorgefehenen Falle ift weder eine be: 
fondere Abficht des Meineidigen noch ein zwijchen der Verurtbeilung 
und der unwahren Ausfage beftehender Caufalzufammenbang geforbert. 
E8 genügt außer dem allgemeinen Erforderniſſe der eiblihen Bekräf— 
tigung einer wifjentlich unmahren Ausfage, daß 1) zum Nachtheile 
des Beſchuldigten unwahr ausgefagt wurde und 2) der Befchuldigte zu 
Todes: oder mehr als achtjähriger Zuchthausftrafe verurtheilt wurde. 
Die in Abſ. 2 zugelaffene höhere Strafe fest demnach nicht voraus, 
daß ber Beſchuldigte überhaupt oder bezüglidy eines die Strafbarkeit 
erhöhenden Umftandes wirklich unfchuldig war, und eben fo wenig, 
baß die Verurtheilung in Folge der unwahren Ausfage ftattgefunden 
bat. Es genügt die Thatfache der Verurtheilung zu einer” der ange: 
gebenen Strafen in Verbindung mit dem Umftande, daß zum Nachtheile 
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bes in foldher Weife Berurtheilten meimeibig ausgefagt wurde, unb bie 
in Abf. 2 zugelaffene höhere Strafe wird insbefondere dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, daß nad den Umſtänden anzunehmen ift, bie ausge: 
fprodene Strafe wäre auch ohne die in Rebe ſtehende meineidige 
Ausfage verhängt mworben. 

Das oben erwähnte allgemeine Erforderniß, daß beim Meineibe 
eine objektiv unwahre Angabe vorliegen muß, tft, wie ich zur Ber: 
meidung von Mißverſtändniſſen beifügen will, nicht fo zu veritehen, 
als ob dasjenige, was ein Zeuge über einen ben Gegenſtand einer ge: 
richtlichen Verhandlung bildenden Vorfall angibt, an fi umwahr fein 
müſſe, damit ein Meineid angenommen werben könne. Seine Erzählung 
des Borfalls kann an fid) wahr fein und dennoch ein Meineid vorliegen. 
Es iſt dies z. B. dann der Fall, wenn der Zeuge feiner Erzählung 
bie. Ungabe beifügt, er habe den Vorfall felbft gefehen, mithin ale 
Augenzeuge deponirt, während fidy jpäter ergibt, daß er von bem Por: 
falle nichts gefehen, überhaupt von demſelben feine unmittelbare Kennt: 
niß, jondern dasjenige, was er über denfelben angab, nur von einem 
Dritten erfahren bat. Ich erinnere mich eines folchen Falles aus 
meiner eigenen Praris, Gin Gendarm machte die Anzeige, während 
eine® Dienftganges auf dem Wege zwifchen zwei Dörfern von zwei 
Berfonen überfallen und mißhandelt worben zu fein. Gr gab zugleich 
an, es ſei Niemand in der Nähe geweſen und er könne deßhalb Feine 
weitern Zeugen angeben. Trotz ber letztern Angabe präfentirte fich 
im Laufe der Unterfuhung ein Mann, welder angab, er fei zur Zeit 
des Borfalld in der Nähe gewefen und habe den ganzen Vorfall mit: 
angefehen. Als Zeuge vernommen, erzählte ev den Borfall ganz in 
berfelben Weife, wie ihn der Gendarm angegeben hatte. Die Be: 
ſchuldigten Teugneten und produgzirten zwei Entlaftungszeugen, bie auch 
in der Öffentlichen Situng zu ihren Gunften ausfagten. Der Gendarm 
beharrte auf jeiner Angabe und insbefondere barauf, daß zur Zeit bes 
Borfalls Niemand in der Nähe geweſen ſei. Namentlich erklärte er 
ganz beftimmt, aud der Belaftungszeuge fei damals nidt an jener 
Stelle gewefen, von welcher aus er den Vorfall mitangefehen haben 
wolle. Es wurde hierauf eine Unterfuhung wegen Meineids einge: 
leitet, in welcher fid) die Angaben des Gendarmen in allen Theilen 
als vollftändig wahr barftellten, und es erfolgte auch beim Schwur— 
gerichte gleichzeitig Berurtheilung ber genannten brei Perſonen wegen 
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Meineids, ber zwei Entlaftungszeugen, ſowie bed Belaftungszeugen, 
und zwar bes letztern um befwillen, weil er, wie bie Verhandlung 
ergab, wahrheitswibrig auf feinen Eid erklärt hatte, er habe ben Bor: 
fall felbft gefehen, während er am Orte bes Borfalls gar nidt an— 
wefend war, von bdemfelben felbft gar nichts wahrgenenmen und bas= 
jenige, was er über denfelben angab, nur von Dritten erfahren hatte. 
Seine Angabe über den Borfall felbft war mithin an fi richtig, 
alfein feine als Zeuge eidlich gemachte Ausſage war trotzdem in einem 
wejentlihen Punkte unwahr, da es matürlih von großer Bedeutung 
ift, ob ber Zeuge dasjenige, was er über ben Borfall angibt, auf den 
Grumd eigener Wahrnehmung weiß oder nur von Dritten gehört hat. 

Die Unterlaffung ber in vielen Fällen vorgefchriebenen Meineids⸗ 
verwarnung fchließt die Strafbarfeit wegen Meineids nicht aus, ba 
eine folche vorgängige Verwarnung weber zu ben wefentlihen Form— 
lichleiten ber Eidesabnahme gehört noch vom Gtrafgefeßbude unter 
bie ben Begriff des Meineides Fonftituirenden Momente aufgenom- 
men ift. 

Im frühern Entwurfe war allgemein beftimmt, ber wegen Mein: 
eibes rechtskräftig DVerurtheilte verliere die Fähigkeit, einen Eid ober 
ein Handgelöbniß an Eidesftatt vor einer öffentlichen Behörde abzu— 
legen. Diefe allgemeine Beitimmung wurde beshalb beanftandet, weil 
darin, daß der Meineidige aud zur Ablegung eines KHaupteides in 
einem Givilrechtsftreite für unfähig erklärt werbe, eine nicht geredjt- 
fertigte Benadhtheiligung des Prozeßgegners bes Meineibigen Liege, 
indem ber erjtere durch biefe Beſtimmung bes Rechtes, dem letztern 
einen Eid zu beferiren, mithin eines wichtigen, unter Umftänben fos 
gar bes einzigen Beweismittel® beraubt werde. In Folge befien er: 
hielt Abf. 3 die jegige beſchränkte Faffung, wornad ber wegen Mein: 
eides vechtöfräftig Verurtheilte nur bie Fähigkeit, einen Eid als 
Zeuge oder Sachverſtändiger abzulegen, verliert. Hiedurch in 
Berbindbung mit Art. 31 ift natürlich den ältern Beftimmungen, welche 
allgemein verordnen, daß meineibige Perfonen nicht zum Schwure ge: 
laffen werben ſollen, insbefondere ber Gerichtsordnung Kap. 13 $1 
Nr. 1, derogirt, während dagegen an foldyen ältern Beftimmungen, 
weldye, wie 3. B. die Gerichtsorbnumg Kap. 13 $ 3 Nr. 3 bezüglid 
bes Suppletoriums, von gewiſſen Gattungen von Eiben nicht blos 
Meineidige, fondern überhaupt unehrliche, verrufene, leichtfertige ober 


Strafgefek, Artitel 198. 459 


verdächtige Perfonen ausihliegen, buch das Strafgeletzbuch nichts 
geändert wird, da Meineidige in Beziehung auf Eide immerbin als 
verbächtige Perfonen erfcheinen. 

Das Strafgefegbucd enthält, abweichend von dem ältern Rechte 
und verfchiebenen andern Geſetzbüchern, Feine Beftimmungen über 

1) bie Berleitung zum Meineibe ; 

2). ben leichtfinnigen oder unbedachtſamen (Fulpofen) Eid; 

3) das Anerbieten zum Meineide. 

Die Motive zum frühern Entwurfe bemerken hierüber: 

1) Für die Verleitung zum Meineide find die allgemeinen Be: 
flimmungen über die Theilnahme durd Anftiftung (Art. 54 Ziff. 1) 
ausreichend. it die Anftiftung ohne Erfolg geblieben, fo wird ber 
Auftifter im gewiſſen Fällen von der in Art. 56 angebrohten Strafe 
getroffen.  Abgefeben von biefen Fällen aber kann bie erfolglos ge: 
bliebene Anftiftung al® bloße Verbereitungshandlung unbedenklich außer 
bem Gebiete des Strafrechts belaffen werden. 

2) Das Verbreden bes Meineides fällt unter den allgemeinen 
Begriff der Fälſchung und es läßt ſich daher ein fahrläffiger Meineid 
ebenfo wenig als ein fahrläffiges Falſum rechtlich ſtatuiren. 

3) Ju dem bloßen Anerbieten zur Wbleiftung eines falfchen 
Eides liegt offenbar nur eine Vorbereitungshandlung, welde gemäß 
dem ‚allgemeinen Grundſatze des Art. 51 ftraflos Bleiben muß. Hat 
ber Geguer des Dfferenten den angebotenen Eid freiwillig als geleijtet 
gelten laſſen und dadurch Schaden erlitten, fo können nad Umftäuden 
allenfalls die Strafgefehe über den Betrug zur Anwendung kommen, 
aber um eine Strafe aus dem Gefichtspunfte des Meineides eintreten 
zu laſſen, fehlt e6 ganz und gar an jeder objektiven Grundlage. 

IH bemerke übrigens zum Testen Punkte, daß felbftverftändlich 
auch von Anwendung der Strafgefebe über den Betrug in biefem 
Falle: nur dann die Rede fein kann, wern alle jene Merkmale vor: 
liegen, melde das Gefeb zum Thatbeftande des Betrugs verlangt. 


Art. 193, 
Ausfagen, welche unter Hinweifung auf einen geleifleten Eid 
gemacht wurden, ſtehen den durch Eid bekräftigten gleich. 
Diefer Artikel umfaßt ſowohl jene Fälle, in denen Jemand unter 
Bezugnahme auf einen befondern in der nämlichen Sache fen ein 


460 Strafgefeß, Artikel 194, 


mal geleifteten Zeugen- oder rperteneid eine Ausfage madıt, als 
auch bie Fälle der Bezugnahme auf einen allgemein geleifteten Eid, 
3. B. wenn ein Sadverftändiger, welder als folder ein= für alle 
mal in Pflicht genommen ift, eine Ausfage auf diefe generelle Ver— 
pflihtung bin oder wenn ein Beamter eder öffentlicher Diener eine 
amtliche oder bienftliche Verfiherung unter Berufung auf feinen Dienft: 
eid abgibt. In allen dieſen Fällen muß aber die Hinweifung auf den 
früher geleifteten Eid ausdrüdlid ftattgefunden haben, fo daß alfo ber 
Zeuge wußte, daß er feine Ausfage auf einen Eib hin mache, 


Art. 194. 


Die flatt des Eides abgegebenen Betheuerungen. der Menoniten 
und anderer Religionsverwandten, welche nach ihren religiöfen Grund- 
fägen keinen Eid leiften, werden der Eidesleiftung gleich geachtet. 

Ich war im Jahre 1857 im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer 
ber Abgeordneten anfänglih der Anfiht, nur Mitglieder einer im 
Staate anerkannten Religionsgefellfchaft follten die Leiftung eines wirk— 
lihen Eides aus dem Grunde verweigern dürfen, weil ihre veligiöfen 
Grundſätze ihmen die Feiftung eines Eides verbieten. Es wurde jedoch 
dagegen bemerkt, ein Eib, zu dem man Jemanden zwingen wolle, ber 
erflärt, es widerfpredhe feinen Religionsbegriffen, einen Eid zu leiften, 
habe feinen Werth und in folhem Zwange liege eine Profanation des 
Eides. Hiegegen wurde nichts weiter erinnert und ber ohnedies als 
gemeine Ausbrud „andere Religionsverwandbte” ift deshalb nicht auf 
Mitglieder einer im Staate anerkannten Religionsgefellfchaft zu bes 
ſchränken, fondern dahin zu interpretiren, baß er die Belenner jeber 
Religion bezeichnet, gleichgiltig, ob diefelbe im Staate anerkannt ift 
oder nicht, Hat übrigens Jemand, der einen Eid leiften follte, er: 
HMärt, er gehöre einer religiöfen Genoſſenſchaft an, nad deren Grund: 
fügen er feinen Eid leiſten fönne, und wurde ihm in Folge deſſen 
geitattet,, ftatt des Eides eine Betheuerung abzugeben, fo Tann er fidh 
fpäter der Strafe des Meineids nicht dadurch entziehen, daß er be: 
bauptet, feine frühere Erklärung ſei unwahr gewefen. Hat er durch 
feine Erflärung bewirkt, daß man damals feiner Betheuerung bie 
Wirkung eines wirflihen Eides einräumte, fo muß er fich biefe 
Wirkung aud) 0 ber von ihm gemachten falfchen Ausfage ge: 
fallen laſſen. 
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Art. 195. 


Eine firafrechtliche Verfolgung wegen Meineides findet nicht 

flatt: 

1) bei dem Slanifeflations-, dem Würderungs- und dem 
Glaubens - Eide, fowie bei dem Eide vor Gefährde, wel- 
chen derjenige, dem ein Eid zugefchoben wurde, vor Ab- 
leiftung desfelben von feinem Gegner verlangt hat; 

2) wenn der Eid einer Perfon abgenommen wurde, welcde 
in diefer Sache nicht eidesfähig war; 

3) wenn der Eid in einer Sache abgenommen wurde, in 
welcher eine Eidesabnahme überhaupt unflatthaft if; 

4) wenn der Eid von einer Behörde in einer Sache abge- 
nommen wurde, für welche ihrer Gattung nad die Bu- 
Aändigkeit der Behörde nicht gegeben if; 

5) wenn ein Beuge oder Sachverftändiger, ohne vorher über 
das ihm zuflehende Hecht der Beugfchaftsablehnung belehrt 
worden zu fein, einen falfchen Eid zu Gunften einer Perfon 
geſchworen hat, bezüglich welcher er gefelich berechtigt if, 
die Abgabe eines Beugnifles abzulehnen, oder wenn eine 
Perfon als Beuge vernommen wurde, deren Vernehmung 
geſetzlich unterfagt if; | 

6) wenn Iemand unter eidlicher Bekräftigung Chatfachen 
fälihlid angegeben oder verfchwiegen hat, deren wahre 
Angabe gegen ihn felbfi eine firafrechtliche "Verfolgung 
wegen Verbrechens oder Vergehens nach fich ziehen konnte. 

In diefem Artikel find verfchiedene Fälle, in denen eine jtraf- 

etliche Berfolgung wegen Meineides nicht ftatifindet, aufgezählt. 
Eine ausdehnende Yuterpretation derfelben ift nicht ftatthaft, da alle 
derartigen Beftimmungen die Natur von Ausnahmsbeftiinmungen haben. 
Im Einzelnen ift zu bdenfelben Folgendes zu bemerken. In Ziff. 1 
ift der Manifeftationseid überhaupt angeführt, es findet mithin wegen 
Ableiftung eines falſchen Manifeftationseidves niemals ſtrafrechtliche 
Verfolgung ftatt, wobei jebod nicht zu überjehen ift, daß dann, wenn 
berjenige, welcher einen Manifeftationseid falſch leiftete, ſich, wie dies 
in ber Regel ber Fall fein wird, zugleich einer andern fteafbaren 
Handlung, 3. B. einer Unterfchlagung, eines Betrugs, ſchuldig machte, 


462 Etrafgefek, Artilel 195. 


allerdings wegen letzterer Handlung Verfolgung und Beftrafung ein: 
zutreten bat. — Ziff. 2 wurde fo, tie gefchehen, gefaßt, weil bie 
Fidesfähigfeit nicht für alle Sadyen gleich normirt if. E83 muß alfo 
die Art des Verfahrens, in welder der Eid geleiftet wurde, berüd: 
fihtigt und hiernach die Eidesfähigfeit geprüft werden. — Ziff. 4 bat 
nur den Fal im Auge, daß der Eid von einer Behörde in einer 
Sache abgenommen wurde, für welde ihrer Gattung nad bie 
Behörde Feine Zuftändigkeit hat. War die Behörde in ber Sache 
ihrer Gattung mach zuftändig, d. 5. handelte es fi) um eine Sache 
von folder Art, für melde die Behörde überhaupt zuftändig ift, fo 
fteht der ftrafrechtlihen Verfolgung der Umftand nicht entgegen, daß 
fie im Lonfreten Falle infompetent war. — Wir haben geſetzliche Be: 
ftimmungen, welde die zeugfhaftlihe Vernehmung gewiffer, obgleich 
im Allgemeines eidesfähiger Perfenen in gewiffen Fällen, 5. B. wegen 
naher Verwandtſchaft, verbieten, und haben außerdem andere gefeßliche 
Beftimmungen, weldye gewiffen Perfonen das Recht einräumen, unter 
gewiſſen Vorausſetzungen die Abgabe eines Zengniffes abzulehnen. 
Wurde Jemand einer gefeglichen Beftimmung ber erjtern Art entgegen 
als Zeuge vernommen, fo tft nad Ziff. 5 die ftrafrechtliche Verfolgung 
wegen Meineides unbedingt ausgeſchloſſen. Wurde aber eine Perfon, 
deren DVernehmung im Geſetze nicht geradezu unterſagt, fondern der 
nur das Recht eingeräumt ift, die Abgabe eines Zeugniffes abzulehnen, 
als Zeuge vernommen, weil fie von dem ihr zuftehenden Rechte ber 
Ablehnung Leinen Gebraud machte, fo ift die ftrafrechtliche Verfolgung 
wegen Meineides nur dann ausgefchloffen, wem das Geſetz zugleich 
eine Belehrung bdiefer Perfon über das ihr zuftehende Ablehnungs— 
redyt vorfchreibt und diefe Belehrung nicht flattgefunden bat. So ill, 
wie auch der Kaffationshof unlängft entfchieden bat, Ziff. 5 des Art. 195 
zw verſtehen. Da nun 3. B. in Civilfachen eine folde Belehrung 
wicht vorgefchrieben ift, fo kann ſich derjenige, welcher fih als Zeuge 
in einem Givilprogeffe eines Meineides jchuldig gemacht bat, aud 
nicht auf die Beftimmung der Ziff. 5 des Art. 195 berufen. — Ziff. 6 
muß ftreng auf ihren Wortlaut beſchräukt werben. Sie fügt mithin 
gegen ftrafrechtliche Verfolgung wegen Meineides nicht, wenn fi bie 
betreffende Perſon dur die wahre Angabe nur einer DBerfolgung 
wegen ſtrafrechtlicher oder polizeiliher Webertretung oder der Gefahr 
eines fonftigen Nachtbeils ausgefeht hätte. Darauf aber, ob fie fid 
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durch die wahre Angabe der Gefahr, in bie nämlide Unter: 
fuchung, im welder fie vernommen wurde, verwickelt zu werben, 
oder ber Gefahr, daß eine andere Unterfuhung gegen fie eingeleitet 
würbe, ausgeſetzt hätte, kömmt es nicht an, wenn bie wahre Angabe 
nur eine ftrafrechtliche DBerfolgung bderjelben wegen Verbrechens 
oder Vergehens nad ſich ziehen Konnte. 


Art. 196. 


Mimmt derjenige, welcher als Beuge oder als Sadverkändiger 
in einer Stroffache zu Gunften oder zum Machtheile des Ange- 
ſchuldiglen eine unwahre eidliche Angabe gemacht hat, diefelbe zu- 
rück, bevor nod ein Wahrfprudy oder ein Endurtheil darauf er- 
folgt ifl, fo iſt er firaflos, es fei denn, daß er zur Beit der 
Burücnahme bereits wegen Meineids verhaftet oder in Unter- 
ſuchung gezogen oder die Einleitung einer Unterfuchung gegen ihn 
bereits angeordnet war. 

Das Geſetz betrachtet, inſoweit es fi um die Frage der Bol: 
lendung des Verbrechens des Meineides handelt, jede Vernehmung 
eined Zeugen oder Sucverftindigen als ein abgejchloffenes Ganzes. 
Das Verbrechen des Meineibes ift mithin mit dem Schluffe der Ver: 
nehmung, in welden ein eidlich vernommener Zeuge wiffentlid eine 
unwahre Ausfage machte, vollendet. In dem im Art. 196 vorge: 
fehenen Falle handelt es fi alfo nicht um ein freiwilliges Abftehen 
von einer noch nicht vollendeten ftrafbaren Handlung, fondern es wird 
bier aus Friminalpolitiihen Gründen denjenigen Straflofigkeit zuge: 
fihert, welche durch rechtzeitige Zurücknahme ber von ihnen gemachten 
unmwahren eidlicyen Angabe die nachtbeiligen Folgen ihrer Handlung, 
foweit möglich, befeitigen. Der Gefebgeber hielt eine ſolche Beſtim— 
mung für angemefien, weil er einerfeits darin ein Mittel, materiell 
unrichtige Urtheile möglihft zu vermeiden, erblidte, und anberfeits 
um auch bier, entiprechend dem Geifte unfers jegigen Strafverfahreng, 
den Charakter ber öffentlich mündlichen Schlußverbandlung als vor: 
zugsweife zur Herftellung des wahren Sachverhaltes bejtimmt hervor: 
zubeben. Aus dem Gefagten ergibt fih, daß durd, die Zurücknahme 
der früher begangene Meineid nicht ungefchehen gemacht wird. Es 
äußert bied feine Wirkung z. DB. dann, wenn der betreffende von 
einem Dritten zum Meineide verleitet wurde. Lehterer ift ber Theil: 
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nahme an einem vollendeten Verbrechen ſchuldig und bie in Art. 196 
vorgefehbene Zurüdnahme der unmwahren Angabe kömmt ihm in feiner 
Weife zu ftatten, da dieſer Artifel nur den Zeugen und Sadverftän: 
digen, welche ihre unwahre eiblihe Angabe zurüdgenommen haben, 
nicht aber auch denjenigen, durch melde fie zu diefer Angabe verleitet 
worden find, Strafloſigkeit zufidert. 

Art. 196 fpridht nur won denjenigen, welde als Zeugen ober 
Sachverftändige in einer Straffahe eine unwahre Angabe gemacht 
haben, und findet mithin weder anf Zeugen und Sachverſtändige in 
Civilſachen noch auf folhe Anwendung, welche in einem Civilprozeffe 
als Partei ober Namens einer Partei einen Meineid gefhworen haben. 
Auf Lebtere wird jedoeh, wenn fie auf die durch den Meineid er: 
worbenen Rechte rechtzeitig freiwillig verzichten, in der Regel Art. 74 
anwendbar fein. Zwiſchen den verfdhiedenen Arten von Straffachen 
macht aber das Geſetz feinen Unterfchied. 

Die Zurüdnahme muß erfolgt fein, bevor ned 1) auf die uns 
wahre Angabe ein Wahrfprud oder ein Endurtheil erfolgt und 2) 
gegen den Meineidigen wegen des Meineides auf eine der im Geſetze 
angegebenen Arten eingejchritten werden ift. Die Zurüdnahnte, welche 
in einer zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte gehörigen Sache erfolgt, 
nachdem die Geſchwornen ihren Wahrſpruch bereits abgegeben haben, 
äußert, wenn aud der Schwurgerichtshof- feine Entſcheidung noch nicht 
erlaffen bat, bie in Art. 196 angegebene Wirkung nicht mehr, da 
das Geſetz ausdrüdlid verlangt, daß die Zurücknahme ftattgefunden 
bat, bevor noch ein Wahrſpruch erfolgt if. In den zur Zuſtändig— 
feit anderer Strafgerichte gehörigen Sachen kann die Zurüdnahme er: 
folgen, bis ein Endurtheil erfolgt if. in Urtbeil, durd welches: 
die Sache blos vertagt, weitere Erhebungen angeordnet wurden und 
dergl., fteht der Zurüdnahme der unwahren Angabe mit der in Art. 196 
angegebenen Wirkung nicht im Wege. Unter Enburtheil ift jedoch 
nicht ein unabänderlices, fondern ein das Verfahren in ber betreffen: 
ven Juſtanz abfchließendes Urtheil zu verftehen, wenn basfelbe auch 
durch Rechtsmittel angefochten und in Folge deſſen abgeändert werben 
kann. Ob durd das Urtheil eine Berurtheilung ober eine Frei— 
ſprechung erfolgte, ijt gleichgiltig. 

Die Zurüdnahme ‚der unwahren Angabe bat ferner bie in 
Art. 196 angegebene Wirkung nicht mehr, wenn fie erjt zu einer 
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Zeit ftattfindet, wo gegen den Meineidigen wegen des Meineibes be- 
reits Unterfuchung eingeleitet oder angeordnet ift. Ein dem Mein: 
eibigen bei- feiner VBernehmung oder auch bei einer wiederholten Ber: 
nehmung gemachter Vorhalt, feine Angabe fcheine unwahr zu fein, 
ſteht einer eingeleiteten oder angeordneten Unterſuchung nicht gleich. 
Er muß als des Meineides Beſchuldigter verhaftet oder vernommen 
oder ed muß deshalb ein Berhaftbefehl oder eine Vorladung oder eine 
ähnliche Verfügung des Unterfuchungsrichters gegen ihn erlaffen fein, 
aus welcher deutlich hervorgeht, daß eine Unterfuhung wegen Meineides 
gegen ihn eingeleitet ift, oder ed muß ein Befchluß vorliegen, ber 
die Einleitung einer ſolchen Unterfuhung gegen ihn anordnet '). 


Art. 197. 


Wer vor einer öffentlichen Behörde wiflentlih etwas Mn- — 
wahres durch handgelöbniß an Eidesſtatt verſichert, Toll mit Ge- 
fängniß bis zu zwei Jahren, wenn aber die Ausſage in einer 
Straffache zum Aachtheile des Befchuldigten geichehen ift, mit Ge- 
fängniß nicht unter fehs Monaten befiraft werden. Mit der 
Gefängniffirafe können die im Art. 28 bezeichneten Straffolgen 
oder einzelne derfelben verbunden werden. 

Die Beſtimmungen der Art. 193 und 195 Biff. 2— 6, dann 
des Art. 196 finden auch hier Anwendung. 


In gewiffen Fällen, namentli in geringfügigen Sadyen, tritt 
an die Stelle des Eides ein bloßes Handgelöbniß. Abgeſehen von 
dem Grforderniffe der Ableiftung eines förmlichen Eides, wird zum 
Thatbeftande des bier vorgefehenen Vergehens alles dasjenige, was 
zum Thatbeftande des Meineides gehört, gefordert und es finden dee: 
halb die zu dem vorhergehenden Artiteln gemachten Bemerkungen auch 
bier Anwendung. Mit höherer Strafe ift ber Fall bedroht, daß in 
einer Straffahe zum Nachtheile des Befchuldigten etwas Unmahres 


) Man vgl. zu Art. 192 — 196 Verh. d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil. 
Bd. 1 ©. 172 — 175; Berb. d. Gefepg.Ausich. d. K. d. Abg. von 18%, und 
18%, Bd. 1 S. 315 — 318 u. Br. S. 1—17; Verb, d. K. d. Abg. von 
1823. Beil. Bd. U ©. 57 n. 182 -—- 186, Beil.Bd. IM ©. 52 — 57, 436 u. 437; 
Verh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Neichsräthe von 18%, Beil. ©. 122 — 125 
u. Prot.Bd. 1 6. 189 — 194. 
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durch Handgelöbniß an Gidesftatt vwerfichert wurde, ohne daß eine 
Unterjcheidung nach der Größe der Strafe, in welde der Beſchuldigte 
veruribeilt wurde, gemacht iſt. Diefe höhere Strafe tritt mithin 
felbft dann ein, wenn die unwabre Angabe in einer blos mit Gelb: 
ftrafe bedrohten Uebertretungsſache gemadyt wurde, 

Die Beftimmung, daß Art. 193 auch bier Hm findet, 
ift natürlich fo zu vwerftehen, daß den in Art. 197 angedrohten Strafen 
auch derjenige verfällt, welder in einer Sade, in der nad) gefeklidher 
Vorſchrift Fein Eid abgenommen werden, fondern nur eine VBerfiherung 
durch Handgelöbnig an Eidesſtatt ftattfinden fol, unter Hinweifung 
auf einen früher geleifteten Eid oder ein früheres Handgelöbniß wiffent: 
lich eine unwahre Ausfage gemacht hat, Art. 195 Ziff. 3 aber bier 
analog in der Art anzumenden, daß eine ftrafreditliche Verfolgung 
nicht ftattfindet, wenn Jemanden ein Handgelöbnig in einer Sache 
abgenommen wurde, im welcher fowehl eine Eidesabnahme als auch 
die Abnahme eines Handgelöbniffes überhaupt unftatthaft ift. Wurde 
nämlich Jemanden in einer Sache, in welder er hätte beeidigt wer: 
den jollen, irrtbümlich blos ein Handgelöbnis abgenommen, fo hindert 
diefer Umstand feine jtrafrechtliche Verfelgung auf Grund des Art. 197 
nicht, wenn er wiljentlich eine unwahre Ausfage gemacht hat. 

Don analoger Anwendung der Ziff. 1 des Art. 195 ift in 
Abſ. 2 des Art. 197 nicht die Rede, Der Grund hievon liegt offen— 
bar darin, daß man Abſ. 2 des Art. 197 unverändert nach dem Ent: 
wurfe annahm, im welchem auf Ziff, I des Art. 195 deshalb nicht 
verwiefen war, weil diefe Ziffer im Entwurfe nur von den Würdes 
rungseide und dem ide vor Gefährde ſprach, welde Eide in ber 
Form des Handgelöbniffes jo wenig vorkommen, als der Glaubenseid. 
Dbgleih nun aber Abſ. 2 des Art. 197 auf Ziff. 1 des Art. 195 
nicht verweist, fo Kann denne von ftrafrechtlicher Verfolgung auf 
Grund des Art. 197 wegen auf Handgelöbnig wiſſentlich falſch ab: 
gegebener Manifeftation Feine Mede fein. Das Handgelöbniß findet 
nämlid immer nur an der Stelle eines Eides ftatt, wie denn Art. 197 
auch ansbrüdlih nur von dem Handgelöbniffe an Eidesſtatt ſpricht. 
In Fällen, wo der Eid, bie feierliche Bekräftigung, nicht ftrafbar ift, 
kann deshalb die an beffen Stelle getvetene Verfiherung durch bloßes 
Handgelöbnig unmöglidy ftrafbar fein. Daß die Manifeftation auf 
Handgelöbnig, foweit fie promiſſoriſch ift, eine firafrechtlihe Ver: 
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folgung nicht veranlaffen kann, ift ohnedies zweifellos, da das falfche 
Handgelöbniß, wie fih aus dem Eingange der gegenwärtigen Bes 
merfungen ergibt, überhaupt nur fo weit ftrafbar tft, als es aſſer— 
torifch gegeben wurde, weil auch zum Thatbeſtande des Meineides 
immer ein affertorifcher Eid gehört. 
Art. 198. 
Wer in einer Straffache zum MWachtheile des KVefchuldigten Rötihung und 


Unterbrüdung 


eine Urkundenfälſchung begeht oder von einer falfchen Urkunde 
wiflentlih Gebrauch macht, Beweisgegenflände unterfchiebt oder terfuchunge- 
fälfchlich nachbildet oder Urkunden oder andere Beweisgegenflände, * 
welche ſich im Beſitze einer öffentlichen Behörde befinden, vernichtet, 
unbrauchbar macht oder unterdrückt, ſoll: 

1) wenn die Strafſache ein Verbrechen oder Vergehen betrifft, 
nach den Beſtimmungen des Art. 192 Abſ. 1 und 2, 

2) wenn fie eine Webertretung oder cine polieilich oder dis- 
ciplinär flrafbare Handlung betrifft, nad) den Beflimmungen 
des Art. 197 Abf. 1 beftraft werden. 

IA die Handlung zum Vortheile des Beſchuldigten begangen 
worden, fo tritt im Falle der Biff. 1 Gefängniß nicht unter einem 
Monate, im Falle der Biff. 2 Gefängniß bis zu zwei Iahren ein. 

Die bier vergefehenen Handlungen fallen im Weſentlichen mit 
den in den Art. 176, 183 und 184 veorgefehenen zufammen, weshalb 
die zu den Ichtern Artikeln gemachten Bemerkungen im Allgemeinen 
auch zur Grläuterung des gegenwärtigen Artifel® zu benüben find. 
Abgefeben von dem die bier vorgefehenen ftrafbaren Handlungen 
fpeziell charakterifirenden Merkmale, auf welches ich fpäter näher ein: 
geben werde, beftehen zwifchen den bier und den in den angeführten 
Artikeln vorgefehenen Handlungen folgende Unterfchiede. Art. 176 
fpricht nur von Öffentlichen Urkunden, während bier von Urkunden 
überhaupt die Nede, zwifchen öffentlihen und Privaturkunden nicht 
unterfchieden ift. Außerdem ift bier, und zwar ganz allgemein, von 
der Unterfchiebung oder fülfchlihen Nachbildung von Beweisgegenftänben, 
mithin von allen Gegenftänden die Rede, welche in Strafſachen als 
Beweismittel dienen können. Es Fünnen dies ihrem Inhalte nad) 
ganz gleichgiltige Stripturen fein, welchen die Bezeichnung als Urkunden 


nicht zufömmt, die aber in Straffahen unter Umftänden body eine 
30* 
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große Bedeutung haben können. 68 können aber auch Gegenftänbe 
ganz anderer Art fein, wie Waffen, Kleidungsftüde u. ſ. w., kurz 
alle Sachen, welde in Strafſachen zum Beweife dienlich fein können. 
Unter dem Unterfcrieben oder fälfchlihen Nachbilden ift offenbar auch 
jede abfichtlihe Veränderung eines ſolchen Gegenftandes zu begreifen, 
da, wenn z. B. von einem als Beweisgegenftand dienenden Prügel 
ein Stück abgefchnitten wird, hiedurch offenbar thatſächlich dieſem 
Gegenjtande ein anderer unterfhoben wird: 

Der Zwiſchenſatz „welde ſich im Befige einer öffentlichen Be— 
hörde befinden” bezicht fi nur auf die unmittelbar vorhergehenden 
Worte „Urkunden oder andere Beweisgegenftände‘. Soweit es ſich 
um Fälſchung von Urkunden oder um Unterfchiebung oder fälfchliche 
Nachbildung fonftiger Beweisgegenftände handelt, ift mithin nicht ges 
fordert, daß fid die Urkunden oder Bemweisgegenftände zur Zeit ber 
That im Befite einer öffentlichen Behörde befunden haben. 

Abgeſehen von den angeführten Punkten unterfcheiden ſich die hier 
vorgefehenen Handlungen von den in ben Art. 176, 183 und 184 
vorgefehenen jedoch wefentlih dadurch, daß fie in einer Gtraffadye 
begangen worden fein müſſen, daß in ihnen, wie das Marginale ganz 
richtig lautet, eine Fälſchung oder Unterbrüdung von Bemeismitteln 
in einer Unterfuhungsjfade liegen muß. Dies rechtfertigt auch ihre 
Gleichſtellung mit dem Meineide beziehungsweife dem falfchen Hand: 
gelöbniffe. In gleiher Weife wie die Ausfagen von Zeugen und 
Sachverftändigen dienen nämlich Urkunden und die fonftigen in Art. 198 
erwähnten Gegenftände in Straffahen zur Grmittelung der Wahrheit. 
Diefe Ermittelung wird demnad in gleicher Weife wie durch falfche 
Ausfagen von Zeugen und Sadverjtändigen durch die in Art. 198 
aufgezählten Handlungen erſchwert oder gar unmöglich gemacht. 

Das Geſetz unterfheidet, ob die Handlung zum Nachtheile oder 
zum Bortheile des Befcdyuldigten begangen wurde. Hieraus folgt, daß 
die Handlung im Allgemeinen geeignet geweſen fein muß, einen Einfluß 
in der Sache zu üben, denn war dies nicht der Tall, fo liegt weder 
ber in Abf. 1 noch der in Abf. 2 vorgefehene Fall vor und es Tann 
von einer Beftrafung auf den Grund biefes Artikels Feine Rede fein. 
Dagegen ift e8 bier fo wenig, als beim Meineide erforderlich, daß 
fie einen Einfluß wirklich geübt hat, Außerdem ift die Handlung 
nicht blos dann ald zum Nachtheile beziehungsweife Vortheile des 
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Befchuldigten begangen zu betrachten, wenn fie einen Einfluß auf bie 
Frage feiner Weberführung überhaupt zu üben geeignet war, fondern 
es iſt dies fchon dann der Fall, wenn fie mur anf den Grad feiner 
Berſchuldung oder Strafbarkeit Einfluß zu üben oder die gegen ihn 
vorliegenden Beweiſe zu verſtärken ober abzuſchwächen geeignet war. 

Das Geſetz verlangt übrigens nur, daß die Handlung borfäk- 
lid begangen wurde und daß fie in der betreffenden Straffadhe einen 
Ginfluß in dem jo eben enfwidelten Sinne zu üben geeignet war. 
Fine beitimmte Abfiht des Handelnden, den Befchuldigten zu benach— 
theiligen oder ihm zu nüßen, iſt nicht gefordert. Deshalb ift ber: 
jenige, welcher in der Mbfiht, den Verdacht von dem wirklichen 
Thäter abzulenten, eine der in Art. 198 bezeichneten Handlungen, die 
aber an ſich geeignet war, einen Andern als ben Thäter erfcdheinen 
zu laffen, vorgenommen hat, nicht nad Abf. 2, fondern nad Abf. 1 
zu beflrafen, da er bie Handlung thatſächlich zum Nachtheile eines 
Beichuldigten vorgenommen bat, wie ja auch in einem unter Abj. 2 
des Art. 192 fallenden Falle durch den Umstand, daß der Meineibige 
wicht Die Abſicht hatte, den Berurtbeilten in Nachtheil zu bringen, 
fondern etwa nur beabfichtigte, einen Andern ber Beftrafung zu ent: 
ziehen, bie dort angedrohte höhere Strafe nicht ausgeſchloſſen wird. 

Die Beftimmung des Art, 196 findet auf die bier vorgefehenen 
Handlungen Feine Anwendung, ba biefelbe als Ausnahmsbeſtimmung 
micht auf andere, als die unter feinen Wortlaut fallenden Fälle aus 
gebehnt werden darf und Art. 198 fie nicht andy auf die im ihm vor: 
geiehenen Fälle anwendbar erklärt. Wer z. B. eine Urkunde ans 
einem Unterfuchungsafte entfernt bat, umterliegt demnach ben bier am: 
gebroßten Strafen, wenn er auch bie Urkunde vor erfolgtem Urtheile 
freiwillig zurückgegeben bat, 

Schlieflib ift noch auf emen Punkt aufmerkſam zu machen, 
bezüglich; deſſen fich die hier vorgefehene ftrafbare Handlung mejentlich 
som Meineide und falfchen Handgelöbniffe untericheidet. Eines Mein: 
eides und eines falfchen Handgelöbniffes Fann fich in einer Strafſache 
ber Beichuldigte niemals fchuldig machen, da Befchuldigte niemals eid— 
lich oder auf Handgelöbnif vernommen werben bürfen. Anders ver: 
hält e8 fi bier. Die bier vorgefebenen Handlungen kann auch ber 
Beſchuldigte felbft vornehmen und bei. der allgemeinen Faſſung des 
Eingangs des Art. 198 Kann es nicht zweifelhaft fein, daß den bier 
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angebrobten Strafen aud der Beſchuldigte verfällt, der eine ſolche 
Handlung begangen hat"). 


Art. 199, 
Falſche An- Wer bei einer öffentlichen Behörde durch Ichriftliche Ein- 


Srenttihen gabe Oder zu Protokoll wiffentlic eine falfche Anzeige macht, 

Fon peiche geeignet if, ein amtliches Einſchreiten zu veranlaffen, fol 

mit Arrefi bis zu acht Tagen oder an Geld bis zu fünf und 

zwanzig Gulden beflraft werden. | 

Wenn die Anzeige gegen eine beftimmte Perfon gerichtet und 

geeignet iſt, eine Anterfuhung gegen diefe Perfon zu veranlaffen, 

fo tritt Gefängnißfirafe nicht unter einem Monate ein, womit 

Geldfirafe bis zu taufend Gulden und die im Art. 28 bezeichneten 
Straffolgen oder einzelne derfelben verbunden werden können. 


Abſ. 1 diefes Artikels ſpricht allgemein von Anzeigen, bie bei 
einer Öffentlichen Behörde gemacht werden und geeignet find, ein amt— 
liches Ginfchreiten zu veranlaffen. Gr iſt mithin nicht auf Anzeigen 
bei Polizei: und Unterfuchungsbehörden und nicht auf ſolche, weldye 
eine Unterfuchung zu veranlaflen geeignet find, befchränft, findet viel: 
mehr auf Anzeigen überhaupt Anwendung, welche bei irgend einer 
Behörde gemadt werden, die in irgend einer Richtung amtlich ein: 
zufchreiten oder eine amtliche Einſchreitung zu veranlaflen berufen it. 
Darauf, ob die öffentliche Behörde, bei der die Anzeige gemacht wird, 
im konkreten Falle zur Einſchreitung zuftändig ift, kömmt es nicht an, 
Eben fo menig ift die Abficht des Anzeigers, durch feine Anzeige ein 
amtliches Einfchreiten zu veranlaffen, gefordert, es genügt, wenn bie 
Anzeige nur an ſich geeignet war, ein foldes Cinfchreiten zu ver: 
anlaffen. Unter amtlihem Ginfchreiten ift übrigens, wie im ber 
Sisung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Rammer der Abgeordneten 
vom 6. Mai 1861 fowohl vom FE. Staatsminijter der Juſtiz als 
auch vom Ausſchuſſe als felbjtverjtändlich anerkannt wurde, nur ein 
Einfchreiten von Amtswegen zu verftchen, weshalb der von dem Ab— 


') Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. I ©. 175 u. 176; Verb. 
d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, Bd. 1 ©. 314 u. 588; Verb. ber 
K. d. Nbg. von 18%,, Beil. Bd. I ©. 57 u. 58; Verb. d. Geſetzg.Ausſch. 
d. 8. d. Reihsräthe von 18%,, Beil. ©. 127 u. 128 u. Prot. Bd. 1 ©. 1% 
und 197, 
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geordneten Dr. Arnheim geſtellte Antrag, im Artilel beizufügen: 
„Auf Parteianträge in Civilprozeßſachen finden dieſe Beftimmungen 
feine Anwendung” vom Antragſteller als überflüffig zurüdgezogen 
wurde, Auch nicht jeder unmahre Bericht, z. B. über ftatiftifche 
Notizen, füllt unter Art. 199, fondern als Anzeige im Sinne dieſes 
Artikels ift nur die Mittheilung einer angeblichen Thatſache zu ter: 
ftehen, welche irgend eine Amtshandlung im öffentlichen oder im Partei: 
Jutereſſe zu veranlaffen geeignet ift, Die Anzeige muß bei einer 
öffentlichen Behörde entweder durch eine au diejelbe gerichtete ſchrift— 
lihe Gingabe oder bei derjelben zu Protokoll ausdrücklich gemacht 
worden fein. ine einem Beamten oder einem fonftigen Organe der 
öffentlichen Gewalt blos zu Gehör gemachte Erzählung, wenn fie auch 
nach den Umſtänden in der Abficht gemacht wurde, dadurch ein amt: 
liches Ginfchreiten zu veraulaſſen, füllt nach dem Wortlaute des Art, 199 
nicht unter die bier in Rede ſtehende Bejtimmung. Dagegen jteht deren 
Anwendung der Umjtand nicht entgegen, daß die der Behörde gemachte 
Mittheilung nicht Anzeige genannt ift, wenn fie in der Wirklichkeit 
eine ſolche enthält. Eben fo iſt es gleichgiltig, ob fi der Anzeiger 
in der Eingabe genaynt bat oder ob die Anzeige anonym gemacht 
werden ift. Die angezeigte Thatſache muß endlid unwahr fein und 
der Anzeiger muß, als er die Anzeige machte, deren Umwabrheit ge: 
kannt, mithin, wie dad Geſetz ſich ausdrüdt, wiſſentlich eine 
falſche Anzeige gemacht haben. 

Abi. 2 bedroht cine befondere Gattung von falfchen Anzeigen 
mit höherer Strafe. Es handelt ſich hier um die fog. falfchen Denun— 
ziationen,. Die bier vorgefebenen faljhen Anzeigen müſſen alle in 
Abſ. 1 verlangten Gigenfchaften befigen und außerdem 1) gegen eine 
bejtimmte Perſon gerichtet und 2) geeignet fein, gegen dieſe Perfon 
eine Unterfucdung zu veranlaſſen. Auch hier ift die Abficht, eine 
Unterfuhung gegen dieſe Perſon zu veranlaffen, nicht gefordert. Es 
genügt, daß die Anzeige an ſich hiezu geeignet war. Der allgemeine 
Ausdrud „Unterfuchung“ wurde deshalb gewählt, weil man auch die 
Disciplinarunterfudhung unter demfelben begreifen wollte. Das Er: 
forderniß, daß die Anzeige gegen eine beftimmte Perſon gerichtet fein 
muß, liegt natürlich fehen dann ver, wenn eine Perfon auch ohne 
Nennung ihres Namens fo bezeichnet wurde, daß aus ber Anzeige 
zu erjehen war, gegen wen fie gerichtet ift. 
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Es verfteht fi) von felbft, daß, wenn eime unter Art. 199 
fallende falfche Anzeige durdy Eid oder Handgelöbnig bekräftigt wurde, 
zugleih ein Meineid beziehungsweife falfches Handgelöbniß vorliegt 
und die Strafe nad) den — über den Zuſammenfluß zu 
bemeſſen iſt '). 


Art. 200. 


ga Wer, ohne durch Eid oder Handgelöbniß verpflichtet zu fein, 

Zeugnißs. por einer öffentlichen Behörde als Beuge, Auskunftsperfon oder 
Sachverfländiger wiffentlich etwas Unwahres verfichert, iſt mit 
Arreſt bis zu acht Sagen oder an Geld bis zu fünfundzwanzig 
Gulden zu befirafen. 

Wurde eine ſolche unwahre Angabe in einer Straffache zum 
Hachtheile des Angefchuldigten gemacht, fo foll, wenn der lebtere 
zur Todes- oder mehr als achtjähriger Buchthausfirafe verurtheilt 
worden ifl, auf Buchihaus bis zu zwölf Jahren, andernfalls aber 
auf Gefängnig nicht unter einem Monate erkannt werden, womit 
Geldfirafe bis zu taufend Gulden und die im Art. 28 bezeichneten 
Straffolgen oder einzelne derfelben verbunden werden können. 

If die unwahre Angabe in einer Straffache zu Gunften des 
Angefchuldigten gemacht worden, fo tritt Gefängnißſtrafe bis zu 
ſechs Monaten oder Geldfirafe bis zu zweihundert Gulden ein. 

Die Keflimmungen des Art. 195 Biff. 4—6 und des Art. 196 
finden aud hier Anwendung. 


71 201, 


Perfonen, weldhe auf Grund des Art. 195 Biff.2 und 3 
nicht wegen Meineides oder falfchen Handgelöbnifles verfolgt wer- 
den können, unterliegen gleichwohl den Strafbefiimmungen des 
Art. 200. 


Im Allgemeinen fallen die bier vorgefehenen unwahren Ber: 
fiherungen mit dem Meineide und falſchen Handgelöbnifje zufammen, 





') Berh.d. K. d. Abg. von 18%,, Beil.Bd. II S. 176; Verb. d. Gefepg.: 
Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, Bd. l 6,319 u. Bd. 11 ©. 17; Verh. d. R. 
d. Abg. von 18%, Beil.Bd. III S. 58 u, 437; Berb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. 
d. Reichsräthe von 18°%, Beil, ©. 128 u, 129 u, Prot. Bd. I S. 198 — 200, 


Strafgefeß, Artifel 200-201. 743 


jedoch mit dem Unterſchiede, daß bier eine Bekräftigung der Ausfage 
durd Eid oder Handgelöbnig nicht ftattgefunden bat. Außerdem find 
die Art. 200 und 209 auf folhe unwahre Verſicherungen befchräntt, 
welche Jemand als Zeuge, Auskunftsperfon eder Eachverftändiger vor 
einer Öffentlihen Behörde gemacht hat. Abſ. 2 und 3 Haben aus: 
fchlieglid den Fall im Auge, daß ſolche unwahre Angaben in einer 
Straffahe gemacht wurden, und fie finden beim jetigen Strafverfahren 
vorzugstweife Auf diejenigen Anwendung, welde in folge ber dem 
Borfigenden eingeräumten biscretionären Befugniß unbeeibigt in einer 
ſtrafrechtlichen Verhandlung vernommen wurden. Abſ. I bezieht ſich 
dagegen auch auf ſolche unwahre Verfiherungen, die in andern Sachen 
und vor andern als gerichtlichen Behörden gemacht wurden, fo nament: 
lich anf unmahre Verſicherungen vor Verwaltungsbehörden. Immerhin 
aber : müffen die betreffenden unmwahren PVerficherungen von ſolchen 
Perſonen gemacht worden fein, welde von diefen Behörden als Zeugen, 
Ausfunftperfonen oder Sadverftändigen vernommen wurden. Deshalb 
ift die im PVortrage des Abgeordneten Dr. Edel über das Polizei— 
ftrafgefeßbuh zu Art. 239 des Entwurfs gemachte und in mehrere 
Eommentare übergegangene Bemerkung, die Angabe falfcher Preife im 
den Marktprototollen falle den Strafbeftimmungen des jegigen Art. 200 
des Strafgeſetzbuchs anheim, in biefer Allgemeinheit nicht richtig. Es 
ift dies nur dann der Fall, wenn bie betreffende Perſon von einer 
öffentlihen Behörde als Zeuge, Auskunftsperfon oder Sachverſtändiger 
vernommen worden ift und die faljche Angabe in bdiefer Eigenfchaft 
gemacht bat. 

Die Anwendung ber Beftimmungen des Art. 195 Ziff. 4— 6 
und des Art. 196 ift natürlich nur eine analoge und es müſſen bie- 
felben bdemgemäß dem bier vorgefehenen Falle entfprechend angepaßt 
werben. 


Im Uebrigen kann auf die zu den frühern Artikeln des gegen: 
mwärtigen Hauptftüdes gemachten Bemerkungen verwieſen werben "). 


1) Berh. b. K. b. Abg. von 18%, Beil. Vd. II ©. 176; Verb. d. Geſebg.⸗ 
Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, Bb. I S. 819 u. Bb. 11 S. 20 - 22; Berh. 
d. K. d. Abg. von 18., Beil. Bd. II ©. 251. 
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Art. 202. 


Aerzte, Wundärzte oder andere Medizinalperfonen, welde 
wiffentlich unrichtige Beugniffe über den Gefundheitszuftand eines 
Menſchen ausftellen, follen an Geld bis zu hundert Gulden be- 
ſtraft werden. 

Diefe Strafbeftimmung findet aud auf Chierärzte Anwendung, 
welche bezüglich des Gefundheitszuftendes eines Ehieres wiffentlic 
unrichtige Beugniffe ausflellen. 

If die im Abf. 1 bezeichnete Handlung verübt worden, um 
Iemanden von einer öffentlichen Pflicht zu befreien, fo trifft den 
Ausfieller des Beugniffes, wenn er aus Eigennuß gehandelt hat, 
Gefängnig von drei Monaten bis zu drei Jahren, womit Geld- 
firafe bis zu fechshundert Gulden verbunden werden kann, — 
andernfalls Gefängnif bis zu ſechs Monaten oder Geldfirafe bis 
zu dreihundert Gulden. 

Der letterwähnten Gefängniß - oder Geldfirafe unterliegt 
auc derjenige, welcher von einem ſolchen unrichtigen Beugniffe 
gegen befferes Wiffen Gebrauch macht, um fih von einer öffent- 
lichen Pflicht zu befreien. 

Während Art. 200 von unmahren Angaben, bie vor einer öffent: 
lihen Behörde gemacht wurden, handelt, mithin auf fehriftliche Zeug: 
niffe, die wahrheitswidrig ausgeftellt wurden, feine Anwendung findet, 
ift bier ber Fall ber Austellung unrichtiger Zeugniſſe vorgefeben, 
jeboh mit ber Beſchränkung auf ſolche Zeugniffe, melde von Aerzten, 
Wundärzten oder andern Mebizinalperfonen oder von Thierärzten über 
den Gefundheitszuftand von Menjchen ober Thieren ausgeftellt worden 
find. Bon ben in Abf. 3 angeführten Auszeihhnungen abgefehen ge: 
nügt zum Thatbeſtande bie wiffentlih unrichtige Ausftellung eines 
Zeugnifjfes durch eine der genannten Perfonen über ben Gefundheite: 
zuftand eines Menfchen beziehungsmeife eines Thiers. Was zur Aus: 
ftelung des unrichtigen Zeugniffes veranlaßte und was bhieburd be: 
zwedt wurde, ift für den Thatbeftand im Allgemeinen gleichgiltig. 
Jedoch kann dies in fo ferne von großem Einfluffe auf die Strafbar- 
feit fein, als, abgefehen von ben Beftimmungen bes britten Abfabes, 
burd das Hinzulommen einer befonbern Abſicht die Handlung einen 
weit ftrafbarern Charakter, 3. B. ben ber Theilnahme an einem Bes 
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fruge, annehmen kann, wenn etwa das umrichtige Zeugniß zu bem 
Zwecke, um durch basfelbe eine Verfiherungsanftalt zu täufchen, aus: 
geftellt wurde. 

Ein befonderer Fall bdiefer Art ift, weil er nicht wohl unter 
ein anderes Strafgefek fällt, bei ihm alfo die in den übrigen Fällen 
genügenden Beftimmungen über ben Zufammenfluß nicht ausreichen, 
in Abf. 3 befonders vorgefehen, nämlich der Fall, daß ein Zeugnif 
ber in Abf. 1 bezeichneten Art zu dem Zwecke ausgeftellt wurbe, 
um Semanden von einer öffentlihen Pflicht zu befreien. Der Geſetz— 
geber hatte hiebei vorzugsweife felde unrichtige Zeugniffe im Auge, 
welche zu dem Zwecke ausgeftellt werben, um onferiptionspflichtige 
von ber Militärpflicht zu befreien. Die in Rebe ftehende Beftim- 
mung findet aber bei ihrer allgemeinen Faſſung natürlid auch auf 
verfchiedene andere Fälle Anwendung, z. B. wenn einem ald Ge: 
ſchwornen oder zu einer andern Öffentlihen Funktion berufenen Bürger, 
um ihn von Erfüllung diefer Bürgerpfliht zu befreien, -mwahrheits: 
widrig eine Krankheit oder ein fonftiger körperlicher Mangel be- 
fheinigt wurde. Die Strafe ftuft fih ab, je nachdem ber Ausfteller 
bes mwahrheitswidrigen Zeugniffes aus Cigennuß, gegen Bezahlung 
oder zur Erlangung eines fonftigen Bermögensvortheils, gehandelt hat 
oder nicht. 

In Art. 202 iſt vorausgeſetzt, daß durch die NAusftellung bes 
wahrbeitswibrigen Zeugniffes feine Amtspfliht verlegt wurde, indem 
die Handlung, wenn Legteres ber Zal ift, nad den betreffenden 
Beftimmungen des vierunbzwanzigften Hauptftüdes zu beurtheilen 
iſt ). 

Art. 203. 


Iſt eine der im gegenwärtigen Hauptſtücke bezeichneten Hand- — 
lungen in einer Straſſache zum Uachtheile des Angeklagten oder 
Befchuldigten verübt worden, fo beginnt die Werjährung der ge- 
richtlichen Werfolgung fo lange nit, als derjenige, zu deſſen 
Hachtheile die Chat gefchah, fi wegen der nämlichen Straffade 
in Haft befindet. 


) Berb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 314 unb 
583; Berh. d. K. db. Abg. von 18%, Beil.Bb. I S. 187 u. Beil.Bb. II S. 59. 
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Auch in diefem Artikel find die Worte „zum Nachtheile des 
Angellagten ober Befchuldigten” in dem zu den vorhergehenden Artikeln 
bereit8 erläuterten Sinne aufzufaffen. — Am Scluffe des Artikels 
ift allgemein von Haft die Rebe. Es ift mithin darunter eben: 
fowohl Unterfuhungs: als Strufhaft zu verftehen. 
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Zehntes Hauptitüd, 
Verbrechen und Bergehen gegen bie Sittlichkeit. 


Art. 204, 


Wer eine Frauensperfon mit Gewalt zum außerehelichen Bei- Norzusr, 
fchlafe mißbraucht oder zur Buldung desfelben durch Bedrohung 
mit einer gegenwärtigen Gefahr für Seib oder Leben nöthigt, foll 
wegen Wothzucdt mit Buchthaus bis zu acht Jahren befiraft werden. 

Wenn die Mißhandelte in Folge der Mothzucht einen bleiben- 
den Machtheil an Körper oder Gefundheit erlitten hat, fo foll auf 
acht- bis zwanzigjähriges Buchthaus und, wenn der Cod derfelben 
die Folge war, auf Buchthaus nicht unter zwölf Iahren erkannt 
werden. 

Hier ift nur von ber Nothzucht im eigentlichen Sinne bes Wortes, 
nämlid von dem Falle die Rede, daß eine Frauensperfon mit. Gemalt 
zum außerehelihen naturgemäßen Beifchlafe mißbraudt oder zur Dul⸗ 
dung besjelben, durch Drohungen ber im Gefege bezeichneten Art ges 
nöthigt wurde. Handelte es ſich in einem alle nicht um nature 
gemäßen Beifchlaf, fonden um Mißbrauch einer Perfon zu wiber: 
natürliher Wolluft, fo liegt Feine Nothzucht im Sinne des Art, 204 
vor, die Strafbeftimmungen biefes Artikels finden jedoch, wenn bie 
übrigen gefeglihen VBorausfegungen gegeben find, auch in dieſem Falle 
in Folge ber allgemeinen VBorfchrift des Art. 214 Anmendung. 

Aus dem Vorftehenden ergibt fih, daß das in Art. 204 vor: 


gejehene Verbrechen der Nothzucht nur durd eine re verübt 
Weis, Das Strafgefepbuh für das Königreih Bayern, IL 
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werden kann. Nur eine ſolche kann nämlich den naturgemäßen Bei: 
fhlaf mit einer Perfon weiblichen Geſchlechts vollziehen und nad) dem 
Wortlaute des Art. 204 Tann das bier vorgefehene Verbreden nur 
an einer Frauensperfon begangen werden. Anders verhält es ſich 
mit dem in Art. 214 vorgejehenen Verbrechen des gewaltfamen Miß— 
brauchs einer Perfon zu widernatürlider Wolluft, defjen fi Perfonen 
männlichen und weiblichen Geſchlechts ſchuldig machen können. 

Zum Weſen der Nothzucht gehört der von einer Mannsperjon 
gegen eine Frauensperfon zu dem im Gefete angegebenen Zwede durch 
Gewalt oder Drohung geübte Zwang. Das Geſetz fagt nicht, welcher 
Grad von Gewalt zum Begriffe des Verbrechens nöthig ift, fondern 
überläßt dem Richter der That, dies in jebem einzelnen Falle nad 
ben Umftänden zu beurtheilen. Die Perfönlichkeit des Angreifenden 
und ber Angegriffenen, die Umftände, unter welden, und ber Ort, 
wo der Angriff erfolgt ift, fowie alle fonftigen erheblichen Berbältnifie 
müffen aud bier forgfältig berüdjichtigt und es muß hiernach ermogen 
werden, ob ber Beifchlaf ohne die freie Zuftimmung der betreffenden 
Frauensperfon vollzogen, ob ihr Wibderftand durch bie angewenbete 
Gewalt befeitigt wurde. Daraus, daß fie ihren Wiberftand nicht bie 
zur Vollendung der That fortfeßte oder daß fie nicht alle möglichen 
Mittel des Widerftandes anwendete, barf nicht fhon an fih beren 
Zuftimmung gefolgert werden. Iſt anzunehmen, daß der Grund hie: 
von in Schreden, in Furcht, in der Meinung, daß unter den gegebenen 
Berbältniffen weiterer Widerſtand doch nichts mehr fruchte, oder in 
ähnlichen Umſtänden lag, fo wird dadurch das Verbrechen der Notb: 
zucht nicht ausgejchloffen. Gleiches ift der Fall, wenn erft während 
der That durch entftandenen Neiz der Sinnlichkeit ein Nachgeben ein: 
getreten ijt, weil auch hierin eine wirklidy freie Zuftimmung nicht ges 
funden werden kann. Bezüglih der Drohungen enthält das Geſetz 
in fo ferne eine mäbere Beitimmung, als es eine Bedrohung mit 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben verlangt, alfo Be: 
drohung mit einem Nachtheile anderer Art, 3. B. mit einem Ber: 
mögensnachtbeile oder mit irgend einem erft fpäter zugufügenden Uebel 
ausschließt. Ob aber im konkreten Falle eine Bedrohung mit einer 
gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben ftatigefunden hat und ob 
die betreffende Frauensperſon durch diefe Drohung beftimmt wurde, 
ben Beifchlaf zu dulden, hat der Richter ber That gleichfalls nach ben 
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Umftänden zu entfheiden und es findet biebei alles dasjenige Anwen⸗ 
dung, was oben bezüglid der Gewalt bemerkt wurde. Auch bier 
müffen die beiderjeitigen Perfönlichkeiten, die Yage der Bedrohten, der 
Ort, wo die Drohung ftattgefunden bat, fo wie überhaupt alle Une 
jtände in Betracht gezogen werden und es wird hiernach öfter auch 
bei an und für ji geringfügigen Drohungen das Berbrechen ber 
Nothzucht anzunehmen fein, 

Auf der andern Seite muß aber aud) erwogen werben, baß von 
Nothzucht dann Feine Rede fein Fann, wenn das Benehmen ber 
Sstauensperjon von ber Art war, daß der Thäter annehmen konnte, 
diejelbe gebe fi ihm freiwillig hin, ihre anfängliche Nichteimvilligung 
fer nicht ernjtlich gemeint geweſen. 

Für den Thatbeftand des Verbrechens ber Nothzucht iſt es 
gleihgiltig, ob die Genothzüchtigte eine unbeſcholtene Perſon ift oder 
nicht, indem ber entſcheidende Geſichtspunkt nicht in der Verlegung 
der Geſchlechtsehre, fondern, wenigitens überwiegend, in der Verlegung 
der perfönlichen sreibeit, dem geübten Swange liegt, Allerdings kann 
aber der Umjtand, ob die Frauensperfon unbejholten it oder nicht, 
für ben Beweis von großem Oewichte fein, wenn nämlid die Frage 
zweifelhaft ift, ob fie mit Gewalt mißbraudt, beziehungsweile durch 
Bedrohung zur Duldung des Beiſchlafs genöthigt wurde oder ob fie 
fih freiwillig bingegeben hat. 

Bezüglid der Frage, wann das Verbrechen vollendet ift, enthält 
Art. 224 die erforberlihe Beſtimmung. Gin jtrafbarer Verſuch liegt 
vor, jobald mit Anwendung von Gewalt oder Bedrohung in der nad 
den Umftänden zu bemeſſenden Abficht, die Angegriffene auf dieſe 
Weiſe zum Beiſchlafe zu mißbraucen oder zur Duldung besjelben zu 
nöthigen, begonnen worden ijt. 

Das Geſetz verlangt zum Thatbejtande außereheliden Bei 
ichlaf. Hieraus folgt, daß dann, wenn ein Ehemann feine Ehefrau 
zum Beiſchlaſe zwingt, von Nothzucht im Sinne unferes Strafgeſetz⸗ 
buchs nicht geiprocdhen werben kann. Dies ift ſelbſt dann ber Yall, 
wenn die Eheleute von Tiſch und Bett getrennt find. Die Frau tft 
nämli in dieſem Falle zwar allerdings berechtigt, den Beiſchlaf zu 
verweigern, und ber von Geite des Mannes geübte Zwang ift ein 
widerrechtlicher. Allein diefe Widerrechtlichleit gemügt nad) unjerm in 
diefer Beziehung unzweifelhaften pofitiven Rechte zum Thatbejtande 

1* 
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des bier in Rede jtehenden Verbrechens nicht, e8 verlangt ausdrücklich 
einen aufßerehelihen Beifchlaf und ein folder liegt bei Ehegatten, die 
blos von Tiſch und Bett getrennt find, deren Eheband aljo nicht ge= 
löst ift, nicht vor. Aus dieſer gefeßlichen Beftimmung in Verbindung 
mit Art. 69 Abſ. 1 ergibt ſich zugleih weiter, daß eine frafbare 
Nothzucht dann nicht vorliegt, wenn fi aus den Umftänden ergibt, 
baß ber Thäter die Angegriffene für feine Ehefrau gehalten hat. 

In Abſatz 2 find Fälle angegeben, in welden eine höhere als 
die in Abf. 1 angebrohte Strafe einzutreten bat. Was unter bleis 
bendem Nachtheile an Körper oder Gefundheit zu verftehen ift, muß 
bier in gleiher Weife, wie an den verfchiedenen andern Stellen, wo 
das Geſetz von ſolchem Nachtheile ſpricht, entichieden werden. Es 
genügt deshalb hier die Bemerkung, daß der bloße Verluſt der Jung: 
fraufchaft als folder Nachtheil nicht betrachtet werden fan. — Der 
bleibende Nachtheil oder der Tod müffen, damit die in Abf. 2 ange: 
brobten Strafen verhängt werden Fönnen, in Folge der Nothzucht jelbit 
eingetreten fein. Sind fie nur mittelbar Folge derjelben, wie dies 
z. B. dann ber Fall ift, wenn die Frauensperſon in Folge ber 
Nothzucht ſchwanger wurde und bei oder in Folge der Niederkunft 
geftorben ijt, fo kann von Anwendbarkeit des zweiten Abſatzes des 
Art. 204 Leine Rede fein. — An andern Stellen, 3. B. in Art. 234 
Ziff. 1 wird der Eintritt einer mehr als fechzig Tage dauernden Krank 
beit dem Eintritte eines bleibenden Nachtheils gleichgeftellt. In 
Art. 204 Abſ. 2 ift dies, wie fi) aus dem Wortlaute des Geſetzes 
Mar ergibt, nicht gefchehen. Wurde die Mißhandelte in Folge der 
Nothzucht auch in eine mehr als ſechzig Tage dauernde Krankheit verſetzt, 
ſo kann mithin doch von einer Beſtrafung nach Abſ. 2 des Art. 204 
keine Rede ſein. Wohl aber kann in dieſem Falle, da die geſetzlichen 
Beſtimmungen über Zuſammenfluß auch bei dem bier in Rebe ftehen: 
den Berbredhen Anwendung finden, eine Beftrafung nad Art. 234 
Ziff. 1 dann eintreten, wenn die That zugleid alle Merkmale des 
bort vorgefehenen Verbrechens ber vorfäglichen Körperverlegung enthält. 


Art. 205. 


Migbrauh Wer ein Mädchen, weldies das zwölfte Iahr noch nicht 
— zurückgelegt hat, zum Beiſchlaſe mißbraucht oder mit einer im Bu- 
flande gämlicher Willenlofigkeit befindlihen Srauensperfon den 
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außerehelichen Beiſchlaf verübt, iſt nad den Gefimmungen über 
Uothzucht zu beftrafen. 


Art. 206. 


Wer außer dem Salle der Nothzucht eine blödfinnige oder 
in anderer Weife geifleskranke Srauensperfon zum außerehelichen 
Beifchlafe mißbraucht, if mit Gefängniß nicht unter einem Jahre 
zu beſtrafen. 

Diefe beiden Artikel fließen fidy an den vorbergehenben an. 
Auch Hier ift nur von naturgemäßem Beifchlafe und von ſolchen ftraf: 
baren Handlungen die Rebe, melde eine Mannsperfon gegen eine 
Perſon weiblihen Gefhleht® verübt, die Strafbeftimmungen biefer 
Artikel kommen aber in Gemäßheit des Art. 214 aud bann zur 
Anwendung, wenn eine Handlung ber bier bezeichneten Art ftatt durch 
naturgemäßen Beiſchlaf durch den Mißbrauch einer Perfon männlichen 
oder weiblichen Geſchlechts zu wibernatürliher Wolluft verübt murbe. 
Der wefentliche Unterfchieb zwifchen den in dieſen Artikeln vorgefehenen 
Fällen und jenen bes Art. 204 befteht darin, daß, während ein 
weſentliches Merkmal ber legtern in dem gegen eine Frauensperſon 
zur Befeitigung ihres den Mbfichten des Thäters entgegengefehten 
Willens durdy Gewalt oder Drohung geübten Zwange liegt, bier ein 
biefen Abfichten entgegengefeßter Wille der Frauensperfon nicht voraus— 
gefett, der Wille der betreffenden Perſon vielmehr als die vorgenom⸗ 
mene Handlung rechtfertigend nicht angefehen wird. Nur in fo weit, 
als entgegengefegter Wille ber betreffenden Frauensperfon nicht bors 
handen war, kommen mithin bie Art. 205 und 206 zur Anmwenbung. 
Bei den in Art. 205 bezeichneten Perfonen hat dies feine befonbere 
praftifche Bedeutung, da in Art. 205 die nämliden Strafen, wie in 
Art. 204 angebroht find. Anders ift dies im Falle bes Mißbrauchs 
einer Frauensperfon der in Art. 206 bezeichneten Art. Hier muß 
unterfchieden werden, ob fie eingemwilligt hat ober ob fie mit Gewalt 
mißbraudyt, beziehungsweife durch Bebrohung in ber in Art. 204 
angegebenen Weife zur Duldung genöthigt wurde. Iſt Lebtere® ber 
Fall, fo findet Art. 206 Feine Anwendung, denn es liegt das Vers 
brechen der Nothzucht vor und die Strafe ift nah Art. 204 zu be 
mefjen. Der Geifteszuftand der Mißhandelten ift hiebei nur bezüglich 
ber Frage, ob in ber angewenbeten Gewalt ober ftattgefundenen 
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Drohung ein wirklicher Zwang lag, fowie in ber Regel bei ber Straf: 
ausmefjung geeignet zu berückſichtigen. Es folgt dies fchon aus ben 
allgemeinen Beftimmungen über ben Zufammenfluß. Zur Vermeidung 
aller Zweifel ift aber auch noch im Geſetze durch die Einſchaltung ber 
Morte „außer dem Falle der Nothzucht“ ausbrüdlih darauf aufmerk: 
fam gemacht. 

Der Fall, daß ein Mädchen, weldes das zwölfte Lebensjahr 
noch nicht zurüdgelegt bat, zum Beifchlafe mißbraucht murbe, kann 
keine Schwierigkeit machen, da die Einwilligung eines ſolchen Kindes 
ftrafrehtlich ohne alle Bedeutung und deshalb der Fall gerabe fo an: 
zufehen ift, als ob biefes Kind durch Anwendung von Gewalt zur 
Duldung bes Beifchlafes genöthigt worden wäre. Mehr Schwierigkeit 
kann aber die Entfheidung öfter dann maden, wenn es fih um den 
Mißbrauch einer Perfon handelt, welche zwar dieſes Alter überfchritten, 
fi jedoch zur Zeit ber That in einem Zuſtande befunden hat, ber 
fie unfähig machte, im wahren Sinne des Wortes, nämlich mit vollem 
Bewußtſein deſſen, was fie thut, zum Vollzuge des Beifchlafs einzu: 
willigen. Das Geſetz unterfcheidet den Zuftand gänzliher Willen: 
Iofigfeit und den Zuftand von Blödſinn oder fonjtiger Geiftesfranfheit, 
ber, wie ſich namentlid) aus dem Gegenſatze bes Falles des Art. 206 
zum zweiten Falle des Art. 205 ergibt, die Willensfähigkeit in ber 
bier in Rede ftehenden Beziehung zwar nicht gänzlich aufhebt, aber 
doch mefentlih beſchränkt. Der zweite Fall ſchließt ſich jedoch nicht 
vollſtändig an den erſten an, indem, während in Art. 205 allgemein 
vom Zuſtande gänzlicher Willenloſigkeit ohne Rückſicht auf die Urſache 
desſelben die Rebe iſt, Art. 206 ausdrücklich nur von Blödfinn und 
fonftigen Geiftesfranfheiten fpricht, fo daß alfo andere Zuftände, weldhe 
die Willensfähigfeit in der bier in Betracht kommenden Richtung be: 
fchränfen, wie z. B. jene von böfterifchen oder mannstollen Frauen: 
perfonen, wenn fich diefelben nicht bi8 zum Grabe wirklicher Geiftes: 
krankheit gefteigert haben, als ausgefchloffen erſcheinen. Aud ber 
Fall, daß die Perſon, mit welcher der Beifchlaf vollzogen wurbe, bes 
trunten war, kann aus bemfelben Grunde nicht unter Art. 206 ſub— 
fumirt werden. War die Frauensperfon fo ſtark ;betrunten, daß fie 
fih im Zuſtande gänzlicher Willenlofigkeit befunden hat, fo kommt 
allerdings Art. 205 zur Anwendung, hatte die Betrunfenheit aber 
biefen Grab nicht erreicht, fo hat fie für die bier in Rebe ftehenden 
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Reate keine Bedeutung. Nähere Beſtimmungen, wann die bier ent⸗ 
ſcheidenden Vorausſetzungen vorliegen, enthält das Geſetz nicht, die 
Richter der That haben deshalb in jedem einzelnen Falle nach ſorg— 
fältiger Erwägung aller Umftände zu entjheiden. Bei den Verbands 
hungen im Gefetgebungsausihuffe ber Kammer der Abgeordneten in 
der Sigung vom 27. Juni 1857 wurden zwar zur Erläuterung ber 
gebrauchten Ausbrüde und der in Betracht zu ziehenden Zuftände ver: 
ſchiedene Bemerkungen gemacht. Diefelben fanden jedoch Feine allge- 
meine Zuftimmung und bürfen beshalb zur Erläuterung des Gefeges 
nur mit Vorſicht benügt werben. So fohwierig, ja unmöglich es aber 
auch ift, die hier in Betracht kommenden Berhältniffe in allgemeiner, 
für alle vorfommenden File volljtändig ausreichender Weiſe zu erör— 
tern, fo wenig Schwierigkeit wird es machen, einen einzelnen Fall 
richtig zu entſcheiden, wenn alle Umftände nad ber durch ben Wort: 
laut des Geſetzes Mar ausgeſprochenen Abficht des Geſetzgebers genau 
erroogen werden. Cinige wenige weitere Bemerkungen werben beshalb 
bier genügen. Bor Allem erfheint e8 wohl als felbjtverftändlich, daß 
nicht der Zuſtand der betreffenden Frauensperfon im Allgemeinen, 
fondern derjenige, in dem fie fi zur Zeit ber That befunden bat, 
maßgebend ijt. Eben jo ift e8 im zweiten Yalle des Art. 205 für 
den Thatbeftand gleichgiltig, ob der Thäter die Frauensperfon zufällig 
im Zuftande gänzlicher Willenlofigfeit gefunden, oder ob er fie erft ge: 
fliffentlich durdy Anwendung von irgend welden Mitteln in diefen Zuftand 
gebracht Hat. Bei der Strafausmeffung wird diefer Umstand jedoch 
in der Regel in Betracht zu ziehen fein, da der Thäter im lebtern Falle 
einen höhern Grad der Rechtswidrigkeit des Willens bekundet hat. 
Es bedarf wohl kaum der Erwähnung, daß der Mikbraud einer 
geiftesfranten Perfon zum Beifchlafe nur dann nad Art. 206 zu be: 
ftrafen ift, wenn fich diefelbe nicht in Folge der Geiftesfrankheit im 
Zuftande gänzlicher MWillenlofigleit befunden hat, indem fonft Art. 205 
zur Anwendung fommt. Sat derjenige, welcher den Beifchlaf mit 
einer geiftesfranten Perfon vollzog, zur Zeit der That deren Zuftand 
nicht gefannt und deshalb ihren Mangel an Wiberftand als freie Zu: 
ftimmung betrachtet, fo ift er nad Art. 69 ftraflos'). 

1) Man vgl. über die Art. 204— 206: Verb. d. K. d. Abg. von 18%, 


Beil.-Bb. II ©. 177; Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I 
©. 321 u. Bd. 1 ©. 23 u. 24, 
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Betrüglice 

Berleitung 

zum Bei⸗ 
ſchlaſe. 


Blutſchandt. 


Art. 207. 


Wer eine Frauensperſon zur Geſtattung des Beiſchlafes durch 
Erregung oder Benützung eines Irrthums verleitet, vermöge deſſen 
ſie den Beiſchlaf für einen ehelichen hält, ſoll mit Gefängniß nicht 
unter zwei Jahren beſtraft werden. 

Auch in diefem Artikel ift won einem Mißbrauche einer Frauens⸗ 
perſon zum außerehelichen Beiſchlafe die Rede. Er ſetzt nämlich zwar 
eine thatſächliche Einwilligung der Frauensperſon voraus, dieſelbe iſt 
jedoch, weil nur durch Irrthum veranlaßt, rechtlich nicht zu beachten. 
Der Artikel hat, mie die Motive zum frühern Entwurf fagen, vor— 
zugsweife den Fall im Auge, daß eine Frauensperſon durch eine bes 
trüglich vorgefpiegelte Trauung verleitet wird, ben Beifchlaf als einen 
vermeintlic, ehelichen und rechtmäßigen zu geftatten. Da jebod auch 
Täufhungen anderer Art zur Erreihung bes angegebenen Zweckes an: 
gewenbet werden können, fo ift das Mittel, durch welches ber Jrrtbum 
hervorgebracht mwurbe, abfichtlih im Geſetze nicht erwähnt morben. 
Der Artikel ſpricht ausbrüdlid von Verleitung durch Erregung ober 
Benügung eines Irrthums, er findet mithin nicht blos im Falle einer 
durch den Thäter argliftig herbeigeführten Täuſchung, fondern auch 
bann Anmenbung, wenn ſich die Frauensperfon ohne fein Zuthun im 
Irrthum befunden und er biefen Irrthum benüst Hat. Auf ben Fall, 
baß eine Frauensperſon in der bier vorgefehenen Weife eine Manne: 
perfon zum Beifchlafe verleitete, findet der Artifel, wie fein Wortlaut 
bemeist, feine Anwendung). 


Art. 208. 


Wenn Eltern oder andere Verwandte in auffteigender finie 
mit ihren leiblichen Abkömmlingen den Beiſchlaf vollziehen, fo 
ſollen Erſtere mit Gefängniß nicht unter drei Iahren, Lebtere, 
foferne fie das fechzehnte Iahr zurückgelegt haben, mit Gefängnif 
bis zu zwei Jahren befiraft werden. Bugleich ift gegen Erflere 
der Verluſt der in Art. 28 Biff. 5 bezeichneten Fähigkeit und, 
wenn fie als Sehrer oder Erzieher in öffentlichen Dienften ſtehen, 
der Verluſt des Dienftes als Straffolge auszufprechen. 


2) Berbh. d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil.-Bb. I ©. 177 u. Verh. d. Geſetzg. 
Ausich. d. K. d. Abg. von 18%,, Bd. l S. 8322. 


Strafgefeß, Artikel 208 1. 9 


Art. 209, 


Yoll- und halbbürtige Gefchwifter, welche miteinander den 
Beifchlaf vollziehen, find mit Gefängnig von drei Monaten bis zu 
zwei Iahren zu beflrafen. 


Art. 210, 


Wenn das in den Art. 208 und 209 bezeichnete Werwandt- 
fchaftsverhältniß ein außereheliches und zwar durch den Water be- 
gründetes ift, fo find die Gerichte vorbehaltlich der Beflimmung 
des Art. 17 befugt, die Strafe bis auf die Hälfte des niedrigfien 
Strafmaßes herabzufegen. 


Art. 211. 


Der Beifchlaf zwifchen Schwieger- oder Stiefeltern und ihren 
Schwieger- oder Stiefkindern foll, infoferne das Schwägerfchafts- 
verhältniß durch eine (mod; befiehende oder bereits aufgelöste) Ehe 
begründet ift, an den Erfiern mit Gefängniß von drei Monaten 
bis zu zwei Jahren, und an den fchteren, vorausgefeht, daß fie 
bereits das ſechzehnte Iahr zurückgelegt haben, mit Gefängniß bie 
zu einem Jahre beftraft werden. 

Während in den Art. 204—207 ſolche Fälle vorausgeſetzt find, 
in welchen der Beifchlaf ohne Finmwilligung, jedenfall® ohne die in 
rechtlicher Beziehung zu beachtenbe Finwilligung der betreffenden Franens— 
perfon vollzogen worden ift, feben die Art. 208 — 211 voraus, daß 
ber Beifchlaf von ben betreffenden Perfonen mit genenfeitiger freier 
Zuftimmung vollzogen wurde. Iſt dies nicht der Fall, murbe bie 
betreffende Frauensperfon in der in Art. 204 angegebenen Weife ges 
nöthigt oder war biefelbe aus einem ber in Art. 205 angegebenen 
Gründe unfähig, ihre Zuftimmung zu ertheilen, oder bat fich biefelbe 
in dem in Art. 206 bezeichneten Zuftande befunden oder ift fie in ber 
in Art. 207 bezeichneten Weife zur Geftattung des Beifchlafs verleitet 
worden, fo kommen nicht die Art. 208— 211, fondern bie betreffen: 
den Beftimmungen der Art. 204—207 zur Anwendung und das be: 
ſtehende Verwandtſchafts- oder Schwägerfchaftsverhältnig ift nur bei 
ber Strafausmeffung zu berüdfichtigen. 

Bezüglich der jugendlichen Perſonen, welche das ſechzehnte Le 
bensjahr noch nicht zurücgelegt haben, weichen bie Art. 208 und 211 
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von den betreffenden allgemeinen Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs 
in fo ferne ab, als fie ſolche jugendliche Perſonen in den Hier vor: 
gefehenen Fällen mit Strafe überhaupt gar nicht bedrohen. Das Ge: 
ſetz betrachtet folche jugendliche Perfonen, wie die Motive zum frühern 
Entwurfe jagen, in diefen Fällen mehr unter dem Geſichtspunkte eines 
Opfers, als unter dem eines Theilnehmers ber begangenen Webelthat. 
An Art. 209 findet fi jedoch dieſe Abweichung nicht. In dem bier 
vorgefehenen Falle find mithin auch jugendliche Perfonen, welde das 
jechzehnte Jahr noch nicht zurüdgelegt haben, als Mitjchuldige zu be— 
handeln und deren Strafbarkeit ift nab Art. 76— 78 zu bemeffen. 

Aus dem Wortlaute des Art. 210 ergibt fi, daß die Gerichte 
bie in den Art. 208 und 209 angebrobten Strafen -herabzufegen dann 
nicht befugt find, wenn das in den letztern Artikeln bezeichnete Ver: 
wanbtihaftsverbältnig zwar ein außereheliches, jedoch durch die Mutter 
begrünbetes ift. Außerdem verftcht es fih nad) ber allgemeinen, alfo 
bier anzumendenden Beftimmung des Art. 7 Abi. 2 von ſelbſt, daß 
bie durch den Vater begründete außereheliche Verwandtſchaft überhaupt 
nur dann in Betracht kommt, wenn fie durch ein vechtsgiltiges Aner: 
kenntniß ober durch ein civilgerichtliches Urtheil feſtgeſtellt ift. 

Art. 214 verlangt ausdrüdlic, daf das Schwägerfchaftsverhältnig 
burdy eine Ehe begründet if. Damit ift alfo das vom kanoniſchen 
Rechte umb in einzelnen Partikulargeſetzgebungen anerkannte durdy 
außerehelidhe Konkumbenz begründete Schwägerfchaftsverhältnig für die 
bier vorgefehenen Fälle ausgeſchloſſen. Dagegen wirft das durch eine 
Ehe begründete Schwägerichaftsverhältnig, wie das Geſetz zur Ver: 
meidung aller Zweifel ausbrüdlich bemerkt, in den bier vorgefehenen 
Fällen aud dann noch fort, wenn die Ehe, durch weldye das Schmwäger: 
ihaftsverhältnig begründet worden ift, nicht mehr bejicht. Mit dem 
Falle einer auf außercheliher Kontumbenz beruhenden Schwägerſchaft 
darf aber derjenige nicht werwechjelt werben, wo das Verwandſchafts⸗ 
verhältniß, das zwifchen dem einen Verfchwägerten und dem Ehegatten 
des andern befteht, ein außerebelihes ift. In diefem Falle ift bie 
Strafbarkeit der Blutichande keineswegs ausgefchloffen, vorausgeſetzt 
nur, daß die auferebeliche Verwandtſchaft nah Art. 7 überhaupt 
in Betracht zu fommen bat. Ein Beifpiel wird die Sache klar machen. 
Der Beifchlaf, den ein Ehemann mit der außereheliden, von einem 
andern Vater herrührenden Tochter feiner Ehefrau vollzieht, ift nad 


— — — 
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Art. 211 ſtrafbar; der Beifchlaf des mit einer andern Frau erzeugten 
Sohnes eines Mannes mit ber Konkubine des legtern ift bagegen 
ftraflo®. 

Daß die Beftimmung des Art. 69 auch in den bier vorgefehenen 
Fällen Anwendung findet, Jrrtfum ober Unwiffenheit bezüglich des 
Borhandenfeins des Verwandtſchafts- oder Schwägerſchaftsverhältniſſes 
mithin die Strafbarkeit wegen Blutſchande ausſchließt, verſteht fi 
von jelbft‘). 


Art. 212. 


Pflegeeltern und Vormünder, welde mit ihren minderjährigen rHene! ei 
Pflegebefohlenen, Geiftliche, welche mit ihren minderjährigen Pfarr- zurs mis. 
oder Beichtkindern, Lchrer und Erzieher, welde mit den ihnen Praws des 
zur Erziehung oder zum Wnterrichte anvertrauten minderjährigen a = 
Perfonen den Beifchlaf vollziehen, find mit Gefängniß nicht unter Amieverbätt- 
ſechs Monaten zu beftrafen. * 

Bugleich iſt gegen dieſelben der Verluſt der im Art. 28 Biff. 5 
bezeichneten Fähigkeit und, wenn fie als fchrer oder Erzieher in 
öfientlichen Dienflen fichen, der Werluft des Dienfies als Straffolge 
auszufprechen. 

Art. 213. 

Die an Öefängniffen, an Straf- und polizeilichen Berwahrungs- 
häufern oder an Anflalten, welche zur Pflege oder Unterflüßung 
von Hilfsbedürftigen oder zur Beſſerung verwahrloster Perfonen 
beflimmt find, angeflellten oder befchäftigten Geamten, Aerzte oder 
anderen Bedienfteten, welche mit einer in die Anftalt aufgenom- 
menen Perfon, desgleichen Beamte, welche mit einer Perfon, gegen 
die fie eine ahnterfuchung zu führen haben, den Beiſchlaſ verüben, 
follen mit Gefängniß von drei Monaten bis zu drei Iahren be- 
firaft werden. 

Bugleich ift gegen dieſelben, wenn fie in öffentlichen Dienften 
fiehen, der Verluſt ihres Dienfles als Straffolge auszuſprechen. 

Auch in den gegenwärtigen Artifeln wird vorausgefegt, daß ber 
Beifhlaf von den betreffenden Perſonen mit gegenfeitiger freier Zu: 


) Verh. d. K. d. Abg. von 18%,, Beil.Bb. II ©. 177 u. 178; Verh. 
d. Geſehg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, ®b. I 6. 322 u. 323. 
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flimmung vollzogen wurde. War dies nicht der Fall, fo findet aud 
bier dasjenige Anwenbung, was bezüglich biefes Punktes oben zu 
Art. 208—211 bemerkt wurde. Wie in lehtern Artikeln der Grund 
ber Strafbarkeit in dem bejtehenden Verwandtſchafts- oder Schmäger: 
ſchaftsverhältniſſe liegt, fo liegt er bier in dem befondern Verbältniffe, 
in welhem ber Thäter zu derjenigen Perſon, mit welcher er den Bei- 
ſchlaf vollzog, zur Zeit der That gejtanden bat. in wefentlicher 
Unterfdieb zwifchen den bier und den in ben Art. 208—211 vor: 
gejehenen Fällen liegt darin, daß, während nad den letztern Artikeln, 
wenigſtens in ber Regel, beide Theile ftrafbar find, die Art. 212 
und 213 nur bie in bdenfelben “aufgezählten Perfenen mit Strafe be: 
rohen, diejenigen Perfonen aber, mit welchen diefe den Beiſchlaf voll: 
zogen haben, ſtraflos laſſen. Es ift dies eine nothwendige Gonfequenz 
des gefeßlihen rundes der Strafbarkeit der bier vorgefehenen Hand: 
lungen. Derfelbe liegt, wie bemerkt, in dem befondern Verhältniffe, 
in welchem ber Thäter zu ber andern Perſon ftand, in dem Miß— 
braude des ihm zuftehenden Pflege:, Auffihts= oder Schutzrechts oder 
bes ihm übertragenen Amtes oder Dienftes. Diefer Grund bejteht 
mithin nur bei den in ben Art. 212 und 213 aufgezählten, nicht 
auch bei den ihnen anvertrauten oder untergebenen Perfonen. Uebris 
gen® irrt Stenglein, wenn er (Bd. ITS. 212 und 213) annimmt, 
nur Mannsperfonen könnten fid) der hier vorgefehenen ftrafbaren Hand: 
lungen ſchuldig madyen und die in diefen Fällen mißbrauchte Perfon 
müffe immer eine Frauensperſon fein. Es Tann aud das Gegen: 
theil ber Yal fein, wie 5. B. wenn eine Pflegemutter mit ihrem 
minderjährigen Pflegefohne oder wenn eine an einer Krankfenanftalt 
angeftellte Wärterin mit einer bafelbit aufgenommenen hilfsbebürftigen 
Mannsperfon den Beifchlaf vollzieht. In diefen und ähnlichen Fällen 
erfcheint eine Frauensperfon als der ftrafbare und eine Mannsperfon 
als der mißbrauchte Theil. Damit ſtimmt auch die Faffung der Art. 
212 und 213 vollftändig überein, wie fi dies namentlich aus einer 
Vergleihung bderfelben mit jener der Art. 204— 207 ergibt. In 
legtern ift nur von einer mißbrauchten Frauensperſon oder einem 
mißbraudhten Mädchen die Rebe, fo daß alfo umgelfehrt, weil biefe 
Artikel Verübung der betreffenden Handlungen durch naturgemäßen 
Beifchlaf vorausfegen, ber Thäter nur eine Mannsperfon fein Fann. 
In den Artikeln 212 und 213 dagegen wirb von benjenigen 
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Perfonen, an welchen die hier vorgefehenen ftrajbaren Handlungen be: 
gangen werden können, ganz allgemein, ohne alle Bezugnahme auf 
deren Geſchlecht, von Pflegebefoblenen, anvertrauten und aufgenommenen 
Perfonen gefproden, wie umgekehrt bei Aufzählung derjenigen Berfonen, 
weldye ſich der bier worgejehenen Handlungen fhulbig machen können, 
in eben jo allgemeiner Weife von Pflegeeltern, Erziebern, an Anftalten 
beſchäftigten Bebienfteten u. j. mw. die Rebe ift, worunter auch ſprach— 
ih die Pflegemutter, eine weibliche Erzieherin oder eine Wärterin 
eben fo gut, als der Pflegevater, ein männlider Erzieher oder ein 
Wärter zu begreifen find. . 


Die heutige Faſſung des Gefeges weicht vom frühern Entwurfe 
mehrfah ab. Ich werde auf dieſe Abweihungen im Nachftehenden 
bei den einzelnen Punkten aufmerffam machen, da ſich gerade aus ihnen 
am beiten die Abficht des Geſetzgebers ergibt. 


Vorerſt jpriht das Geſetz von Pflegeeltern, welche mit ihren 
minderjährigen Pflegebefohlenen den Beifchlaf vollziehen. Der frühere 
Entwurf enthielt die Befchränfung auf Minderjährige nicht, fondern 
ſprach allgemein von Pflegebefohlenen. Der Antrag, bier nur von 
minderjährigen Pflegebefohlenen zu fpredhen, wurde in der Sitzung bes 
Sefepgebungsausihufes der Kammer der Abgeordneten vom 27. Juni 
1857 von dem k. Regierungstommiffär Hofratb Dr. Dollmann be: 
fümpft. Derfelbe bemerkte, das pflegeelterliche Verhältniß fei dem 
elterlihen analog und müſſe daher wie das lehtere über die Minder: 
jährigfeit binauswirkfen. Der Behauptung, daß das pflegeelterliche 
Verhältniß dem elterlichen analog fei, wurde nicht widerſprochen, troß: 
dem trat jedoch der Geſetzgebungsausſchuß dem geftellten Antrage bei 
und es ging, da fpäter auch ber Gefeggebungsausihuß der Kammer 
der Reihsräthe und die Staatsregierung beiftimmten, in Folge beffen 
die in Rede ftehende Beichränfung in das Gefek über. Die betreffende 
Beftimmung findet mithin nur auf diejenigen Perfonen Anwendung, 
welche die Pflege und Erziehung Minderjähriger an der Stelle ber 
leiblihen Eltern derfelben übernommen haben. 


Unter Vormündern find in Folge ber fo eben befprocdhenen Eins 
ihaltung des Wortes „minderjährigen” zweifellos nur die Vormünder 
Minberjähriger zu verftchen. Auf die Bormünder von Perſonen, 
welche wegen Geiſteskrankheit interbicirt worden find, findet mithin 
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Art. 212 Leine Anwendung. Wohl aber werden in ber Regel bie 
Beitimmungen des Art. 205 oder des Art. 206 anwendbar fein. 

Im Entwurfe waren die Geijtlidien ohne nähere Bezeichnung 
nur einfach vor den Lehrern und Erziehern aufgeführt, fo daß der 
in der heutigen Faſſung des Geſetzes auf letztere fich beziehende 
Zwiſchenſatz: „melde mit den ihnen zur Erziehung oder zum Unter: 
richte anvertrauten minderjährigen Perfonen den Beifchlaf vollziehen“ 
fih auch auf die Geiftlihen bezog. Der Geſetzgebungsausſchuß der 
Kammer der Abgeorbneten hatte hiegegen Feine Erinnerung gemadht. 
Der Referent des Gefebgebungsausfchuffes der Kammer der Reiche: 
räthe bemerkte aber, in fo weit als Geiftliche in ihrer allenfallfigen 
Eigenſchaft als Lehrer oder Erzieher durch diefen Artikel getroffen 
werben follten, fei deren ausbrüdlihe Erwähnung nicht nothwendig, 
da fie ſchon durch die Worte „Lehrer oder Erzieher“, die in biefem 
Falle auch auf fie paßten, getroffen feien. Dagegen feien bei diefer 
Faſſung Geiftlihe gerade in der ihnen als folhen eigenen Stellung, 
nämlih als Pfarreivorftände, als Geelforger oder Beichtväter, bei 
Mißbrauch dieſer rechtlichen Auffihts: und DVertrauensftellung zur 
direkten Wolluftbefriebigung ſtraflos. Zur Ausfüllung diefer Lücke be— 
antragte er, nah dem Worte „Geiſtliche“ einzufhalten: „welche mit 
ihren minderjährigen Pfarr= oder Beichtlindern”, Diefem Antrage 
ftimmte ber Gefeßgebungsausfhuß der Kammer der Neichsräthe und 
fpäter auch jener ber Kammer der Abgeordneten bei. Hiernach find 
bier Geiftlihe vorerft nur in ihrem Verhältniffe zu ihren minder: 
jährigen Pfarr- oder Beichtfindern ins Auge zu faffen, während fie 
in ihrem allenfallfigen Verhältniſſe als Lehrer oder Erzieher nadı der 
folgenden Beitimmung, und zwar in ganz gleicher Weife, mie fonftige 
Lehrer oder Erzieher zu beurteilen find. — Zur Anwendbarkeit des 
Geſetzes in feiner heutigen Faſſung ift vor Allem nothwendig, daß der 
Thäter ein Geiftliher if. Dieſe Eigenfchaft genügt aber für fich 
allein nicht, fondern er muß außerdem den Beifchlaf mit einem feiner 
minderjährigen Pfarr= oder Beichtlinder vollzogen haben. Der Aus: 
drud „Geiftlihe* ift nicht auf die Geiftlichen der riftlichen Kirchen 
zu bejchränten, ſondern begreift nad der zweifellofen Abficht des Ge: 
ſetzgebers auch jene Perfonen, melde in andern Religionsgenofjen: 
haften eine der Stellung ber Geiftlihen der driftlihen Kirchen 
analoge Stellung haben, wenn fie auch nicht Geiftliche genannt werben. 
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So findet die in Rebe ftehende Beitimmung namentlih auch anf bie 
jüdifchen Rabbiner Anwendung. Aus dem nämlihen Grunde ift biefe 
Beitimmung nicht auf bie Vorftände ber Pfarreien zu befchränfen, 
fondern auch auf ſolche Hilfsgeiftlihen, weldhe, wie Kuraten, Koopes 
ratoren, Kapläne, Vikare u. dgl., in der hier entfcheidenden Beziehung 
eine geiftliche Zuftändigfeit haben, anzumenden. Das Verhältniß bes 
Pfarrfindes kann kaum Schwierigkeiten veranlaffen, Schwieriger wird 
dagegen öfter die Entſcheidung der Frage fein, ob bie betreffende 
Frauensperfon zum Geiftlichen im Verhältniffe eines Beichtfindes ſtand. 
Nicht jede Perfon, welche dem betreffenden Geiftlihen einmal ge: 
beichtet bat, kann als Beichtkind desfelben im Sinne der gegenwärtigen 
Beitimmung betradytet werden. Auf der andern Seite aber darf das 
Verhältniß auch nicht auf die Dauer ber eigentlichen Beichthandlung 
befchränft werden. Das Gefet muß vielmehr nad) feinem Geifte und 
feiner Abfiht Anwendung finden, fobald der vollzogene Beiſchlaf ale 
ein Mifbraud des Verhältniſſes erfcheint, in das eine Perfon als 
Beichtlind zu einem Geiſtlichen getreten it. Ob bie betreffende Kirche 
die Beichte ausdrücklich vorfchreibt, ijt gleichgiltig. 

Bezüglich der Lehrer und Erzieher unterfcheidet das Geſetz nicht 
zwifchen öffentlihen und Privatlehrern und Erziehern und eben fo 
wenig zwiſchen den orbentlihen Hauslehrern einerfeitS und ſolchen, 
denen die betreffende Perfon nur zum Unterridte in einem einzelnen 
ober in einzelnen Gegenftänden anvertraut ift, oder melde nur als 
Aushilfslehrer fungiren, anderſeits. Eben fo wenig kömmt es über: 
haupt auf die Unterrichtsgegenftände an. Das Geſetz findet deshalb 
im Allgemeinen nicht blos auf Schullehrer und die an öffentlichen 
Unterrihtss und rziehungsanftalten als Lehrer oder Erzieher ans 
geftellten Perjonen, fondern auch auf die Schulverwefer und Schul—⸗ 
gehilfen, auf die Vorſtände und Lehrer von Privat: Erziehungs: und 
Unterrichtsanftalten, auf Fachlehrer für einzelne Gegenftände, ine: 
bejondere auch für fhöne Künjte, Muſik-, Tanz-, Turnlehrer u. dgl., 
namentlid aber auch auf die Handwerfslehrmeifter Anwendung. Auf 
der andern Seite ift aber die Anwendbarkeit des Geſetzes davon ab: 
hängig gemacht, daß die betreffende Perfon dem Lehrer oder Erzieher 
zum Unterricht ober zur Erziehung anvertraut, d. 5. daß er mit beren 
Unterriht oder Erziehung von demjenigen, dem das Recht der Er: 
ziehung berfelben zuſteht, alfo von den Eltern, Bormündern u, dgl, 
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beauftragt worden ift, weshalb denn auch die Motive zum frühern 
Entwurfe die hier vorgefehenen Handlungen Mifbraud der Erziehungs: 
und Auffihtsgewalt nennen. Dies ift jedoch nicht fo zu verfichen, 
als ob die minderjährige Perfon dem fpeziellen Thäter ausbrüdlic 
anvertraut worden fein müßte. Gibt ein Vater fein Kind an eine 
Säule, an eine Erziehungs: oder Unterridhtsanftalt, fo vertraut” er 
e8 damit allen denjenigen Perfonen, melde an der Schule oder An: 
ftalt dermalen angeftellt oder verwendet find oder in Zufunft ange 
ftellt oder verwendet werben, an, und eben fo vertraut er feine Tochter, 
die fih mit feiner Einwilligung einen Muſiklehrer wählt, dieſem 
Mufillehrer zum Unterrichte an, wenn er auch nicht felbft mit dems 
jelben geſprochen hat. 

Art. 213 if, und zwar abſichtlich, fehr allgemein gefaßt. Ins: 
befondere wurbe, um dem Geſetze eine größere Anwendbarkeit zu 
fihern, der frühere Entwurf in der Art abgeändert, daß das vor dem 
Worte „Anftalten“ früher geftandene Wort „öffentlichen“ geftridyen 
und die Worte „ober zur Befjerung verwahrloster Perfonen“ ein: 
gefaltet wurden. Das Gefe findet mithin jetzt aud auf die an 
Privatanftalten der im Artikel bezeichneten Art oder an foldhen Ans 
ftalten von Vereinen angeftellten oder befchäftigten Beamten, Aerzte 
und fonftigen Bebienfteten Anwendung. 

Der Referent des Gefehgebungsausfhuffes der Kammer ber 
Reichsräthe hatte noch beantragt, in Abj. 2 des Art. 212 vor dem 
Worte „Lehrer“ das Wort „Pfarrer“ einzufhalten. Der k. Staats⸗ 
minifter der Juſtiz äußerte dagegen das Bedenken, biefe Bejtimmung 
fönne zu Konflikten mit den kirchlichen Behörden führen, weil die 
Gerichte, wenigſtens bis jet, diefe Eigenſchaft der Geiftlichen noch 
nicht zum Gegenſtande ihrer Aburtheilung gemacht haben. Dem Ans 
trage wurde hierauf eine Folge nicht gegeben. Deshalb Haben fi 
die Gerichte, wenn ein Pfarrer in Anwendung des Art. 212 ver: 
urtheilt wird, im Urtbeile darauf zu befchränfen, ihn ber in Art. 28 
Ziff. 9 bezeichneten Fähigkeit für verluftig zu erklären. Nach eins 
getretener Rechtskraft des Urtheils ift fobann der vorgeſetzten kirchlichen 
Behörde von ber erfolgten Verurtheilung Kenntniß zu geben und diefer 
die weitere bienftlihe Einfchreitung zu überlaffen. *) 


) Verb. der K. d. Abg. von 18%,, Beil.Bb, I ©. 108, 178 u. 179, 
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Art. 214, 


Wenn die in den Art. 204 — 213 bezeichneten Arafbaren Missraus zur 
Handlungen, flatt durch naturgemäßen Beifchlaf, durcd, den Miß- tien Wottuf. 
brauch einer Perſon männlichen oder weiblichen Geſchlechts zu 
widernatürticher Wolluſt verübt werden, fo kommen die in jenen 
Artikeln enthaltenen Strafbeflimmungen zur Anwendung. 


Gegenwärtiger Artifel handelt von ber widernatürlihen Wolluft. 
Er jhließt fih an die vorhergehenden Artikel in der Art an, daß, 
wie lebtere den aufßerehelihen Beifchlaf nicht allgemein, fondern nur 
in den im Gejege ausdrüdlich angegebenen Fällen mit Strafe be: 
drohen, fo aud bie widernatürlihe Wolluft nicht in allen, ſondern 
nur in jenen Fällen für ftrafbar erflärt ift, in welden bie Handlung 
aud) dann, wenn fie durch maturgemäßen Beifchlaf verübt worden 
wäre, jtrafbar fein würde. Auf Perſonen, welche fih dadurch, daß 
fie den naturgemäßen Beifchlaf mit einander vollziehen, feiner ber in 
den Art. 204 — 213 bezeichneten ftrafbaren Handlungen ſchuldig machen, 
findet mithin aud Art. 214 feine Anwendung, wenn fie ihren Ge: 
jlechtstrieb ftatt durch naturgemäßen Beifchlaf durch wibernatürliche 
Wolluft befriedigen. In einer Beziehung geht jedoch, worauf id 
ſchon früher aufmerffam gemadt habe, Art. 214 weiter, als einige 
der vorhergehenden Artikel. Während nämlich einige der in ben vorher: 
gehenden Artikeln bezeichneten ftrafbaren Handlungen nur durch Manns: 
perfonen an Frauensperſonen verübt werben können, macht Art. 214 
einen folden Unterfchied nicht und der Mifbraud zu widernatürlicher 
Wolluſt it, wenn die fonftigen VBorausfegungen ber Strafbarkeit, wie 
Anwendung von Gewalt, gänzlihe Willenlofigkeit der mißbrauchten 
Perſon u. dgl., gegeben find, in gleicher Weiſe ftrafbar, mag bie 
mißbraudyte Perſon männlichen oder weiblichen Geſchlechtes jein. 

Daß der in Art. 214 gebrauchte Ausdrud „Strafbeftimmungen“ 
bier, wie überhaupt an allen Stellen des Strafgeſetzbuchs, wo er 
vorfömmt, nicht blos die angedrohten eigentlichen Strafen, fondern 
auch die Straffolgen begreift, ift ſelbſtverſtändlich. 


Verh. d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, 2b. I ©. 323 u. Bb. II 
S. 5-7, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe von 18°%,, Beil. 
©. 134—136 u. Prot. Bd. 1 ©. 207 — 210 u. Verh. d. K. d. Abg. von 
18%, Beil.Bd. II ©. 437. .. 

Weis, Das Strafgefehbub für das Königreich Bayern. II. 2 
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Art. 214 enthält Feine Definition darüber, was unter wider: 
natürlicher Wolluft zu verftehen ift. Die Motive zum frühern Ent: 
wurfe, der mit ber jeßigen Faſſung des Geſetzes übereinftimmt, fagen 
darüber, man habe fih abfihtlih in ſolch' allgemeiner Weife aus- 
gedrückt, um anzubeuten, daß zum Xhatbeftande ber hier in frage 
ftehenden ftrafbaren Handlungen keineswegs gerade eine bejtimmte Art 
wibernatürliher Wolluftbefriedigung, namentlid eine ſolche gefordert 
wird, welche mit Einbringen in ben Körper des Mipbrauchten ver: 
bunden ift. Vielmehr falle jede Handlung, welche in irgend einer 
Art die phyſiſche oder moralifche Integrität des Mißbrauchten verlegt 
oder gefährdet, unter die allgemeine Begriffsbeftimmung des Geſetzes. 
Der frühere Referent im Gejepgebungsausfchufe der Kammer ber 
Abgeordneten, Dr. Völk, war dagegen ber Anficht, der Begriff ber 
widernatürlihen Wolluft fei im Geſetze näher zu definiren. Er machte 
aud einen darauf abzielenden Borfchlag und es knüpfte fi hieran in 
ber Sitzung des genannten Ausfhufles vom 27. Juni 1857 eine 
eingehende Diskuffton, die jedody zur Ablehnung bes Vorſchlags bes 
Referenten und zur Annahme des Entwurfs führte. Bei der erften 
Berathung bes überarbeiteten Entwurfs von 1860 im Gefehgebungs: 
ausfhufle der Kammer der Abgeordneten wurde ein Antrag auf Auf: 
ftellung einer Definition ber widernatürlihen Wolluft nicht geftellt, 
fondern dem Entwurfe unbedingt zugeftimmt. Gleiches geſchah auch im 
Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Neihsräthe. Nach Einberufung 
des Landtags ftellte aber der Abgeordnete Dr. Arnheim den Antrag, in 
ben Xrtifel eine Definition der wibernatürlihen MWolluft aufzunehmen, 
während ber Abgeordnete Guftan Miller beantragte, dem Artikel einen 
zweiten Abſatz folgenden Inhalts beizufügen: „Ob eine Handlung als 
Migbraud einer Perfon zu widernatürliher Wolluft zu betrachten fei, 
gehört zur Thatfrage und ift fohin durch den Nichter der That zu 
entfcheiden“. Ueber diefe Anträge wurde in ber Sikung bes Gefep- 
gebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 6. Mai 1861 
berathen. Der Antrag des Nbgeorbneten Dr. Arnheim wurde gleid) 
dem vom frübern Meferenten im Sabre 1857 geftellten in ber Er: 
wägung abgelehnt, daß fi der Begriff der widernatürlichen Wolluft 
im Gefege überhaupt nicht befiniven laſſe, fondern daß dem Richter 
ber That überlaffen bleiben müffe, im konkreten Falle zu beurtheilen, 
ob widernatürlihe Woluft gegeben- fei. Auch der Antrag des Ab: 
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geordneten Miller wurde abgelehnt, jedodh nur aus dem Grunbe, 
weil man dasjenige, was biefer Antrag bezwedte, dann, wenn ber 
Begriff der wibernatürligen Wolluft im Gefege nicht definirt würde, 
als feibftverftändlich betrachtete. Man war nämlid im Gefekgebungss 
ausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten überhaupt darüber einig, 
daß überall, wo das Geſetz cine Definition eines Begriffes nicht ent: 
bält, der Richter der That zu entſcheiden babe, ob der vom Gefeke 
vorausgefeßte Fall vorliege, und zwar in ber Art, daß die Prüfung 
diefer Entſcheidung der Kompetenz des Kaffationshofes entrüdt fei. 
In diefer Deziehung wurbe namentlid in der Sitzung des genannten 
Ausſchuſſes vom 3. Mai 1861 (Beilagen: Band II S. 434) bemerft, 
wo eine gefeßliche Definition nicht gegeben worden, fei dies, wie bie 
Protokolle beweifen, meift in der Erwägung gefchehen, daß ſich ber 
Gegenftand nicht allgemein giltig befiniren laffe und daß es deshalb 
beffer fei, die Beurtheilung, ob 3. B. ber Begriff einer Waffe, einer 
Menfhenmenge gegeben, in jedem einzelnen Falle dem Richter voll: 
fommen frei zu laffen. Diefe Abſicht der Gefehgebungsfaktoren wäre 
gänzlich verfehlt, wenn ftatt einer gefeglichen Definition eine aus ber 
Jurisprudenz des oberften Gerichtshofes hervorgegangene ufuelle Inter: 
pretation in die Praxis eindringe. 

Diefer Punkt führt mich auf einen in der Zeitfchrift für Gefek: 
gebung und Rechtspflege des Königreichs Bayern (Band IX ©. 219 
bis 258, 427 — 475 und 618 — 699) abgebrudten ausführlichen 
und fehr intereffanten Aufſatz über „bie Fleiſchesverbrechen und Sittlich— 
feitöverlegungen nad ben Beftimmungen der neuen bayerischen Geſetz⸗ 
bücher”, anf den im Einzelnen einzugehen mir zwar ber Raum nicht 
geftattet, den ich aber doch im fo weit, als er fich mit ber fo eben 
berührten Frage befchäftigt, wegen beren befonderer Wichtigkeit näber 
ins Auge faffen und beleuchten muß. Im bdiefem Auffage iſt in $ 9 
bemerkt, gelegentlich der Verhandlung im Geſetzgebungsausſchuſſe über 
die widernatürliche Wolluſt hätten fich einzelne Stimmen dahin vers 
nehmen laſſen, die Begriffsfeftfehung werde am füglichften bem Richter 
der That als Thatfrage überlaſſen. Diefer Gedanke heiße eigentlich 
fo viel, als: die Subfumtion des Tonfreten Vorgangs unter ben Bes 
griff und die Begriffsbeftimmung in eine und biefelbe Funktion zus 
fammenwerfen. Da bie Geſetze bes Denkens dies für einen innern 


Widerſpruch und für eine Unmöglichkeit erflärten, fo wäre der Sinn 
2°» 
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wohl ber, daß man für Fälle folder Art einen gefeglichen oder einen 
wifienfchaftlihen Ihatbeftandsbegriff als Oberfab für die Subfumtion 
der Thatfahe ganz entbehren könne. Gegen die Herrfhaft eines von 
allen einfchränfenden pofitiven Begriffsmerfmalen entjefjelten höchſt 
Yatitubinarifchen Vorftellungsgebildes, von welchem es Jedermann bes 
liebe, alle Tage eine andere Borftellung zu haben, müfje aber im 
Namen der Wiffenfhaft, gegen das täglich wechſelnde Spiel, welches 
heute zum Bortheile, morgen zum Nachtheile des Angeklagten mit ben 
willfürlihen fubjektiven Vegriffsvorftellungen der einzelnen zur Löſung 
ber Thatfrage berufenen Perſonen getrieben werben könnte, im Namen 
ber rechtlichen Ordnung nahbdrüdlihe Verwahrung eingelegt werben. 
Die Geſetze des Denkens bejtünden unnachgiebig auf ber Trennbarkeit 
und Trennung obiger beiden Funktionen, nämlich ber Bildung ber 
Begriffsvorftellung umdb der Subfumtion ber konkreten That. Kein 
Schluß ohne Ober: und Unterfag: fein Urtheil ohne Rechtsbegriff 
und konkrete That. Lüden in bem Definitionsvorratb des vorge— 
ſchriebenen oder fonft pofitiven Gefeges feien auszufüllen mit ben 
Schöpfungen der PVernunftreflerion. Die allgemeinen Gefehe des 
Denkens dürften bier um fo nahbrüdlicher angerufen werben, als fie 
in ben Beftimmungen des Art, 12 des Grumblagengefeßes vom 4. Juni 
1848 zum Ueberfluffe aud) noch ausbrüdlic als Norm für den Richter: 
ſpruch erflärt worden feiern. Diefer Artifel habe nämlich dem oberiten 
Gerichtshofe das zweifahe Amt auferlegt, darüber zu wachen, daß 
das Gefe nicht verlegt, nicht falfch ausgelegt, und dann, daß es 
nicht unrichtig angewendet werde. Demgemäß babe ber oberftce Ge: 
richtshof zu unterfuchen a) ob das Gericht den Nechtsbegriff in feiner 
Wahrheit, in feinem richtigen Umfange erfannt, auch äußerlich in 
richtiger Definition entwidelt habe, und b) ob bie feftgeftellte That: 
fache den Merkmalen bes Nechtsbegriffs fongruent fei? Damit fei aber 
auch das Untergericht angewiefen, in welcher Gedankenfolge und nad 
welchen maßgebenden Borftellungen es fein Urtheil zu finden habe. 
Mit diefer Ausführung hängt eine weitere Bemerkung in $ 5 
bes angeführten Auffages zufammen. Dort wird nämlich gefagt, die 
Faktoren ber Gefeßgebung hätten ſich zu eimer geſetzlichen Definition 
ber widernatürlichen Wolluft nicht herbeilaſſen wollen 1) aus Rücdficht 
auf Reinhaltung des Gefebes von Cynismen und Unfchiclichkeiten, 
fowie 2) aus Rückſicht auf Neinhaltung der an bie Geſchwornen zu 
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ftellenden Fragen von berlei Unſäuberlichkeiten. Es fei jedoch kaum 
anzunehmen, daß bie Praris ber Schwurgerichte wenigftens bort, wo 
die Eigenthümlichfeit des Falles und das rechtliche Intereſſe des Anz 
geflagten eine genaue Aufftellung ber That, welcher man ihn bezichtigt, 
erfordere, aus bdiefer Beſorgniß zurüdjchreden werbe, ber Frage ein 
ar formulirtes konkretes Thatbeſtandsbild einzuverleiben. Denn durch 
allgemeine die Thatſache mehr verjchleiernde als beleuchtende Bezeich— 
nungen und Ausbrüde in ber frage gerathe der Angeflagte erſtens in 
die allergrößte Gefahr, einem unbegründeten Schuldig zu unterliegen, 
und zweitens werbe auf dieſe Weife die Wirkſamkeit einer an fi be 
gründeten Nichtigkeitsbeſchwerde fon zum voraus zu Ungunften bes 
Angellagten vereitelt. 

Demzufolge bemühte ſich der Berfaffer bes in Rebe ftehenden 
Auffages eine richtige und erfchöpfende Definition der wibernatürlichen 
Wolluft zu finden. Er unterwarf zu diefem Behufe verfchiedene früher 
ſchon aufgeftellte Definitionen einer eingehenden Kritik, bemühte ſich 
darzuthun, daß diefelben entweder nicht richtig oder nicht erſchöpfend 
feien, und ftellte enblich in $ 14 eine eigene neue Definition auf. 

Ich beabſichtige nicht, nun meinerfeits diefe Definition einer Kritik 
zu ımterwerfen, obgleich es nicht ſchwer wäre, an berfelben, ganz ab» 
gefehen von ihrer jehr mangelhaften Redaktion, gar Mandyerlei aus: 
zufegen und insbeſondere darzuthun, baß fie keineswegs für alle Fälle 
wibernatürliher Wolluft ausreicht. Ich begnüge mich, in biefer Be— 
ziehung auf dasjenige zu verweifen, was ich gelegenheillich eines ähn- 
lichen Falles bereits zu Art. 6 (Band I S. 47 und 48) bemerkt habe. 
Dagegen erachte ich für nothwendig, wenigftens in Kürze nachzumeifen, 
daß die in dem angeführten Aufſatze in Betreff der gefeglichen Auf: 
gabe bes Richters der That, der Abfafjung der an bie Gefhwornen 
zu ftellenden Frage und der Zuftändigfeit des Kaſſationshofes aus: 
gefprochenen Anfichten irrig und mit dem geltenden Rechte nicht ver: 
einbar find. 

Die Aufgaben des Geſetzgebers, des fog. Richters der That, 
besjenigen Gerichts, welches auf die im geſetzlicher Weiſe feitgeftellte 
That die Strafe anzuwenden hat, und des Kaffationshofes find bei 
und genau gefehteden. Die Aufgabe des Geſetzgebers beſteht nämlich 
barin, die Handlungen zu bezeichnen, welche als Verbrechen, Ver: 
gehen oder Uebertretungen mit Strafe belegt werben follen und bie 
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betreffende Strafe zu beftimmen; Aufgabe des fog. Richter® ber That, 
den man allerdings vielleicht richtiger Richter der Schuldfrage nennen 
würde, ift es, zu entfcheiden, ob fi ber Angefchuldigte derjenigen 
ftrafbaren Handlung, deren er angeflagt ift, und zwar eintretenden 
Falles unter den behaupteten Umftänden, fhulbig gemacht hat; Sache 
des zur Anwendung des Strafgeſetzes berufenen Gerichtes iſt «8, zu 
entfcheiden, ob das Geſetz die That, deren ber Angeſchuldigte won dem 
Richter der That für ſchuldig erflärt worden ift, wirklich für jtrafbar 
erflärt, und im bejahenden Falle die vom Geſetze beitimmte Strafe 
auszufprechen beziehungsweife innerhalb der vom Geſetze gezogenen 
Gränzen auszumeſſen; Sache des Kaffationshofes endlich ift es, im 
den vor ihn gebrachten Fällen zu prüfen, ob das zuleht erwähnte 
Gericht das Geſetz richtig auf die That angewendet bat, deren ber 
Angefhuldigte von dem Nichter der That für ſchuldig erflärt worben 
ift. Nach unferm pofitiven Rechte ift, was namentlich nicht überfehen 
werben barf, die Aufgabe des Richters der That micht darauf be— 
ſchränkt, zu prüfen und zu entſcheiden, ob der Angeſchuldigte beftimmte 
Thathandlungen begangen hat und ob dabei beftimmte Umſtände wor: 
handen waren, fonbdern er ift berufen, über die Schuld des: Ange: 
fhuldigten zu entfheiden. Er muß mithin, nachdem feine Ueberzeugung 
über die thatſächlichen Momente feftfteht, prüfen und enticheiben, ob 
fih der Angefhuldigte dur das, was er getban, unter ben Umſtän— 
den, unter denen er gehandelt bat, der ihm zu Laft gelegten ftrafbaren 
That, und zwar, foferne das Gefeh dies im. betreffenden Kalle wer: 
langt, in dem behaupteten Grabe fchuldig gemacht bat. Nur hierüber 
bat er in der Regel feine Entfheidung zu geben, fo daß das Urtheil, 
das er fich über die einzelnen Thathandblungen und bie weiter in Bes 
tracht kommenden Umftände gebildet bat, in ben meiiten Fällen mur 
ber Entfheidung der Schuldfrage zur Unterlage. dient. Die zur Ent—⸗ 
ſcheidung der lektern Frage nöthige Erwägung muß nothwendig um 
fo eingehender fein, je allgemeiner das Geſetz ben Begriff der betref⸗ 
fenden ftrafbaren That gefaßt, je wenigef es bie zum Thatbeftande 
berfelben gehörigen einzelnen Umjtände unb bie fonftigen für bie Ent: 
ſcheidung der Sculdfrage relevanten Momente bdefinirt bat. Man 
kann übrigens in ſolchen Fällen von Lüden des Geſetzes nicht prechen. 
Der Geſetzgeber hat nichts überfehen, fondern er bat abſichtlich den 
Begriff der frafbaren That in ſolch allgemeiner Weife gefaßt, be: 
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ziehungsweife unterlaffen, einzelne biebei gebrauchte Ausbrüde zu 
definiren. Er hatte beftimmte Gründe, gerade fo und nicht anders 
zu verfahren. In manden Fällen hielt er eine Definition deshalb 
für überflüffig, weil der betreffende Ausbrud auch ohne eine foldhe 
ſchon ohnedies allgemein verftändlih if. In andern hielt er es 
aber, meil ſich bie verfchtebenen Umftände und Formen, unter benen 
die That oder das betreffende Moment vorkommen kann, nicht 
vollftändig vorberfehen und deshalb auch nicht in erfchöpfender und 
für alle Fälle richtiger Weife im Geſetze aufzählen laſſen, nicht für 
möglich, eine weiter eingehende Definition zu geben, während er ans 
nahm, daß es dem Richter der That, dem alle einzelnen Umftänbe 
bes konkreten Falles vorliegen, nicht ſchwer fallen werde, durch forgs 
fältige Subfumtion aller Umftände unter ben im Geſetze enthaltenen, 
wenn auch allgemeinen Begriff, eine richtige, der Abficht bes Geſetz⸗ 
gebers entſprechende Entſcheidung über die Schuld bes Angefchuldigten 
zu geben. Gr war überzeugt, daß er auf ſolche Weile das materielle 
Recht, alfo einerfeit® den Angefchuldigten, wie anderfeits die öffent: 
liche Ordnung beffer fihere, als durch Aufftelung näherer Definitionen 
und fpeziellerer Begriffsbeftimmungen, welche, wie bie Erfahrung lehrt, 
nicht felten dem mit Entſcheidung der Schuldfrage betrauten Richter 
der That in naturwibriger Weife Gewalt anthun und dadurch richtige 
Eutſcheidungen, ftatt fie zu fördern, im Gegentheile erſchweren ober 
gar verhindern. Der Gefebgeber hat, indem er fo verfuhr, feines: 
wegs gegen die Geſetze des Denkens verftoßen, er hat recht gut ges 
wußt, daß zur Entſcheidung der Schuld eines Angeſchuldigten bie 
Subfumtion ber im konkreten Falle feftgeftellten thatfächlichen Momente 
unter ben betreffenden gefeßlichen Begriff nötbig ift, und daß biefe 
Subfumtion um fo größere Sorgfalt erfordert, in je allgemeinerer 
Weife der Begriff aufgeftellt ift, allein er glaubte nicht nur, biefe 
Thätigfeit dem Richter der That überlafjen zu dürfen, fondern er hielt 
gerade ihn für hiezu ganz befonders geeignet. Daß der Geſetzgeber dies, 
und zwar nicht bloß bei dem hier in Rebe ftehenden Reate, ſondern 
auch in noch manden andern Fällen wirklich beabſichtigte, ergibt ſich 
aus den Motiven zu ben Entwürfen unfres Strafgeſetzbuchs, den von 
ben Referenten erftatteten Berichten und ben über bie Verhandlungen 
in den Gefeßgebungsausfhüfien aufgenommenen Protofollen. Indsbe— 
fondere läßt die oben mitgetheilte Verhandlung und Beſchlußfaſſung 
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über den Antrag des Abgeordneten Miller für ben Fonfreten Fall 
hierüber auch nicht den geringiten Zweifel. 


Aus diefen Grörterungen ergeben fi für den vorliegenden Fall 
folgende Süße, die übrigens nad) dem Sefagten auch in manden an: 
dern Fällen, wo gleiches Verhältniß beſteht, anwendbar find: 


4) Der Richter der That und nur er bat darüber zu entſchei— 
den, ob fi der Angeſchuldigte dur die von ihm vorgenommenen 
Handlungen der ibm zu Laft gelegten jtrafbaren That durch den Miß— 
braud einer Perſon zu widernatürliher Wolluft ſchuldig gemacht hat. 
Er hat mithin neben den fonjtigen zum Thatbejtande geforderten Um: 
ftänden, wie Gewalt, gänzlihe Willenlofigkeit ber mißbraudten Per: 
fon u. f. w., insbefondere darüber zu entſcheiden, ob in ben nachge— 
wiefenen Thathandlungen ein Mißbrauch einer Perfon zu mwidernatür: 
liher Wolluft liegt. 


2) Die Frage an die Gefhwornen muß deshalb fo abgefakt 
fein, daß in ihrer Bejahung eine unzweifelhafte Bejahung bes fo eben 
erwähnten Punktes liegt, und die Geſchwornen haben, wenn fie auch 
alle gegen ben Angeklagten vorgebraditen Momente als erwiefen an: 
nehmen, allein der Anficht find, in den nachgewiefenen Thathandblungen 
liege fein Mißbraud einer Perfon zu mwibernatürlicher Wolluft, bie 
an fie geftellte Frage einfady zu verneinen. Auf den Grund einer 
von ben Geſchwornen bejahten Frage, welche nur die einzelnen bem 
Angeklagten zu Laft gelegten Thathandlungen aufzählt und bie Ge: 
ſchwornen nur zur Erklärung darüber auffordert, ob der Angeflagte 
biefer Thathandlungen ſchuldig fei, fo daß alfo die Gefhwornen durch 
die Bejahung der Frage eine Entſcheidung über den vorerwähnten Punkt 
nicht abgegeben haben, Tann eine Verurtheilung des Angeflagten nicht 
erfolgen, und zwar felbft dann nicht, wenn in biefen Thathandlungen 
offenbar der Mißbrauch einer Perfon zu widernatürlicher Wolluſt Liegt, 
weil Leiteres für fih allein nicht genügt, fondern zur Verurtheilung 
abfolut gefordert wird, daß die Geſchwornen dies ausgefprocden haben. 
Sleihes wäre der Fall, wenn die Frage ftatt des geſetzlichen Begriffs 
eine wifjenfchaftliche Definition desfelben von der Art enthält, daß in 
ber Bejahung Feine unzweifelhafte Entſcheidung der Gefchtwornen, daß 
auch fie in den nachgewieſenen Thathandlungen den Mißbrauch einer 
Perfon zu wibernatürliher Wolluft erbliden, liegt, weil es aud in 
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diefem Falle an bem für die Verurtheilung abfolut nöthigen Erforber: 
niffe, daß die Gefhwornen biefen Punkt bejaht haben, gebricht. 

3) Haben die Gefchwornen die an fie geftellte Frage verneint, 
alfo den Angellagten für nicht ſchuldig erflärt, fe ift die Sade damit 
beendigt, indem in biefem Halle der Angeklagte nah ansbrüdlicher 
geſetzlicher Rorfchtift (Art. 198 der Strafprogefnevelle vom»1O. Rovember 
1848 und Art. 358 des Code d’instruetion criminelle) von der Au: 
Mage freigefprochen werden muß. Namentlich mußobies auch bamı 
geicheben, wenn fi aus den Umftänden unzweifelhaft ergibt, daß ber 
Grund, aus dem die Geſchwornen den Angeklagten für nicht ſchuldig 
erflärt haben, lediglich darin liegt, daß ſie in ben nachgewieſenen 
Thathandlungen den Mißbraud Einer Perſon zu widernatürlicher Woluft 
nicht gefunden haben, und obgleich der Schtourgerichtshof diefe* Anficht 
ald irrig betrachtet. Umgekehrt kann der Schwurgerichtshof, wenn bie 
Geſchwornen die an ſie geſtellte den oben erörterten Anforderungen ent— 
ſprechende Frage bejaht haben — vorausgefetzt natürlich, daß auch 
die übrigen zum Thatbeſtande des betreffenden Verbrechens gehörigen 
Umſtände bejaht find, und vorbehaltlich des ihm durch Art. 212 der 
Strafprogehnoßelle von 1548 und Art. 352 des Code d’instruction 
eriminelle eingeräumten Rechts — die Beruribeilung des Angeklagten 
and dem Gruñde nicht verweigern, weil in ben nadgewiefenen That: 
handlungen Tein Mißbrauch eimer PBerfon zu widernatürliber Wolluſt 
liege. 

4) Hieraus ergibt fi von felbft, daß der Kaſſationshof nicht 
in bie Lage kommen fann, die von ben Gejchwornen über die Frage, 
ob in den nachgewiefenen Thatſachen ein Mißbrauch einer Perſon zu 
widernatürliher Wolluft liegt, abgegebene Entſcheidung einer weitern 
Prüfung zu unterwerfen. Haben bie Gefchwornen die an fie gejtellte 
Frage verneint, jo muß, wie bemerkt, ber Angeflagte freigefprocdhen 
werben unb gegen biefe Freiſprechung fteht dem Staatsanwalte feine 
Nichtigkeitsbefchwerbe zu. Wenn aber die Gefhwornen bie an fie ger 
ftellte frage bejaht Haben und das Gericht hierauf die gefeßliche 
Strafe ausgefprodhen hat, fo findet hiegegen Nichtigkeitsbeſchwerde aus 
bem Grunde, daß die Gefhwornen die nachgewiefenen Thathandlungen 
mit Unreht ale Mißbraud zu widernatürliher Wolluft betrachtet 
haben, nicht ftatt, weil Nichtigkeitsbefhwerde nur in den im Geſetze 
beftimmten Fällen geftattet ift, fein Geſetz biefelbe aber in einem 
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folhen Falle zuläßt. In dent mehrberührten. Auffase ift zwar auf 
Art. 12 des Grundlagengefeße® vom 4. Juni 1848 Bezug genommen. 
Allein abgefehen davon, daß biefes Geſetz überhaupt Feine becifiven 
Beftimmungen enthält, fondern nur die Grundlagen der Fünftigen 
Gefeßgebung firirt, feine Normen "für ‘den Richter, ſondern für ben 
künftigen Gefeggeber aufftellt, alfo fchon deshalb zur" Begründung ber 
Zuftändigkeit des Kaffationshofes in einem einzelnen Falle nit an— 
gerufen werben Kann, gibt ber angeführte Artikel nur im Allgemeinen 
an, welde Beitimmung der Kaffationshof haben fol. Die nähere 
Ausführung und mirkliche geſetzliche Beftimmung findet ſich für ben 
konkreten Fall, und zwar in vollkommen unzweifelhafter Weife, in 
Art. 230 ber Strafprogeßnovelle vom 10. November 1848, Hier it, 
abgejehen von bem bei unferer Frage nicht in Betracht kommenden 
Falle der Berlegung wefentliher Förmlichkeiten, Nichtigleitsbeſchwerde 
nur in dem Falle geſtaltet, daß von dem Schwurgerichtshofe das 
‚Gele unrichtig auf die durch den Wahrfprud der Gefhmwornen feft: . 


geitellten Thatfahen angewendet worden iſt. Der Kaflationshof iſt 


mithin, wenn ein Angeklagter durch den Wahrſpruch der Geſchwornen 
für ſchuldig erklärt worden iſt, eine der in den Art. 204 — 213 be 
zeichneten ftrafbaren Handlungen durch dem Mißbrauch einer Perfon 
zu wibernatürlier Wolluft verübt zu haben, und ihn ber Schwur- 
gerichtshof hierauf zu einer im betreffenden Artikel angebrohten Strafe 
verurtheilt bat, durchaus micht befugt, zu prüfen, ob die Gefhwornen 
in den nachgewiefenen Thatſachen mit Recht ben fraglihen Mißbrauch 
gefunden haben, denn feiner Prüfung unterliegt nicht ber Wahrfprud 
der Gefhwornen, fondern nur das Urtheil bes Schwurgerichtähofes, 
und auch dieſes nur infoweit, als es fi um bie Frage handelt, ob 
von bemfelben das Geſetz auf bie burd ben Wahrſpruch der Ge: 
ſchwornen feftgeftellten Thatfachen richtig angewendet worden ift. Mit 
andern Worten, der Kaffationshof kann, vom Falle der Berlegung 
wejentlicher Förmlichleiten abgefehen, nur das Urtheil des Schwur⸗ 
gerichtshofes und auch diefes nur in dem Falle vernichten, daß ber 
Schwurgerichtshof das Geſetz unrichtig angewendet hat. 

Hieraus ergibt fi neuerdings ein oben bereits aufgeftellter 
Sat. Hat der Geſetzgeber den Begriff einer ftrafbaren That nur in 
allgemeiner Weiſe aufgeftellt oder einen hiebei gebrauchten Ausbrud 
oder ein fonftiges für die Entfcheidung der Schuldfrage wichtiges 


Strafgefeg, Artifel 214. 27 


Moment nicht näher befinirt, ſondern bie weitere Beurtheilung umb 
die Subfumtion ber aus ber Verhandlung fid, ergebenden Umftänbe 
‘des einzelnen Falles dem Richter der That überlaffen, fo kann im 
Sinne der bei uns in Betreff der Zuſtändigkeit des Kaffationshofee 
geltenden Progefibeftimmungen von einer irrigen Anmenbung bes Ge: 
feße8 durch ben Ausfpruc des Richters der That niemals die Nebe 
fein, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil bas Geſetz die ganze 
Entſcheidung des Richters der That über die Schuld des Angefchul: 
digten als eine thatfächliche, als die Entſcheidung einer Thatfrage be: 
tradptet und vom irriger Anwendung des Geſetzes nur dann und mur 
infoweit ſpricht, al® es fid) von Anwendung bes Gefeges auf bas: 

ige handelt, was durch den Ausfptud des Richters der That be: 
züglich ber Schuld des Angeſchuldigten feftgeftellt werben ift. 

Hat der Schwurgerichtshof einen Angeflagten, ber durch den 
Wahrſpruch der Geſchwornen für ſchuldig erklärt worden iſt, eine der 
in den Art. 204 — 213 bezeichneten ſtraſbaren Handlungen Fark) den 
Mißbrauch einer Perfon zu widernatürliher Wolluſt verübt zu haben, 
ein. Wahrfpruches und in Mißfennung ber im Vorſtehenden 
erörterten Beſtimmungen über bie Zuſtandigkeit in Anwendung des 
Art. 202 der —— von 1848 aus dem Grunde frei— 
geſprochen, weil in den nachgewieſenen Thathandlungen ein Mißbrauch 
einer Perſon zu widernatürlicher Wolluſt nicht liege, ſo findet in dieſem 
Falle allerdings, und zwar nad der ausdrücklichen Beſtimmung bes 
Art. 234 der Strafprogekinovelle, Nichtigkeitsbeſchwerde ſtatt. Es 
leuchtet jedoch von ſelbſt ein, daß hierin keine Ausnahme, ſondern 
vielmehr eine Beſtätigung des oben Geſagten liegt, denn auch in dieſem 
Falle darf der Kaſſationshof nicht unterſuchen, ob in den nachgewieſenen 
Thathandlungen ein Mißbrauch zu widernatürlicher Wolluſt liegt, 
ſondern er muß das Urtheil des Schwurgerichtshofs ſofort vernichten, 
fobalb er ſich überzeugt hat, daf in dem Wahrfprudye der Gefchwornen 
eine Schuldigerflärung im oben erörterten Sinne liegt. Eben fo ver: 
ſteht es ſich nach den frühern Grörterungen von felbft, daß der Kaffa: 
tionshof auch in dem Falle, daß die an bie Gefchwornen gejtellte 
Frage nur bie einzelnen dem Angeſchuldigten zur Laft gelegten That: 
handlungen aufzählt und die Geſchwornen bdenfelben deshalb nur biefer 
Thathandlungen für ſchuldig erflärt haben, der Schwurgerichtshof aber 
trotzdem eine Berurtbeilung ausgefprocdhen hat, weil er in diefen That: 
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bandlungen einen Mißbrauch zu wibernatürliher Wolluſt erblickte, 
unb zwar ohne weitere Prüfung biefes Grundes vernichten muß '). 

Sch habe im BVorftehenden der Kürze halber nur auf bie betref- 
fenden Beftimmungen ber ÖStrafprozeßnovelle von 1848 Bezug ges 
nommen, will aber zur Vermeidung aller Zweifel beifügen, daß auch 
bie in ber Pfalz geltende Geſetzgebung hiermit volllommen überein: 
ftimmt. 

In denjenigen Fällen, welche nicht zur Zuftändigkeit der Schwur—⸗ 
gerichte gehören, treten zwar bie zwifchen ben Aufgaben des Richters 
ber That und jenen bes Gerichts, das zur Anwendung bed Geſetzes 
auf die durch ben Ausfprud bes Erftern feftgeftellten Thatfachen be: 
rufen ift, und bezüglid ber Wirkungen ihrer Entfcheidungen beftehen: 
ben oben näher befprochenen Unterſchiede aus bem boppelten Grunbe, 
weil das zur Anwendung bes Geſetzes berufene Gericht zugleich Richter 
der That ift und auch für feine Entiheidungen über die fogen. That: 
frage Entfheidungsgründe angeben muß, nicht in fo auffallender Weiſe 
hervor, als dies ba der Fall ift, wo Geſchworne, und zwar ohne 
Angabe von Entjheidungsgründen, bie Thatfrage zu entfcheiden haben. 
Die oben erörterten Grundſätze finden jedoch auch in biefen Fällen 
gleichmäßige Anwendung. Auch in diefen Fällen müffen die Gerichte, 
wie dies in ber Natur der Sache liegt, außerdem aber burd bie 
Art. 323 — 325 der Strafprogeßnovelle ausdrücklich vorgeſchrieben ift, 
vorerft Über die Schulbfrage berathen und abftimmen und fie haben 
erſt, nachdem dies gefhehen ift, auf jene Fragen überzugehen, welche 
die Anwendung des Gefeßes auf die feftgeftellten Thatſachen bezweden. 
Auch in bdiefen Fällen ift, von dem Falle der Verletzung weſentlicher 
Förmlichkeiten abgefehen, Nichtigkeitsbefchwerbe nur wegen unrichtiger 
Anwendung bed Geſetzes auf die feftgeftellten Thatſachen, nicht alfo 
wegen unrichtiger Feſtſtellung der Thatſachen, zuläffig, und als that: 


ſächliche Feftitelung ift die Entſcheidung aller jener Punkte anzufehen, 


deren Entſcheidung, wenn das Schwurgericht in ber Sache zuftändig 
wäre, ben Gefchwornen zuftehen würde. Einen Unterfdieb, der jedoch 
an biefen Grundſätzen nichts ändert, bewirkt blos die Beftimmung bes 


) Ein Erkenntniß des Kaffationshofes vom 26. Jänner 1863 (Zeitſchr. 
für Gefeßgebung und Mechtöpflege bes Königreihs Bayern, Bb. X ©. 44) 
ſtimmt mit den oben erörterten Grundfägen vollfommen überein. 


Strafgefeß, Artikel 214. 29 


Art. 326 der Strafprogemovelle, wornad die Gerichte ihren Urtheilen 
aud; bezüglich der Thatfrage Entſcheidungsgründe beifügen müffen. 
Darin, daß diefer Vorſchrift gar nicht oder im nicht genügender Weife 
entfprochen wurde, liegt die Verlegung einer weſentlichen Förmlichkeit, 
woraus fi ergibt, daß der Kaſſationshof aud die Entſcheidung eines 
Gerichts über die Ihatfrage unter Umftänden vernichten kann, näm: 
lich zwar nicht wegen Unrichtigfeit diefer Entſcheidung, wohl aber 
wegen Unzulänglichkeit der beigefügten Entſcheidungsgründe. Auch in 
diefen Beziehungen jtimmt die in ber Pfalz geltende Geſetzgebung mit 
jener der biefjeitigen Landestbeile volljtändig überein. 

Schließlich will ich übrigend noch darauf aufmerkfam machen, 
daß das Geſetz, wenn es auch eine Definition der widernatürlichen 
Wolluſt nicht enthält, doch dafür, was es darunter verftanden wifien 
will, einen ziemlidy fidyern Anhaltspunkt dadurch bietet, daß es die 
Berübung der in Rede ftehenden Handlungen durd den Mißbrauch 
einer Perfon zu widernatürliher Wolluft jener durch naturgemäßen 
Beifchlaf gegenüber tell. Dadurch ift deutlich ausgefprocdhen, daß zu 
den bier in Rede ftehenden Reaten Handlungen erforderlich find, welche 
darauf gerichtet find, den Zweck, der im maturgemäßer Weife durch 
ben Beifchlaf erreicht wird, in widernatürlicher Weiſe zu erreichen. 
In unzüchtigen Handlungen anderer Art kann mithin der Mißbrauch 
einer Berfon zu widernatürliher Wolluft nicht gefunden werben. 

Ueber die Frage, wann die in Rede ftehenden Neate als vollendet 
gelten jollen, bemerken die Motive zum frühern Entwurfe (zu Art. 223), 
im Hinblide auf die außerordentlihen Abnormitäten, zu welden das 
Naffinement des Laſters in biefer Beziehung fich zu verirren vermag, 
laſſe fih im Gefege keine Vorſchrift aufftellen, ohne im eine höchſt 
ſtandalöſe und dennody immer lüdenhaft bleibende Kafuiftif fi ein: 
zulaſſen. Man habe e8 daher für das zweckmäßigſte erachtet, hierüber 
mit Stillſchweigen binmwegzugehen, woburd bie Gerichte von jelbft auf 
bie. schen in den Anmerkungen zum Strafgeſetzbuche von 1813 (Band II 
©. 61) angedeutete Vorſchrift hingewiefen werden, daß in jebem ein 
zelnen Falle auf die Intention des Uebelthäters zu fehen und das 
Verbrechen bann für vollendet zu erachten fei, wenn berfelbe jene 
Handlungen vorgenommen bat, welde zum Zweck feiner wibernatür: 
lihen Wolluft gehören. Der frühere Referent im Gefebgebungs: 
ausfhuffe ver Kammer der Abgeordneten Dr. Völk wollte zwar Vollendung 
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erft mit der vom Thäter erreichten Befriedigung der Geſchlechtoluſt ans 
nehmen. Der Ausſchuß trat ihm jedoch im biefer Beziehung nicht bei, 
fondern billigte die Auffaffung der Motive, bie deshalb ald maßgebend 
zu betrachten ift '). 


Art. 215. 
—— Unzüchtige Handlungen, welche 
Handlungen. 1) mittels gewaltthätigen Angriffes oder 


2) an Perfonen verübt werden, die das zwölfte Febensjahr 
noch nicht zurückgelegt haben oder fi im Buflande gänz- 
licher Willenlofigkeit befinden, 

folten, foferne nicht nach Art. 204, 205 oder 214 eine höhere 
Strafe einzutreten hat, mit Gefängnif bis zu drei Jahren beftraft 
werden. 

Im Salle der Biff, 1 findet die gerichtliche Berfolgung nur 

auf Antrag der Perfon, an welcher Die unzüchtige Handlung ver- 
übt wurde, oder ihres gefeßlichen Vertreters flatt. 


Art. 216, 


Eltern oder andere Verwandte in auffleigender Linie, welcde 
mit ihren leiblichen Abkömmlingen oder an denfelben umüchtige 
Handlungen verüben oder diefelben zu folchen verleiten, follen, fo- 
ferne nicht nad) Art. 208, 212— 214 oder 220 eine höhere Strafe 
einzutreten hat, mit Gefängnif bis zu zwei Jahren befiraft werden. 

Dasfelbe gilt: 

1) von Pflegeeltern und Vormündern gegenüber ihren minder- 

jährigen Pflegebefohlenen, 

2) von Geifllihen gegenüber ihren minderjährigen Pfarr- 

oder Beichtkindern, 

3) von £ehrern oder Erzichern gegenüber den ihnen zur Er- 

3iehung oder zum Unterrichte anvertrauten Minderjährigen, 

4) von den im Art. 213 bezeichneten Bedienfleten gegenüber 

den eben dort erwähnten Perfonen. 


‘) Berh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. IC. 179 u. 180, Verh. 
des Gefepgeb.Ausfh. d. K. d. Abg. v. 18%,, 8b.1 ©. 323—326 u. Bd. II 
S. 27-29, Berh. d. K. d. Mg. v. 18%, Beil.Gd. II S. 59, 437 u. 438. 
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Gegen die im Abf. 1 und im Abf. 2 Biff. 1 bie 3 ge- 
nannten Perfonen iſt zugleih auf die im Art. 212, gegen die im 
Abf. 2 Biff. 4 genannten Perfonen auf die im Art. 213 bezeichneten 
Straffolgen zu erkennen. 

Diefe beiden Artikel fließen fih an die Art. 204, 205, 208, 
212, 213 und 214 in der Art ergänzend an, daß fie in den in 
diefen Artikeln vorgefehenen Fällen auch fonftige unzüchtige Hand— 
lungen, welde nad ihrer Beichaffenheit nicht unter die Strafbeftim: 
mungen derſelben fallen oder doch nach benfelben nicht geftraft werben 
tönnen, mit Strafe bedrohen. Der Geſetzgeber erachtete e8 auch bier 
bei der Bielgeftaltigkeit der in Frage kommenden Verhältniſſe nicht für 
möglich, ben. Begriff der unzüchtigen Handlungen näher zu beftimmen, 
glaubte aber, daß der Richter im einzelnen Halle je nad Perfönlichs 
feiten, Zeit und Ort ermeflen werde, ob eine folde Handlung vor: 
liege, wie fie das Geſetz durch die gegenwärtigen Artikel beftrafen 
wollte. Zur nähern Bezeichnung deſſen, was ber Gejeßgeber bier 
greifen wollte, wurde der Ausdruck „unzüchtige Handlungen“ gewählt, 
ber, wie ber frühere Referent des Sejeggebungsausfchuffes der Kammer 
der Abgeordneten Dr. Völk in feinem Bortrage bemerkte, in feiner 
Herleitung von „Unzucdt“ Mar andeutet, was für Handlungen ber 
Geſetzgeber treffen will, nämlid ſolche, welde in birefter Beziehung 
auf geſchlechtlichen Mißbrauch ftehen, ohne daß fie gerade in ber Ab: 
fiht der Befriedigung der Gefhlechtsluft vorgenommen worden find, 
oder Handlungen, welde auch ohne die auf Befriedigung des Ge: 
ſchlechtotriebes unmittelbar gerichtete Abfiht das Schamgefühl auf 
freche Weife verlegen, das fittliche Gefühl überhaupt in feinem Keime 
verderben. Hiernach, bemerkte Dr. Völk weiter, dürfte Mar fein, 
daß unzüchtige Betaftungen der Geſchlechtstheile, Eingriffe in diefelben 
und brutale Entblößungen unter den Begriff der unzüchtigen Hand— 
lungen fallen, während alle jene Handlungen ald von dem Begriffe 
ausgeſchloſſen erſcheinen, welche zwar ebenfalls gegen Scham und 
Sittlichkeitsgefühl verftoßen, aber nicht jenen hohen Grad von Fred: 
beit und Verderbtheit an fich tragen, wie foldye aus direlten gejchlecht: 
lihen Angriffen hervorgehen. Nach diefen Erläuterungen, gegen melde 
nichts zu erinnern ift, Kann es nicht zweifelhaft fein, daß aud ber 
von dem E. Regierungstommiffär Neumapyr in ber Sitzung bes Ges 
feßgebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 27. Juni 
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1857 angeführte Fall, in welchem Bauernbufche in einem Wirths— 
garten, ohne die Abſicht, ein Fleiſchesverbrechen zu begeben, fondern 
lebiglih im einem Antriebe des frechiten und roheſten Muthwilleng, 
ben anmwefenden Frauensperfonen gewaltfam die Nöde über den Kopf 
zufammenbanden, unter den Begriff der bier mit Strafe bedrohten 
unzüchtigen Handlungen fällt. | 

Aus dem Wortlaute des Geſetzes, der in dieſer Beziehung feine 
Beſchränkung zuläßt, ergibt fih, daß Perfonen beiderlei Geſchlechts 
ſowohl Subjekte ald Objekte der bier vorgefehenen ftrafbaren Hand— 
lungen fein können. 

In Ziff. 1 des Art. 215 ift von „gewaltthätigem Angriffe” bie 
Rede. Nah den Verhandlungen kann es feinem Zweifel unterliegen, 
daß diefer Ausdrud im weitern Sinne, fo daß aud Drohungen ber in 
Art. 204 Abſ. 1 bezeichneten Art unter benfelben fallen, zu verftehen ift. 

Art. 216 fpricht nicht blos von unzüchtigen Handlungen, welche 
an, fondern auch von folchen, welche mit ben daſelbſt bezeichneten 
Perſonen verübt werden. Damit ift bezeichnet, daß zum Thatbejtande 
der bier vorgefehenen ftrafbaren Handlungen nicht gerade ein gegen 
ben Willen dieſer Perfonen auf deren Körper unternommener unzüch— 
tiger Angriff erforderlih ift, jondern daß aud die Einwilligung und 
das Cinverftindnig der mißbrauchten Perfon die Strafbarkeit ber 
Handlung nicht ausſchließt. In den Fällen bes Art. 215 war dieſe 
Ausdrudsweife nicht nöthig, weil natürlich dann, wenn unzüchtige 
Handlungen mitteld gewaltthätigen Angriffs auf eine Perſon verübt 
werben, von Sinwilligung und Einverſtändniß der angegriffenen Perfon 
nicht gefprochen werden kann, Gleiches aber auch daun, wenn fie an 
den in Ziff. 2 bezeichneten Perfonen verübt werden, aus dem Grunde 
ber Fall ift, weil das Geſetz ber Einwilligung derſelben, wie bereits 
zu Art, 205 und 206 bemerkt wurde, durchaus feine rechtliche Wirkung 
beilegt. 

Die Art. 215 und 216 finden natürlich auch dann, wenn bie 
Handlung an fi unter einen ber im Eingange biefer Erörterungen 
angeführten Artikel fällt, die dafelbft angebrohte Strafe aber, 3. B. 
wegen freiwilligen Abftandes von einem Verſuche oder weil ber Verſuch 
überhaupt nicht ftrafbar ift, nicht ausgefprochen werben kann, unter 
ber Vorausfegung Anwendung, daß die Handlung die Merkmale ber 
bier vorgefehenen Rente an fich trägt. 
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Art. 216 bedroht nicht nur die Verübung ungüchtiger Hanblun: 
gen, fondern auch die Verleitung dazu mit Strafe. Ueber den Sinn 
dieſer Beſtimmung gibt die über den Grund bderfelben im VBortrage des 
früheren Referenten enthaltene Bemerkung genügenden Aufihluß. Es 
beißt nämlich dafelbft, dafür, auch die Verleitung zu unzüchtigen Hands 
lungen zu. bejtrafen, fpreche ber nabeliegende Grund, daß eine ſchwere 
Verlegung der fittlihen und bürgerlihen Pflicht vorliegt, wenn bie 
bier in Frage kommenden Perſonen bie ihnen Anvertrauten oder Unter- 
gebenen zu frecher Berlekung ber Sittlichkeit verleiten oder verführen. 
Diefer Grund Liegt gleihmäßig bei Verleitung zu unzüchtigen Hands 
lungen an ſich ſelbſt, wie an oder mit dem Merleitenden oder Dritten 
vor, eine Unterfheidung in diefen Richtwitgen ift mithin nicht geftattet. 

Im Uebrigen kann ih anf die Erläuterung der entipredyenden 
frühern Artikel des gegenwärtigen Hauptſtückes vertweifen '), 


Art. 217. 


Der Ehebrud einer Ehefrau foll mit zweimonatlichem bis 
zweijährigem Gefängniffe, der Ehebruch eines Ehemannes mit Ge- 
fängniß bis zu einem Jahre beftraft werden. 

Der unverheirathete Mitfhuldige iſt mit Gefängnif und zwar 
in erfierem Salle bis zu neun, in leßterem Falle bis zu drei Mo- 
naten zu beflrafen. 


Art. 218. 


Die gerichtliche Verfolgung des Ehebruchs findet nur auf 
Antrag des beleidigten Ehetheiles flatt. 

Diefer Antrag kann nur geftellt werden, wenn die Ehe rechts- 
kräftig gefchieden oder auf Erennung von Eifch und Veit redhts- 
kräftig erkannt ifl. Während des auf Scheidung oder Erennung 
gerichteten Verfahrens ruht die Verjährung der firafrechtlichen Ber- 
folgung. 


!) Berb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. IS. 326—328 
u. Bd. U S. 30; Verb. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Reichsräthe von 18%, 
Beil. S. 186—138, 502 u. 503 u. Prot. Bd. I S. 210-212 u, Bd. IIS. 144, 
Verb. der K. d. Abg. von 18%, Beil. Bo. III ©. 438, 
Weis, Das Strafgefepbuh für das Königreich Bayern, IL 3 
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IA der Antrag in einem Falle, in weldem beide Schuldige 
verheirathet find, nur von dem Ehegatten des Einen geflellt wor- 
den, fo tritt gleichwohl auch gegen den Mitfchuldigen die Strafe 
des Ehebruchs, jedod nur in dem Maße ein, welches der Abf. 2 
des Art. 217 beftimmt. 

Eine Begriffsbeftimmung des Ehebruchs wurde, wie die Motive 
zum frühern Entwurfe bemerken, für überflüffig erachtet, weil fie bereits 
durch das beftehende Civil- und Kirchenrecht feftgeftellt fei. Wenn die: 
fer Grund auch nicht allgemein befteht, fo fonnte doch eine Begriffe: 
beftimmung ſchon deshalb für überflüffig erachtet werben, meil ohnebies 
wohl jeder Richter weiß, daß unter Ehebruch die Verlegung der ehes 
lihen Treue durch Beifchlaf eines Ehegatten mit einer andern als ber 
mit ihm verbeiratbeten Perfon verftanden wird. In ber Befriebigung 
bes Gefchlechtstriebs auf anderm Wege als bem des nalurgemäßen 
Beifchlafes kann ein Ehebruch nicht gefunden werden, Da die VBerpflidy: 
tung zur ehelihen Treue bis zur Auflöfung der Che dauert, jo macht 
fi) aud ein von Tifh und Bett getrennter Ehegatte dadurd, daß er 
die eheliche Treue in der angegebenen Weiſe verlebt, des Ehebruchs 
ſchuldig. 

Darüber, was in Abſ. 2 des Art. 217 unter dem erſtern und 
unter dem Iebtern Falle zu verftehen fei, kann wohl kein Zweifel 
beftehen. Der erftere Fall ift der Ehebrud einer Ehefrau, der letztere 
der Ehebruch eines Ehemannes. Die unverheiratbete Mannsperfon, 
welche mit einer Ehefrau den Beifchlaf vollzogen hat, unterliegt mithin 
einer Gefängnißftrafe bis zu neun Monaten, während eine unverbeis 
ratbete Frauensperfon, welche den Beifchlaf mit einem verheiratheten 
Manne vollzogen bat, nur mit Gefängnißftrafe bis zu drei Monaten 
belegt werben kann, 

Art. 218 macht nicht nur die gerichtliche Verfolgung des Ehe: 
bruches, und zwar überhaupt, alfo auch bezüglich des unverheiratheten 
Mitfchulbigen, von dem Antrage bes beleidigten Ehetheiles abhängig, 
fondern läßt auch diefen Antrag erft dann zu, wenn bie Ehe redhte: 
fräftig gefchieden, oder auf Trennung von Tifh und Bett rechtskräftig 
erkannt ift. Wann eine Ehe als rechtskräftig gefchieden zu betrachten 
ift, richtet ſich nach den betreffenden civil: oder firchenrechtlichen Beftim: 
mungen. In dev Pfalz ift dies deshalb nicht fhon danı, wenn das 
Urtheil, welches die Ehefheidung erlaubt, rechisfräftig geworden, foudern 
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erft dann der Fall, wenn der Eivilftandsbeamte die Chefcheidung aus- 
geiprodhen bat. Nach Art. 88 Läuft die Frift zur Stellung des Antrags 
auf gerichtliche Verfolgung erft von dem Tage an, an weldem dem 
zur Antragftellung Berechtigten die Stellung des Autrags möglid war, 
Im vorliegenden Kalle läuft mithin die in Art. 88 geftattete drei: 
monatliche Frift erft von dem im Abi. 2 des Urt. 218 angegebenen 
Zeitpuntte an. Anders verhält es fich mit der Verjährung der gericht: 
lichen Verfolgung. Diefe beginnt nah Art. 95 vom Tage der began- 
genen That und Abf. 2 des Art. 218 beftimmt mur, daß fie während 
des auf Scheidung oder Trennung gerichteten Berfahrens ruhe. Sie 
läuft mithin, von einer nah Art. 96 eingetretenen Unterbredhung ab: 
geiehen, vom Tage ber begangenen That bis zu dem Tage, an welchem 
ein auf Scheidung oder Trennung gerichtetes Berfahren eingeleitet 
werden ift. Am Tegterwähnten Tage kann deshalb bie gerichtliche Ver: 
folgung verjährt fein und es verſteht fidy von felbit, daß, wenn dies 
der Fall iſt, ein Antrag auf gerichtliche Verfolgung keine Wirkung mehr 
äußern kann. War die Verjährung ber gerichtlichen Berfolgung an dem 
Tage, am welchem ein auf Scheidung oder Trennung gerichteted Ber: 
fahren eingeleitet wurde, noch nicht vollendet, fo beginnt deren Lauf 
wieder, jobald die Ehe rechtskräftig gefchieden oder auf Trennung von 
Tiſch und Bett rechtskräftig erkannt ift. Beträgt in einem foldyen Falle 
der zur Vollendung der Verjährung erforderliche Zeitraum weniger als 
drei Monate, fe muß der beleidigte Ehetheil feinen Antrag auf gericht: 
liche Verfolgung des Ehebruchs während dieſes kürzern Zeitraumes 
ftellen, weil berfelbe fonft wegen eingetretener Verjährung feine Wirs 
zung haben wiürbe, 

Der Umftand, daß beide Theile die ehelihe Treue verlegt haben, 
fteht der Auläffigfeit des Antrags auf gerichtliche Verfolgung nicht ent: 
gegen, weil dadurch, daß ein Ehetheil die ebeliche Treue verlegt, die 
Verpflichtung des andern Ehetheils zur ehelichen Treue nicht aufhört 
und das Strafgefebbuch eine Kompenfation der bier in Rede ftehenben 
Verfehlungen nicht kennt. 

An andern Stellen, wo das Geſetz die gerichtliche Verfolgung 
von der Stellung eines befondern Antrags abhängig macht, ift neben 
dem Verletzten auch beffen gefeslicher Bertreter als zur Stellung bes 
Antrages berechtigt bezeichnet. Nach dem Entwurfe follte dies aud) bier 
gefchehen. Die dort beigefügten Worte „oder feines geſehlichen Bertre- 
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ters“ wurden jedoch geſtrichen, weil man es bei den hier zu beachtenden 
beſondern Verhältniſſen für angemeſſen erachtete, das Recht, gerichtliche 
Verfolgung zu beantragen, nur dem beleidigten Ehetheile, nicht alſo 
auch z. B. dem für einen abweſenden Ehetheil gerichtlich aufgeſtellten 
Kurator einzuräumen. Daß der beleidigte Ehetheil dieſen Antrag übri— 
gens nicht perſönlich ſtellen muß, ſondern auch durch einen Spezial— 
Bevollmächtigten ſtellen laſſen kann, iſt ſelbſtverſtändlich, da ja auch in 
dieſem Falle der beleidigte Ehetheil, nicht ein geſetzlicher Vertreter des: 
jelben, als Antragiteller erfcheint. 

Abſ. 3 des Art. 218 enthält eine doppelte Beftimmung. Zuerft 
wird nämlich in Uebereinftimmung mit dem in biefer Beziehung im 
Strafgefeßbude angenommenen Prinzipe ausgeſprochen, daß dann, wenn 
beide Schuldige verheirathet find, ein Antrag auf gerichtliche Verfol— 
gung aber nur von dem Ehegatten des Einen gejtellt wurde, troßdem 
auch der Andere zu betrafen fei, fodann wird das Maß ber Strafe, 
welche gegen Legteren einzutreten bat, beftimmt. Die besfalljige Beſtim— 
mung entjpricht der Billigkeit. Der Mitfchuldige, defien Ehegatte keinen 
Antrag geftellt Hat, wird nämlich, obgleich and er verheirathet ift, 
dennod nur in dem Maße bejtraft, als wenn er unverbeirathet wäre‘). 


Art. 219. 


Ein Ehegatte, welcher bei noch fortdauernder giltiger Ehe 
eine neue Ehe eingeht, ſoll mit Gefängnig nicht unter zwei Jahren 
befiraft werden. 

Gleiher Strafe unterliegt eine unverheirathete Perfon, welche 
wiſſentlich mit einer verheiratheten eine eheliche Verbindung eingeht. 

Sind beide Theile verheirathet, fo foll jeder Theil mit Ge- 
fängniß nicht unter drei Iahren beftraft werden. 

Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung diefes Vergehens 
beginnt mit dem Beitpunkte, in welchem durch die Auflöfung der 
früheren oder fpäteren Ehe das Beſtehen der mehrfachen Ehe auf- 
gehört hat. 


) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%,, Beil.Bd. II S.179, Verb. db. Geſetzg. 
Husih. d. 8. d. Abg. von 18%, Bd. 16. 323 — 329, Bb. II ©. 30 u. 31; 
Verh. d. 8. d. Abg. von 18%, Beil. Bd. II ©. 57 u. 187, Beil.Bd. III ©. 59, 
60 u. 438; Verb. d. Gefepg.Ausfh. d. K. d. Reichsräthe Beil, S. 133 — 140 
u. 503; Prot.Bo. 1 S. 312 — 2314 u. Bd. IM ©. 144 u. 145, 
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Als giltige Ehe im Sinne diefes Artifels muß auch diejenige, 
welche als nichtig mit Erfolg angefochten ober deren Auflöfung aus 
einem zweifellos beftebenden Scheidungsgrunde begehrt werden kann, 
fo lange angefehen werden, bis die Nichtigkeit im gefeglicher Weife aus: 
geſprochen worden oder die Scheidung erfolgt if. Das in Abf. 4 ges 
brauchte Wort „Auflöfung“ it im weitern Sinne zu verftchen, fo daß 
darunter jedes Aufhören der mehrfachen Ehen zu begreifen ift, gleich— 
giltig ob der Grund hievon in dem Tode eines der Ehegatten, in einer 
Richtigkeit: oder Ungiltigfeitserflärung oder in einer Eheſcheidung liegt. 

Nah Art. 6 ift natürlich auch bei dem bier in Rede ftehenden 
Vergehen rechtswidriger Vorſatz nöthig. Bon einer Beftrafung des Che: 
gatten, welcher eine neue Ehe einging, kann mithin dann Feine Rede 
. fein, wenn ſich derjelbe in dem guten Glauben, feine frühere Che bes 
ftehe nicht miehr, fein Ehegatte fei 3. DB. geftorben, befunden hat, Ob 
dies wirflih der Fall war, hat der Richter der That nach den Um: 
ftänden zu entjcheiden'). 

Art. 220, 


Wenn Eltern oder andere Verwandte in auffleigender Finie, 
Pflegeeltern, Vormünder, Geiftlliche, Lchrer oder Erzieher das Per- 
hältniß zu ihren Abkömmlingen oder minderjährigen Pflegebefohle- 
nen, Pfarr- oder Beichtkindern oder Schülern dazu mißbrauchen, 
die ihnen umtergebenen oder anvertrauten Perlonen einem Andern 
zum Zwecke der Befriedigung der Gefchlechtsiuft durch naturgemäßen 
Heifchlaf oder widernatürliche Wolluft zuzuführen oder zu überlaffen, 
fo ſoll auf Gefängnip nicht unter zwei Iahren und im falle des 
Art. 210 nicht unter einem Jahre erkannt werden, womit die im 
Art. 212 bezeichneten Straffolgen zu verbinden find. 

Gefängnif nicht unter zwei Jahren trifft den Ehemann, wel- 
cher feine Ehefrau einem Andern zu ſolchem Zwecke zuführt oder 
um eigenen Vortheils willen überläßt. 


Art. 221. 


Wer außer dem Falle des Art. 220 gewohnheitsmäßig oder 
aus Eigennuß der Unzucht einer oder mehrerer Perfonen des einen 
oder des andern Gefchlechts durch feine Vermittlung oder durd) Per- 


) Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.:Bb. II ©. 179 u. 180; Verb. 
d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. J S. 329 u. Bd. IS. 31 u. 32. 
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ſchaffung von Gelegenheit Worfchub leiflet, foll mit Gefängnif von 
drei Monaten bis zu zwei Jahren befiraft werden. 

Die Strafe fleigt auf Gefängnig von fechs Monaten bis zu 
drei Iahren, wenn der Auppler arglifiige Aunfigriffe angewendet 
hat, um der Unzucht Borfchub zu leiften, oder wenn er unbefchol- 
tene Perfonen unter achtzehn Iahren zur Geflattung der Anzucht 
verleitet hat. . 

In beiden Fällen kann mit der Gefängniffirafe Geldftrafe 
bis zu tauſend Gulden verbunden werden und ift Stellung unter 
Polizeiaufficht, fowie Verwahrung in einer Polizeianftalt zuläffig. 

Die vorftehenden Artikel erflären die Kuppelei nicht unbedingt, 
fondern nur unter beftimmten im Gefege angegebenen Vorausfegun: 
gen für ftrafbar, nämlih dann, wenn ber Kuppler durch bie Kuppelei . 
zugleich befonbere ihm bezüglich der Sittlichkeit ber verfuppelten Berfon 
obliegende Pflichten verlegt, fowie dann, wenn der Kuppler gewohn⸗ 
heilsmäßig oder aus Eigennutz banbelt. 

Bezüglih der in Abf. 1 des Art. 220 aufgezählten Perfonen 
kann ich auf bie zu ben betreffenden frühern Artikeln gegebenen Erläu: 
terungen verweifen. In Betreff der in Abf. 2 des Art. 220 gebraud;s 
ten Ausdrüde „zuführen“ und „überlafen“ wurde im Protofolle ber 
Situng des Gefebgebungsausfhuffes der Kammer ber Abgeordneten 
vom 21. Auguft 1860 Eonftatirt, als Ergebniß der über ben Sinn 
biefer Ausbrüde ftattgehabten Erörterung fei anerkannt worden, baf 
unter „zuführen“ im Gegenſatze zu „überlaffen” jede ben unerlaub: 
ten Umgang ber Ehefrau vermittelnde Thätigkeit des Ehemannes zu 
begreifen, unter „überlaffen” dagegen das blos paffive Geftatten 
des unerlaubten Umgangs zu verftehen fei. In gleichem Sinne 
find natürlich diefe Ausdrüde auch in Abf. 1 aufzufafen. Ein wefent: 
licher Unterfhied, auf ben ich aufmerkſam machen zu follen glaube, 
befteht jedoch bezüglich der im Geſetze verlangten Borausfehungen 
ber Strafbarkeit in fo ferne zwifchen den in Abſ. 1 vorgefehenen 
Fällen und dem Falle des zweiten Abſatzes, als in Abf. 1 das Zu: 
führen und das Ueberlaffen bezüglich der Strafbarkeit der Handlung 
einander vollkommen gleichgeftellt find, während Abf. 2 zwar ben Ehe: 
mann, welcher feine Ehefrau einem Andern zu einem ber in Rebe 
ftehenden Zwede zuführt, wegen biefer Handlung an fi und ohne 
‚zum Thatbeftande noch etwas Weiteres zu forbern, ben Ehemann ba> 
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gegen, welder feine Ehefrau zu folhem Zwecke einem Anbern übers 
läßt, nur unter der weitern Borausfegung, baß er dies um eigenen 
Bortheils willen thut, mit Strafe bedroht. Abſ. 2 des Art. 220 
gebraudt den Ausdruck „Bortheil*, während in Art. 221 ber Ans: 
druck „Eigennutz“ gebrauct iſt. Diefe Ausdrücke find nicht velltommen 
gleichbebeutend. Von Eigennutz kann nur bei demjenigen gefproden 
werben, welder durch jeine Handlung einen Vermögensvortheil zu errei> 
hen beabjicdhligt, während um eigenen Vortheils willen audy ber: 
jenige handelt, der nicht gerade einen Bermögens:, fendern irgend einen 
fonftigen Bortheil im Auge hat. So findet 5. B. Abſ. 2 des Ari. 220 
unzweifelhaft auf einen Beamten Anwendung, welcher feine Ehefrau 
einer einflußreichen Perfon in der Abſicht überläßt, hiedurch eine Bes 
Förderung, eine Auszeichnung o. dgl. zu erlangen, 

Art. 221 verlangt zum Thatbeftande des bier vorgeſehenen Ber: 
gebens, daß Jemand der Unzudt eines Andern Vorſchub leiſtet, und 
zwar entweder durch feine Bermittelung ober durch Verſchaffung von 
Gelegenheit. Hierunter fallen fehr verfchiedene Handlungen. Vorſchub 
leiftet nämlich micht nur derjenige, welder eine Perfon Andern zu uns 
züchtigen Zweden zuführt, fondern 3. B. auch derjenige, welcher einer ſolchen 
Perſon Aufenthalt zu dem Iwede gejtattet, hiedurch Gelegenheit zur 
Unzucht zu verſchaffen, biefelbe an Orte, wo Unzucht getrieben zu wer— 
ben pflegt, einführt oder ihr in jonftiger Weife daſelbſt Eintritt ver: 
ichafft, Pofalitäten zur Verübung von Unzucht überläßt ober bereit 
ftellt, das Aufammentommen ven Perfenen, weldye unzüchtige Abfichten 
haben, vermittelt w. |. w. Immerhin verlangt aber diefer Artikel eine 
Thätigfeit, durch welche der Unzucht Vorſchub geleiftet wird; eine bloße 
Duldung genügt zur Anwendung diefes Artikels nicht, Aber auch das 
Vorfchubleiften an fich ift hiezu nicht binreihend, cd muß entweber 
gewohnheitsmäßig oder aus Eigennug geſchehen fein. Bezüglich bes 
feistern Erforderniſſes ift oben das Nöthige bereit bemerkt. Darüber, 
warn das Vorfchubleiften ein gewohnheitsmäßiges ift, enthält das Ge: 
fe feine nähere Beftimmung, überläßt alfo die Entſcheidung in jedem 
einzelnen Falle dem Nichter der That. Daß dem Betreffenden mehrere 
Fälle. der Vorfchubfeiftung nachgewiejen fein müſſen, um von einem 
gewohnheitsmäßigen Vorfchubleiften reden zu Können, Liegt in ber Natur 
ber Sache. In welcher Zahl von Fällen aber der Richter die Gewohn— 
heitsmäßigkeit findet, iſt feinem Ermeſſen nach ben Umſtänden des 
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betreffenden Falles überlaffen. Daß der Unzucht verfchiedener Perfonen 
Vorſchub geleiftet wurde, ift zur Annahme der Gewohnheitsmäßigteit 


durchaus nicht erforderlich. Als Gewehnbeitsfuppler kann audy derjenige 
' betrachtet werben, welcher ber Unzucht einer einzelnen Perfon, allein 


biefer wiederholt, alfo gewohnheitsmäßig, Vorſchub geleiftet hat. 

An Art. 220 ift ald Zwed des Zuführens oder Weberlafiens 
die Befriedigung der Geſchlechtsluſt dur naturgemäßen Beiſchlaf oder 
widernatürlihe Wolluſt angegeben, in Art. 221 dagegen allgemein 
davon die Rede, daß der Unzucht einer Perſon Vorſchub geleiftet wird. 
Troß dieſer PVerfchiedenheit der Faſſung Fann, namentlich nad dem, 
was hierüber im Vortrage des frühern Referenten, ohne von irgend 
einer Seite beanftandet worden zu fein, bemerkt wurbe, nicht bezweifelt 
werben, daß fih auch Art. 221 nur auf die Berkuppelung zum Zwecke 
bes naturgemäßen Beifchlafs oder der Berübung widernatürlicher Wol: 
luft bezieht. 

In Abf. 2 ift Tediglicd ein höher ftrafbarer Grab bes in Abf.1 
bezeichneten Vergehens vorgefehen. Auch in diefem Falle müſſen mithin 
alle jene Momente vorliegen, weldhe nad Abſ. 1 zum Thatbeftanbe 
bes in Rebe ftehenden Vergehens erforderlich find. Insbeſondere muß 
dem Thäter aud in diefem Falle nachgemiejen fein, daß er entweder 
gewohnheitsmäßig oder aus Cigennug der Unzucht Vorſchub geleiftet 
hat. ft dies aber im Allgemeinen ber Fall, fo genügt es zur Anwen: 
bung des Abf. 2, wenn er auch nur im einem einzigen Kalle argliftige 
Kunftgriffe angewendet oder eine unbefcholtene Perfon unter 18 Jah— 
ren zur Unzucht verleitet bat. 

Was unter argliftigen Kunftgriffen zu verftehen fei, ift im Ger 
fee nicht näher beftimmt, mithin der Entfcheidung bes Richters ber 
That überlaffen. Derfelbe hat ſich hiebei an das, was man im gewöhn— 
lihen Leben mit diefem Ausdrucke bezeichnet, und an bie Umftände 
bes konkreten alles zu halten. Insbeſondere werben bei bem bier 
in Rebe ftehenden Vergehen argliftige Kunftgriffe in betrügerifchen Vor⸗ 
fpiegelungen, in Berlodungen an einen Ort ober Verbringen in eine 
dem beabfichtigten Zwecke förberliche Lage durch falfche Torfpiegelungen 
ober auch in Anwendung von die Sinnlichkeit reigenden Mitteln Tiegen. 
Was unter Verleitung einer Perfon zur Geftattung der Unzucht zu 
verftehen ift, bedarf wohl feiner nähern Erläuterung, und ebenfo ver: 
ſteht es ſich von felbit, daß, wenn bier von einer unbeſcholtenen Perfon 


— — 
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die Rede ift, darunter geſchlechtliche Unbefcholtenheit verftanden werben 
muß. 

Art. 221 findet vorzugsweife auf die Inhaber von Bordellen 
Anwendung, deren Gewerbe ja gerade darin befteht, der Unzucht, und 
zwar aus Eigennutz, Borfhub zu leiften. Seine Anwendbarkeit ift 
jebody feineswegs auf diefe Perfonen befcpräntt. 

Die in den Art. 220 und 221 vorgefehenen Vergehen find durch 
das unter den bisher befprodhenen Borausfegungen ftattgehabte Zufühs 
ren, Ueberlaſſen oder Vorſchubleiſten vollendet. Ob unzüchtige Hund» 
lungen wirklich begangen wurben, iſt für ben Thatbeſtand eben jo 
gleichgiltig als der Umftand, ob der Thäter den Vortheil, den er zu 
erreichen beabficdhtigte, wirklich erlangt bat. 

Abgejeben von dem in Abſ. 2 des Art. 221 vorgefehenen, eine 
Erhöhung der Strafe bewirfenden Kalle ber Berleitung einer unbejchol: 
tenen Berfon unter 18 Jahren, ift bei den in ben Art. 220 und 221 
vorgefehenen Vergehen Berführung oder Berleitung zum Thatbeftande 
nicht gefordert. Diefe Vergehen liegen auch dann vor, wenn bie betref⸗ 
fenden Perfonen ſich vollftändig freiwillig der Unzucht hingegeben haben. 
Umgekehrt fchließt aber eine ftattgehabte Verführung oder Verleitung, 
wenn die im Geſetze geforderten Merkmale vorliegen, die Anwendbar⸗ 
feit dieſer Artikel nicht aus, wird vielmehr bei Ausmefjung der Strafe 
al® erichwerender Umftand zu berüdfichtigen ſein!). 


Art. 222. 


Wer eine unbefcholtene Perfon, weldye das zwölfte, aber noch 
nicht das fechzehnte Lebensjahr zurückgelegt hat, zum BVBeifchlafe oder 
zur Geflattung des Alifbraudes zu widernatürlicher Wolluſt ver- 
führt, if mit Gefängniß von drei Monaten bis zu zwei Jahren, 
womit Geldfirafe bis zu taufend Gulden verbunden werden kann, 
zu beftrafen. 

Die gerichtliche Verfolgung findet nur auf Antrag der ver- 
führten Perfon oder ihres gefeßlichen Wertreters flatt. 


’) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II S. 180, Verb. des Gefep: 
geb. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bb. 1 ©. 329 u. 330 u. ®b. I ©. 32 
u. 33, Verb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. U ©. 188 u. Beil.Bd. IN S. 60 
u. 438, Verb. d. Geſetzgeb. Auoſch. d. K. d. Reichsräthe von 18°%,, Beil. ©. 140 bis 
142 u. Prot.Bd. 1 ©. 214—217. 


Berführung 
jugenblider 
Perfonen. 


Berlegung 
ber 
Sittlichkeit. 
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Der in dieſem Artikel gebrauchte Ausdruck „verführt“ bedarf 
wohl keiner nähern Erläuterung. Durch welches Mittel die betreffende 
jugendliche Perſon verführt wurde, ob durch einfache Ueberredung oder 
durch Aufreizung der Sinnlichkeit, durch Geſchenke, durch Vorfpiegelun: 
gen oder ſenſtige Kunſtgriffe, iſt für den Thatbeſtand gleichgiltig. — 
Daß auch hier unter Unbeſcholtenheit geſchlechtliche Unbeſcholtenheit zu 
verſtehen iſt, liegt in der Natur des Vergehens, um das es ſich han— 
delt. — Eben ſo ergibt ſich aus dem Wortlaute des Geſetzes, daß die 
hier vorgeſehene ſtrafbare Handlung ſowohl von einer Manns-, als 
auch von einer Frauensperſon verübt werden kann, mit andern Worten, 
daß das Geſetz nicht blos die jugendlichen Perſonen weiblichen, ſondern 
auch jene männlichen Geſchlechts gegen Verführung ſchützt )). 


Art. 223. 


Wer durch unzüchtige Handlungen an öffentlichen Orten Aer- 
gerniß gibt, iſt mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, womit Geld- 
firafe bis zu dreihundert Gulden verbunden werden kann, zu be- 
firafen. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer Schriften unzüctigen Inhalts 
oder fonflige unzüchtige Preferzeugnifle veröffentlicht, öffentlich aus- 
ſteilt, anfchlägt, feilbietet, verkauft oder in einer Leihbibliothek oder 
einem öffentlichen Fefekabinet führt. 

Art. 223. des Strafgeſetzbuchs fteht in genauem Zufammenbange 
mit Art. 96 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs?), und es kann beshalb jeder 
diefer Artikel nur mit Rückſicht auf den Anhalt des andern interpretirt 
werben. Es barf nämlicy nicht angenommen werben, baß der Gefek: 
geber in zwei zu gleidher Zeit erlaffenen Geſetzbüchern die nämlichen 
Handlungen, und zwar in Art. 223 des Strafgeſetzbuchs als Vergehen, 
in Art. 96 bes Polizeiſtrafgeſetzbuchs als Polizeiübertretungen, vor: 
fehen wollte, unb e8 muß beshalb feftgeftellt werben, worin ſich biefe 
Handlungen von einander unterfcheiden. Die in Abf, 1 des Art. 223 


) Berb. d. Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, 2b. I ©. 330. 

) „Wer an öffentlichen Orten durch Handlungen, welche bie Sittlichkeil 
und Echamhaftigfeit verleken, Aergerniß gibt, unſittliche Vorträge hält oder uns 
züchtige Fieber abfingt, wird an Geld bis zu fünfundzwanzig Gulden oder mit 
Arreft bis zu acht Tagen geitraft”. 
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des Strafgeſetzbuchs und bie in Art. 96 bes Polizeiſtrafgeſetzbuchs in 
erfier Reihe vorgefchenen Handlungen haben das mit einanber gemein, 
daß durch fie an Öffentlichen Orten Wergerniß gegeben worden fein 
muß. In diefen Beziehungen befteht mithin zwifdhen beiden Reaten kein 
Unterſchied. Dagegen verlangt Art. 223 „ungüchtige Handlungen“, 
während Art. 96 von „Handlungen, welche bie Sittlichkeit und Scham: 
baftigkeit verlegen”, fpricht. In dieſer Befchaffenheit der Handlungen 
liegt demnach das Unterfcheidungsmerkmal und es ergibt ſich hieraus, 
daß nicht alle Handlungen, welde bie Sittlichkeit und Schamhaftigkeit 
verlegen, als un züchtige im Sinne bes Art. 223 betradytet werben 
bürfen. Nach der Qualifikation, die der Geſetzgeber biefen Handlungen 
gegeben, und nad ben Strafen, mit denen er biefelben bebroht hat- 
muß vielmehr angenommen werben, daß er mit bem Ausbrude „uns 
züchtige Handlungen“ in höherm Grabe ftrafbare Handlungen, als in 
Art. 96 vorgefehen find, bezeichnen wollte. Die beiden in Frage ftehen- 
ben Arten von Handlungen fchließen ſich übrigens deshalb nicht gegen: 
feitig aus, Es kann nämlich, was fogar wohl immer ber Kal fein wird, 
eine Handlung allerdings zugleich eine unzüchtige fein und bie Sittlichkeit 
und Schambaftigkeit verleben, in welchem Falle fie nach den Grund⸗ 
fäben über Zufammenfluß nad Art. 223 zu beftrafen ift; allein um: 
gekehrt erfcheint im Sinme des Geſetzes nicht jede die Sittlichkeit und 
Schambhaftigfeit verlegende Handlung als eine unzüchtige, weil fonft bie 
betreffende Beftimmung des Art. 96 niemals zur Anwendung fommen 
könnte, alfo überflüffig wäre. 

Nach biefen Betrachtungen gelangt man zu bem Refultate, baß 
der Gefebgeber in Abf. 1 des Art. 223 blos unzüchtige Handlungen 
im engen Sinne bed Wortes, mithin ſolche Handlungen mit Strafe 
bedrohen mollte, welche in ber Gefhlehtsluft ihren Grund haben ober 
fidy doch auf diefelbe beziehen, während Handlungen, bei benen zwar 
dies der Fall nicht ift, die aber dennoch die Sittlichfeit und Scham: 
baftigfeit verlegen, beim Vorhandenſein der übrigen in Art. 96 ver: 
langten Momente nad; legterm Artikel zu beftrafen find. Wer 3. B. 
an einem öffentlihen Orte den Beifchlaf vollzieht oder zur Befriedigung 
feines: Geſchlechtstriebs mit einer andern Perfon auf widernatürlichem 
Wege Unzucht oder audy für fich allein in einer Weife, daß die Ans 
wefenben es ſehen können, Onanie treibt, iſt nach Art. 223 Abf. 1 
ftrafbar, während berjenige, der z. B. an einem öffentlichen Orte in 
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fchamlofer Weife feine natürlichen Bebürfniffe befriedigt, nach Art. 96 
zu beftrafen ift. Daß unzüchtige Aeußerungen weder unter Abf. 1 
Art. 223 fallen, noch die erfte in Art. 96 vorgefehene Polizeiüber— 
tretung bilden, iſt felbftverftändlid, da in ihnen feine derartige Hand: 
lung, wie das Geſetz fie verlangt, Tiegt. Sie können nur nad ber 
folgenden Beftimmung bes Art. 96 beftraft werden, wenn fie in Bor: 
trägen, die gehalten wurden, vorgefommen find. 

Der Begriff des öffentliden Drts ift hier im gleicher Weife, 
wie an fonftigen Stellen des Geſetzbuchs aufzufaffen. Es ift darunter 
jeder Ort zu verftehen, der allgemein, wenn aud unter gewifen Be: 
dingungen, zugänglich ift. 

In der Natur des hier vorgefehenen Reates liegt es übrigens, 
daß bie unzüchtige Handlung nicht gerade an dem öffentlichen Orte 
felbft, innerhalb des zu demfelben gehörigen Raumes vorgenommen 
worben fein muß, fondern daß das Gefek auch dann Anwendung fins 
det, wenn bie Handlung in ber Nähe des öffentlichen Orts unter fol: 
hen Umftänden vorgenommen wurde, daß fie von dem öffentlichen 
Orte aus wahrgenommen werben konnte. Wer z. B. auf dem nicht 
verfchlofjenen Balkon feines Haufes den Beifchlaf in ber Art vollzieht, 
daß diejenigen, welche fih auf der angränzenden öffentlichen Straße 
befinden, es ſehen können, macht ſich unzweifelhaft des in Art. 223 
Abf. 1 vorgefehenen Vergehens ſchuldig. 

Ob der Betreffende durch feine Handlung Aergerniß gegeben bat, 
ift objektiv nach der Befchaffenheit der Handlung zu beurtheilen, und 
es ijt hiebei ganz gleichgiltig, ob die Anweſenden auch wirklich Aerger: 
niß genommen haben, 

Abſ. 2 des Art. 223 ift auf Verletzung der Sittlichkeit durch 
Preßerzeugniffe befchräntt, während das Halten unfittlicher Vorträge 
und das Abfingen ungüchtiger Lieder in Art. 96 des Polizeiftrafgefeh: 
buchs vorgefehen find. Abſichtlich find nur diejenigen mit Strafe be: 
droht, welche das unzüchtige Preßerzeugniß veröffentlichen, beziehungs: 
weife dasſelbe verbreiten oder deſſen Verbreitung vermitteln, inbem 
man den Berfafjer dann nicht geftraft wiffen wollte, wenn bie Ber: 
öffentlichung ohne fein Zuthun und gegen feinen Willen ftattgefunden 
bat. Natürlich müffen audy die hier vorgefehenen Handlungen vorfäglich 
verübt worden fein. Hat der Buchhändler, ber Leihbibliotheks-, oder 
Lefekabinetsinhaber den unzüchtigen Inhalt bes Preßerzeugniſſes nicht 
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gekannt, fo kann von einer Beitrafung desfelben feine Rebe fein. Die 
Arten der ftrafbaren Beröffentlihung oder Verbreitung unzüchtiger 
Preferzeugniffe find in Abſ. 2 des Art. 223 genau aufgezählt. Es 
fann mithin auf den Grund dieſes Artikels nur derjenige beftraft 
werden, bem nachgewieſen wird, dab er-in ſolcher Weiſe dag betrefs 
fende Preßerzeugniß veröffentlicht oder verbreitet oder deſſen Berbrei: 
tung vermittelt hat, Dabei iſt der Berfauf ohne alle ‚nähere Bezeiche 
nung, oder. Unteriheibung aufgezählt... Aud) bei der Anwendung des 
Geſetzes darf: deshalb in dieſer Beziehung, nicht. unterſchieden werben 
und es erfcheint mithin der Verkäufer. im Großen. eben jo ſtrafbar, 
als der Verfäufer im Einzelnen. 

Schließlich tft noch zu erwähnen, daß wiederholt im Sejekgebungs: 
Ausfchuffe der Kammer der Abgeordneten, namentlih auch won Seite 
des Stantsminifters des Innern, ausgeſprochen wurde, daß durd bie 
in Rede ftehenden Beitimmungen Produkte der Halfifchen Literatur und 
Kunft nicht getroffen werben wollen‘), 


Art. 224. 


Die Verbrechen und Vergehen, zu deren Chatbeftand der Bei- Augemeine 
Schlaf gehört, find vollendet, fobald die Vereinigung der Gefchledhts- — 
theile erſolgt iſt. 

Dad Geſetz ſpricht von Vereinigung der Geſchlechtstheile. 

Das männliche Glied muß deshalb in die weibliche Scheide wirklich 
eingebracht worden fein?). 


Art. 225. 


Mit einer auf Grund der Art. 206 — 216 und 219 - 222 
verhängten Gefängnifftrafe können die in Art. 28 bezeichneten 
Straffolgen oder einzelne derfelben verbunden werden, vorbehaltlich 


) Verh. d. 8. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. IT ©. 180, Verb. d. Geſetzg.⸗ 
Ausich. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. 1 S. 330 u. Bd. 11 ©. 33 u. 34, Verh. 
d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bd. II ©. 29 u. 225, Beil.Bb. HI S. 60, 140, 
141, 200, 201, 220, 221, 388 u. 438, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reiche: 
räthe von 18%,, Beil. ©. 142, 143 u. 504 u. Prot.Bd. 1 ©. 217— 219 u. 
Br. II ©. 146. 

?) Verh. d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I S. 330. 
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der deofalls in den erwähnten Artikeln enthaltenen befonderen Wor- 
Schriften. 
Diefer Artikel bedarf feiner nähern Erläuterung. 


Art. 226. 


Eltern oder andere Berwandte in auffleigender Linie, welche 
wegen Verübung einer der im gegenwärtigen Hauptflüce bezeichneten 
Handlungen an ihren Abkömmlingen zu einer Strafe verurtheilt 
werden, verlieren hiedurc dem mißbraucdten Ainde gegenüber alle 
aus der elterlichen Gewalt fließenden Rechte. 

Der dem gegenwärtigen Artikel entfpredhende Art. 225 bes früs 
beru Entwurfs wollte in dem bier vorausgefegten Falle den Eltern 
und andern Verwandten in auffteigender Linie dem mißbrauchten Kinde 
gegenüber die Erbfolgefähigkeit und alle elterlichen Rechte entziehen, 
Dies ging dem Gefehgebungsausfchuffe der Kammer der Abgeorbneten 
zu weit und er beſchloß theils aus diefem Grunde, theild deshalb, weil 
er überhaupt der Anfiht war, daß eine derartige Beſtimmung nicht 
ſowohl in das Straf:, ale vielmehr in das Civilgefeßbud) gehöre, ben 
Abſtrich des betreffenden Artikels. Der Entwurf von 1860 reprodugzirte 
jedoch diefen abgeftrihenen Artikel wieder, und zwar in unveränbderter 
Faſſung. In den Motiven ift darüber bemerkt, der Artikel entipreche 
im Wefentlihen dem geltenden Rechte (Strafgefegbuh von 1813 
Thl. I Art. 206 und Code penal Art. 335) und es feine doch 
wohl auch in feiner Weife gerechtfertigt werben zu können, baß einem 
Bater, der ſich einer der bier in Frage ftehenden Handlungen ſchuldig 
gemacht hat, noch ferner die väterlihe Gewalt, alfo namentlid das 
Recht, das mißbrauchte Kind bei fid) zu behalten, nad franzöſiſchem 
Rechte fogar das Recht, das Kind einfperren zu laſſen, ſohin auch bie 
Möglichkeit, es durch Bedrohung mit diefer Maßregel zur Duldung 
weitern Mißbrauchs zu zwingen, belaffen werde. Der Geſetzgebungs— 
ausihuß der Kammer der Abgeordneten war aber auch jegt mit dem 
vorgefchlagenen Artikel nicht einverftanden. Jusbeſondere beanjtandete 
er bie Entziehung des Erbrechts, weil hiedurch mittelbar ganz unſchul⸗ 
bige Perfonen in Schaden kommen könnten. Es wurde deshalb befchlofz 
fen, zwar den Arlikel nicht ganz zu ftreihen, allein nur den Verluſt 
ber aus der elterlihen Gewalt fließenden Rechte auszufprechen, Damit 
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erflärte ſich auch der Gefepgebungsausihuß ber Kammer ber Reiche: 
räthe einverftanden. 

Welche Nechte Ausfluß der elterlichen Gewalt find, ift nach dem 
betreffenden Civilrechte zu beurtheilen. Bezüglich der Erbrechte ift nun: 
mebr in Art. 226 nichts beſtimmt. Von felbjt verfteht es ſich deshalb, 
daß, wenn das Erbredt der in diefem Artikel genannten Perfonen für 
die hier vorgefehenen Fälle oder einzelne berjelben durch civilrechtliche 
Beftimmungen ausgefchloffen oder beſchränkt ift, durch das Strafgefep: 
buch hieran nichts geändert wurde‘). 


Art. 227. 


In den Fällen der Art. 205, 212, 215, 216 und 220 bis 
222 iſt die Unkenntnif des Thäters über das Alter der mifbraud- 
ten Perſon ohne Einfluß auf feine Strafbarkeit. 

Der frühere Entwurf enthielt Feine dem vorftehbenden Artikel 
entfprechende Bejtimmung. Erft der damalige Referent im Gejeßgebungss 
Ausfhufle der Kammer der Abgeordneten Dr. Bölk regte diefen Punkt 
an. Er beantragte, im Geſetze auszufprechen, es fei in diefen Fällen 
ohne Einfluß auf die Strafbarkeit des Thätere, wenn berjelbe das 
Alter der mißbrauchten Perſon entweder nicht gefannt oder ſich darüber 
geirrt habe. Dem Ausſchuſſe ging diefer Vorſchlag jedoch zu weit. Man 
war damit einverftanden, die Eiuwendung, der Thäter habe das Alter 
der mißbraudten Perfon nicht gekannt, fie für älter gehalten u. f. w., 
nicht gelten zu laſſen; wenn fi aber ergebe, daß er in Irrthum ver: 
jeßt, daß ihm z. B. ein Mädchen unter Vorfpiegelung böhern Alters 
zugeführt wurde, fo fei die Sade unter Umftänden eine andere und 
jener Irrthum, welder nad allgemeinen Nechtsgrundfägen den Hans 
delnden überhaupt entſchuldige, dürfe auch bier nicht ausgejchloffen wer: 
den. Deshalb erhielt der Artikel diejenige Faſſung, welche er heute hat. 
Nah derfelben ift wohl die Unkenntniß des Thäters über das Alter 
der mißbrauchten Perfon ohne Einfluß auf feine Strafbarkeit, der Jrr: 
thum aber ijt nicht unbedingt ausgefchloffen und die Entſcheidung dar: 


') Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 ©. 331 u. 
Bd. II ©. 36 u. 37, Berh. d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil. Bd. II ©. 58 u. 188 
u. Beil.Bd. II S. 60 u. 61, Verh. d, Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reicher. v. 18°, 
Beil. ©, 143 u, 144 u. Prot. ©. 219 u. 220, 


Mord. 


Todtſchlag. 
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über, ob der Thäter wirklich in Irrthum verſetzt wurde, in jedem ein— 
zelnen Falle dem Richter der That überlaffen'). 


Eilftes Hanptitüd, 
Strafbare Handlungen in Bezug auf Leib und Leben Anderer. 


Art. 228. 


Wer in der Abficht, einen Andern zu tödten, mit überlegtem 
Entfchluffe rechtswidrig den Cod Ddesfelben verurfacht, foll wegen 
Mordes mit dem Tode beftraft werden. 


Art. 229. 


Wer in der Abficht, einen andern zu tödten, ohne überlegten 
Entfchluß, rechtswidrig den Tod Ddesfelben verurfacht, iſt wegen 
Codtfchlags mit Budhthaus von zwölf bis zu zwanzig Iahren zu 
beftrafen. 

Wenn jedoch der Todtfchläger durd eine von dem Getödteten 
ihm felbft oder einem feiner im Art. 61 genannten Angehörigen 
ohne fchuldhafte Beranlaffung von ihrer Seite zugefügte Mißhand- 
lung oder fchwere Beleidigung gereist und dadurd zur Chat hin- 
gerifen wurde, fo foll auf Buchthaus bis zu acht Jahren und bei 
befonders mildernden Umſtänden auf Gefängniß nicht unter zwei 
Jahren erkannt werden. 

Die vorftchenden Artikel fprehen von den Verbrechen des Mor: 
des und des Todtſchlages. Zum Thatbeftande diefer beiden Verbreden 
wird gefordert, daß Jemand den Tod eines Andern, und zwar in ber 
Abſicht, ihn zu tödten, rechtswidrig verurſacht bat, und bdiefelben unter: 
ſcheiden fi nur dadurd), daß zum Thatbeftande des Mordes außerdem 
noch weiter gefordert ift, daß der Thäter mit überlegtem Entjchluffe 
gehandelt hat, was beim Todtſchlage nicht der Fall zu fein braucht. 





) Berb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 ©. 331 u. 
332 u. Bd. II ©. 37 u. 38. 
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IH werde zuerft diejenigen Momente, welde zum Thatbeftande 
ſowohl des Mordes, als auch des Todtſchlages gefordert find, beſprechen, 
und ſodann zu demjenigen Merkmale übergehen, durch welches ſich 
Mord und Todtſchlag von einander unterſcheiden. 

Das Geſetz verlangt vor Allen, daß Jemand den Tod eines 
Andern verurfacht hat. Auf den Selbftmord find mithin die vorſtehen⸗ 
den Artikel nicht anwendbar. Deshalb und weil das Geſetz auch Feine 
jonftige Bejtimmung enthält, welche den Selbſtmord oder den Verſuch 
eines folden für ftrafbar erflärt und von einer ftrafbaren Theilnahme 
nad allgemeinen Grundjägen, wenn das Geſetz nicht ausnahmsweiſe 
etwas Anderes bejtimmt, nur dann geſprochen werden kann, wenn die 
bezügliche Hauptthat ftrafbar ift, jo erfcheinen nad unferm Geſetze auch 
diejenigen ftraflos, welche einen Andern zum Selbftmorde verleitet, ihn 
in feinem Entſchluſſe beftärkt oder ihm bei Verübung der That Bei: 
bilfe geleijtet haben. Der frühere Entwurf enthielt allerdings in Art. 
231 eine Beftimmung, durch welde die Verleitung und Beihilfe zum 
Selbfimorde mit Strafe bedroht wurde. Der betreffende Artifel wurde 
jedoch bei der Berathung geftrichen. Wenn aber auch hiernach der Selbft: 
mord und die Beihilfe zu demjelben ftraflos find, fo erſcheint dennoch 
das Leben des Menfchen als ein unveräußerliches Gut in dem Sinne, 
daß der Einzelne über dasjelbe nicht verfügen Fan, Mord und Todt: 
ſchlag werden deshalb dadurch nicht ftraflos, daß der Getöbtete ein: 
gewilligt ober jelbjt den Wunfc oder das Verlangen, ihn zu tödten, 
ausgeſprochen bat. Beihilfe zum Selbftmorde ift mithin als Mord oder 
Todtſchlag dann ftrafbar, wenn derjenige, welder die Beihilfe Teiftete, 
biebei in der Abficht, den Andern zu tödten, ſelbſt Handlungen vor: 
genommen bat, weldye den Tod desſelben verurfachten. 

Der Thäter muß den Tob des Andern verurſacht haben. 
Zwifhen dem, was ber Thäter gethan hat, und bem eingetretenen Tode 
des Andern muß mithin ein Kaufalzufammenhang beftehen. Letzterer 
genügt aber und es iſt deshalb, wie bies zur Vermeidung aller Zmei- 
fel in Art. 233 noch ausdrücklich ausgefprohen ift, für dem That: 
bejtand einer rechtswidrigen Tödtung unerheblih, ob der töbtlihe Er: 
folg durch zeitige zweckmäßige Hilfe hätte abgewendet werben können 
oder nicht, ob die Beichädigung unmittelbar oder nur durd eine aus 
ihr entjtandene Zwifchenurfache den Tod bewirkt hat, ſowie endlich, ob 
fie nur in Folge der eigenthümlichen Leibesbeſchaffenheit bes — 

Weis, Das Strafgeſehbuch für das Königreich Bayern. II. 


50 Strafgefeß, Artifel 228—29. 


ten ober der zufälligen Umftände, unter welchen fie ihm zugefügt wurbe, 
den Tod herbeigeführt bat. Wohl zu beachten ift übrigens, daß Art. 
233, indem er es für unerheblich erflärt, ob die Beſchädigung unmit- 
telbar oder nur durch eine binzugetretene Zwiſchenurſache den Tod 
bewirkt hat, ausbrüdlih nur von einer aus der Beihädigung felbft 
entftandenen Zwifchenurfache fpricht. Der zum Thatbeftande einer rechts— 
widrigen Tödtung erforderliche Kaufalzufammenhang zwifchen der Hand— 
lung des Thäters und dem eigetretenen Tode befteht mithin dann nicht, 
wenn ber Tod burd eine Zwiſchenurſache bewirkt wurde, welche nicht 
aus der Beihäbigung, fondern aus ciner andern bamit nicht zufammens 
hängenden Urſache entjtanden ift, 

Der Thäter muß fowohl beim Morde, als auch beim Todtſchlage 
niht nur vorfäßlid gehandelt, fondern er muß hiebei die Abficht 
gehabt haben, den Andern zu töbten. Hierin liegt der Unterjchieb zwi— 
fhen dem Morde und dem Todtfchlage einer= und der Körperverlegung 
mit nachgefolgtem Tode anderfeits. Auch bei letterer muß ber Thäter 
vorfäglih eine Handlung vorgenommen haben, in Folge welcher ber 
Tod eines Andern eingetreten ift; auch bei ihr muß mithin ber vorhin 
beiprochene Kauſalzuſammenhang zwifchen der Handlung des Thäters 
und dem eingetretenen Tode, und zwar, von einer bei Art. 238 zu 
befprechenden Verſchiedenheit abgefehen, in berfelben Weife, wie bei dem 
Morde und dem Todtſchlage beftehen, zum Thatbeftande berfelben ift 
aber die Abficht, zu tödten, nicht gefordert, fondern es genügt die Abs 
fiht, den Andern körperlich zu mißhandeln oder an feiner Gefundheit 
zu beſchädigen. Ob der Thäter die Abficht zu tödten hatte, hat ber 
Richter der That im einzelnen Falle nad; den Umftänden zu entſcheiden. 
Kann er eine fefte Meberzeugung in bdiefer Beziehung nicht gewinnen, 
fo muß er fih, wie immer, fo aud bier, für die dem Angeflagten 
günftigere Anſicht entfcheiden, mithin blos Körperverlegung mit nad: 
gefolgtem Tode annehmen. 

Nach dem Wortlaute des Gefeßes muß der Thäter in der Ab: 
fiht, einen Andern zu töbten, den Tod des ſelben, alſo derjenigen 
Perfon, welche zu tödten er die Abficht hatte, verurfacht haben. Dies 
ift jedoch micht fo zu verftehen, als wenn durch jeden Irrthum in der 
Perſon des Getödteten ber Begriff des Mordes und Todtſchlages aus: 
geſchloſſen würde. Das Geſetz fordert zum Thatbeftande blos, daß ber 
Tod besjenigen Menſchen verurfacht wurde, gegen welden ber Thäter 
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in der Abficht, ihn zu tödten, bie den Tod bewirfende Handlung vor: 
genommen hat. Behand er ſich infoferne im Irrthume, als er nad) den 
ihn zu feiner That beftimmenden Gründen nicht diefe, fondern eine 
andere Perſon tödten wollte, fo ift dies für die Benrtbeilung feiner 
That ohne Erheblichkeit, weil er troß dieſes Irrthums in Wirklichkeit 
ben Tod derjenigen Perfon verurfaht hat, welche er im Augenblide 
feiner That zu tödten die Abjiht hatte. Beifpiele werden bie Sache 
Kar machen. A faht den Entſchluß, den B zu töbten, und lauert ihm, 
um dieſes Vorhaben auszuführen, mit einer geladenen Flinte auf, Er 
fiebt eine Perfon des Weges kommen, hält diefelbe für B, legt in ber 
Abſicht, fie zu tödten, auf biefelbe an, drückt los und fchieht ſie wirt: 
lich nieder, A- bat ſich daburd des Mordes diefer Perſon fchul- 
dig gemacht, weil er nicht nur deren Tod verurſacht bat, ſondern auch 
in dem Nugenblide, wo er die dies bewirkende Handlung vornahm, 
die Abficht Hatte, diele Perfon zu tödten. Daß er dieſe Perſon irr: 
tbümlicher Weife für den B, auf deſſen Tödtung er es eigentlidy ab» 
geſehen hatte, hielt, ift gleichgiltig. Denke man fih nun aber den vor: 
ftebenden Kal im folgender Weife. Während A auf den B, ben er 
todtſchießen will, lauert, kommen zwei Perjonen, C und D, des Weges, 
A bält den C für den B, legt auf benfelben an und brüdt los, ſchießt 
aber in Folge eines Zufalls nicht den C, fondern den D nieder, In 
biefem Falle bat fih A des Mordes des D nit jchuldig gemacht, 
weil er in dem Augenblide, wo er die deſſen Tod bewirkende Handlung 
vornahm, die Abficht, denjelben zu tödten, nicht hatte. Er Hatte aber 
die Abfiht, den C zu tödten, bat auch eine Handlung vorgenommen, 
welche ſchon den Anfang der Ausführung des von ihm beabfichtigten 
Verbrechens enthält und die Vollendung des letztern ift nur wegen äußerer 
von feinem Willen unabhängiger Umftände, indem er zufälligund gegen feinen 
Willen nicht den C, fondern den D traf, unterblieben, er hat ſich mithin 
bes Verſuchs des Mordes des C fchuldig gemacht, womit bie fahrläßige 
Tödtung bes D konkurrirt. Gegen B hat fih A in beiden Fällen kei— 
ner ftrafbaren Handlung ſchuldig gemacht, indem in bem, was er gegen 
B that, nur eine nad Art. 51 ftraflofe Vorbereitungshandlung liegt. 

In beiden vorftehenden Artiteln ift endlich zum Thatbeſtande 
aeförbert, daß der Tod des Andern rechtswidrig verurfacht wurde. 
Daß die Einwilligung des Getödteten die Nechtswidrigkeit nicht aus— 
fehliefit, wurde oben fchon bemerkt. Durch die Beifügung des Wortes 
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„vehtswidrig” wollte nur darauf aufmerkffam gemacht werden, daß 
es Fälle gibt, in bemen das Geſetz die Tödtung eines Menſchen erlaubt 
oder fogar gebietet, in denen alfo von einer ftrafbaren Handlung feine 
Rede fein kann. Sole Fälle find z. B. die Tödtung des Feindes im 
Kriege, die vorfhriftsmäßige Hinrichtung eines rechtöfräftig zum Tode 
Berurtheilten dur den Scarfrichter, die gejehlih erlaubte Tödtung 
im Falle der Nothwehr. Daß dagegen die Tödtung eines rettungslos 
Erkrankten, um feine Leiden abzufürzen, nicht geſtatiet ift, in derfelben 
vielmehr in der Regel das Verbrechen des Mordes, jedenfalls jenes 
des Todtſchlags Tiegt, bedarf wohl faum der Erwähnung. 

Ich komme nunmehr auf den oben bereits berührten Punkt, durch 
welchen fih Mord und Todtfhlag von einander unterjheiben. Zum 
Thatbeftande des Mordes ift gefordert, daß ber Thäter den Tob bes 
Andern mit überlegtem Entſchluſſe verurfachte, während zum 
Thatbeftande des Todtſchlages dieſes Moment nicht gefordert ift. Der 
Ausdrud „mit überlegtem Entſchluſſe“ ift namentlih aud im Ber. 
gleiche mit den bisher in Bayern in Geltung gewefenen Strafgefegbüdern 
neu. Die Verhandlungen beweifen aber, daß mit denfelben nichts Neues, 
nicht8 von den frühern Beftimmungen Abweichende, fondern nur dasjenige, 
was man früher gewöhnlid) mit bem Ausdrude „Prämebitation” oder „Vor: 
bedacht“ bezeichnete, fchärfer und zweifellofer bezeichnet werden wollte. 
Zum Verbredhen des Mordes fol nicht die Abficht, zu tödten, genügen, 
fondern e8 wird außerdem ein Entfchluß gefordert, welcher nidt das 
Ergebnig eines Affeftes oder einer augenblidlihen Hitze oder Leiden: 
haft, fondern ruhigen Nachdenkens, ruhiger, Talter Ueberlegung ift. 
Das Wort „vorber”, welches z. B. Mittermaier nody beizufügen vor: 
geſchlagen hat, wurde abfichtlic weggelaffen, um nicht VBeranlafjung 
zur Annahme zu geben, als müfje beim Morde ein beftimmter Zeit- 
raum als zwifhen dem Entfchluffe und der That liegend nad 
gewiejen werben. Es wurde nämlich zwar ausbrüdlic vorausgefet, 
daß der Thäter, wie fhon die Anmerkungen zum Strafgefegbude von 
1813 fi ausdrücken, zu Falter Ueberlegung und Befonnenheit gelangen 
und die Folgen eines raſchen Entfchluffes ruhig überdenfen konnte, daß 
alfo der Entſchluß zu morden allerdings ein vorher, ein vor ber That 
überlegter gewefen fein müffe, allein darauf, wie lange vor ber Aus: 
führung der Entſchluß gefaßt worden, folle es nicht anlommen, weil 
ſtarke energifhe Naturen im Stande find, im Momente einen Entſchluß 
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zu faffen, benfelben ruhig zu überlegen und fodann in Ausführung zu 
bringen, während zaghafte Gemüther nur nad längerer Zeit zu Ent 
fhlüffen gelangen, welche als Ergebnig ruhigen Nachdenkens, ruhiger 
kalter Ueberlegung betradytet werben können. 

Aus dem BVorftehenden ergibt fih zwar, daß ber Todtfchläger 
im Gegenfaße zu bem mit überlegtem Entfehluffe handelnden Mörder in 
der Regel in aufwallender Hite, in augenblidlicyer Leidenſchaft handelt, 
man bat jedoch abſichtlich unterlaffen, im Geſetze ſolche den überlegten 
Entſchluß ausſchließende Momente aufzuführen, fondern die Begriffe: 
beitimmung bes Todtſchlags nur negativ gefakt, fo daß alfo ber Man— 
gel des überlegten Entſchluſſes den Todtſchlag im Gegenfage zum Morde 
charakteriſirt. Das iſt aber natürlich nicht jo zu verftehen, als ob dies 
jer Mangel des überlegten Entichluffes ein geſetzliches Erforberniß bes 
Verbrechens des Tobtjchlags in dem Sinne wäre, daß die Gefhwor: 
nen. einen Angeflagten diefe® Verbrechens nur dann für fchuldig erklä— 
ren können, wenn fie die Ueberzeugung gewonnen haben, daß er ohne 
überlegten Entfhluß gehandelt hat. Der Sinn des Geſetzes ift vielmehr, 
wie bereit8 angegeben wurde, der, daß zum Thatbeitande des Mordes 
neben den übrigen aud zum Todtfchlage geforderten Umſtänden noch 
der gebört, daß der Thäter den Tod bed Andern mit überlegtem Ent: 
ſchluſſe verurſacht hat, fo daß alfo die That, wenn dieſes Erforderniß 
fehlt, als bloßer Todtſchlag erſcheint. Sind die Gefchwornen im Zwei— 
fel darüber, ob ber Angellagte mit überlegtem Entichluffe gehandelt 
babe, jo Haben fie mithin die auf das Verbrechen des Mordes gerich— 
tete Frage zu verneinen umb die auf das Berbrechen des Todtſchlags 
gerichtete zu bejaben. 

An Abſ.2 des Art. 229 ift ein fpezieller Strafmilderungsgrund, 
nämlich ber Neiz, behandelt. Es ift bier vorausgefetzt: 

1) daß ber Todtfchläger dur eine von dem Getöbteten ihm 
ſelbſt oder einem feiner in Art. 61 genannten Angehörigen zugefügte 
Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung gereizt und baburd, zur That 
bingeriffen wurde; 

N daß weder er nod einer feiner genannten Angehörigen zu 
der ihm zugefügten Mißhandlung oder ſchweren Beleidigung ſchuldhafte 
Peranlaffung gegeben haben. 

Awifhen der Handlung des Tobtfchlägerd und ber ihm ober 
einem "feiner Angehörigen von dem Getöbteten zugefügten Mißhandlung 
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oder Beleidigung muß mithin ein Kauſalzuſammenhang beftchen, ber 
Todtſchläger muß durch das Benehmen bes Getöbteten nicht nur gereizt, 
fondern wie das Geſetz fagt, hiedurch auch zu feiner That Hingeriffen 
worden fein. Hieraus ergibt fib, daß der bier in Rebe ftehende Mil: 
derungsgrund nicht ſchon in jeder unbebeutenden geringfügigen Beleidi: 
gung gefunden werben kann, weshalb denn auch das Geſetz ausdrücklich 
von [hmwerer Beleidigung ſpricht. Welche Beleidigung als eine ſchwere 
zu betrachten ift, Täßt fi) aber nicht allgemein beftimmen, ber Richter 
der That muß dies in jedem einzelnen Falle nady den Umſtänden ent: 
ſcheiden. E8 muß biebei auf die Perfönlichfeiten, die Bildungsftufe ber: 
felben, da8 Temperament des Thäters, auf den Drt des Vorfalls und 
alle fonftigen Verhältniffe geeignete Nücdficht genommen werben. Daß 
die Beleidigung nicht gerade durd Worte zugefügt worben fein muß, 
ift felbftverftändlih. So wurde namentlid) bei ber Verhandlung an: 
erkannt, daß der Ehemann, welder feine Gattin im Ehebruche ertappt, 
als vom Ehebrecher ſchwer beleidigt zu erachten ift, wenn ſich Letzterer 
auch ganz ftille verhält. Zwifchen ber von dem Getödteten zugefügten 
Mifhandlung oder Beleidigung und ber gegen ihn verübten Gemall: 
that, die feinen Tod verurfachte, darf wegen bes erforberlien Kaufals 
zufammenhanges natürlich fein längerer Zeitraum in Mitte liegen, weil 
man fonft nicht fagen Fann, ber Thäter fei burd das Benehmen bes 
Getödteten zur That bingeriffen worden. Allein auch dies ift eine nad 
ben Umftänden zu beurtheilende Thatfrage. Im früheren Entwurfe war 
verlangt, daß der Todtſchläger auf der Stelle zur That hingeriffen 
worden jei. Die Worte „anf der Stelle” wurden geftrichen, weil man 
fie einerfeit8 für überflüffig, andererfeits aber auch für bedenklich hielt, 
für überflüffig, weil der zur Annahme des hier fraglichen Milderungs: 
grundes allerdings erforberlihe Zufammenhang zwifchen der Reizung 
und der That ſchon durch die Worte „und daburd zur That hin— 
geriffen wurde“ hinreichend ausgebrüdt ift, für bebenflich, weil biefe 
Worte im Sinne einer örtlichen Befchräntung aufgefaßt werben könnten, 
eine örtliche Beſchränkung aber nicht in der Abficht des Geſetzes liege. 
&8 kann — wurde bemerft — Jemand gereizt werben, ber Gegner 
entfpringt, ber Gereizte läuft ihm nad und holt ihn vielleicht erft in 
einiger Entfernung ein. Nichts befto weniger kann ber fraglihe Mile 
derungsgrund und wird aud nod vorhanden fein, wenn ber unmittel= 
bare Zuſammenhang zwifchen ber Reizung und ber Tödtung nachge⸗ 


Strafgefei, Artikel 230. 55 


wiefen ift, und es wird die Ortsentfernumg biefem Nachweiſe an und 
für ſich nicht entgegenftehen. 

Weder der Todtſchläger noch einer feiner Angehörigen darf zu 
der ihnen von dem Getödteten zugefügten Mißhandlung oder Beleibi: 
gung fhuldhaft Veranlafjung gegeben haben, d. h. fie dürfen nicht zus 
erft den Getödteten durch Mißhandlung oder Beleidigung gereizt haben, 
alfo nicht felbft Anftifter oder Urheber bes Zuſammenſtoßes gewefen 
fein, Haben fie felöft den Streit oder Zufammenftoß begonnen, fo 
kömmt dem Todtſchläger der Milderungsgrund bes Reizes nicht zu gut. 
Dabei verfteht es fidy aber von felbft, daß nicht jebe Kleinigkeit, nicht 
jede unbedeutende Nederei oder Thätlickeit, die von dem Tobifchläger 
ober einem feiner Angehörigen urfprünglich ausgegangen, ſchon als eine 
den fraglihen Milderungsgrund ausfchließende ſchuldhafte Beranlaffung 
betrachtet werden kann, wenn ber Getöbtete in einer das Maß gleiche 
mäßiger Netorfion überfchreitenden Weife die Beleidigungen oder Miß— 
handlungen gefteigert und dadurch zur Tödtung gereizt hat. Ob bie 
vom Getödteten dem Todtſchläger oder einem feiner Angehörigen zuge: 
fügten Mißhandlungen oder Beleidigungen von dieſen ſchuldhaft veran: 
laßt worben find, muß demnach ebenfalls in jedem einzelnen Falle von 
dem Richter der That nad; den Umpftänden entſchieden werden. 

Daß darüber, ob der Angeflagte in ber in Abf. 2 des Art. 229 
angegebene Weife gereizt worden ift, bie Geſchwornen zu entfcheiben 
haben, ift in Art. 22 Abſ. 1 des Einführungsgefeges ausdrücklich be: 
ftimmt. Haben aber die Gefhwornen bie desfallfige Frage bejaht, fo 
fteht die weitere Entſcheidung barüber, ob gegen den Angeflagten auf 
Zuchthaus oder wegen befonderd milbernder Umftände nur auf Gefäng- 
niß zu erkennen fei, als über eine Frage der Strafausmeffung, nad 
Abf. 2 des angeführten Art. 22 dem Schwurgerichtähofe zu‘). 


Art. 230, 


Der Eodtfchlag an Verwandten in auffleigender Linie if mit 
lebenslänglichem Buchthaus zu beftrafen. 


1) Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.:Bb. II ©. 181, Berh. d. Ge 
feßg.: Ausich. d. K. d. Abg. v. 18%,, Bb. I ©. 332— 336, 339 u. 340, u. 
Bd. I ©. 38—40, Verb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.:Bd. II ©. 188 u. 189 
u. Beil.-Bb. III ©. 61, Verb. db. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Reichsr. Beil. 
©. 144, 145 u. 504 u. Prot.:Bb. 1 ©. 222—226 u. Bb. II ©. 146. 


Kintsmorb. 
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Kiegen die im Art. 229 Abf. 2 angegebenen Worausfegungen 
vor, fo ift auf Bucthaus von acht bis zu fechzehn Fahren zu er- 
kennen. 

Diefer Artikel hat lediglich den Zweck, höhere Strafen für ben 
Fall anzubroben, daß der Todtſchlag an Verwandten in auffteigendber 
Linie begangen wird, ohne im Uebrigen an ben betreffenden Begriffen irgend 
etwas zu ändern. Unter ben in Art. 7 angegebenen Vorausfegungen 
find unter ben Verwandten natürlich aud die außerehelichen zu begreis 
fen. Dagegen kann biefer Artikel auf den an Schwiegereltern began— 
genen Todtſchlag nicht angewendet werben. Unter Verwandten find 
überhaupt, wenn nicht das Gegentheil ausbrüdlic gejagt ift, nur 
Blutsverwanbte, nicht auch Verſchwägerte zu begreifen. Daß aber nament= 
lich unfer Strafgefegbud unter Verwandten in auffteigender Linie bie 
Schwiegereltern nicht begriffen hat, zeigt zur Genüge eine Vergleihung 
der Art. 208 und 211. In der Anwendung ber vorliegenden Strafs 
beftimmung auf den Todtſchlag an Schwiegereltern läge mithin eine 
Ausdehnung, die ſchon nad allgemeinen ftrafrechtlichen Grundfägen, im 
konkreten Falle aber um jo mehr unzuläffig ift, als die Motive zu dem 
frühern Entwurfe und die Verhandlungen, in denen ausbrüdlich nur 
von dem Todtſchlage an Vater, Mutter oder fonftigen Ascendenten die 
Rebe ift, für eine folhe Ausdehnung durchaus feinen Anhaltspunkt geben. 
— Daß ein an Verwandten in auffteigender Linie verübter Mord nad 
Art. 228 mit dem Tode beftraft werben muß, ift ſelbſtverſtändlich ). 


Art. 231. 


Eine Mutter, welche in der Abficht, ihr Mind zu tödten, 
rechtswidrig den Tod desfelben während oder gleich nach der Ge- 
burt verurfacht, ift mit Buchthaus bis zu zwanzig Jahren zu be- 
firafen. 

IH das Find von einer andern Perfon als der Mutter ge- 
tödtet worden, oder hat eine andere Perfon an der Tödtung Cheil 


ı) Verb. d. KR. d. Abg. v. 18%, Beil.:Bb. I ©. 181, Verh. d. Ge: 
fepg.-Ausich. d. K. d. Abg. v. 18%,, ®b. I ©. 336 u. Bd. II ©. 40, Berb. 
d. K. d. Abg. v. 18%, Beil,:Bb, IT ©. 93, 439 u. 473—476, Verb. d. Ge: 
ſetzg.⸗ Ausſch. d. K. d. Reichsr. v. 18°%,, Beil. ©. 145 u. 146 u. Prot.:Bb. I 
©. 226 u. 227 u. 3b. II ©. 128, 129, 146 u. 147, 
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genommen, fo kommen gegen diefe Perfon die Beſtimmungen über 
Mord oder Todtfchlag und über die Cheilnahme an diefem Ber- 
brechen zur Anwendung. 

Borftehender Artikel behandelt den Kindsmord als jelbitftändiges 
Verbrechen. Dasfelbe ift befchränft auf den Fall ber Töbtung eines 
Kindes durch deſſen eigene Mutter während oder gleich nach ber Ge: 
burt. Die Tödtung eines Kindes durch deſſen Mutter zu einer jpätern 
Zeit, fowie die Tödtung eines wenn gleich neugebornen Kindes durch 
eine andere Perfon, als die Mutter, ijt mithin nicht nad diefem Ars 
tifel, fondern nad den gewöhnlichen Beitimmungen über Mord oder 
Todtſchlag zu beurtheilen. Ya felbft diejenigen Perfonen, welche an ber 
Tödtung eines Kindes durch deſſen eigene Mutter während oder gleich 
nad der Geburt, alfo an einem wirklichen Kindsmorbde im Sinne bes 
Art. 231 Theil genommen haben, find, wie Abſ. 2 dieſes Artikels 
ausdrücklich beftimmt, nicht ale Theilnehmer an dem hier vorgefehenen 
jelbitftändigen Verbrechen bes Kindsmords, fondern als Theilnehmer an 
bem Verbrechen bes Morbes oder bes Todtſchlags zu bejtrafen. 

Der hauptfächliche, ja eigentlich alleinige Grund, aus bem bie 
Geſetzgebung den Kindsmord in bem eben erörterten Sinne als felbft: 
ftändiges Berbrechen behandelt und milder ald ben gewöhnlichen Morb, 
ja, was wenigſtens bas Strafminimum betrifft, jogar als ben gewöhn— 
lichen Todtſchlag beurtheilt, liegt in ber Nüdficht auf die phyfifhe und 
pſychiſche Aufregung jeder Gebärenben, welche in denjenigen Fällen, in 
welden ber Kindsmord gewöhnlich vorfommt, nämlich bei unehelichen 
Geburten, in der Regel noch durch bie Lage der Gebärenben geftei: 
gert wird. Deshalb die Beſchränkung auf die Tödtung dur bie Mut: 
ter und auf bie Töbtung während oder gleich nach ber Geburt. Darauf, 
ob die Mutter verbeirathet ift oder nicht, kömmt es übrigens nad 
unferm Geſetze nicht an. 

Wenn alle Gefeßgebungen, weldye den Kindsmord als felbititän: 
diges Berbrechen behandeln, aus dem eben angegebenen Grunde auch 
darin übereinftimmen, daß biefes Verbrehen nur an einem neugebornen 
Kinde begangen werben Tann, fo weichen fie doch barin, wie biefes 
Erforderniß bezeichnet wird, von einander ab. Manche thun es in ber 
Art, daß fie einen Zeitraum beftimmen, innerhalb deſſen, von ber Ge: 
burt an gerechnet, die Töbtung bes Kindes ftattgefunden haben muß, 
damit die That als Kindsmord und nicht als gewöhnlicher Mord ober 
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gewöhnlicher Todtſchlag zu betrachten iſt. So nahm auch ber frühere 
Entwurf Kindsmord nur in dem Falle an, daß die Töbtung bes 
Kindes während ber Geburt ober innerhalb ber erften 24 Stunden 
nach berfelben erfolgte. Der Gefebgebungsausfhuß der Kammer der 
Abgeorbneten hielt es jebod für bedenklich, ein ſolches genau abge: 
gränztes Maß im Geſetze aufzuftellen, weil biedurd dem Richter die 
Möglichkeit genommen wird, die Umftände bes einzelnen Falles gehörig 
zu berückſichtigen. In Folge deſſen wurde im Geſetze nur allgemein 
beftimmt, daß die Töbtung des Kindes während oder gleih nad ber 
Geburt ſtattgefunden haben müſſe. Hiedurch ift der Richter der That, 
dem bie betreffende Entſcheidung überlaffen ift, barauf bingewiefen, 
nad; den Umftänden zu prüfen, ob ſich die Mutter zur Zeit ber That 
noch in demjenigen Zörperlien und geiftigen Zuftande befunden hat, 
in Nüdfiht auf welchen, wie oben angegeben, ber Geſetzgeber ſich 
hauptſächlich veranlaßt gefunden hat, den Kindsmord milder zu beur: 
theilen. Im der Regel wird nad Ablauf von 24 Stunden biefer Zu: 
ftand allerdings nicht mehr beftehen, ja er wird öfter nicht jo lange 
dauern, allein ed kann doch auc das Gegentheil vorfommen. Im 
Zweifel haben natürlich die Gefhwornen auch in biefer Beziehung in 
ber ber Angeflagten günftigern Weife zu entfcheiben. 

Die Mehrzahl der frühern Strafgeſetzbücher hat zum Thatbeſtande 
bes Kindsmordes gefordert, daß das getöbtete Kind lebensfähig gewe— 
ſen ſei. Unſer Geſetzbuch hat dieſes Requiſit nicht aufgenommen, und 
zwar, wie die Motive zum frühern Entwurfe ganz richtig bemerken, 
in der Erwägung, daß jeder Menſch auf eine Minute ſeines Lebens 
das nämliche Recht hat, wie auf Monate und Jahre desſelben und 
daß daher das Geſetz jedem Menfhenleben den gleihen Rechtsſchutz 
gewähren muß, ohne Unterſchied, ob dasſelbe die Möglichkeit einer 
längern ober kürzern Dauer in ſich trägt, von weldem Grundſatze 
beim Kindsmorbe eine Ausnahme zu machen, fein genügender Grund 
befteht. Dagegen muß aber, wie fi aus dem Wortlaute bes Geſetzes 
und aus der Natur der Sache ergibt, nachgewiefen fein, daß das Kind 
nach ber Geburt gelebt hat und daß ber Tod desſelben durch Hand—⸗ 
lungen ober Unterlaffungen der Mutter rechtswidrig verurfacht wurde. 
Auch von einem Verſuche bes Kindsmordes kann nad dem, was id 
bereit8 früher entwidelt habe, dann feine Rebe fein, wenn nicht nach— 
gewiefen ift, daß das Kind nad ber Geburt gelebt bat, weil man 
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nad) der Natur der Sahe auch nit anfangen, alfo im Sinne bes 
Geſetzes nicht verſuchen kann, den Tod eines nicht lebenden Weſens zu 
verurfachen. 

Aus dem Umftande, daß das Marginale des Art. 231 
„Kindsmord“ Yautet, darf nicht gefolgert werben, zum Thatbeſtande 
des bier vorgefehenen Berbrechens fei aud das den Mord charafteri- 
firende Merkmal, daß der Tod mit überlegtem Entſchluſſe ver— 
urſacht wurde, erforderlich, In Art. 231 ift vielmehr von biefem 
Merkmale abfihtlid ganz abgefehen und Feinerlei Unterſchied darnach 
gemadht, ob die Thäterin mit überlegtem Entſchluſſe handelte ober 
nicht. Bei der Verhandlung wurde deshalb die frage angeregt, wie 
die Handlung dann zu qualifiziren fei, wenn bie Geſchwornen bie bie 
Merkmale des Kindsmords enthaltende Frage zwar im Allgemeinen 
bejahen, jedoch 3. B. den Umſtand, daß ber Tod des Kindes während 
ober gleid nad der Geburt verurfacht wurde, verneinen. In biefem 
Falle kann allerdings von dem bejondern Verbrechen des Kindsmordes 
feine Rebe mehr fein, da ein zum Thatbeftande bdesfelben gehöriges 
wefentlihes Merkmal fehlt. Allein die Angeflagte ift durch dieſen 
Ausfprud der Geſchwornen offenbar des Verbredens des Todtſchlags 
für fchuldig erklärt worden, da in demjenigen, was die Geſchwornen 
bejaht haben, alle Merfmale des letztern Verbrechens liegen. Weber 
die Frage, ob die Angeflagte mit überlegtem Entfchluffe gehandelt hat, 
liegt in biefem alle eine Erklärung der Gefchwornen nicht vor. 
Hieraus folgt aber nur, daß dieſer Umftand dur die Erklärung nicht 
feftgeftellt ift, bei der rechtlichen Qualifikation der Handlung alfo auch 
nit al® vorhanden angenommen werben kann. Die Handlung kann 
mithin nur als das Verbrechen des Todtſchlags, nicht als Mord qua— 
lifizirt werden. Nach meiner Anſicht hat übrigens dieſe Unterſuchung 
feine beſondere praktiſche Bedeutung. Die vorausgeſetzte Erklärung 
der Geſchwornen kann nad) der Natur der Sache wohl nur dann vor: 
fommen, wenn bie frage, ob es fih um einen Kindsmord im Sinne 
bes Art. 231 oder um einen gewöhnlichen Mord oder Todtſchlag hans 


. belt, zweifelhaft ift. In einem folchen Falle wird ſich aber ein feiner 


Aufgabe nur einigermaßen gewachſener Schwurgeridhtspräfident nicht 
darauf befchränfen, an die Gefhwornen nur eine Frage wegen Kinds— 
morbes zu ftellen. Er wird ihnen vielmehr primär eine frage wegen 
gewöhnlichen Mordes oder Tobtfchlags und nur eventuell eine weitere 
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Frage wegen Kindsmords zur Beantwortung vorlegen, fo daß ihnen 
alfo vollftändige Gelegenheit geboten ift, ihre Anficht nach allen Rich 
tungen zweifellos auszufprechen. 

Es ift auch bie Frage angeregt worben, ob, nachdem der haupt: 
fählihe Grund, warum das Gefeb ben Kindsmord milder, als den 
gewöhnlichen Mord beurtheilt, in ber Rückſicht auf die phyſiſche und 
pſychiſche Aufregung jeder Gebärenden, mithin in der hiedurch beding⸗ 
ten geminberten Zurechnungsfähigkeit Liegt, die in Art. 231 angebrohte 
Strafe nody weiter in Anwendung bes Art. 68 herabgefeßt, mit an: - 
bern Worten, ob bei dem Kindsmorde auch noch von geminderter Zus 
rehnungsfähigkeit im Sinne des Art. 68 gefprodyen werben könne. 
Diefe Frage ift zu bejahen. Der in ber Regel bei allen Gebärenben 
vorfommende und beren Zurehnungsfähigkeit mindernde Zuftand ift 


* nämlich allerdings in Art. 231 bereits berüdfichtigt und barf deshalb 


Töbtung aus 
Bahrläfligkeit. 


nicht nochmals zu dem Zwede benüßt werben, -um anzunehmen, die 
Angeklagte habe das in Art. 231 bezeichnete Verbrechen im Zuftande 
geminberter Zurechtnungsfähigkeit begangen. Außer dieſem in Art. 231 
bereit8 berüdfichtigten Tann aber in einem Falle recht wohl noch ein 
weiterer Grund geminderter Zurehnungsfähigkeit vorhanden fein. In 
einem folden Falle ift es vollkommen gerechtfertigt, auszuſprechen, daß 
bie bed Kindsmorbs- für ſchuldig Erklärte im Zuftande geminberter 
Zurechnungsfähigkeit gehambelt habe, was dann die Rebuftion ber. in 
Art. 231 feftgejepten Strafe nah Mafgabe des Art. 68 zur Folge 
hat!). e | 
Art. 232, 


Wer durch Sahrläfftgkeit den Tod eines Menſchen verur-, 
facht, ift mit Gefängniß bis zu drei Iahren oder an Geld bis zu 
vierhundert Gulden zu befirafen. 


Des hier vorgefehenen Vergehens erſcheint derjenige ſchuldig, welcher 
durch Fahrläſſigkeit den Tod eines Menfchen verurfachte, ohne babei 
die Abſicht gehabt zu haben, ihn zu töbten ober auch nur Förperlich 
zu mißhanbeln oder an feiner Gefundheit zu befhäbigen. Hatte ber 


*) Berb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil:Bb. I S. 183 u. 184, Verb. bes 
Geſetzg. Aush. d. K. b. Abg. v. 18%, 2b. 1 ©. 338-339 u. Bb. 11 ©. 41 
bis 48. 
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Thäter die letztere Abficht, jo ftellt fih nämlich feine That, wenigftens 
in der Regel, nicht als Tödtung aus Fahrläffigkeit, jondern als Kör— 
perverlegung mit nachgefolgtem Tode dar. Eine -in den Beftimmungen 


des Art. 238 begründete Ausnahme werde ich bei Erläuterung diefes 


- — 


Artikels beſprechen. 

Der Richter der That hat im jedem einzelnen Falle nad ben 
Umftänden zu entſcheiden, ob die Tödtung nur Folge eines Zufalles 
war, in welchem Falle natürlich von feiner Schuld die Rede fein Kann, 
oder ob fie. durch Fahrläſſigkeit, Mangel an Aufmerkfamteit, Leichtſinn, 
Vernachläſſigung beſonderer Verpflichtungen u. dgl, verurfacht wurde. 


Daß man ſich ſowehl durch poſitive Handlungen, als auch durch Un- 


terlaſſungen einer Tödtung aus Fahrläſſigkeit ſchuldig machen kann, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Der größere oder geringere Grad der Fahrläſſigkeit 
ift bei der Strafausmeffung zu berüdfichtigen ‘). 

Art. 233. 


Für die Fefftellung des Chatbeftandes einer rechtswidrigen 
Tödtung ift es unerheblich, ob der tödtliche Erfolg der Handlung 
durch zeitige zweckmäßige Hilfe hätte abgewendet werden können 
oder nicht, — ob die Befchädigung unmittelbar oder nur durch 
eine aus ihr entflandene Bwifchenurfache den Tod bewirkt habe, — 
desgleichen ob diefelbe nur in Folge der eigenthümlichen Leibes- 
befchaffenheit des Befchädigten oder der zufälligen Amſtände, unter 
welchen fie ihm zugefügt wurde, den &od herbeigeführt habe. 

Bezüglich diefes Artikels wurde das "Erforderliche bereits bei 
Grläuterung der Art. 2283 u. 229 bemerkt. Nur will id) noch darz 
auf aufmerffam machen, daß bie Beftimmungen diefed Artikels, wie 
defien Stellung beweist, aud bei der Tödtung aus WYahrläfjigfeit in 
Anwendung zu kommen haben, 


Art. 234, 


Wer, ohne die Abfiht zu tödten, mit überlegtem Entfchluffe 
einem Andern eine körperliche Mißhandlung oder Beſchädigung an 
der Gefundheit rechtswidrig zufügt, fol: 


») Berh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. I ©. 364 u, 


u. 365 u. ®. II ©. 69, Berh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II S. 189 
u. Beil.Bd. II ©. 61. u 62, 
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1) wenn hiedurd der Tod des Verletzten oder ein bleibender 
Hachtheil an deſſen Aörper oder Gefundheit verurfacht oder 
derfelbe in eine mehr als ſechzig Cage dauernde Airankheit 
oder (gänzliche oder theilweife) Arbeitsunfähigkeit verfeßt 
worden ift, mit Buchthaus bis zu ſechzehn Iahren; 

2) wenn der Verlehte dadurd in eine mehr als fünf, jedoch 

nicht mehr als fechzig Cage dauernde Airankheit oder (gänz- 

liche oder theilweife) Arbeitsunfähigkeit verfeßt worden ifl, 
mit Gefängniß nicht unter vier Monaten; 

wenn zwar keine der vorfichend bezeichneten Folgen einge- 

treten, aber die Chat entweder in verabredeter Verbindung 

zweier oder mehrerer Perfonen oder mittels nächtlichen Auf- 

paffens oder mittels Anwendung von Waffen oder Gift ge- 

fchehen ift, mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft werden. 
Art. 235. 


Wurde die Mifhandlung oder Beſchädigung ohne überlegten 
Entſchluß verübt, fo ift im Falle des Art. 234 Biff. 1 auf Bucht- 
haus bis zu adıt Iahren und in leichteren Fällen auf Gefängnig 
nicht unter zwei Iahren, im Salle des Art. 234 Biff. 2 auf Ge— 
fängnif bis zu zwei Jahren oder auf Geldfirafe bis zu dreihundert 
Gulden zu erkennen. 

IR der Chäter durch eine von. dem Getödtelen oder Ber- 
legten ihm felbfl oder einem feiner im Art. 61 genannten Ange- 
hörigen ohne ſchuldhafte Veranlaſſung von ihrer Seite zugefügte 
Mifhandlung oder ſchwere Beleidigung gereist und dadurd zur 
Chat hingeriffen worden, fo foll im Salle des Art. 234 Biff. 1 
auf Gefängnig nicht unter ſechs Monaten, im falle des Art. 234 
Biff. 2 auf Gefängniß bis zu einem Jahre oder auf Geldftrafe bis 
3u zweihundert Gulden erkannt werden. 

Art. 236. 


IH eine der im Art. 234 bezeichneten Mifhandlungen oder 
Belhädigungen an einem Verwandten in auffleigender finie verübt 
worden, fo foll bei der Strafzumeflung nicht unter die Hälfte des 
höcften Maßes der angedrohten Strafe herab-, es kann aber bis 
zu einer diefes Maf um die Hälfte überfleigenden Strafe hinaufge- 
gangen werden, foweit die allgemeinen Vorſchriften über das höchſte 
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zuläffige Maß der zeitlich, beſtimmten Buchthaus- und der Gefängnif- 
firafe (Art. 16 und 17) folches geftatten. 

Kiegen die in Art. 235 Abf. 2 angegebenen Borausfegungen 
vor, fo ift die Strafe in der daſelbſt angegebenen Weife herabzufeßen. 


Art. 237. 


Wer einem Andern eine körperliche Mißhandlung oder Be- 
fhädigung an der Gefundheit rechtswidrig zuſügt, durch welche 
keine der im Art. 234 Biff. 1 und 2 bezeichneten Folgen hervor- 
gebracht wird, foll, foferne nicht gemäß Biff. 3 des eben angeführten 
Artikels eine fchwerere Strafe verwirkt iſt, mit Arrefi oder an 
Geld bis zu hundert und fünfzig Gulden befiraft werden. In 
fehwereren Fällen ift Schärfung der Arrefifirafe, fowie Verbindung 
derfelben mit der Geldfirafe zuläffig. 

Iſt die Mißhandlung oder Befchädigung an einem Verwandten 
in auffleigender finie verübt worden, fo foll auf Gefängnif bis zu 
einem Jahre erkannt werden. 

Die Strafverfolgung findet in den im gegenwärtigen Artikel 
bezeichneten Sällen, foferne die Chat nicht in einer Schlägerei 
(Art. 241) verübt wurde, nur auf Antrag des Verletzten oder 
feines gefeßlichen Wertreters flatt. 


Art. 238. 


Hat eine körperliche Mißhandlung oder Befchädigung an der 
Gefundheit nur wegen zufälliger, dem Thäter nicht bekannter AUm- 
fände, insbefondere wegen der eigenthümlichen Leibesbeichaffenheit 
des Befchädigten eine der in Art. 234 Biff. 1 u. 2 bezeichneten 
Folgen gehabt, ohne daß die Abficht des Chäters auf die Hervor- 
bringung derfelben gerichtet war, fo foll die Strafe nur nad dem 
Erfolge bemeflfen werden, welcher ohne jene Amflände eingetreten 
fein würde, vorbehaltlic der wegen Tödtung oder fiörperverlefung 
aus Sahrläffigkeit etwa verwirkten höheren Strafe. 

Die vorftehenden Artikel handeln von den verſchiedenen Graden 
vorfäglier Körperverlegung. Das gemeinjame bie vorfägliche Körper: 
verlegung harakterifirende und diefelbe von verwandten Reaten, nämlich dem 
Morde, dem Todtſchlage und der Ehrenfränfung durch Zufügung einer 
Chätlichleit (Realinjurie) unterfcheidende Merkmal liegt darin, baß 


64 Strafgefeß, Artifel 234 — 238. 


ber Thäter die Abſicht gehabt Hat, den Andern körperlich zu miß— 
bandeln, d. 5. ihm durch Zufügung einer Thätlichkeit körperlichen 
Schmerz zu verurfahen, oder ihn an feiner Gefundheit zu beſchädigen, 
während beim Morde und Todtſchlage die Abfiht auf Tödtung des 
Andern, bei der Realinjurie darauf, die Ehre deflelben zu kränken, 
gerichtet gewefen fein muß. Nicht ſowohl in der Schwere der zuge: 
fügten Thätlichkeit, als vielmehr in der nad den Umſtänden zu be: 
mefjenden Abfiht des Thäters liegt mithin ber Unterfchied zwifchen 
Körperverlegung und Realinjurie. Nicht felten werden übrigens 
biefe beiden Reate ibeell fonkurriren, indem fih aus den Umftänden 
ergeben wird, daß der Thäter bie Abjicht hatte, dur die dem An: 
dern zugefügte Thätlichleit denſelben fowohl förperlih zu mißhandeln, 
als auch deffen Ehre zu kränken. In diefem Falle ift die Strafe 
natürlich nad den allgemeinen Beftimmungen über Zufammenfluß zu 
bemefien. 

Das Geſetz nimmt SKörperverlegung fowohl bei körperlicher 
Mißhandlung, als au bei Beſchädigung am der Gefundheit an. Es 
genügt mithin die Förperlihe Mißhandlung aud dann, wenn fie eine 
Beſchädigung des Mifhandelten an feiner Gefundheit nicht zur Folge 
hatte, und eben fo eine Befhädigung an der Gefundheit, wenn fie 
aud nicht durdy eine Förperlihe Mißhandlung verurfadht wurde. Die 
abſichtlich bewirkte Anftetung mit Syphilis ftellt fi mithin, wie der 
Referent im Gefepgebungsausfhuffe der Kammer der Abgeordneten 
Dr. Völk mit Recht bemerkte, als vorfäglihe Körperverlegung im 
Sinne ber vorjtehenden Artifel dar, während, was fogleidy bier be: 
merkt werden mag, eine nicht beabfichtigte, aber durch Fahrläſſigkeit 
bewirkte Anjtekung dieſer Art als Körperverlegung aus Fahrläfjigkeit 
im Sinne des Art. 239 zu betrachten iſt. Unter Geſundheit ijt 
natürlich bier nicht blos bie körperliche, fondern aud die geijtige zu 
verftehen, und es ift deshalb unter dem in den vorftehenden Artikeln 
weiter gebraudten Ausdrude „Krankheit“ auch eine Geiftesfrankheit 
zu begreifen. 

Gleichwie bei Mord und Todtſchlag die Tödtung eines Andern 
vorausgefegt wird, Selbftmord alſo ftraflos ift, fo ift aud zum Thats 
beftande der Körperverlegung bie Mißhandlung oder Beſchädigung 
eines Andern gefordert. GSelbftverftümmelung fällt mithin nicht unter 
bie vorftehenden Artikel, Gonferibirte, welche, um hinſichtlich der Con= 
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feriptions- oder Armeepflicht befondere Anfprühe zu begründen, an 
ihrem Körper Wunden oder Geſchwüre herbeiführen oder ſich jelbjt 
verftümmeln, find jeboh nad $ 69 des Heerergänzungsgejeges vom 
15. Auguft 1828 als wiberfpenftig zu behandeln und unterliegen, 
wenn fie fi vorfäglich dergejtalt verjtümmelt haben, daß fie zu allen 
Doaffengattungen untauglih find, außerdem nah $ 71 der in $ 45 
des angeführten Geſetzes bezeichneten Behandlung. 


Auch zum Thatbeftande der vorfählichen Körperverlegung ift vers 
langt, daß die Mifhandlung oder Befhädigung rechtswidrig zuges 
fügt wurde. Die bier vorgefehenen Reate Tiegen mithin nicht vor, 
wenn bie betreffende Handlung erlaubt war. Dies ift der Fall im 
Kriege, bei der Nothwehr, bei einer durd) einen Arzt vorgenommenen 
durch den Zuftand des Patienten indizirten ober gebotenen Operation, 
bei Ausübung des gefetlich geftatteten Züchtigungsrechtes und in ame 
bern ähnlichen Fällen. Schwierigkeiten können in diefer Hinfiht nur 
in zwei Beziehungen entftehen, nämlich bei Ausübung des Züchtigungs⸗ 
rechte® und bei der Frage, in wie weit e8 erlaubt ift, zu wifjenfchaft: 
lihen Zwecken an dem Körper eines Menſchen Verſuche zu machen, 
durch welche derjelbe an feiner Geſundheit beſchädigt wird. 


Aus Ziff. 6 der Motive zu Art. 247 — 252 des früheren 
Entwurfs ergibt fi, daß es nit In der Abficht des Geſetzgebers 
lag, durd das neue Strafgeſetzbuch an den Beftimmungen über bas 
Zühtigungsredht etwas zu Ändern. ine in Ausübung biefes Rechts 
zugefügte Mißhandlung erfcheint deshalb an und für ſich nicht als 
eine rechtswidrige. Sie wird dies erft durch Meberfchreitung bes 
Züchtigungsredhtes, in welchem Falle fie dann nad den allgemeinen 
Beftimmungen über Körperverlegung zu beurtheilen if. Wann ein 
Züchtigungsrecht gegeben ift, muß nad den besfallfigen ältern civils 
rechtlichen und fonftigen Beftimmungen beurtheilt werden, Die Ent: 
ſcheidung darüber, ob in einem konkreten Falle das Züchtigungsrecht 
überfchritten wurde, fteht dem Richter der That nad) den Umftänden 
des Falles zu, was jebod natürlich nicht hindert, in Fällen, wo es 
fi) augenfheinlih nur um eine erlaubte Ausübung des Züchtigungs- 
rechts handelt, von gerichtliher Verfolgung abzufehen, da ja nur ftrafs 
bare Handlungen verfolgt werben follen, eine folhe aber unter biefer 


Vorausfegung nicht indizirt if. Im fo weit den Staatsanmwälten in 
Weis, Das Strafgeſetzbuch für das Königreih Bayern. II. 5 


66 Strafgefeg, Artitel 234238, 


diefer Beziehung Weifungen ertheilt worden find, haben fie fi darnach 
zu achten '). 

Anlangend die oben erwähnten wiſſenſchaftlichen Verſuche, fo er— 
ſcheinen diefelben als unbedingt rechtswidrig jedenfall® dann, wenn fie 
an Berfonen vorgenommen wurben, welche hiezu nicht eingewilligt 
baben oder wegen jugendlichen Alters oder ihres fonftigen Zuftandes 
außer Stand waren, in wirklich freier Weife ihre Zuftimmung zu 
geben. Gleiches ift der Fall, wenn bie betreffende Perjon durch falfche 
Borfpiegelungen verleitet wurde, ihre Zuftimmung zu geben. Allein, 
wenn ber Betreffende auch mit vollftändiger Sachkenntniß in wirklich 
freier Weife zugeftimmt hat, erfcheint der an ihm gemadte Verſuch 
dennoch jebenfalld dann als rechtswidrig, wenn mit bemjelben Gefahr 
für das Leben ober die Gefahr eines bleibenden Nachtheils an Körper 
ober Gefundheit verbunden war, dba Leben und Gefundheit Güter find, 
über welche ber Menfc rechtlich nicht verfügen Tann. 

Die Strafe der vorfäglichen Körperverlegung ift, von dem Falle 
der Straferhöhung, weil fie an einem Verwandten in aufjteigender 
Linie verübt wurbe, von dem alle der Strafmilberung, weil ber Thä- 
ter im Zuftande des Reizes gehandelt hat, von dem Falle, daß fie im 
einer Schlägerei verübt wurde, und von dem Rüdfalle, von melden 
Fällen fpäter befonders die Rede fein wird, abgefehen, nad folgenden 
Rückſichten abgeftuft, nämlich: 

1) wenigftens in der Mehrzahl der Fälle in Rüdficht darauf, 
ob der Thäter mit überlegtem Entfchluffe oder ohne ſolchen gehandelt 
bat; 

2) nad) den Folgen; — 

3) in manchen Fällen nach der Art der Verübung. 

Nach der in Ziffer 1 angegebenen Rückſicht iſt bei denjenigen 
Körperverletzungen unterſchieden, welche die in Ziff. 1 und 2 bes 
Art. 234 angegebenen Folgen gehabt Haben. Wurden fie mit über: 
legtem Entjchluffe verübt, fo find die in Art. 234 Ziff. 1 oder 2, 
wurden fie ohne überlegtem Entſchluß verübt, fo find nur bie im 


*) Der oberfte Gerichtshof hat durch Urtheil vom 10, Oktober 1862 ent- 
jhieden, baß ein Meiſter die momentane Ausübung des ihm gegen feine Lehre 
jungen zuſtehenden Aufſichts- und Züchtigungsrechts auch einem Gejellen über: 
tragen kann (Zeitſchr. für Gefeggebung u. Rechtspflege, Bd. IX ©, 509 — 511). 


Etrafgefeh, Urtitel 234— 298, 67 


Art. 235 angegebenen Strafen verwirft. Bei unbebeutenden Körper: 
verlegungen, durch welche entweder gar feine oder doch feine über fünf 
Tage dauernde Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit hervorgebracht wurde, 
macht das Geſetz nur in fo ferne, als fie auf eine der in Ziff. 3 des 
Art. 234 angegebenen Arten gefchehen find, einen Unterſchied, ob fie 
mit überlegtem Gntjchluffe oder ohne jolden verübt wurden. Körper: 
verleßungen, welche auf eine der in Ziff. 3 des Art. 234 angegebenen 
Arten und zugleich mit überlegtem Entſchluſſe verübt wurden, find 
nämlich nah Ziff. 3 des Art. 234 zu beftrafen, während Körper: 
verlegungen, die zwar auf eine der in diefer Ziffer angegebenen Arten, 
allein ohne überlegten Entfchluß verübt wurden, nur nad Art. 237 
zu bejtrafen find, wogegen auf lörperverlegungen, welche nicht auf eine 
der in Ziff. 3 des Art. 234 angegebenen Arten gefcheben find und 
auch Feine mehr als fünf Tage dauernde Krankheit oder Arbeitsunfäbig- 
keit zur folge gehabt haben, immer mur die Beftimmungen des At, 
237 Anwendung finden, gleichgiltig, ob fie mit überlegtem Entichluffe 
oder ohne ſolchen verübt wurden. 

Darüber, was umter überlegtem Entſchluſſe zu verfteben iſt, 
verweife ich auf dasjenige, was ich in diefer Beziehung zu Art. 228 
und 229 bemerkt babe. 

In Rüdficht auf die Folgen theilt unfer Geſetzbuch die Körper: 
verlegungen in drei Klaffen, nämlich 1) ſolche, durch welche der Tod 
des Berlegten oder ein bleibender Nachtheil an deſſen Körper ober 
Geſundheit verurfaht oder berfelbe in eine mehr ald ſechzig Tage 
dauernde Krankheit oder (gänzlicye oder theilweife) Arbeitsunfähigkeit 
verfegt worden iſt, 2) ſolche, durch weldye der Verletzte in eine mehr 
als fünf, jedoch nicht mehr als ſechzig Tage dauernde Krankheit oder 
(gänzliche oder theilweife) Arbeitsunfähigkeit verfegt worden ift und 3) 
foldge, durch welche feine der in ben beiden eriten Ziffern bezeichneten 
Folgen hervorgebracht worden ift, welche alſo entweder gar feine ober 
doch Feine über fünf Tage dauernde Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit 
zur Folge gehabt haben. 

Auch bei der Körperverlekung muß zwiſchen der Handlung unb 
dem Erfolge ein Kaufalzufammenbang beftehen, und das Geſetz fchreibt 
in dieſer Beziehung in Art. 238 vor, bie Strafe des Thäters folle, 
wenn eine förperlihe Mißhandlung oder Beſchädigung an der Gefund- 
beit nur wegen zufälliger dem Thäter nicht befannter Umftände, ins: 

5* 
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befondere wegen der eigentbümlichen Leibesbefchaffenheit des PBejchädig- 
ten eine ber in Art. 234 Ziff. 1 und 2 bezeichneten Folgen gebabt 
bat, ohne daß die Abſicht des Thäters auf die Hervorbringung derjel- 
ben gerichtet war, nur nad dem Erfolge bemeffen werben, welcher ohne 
jene Umftände eingetreten fein würbe, vorbehaltlid jedoch der wegen 
Tödtung oder Körperverlegung aus Hahrläffigkfeit etwa verwirkten 
höhern Strafe. Als Fälle, die man bei diefer Beftimmung im Auge 
hatte, wurden in ber Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kam: 
mer der Abgeordneten vom 3. Juli 1857 von Seite des Regierungs- 
Kommifjärs Hofratd Dr. Dollmann beifpielsweife folgende angeführt. 
Ein herniosus erhalte einen Stoß auf den Unterleib und falle tobt 
um; ein fog. Bluter verblute fi an einer an ſich unbedeutenden Fleiſch— 
wunde; ein am ſich micht ſchwerer Schlag auf den Kopf einer Perſon 
werbe töbtlich, weil er eine Stelle getroffen, an welcher dieſe Perſon 
einmal früher trepanirt worden. Vergleicht man bie Beſtimmung bes 
Art. 238 mit jener des Art. 233, fo befteht zwifchen diefen beiden 
Beitimmungen dann kein Unterfchied, wenn es fi um bie Anwendung 
des Art. 233 auf einen Mord oder einen Todtſchlag handelt, weil bei 
diefen beiden Verbrechen die Abficht zu töbten zum Thatbeftande ger 
fordert ift und aud nad Art. 238 die Strafe des Thäters unbebingt 
nach dem eingetretenen Erfolge bemeffen wird, wenn beffen Abfiht auf 
bie Hervorbringung dieſes Erfolges gerichtet war. Anders iſt die Sache 
allerdings im Falle einer Tödtung aus Fahrläſſigkeit, auf welche Art. 
233, wie oben zu biefem Artikel bereits bemerkt wurde, gleichfalls 
Anwendung findet, fo daß alfo eine Tödtung aus Fahrläffigfeit auch 
dann angenommen werden muß, wenn die Beſchädigung z. B. nur in 
Folge der eigenthümlichen Leibesbefchaffenheit des Beihädigten den Tod 
berbeigeführt hat. Allein ein wirklicher Unterſchied beftcht deshalb ben- 
noch zwifchen den Beftimmungen der Art. 233 und 238 aus bem 
Grunde nicht, weil Teßterer Artikel, wie feine Schlußworte und die ihm 
vor Art, 239 angewiefene Stelle beweifen, auf Körperverleßungen 
aus Fahrläffigfeit Feine Anwendung findet, bei biefen vielmehr gleich 
wie bei ber Tödtung aus Fahrläffigleit die Strafe unbebingt nad dem 
Erfolge und ohne Rüdfiht baranf, daß derfelbe z. B. nur durch bie 
eigenthümliche Leibesbefchaffenheit bes Beſchädigten herbeigeführt wurde, 
bemeffen wird. Die fonfequente und ausnabmslofe Durchführung dieſes 
Prinzips, wornach bei vorfäglihen Mißhandlungen und Beſchädigungen 
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der nur in Folge befonderer Umftände eingetretene Erfolg bei der Strafe 
dann nicht zu berüdfichtigen ift, wenn bie Mbficht des Thäters nicht 
auf die Hervorbringung diefes Erfolges gerichtet war, während bei 
6108 fahrläffigen Befchädigungen der eingetretene Erfolg unbedingt, alfo 
auch damit, wenn er nur durch ſolche beſondere Umftände herbeigeführt 
wurde, berüdfichtigt werben ſoll, würde zu großen Unbilligfeitew und 
Ungerehtigfeiten, nämlich möglider Weife dahin geführt haben, daß 
gegen denjenigen, welcher eine Beſchädigung blos aus Fahrläſſigkeit 
veranlaßt "bat, eine höhere Strafe hätte erkannt werben müſſen, als 
gegen denjenigen, welcher eine gleiche Beſchädigung durch eine in’ der 
Abſicht, den Andern Pörperlich zu mißhandeln oder an feiner Geſund— 
beit zu bejcdäbigen, vorgenommene Handlung vwerurfacht hat. Um’ dies 
zu verhindern, wurde für bie in Art. 238 bezeichneten Fälle durch ben 
Schlußſatz dieſes Artikels eine ideale Konkurrenz mit Tödtung oder 
Körperverlegung aus Fahrläffigleit angenommen, fo dak alfo bie auf 
lettere Reate geſetzte Strafe dann zu verhängen iſt, wenn wegen vor: 
fägliyer Körperverlegumg in Helge der Deftimmung des Art. 238 nur 
auf eine geringere Strafe zu erkennen wäre Wenn alfo 3. B. Jemand 
einem Andern ohne überlegten Entſchluß und ohne Abſicht, ihn zu 
tödten, wohl aber in der Abfiht, ihn Lörperlic zu mißhandeln, einen 
Schlag auf den Kopf verjekt hat, in Folge deſſen der Beſchädigte ge— 
ftorben ift, To fol er, falls der Tod nur wegen ber eigenthümlichen 
Leibesbeichaffenheit des Defhädigten eingetreten ift und die Beſchädi— 
gung ohne dieſem beionderen Umftand nur eine zwifchen fünf und Tech: 
zig Tagen dauernde Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit zur Folge gehabt 
haben würde, nicht wegen vorfäßlicher Körperverletzung nad Art. 2365, 
jondern wegen Tödtung aus Fahrläffigkeit beftraft werben, da int vor« 
ausgeſetzten Falle die Strafe der vorſätzlichen Körperverlegung nur in 
Gefängniß bis zu zwei Jahren oder Gelditrafe bis zw 300 Gulden 
befteht, während die Tödtung aus Fahrläffigkeit mit Gefängniß bis zu 
brei' Jahren ober Geldftrafe bis zu 400 Gulden bebroht iſt. Dies ft 
der bei Art. 232 berührte Fall, in welchem, abweichend son der bort 
aufgeftellten Regel, Tödtung aus Fahrläffigkeit anzunehmen iſt, obgleich 
ber Thäter die Abficht hatte, den Andern Förperlich zu mißhandeln oder 
an feiner Gefundheit zu beſchädigen. Eben fo if, wenn eine vorſätzliche 
Förperliche Mißhandlung nur wegen zufälliger, "den Thäter nicht bes 
kannter Umftände einen bleibenden Nachtheil an dem Körper ober ber 
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Sefundheit des Verletzten verurſacht oder benfelben in eine mehr als 
ſechzig Tage dauernde Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit verfegt hat, 
ohne daß die Abfiht des Thäters auf die Hervorbringung diefer Fol: 
gen gerichtet war, in dem Falle, daß bie Mifhandlung ohne jene Um: 
ftände feine oder doc, Feine Über fünf Tage dauernde Krankheit oder 
Arbeitsunfähigkeit des Verletzten bewirkt hätte, nicht auf die in Akt. 
237 wegen vorfäglider Körperverlehung, fondern auf die in Art. 239 
Abſ. 1 wegen Körperverlegung aus Yahrläffigkeit angebrohte Strafe 
zu erkennen, ba in biefem alle diefe beiden Reate ideell konkurriren, 
mithin fowohl nad allgemeinen Grundſätzen, ald aud nad der aus 
brüdlichen Beitimmung bes Schlußſatzes des Art. 238 bie höhere 
Strafe des Art. 239 Abſ. 1 zu verhängen ift. 

Darüber, was unter bleibendem Nachtheil am Körper oder an 
ber Gefundheit zu verftehen ift, wurde das Erforderliche bereits bei 
einer frübern Gelegenheit (Band I ©. 412 und 413) bemerft. 

Das Geſetz bedient ſich an allen Stellen, an denen es von ben 
vorübergehenden Folgen einer zugefügten Beſchädigung fpricht, zugleich 
ber Ausprüde „Krankheit“ und „Arbeitsunfähigkeit“, und 
zwar in ber Urt, daß es biefelben mit dem Wörthen „oder“ mit 
einander verbindet, was beweist, daß es dieſe Ausbrüde nicht als 
gleihbebeutend betrachtet. Allerdings fallen Krankheit und Arbeits: 
unfäbigfeit Häufig zufammen, allein dies ift nicht immer ber Fall, da 
namentlich Jemand krank und dennoch arbeitsfähig fein Tann. Das 
Geſetz enthält Feine Definition von Kranfheit und Arbeitdunfähigkeit. 
Eine erſchöpfende, praftifh brauchbare gejeßlihe Definition darüber 
aufzuftellen, was Gefundheit und was Krankheit fei, hielt man, nament: 
ih im Hinblide auf die verfchiedenen in biefer Beziehung gemachten 
Berfuche, nicht für möglid. Man war vielmehr der Anficht, daß bie 
betreffenden Fragen nur aus ben Umftänden bes einzelnen Falles und 
für ben einzelnen Fall thatfächlich zu beantworten feien und beren 
Beurtheilung daher dem Richter der That anheimgegeben werben müfle, 
ber biebei auf die Gutachten der Sahverftändigen geeignete Rückſicht 
zu nehmen habe, ohne jedoch an biefelben unbedingt gebumben zu fein. 
Anlangend den Begriff der Arbeitsunfähigkeit, fo find es vorzugsweiſe 
zwei Punkte, bezüglicd deren eine verſchiedene Auffafjung möglich ift. 
Man kann nämlich die Arbeitsunfähigkeit, wie dies das Strafgefegbud 
von 1813 gethan hat, als Untauglichkeit des Verletzten zu feinen Be: 
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rufsarbeiten ober allgemein, ohne auf die zufälligen Stimbes: oder 
Berufsverhältniffe des Verletzten Rüdfiht zu nehmen, als Unfähigfeit 
zur Arbeit auffaffen, und außerbem fragt es fidh, ob ber hier in Rebe 
ftehende Umftand ſchon bei theilweifer oder nur bei gänglicher Arbeits: 
unfähigkeit anzunehmen ift. Ueber den Sinn des Geſetzes in biejen 
Beziehungen lafien die Faſſung bdesjelben, fowie die Motive und bie 
Verhandlungen feinen Zweifel, Als arbeitsunfähig nimmt es, wie bie 
Motive zum Entwurfe von 1860 wörtlich jagen, den Berlesten dann 
und fo lange an, als er nicht zu allen Arbeiten volllommen fähig 
ift, die im Allgemeinen, alfo abgejehen von feinem zufälligen bes 
fondern Stande oder Berufe, einer Perfon feines Alters, jeines Ge: 
ſchlechtes und feiner Körperbefchaffenheit angemeffen find. 

In Ziff. 3 des Art. 234 find verſchiedene Fälle aufgezählt, bei 
denen der Grund der höhern Strafbarkeit in der Art der Berübung Liegt. 
Der erfte diefer Fälle ift gegeben, wenn zwei oder mehrere Perfonen ſich 
zur Verübung einer Mißhandlung verabredet und bdiefelbe auch gemein— 
fchaftlich ausgeführt haben. Der zweite Fall Liegt dann vor, wenn auch 
nur eine einzige Perſon zur Nachtzeit einem Andern aufgepaßt und den- 
felben mißhandelt hat. Der dritte und ber vierte Fall find, wie fi aus 
dem Wortlante des Geſetzes ergibt, gegeben, wenn bie That mittels 
Anwendung einer Waffe oder mittel Anwendung von Gift gefchehen 
ift. Ob fi der Thäter abfichtlih, um die That zu verüben, mit ber 
Waffe verfehen hat oder nicht, ift gleichgiltig. Was unter Waffe umb 
was unter Gift zu verftehen ift, haben die Gerichte nad) den allgemei: 
nen Begriffen und den Umftänden des betreffenden Falles zu entfcheiden. 

Die vorfägliche Körperverlegung ijt vollendet, fobald einem Anz 
bern eine Zörperlihe Mißhandlung oder Beihädigung an der Geſund— 
beit rechtswidrig zugefügt werden ift. Anlangend die Frage, ob und in 
wie weit bei der Körperverlegung ein ftrafbarer Berfud möglich fei, fo 
Tann bdiefelbe wegen ber Beftimmung des Artikels 45 überhaupt nur bei 
benjenigen Körperverlegungen vorkommen, weldye das Gefeb als Ber: 
brechen qualifizirt. Es find dies diejenigen, welche bie in Art. 234 Ziff. 1 
bezeichneten Folgen gebabt haben. Nach dem gefehlichen Begriffe würde 
mithin ein ftrafbarer Verſuch diefer Verbrechen neben den fonftigen Er— 
forberniffen die Abficht, das betreffende Verbrechen zu verüben, alfo 
die Abficht, eine Lörperlibe Mißhandlung ober Beſchädigung an ber 
Gefundheit zuzufügen und hiedurch eine ber in Artifel 234 Ziff. 1 
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bezeichneten Folgen zu verurfahhen, vorausſetzen. War die Abficht bes 
Thäters darauf gerichtet, den Tod des Berlegten zu verurfadyen, fo 
Yiegt aber ber Verſuch eines Morbes oder eines Todtſchlags ver, von 
dem Berfuche einer vorfäglichen Körperverlegung kann mithin in diefem 
Falle keine Rebe fein. Auch wird man nicht wohl fagen Fönnen, es 
babe Jemand die Abfiht gehabt, einen Andern in eine mehr als 
fechzig Tage dauernde Krankheit ober Arbeitsunfäbigkeit zu verfegen; 
von dem Berfuche einer derartigen Körperverletung kann deshalb auch 
nicht gefprocdhen werben. Dagegen laſſen ſich recht wohl Fälle denten, 
in denen Jemand in ber Abfiht, einem Anbern einen bleibenden 
Nachtheil an deffen Körper oder Gefundheit zuzufügen, Handlungen 
vorgenommen bat, in benen in Berüdfichtigung bdiefer aus ben Um: 
ftänden erkennbaren Abjicht alle für den ftrafbaren Verſuch einer ber: 
artigen Körperverlegung erforberlihen Merkmale liegen. Der Verſuch 
einer ſolchen Körperverlegung kann demnach allerdings vorkommen. 

Haben Mehrere einen Anbern mißhandelt, jo ift, von bem 
fpäter zu befprechenden Falle der Schlägerei abgefehen und vorbehalts 
li ber etwa wegen Theilnahme verwirkten Strafen, die Strafbarteit 
eines eben nad) ben von ihm verübten Mißhandlungen beziehung: 
weife ben durch biefelben verurfachten Folgen zu bemeſſen. 

Auch bei den Körperverlegungen liegt darin, daß fie an Ber: 
wandten in auffteigenber Linie verübt wurden, ein Straferhöhungs: 
und barin, daß der Thäter gereizt und dadurch zur That bingeriffen 
wurde, ein ÖStrafmilderungsgrund. Die betreffenden Beftimmungen 
finden in dem, mas zu ben vorhergehenden Artikeln bemerkt wurde, 
ihre hinreichende Erläuterung. 

In den in Art. 237 bezeichneten Fällen findet, foferne die That 
nicht in einer Schlägerei verurfadt wurde, die Strafverfolgung nur 
auf Antrag des Verletzten oder feines gefeglihen Vertreters ftatt. 
Sierüber habe ich das Erforderliche bereits zu Art. 88 (Band I 
©. 251 — 257) bemerkt und füge nur nody bei, daß die in Art. 88 
zur Antragftellung eingeräumte dreimonatliche Frift bei Mißhandlungen 
ber bier vorgefehenen Art für ben Mißhandelten aud in dem falle 
vom Tage der Mifhandlung läuft, wenn anfänglid zweifelhaft iſt, 
ob die Mißhandlung Feine der in Art. 234 Ziff, 1 und 2 bezeichneten 
Bolgen bat. ') 

7) Berhbl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II S. 185—187, Verhdl. 
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Art. 239. 


Wer durch SFahrläffigkeit einem Andern eine körperliche Br- Rormer- 
fchädigung zufügt, welche einen bleibenden Uachtheil an deffen Körper —— 
oder Geſundheit verurſacht, oder denſelben in eine mehr als ſechzig 
Tage dauernde Krankheit oder (gänzliche oder theilweiſe) Arbeits- 
unfähigkeit verſetzt, ſoll mit Geſfängniß bis zu zwei Zahren, oder 
an Geld bis zu dreihundert Gulden beſtraft werden. 

Durch Sahrläffigkeit zugefügte körperliche Beſchädigungen, 
welche zwar keine der im Abf. 1 dieſes Artikels bezeichneten Folgen, 
aber doc, firankheit oder Arbeitsunfähigkeit des Beſchädigten nad) 
fih gesogen haben, find mit Arreſt bis zu dreißig Tagen oder an 
Geld bis zu hundert Gulden zu beftrafen. 

Die gerichtliche Verfolgung findet in den fällen des Abf. 2 
diefes Artikels nur auf Antrag des Befchädigten oder feines gefeh- 
lichen Vertreters flatt. 

Diefer Artikel bebarf nad dem, was zu Art. 232 und zu den 
vorhergehenden Artikeln bemerkt wurde, Feine weitere Erläuterung 
mehr. 

Art. 240. 

If Jemand in einem von Bweien oder Mehreren gegen ihn Setigmi. 

gemachten Angriffe oder in einer Schlägerei, wobei Bwei oder 
Mehrere gegen ihn betheiligt waren, getödtet oder in der im 
Art. 234 Biff. 1 bezeichneten Weile beſchädigt worden, fo follen 
Diejenigen, welche fi an dem Angriffe oder der Schlägerei be- 
theiligt und an dem Getödteten oder Beſchädigten Chätlichkeiten 
verübt haben; — vorbehaltlid der von ihnen nad, den Gefehen 
über Cödtung und Aörperverlegung verwirkten ſchwereren Strafen, 
— mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten beftraft werden. Die 
Hebrigen, welche fi an dem Angriffe oder der Schlägerei bethei- 
ligt haben, follen jchon wegen diefer Bethriligung mit Gefängnif 
bis zu zwei Jahren beftraft werden. 


b. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, Bb. 1 ©. 340— 348 und 353 und 
Bb. 11 ©. 48— 54, 59 u. 60, Berbbl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. U 
S. 58, 189 u. 190 u. Beil.Bd. II ©. 62— 64, Verhdl. d. Geſetzg. Auoſch. 
d. 8. db. Reichsräthe v. 18%, Beil. ©. 148— 152 u. Prot.Bb. I S. 234 bis 
239, Urtheil bes Kajfationshofes vom 28. Mär; 1863 (Zeitjchrift für Geſetz⸗ 
gebung und Rechtspflege, Bb. X ©. 303 — 307). 


7A Strafgefeß, Art. 240 — 241. 


Hat die Befchädigung nur die im Art. 234 Biff. 2 bezeich- 
neten Folgen gehabt, fo find Diejenigen Vetheiligten, welde an 
dem Beſchädigten EChätlichkeiten verübt haben, — vorbehaltlich der 
von ihnen nad den Gefehen über fiörperverlegung verwirkten 
fehwereren Strafen, — mit Gefängniß bis zu zwei Jahren, die 
übrigen Betheiligten mit Gefüngnif bis zu fehs Mlonaten oder 
an Geld bis zu zweihundert Gulden zu beftrafen. 

Wenn zwei oder mehrere Betheiligte folche Chätlichkeiten an 
den Beſchädigten verübt haben, welche nicht einzeln für fi, jedoch 
in ihrer Gefammtheit eine der im Art. 234 Biff. 1 und 2 bezeid- 
neten Folgen nad ſich gezogen haben, fo finden nad, Werfchieden- 
heit der Fälle die im Art. 234 Biff. 1 und 2 oder die im Art.235 
enthaltenen Strafbefimmungen gegen jeden ſolchen Betheiligten An- 
wendung. Die hienach zu erkennende Bucthausftrafe fol jedoch 
in keinem falle die Dauer von act Jahren überfleigen. 


Art. 241. 


Hat Iemand in einem von Bweien oder Mehreren gegen 
ihn gemachten Angriffe oder in einer Schlägerei, wobei Bwei oder 
Mehrere gegen ihn betheiligt waren, Mifhandlungen erlitten, durch 
welche keine der im Art. 234 Biff. 1 und 2 bezeichneten Folgen 
hervorgerufen wurde, fo follen diejenigen, welche fid) an dem An- 
griffe oder der Schlägerei beiheiligt haben, mit Arreft oder an 
Geld bis zu hundert und fünfzig Gulden beftraft werden. 

Die zu erkennende Arrefifirafe kann gefchärft werden. 


Die vorftehenden Artikel behandeln die Fälle, ba Jemand in 
einem von Zweien ober Mehrern gegen ihn gemachten Angriffe oder 
in, einer Schlägerei, wobei zwei ober Mehrere gegen ihn betbeiligt 
waren, getöbtet ober mißhandelt mworben ift, Die bier enthaltenen 
Beftimmungen gelten jebocd nicht in ber Art ausſchließend, daß fie 
bei Tödtungen und Mißhandlungen, die in ſolchen Sclägereien vor: 
gefommen find, allein zur Anwendung kommen. Neben ihnen finden 
vielmehr aud die Beftimmungen über Tödtung und Körperverlegung, 
fowie über Theilnahme an biefen Reaten, und zwar nad) Maßgabe 
ber allgemeinen Vorſchriften über Zufammenfluß, Anwendung. 

Zum Begriffe der Schlägerei genügt die Thatfache, daß zwei 
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oder mehrere Perſonen gemeinſchaftlich einen Angriff gegen einen 
Dritten in der Abſicht, Gewaltthätigkeiten gegen denſelben zu vers 
üben, gemacht haben ober baß in einer Schlägerei zwei ober mehrere 
Perfonen gegen denfelben betheitigt waren. Cine fürmlide Verab— 
rebung, wie fie zum Begriffe des Komplottes gehört, ift hier nicht 
gefordert. Auch gegenfeitige Raufhändel fallen unter die gegenwärtigen 
Beitimmungen, wenn fi an benfelben auf jeder Seite zwei ober 
mehrere Perſonen betheiligt haben, 


Abf. 1 und 2 des Art. 240 ftufen die Strafen berjenigen, 
welche fih an einer Schlägerei betbeiligt haben, nad einer boppelten 
Richtung, nämlich nad der Schwere ber Beihädigung, die Jemand 
in ber Schlägerei erlitten bat, und nach dem Grabe ber Betheiligung 
bes betreffenden Befchuldigten ab, Abf. 1 febt voraus, daß Jemand 
in der Schlägerei getöbtet ober Jcmanden ein bleibender Nachtheil am 
Körper oder an ber Gefundheit verurfacdht oder Jemand in eine mehr 
als fechzig Tage dauernde Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit verfegt 
worben ift. In biefem Falle follen diejenigen, welche fi am ber 
Schlägerei nicht nur betheiligt, fondern an dem etöbteten ober Be: 
ſchädigten auch Thätlichkeiten verübt haben, mit Gefängnig nicht unter 
ſechs Monaten, die Uebrigen, bie ſich an der Schlägerei zwar bethei— 
ligt haben, bezüglich deren aber nicht nachgewieſen ift, daß fie aud 
Thätiglichkeiten an dem Getödteten oder Bejchädigten verübt haben, 
mit Gefängniß bis zu zwei Jahren beftraft werben. Alfo nicht der 
Nachweis der Berübung von Thätlichkeiten überhaupt begründet ſchon 
die höhere Strafbarkeit, ſondern es muß dem betreffenden Beichul: 
digten nachgemiejen fein, daß er gerabe an dem Getöbteten ober Be: 
ſchädigten ober, falls in der Schlägerei Mehrere getötet ober in ber 
oben bezeichneten Weife befhädigt worden find, an einem berfelben 
Thätlichkeiten verübt bat. Ganz in derſelben Weiſe unterfcheibet 
Abf. 2 des Art. 240 für den bafelbft vorgefehenen Fall, daß in ber 
Schlägerei Befhädigungen der in Art. 234 Ziff. 2 bezeichneten Art 
bewirkt worden find. Art. 241, weldyer den Fall vorfieht, daß Jemand 
in einer ſolchen Schlägerei zwar Mißhandlungen erlitten bat, durch 
biefelben aber feine der in Art. 234 Ziff. 1 und 2 bezeichneten Folgen 
hervorgerufen wurde, unterfcheibet dagegen bezüglih ber Strafbarkeit 
nicht weiter zwifchen denjenigen, welche fih an ber Schlägerei über: 
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haupt betheiligt, und denjenigen, welche außerdem Thätlichkeiten an 
dem Mißhandelten verübt haben. 


In der vom Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeord— 
neten im Jahre 1857 beſchloſſenen Faſſung war wiederholt ausdrück— 
lid ausgeſprochen, daß diejenigen nicht jtrafbar fein follen, welche 
ohne ihr DVerfchulden in die Schlägerei hineingezogen worden find. 
Im Entwurfe von 1860 wurde jedoch diefer Zuſatz weggelaffen. Die 
Motive bemerken darüber, diefer Zuſatz erfcheine einerfeits als über: 
flüffig, weil, wenn ein Theilnehmer wirflih ohne alles Verfchulden 
in bie Schlägerei gerathen ſei, bie allgemeinen Beftimmungen über 
das in der Negel — nämlich in allen Fällen, wo nicht das Gefek 
ein Anderes bejtimmt — bei jeder ftrafbaren Handlung ſich von 
ſelbſt verſtehende Erforderniß der Vorſätzlichkeit der That, dann über 
Nothwehr, Zwang u. ſ. w. volllommen ausreichen, um feine Straf: 
loſigkeit zu begründen, es mithin hiezu keiner ſpeziellen Beſtimmung 
bedarf, wie denn auch eine ſolche in Bezug auf die Theilnahme am 
Aufruhre, Aufſtande, an Störungen des öffentlichen Friedens u. dgl. 
nicht für nothwendig gefunden wurde, obwohl hier gleiche Verhältniſſe 
wie bei der Theilnahme an Schlägereien obwalten. Anderſeits aber 
ſtehe zu beſorgen, daß ein ſolcher Zuſatz zu der Auslegung führen 
könne, als ob in jedem einzelnen Falle, um den Schuldausſpruch zu 
rechtfertigen, immer ber ſpezielle Nachweis eines ſchuldhaften Hinein— 
gerathenſeins in die Schlägerei vorliegen müſſe. Aus dieſen Be— 
merkungen, denen die Geſetzgebungsausſchüſſe dadurch beiſtimmten, daß 
ſie den fraglichen Zuſatz nicht wieder machten, ergibt ſich, daß die 
Betheiligung an einer Schlägerei nur dann, wenn ſie vorſätzlich ſtatt⸗ 
gefunden hat, ſtrafbar iſt, ſowie daß die übrigen allgemeinen Be: 
ftimmungen bes Strafgeſetzbuchs, insbefondere jene über Nothwehr, 
auch bei Schlägereien in Anwendung zu kommen haben, Bei einer 
gegenfeitigen Schlägerei ift mithin der angegriffene Theil ftraflog, 
wenn er fi nur vertheidigt und die Gränzen ber Vertheidigung nicht 
ſchuldhaft überſchritten bat. 


Als Vorausſetzung der höhern Strafbarkeit bezeichnet das Geſeth, 
daß der Betreffende Thätlichkeiten an dem Getddteten oder Be: 
f&häbigten verübt habe. Es fpricht alfo nicht von Förperlichen Miß—⸗ 
handlungen, fonbern gebraucht ben weitern Ausbrud „Thätlich— 
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keiten“. Dies iſt, wie bie Verhandlungen beweiſen, abſichtlich ge: 
ſchehen. Man wollte nämlich dadurch die betreffende Beſtimmung 
auch auf ſolche anwendbar machen, welche z. B. den Damnifikaten 
gepackt und feſtgehalten, ihn an der Gegenwehr oder Flucht gehindert 
oder Ähnliche Thätlichkeiten an ihm verübt haben, wenn dieſelben auch 
nicht als wirkliche körperliche Mißhandlungen erfcheinen. 


Eine Schlägerei bat Häufig mehrere Abtheilungen, indem fie 
durch ruhige Pauſen vollftändig unterbroden und fpäter wieder fort: 
gejegt wird. War dies der all, fo iſt die Strafbarkeit der einzelnen 
Betbeiligten nur nad den bei jeder Abtheilung vorgefommenen Be— 
ſchädigungen und nad dem Maße der Betheiligung des Ginzelnen bei 
diefer Abtheilung zu bemeffen. 


In dem im Abf. 3 des Art. 240 vorgefehenen Falle handelt es 
fih eigentlich nicht um eine Strafe wegen Betheiligung an einer 
Schlägerei, jondern um eine Strafe wegen einer vorfägligen Körper: 
verlegung. Die betreffende Beitimmung gehört nur beshalb Hicher, 
weil, bei ihr vorausgefegt wird, daß die Körperverlegung in einer 
Schlägerei zugefügt wurde, in welcher zwei ober mehrere Betheiligte 
Thätlichkeiten an dem Beichäbigten verübt haben. Wenn in einem 
jolhen Falle zwar nicht die von einem Einzelnen verübten Thätlich— 
feiten für fi), wohl aber die von den mehreren Betheiligten verübten 
Thätlichkeiten in ihrer Gefammtheit eine der in Art. 234 Ziff. 1 
und 2 bezeichneten Folgen nad ſich gezogen haben, wenn 5. B. an 
dem Scäbel des Getöbteten fünf Verletzungen gefunden wurden und 
die Aerzte erklären, daß zwar Feine einzelne dieſer DVerlegungen für 
fi den Tod herbeigeführt haben würde, alle mit einander aber den 
Tod verurfadht haben, fo fol jeder Einzelne eben fo beftraft werben, 
als ob er dur feine Handlung ben cingetretenen Erfolg verurfadt 
hätte. Das Gefep drüdt dies mit den Worten aus, die in Art. 234 
Ziff. 1 und 2 oder die in Art. 235 enthaltenen Strafbeftimmungen 
follen nad; Verſchiedenheit der Fälle gegen jeben ſolchen Betheiligten 
Anwendung finden, um zu bezeichnen, daß alle Momente, welche nad) 
diefen gefetlichen Beſtimmungen von Einfluß auf die Strafbarkeit 
find, wie 3. B. ob der Thäter mit überlegtem Entfchluffe oder ohne 
folgen handelte, ob ex zur That gereizt wurde, aud in biefem alle 
berücfichtigt werden müffen. Das Marimum ber Zuchthausftrafe ift 
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jedoch für diefen Fall auf acht Jahre felbft dann befchränft, wenn 
Art. 234 Ziff. 1 zur Anwendung zu kommen bat. ') 


Art. 242. 


RüdfeE bei Wer wegen vorfäglicher örperverletzung (Art. 234 — 238) 
*5* oder wegen Betheiligung an einer Schlägerei (Art. 240 und 241) 
und —— ſchon einmal verurtheilt worden iſt, ſoll, wenn er ſich, che vom 
Tage der erfiandenen Strafe oder erlangten Begnadigung zwei 
Jahre verfloffen find, neuerdings einer der in den Art. 237 und 
241 bezeichneten Mebertretungen fehuldig macht, mit Gefängnif bis 
zu fehs Monaten, womit Geldfirafe bis zu fünfhundert Gulden 
verbunden werden kann, beftraft werden. 
Bei wiederholtem Rücfalle ift Stellung unter Polizeiaufficht 
oder nach Umſtänden Verwahrung in einer Polizeianftalt zuläffig. 
Macht fi) eine Perfon, welche wegen einer der im Abf. 1 
angeführten firafbaren Handlungen ſchon einmal verurtheilt worden 
iſt, in der dafelbft beſtimmten Friſt neuerdings eines der im Art. 234 
Biff. 2 und 3, in den Art. 235 und 237 Abf. 2 und im Art..240 
bezeichneten Vergehen fchuldig, fo kann neben der Gefängniffirafe 
die Buläffigkeit der Stellung unter Polizeiaufficht oder, foferne Die 
Gefängnißftrafe die Dauer von zwei Jahren nicht überfleigt, der 
Perwahrung in einer Polizeianftalt ausgefproden werden. 


Unfer Strafgefepbuh enthält über den Rüdfall, weil es ben: 
felben nicht im Allgemeinen, fondern nur bei einigen wenigen Reaten, 
nämlih ber vorfäglichen SKörperverlegung und der Schlägerei, dem 
Diebftahle, dem Naube, ber Hehlerei und dem Betruge, als Straf: 
erhöhungsgrund betrachtet und auch bei diefen Reaten nicht ganz 
gleichmäßig behandelt, feine allgemeinen Beftimmungen. Deshalb er: 
fcheint es zwedmäßig, der fpeziellen Erörterung des Art. 242 einige 
allgemeine Bemerkungen vorauszufhiden, und zwar um fo mehr, als 
der Begriff des Rüdfalls an fid, do immer, ohne Rückſicht darauf, 
um welche Reate ed fi handelt, der nämlidhe ift und die Gerichte 


') Verh. d. 8. db. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. II ©. 182 u, 183, Verhdl. 
bes Gefepgeb.Ausih. d. K. d. Abg. v. Bw a, Bd. 1 ©. 348—352 u. Bd. I 
©. 54-59, Verb. d. K. d. Abg. v. 18%,, Beil. Bd. I S. 58 u. 190 u. Beil.s 
Br. U ©, 64, 
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auch bei andern als den oben bezeichneten Reaten auf denfelben in 
gewiffen Beziehungen, namentlich bei Ausmeſſung der Strafe zwifchen 
dem gejeglihen Minimum und Marimum, wobei ja überhaupt das 
frühere Betragen des Beichuldigten zu beachten ift, Rückſicht nehmen 
müſſen. 

Rückfällig im Allgemeinen iſt derjenige, welcher, nachdem er 
wegen einer öffentlich ſtrafbaren Handlung verurtheilt worden iſt, ſich 
neuerdings einer ſtrafbaren Handlung ſchuldig macht. Es genügt 
hiebei die Thatſache der früher erfolgten Verurtheilung. Zum Be— 
griffe des Rückfalls iſt mithin nicht gefordert, daß zur Zeit, wo der 
Betreffende neuerdings eine ſtrafbare Handlung beging, das frühere 
Urtheil bereits rechtöfräftig, und nod weniger, daß bie früher ver: 
bängte Strafe bereitd vollzogen gewefen fei. Dabei verfteht es ſich 
aber von felbft, daß, wenn das zur erwähnten Zeit zwar erlaffene, 
aber noch nicht rehtöfräftige Urtheil im Folge eines dagegen ergrifs 
fenen Rechtsmittels fpäter aufgehoben und der Beſchuldigte freigeſprochen 
wird, von einem Nüdfalle überhaupt feine Rede mehr fein fann, fo 
wie, daß in denjenigen Fällen, in welchen das Geſetz den Rüdfall 
befonders berüdfichtigt, dabei aber eine wegen beftimmter Reate ober 
zu beftimmten Strafen erfolgte Verurtheilung vorausfeßt, ein Rückfall 
im Sinne biefer gejetlichen Beftimmung dann nicht mehr vorliegt, 
wenn ber Befchulbigte fpäter zwar nicht vollftändig freigefproden, das 
Urtheil aber in ber Art abgeändert wird, daß eine Verurtheilung ber 
Art, wie fie das Geſetz im betreffenden Falle zur Begründung bes 
Rückfalls verlangt, nicht mehr bejteht. 

Da, mie oben bemerkt wurde, zum Begriffe bes Rüdfalls die 
Thatfahe der früher erfolgten Berurtheilung genügt, fo erſcheint 
natürlich auch derjenige, welder, nachdem er begnabigt oder in Ges 
‚mäßbeit bed Gefebes vom 10. Juli 1861 rehabilitirt worben ift, 
ſich neuerdings einer ftrafbaren Handlung ſchuldig madt, als rüd: 
fällig, und zwar fomohl im Allgemeinen, als auch im Sinne jener 
Beftimmungen des Strafgefepbuhs, welche an ben Rüdfall befondere 
Folgen Inüpfen. Durch die Begnadigung und bie Rehabilitation wird 
nämlih die Thatſache ber frühern Verurtheilung nicht befeitigt umb 
außerdem können die Beitimmungen des Strafgeſetzbuchs, melde aus- 
fpreden, daß ber Verurtbeilte, wenn er ſich fpäter neuerdings einer 
ftrafbaren Handlung ſchuldig macht, mit höhern Strafen zu belegen 


80 Strafgeſetz, Artikel 242. 


fei ober daß gewiſſe Straffolgen als zuläffig erflärt werden können, 
weber ald Strafe im Sinne bes Tit. VIII $ 4 der Verfaſſungs— 
urkunde noch als DVerluft eines bürgerlichen oder politifhen Rechts 
im Sinne des Geſetzes vom 10. Juli 1861 betrachtet werben. 

Die Trage, ob und in wie weit auh ein im Nuslande ober 
unter der Herrſchaft einer frühern Geſetzgebung ergangenes Urtheil 
den Rüdfall begründet, werbe ich bei Art. 276 erörtern. 

Rückfall im Sinne des Art. 242 Tiegt nur dann vor, wenn 
Jemand, ber früher fchon einmal wegen vorſätzlicher Körperverlegung 
oder wegen Betheiligung an einer Schlägerei verurtheilt worden ift, 
fi neuerdings einer der im Art. 237 und 241 bezeichneten Ueber: 
tretungen beziehungsweiſe eines der im Art. 234 Ziff. 2 und 3, 
Art. 235, 237 Abſ. 2 und 240 bezeichneten Vergehen ſchuldig macht. 
Am erften Falle nimmt die von ihm verübte an fid) vom Gefete nur 
al® Webertretung qualifizirte Handlung wegen des Rüdfalle die Natur 
eines in der in Abf. 1 des Art. 242 näher bezeichneten Weife jtrafs 
baren Bergehens an, im zweiten Falle kann wegen des Rüdjalld neben 
ber wegen ber Handlung am fi) zu verhängenden Gefängnißſtrafe bie 
Zuläffigkeit der Stellung unter Polizeiauffiht und eintretenden Falles 
ber Berwahrung in einer Bolizeianftalt ausgefprohen werden. Nach 
Abf. 2 find letztere Verfügungen außerdem aud im erften Falle neben 
der im Abſ. 1 angebrohten Strafe bann zuläffig, wenn der Verurtbeilte 
wiederholt rüdfällig it, db. b. wenn er, nachdem er bereits zweimal 
wegen vorfäßlicher Körperverleßung oder wegen Betheiligung an einer 
Schlägerei verurtheilt worden war, fich neuerdings einer der in ben 
Art. 237 und 241 bezeichneten Uebertretungen ſchuldig macht. Art. 242 
betrachtet jedoch nur biejenigen als rüdfällig, welde fi) ber neuer: 
lichen jtrafbaren Handlung ſchuldig machten, ehe von dem Tage, an 
welchem fie die früher gegen fie erkannte Strafe erftanden haben oder 
ihnen biefe Strafe durch Begnadigung erlaffen worden ift, zwei Jahre 
verfloffen find. Dieſe Beftimmung findet namentlih aud im Falle 
des zweiten Abſatzes Anwendung. Auch von wiederholtem Rüdfalle 
kann bei demjenigen nicht gejprochen werben, ber ſich ber jet in Rede 
ftehenden Handlung erft fchuldig gemacht hat, nachdem von bem Tage, 
an welchem er die lebte gegen ihn erkannte Strafe erſtanden batte 
oder ihm bdiefelbe durch Begnadigung erlaffen worben ift, zwei * 
oder eine längere Zeit verfloſſen waren. 
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In den in Artikel 237 bezeichneten Fällen findet bie Straf: 
verfolgung, foferne die That nicht in einer Schlägerei verübt wurbe, 
nur auf Antrag des Verlegten oder feines gefeglichen Vertreters ftatt. 
Es fragt fih nun, ob die gerichtliche Verfolgung einer Mißhandlung 
der in Art. 237 Abſ. 1 bezeichneten Art auch dann von der Stellung 
eines befondern Antrags abhängig ift, wenn ber Thäter vüdfällig, 
feine That mithin nicht als Webertretung nah Art. 237 Abf, 1, 
fondern als Vergehen nah Art. 242 Abf. 1 ftrafbar ift. Diefe Frage 
muß verneint werden. Die Fälle, in denen die gerichtliche Verfolgung 
von Stellung eines Kefondern Antrags abhängig ift, bilden Aus: 
nahmen von der Regel, nad welcher alle öffentlich jtrafbaren Hand— 
lungen von Amtswegen zu verfolgen find. Die betreffenden Bejtim- 
mungen müſſen deswegen ſtrengſtens interpretirt werben. Abi. 3 des 
Art. 237 fpriht nun ausdrücklich nur von den in biefem Artifel be: 
zeichneten Fällen, während es fi bier um einen in Art, 242 Abf. 1 
vorgefehenen und nad den Beitimmungen des legtern Artifels zu be: 
ftrafenden Fall handelt. In diefem Sinne bat aud der Kaffatione: 
hof durch Urtheil vom 28. März 1863 (Zeitſchr. für Geſetzg. und 
Rechtspflege, Band X ©. 303 — 307) entſchieden.!) 


Art. 243. 


Eine Schwangere, welche rechtswidrig durch äußere oder 
innere Mittel ihre Frucht im Mutterleibe tödtet oder vor der ge- 
hörigen KReiſe abtreibt, foll mit Gefängnig nicht unter drei Jahren 
beftiraft werden. 

Wer in rechtswidriger Abficht einer Schwangern die Mittel 
zur Cödtung oder Abtreibung der Frucht verfchafft oder mit ihrer 
Einwilligung folche Mittel an ihr angewendet hat, wird, wenn da- 
durch der bezeichnete Erfolg herbeigeführt worden ifl, mit der näm- 
lien Strafe belegt. 

Der Verſuch des im Abf. 2 bezeichneten Vergehens iſt firafbar. 

Meben jeder auf Grund des gegenwärtigen Artikels erkann- 
ten Gefängnißftrafe kann auf die im Art. 28 bezeichneten Straf- 
folgen oder auf einzelne derfelben erkannt werden. 


1) Verhdl. d. Geſ.-Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, ®b. 1 ©. 352 und 
Bd. II ©. 59. 
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Art. 244, 

Wer aus eigennüßiger Abficht in mehr als zwei Fällen ſchwan- 
geren Berfonen Mittel zur Tödtung oder Abtreibung der Frucht 
verschafft oder mit ihrer Einwilligung ſolche Mittel an ihnen ange- 
wendet hat, ift wegen gewerbsmäßiger Aindsabtreibung mit Budt- 
haus bis zu zwölf Iahren zu beftrafen. 


Art. 245. 

Wer die Seibesfrucht einer Schwangeren ohne deren Einwilli- 
gung rechtswidrig tödtet oder abtreibt, iſt mit Budthaus bis zu 
fechzehn Iahren zu befirafen. 

Wenn in Solge der angewandten Mittel der Tod der Mut- 
ter oder ein bleibender Aachtheil an Aörper oder Gefundheit der- 
felben eingetreten if, fo foll auf Bucthausfirafe nicht unter zwölf 
Jahren erkannt werden. 

Unter Kindsabtreibung wird fowohl bie Tödtung der Leibe 
frudt im Mutterleibe, als auch die Abtreibung berfelben vor ber 
gehörigen Reife verftanden. Legterer Fall ift natürlich aud dann 
gegeben, wenn eine Frühgeburt zu einer Zeit bewirkt wird, wo dad 
Kind zwar lebend zur Welt kömmt, allein wegen mangelnder Reif, 
aljo in Folge der Frühgeburt, nicht fortleben kann. Die Kind 
abtreibung kann fowohl durd Anwendung innerer Mittel, als auch 
durd äußere Mittel, nämlich durch mechaniſche Einwirkung, bewirkt 
werden. Ob Mittel der erftern oder ſolche ber letztern Art ange: 
wendet wurden, begründet redhtlih feinen Unterſchied. In beiden 
Fällen ift zum Thatbeftande geforbert, daß die Mittel in der Abſicht 
angewendet wurden, die Frucht im Mutterleibe zu töbten ober vor 
der gehörigen Reife abzutreiben, und daß zwilchen dem eingetretenen 
Erfolge und den angewendeten Mitteln ein Kaufalzufammenhang be: 
fteht. Das Geſetz drüdt dies mit den Worten aus: „Eine Schwanger, 
welche rechtswidrig durch Äußere oder innere Mittel . . . töbtet oder 

. . abtreibt“, „wer in rechtswidriger Abſicht einer Schwangern bie 
Mittel zur Tödtung ober Abtreibung ber Frucht verfchafft oder . . - 
folge Mittel (d. h. Mittel zur Tödtung oder Abtreibung) an ihr 
angewendet bat, wird, wenn dadurch der bezeichnete Erfolg herbei: 
geführt werden iſt“. Außerdem ift zum Thatbeftande gefordert, daß 
die Abtreibung rechtswidrig geſchehen if. Das hier in Rebe 
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ftehende Reat liegt mithin nicht vor, wenn 3. B. ein Arzt bie Abe 
treibung zu dem Zwecke bewirkt, um dadurch das Leben der Mutter 
zu erhalten. 

Das Geſetz unterfcheidet Hinfichtlih der Begehung drei Arten 
der Kindsabtreibung, nämlid 4) Abtreibung durd die Schwangere 
jelbft (Art. 243 Abſ. 1), 2) Abtreibung durd einen Dritten, jedoch 
mit Einwilligung der Schwangern (Art. 243 Abſ. 2) und 3) Ab: 
treibung durch einen Dritten ohne Cinwilligung der Schwangern 
(Art. 245). Auch im zweiten dieſer Fälle betrachtet das Geſetz ben 
Dritten nicht als Theilnehmer im Sinne der Art. 52 ff., fondern 
faßt feine Handlung als felbftftändiges Delift auf. Die in Abi. 2 
des Art. 243 angebrohte Strafe kann deshalb nicht in Gemäßheit des 
Art. 55 herabgeſetzt werben. 

Bollendet ift die Kindesabtreibung in den vorerwähnten brei 
Fällen erft dann, wenn die Frucht in Folge der angemwendeten Mittel 
getöbtet oder abgetrieben worden iſt. In den beiden legten Fällen 
ift aber auch der Verſuch ftrafbar, im zweiten nad) der ausbrüdlichen 
Beftimmung bes Abf. 3 des Art. 243, im britten in Folge der allge 
meinen Beftimmung bes Art. 48. Es fragt fih nun, umter welden 
Borausfegungen in biefen Fällen ein ftrafbarer Verſuch vorliegt. 
Hiebei darf nicht überfehen werben, daß auch ber zweite Fall, wie 
bereit8 bemerkt mwurbe, "ein felbitftändiges von den Handlungen ber 
Schmwangern unabhängiges Delikt bildet. Im Rückſicht hierauf und 
auf die zum Thatbeftande diefes Delifts geforderten Momente liegt 
demnach in bdiefem alle ein ftrafbarer Verſuch dann vor, wenn 
Jemand rehtswidrig entweder einer Schwangern Mittel zum Zwecke 
der Tödtung ober Abtreibung der Frucht verfhafft oder zu biefem 
Zwede mit ihrer Cinwilligung Mittel an ihr angewendet hat und ber 
beabfihtigte Erfolg nur wegen äußerer von feinem Willen unabhängiger 
Umftände nicht eingetreten if. in folder in Beziehung auf ihn 
äußerer von feinem Willen unabhängiger Umftand liegt namentlic) 
auch darin, daß die Schwangere die ihr verſchafften Mittel, ohne daß 
er es felbft veranlaßte, nicht angewendet bat. Auch in biefem Yalle 
ift er mithin wegen Verſuchs ftrafbar. Anders verhält es fi dagegen 
allerdings, wenn er felbft die Schwangere veranlaßte, bie ihr ver: 
ſchafften Mittel nicht anzumenden, oder wenn er, nachdem er ange: 
fangen hatte, Mittel an ihr anzuwenden, bievon freiwillig und ehe 
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noch ein Erfolg dadurch herbeigeführt worden war, abgeftanden ift. 
Im Falle des Art. 245 liegt ein ftrafbarer Verfuch vor, wenn Jemand 
in ber Abfiht, die Leibesfruht einer Schwangern rechtswidrig zu 
tödten ober abzutreiben, eine Handlung, melde ſchon den Anfang ber 
Ausführung diefes Vorhabens enthält, vorgenommen, 3. B. ein Abortiv: 
mittel unter ihre Speifen gemiſcht hat, und die Vollendung nur wegen 
äußerer von feinem Willen unabhängiger Umftände unterblieben iſt. 
Im Uebrigen verweiſe ich auf dasjenige, was ich zu Art. 47 bemerkt 
habe. 

War in dem in Art. 245 vorgeſehenen Falle die Abſicht des 
Thäters darauf gerichtet, die Mutter zu tödten, ſo liegt natürlich 
nicht das hier vorgeſehene Verbrechen, ſondern ein Mord beziehungs— 
weiſe ein Mordverſuch vor. 

Ein weiteres beſonderes Verbrechen iſt in Art. 244 vorgeſehen. 
Zum Thatbeſtande desſelben iſt nicht gefordert, daß durch bie ver— 
ſchafften oder angewendeten Mittel irgend ein Erfolg herbeigeführt 
wurde. Es genügt, daß der Betreffende 1) ſchwangern Perſonen 
Mittel zur Tödtung oder Abtreibung ber Frucht verſchafft oder mit 
ihrer Einwilligung ſolche Mittel an ihmen angewendet, 2) daß er 
dies aus eigennütiger Abfiht und 3) in mehr ald zwei Fällen ge: 
than bat. Ob er wegen ber frühern Fälle ſchon geftraft wurde oder 
nicht, ift für das hier in Rede ftehende Verbrechen gleichgiltig.*) 


Art. 246, 

Wenn Eltern ihr Aind in der Abficht, fi) desfelben zu ent- 
ledigen, ausfegen oder in hilflofem Buftande verlaffen, fo follen fie 
mit Gefängniß nicht unter ſechs Monaten befiraft werden. 

Hat aber die Handlung den Tod oder einen bleibenden Nad- 
theil an Aörper oder Gefundheit des Rindes zur Folge gehabt, fo 
ifl, wenn der Chäter die Gefährlichkeit feiner Handlung einfehen 
konnte, auf Buchthaus bis zu fechjehn Jahren, andernfalls auf Ge— 
fängnif nicht unter drei Jahren zu erkennen. 


ı) Verb. db. 8. db. Abg. v. 18°%,, Beil.Bb. II ©. 184 u. 185, Berb. 
d. Gefeßg.-Ausfh. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. I S. 357 — 361 u. Bd, I 
©. 64—66, Verb. d. K. d. bg. v. 18°%,, Beil.:Bd. II ©. 190 u. Beil. 
Bd. III ©. 65, 439, 440 u. 476, Verh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reihsräthe 
v. 18%, Beil. S. 155 — 157 u. 506 u. as 8b. 1 ©. 244— 247 u. Bd. M 


©. 148 u, 149, 
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Art. 247. 


Wer aufer dem Salle des Art. 246 Ainder oder andere 
hilflofe Perfonen, weldhe ihm zur Pflege oder Obhut anvertraut 
find, in der Abficht, ſich derfelben zu entledigen, ausfegt oder in 
hilflofem Buftande verläßt, ift mit Gefängniß bis zu zwei Jahren zu 
befirafen. 

Hat aber die Handlung den Cod oder einen bleibenden Uach- 
theil an Aörper oder Gefundheit der ausgefehten oder verlaffenen 
Perfon zur Folge gehabt, fo fol, wenn der Chäter die Gefährlich- 
keit feiner Handlung einfehen konnte, auf Bucthaus bis zu feh- 
zehn Iahren, andernfalls auf Gefängnig nicht unter zwei Jahren 
erkannt werden. 


Die beiden vorftehenden Artikel behandeln das nämliche Meat, 
nämlich die Ausſetzung bilflofer Perfonen, und ber Fall des Art. 246 
unterfheibet fih von dem in Art. 247 vorgejehenen nur durch das 
Verhältniß des Thäters zu ber ausgefegten Perfon. Das Charak: 
teriftifche des hier behandelten Delifts liegt in ber Abſicht des Thäters, 
fi einer hilfloſen Perfon, ber gegenüber ihm bie Pflicht der Er: 
nährung, Fürforge, Pflege oder Obhut obliegt, und bamit biefer 
Pflicht felbft zu entledigen. War feine Abficht bei ber Ausſetzung 
nicht Hierauf gerichtet, fonbern hatte er z. B. bie Nbfiht, den Tob 
ber ausgefegten Perfon zu verurfahen oder ben Familienſtand ber: 
felben zu unterbrüden, fo find auf feine Handlung nicht die Beftims 
mungen ber vorftehenden Artikel, fondern jene über vollendete ober 
verfuchte Tödtung (Morb ober Todtſchlag) beziehungsmweife Unter: 
brüdung bes Familienftandes (Art. 267) anzuwenden. Auch Fönnen 
letztere Verbrechen mit dem Delikte der Ausfegung einer hilflofen 
Perfon ideell konkurriren. 

Zum Thatbeftande des hier in Rede ftehenden Delikts ift dem⸗ 
nad vor Allem gefordert, daß der Thäter zur Zeit der That der auss 
gefegten Perfon gegenüber die Pflicht der Ernährung, Yürforge, Pflege 
ober Obhut Hatte. Bei welchen Perfonen dies ber Fall ift, hat bas 
Geſetz felbft in Art. 246 und 247 durch Benennung derjenigen, welde 
ſich dieſes Deliktes fhuldig machen können, beſtimmt. Hiernach Ticgt 
eine ſolche Pflicht 1) den Eltern bezüglich ihrer Kinder und 2) denjenigen, 
denen eine hilſloſe Perſon zur Pflege oder Obhut anvertraut wurde, 
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bezüglich biefer Perfon ob. Unter dem Ausbrude „Eltern“ find nur 
der Vater und die Mutter zu verfiehen. Ein weiterer Ascenbent, ber 
einen feiner Ablömmlinge in ber in bem Geſetze angegebenen Abficht 
ausfegt, macht fid) beshalb des bier in Rebe ſtehenden Delikts nur unter 
ber meitern DVorausfeßung, daß ihm das betreffende Kinb zur Pflege 
ober Obhut anvertraut ift, ſchuldig und es finden außerbem im biefem 
Falle nicht die Strafbeftimmungen bes Art. 246, fondern nur jene bes 
Art. 247 Anwendung. Bezüglich der Eltern macht aber das Gefek Teinerlei 
Unterfheibung, es darf mithin auch in ber Anwendung nicht unter: 
fhieben werben. Insbeſondere ift weber zwiſchen ehelichen und außer: 
ehelichen Eltern unterfhieden noch verlangt, daß fi das Kind zur Zeit 
der That in der Pflege oder unter ber Obhut des Thäters befunden hat. 
Art. 246 findet mithin aud auf denjenigen Vater und auf diejenige 
Mutter Anwendung, melde ihr bei einer britten Perfon in Pflege 
untergebrachtes eheliches oder außerehelihes Kind bafelbft heimlich ge: 
bolt und, um ſich desfelben zu entledigen und baburd von der Pflicht 
der Ernährung desfelben zu befreien, ausgefeßt haben. Bezüglich ber 
übrigen Perfonen verlangt das Geſetz, daß ihnen das Kind ober bie 
fonftige hilfloſe Perſon zur Pflege oder Obhut anvertraut worden ift. 
Ob dies ber Fall war, ift eine im einzelnen Falle nad den Umftänben 
zu entfcheidende Thatfrage. Bei der allgemeinen Faſſung bes Gefeges 
kömmt es übrigens nicht barauf an, ob die hilflofe Berfon auf Tängere 
Zeit oder nur augenblidlih zur Pflege ober Obhut anvertraut wurde, 
ob bie betreffende Perfon die Pflege oder Obhut aus Gefälligkeit ober 
gegen Entfhädigung übernommen hat u. f. w. Immerhin aber muß 
dem Thäter die hilfloſe Perfon von einem Dritten zur Pflege ober 
Obhut anvertraut worden fein, und er muß die Pflege oder Obhut 
berfelben übernommen haben, 

Das hier in Rede ftehende Delift kann nur an einem Kinbe 
ober einer andern hilflofen Perfon begangen werben. Der Schwer: 
punft liegt auf ber Hilflofigfeit und auch an Kindern Tann biejes 
Delift nur in fo ferne begangen werben, als fie in bie Klafje der Hilfs 
Iofen Berfonen gehören. Deshalb wurde auch im Gefege ein beftimmtes 
Alter, bis zu welchem dieſes Delift an jugendlichen Berfonen begangen 
werben Tann, nicht feftgefegt. Außer bem jugendlichen Alter kann nämlid 
ber Grund der Hilflofigkeit in körperlicher oder geiftiger Kranfpeit, Ge: 
brechlichkeit u. dgl. liegen. Welche Perſonen als Hilflofe zu betrachten 
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find, läßt fi nicht allgemein bejtimmen, fondern kann nur nad ben 
Umftänden des einzelnen Falles beurtheilt werben. Wurde 3. B. eine 
Verſon zur Tagszeit an einem bewohnten Drte oder an einem Orte, 
wo beftändig viele Menſchen verkehren, ausgefekt, fo jtellt fich die Sache 
ganz anders bar, ald wenn bie nämliche Perſon in einem ausgebehnten 
Balde oder in einer Gegend, wohin felten Menfchen kommen, zur 
Nachtzeit oder im Winter bei ftürmiihem Wetter ausgeſetzt wurde. 
Dabei darf aber niemals überfehen werben, daß nad unferm Geſetze, 
wie oben bereits bemerft wurde, das Charakteriftifche bes hier in Rebe 
ſtehenden Deliktes nicht in ber Gefährdung des Lebens oder ber Ge: 
fundheit des Ausgefegten, fondern in ber Abficht, ſich desfelben zu ent— 
lebigen, liegt. Auch die eben erwähnten Umftände müfjen beshalb aus 
dem letztern Gefihtspunfte gewürdigt werben. In Art. 246 gebraucht 
das Geſetz ben Ausdruck „Kind“ ohme nähere Bezeihnung. Damit 
follte nit ſowohl eine Perfon Findlihen Alters, als vielmehr das 
zwiſchen dem Ausgefegten und dem Thäter beftehenbe verwandtſchaftliche 
Verhältniß, die Eigenſchaft des Erftern als Abkümmling bes Letzteren 
bezeichnet werben. Trogdem kann aber nad ber Abfiht bes Geſetzes, 
bie indbefondere audy in bem Marginale Kar ausgeſprochen ift, fein 
Zweifel darüber beftehen, daß das in Rede ftehende Delift auch in 
bem in Art. 246 behandelten Falle nur an einer bilflofen Perſon bes 
gangen werben kann, daß ber Strafbeftimmung dieſes Artikels mithin 
nur ſelche Eltern unterliegen, weldye ihr wegen jugenblihen Alters 
oder aus einem fonftigen Grunde hilfloſes Kind ausgejegt haben. 

Die im Marginale mit bem allgemeinen Ausbrude „Ausſetzung“ 
bezeichnete Handlung wird im Terte bes Geſetzes näher bahin bezeidye 
net, daß neben dem Worte „ausfegen“, beflen Sinn wohl als gemein: 
verftändlich vorausgefegt werben kann, auch noch von „in hilfloſem 
Zuftande verlaffen” gefproden wird. Es ergibt fi hieraus, daß zum 
Thatbeftande nicht gerade eine pofitive Handlung gefordert ift, fondern 
unter Umftänden auch ein bloßes PBerlaffen, und dies, weil das Geſetz 
nicht unterſcheidet, felbjt dann, wenn bas Kind oder bie fonftige hilf: 
loſe Perfon ohne Verſchulden des Thäters in bie hilflofe Lage gerathen 
ift, genügt. Ä 

Der frühere Referent im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer ber 
Abgeordneten Dr. Völk entwidelte in feinem Vortrage, eine Mutter, 
welche ihr einige Tage altes Kind zu warmer Jahreszeit vor bie Thür: 
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ſchwelle eined Hauſes zu einer Zeit, wo die Bewohner aus- nnd eins 
geben, lege unb außerdem wachend in ber Nähe und in einer Page, in 
welcher fie jeden Augenblid, wenn es nöthig fein follte, dem Kinde 
Hilfe leiften könne, und in der Abſicht, diefe Hilfe zu leiften, bleibe, 
made ſich des in Nebe ftehenden Deliftes nicht ſchuldig. Von feinem 
Standpunkte aus hatte er vollfommen Recht, da er das Charakteriſtiſche 
biefes Deliktes in ber Gefährbung des Lebens ber ausgefesten Perſon 
erblidte und in feinem Beifpiele von einer folhen Gefährbung aller: 
dings nicht wohl gefprodien werden kann. Anders verhält fich aber 
bie Sache jeßt, nachdem diefer Standpunkt im Geſetze nicht angenommen 
wurde und bas Charakteriftifche biefes Delikts nunmehr, wie bereits 
erörtert wurde, in ber Abficht des Thäters, fi) der ausgeſetzten Perfon 
und damit ber ihm bezüglich berjelben obliegenden Pflichten zu ent: 
ledigen, liegt. Bei biefem Standpunkte wird das in Rebe ftehende 
Delift natürlih durch ben Umftand, daß der Thäter jede Gefahr für 
das Leben ber ausgeſetzten Perfon befeitigte, nicht ausgeſchloſſen und 
ed kaun hiernach nicht bezweifelt werben, daß ſich eine Mutter, welche 
in ber im obigen Beifpiele angeführten Weife verfährt, hiedurch nad) 
unferm Geſetze bes Vergehens ber Ausfebung ihres Kindes fhuldig 
macht. Man Fann aud nit fagen, wie dies Stenglein (Band II 
S. 296) thut, es fehle in einem folden Falle an dem Thatbeftande 
bes Ausſetzens. Diefer liegt allerdings vor. Die zum Thatbeftande 
erforberlibe Handlung kann nämlich bei jedem Delikte nur nad beffen 
Grundcharakter richtig beftimmt werben. Lebterer liegt bier in ber 
Abfiht des Thäters, ſich einer Perfon, bezüglich welcher er gewiſſe 
Pflihten hat, und damit bdiefer Pflichten felbft zu entledigen. Wirb 
der Begriff des Ausſetzens nad dieſem Grundcharakter aufgefaßt, fo 
bat die Mutter im obigen Beifpiele ihr Kind allerdings ausgefekt. 
Sie hat dasfelbe von fi entfernt und in eine ſolche Lage gebradt, 
daß es weder felbjt zu ihr zurückkehren, noch zu ihr zurüdgebradt 
werben Fonnte, fi alfo bes Kindes und damit ihrer Pflihten gegen 
dasfelbe thatſächlich entledigt. Sie hat es vorſätzlich, wenn auch nicht 
in einen fein Leben gefährbenden, doch in einen in ber bier entfcheis 
benden Rüdfiht Hilflofen Zuftand, nämlich in einen Zuſtand verfegt, 
ber es thatfählih ber Hilfe beraubte, melde fie ald Mutter ihm zu 
leiften verpflitet war. Hieran wird dadurch, baß fie in ber Näbe 
in ber Abfiht wachte, um ihm, wenn etwa fein Leben gefährdet wird, 


Strafgefeh, Artitel 248. 89 


die deßhalb nöthige Hilfe leiften zu Fönnen, nichts geändert, weil 
ja die Pflicht der Mutter nicht darauf beſchränkt ift, ihrem Kinde Hilfe 
zu leiften, wenn befien Leben gefährdet ift, fondern fie die allgemeine 
Pflicht hat, für dasfelbe in allen Beziehungen zu forgen, es zu ernähren, 
zu pflegen u. f. w., abgefehen bavon, daß fie auch über das Leben bes 
Kindes offenbar nur noch vorübergehend, nämlih nur nod bis dahin 
zu wachen beabfidtigte, bis das Kind von einem Dritten aufgefunden 
fei, in welchem Augenblide fie fih auch von biefer Pflicht befreit be- 
tradhten wollte. 

Bezüglich der Abftufung der trafen find meitere Bemerkungen 
wohl nicht nöthig. Nur will ih darauf aufmerffam machen, daß in 
ben zweiten Abfäken der Artikel 246 und 247 blos davon bie Mebe 
ift, daß die Handlung den Tod oder einen bleibenden Nachtheil an 
Körper oder Gefundheit der ausgefegten ober verlaffenen Perfon zur 
Folge hatte Wurde durch die Handlung nur eine vorübergehende, 
wenn auch über ſechzjig Tage dauernde Krankheit verurfacht, fo find 
mithin nicht bie in ben zweiten, fondern nur die in den erjten Ab: 
fügen biefer Artikel angedrohten Strafen verwirkt. Ob der Thäter bie 
Gefährlichkeit feiner Handlungen einfehen Konnte, ift natürlid eine nad 
den Umftänden-zu entſcheidende Thatfrage. ') 


Art. 248, 


Wer den Einfuhrverboten, den Abfperrungs-, Auffichts- oder Urbersertung 
fonftigen Sicherungsmaßregeln, welche durd) WBerordnung oder ober- rungen n gegen 
polizeiliche Vorſchrift zum Schutze gegen Eintritt, Verfchlimmerung, Pair 
Verbreitung oder Wiederkehr einer — Arankheit ange- 
ordnet und öffentlich befonders bekannt gemacht worden find, oder 
den ihm perſönlich kundgegebenen Ddesfallfigen Anordnungen der 
zuftändigen Orts- oder Piftriktspolizeibehörde vorſätzlich oder aus 
Sahrläffigkeit zuwiderhandelt, ift mit Gefängnif bis zu zwei Jahren 
oder an Geld bis zu zweihundert Gulden zu beftrafen. 

If in Solge der Buwiderhandlung ein Menfh von der an- 
fleckenden Arankheit ergriffen worden, fo tritt Gefängnif bis zu 
drei Jahren oder Geldfirafe bis zu fechshundert Gulden ein. 


) Berhbl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.®b. IT S. 185, Verhdl. bes 
Gefepg.Ausich. d. K. d. Abg. v. 18% Bo. I ©. 361—364 u, Bd. IT ©. 66—68. 
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Hier ift von Zumwiberhandlungen gegen Verorbnungen, oberpoli- 
zeilihe Vorſchriften und fonftige polizeiliche Anordnungen die Rebe. 
Die Ausbrüde „Verordnungen“ und „oberpolizeiliche Vorſchriften“ find 
bier in bem durch das Polizeiftrafgefegbuh (Art. 35 und 36) feft: 
geftellten Sinne gebraudt, jo daß alfo, von dem fogleidh näher zu 
beſprechenden Falle orts⸗ oder biftriftspoligeiliher Anorbnungen ab: 
gefehen, ſolche Einfuhrverbote, Abſperrungs-, Auffihts- ober fonftige 
Siherungsmaßregeln nur entweber von dem Könige ober von bem be: 
treffenden Staatsminifterium oder von ber betreffenden Kreisregierung 
angeordnet werben Lönnen. Zur Anmwenbung bes gegenwärtigen Artikels 
genügen aber nicht allgemeine im gemwöhnlihen Wege früher belannt 
gemachte fanitätspolizeilihe Vorſchriften, fondern bie betreffenden Ber: 
orbnungen ober Vorſchriften müffen vorfommenden alles befonbers 
Öffentlich befannt gemacht mworben fein. 

Außerdem find au die Orts: und Diftriftspoligeibehörben für 
befugt erflärt, zu bem in Rebe ftehenden Zwecke polizeilihe Anorbs 
nungen zu erlaffen, die jedoch, bamit die Zuwiderhandlung gegen bie 
felben nad dem gegenwärtigen Artikel ftrafbar ift, den Betreffenben 
perfönlich Tundgegeben morben fein müflen. In ben Motiven zum 
Entwurfe von 1860 ift bemerkt, dieſe Beftimmung beruhe auf ber 
Erwägung, daß beim Ausbruche einer anſteckenden Krankheit bie erften 
Anordnungen in Bezug auf Nbjperrung u. dgl. in der Regel burd 
bie zuftändige Behörde fogleih an Drt und Stelle getroffen und ben 
Betheiligten fpeziell eröffnet werben. Erſt fpäter könne bie öffentliche 
Belanntmahung allgemeiner Borfchriften erfolgen. Ein Zuwiberbanbeln 
gegen ſolche Anordnungen fei aber offenbar eben jo gefährlih und 
ftrafbar, wie gegen bie zuletzterwähnten Vorſchriften. In diefen Bes 
merfungen ift zwar nur von ben erften Anorbnungen bie Rebe, nad 
ber Natur der Sache und der allgemeinen Faſſung des Geſetzes unter: 
liegt es jedoch feinem Zweifel, daß folde Anordnungen nicht blos 
beim Beginne, fondern aud im DBerlaufe einer Epidemie erlaffen 
werben Lönnen. 

Aus der Faffung des zweiten Abſatzes erhellt, daß bie Bier 
angebrohte höhere Strafe nur bann verwirft ift, wenn fih aus ben 
Umftänden ein Kaufalzufammenhang zwifhen ber Zumiberhandlung und 
ber Erkrankung eines Menfhen ergibt. 

Sollte in einem Falle Jemanden nachgewieſen werben Fönnen, 
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daß er durch Zuwiderhandeln gegen berartige Vorſchriften eine an: 
ftedende Krankheit abfichtlih verbreitet hat, fo kommen natürlid bie 
Beflimmungen über Töbtung oder Körperverlegung gegen ihn zur An: 
wendung, wenn nad benfelben eine höhere, als bie hier angebrohte 
Strafe verwirkt ift. ') 


Art. 249. 


Wer einen Feichnam verheimlicht, verbirgt oder bei Seite Enden 
haft, wird mit Arrefi bis zu dreißig Cagen oder an Geld bie we van * 
zu hundert Gulden beſtrafi. 

Wenn der Seichnam Spuren von Vergiftung, Tödtung oder 
gemwaltfamer Verlegung an fich trägt, fo ift auf Gefängnif bie zu 
ſeche Monaten oder auf Geldfirafe bis zu fünfhundert Gulden zu 
erkennen. 


Zum Thatbeftande bes bier vorgefehenen Delifts ift eine gewiſſe 
pofitive Thätigfeit geforbert, in welder ein Verheimlichen, Berbergen 
ober Beifeitefhaffen Tiegt. Wer eine Leiche findet und fie, ohne eine 
derartige Handlung vorzunehmen, blos liegen läßt, fällt mithin nicht 
unter ben gegenwärtigen Artikel. Daß ber Entwurf gleichfall® von 
biefer Anfiht ausging, ergibt ſich insbefondere au aus bem Um: 
ftande, daß in Art. 75 bes gleichzeitig vorgelegten Entwurfs bes 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs ausbrüdlic ber Kal vorgefehen war, daß Jemanb 
eine Leiche auffindet und nicht fogleih der nächſten Obrigkeit Anzeige 
erftattet. Diefe Beflimmung wurde zwar geftrichen, von feiner Seite 
wurde aber babei bemerkt, daß diefer Fall bereit® unter Art. 249 
bes Strafgeſetzbuchs falle. 

Der in den Befchlüffen bes Jahrs 1857 in diefem Artikel noch 
behandelte Ball ber Beerdigung einer Leiche ohne Vorwiſſen der Be: 
hörde findet fich nunmehr in Art. 109 bes Polizeiſtrafgeſetzbuchs. 

Abſ. 2 verlangt nicht Spuren einer verübten ftrafbaren Hands 
lung, fontern nur Spuren von Vergiftung, Tödtung ober gewalt: 
famer Verlegung. Er findet deshalb z. B. auch dann Anwenbung, 


') Verb. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I S. 365 u. 
366 u. Bb. U ©. 69—71, Verhdl. d. K. d. Abg. v. IPY,, Beil.Bd. U S. 58 
u. 191. 
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wenn bie Spuren, bie ber Leichnam an ſich trägt, von einem Gelbft- 
morbe berrühren. 

Don felbft verftcht es ſich, daß dann, wenn eine ber Bier vor: 
gejehenen Handlungen zugleich unter ein anderes Strafgefeß, das eine 
höhere Strafe zuläßt, z. B. unter die Beftiimmungen über Begünftigung, 
fällt, bie Strafe nah ben allgemeinen Borfhriften über Zufammen: 
fluß auszumeffen ift. *) 


Art. 250, 


Wer einen feichnam entwendet, mißhandelt oder zu einem 
unerlaubten Bwece mißbraucht, fol mit Gefängnig bis zu feche 
Monaten oder an Geld bis zu fünfhundert Gulden, — wer einen 
Leichnam zu einem an ſich erlaubten Bwece unbefugt gebraucht, 
foll mit Arrefi oder an Geld bis zu hundert und fünfzig Gulden 
beſtraft werben. 

Der Berfuc der in Abſatz 1 bezeichneten Entwendung if 
firafbar. 

Bei der Berathung im Gefehgebungsausfchuffe der Kammer ber 
Abgeordneten wurde bemerkt, von Mißhandlung ſpreche man allerdings 
in der Regel nur gegenüber von lebenden Wefen, bennody fei dieſes 
Wort bier aber nit zu beanftanden, weil ein Mißverftändnig nicht 
wohl entjtehen könne und andere Ausbrüde, wie 3. B. „verunehren“, 
fi) ebenfalls als nicht ganz entſprechend bdarftellten. Unter Mißhand⸗ 
lung find demnach hier folhe Handlungen zu verftchen, welde, an 
einem Lebenden begangen, als körperliche Mißhandlungen erfcheinen 
würden. — Unter unbefugtem Gebrauche eines Leichnams zu einem 
an ſich erlaubten Zwede ift namentlich die ohne Zuflimmung ber Be: 
tbeiligten ftattgehabte Benügung besfelben zu wiffenfchaftlichen Zwecken, 
3. B. eigenmädtige Sektion, eigenmädtige Aufbewahrung eines Leidy: 
name in Spiritus, zu verftehen. ?) 


») Verb. d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bb. I ©. 366 und 
Bd. II ©. 71-73, Berb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.⸗Bo. II ©. 191. 

2) Berh. d. K. d. Abg. dv. 1821., BVeil.®d. I ©. 58 u. 191 u. Beil. 
Bd. II ©. 65. 


Strafgefeß, Art. 251—252. 93 


Zwölftes Hauptitüd. 
Berlegungen der perjönlichen Freiheit. 


Ast 253, 


Wer einen Anderen durch Bwang oder fift in feine Gewalt Denfcen- 
gebracht hat, um denfelben in einer hilflofen fage auszufehen, mit 
Gefahr für Leben oder Freiheit einer auswärtigen Macht aus- 
zuliefern oder in Sklaverei oder Seibeigenfchaft oder in fremden 
Ariegs- oder Schiffsdienft oder als Arbeiter in entfernte Welt- 
gegenden zu bringen, foll mit Buchthaus bis zu zwanzig Jahren 
befiraft werden. 
Art. 252. 


Wer eine Perfon unter fechzehn Iahren durch Bwang oder 
Lift in feine Gewalt gebracht hat, um fie zu eigennüßigen Bwecken 
3u gebrauchen, ift mit Buchthaus bis zu zwölf Jahren zu beflrafen. 

Gefängnif nicht unter ſechs Monaten trifft denjenigen, welder 
eine folche Perfon durch Bwang oder fit der Obhut ihrer Eltern 
oder Vormünder entzogen hat, um auf die Erziehung oder febens- 
beſtimmung derfelben Einfluß auszuüben. | 


Die in den vorftehenden Artikeln behandelten Reate fallen unter 
ben allgemeinen Begriff des Menſchenraubs und unterfheiden fi von 
einander nur dur ben Zweck, den ber Thäter verfolgt, ſowie baburd, 
daß das in Art. 251 vorgefehene Reat an jeber Berfon, die in Art. 252x 
vorgefehenen Reate aber nur an Perſonen unter fehzehn Jahren bes 
gangen werben können. 

Zum Begriffe bes Menfhenraubs ijt geforbert, bag Jemand 
zu einem im Geſetze angegebenen Zwecke mitteld Anwendung von Zmang 
oder Lift einen Andern in feine Gewalt gebradt, d. h. in eine Lage 
verfegt bat, im welcher derſelbe der Möglichkeit, über ſich felbft und 
feine Berfon frei zu beftimmen, beraubt und der Willführ des Thäters 
mwenigftens in fo weit, als es ſich um bie Erreichung des beabfidhtigten 
Zweckes handelt, gänzlich preisgegeben if. Dem hierin liegenden Ein- 
griffe in die perfönliche Freiheit des Geraubten ſteht es, menigftens 
im Allgemeinen, gleich, wenn Jemand eine Perſon, melde: gefeklich 
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unter ber Obhut eines Dritten fteht, im ber . vorbezeichneten Weife 
biefer Obhut entzieht und fi dadurch einen rechtswidrigen Einfluß 
auf die Geſchicke diefer Perſon verſchafft. 

Die Worte „dur Zwang oder Lift“ find nicht in dem Sinne 
aufzufaflen, als ob Zmang oder Lift immer gegen die Perfon bes 
Geraubten angewendet worben fein müfle. Das Geſetz gebraucht biefe 
Worte vielmehr objektiv, begreift alfo auch diejenigen Zälle, in denen 
das Delikt mittel® Zwingung oder Weberliftung derjenigen Perjonen, 
welche den Geraubten in Obhut hatten, verübt wurde, und zwar find 
darunter nicht blos diejenigen, denen, wie ben Eltern und Bormündern, 
ein geſetzliches Recht der Obhut zufteht, fondern auch diejenigen, welche 
ben Geraubten thatjählih in Obhut hatten, aljo z. B. auch Mägde, 
benen ein Kind zur Beauffihtigung übergeben war, zu begreifen. 
Immerhin aber muß ber Thäter Zwang oder Lift angewendet haben, 
um bie betreffende Perfon in feine Gewalt zu bringen. Iſt dies nicht 
ber Fall, Hat er Niemanden gezwungen und Niemanden überliftet, fo 
kann das Geſetz auf ihn nicht angewendet werben, weil ein zum That: 
beftande der in Rebe ftehenden Delikte geforbertes weſentliches Merk: 
mal fehlt. Damit Beantwortet ſich bie Frage, ob und in wie weit 
bie bier in Rebe ftehenden Delikte burd die freie Einwilligung ber 
betheiligten Perfonen ausgefchloffen werden, von felbft. Haben fämmt: 
liche betheiligte Berfonen, ohne durch Zwang ober Lift beftimmt worben 
zu fein, eingewilligt, fo liegen unter Umftänden wohl andere jtrafbare 
Handlungen, 3. B. Werbung für fremde Militärdienfte, Verkuppelung, 
vor, von Menfhenraub kann aber keine Rede fein. Die bloße Ein: 
willigung des unter ber Obhut eines Dritten jtehenden eraubten, 
fo wie bie bloße Einwilligung des Dritten, unter beffen Obhut ber 
Geraubte ftand, fließen dagegen das bier vorgefehene Delift dann 
nicht aus, wenn im erften alle gegen denjenigen, unter deſſen Obhut 
ber Geraubte ftand, im zweiten Falle gegen ben Geraubten jelbit 
Zwang oder Lift angewendet wurde. — Zwang kann fowohl burd 
phyſiſche, als auch durch moralifhe Gewalt, durch Drohungen, geübt 
werden, Unter Lift ift jede durch falſche Vorfpiegelungen oder durch 
fonftige Kunftgriffe hervorgerufene Täufhung zu verfiehen. — Der 
frühere Referent im Gefepgebungsausfchufle der Kammer ber Abges 
srbneten Dr. Völt wollte unter Menſchenraub auch den Fall begreifen, 
daß Jemand, ber ſich freiwillig in die Gewalt eines Dritten begeben 
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bat, berjelben aber fpäter entziehen will, wiber feinen Willen zu einem 
ber im Geſetze angegebenen Zwecke in diefer Gewalt zurüdgehalten wird, 
Seinem bezüglihen Vorſchlage wurde jebod nicht beigeftimmt. Unter 
ben Begriff des Menfhenraubs fällt mithin, wie fih audh aus bem 
Wortlaute des Geſetzes ergibt, nur die Handlung besjenigen, welcher 
einen Anbern in der befprocdyenen Weiſe zu einem ber im Gefege an⸗ 
gegebenen Zwede in feine Gewalt gebracht hat. Wohl aber kann 
ein ſolches unbefugtes Zurüdhalten fih als ein anderes jtrafbares 
Reat, 3. DB. als widerrechtliche Gefangenhaltung, darftellen. 

Zum Thatbeftande des Menfchenraubs ift gefordert, daß ber 
Thäter zu einem der im Geſetze ausdrüdlich angegebenen Zwecke ge: 
handelt hat, und es kann demnach von Menfhenraub nicht gefprochen 
werben, wenn derjenige, welcher einen Andern, wenn auch durd Zwang 
ober Lift, in feine Gewalt brachte, hiebei feinen ber in den Art. 251 
und 252 aufgezählten Zwede im Auge hatte. Bezüglih der in 
Art. 251 angegebenen Zwede ift eine weitere Erläuterung nicht nötbig. 
Abf. 1 des Art. 252 ſpricht allgemein von ber Abſicht des Thäters, 
ben Geraubten zu eigennüßigen Zweden, db. 5. dazu zu gebrauden, 
um fi in irgend einer Weife, unmittelbar oder mittelbar, einen Ver— 
mögensvortheil zu verſchaffen. Die Motive zum frühern Entwurfe 
führen beifpielsweife die Fälle an, daß der Thäter bie Abſicht hatte, 
das Kind in gewinnfüchtiger Weife zum Bettel, zur Darftellung von 
Gaufferfünften u. dgl, zu verwenden. Auch der Fall, daß der Thäter 
die Abfiht hatte, die geraubte Perſon Andern zur Unzuht zu übers 
laſſen und fid) dadurch einen Vermögensvortheil zu verfhaffen, gehört 
bieber. Der in Art. 252 Abf. 2 angegebene Zweck liegt 3. B. dann 
vor, wenn ber Thäter die Mbficht Hatte, das Kind in einer andern 
Religion erziehen zu laſſen. Das Reat des Art. 252 Abſ. 2 ift 
übrigens felbft dadurch nicht ausgefdloffen, daß der Thäter, was in 
dem bier vorgefehenen Falle allerdings möglich ift, aus einem durchaus 
edlen Motive handelte, wie z. B. wenn er ein von feinen Eitern 
durhaus verwahrlostes Kind aus Mitleid und in rein chriftlichem 
Sinne in der Abfiht in feine Gewalt brachte, beffen Lage zu ver: 
befjern und ihm eine gute Erziehung zu geben. Der gute Zweck, ben 
er verfolgte, läßt feine Handlung allerdings in ſehr gemildertem Lichte 
erfheinen, kann biefelbe aber, da fie immerhin eine eigenmächtige und 
rechtöwibrige war, nicht vollſtändig entfchuldigen. 


Entführung. 
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Die im Geſetze vorgefehenen drei Arten des Menfhenraubs 
unterfcheiden fi, wie fhon im Cingange der gegenwärtigen Erörte— 
rungen bemerkt wurde, lediglich durd die Verſchiedenheit der Zwecke, 
welche der Thäter verfolgte, fowie dadurch, daß das in Art. 251 vor: 
gejehene Reat an jeder Perfon, die in Art. 252 vorgefehenen Reate 
dagegen nur an Perfonen unter ſechzehn Jahren verübt werden können. 
Eine weitere Bemerkung erfheint in biefen Beziehungen nicht nöthig. 
Auf das Gefhleht der geraubten Perfon kömmt es bei den bier 
vorgefehenen Reaten natürlich nicht an, da das Geſetz in diefer Be: 
ziehung Feine Unterfcheidung macht. 

Vollendet ift der Menſchenraub, fobald der Thäter die betref: 
fende Perfon in ber im Geſetze angegebenen Weife in feine Gewalt 
gebradyt, beziehungsweife der Obhut ihrer Eltern oder Bormünder ent: 
zogen hat. Ob er den Zwed, den er bei feiner Handlung im Auge 
hatte, wirklich erreichte oder nicht, ift für den Thatbeftand ohne Er: 
beblichkeit. ') 


Ari 253, 


Mer fich einer Perfon durch Bwang oder Fiſt bemächtigt und 
fie hinwegführt oder in feiner Gewalt zurücbehält, um fie zur 
Ehe oder zur Geflattung der Anzucht, fei es mit ihm felbfl oder 
mit einem andern zu vermögen, foll wegen Entführung mit Ge— 
ſängniß nicht unter zwei Iahren und, wenn er feinen Bweck er- 
reicht hat, mit Buchthaus bis zu acht Iahren befiraft werden. 

Wird eine Ehefrau oder eine in elterliher Gewalt oder Vor- 
mundichaft fichende Perfon zwar mit ihrem Willen, aber ohne Ein- 
willigung des Ehemannes, der Eltern oder Vormünder entführt, 
fo ifi gegen den Entführer auf Gefängniß bis zu zwei Jahren und, 
wenn die entführte Perfon das fechzehnte Jahr nocd nicht zurück- 
gelegt hat, auf die im Abſatz 1 beflimmten Strafen zu erkennen. 

Der Verſuch einer Entführung iſt firafbar. 


Art. 254. 
Eine gericdjtliche Verfolgung wegen Entführung findet nur 


) Verh. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II ©. 187, Verb. d, Ge: 
ſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, 8b. I ©. 367— 370 u. Bi. I ©. 76 
bis 79, Verh. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil. Bd. IT S. 65. 
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auf Antrag der emtführten Perfon oder ihres gefehlichen Wertretere 
und im Falle des Artikel 253 Abf. 2 nur auf Antrag des Ehe- 
mannes, beziehungsweife der Eltern oder Vormünder flatt. 


IA zwifhen dem Entführer und der Entführten eine Ehe 
geichloffen worden, fo kann ein Strafverfahren nur nach Redhts- 
kraft des Urtheils auf Nichtigkeit diefer Ehe eingeleitet werden. 


Die Entführung unterfcheidet fih vom Menfhenraube 1) in ge: 
wiſſer Beziehung durch die zum Thatbeftande erforderliche Handlung 
und 2) durd ben Zwed, den der Thäter verfolgte. Zum Thatbeftande 
bes Menſchenraubs ift nämlich einerfeitS genügend, anderſeits aber 
auch erforderlich, daß Jemand einen Andern durch Zwang oder Lift 
in feine Gewalt gebradt hat. Zum Thatbeftande der Entführung 
ift dagegen in dem Falle, daß fi) der Thäter der Perfon der Ent: 
führten durch Gewalt oder Pit bemächtigte, außer diefem Momente 
nod) weiter gefordert, daß der Thäter fie von dem Orte, an dem fie 
fih zu biefer Zeit befand, binmegführte. Anderſeits ift aber ber 
Thatbeftand der Entführung aud dann gegeben, wenn Jemand eine 
Perſon, die fich bereits in feiner Gewalt befindet, durh Zwang ober 
Lift zu dem im Geſetze angegebenen Zwede in feiner Gewalt zurüd: 
behält. Von den in Abi. 2 vorgefehenen befondern Fällen, in denen 
das Kriterium ber Anwendung von Zwang ober Lift zum Thatbeftande 
überhaupt nicht erforderlich ift, wird fpäter geſprochen. Anlangend 
den zum Thatbeftande der Entführung geforderten Zwed, fo ift der- 
felbe in Art. 253 Abſ. 1 genügend bezeichnet. Unter Unzucht wird, 
da das Geſetz nicht unterfcheidet, natürlich auch die widernatürliche 
MWolluftbefriedigung verftanden. Zum Weſen der Entführung gehört 
allerdings die Abficht, die Entführte zur Ehe ober zur Geftattung 
der Unzucht zu vermögen, allein es ift nicht erforderlich, daß der Thäter 
die Abſicht Hatte, die Entführte zu vermögen, ihm felbft zu ehelichen 
oder ihm felbft die Unzucht zu geftatten; Entführung Tiegt auch dann 
vor, wenn der Thäter die Abficht hatte, die Entführte zu vermögen, 
einen Andern zu ehelichen oder einem Andern die Unzucht zu geftatten. 

Aus dem Borftehenden fowie aus der allgemeinen Faffung bes 
eriten Abſatzes des Art. 253 folgt, daß diefes Neat im Allgemeinen 
an Perfonen beiderlei Gefchlehts begangen werben kann. 


In Abſ. 2 des Art. 253 find diejenigen Fälle ET in 
Weis, Das Strafgefehbuh für das Königreih Bayern. U. 
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denen bad Gefek eine ftrafbare Entführung auch dann annimmt, wenn 
die Entführung mit dem Millen der entführten Perſon ftattgefunden 
bat. Das Kriterium der Anwendung von Zwang oder Liſt feblt 
natürlich in diefen Fällen immer in der Richtung gegen die entführte 
Perfon, ift aber auch in der Nichtung gegen diejenige Perfon, unter 
deren Gewalt die Gutführte fteht, zum Thatbeftande nicht erforderlich. 
58 genügt, daß die betreffende Perfon ohne Cinwilligung desjenigen, 
der eine rechtliche Gewalt von der im Geſetze bezeichneten Art über 
fie hat, binweggeführt und in folder Weife der Obhut, dem Schuke 
und dem Ginfluffe des Lebtern entzogen wurde, Die bier in Rebe 
ftehende Beftimmung findet Anwendung, wenn die Entführte verheirathet 
ift, alfo unter der ebeherrlihen Gewalt ihres Ehemannes jteht, wenu 
fie fih in elterliher Gewalt oder in Vormundſchaft befindet. Ob eine 
Perfon in elterliher Gewalt fteht, iſt nad den’ betreffenden Civil: 
gejegen zu beurtheilen. Diefelbe braucht mithin nicht gerade minder: 
jährig zu fein. Es ergibt fid, dies nit nur aus der Faſſung des 
Geſetzes, jondern au aus dem Umjtande, daß ein Vorſchlag des 
frühern Referenten Dr. Völk, die in Rede ftehende Beftimmung auf 
die Entführung minderjähriger Perfonen zu bejchränfen, abgelehnt wurde. 

Im Uebrigen finden die vorliegenden Artikel in dem, was jchen 
bei früheren Gelegenheiten bemerft wurde, genügende Erläuterung. ') 


Art. 255. 


Mibercht- Wer widerrechtlic einen Anderen ceinfperrt oder auf andere 
genhaltung, Meile feiner Freiheit beraubt, foll mit Geſängniß oder an Geld 
bis zu fünfhundert Gulden beflraft werden. 

Wenn jedoch die Freiheitsberaubung über dreißig Tage ge- 
dauert oder den Eod oder einen bleibenden MWachtheil an Aörper 
oder Örfundheit des Gefangenen zur Folge gehabt oder denfelben 
in eine mehr als Sechzig Enge dauernde firankheit oder (gänzliche 
oder theilweife) Arbeitsunfähigkeit verfeßt hat, fo ifl auf Budt- 
haus bis zu zwanzig Iahren zu erkennen. 


Das Wefen des hier vorgefehenen Delikts liegt darin, dak 
Jemand widerrechtlich feiner Freiheit beraubt wurde. In der Regel 
') Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II S.187, Verh. d. Gejeßg.: 
Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, ®b.1 S. 370 1,371, n. ®. II ©. 79 u. 80, 
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wird dies durch Einfperren, es kann aber auch auf andere Weife ges 
heben. So liegt 3. DB. eine Beraubung der Freiheit offenbar dann 
vor, wenn Jemand an einem, wenn auch offenen Orte in ber Art 
angebunden wurde, daß er fi von diefem Orte nicht entfernen Kann. 
Insbefondere nahm ber frühere Referent im Geſetzgebungsausſchuſſe 
der Kammer der Abgeordneten, ohne daß feine Auffaffung von irgend 
einer Seite als irrig befimpft worben wäre, an, es fei zum That— 
beftande des vorliegenden Delifts nicht gerade nothmwendig, daß Jemand 
einen Andern felbft einfperre, er könne denſelben feiner Freiheit auch 
dadurch berauben, daß er in rechtswidriger Abficht deffen Arretirung 
und Ginfperrung veranlajje, oder dadurch, daß er ihm für geiftes- 
frank erkläre und dadurch deſſen Gefangennahme oder Einfperrung 
bewirke, 


Die Freiheitsberaubung muß widerrechtlich fiattgefundben 
haben. Die Einfperrung behufs der Ausübung des Züchtigungsrechtes, 
zur Aufrechthaltung der Hausordnung, der häuslichen Disciplin in 
Schulen, Inftituten, Klöftern u. dgl. fällt mithin, infoweit fie als 
eine berechtigte erfcheint, und die Gränzen des Züchtigungsrechts nicht 
überjchritten wurden, nicht unter die gegenwärtige Strafbeftimmung. 
Wurden die Gränzen des Züchtigungsrechts überfchritten, worüber ber 
Nichter der That nach den Umftänden und Berhältniffen bes einzelnen 
Falles zu entjcheiden bat, jo erfcheint bie Handlung als eine wider: 
rehtlihe und demgemäß nah den Beltimmungen des gegenwärtigen 
Artikels ftrafbare. | 


Die in Abſ. 2 angebrohte höhere Strafe greift ſowohl dann, 
wern bie Freiheitsberaubung über breißig Tage gedauert, als auch 
dann, wenn diejelbe eine der daſelbſt angegebenen Folgen gehabt bat, 
im erften Falle mithin felbft dann, wenn in Folge der Freiheits— 
beraubung Feinerlei nachtheilige Folgen entjtanden find, fo wie im 
zweiten auch bei der fürzeften Dauer ber Freiheitsberaubung Plab. 


Schließlich ift nody darauf aufmerffam zu maden, daß Art. 378 
die Fälle befonders vorfieht, daß Beamte wiffentlidy eine widerrecht⸗ 
lihe Verhaftung oder vorläufige Ergreifilng ober Feſtnahme verfügen 
ober die Dauer einer Haft wiberrechtlich verlängern ober daß Vor— 
fteher und Auffeher von Gefängniffen, Strafpäufern und polizeilichen 
Verwahrungsanftalten die Entlaffung eines Gefangenen widerrechtlich 

7° 
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verzögern. Auf Fälle diefer Art findet deshalb Art. 255 keine An: 
wendung. ') 


Art. 256. 


Gemeinihaft- Die Verjährung der gerichtlichen Verfolgung wegen Alenfchen- 
"ungen in raubes, Entführung und widerrechtlicher Gefangenhaltung beginnt 
Berichrung. erſt von dem Beitpunkte der Befreiung der geraubten, entführten 
oder gefangengehaltenen Perfon aus der Gewalt des Chäters oder 

feiner Mitfchuldigen. 
In dem Falle des Artikels 254 Abf. 2 beginnt der Lauf 
der Verjährung mit dem Beitpunkte, in weldem das Erkenntnif 


auf Wichtigkeit der Ehe die Rechtskraft befchritten hat. 


Diefer Artikel gibt zu befondern Bemerkungen feine Beran- 


laſſung. 
Dreizehntes Hauptſtüd. 
Angriffe auf die Ehre. 
Art. 257. 
Berläumbung. Wer einen Andern in der Abficht, denfelben in der Achtung 


feiner Mitbürger herabzufeßen, einer befliimmten durd die Straf- 
gefehe ale Werbrechen oder Vergehen erklärten Chat oder, einer 
Thatfache, welche geeignet iſt, den Angegriffenen dem Haffe oder 
der Verachtung feiner Mitbürger auszufegen, fälſchlich besichtigt, 
if der Verläumdung ſchuldig. 


Art. 258. 


Der Verläumder wird, wenn er die Falſchheit der Bezichtigung 
gekannt hat, mit Gefängniß von zwei Monaten bis zu drei Jahren, 
womit Geldftrafe bis zu fechehundert Gulden und der gänzliche 


») Berh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II S. 187 u. 188, Verhdl. 
des Gefehgeb.Ausfh. d. K. d. Abg. v. 18%, Bo. I S. 371-373 u. Ed. I 
©. 80 — 83. 
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oder theilweife Verluſt der im Artikel 28 bezeichneten Rechte ver- 
bunden werden kann, — andernfalls mit Gefängniß bis zu neun 
Monaten oder an Geld bis zu dreihundert Gulden beftraft. 

In dem erfteren Falle kann der Verurtheilte im Straferkennt- 
niffe zugleich für unfähig erklärt werden, einen Eid oder ein 
Handgelöbnig an Eidesflatt vor einer öffentlichen Behörde in einer 
Straffache abzulegen. 


Art. 259. 


Als fälfchlich gilt jede Vezichtigung oder Machrede, deren 
Wahrheit nicht in einer nach den Beftimmungen des Gefehbuces 
über das Strafverfahren zuläfligen Art nachgewiefen werden kann. 

Unzuläffig if der Beweis der Wahrheit, wenn die dem An- 
dern beigemeffene Handlung mit Strafe bedroht und eine Frei- 
ſprechung desfelben erfolgt iſt. 


Art. 260. 


Wenn zwar der im Artikel 259 bezeichnete Wahrheitsbeweis 
geliefert ift, aber aus der Form der Bezichtigung oder aus den 
Umftänden, unter welchen fie gefchah, hervorgeht, daß diefelbe in 
der Abficht, zu u beleidigen, gemacht worden fei, fo kommen, wenn 
die Besichtigung gegen eine der in den Artikeln 127 und 161 
genannten Perfonen unter den dafelbfi bezeichneten Vorausfegungen 
gerichtet war, die Strafbefiimmungen über Amtsehrenbeleidigung, 
andernfalls die Strafbeflimmungen über Ehrenkränkung zur An- 
wendung. 


Die Beftimmungen unfres Strafgeſetzbuchs über Angriffe auf 
bie Ehre find ziemlih einfach. Es unterfcheibet, von ben in andern 
Hauptjtüden als ſelbſtſtändigen Delikten behandelten Fällen ber Majeftäts- 
beleidigung, der Beleidigung eines Mitgliedes des Löniglihen Haufes 
ober des Oberhauptes eines auswärtigen Staates und ber Amtsehren: 
beleidigung abgefehen, lediglich zwiſchen Verläumbung und hren: 
ränfung, da die in manchen Geſetzen, jo namentlid in unferm Preß: 
gefete von 1850, als jelbftftändiges Vergehen behandelte jog. Schmähung 
nad ber in Art. 257 gegebenen Definition nun ebenfall3 unter den 
Begriff der Verläumdung fällt. 


— 
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Was die einzelnen den Thatbeſtand dieſes Vergehens bildenden 
Merkmale betrifft, ſo iſt vor Allem gefordert, daß Jemand einen 
Andern einer heſtimmten That, welche durch die Strafgeſetze als Ver: 
brechen oder Vergehen erklärt iſt, oder einer Thatſache, welche geeignet 
iſt, den Angegriffenen dem Haſſe Ider ber Verachtung feiner Mit: 
bürger auszuſetzen, bezichtigt bat. Das Ausſtoßen von Schimpfworten, 
fowie das bloße Urtheil über einen Andern, wenn er nicht zugleich 
einer That oder Thatſache der vorbezeichneten Art bezichtigt wird, 
begründet mithin feine Verläumbung, fonbern erfhheint nur unter Um: 
ftänden als Ehrenfränfung. Hat Jemand einen Andern einer durch 
die Strafgefete als Verbrechen, oder Vergehen erflärten That bezichtigt, 
jo darf nicht weiter unterfucht werben, ob biefe That eine verächtliche 
fei, ob berjenige, welcher eine folde That begeht, ſich dadurch 
dem Haffe oder der Verachtung feiner Mitbürger ausſetzt, da das 
Geſetz in diefen Falle nicht unterfcheidet, mithin aud; bei Anwendung 
besfelben nicht unterfchieden werben darf. Auch barauf kömmt es 
nicht an, ob bie That ftrafrechtlich verfolgt werben kann oder ob bie 
Verfolgung, 3. B. wegen Verjährung, ausgefchloffen if. Das Gefes 
fpriht aber nur von Verbrechen und Vergeben, in der Nachrede von 
folhen Thatſachen, die das Geſetz blos als Webertretung betrachtet, 
liegt deshalb eine Perläumbung nur dann, wenn bie Thatfache zu: 
gleich geeignet ift, denjenigen, der fie begeht, dem Haſſe oder der 
Verachtung feiner Mitbürger auszufegen. Bei welchen Thatfachen Letz— 
tered der Fall ift, Hat der Richter der That im einzelnen Falle nad 
den Umftänden zu entfheidben. Ob bie Bezichtigung öffentlich, an 
einem öffentlihen Orte, in Anmefenheit Mebrerer oder heimlich 
unter vier Augen, ob fie in Gegenwart des Angegriffenen oder hinter 
feinem Rüden, ob fie mündlich oder fchriftlich, durch die Preſſe oder 
in fonftiger Weife gemacht wurbe, ift für ben Thatbeftand ohne Er: 
heblichkeit. Ebenſo ift gleichgiltig, ob ber Thäter eigene Wahrnehmung 
ober Mittheilung durch Dritte oder ein umlaufendes Gerücht als 
Quelle feines Wiffens angibt, wenn nur in dem, was er gethan hat, 


‚ eine Bezihtigung des Andern liegt. 


Die Bezichtigung muß ferner eine fälfhliche fein. Welche 
Besichtigung als fälſchlich gilt, ift in Art. 259 beftimmt. Das bei 
Führung des Wahrheitsbeweifes zu beobachtende Verfahren ift durch 
die Art. 53 — 57 des Einführungsgefebes geregelt. — Abſ. 2 des 
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Art. 259 fpricht allgemein von einer erfolgten Freifprehung. Diefe 
allgemeine Faſſung wurde abſichtlich gewählt, um den Beweis ber 
Wahrheit auch in dem Falle, daß das freiſprechende Erkenntniß bie 
Rechtskraft noch nicht befhritten hat, auszuſchließen. Das Gefeh ver: 
langt aber eine erfolgte Freifprehung. Der Beweis der Wahrheit ift 
alfo nicht ausgefchloffen, wenn nur ein das Berfahren einjtellendes 
Erkenntniß vorliegt. — Ob ber Verläumber die Falſchheit der Beziche 
tigung gefannt bat oder nicht, ift für den Thatbeftand ohne Erheblich— 
keit. Hinfichtlich der verwirften Strafe und der Straffolgen ift aber 
diefer Umftand von großem Ginfluffe. Das Betreffende erhellt aus 
Art. 258. Hiernach Tiegt aber ber Fall der höhern Strafbarkeit nur 
dann vor, wenn ber Verläumder die Falfchheit ber Bezichtigung wirt: 
lich gefaunt bat; es genügt mithin hiezu das bloße Bewußtfein, die 
Nachrede nicht beweifen zu können, noch nicht. Er muß nidyt blos 
gewußt haben, daß er bie nachgerebete IThatfache nicht beweifen könne, 
fondern au, daß fie überhaupt nidyt wahr fei. Ob bies der Yall 
war, muß der Richter nad) den Umftänden entjcheiden. Im Zweifel 
ijt natürlidy in der dem Befchuldigten günftigften Weiſe zu entſcheiden. 

Wird der Wahrheitsbeweis geliefert, fo it der Bejchuldigte 
zwar von der Anfchuldigung ber Berläumdung freizufprecdhen. Gr ift 
aber, wie Art. 260 ausbrüdlidy beftimmt, trot des geführten Wahr: 
heitöbeweifed wegen Chrenkränfung beziehungsweife Amtsehrenbelei⸗— 
digung dann zu beftrafen, wenn aus ber Form ber Bezichtigung oder 
aus Ber Umpftänden, unter welchen fie geſchah, hervorgeht, daß er 
biefelbe in der Abſicht, zu beleidigen, gemacht hat. Aus der Form 
der Nachrede ergibt fi die Abficht, zu beleidigen, wenn biefelbe mit 
Schimpfworten vermifcht wurde. Aus den fonftigen Umftänden kann 
eine ſolche Abfiht 3. B. dann bervorgeben, wenn Jemand einen wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens DVerurtheilten ohne Beranlaffung 
und ohne Noth mit dem Vorwurfe der begangenen That oder ber 
erftandenen Strafe beftändig verfolgt oder die Erzählung einer wahren 
Thatfache ohne Beranlaffung an öffentlihen Orten beftändig wieder: 
bolt oder für die Bekanntgabe einer derartigen Thatfache einen ſolchen 
Ort oder eine folde Zeit oder folhe Mittel wählt, daß er feine 
Abficht, zu beleidigen, dadurch bofumentirt. 

Zum Thatbeftande der Verläumdung ift endlich verlangt, daß 
die Bezichtigung in der Abficht, den Angegriffenen durch diefelbe im 


Ebren« 
fränfung. 
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der Achtung feiner Mitbürger herabzufegen, gemadyt wurbe. Ob bies 
ber Fall ift, muß der Richter nad ben Umftänden und Verhältniſſen 
des einzelnen Falles ermefjen. ') 


Art. 261. 


Wer einem Andern in der Abficht, die Ehre deofelben zu 
kränken, mit überlegtem Entfchlufe öffentlih in Anwefenheit 
Mehrerer eine Chätlichkeit zufügt, fol mit Gefängnig bis zu fechs 
Monaten oder an Geld bis zu dreihundert Gulden beftraft werden. 


Art. 262. 


Wer außer den Fällen, welche als Werbrechen oder Vergehen 
firafbar find, einem Andern eine Ehrenkränkung zufügt, foll mit 
Arrefi oder an Geld bis zu hundert und fünfzig Gulden beſtraft 
werden. 

In fchwereren Fällen können Arreft- und Geldfirafe ver- 
bunden werden. 


Art. 263. 


Sind gegenfeitige Ehrenkränkungen (Artikel 261 und 262) 
vorgefallen, fo können diefelben ganz oder theilweife für gegen- 
feitig aufgehoben erklärt und kann in Bezug auf beide Vetheiligte 
oder auf einen derfelben ein Strafausfpruc unterlaffen werden. 

hiedurch wird jedoch die Verurtheilung eines oder beider 
heile in die veranlaßten Koſten nicht ausgefchloffen. 


Unfer Strafgefeßbudy gibt Feine befondere Definition ber Ehren: 
kränkung (Injurie), überläßt alfo dem Richter, im einzelnen Falle 
nach ben perfönlichen und örtlichen Verhältniſſen, nach ben am betref: 
fenden Orte und in dem betreffenden Standes: und Berufötreifen 
herrſchenden Anfhauungen und Gewohnheiten, fo mie nach den fonftigen 
Umftänden zu beurtbeilen, ob durch die bezügliche Handlung bie Ehre 
des Andern widerrechtlich gefränft wurde oder nicht, in diefer Hand: 
lung alfo eine Ehrenkränkung zu finden ift oder nit. Hiernach ift 


') Verb. d. 8. d. Abg. von 18%,, Beil.Bb..II ©. 112, 113, 188 und 
189, Verh. db. Gefepg.Ausfch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 374 bis 
381 u. 3b. U ©. 84—90, Verh. d. 8. d. Abg. v. 18’%,, Beil.Bb. II ©. 191 
u. Beil. Bd. IT ©. 65 u. 66. 
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es allerdings möglich, daß zwei anfcheinendb gleiche Fälle verſchieden 
beurtheilt werben, nämlich in einem Falle eine Handlung als Chrens 
fränfung betrachtet, in einem andern aber in ber anfcheinend, wenn 
nämlich von ben bei berfelben obmwaltenden, von dem erften Falle ver: 
ſchiedenen Verhältniffen abgejehen wird, gleihen Handlung eine Ehren: 
fränfung nicht gefunden wird. Hierin Tiegt jedoch in ber Wirklichkeit 
feine ungleiche, fondern vielmehr — eine richtige Auffaffung der Ber: 
bältnifje durch den Richter vorausgefegt — die allein gerechte Be— 
urtbeilung, da biefe Fälle, wenn fie gleich auf ben erften Blick als 
gleiche erjcheinen, doch wegen Verfchiebenheit der bei benfelben ob: 
waltenden Verhältniffe verfchieden find und, wie Jeder, ber das Leben 
fennt, weiß, auch von ben Betheiligten ganz verfchieden aufgefaßt 
werben. 

Ehrenkränkungen können auf bie verfchiedenfte Weife zugefügt 
werben, durch Thätlichkeiten, durch Worte und burd Zeichen ober 
Geberden. Man theilt hiernach bie Injurien in Real-, Verbal: und 
fombolifhe Injurien ein. Nah unferm Strajgeſetzbuche hat biefe 
Eintheilung für den Thatbeftand an ſich Feine Bedeutung. Eben fo 
iſt es biefür gleichgiltig, ob die Ehrenkräukung mündlich oder ſchrift— 
lich, im legtern Yale ob durch die Preſſe oder durch eime andere 
Schrift, dur einen an den Beleidigten felbft oder an einen Dritten 
gejchriebenen Brief, ob öffentlich oder wicht, ob in Gegenwart ober 
in Abwefenheit des Beleidigten zugefügt wurde. Wohl aber find diefe 
Umftände bei der Strafausmefjung geeignet zu berüdfichtigen. 

Dagegen ift zum Thatbeftande jeder Ehrenkränkung ber diefem 
Rente entjprechende befondere rechtswidrige Vorſatz, nämlich die Abficht, 
die Ehre eines Andern zu kränken, erforderlih. Ob ber Hanbelnde 
dieſe Abſicht Hatte, hat der Richter nach den Umſtänden des Falles 
zu entſcheiden. In der Regel wird ſich dieſelbe ſchon aus der Be— 
ſchaffenheit der Handlung in Verbindung mit den an dem betreffenden 
Orte und in den bezüglichen Kreiſen herrſchenden Anſchauungen er— 
geben, indem natürlich von demjenigen, welcher eine Handlung vor 
genommen hat, die an dem betreffenden Orte und in den bezüglichen 
Kreifen als beleidigend angefehen wird, wenigftend dann angenommen 
werben muß, baß er biebei die Abjicht, die Ehre des Andern zu 
kränken, hatte, wenn nicht ganz entſchiedene Momente diefe Annahme 
zerftören. Die bloße Bemerkung bes Handelnden, er babe keine be- 


106 Strafgefeß, Artifel 261263. 


leidigende Abfiht, oder die nachträgliche Erklärung desſelben, er habe 
feine beleibigende Abſicht gehabt, ift hiebei in ber Negel ohne Be: 
deutung, ba wie überhaupt, jo auch bier eine mit ber Handlung im 
Widerſpruche ftehende Erklärung des Handelnden feinen Einfluß auf 
die Beurtheilung ber Hanblung haben kann. 

Ueber ben Unterſchied zwiſchen Realinjurie und Körperverlekung 
und über ben Fall der idealen Konkurrenz biefer Reate wurde bas 
Grforderliche bereit8 oben (S. 63 und 64) bemerft. 

In Art. 261 ift ein befonbers ſchwerer Fall von Ehrenkränkung 
vorgefehen. Diefer Artikel fett voraus, daß die Ehrenfränfung 
1) durch eine Thätlichkeit, 2) äffentlih in Anmwefenheit Mehrerer und 
3) mit überlegtem Entfchluffe zugefügt wurde. ine nähere Er- 
läuterung dieſer Erforderniffe ift nicht wohl nöthig, da ber Unter: 
ſchied zwifchen Realinjurien einer= und den Verbal- und ſymboliſchen 
Injurien anderſeits von felbft Far ift und bie beiden andern Er: 
forberniffe fhon bei frühern Gelegenheiten, jenes bes überlegten Ent: 
fhluffes insbefondere bei dem Morde und ber Körperverlekung, er: 
örtert wurden. Fehlt eines biefer Erforderniffe, fo ift die Ehren: 
kränkung nah ben fonftigen geſetzlichen Beitimmungen zu beurtbeilen. 

Art. 262 enthält die allgemeine Strafbeftimmung gegen Ehren: 
kränkungen und findet in allen Fällen Anwendung, die nicht nad 
befondern geſetzlichen Beftimmungen zu befirafen find. Anebefondere 
findet derfelbe auch auf Beleidigungen von Beamten und öffentlichen 
Dienern Anwendung, wenn entweder ber Beleibigte nicht zu den in 
den Art. 127 und 161 bezeichneten Perfonen gehört oder ein Er: 
forbernig der Anwendbarkeit diefer Artikel fehlt. Welche Fälle zu 
den ſchwerern gehören, in denen mithin Arreſt- und Geldſtrafe ver: 
bunden werden können, ift dem Ermeſſen des Richters überlaffen. 

Auch in Art. 263 iſt dem richterlihen Ermeſſen ein weiter 
Spielraum eröffnet. Anwendbar ift biefer Artikel jedoch nur in dem 
Falle, daß gegenfeitige Ehrenkränkungen vorgefallen find, fih mithin 
jeber Theil einer Ehrenkränkung des andern fchuldig gemadt bat. 
Hat blos ein Theil die ihm zugefügte Ehrenkränkung durch unge: 
eignete® Benehmen, in dem aber eine Ehrenfränfung nicht liegt, vers 
anlaft, fo ift dies wohl bei der Strafausmeffung zu berüdfichtigen, 
rechtfertigt aber die Anwendung des Art. 263 nicht. Dagegen ver: 
langt letzterer Artikel nur, daß überhaupt gegenfeitige Ehrenkränkungen 
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vorgefallen find und es geftattet in diefem Falle, biefelben ganz ober 
theilweife für gegenfeitig aufgehoben zu erflären, mithin je nad) deren 
Schwere und ben fonftigen Umftänden bie gnänzliche oder theilweife 
Kompenfation. " Das Gefek verlangt demnach zu feiner Anwendbarkeit 
z. B. nicht, daß eine zugefügte Ehrenfränfung fofort erwidert wurbe, 
Ehrenkränkungen können für gegenfeitig aufgehoben aud bann erklärt 
werben, wenn zwifchen beren Zufügung eim gewiljer Zeitraum in 
Mitte liegt. Eben fo wenig müſſen die zugefügten Ehrenkränkungen 
von gleiher Art fein, es kann alfo beifpieldweife aud eine Realinjurie 
für durch eine Verbalinjurie aufgehoben erklärt werden, Ueberhaupt 
ift die Schwere ber zugefügten Chrenfränfungen in biefer Beziehung 
nicht allein, ja nicht einmal vorzugsweife maßgebend. Auch die übrigen 
Umftände, welcher Theil den ganzen Vorfall veranlaft bat, die Perſön— 
lichkeit der Parteien, der Drt bes Vorfalls u. f. m. müſſen berüd: 
fihtigt werden. — Art. 263 findet, wie bie beigefügte Parentbefe 
beweist, nicht blos auf Ehrenkränkungen, weldye nad Art. 262 zu 
beftrafen find, ſondern auch auf ſolche der in Art. 261 vorgefehenen 
Art Anwendung. Namentli können unter Umftänden auch Ehren: 
kränkungen der letztern Art für durch Ehrenkränkungen, welche nur 
nach Art. 262 zu beftrafen find, aufgehoben erklärt werden. Dagegen 
ift Art. 263 auf Ehrenfränfungen, melde nach andern befondern ges 
jeglichen Beftimmungen zu beftrafen find, alfo auf Majeftäts:, Amte- 
ehrenbeleidigungen u. f. w., nicht anwendbar. Sind die geſetzlichen 
Vorausſetzungen der Anwendbarkeit des Art. 263 gegeben, fo hat ber 
Richter freie Hand, welche Wirkung er denfelben geftatten will. Er 
fann beide Theile ftrafen, beide Theile freifprechen, einen Theil ftrafen 
und den andern freifprechen. Dabei darf er aber natürlich nicht nad 
Willkür verfahren, fondern er muß alle Berhältnifje forgfältig erwägen 
und fein Urtheil mit den Forderungen des materiellen Rechts in Ein: 
Hang zu bringen bemüht fein. Er kann 3. B. ben einen Theil ftrafen 
und ben andern freifprechen, wenn er fich überzeugt, baß ber erftere 
den ganzen Vorfall veranlaßt und durch fein Benehmen den andern 
gleihfam gezwungen bat, die ihm zugefügte Ehrenfränfung zu er: 
widern, er wird aber beide Theile ftrafen, menn beide das Maß 
überschritten haben, das in foldhen Berhältniffen einzuhalten man 
mit Recht verlangen kann. Bei Anwendung ber Beſtimmung bes 
Abſ. 2 des Art. 263 müſſen in jenen Fällen, in welchen gericht: 


Bemeinichaft» 
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liche Einſchreitung nur auf Klage des Beleidigten oder ſeines geſetz— 
lichen Bertreters ftattfindet, die Grundſätze, auf denen die bezüglichen 
prozeffualen Vorſchriften des inführungsgefeßes beruben, beachtet 
werden. Da biernadh in bdiefen Fällen Koften niemals der Staats: 
kaſſe zur Laft fallen können, fo muß, wenn gegenfeitige Ehrenkränkungen 
vorgefallen find, immer Verurtheilung eines oder beider Theile in die 
Koften erfolgen. Allein aud hiebei ift dem richterlihen Ermeſſen 
freier Spielraum geftattet. Die Koften können, wenn die Verhältniſſe 
bes Falles dies rechtfertigen, einem Theile allein oder beiden Theilen 
gemeinschaftlich zu gleichen oder ungleichen Antheilen zu Laft gelegt 
werden, und zwar ohne Rüdficht darauf, ob gegen den Betreffenden 
au eine Verurtheilung zu einer Strafe 'erfolgt oder nicht. Im 
Allgemeinen erfcheinen auch in dieſer Deziehung bie oben bezüglich 
der Beftrafung angedeuteten Rückſichten maßgebend.) 
Art. 264, 

Eine gerichtliche Verfolgung wegen Werläumdung oder Ehren- 
kränkung findet nur auf Antrag der angegriffenen Perfon oder 
ihres gefeßlichen Vertreters flatt, ausgenommen, wenn der An- 
griff eine Berufshandlung einer der in den Artikeln 127 und 161 
bezeichneten Perfonen oder einer andern mil einer öffentlichen 
Funktion fländig oder vorübergehend betrauten Perfon, einer nicht 
im Offiziersrange fiehenden Mlilitärperfon oder eines Öffentlichen 
Dieners zum Gegenftande hatte oder an einer diefer Perfonen in 
deren Gegenwart und während ihrer Berufsausübung verübt wurde. 


Was vorerft die Fälle betrifft, in denen wegen Verläumdung 
ober Ehrenkränkung ausnahmsweife von Amtswegen einzufchreiten ift, 
fo darf nicht überfehen werben, baß bie gegenwärtige Beſtimmung 
nicht blos den in Art. 127 und 161 bezeichneten Perfonen nody ver— 
ſchiedene andere Kategorien beifügt, fonbern aud bezügli der Art 
des Angriffs viel weiter gebt, als Art. 127, Im Beziehung auf bie 
bier in Betracht kommenden Perjonen kann ein Zweifel nicht wohl 
beftehen,, weil das Geſetz bei ber zuerft beigefügten Kategorie von ber 
allgemeinen Eigenſchaft und Stellung ber betreffenden Perfonen ganz 
abfieht und Lediglich verlangt, daß fie mit einer öffentlichen Funktion, 


) Verb. d. Geſehzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. IS. 383—385 
u. 8.11 S. 90 u. N. 
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wenn auch nur vorübergehend, betraut waren, hiedurch aber in jenen 
Fällen, in denen es zweifelhaft fein könnte, ob der Angegriffene in 
die Klaſſe der öffentlichen Diener gehört, jede Veranlaffung zur nähern 
Unterfuhung diefer Frage wegfällt.') Anlangend die Art des Angriffs, 
fo verlangt das Geſetz, von dem mit der bezüglichen Vorſchrift des 
Art. 127 zufammenfallenden Falle, daß der Angriff an einer diefer 
Perfonen in deren Gegenwart und während ihrer Berufsausübung 
verübt wurde, abgejehen, nur, daß der Angriff eine Berufshandlung 
einer folhen Perfon zum Gegenftande hatte. Bon dem in Art. 127 
Abi. 2 geftellten Erforbernifje, daß die Beleidigung an einer diefer 
Berfonen entweder in deren Gegenwart oder Öffentlid in Anweſenheit 
Mehrerer cder mittels eines Preßerzeugniffes verübt wurde, iſt bier 
feine Rede. Die Beitimmung des Art. 264 hat deshalb audy bei 
Angriffen, die an den in Art, 127 und 161 bezeichneten Perfonen 
verübt mwurden, in dem Falle praftiihe Bedeutung, daß die vor— 
erwähnten Erforderniſſe der legtern Artikel nicht vorliegen, indem in 
biefem Falle die an ihnen verübten Angriffe zwar allerdings nur nad 
ben Beftimmungen des gegenwärtigen Hauptjtüdes zu bejtrafen find, 
die Strafverfolgung aber dod von Amtswegen eintritt, 

Bei Berläumbdbungen finden bezüglich des zur gerichtlichen Ver: 
folgung erforderlien Antrags die allgemeinen Borfhriften der Art. 88 
und 89 unbedingte Anwendung, bei Ehrenkränkungen aber gemügt nad) 
Art. 61 des Einführungsgefeges ein gewöhnlicher Antrag auf Straf: 
verfelgung nicht, fondern der Beleidigte oder deſſen gefetlicher Der: 
treter müffen bei dem Strafgerichte Klage erheben. Das Nähere in 
diefer Beziehung behalte ich mir zu Art. 61 vor. Nur eine Frage 
will ich bier nod berühren. Kann in Folge einer in Gemäßheit bes 
Art. 61 des Einführungsgefeges wegen Ehrenkränkung erhobenen Klage 
dann, wenn bie Handlung nad den in der Klage aufgeftellten thats 
fächlihen Behauptungen die Merkmale der Verläumdung an ſich trägt, 
eine Strafverfolgung wegen DVerläumbung eintreten? Diefe Frage ift 
zu verneinen, wie fie auch vom Kaffationshofe durch Erkenntniß vom 








1) Mit Net bat der Kaffationshof durch Urtheil vom 1. Mai 1863 
(Zeitichrift für Gefepg. und Rechtspflege, Bd. X ©. 452 und 453) entjchieden, 
dag wegen einer Ehrenfränfung, die einem einen Poſtomnibus begleitenden 
Poſtkondukteur aus VBeranlafjung diejer Dienftleiftung zugefügt wurde, die 
Strafverfolgung von Amtswegen einzutreten babe, 
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6. März 1863 (Zeitfehr. für Gefebgebung und Rechtspflege, Band X 
&.275— 277) verneint worden ift. In allen Fällen, in melden 
das Geſetz die gerichtliche Verfolgung einer ftrafbaren Handlung von 
der Stellung eines befondern Antrags abhängig macht, muß der 
Damnififat oder defjen gefeßlicher Vertreter einen beftimmten unzwei— 
deutigen Antrag auf gerichtliche Verfolgung wegen des beftimmten in 
Frage ftehenden Reates ftellen. In der Klage wegen Ehrenkränkung 
liegt nun zwar der Antrag auf Beftrafung wegen Ehrenkränkung, 
keineswegs aber der Antrag auf gerichtliche Verfolgung wegen des von 
der Ehrenkränkung verfhiedenen Reates der Verläumbung. Da bier: 
nad im angenommenen alle der nah rt. 264 zur gerichtlichen 
Derfolgung wegen Verläumdung erforderliche Antrag nicht vorliegt, jo 
kann eine ſolche Verfolgung aud nicht eintreten. Anlangend die weitere 
Frage, ob in einem folhen Falle Strafe wegen Chrenfränfung aus: 
gefprochen werben Kann, jo hängt deren Beantwortung von den Um: 
ftänden ab. Liegen in der Handlung des Bellagten, wie dies in ber 
Regel wohl der Fall fein wird, auch die Merkmale einer Ehren: 
kränkung, jo kann deſſen Verurtheilung wegen Ehrenkränkung keinem 
Anſtande unterliegen. Iſt dies aber nicht der Fall — man denke 
ſich z. B. den einfachen Vorwurf einer Thatſache, deren Wahrheit der 
Beklagte nachweiſen zu können behauptet, um welchen Beweis ihn 
natürlich der Kläger durch Anſtellung der Klage wegen Ehrenkränkung 
nicht bringen konnte, — ſo iſt die Klage abzuweiſen. 

Der frühere Entwurf wollte die Verfolgung auch in dem Falle 
von Amtswegen zulaſſen, daß mit der Ehrenkränkung eine Störung 
der öffentlichen Ordnung verbunden war. Dieſe Beſtimmung wurde 
jedoch geſtrichen, weil ſie ſich dann, wenn mit der Ehrenkränkung 
eine andere von Amtswegen verfolgbare ſtrafbare Handlung konkurrirte, 
inſoferne von ſelbſt verſteht, als natürlich in dieſem Falle wegen der 
letztern Handlung ohnedies von Amtswegen eingeſchritten werden kann, 
andern Falles aber kein genügender Grund beſteht, ohne Antrag der 
beleidigten Perſon gerichtliche Verfolgung eintreten zu laffen, ') 


) Verh. d. Geſetzgeb. Ausſch. d. K. db. Abg. von 18%,, Bd. I ©. 384 
u. Bd. II S. 91 u. 92, Verh. der K. d. Abg. von 18°%,, Beil. Bd. 1 S. 58, 
59 u. 192, 
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Art. 265. 


Die Strafbeflimmungen über Perläumdung und Ehrenkränkung 
finden audy dann Anwendung, wenn der Angriff gegen einen Ver- 
Rorbenen gerichtet ift und von deflen Ehegatten, Eltern, Aindern 
oder Gefchwiflern die gerichtliche Verfolgung beantragt wird. 

Diefer Artifel wurbe bei der Berathung von verfchiedenen Seiten 
entjchieden befimpft und in Folge deſſen aud anfänglich abgelehnt. 
Auf die desfallfigen Verhandlungen zurüdzulommen, ift übrigens nicht 
erforderlich, da diefelben für die Erläuterung des Urt. 265, um die 
es ſich bier handelt, weder nöthig noch dienlic find. Art. 265 beruht 
nicht auf der Annahme, daß in dem Angriffe gegen einen Verftorbenen 
mittelbar auch ein Angriff gegen deſſen nächſte Angehörigen liege, denn 
in diefem Falle find fie felbft in ihrer Ehre gekränft und ſchon nad 
den vorhergehenden Artikeln zur Klage berechtigt. Art, 265 räumt 
vielmehr den bier genannten nächſten Angehörigen des Verſtorbenen, 
befien Ehre angegriffen wurde, aus Rüdfichten der Pietät das Recht 
ein, wegen des gegen ihren Berwandten verübten Angriffs Klage zu 
erheben, beziehungsweife Antrag auf gerichtliche Verfolgung zu ftellen. 
Diejes Recht muß aber ftreng auf die im Artikel genannten Perſonen 
befchränft werden, JInsbeſondere find unter den Ausdrüden „Eltern“ 
und „Kindern“ nur jene erjten Grades, aljo nicht aud Großeltern, 
Enkel u. f. w. zu begreifen. Eben fo fteht diefes Recht Schwieger: 
eltern, Schwiegerfindern und Schwägern nicht zu. Werner wurde in 
der Sigung des Gefehgebungsausfhuffes der Kammer der Abgeordneten 
vom 6, Mai 1861 allfeitig anerkannt, daß die Beitimmung dieſes 
Artikels fih nur auf die im gegenwärtigen Hauptftüde enthaltenen 
Strafbeftimmungen bezieht, e8 daher nicht angeht, auf den Grund 
diefes Artifeld auch die Strafbeftimmungen des dritten Hauptſtückes 
in gleicher Weiſe auszudehnen, daß vielmehr eine Amtsehrenbeleidigung 
an einem Berftorbenen nicht begangen werben könne. ') 


) Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, Bd. 1 ©. 381 bis 
383, Bd. 11 ©. 92, Verb. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bd. II €. 192 und 
Beil Bd. II ©. 66, 67, 93 u. 440, Verb, d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Neichsrätbe, 
Beil. ©, 164 n. Prot.Bd. I ©. 257 — 259. 
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Art. 266, 


Der durch Verläumdung oder Ehrenkränkung Angegriffene, 
fowie die gemäß Art. 264 und 265 für denfelben aufgetretenen 
Perfonen find berechtigt, die Öffentliche Bekanntmachung des Straf- 
urtheils auf Koſten des Werurtheilten zu fordern. 

Die Art, wie die Bekanntmachung zu gefhehen habe, if in 
dem Strafurtheile zu beflimmen. 


Aus der Faflung des vorftehenden Artikels ergibt fih, daß das 
Gericht die öffentlihe Belanntmahung des GStrafurtheild nicht von 
Amtswegen, fondern nur dann, wenn ber WAngegriffene oder die für 
denfelben aufgetretenen Perfonen es gefordert haben, verfügen fan. 
Der betreffende Antrag muß fpäteftens bei der dem Emburtheile vor: 
ausgehenden Verhandlung gejtellt werden, weil bie Verfügung im 
Strafurtheile felbjt getroffen werben muß, alfo nicht nachträglich er= 
laffen werden kann. Die Beſtimmung ber Art. der Bekanntmachung 
überläßt das Geſetz ganz dem Ermefjen des Gerichts. Dasfelbe hat 
mithin nicht nur das Blatt oder die Blätter, in benen die Belamnt: 
machung erfolgen foll, zu bezeichnen, jondern auch zu beſtimmen, ob 
das Urtheil feinem ganzen Inhalte nad, alfo mit Entſcheidungs— 
gründen, ober ob es nur auszugsweife, etwa nur ber Tenor dei 
jelben, befannt zu machen ift. 


Vierzehutes Hanptftüd, 
Strafbare Handlungen in Bezug auf Familienrechte. 


Art. 267. 


——— Wer ein Mind unterſchiebt oder verwechfelt oder auf andert 

men Kaes Weiſe den Samilienftand eines Andern verändert oder unterdrüct, 
Samilin, ‚fol mit Buchthaus bis zu zwölf Jahren beftraft werden. 

= Wer fid oder einem Andern einen fremden SFamilienfland 

in der Abficht fälfchlich beilegt, um fi oder dem Andern einen 

unerlaubten Vortheil zu verfchaffen oder einen Dritten zu benad- 


theiligen, foll mit Öefängnig nicht unter zwei Monaten beftraft werden. 
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Der frühere Entwurf fprah neben dem Familien aud von 
dem Berfonenftande und wollte, wie Hofratb Dr. von Dollmann 
Namens der Staatsregierung in der Sitzung des Gefehgebungs: 
ausihufies der Kammer der Abgeordneten vom 10. Juli 1857 ers 
Härte, darunter den Inbegriff jener rein perjönlihen echte, bie 
einer Perſon als folder, abgefehen von ihrer Stellung in einer 
Familie, zukommen, verftanden wiffen, wie z. B. die Rechte, welche 
der Adel, das Staatsbürgerreht, der Stand als Eivilbeamter, als 
Militär gewährt. Der Gefeßgebungsausfhuß der Kammer der Ab: 
geordneten war jebod mit der Ausdehnung bdiefes Artikels auf bie 
Berlegung oder Anmafjung folder in dem öffentlihen Rechte be: 
gründeten Rechte nicht einverftanden, vielmehr ber Anſicht, daß ber 
Artikel auf die Verlegung oder Anmafjung der einer Perfon in Folge 
ihrer Angehörigkeit zu einer Familie zuftehenden Rechte, der jura 
status familiae, zu bejchränten fei, und ftrid deshalb den Ausdruck 
„Perfonenftand“. Diejer Anficht traten, wie aus ber jegigen Faſſung 
des Artikels erhellt, ſpäter aud die Staatsregierung und ber Geſetz⸗ 
gebungsausfhuß der Kammer der Reichsräthe bei und Art. 267 kann 
demnach nur auf Fälle der Verlegung ober Anmaffung von aus dem 
Tamilienverbande entfpringenden Rechten angewendet werben. 

In Abſ. 1 iſt allgemein von der Veränderung und Unterbrüdung 
des Familienſtandes eines Andern die Rede und des Falles der Unter: 
ſchiebung oder Verwechſelung eines Kindes gefchieht blos deshalb be- 
fondere Erwähnung, weil dies ber gewöhnlichſte Fall folder Ver: 
änderung oder Unterdrüdung des Familienſtandes ift und man es 
deshalb für zwedmäßig hielt, diefen Fall befonders zu erwähnen. 
Zum Thatbeftande diejes Verbrechens gehört außer der die Veränderung 
oder Unterdrüdung des Yamilienftandes eines Andern thatſächlich bes 
wirkenden Handlung nur der allgemeine Vorſatz, alſo die freiwillige 
Bornahme der Handlung mit dem Bemußtfein, daß diefelbe die er: 
mwähnte Wirkung bervorzubringen geeignet if. Die Abfiht, fich oder 
einen Andern einen Bortheil zu verfchaffen oder einem Andern einen 
Schaden zuzufügen, ift zum Thatbeftande nicht gefordert. 

Während in Abſ. 1 von der Veränderung oder Unterbrüdung 
des Familienftandes eines Andern die Rebe ift, ſpricht Abf. 2 von 
dem Falle, daß Jemand ſich jelbit oder einem Andern einen fremben 
Familienftand fälfchlich beilegt. Hierin liegt das unterfcheibende Merk: 

Weis, Das Strafgeſeybuch für das Königreih Bayeın. IL 8 
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mal diefer beiden Renate. Bei dem im Abf. 2 vorgefebenen Wergeben 
bandelt es ſich lediglih wm die Anmafjung eines der betreffenden 
Perjon nicht gebührenden Familienſtandes, obne daß zugleich der 
Hamilienftand eines Andern verändert oder unterdrüdt werben ſoll, 
während das Weſen des in Abj. 1 vorgefehenen Verbrechens gerade 
umgekehrt in der Beränderung oder Unterdbrüdung des Yamilienftandes 
eines Anbern liegt und dabei nicht geforbert ift, daß ber Familien— 
ftand, der dem Einen wiberrechtli entzogen wird, einem Andern 
fäljchlich beigelegt werden will. Oefter werben allerdings dieſe beiden 
Momente zufammen fommen. Iſt dies der Sal, fo ift eben bie 
Handlung in Folge der allgemeinen Beftimmungen über Zufammen: 
fluß nad Abſ. 1 zu betrafen, da natürlich das in Abj. 1 vorgeſehene 
Verbrechen dadurd nicht ausgeſchloſſen ift, daß derjenige, welder 
ben Familienſtand eines Andern widerrechtlich unterbrüdt hat, diejen 
Familienſtand fi felbjt oder einem Dritten fäljchlih beilegt. Es 
laſſen ſich aber viele Fälle denken, in denen nur eines diefer Momente 
vorliegt. Man kann den Stand einer Ehefrau als folder, den Stand 
- eines Kindes ald Nachkomme beftimmter Eltern unterdrüden, ohne 
diefen Stand ſich felbjt oder einem Dritten fäljchlid beizulegen. Man 
kann eben fo fich jelbit oder einem Andern den Stand als Angehöriger 
einer bejtimmten Familie fäljchlidy beilegen, ohne damit den Familien— 
ftand der zu bderfelben Familie gehörigen Perſonen irgendwie zu ver: 
ändern oder zu unterdrüden. Hiebei ift nicht zu überfehen, daß in 
der in der fälſchlichen Beilegung eines fremden Familienſtandes etwa 
liegenden Benachtheiligung mancher Angehörigen biefer Familie noch 
feineswegs eine Veränderung oder Unterdrüdung des Familienſtandes 
der Vebtern liegt. Es folgt dies nicht nur aus der Natur der Sache, 
fondern jelbft aus den Beftimmungen des Geſetzes, indem basjelbe 
zum Thatbeftande des in Abf. 2 vorgefehenen Vergehens noch bejonders 
bie Abficht, fi) oder dem Andern einen unerlaubten Vortheil zu ver: 
ihaffen oder einen Dritten zu benachtheiligen, verlangt, Man denke 
fih 3. D. folgenden Fall. Der Sohn des A ift ſchon längere Zeit 
verſchollen. Nun erſcheint B, gibt ſich fälſchlich für den Sohn des A 
aus und es gelingt ibm aud, den A zu täuſchen, von biefem für 
feinen Sohn gehalten zu werden, fih mithin fälfhlih den Stand als 
Sohn des A beizulegen. Er thut dies in der Abſicht, fich nicht nur 
Unterhalt von A zu verfchaffen, fondern auch dereinft befien Vermögen 
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zu erben. In diefem alle liegen alle zum Thatbeftande des in 
Abſ. 2 vorgefehenen Bergebens geforderten Momente, nicht aber das 
in Abſ. 1 vorgejehene Nerbredhen vor, da er nichts getban hat, um 
den Familienftand eines Andern zu verändern oder zu unterbrüden. 
Er hatte allerdings die Abficht, die fonjtigen Verwandten des A, bie 
ohne fein fFälfchlihes Auftreten als Sohn des Letztern wahrfcheinlich 
deffen Vermögen geerbt haben würden, zu benadhtheiligen, hierin Liegt 
aber feine Veränderung oder Unterdrüdung des Yamilienftandes der: 
felben, da an ihrer Eigenſchaft ald Verwandte des A, als Angehörige 
der Familie desfelben nichts geändert wird. Auch ben Familienſtand 
"des wirklihen Sohnes des A bat B, wenn er weiter nichts, als das 
oben Angeführte getban bat, nicht unterbrüdt. Würde er zugleich 
Letzteres gethan haben, wozu aber natürlich mehr, als die fälfchliche 
Beilegung der Eigenſchaft als Sohn des A gehört, jo hätte er ſich 
allerdings des in Abſ. 1 vorgefehenen Berbrehens ſchuldig gemacht. 
Daß zum Thatbeftande des in Abſ. 2 vorgefehenen Bergehens die 
vorfäglihe fälfchlihe Beilegung eines fremden Familienſtandes nicht 
genügt, fondern außerdem die Abficht, ji) oder dem Andern einen 
unerlaubten Bortheil zu verichaffen oder einen Dritten zu benach— 
theiligen, gefordert ifl, wurde oben ſchon im Vorbeigehen benterft. 
Das Vergehen ift übrigens mit der in diefer Abficht vorgenommenen 
Handlung vollendet, die Erreihung des beabfichtigten Vortheils oder 
die wirklid, eingetretene Benachtheiligung zum Thatbeftande nicht ges 
fordert, 

Daß dann, wenn die bier vorgejehenen Reate mit einer andern 
höher ftrafbaren Handlung Tonkurriren, die Strafe der letztern ein- 
zutreten bat, ift jelbitverftändlid. ') 


Art. 268. 


Wer bei Eingehung einer Ehe dem andern Ehetheile ein 
beftehendes gefeliches Ehehinderniß verfchweigt, Desgleichen wer 
eine Perfon mittels einer Täuſchung, wegen welcher der getäufchte 
Theil auf Wichtigkeit oder Scheidung der Ehe klagen kann, zur 


Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. I ©. 189, Verhbl. des 
Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18% Bd. I ©. 387-389 u. Bd. S. 93-9. 
8* 


Betrügliche 
Berleitung 
zur be. 
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Eingehung einer Ehe verleitet, fol mit Gefängnig nicht unter 
zwei Monaten gefiraft werden. 

Eine gerichtliche Verfolgung wegen dieſes Vergehens findet 
jedodh nur auf Antrag der getäufchten Perfon oder ihres geſetz- 
lichen Dertreters und nad eingetretener Redtskraft des Urtheils 
auf Nichtigkeit oder Scheidung der Ehe flatt. 

Der Lauf der Verjährung beginnt mit dem Eintritte des 
leßtgenannten Beitpunktes. 


Aus dem Zuſammenhalte des eriten Abſatzes mit dem zweiten 
ergibt fi, mie auch bei der Verhandlung im Geſetzgebungsausſchuſſe 
der Kammer der Abgeordneten anerkannt wurde, daß im erften Sake 
bes erjten Abfates nur zeritörlihe Ehehinderniſſe (impedimenta diri- 
mentia), nicht auch auffchiebende gemeint find. Die Täufhung muß 
bezüglidy einer Thatſache ftattgefunden haben, welche vor dem Ab: 
fhluffe der Ehe bejtanden hat und nad dem zur Anwendung kommen: 
den Eherechte eine Klage auf Nichtigkeit oder Scheidung der Ehe be: 
gründet. Bezüglich des letztern Punktes ift die Entſcheidung des Ge: 
rights, das über die Nichtigkeits- beziehungsweife Eheſcheidungöklage 
zu erfennen bat, maßgebend. Weist e8 nämlich die Klage ab, je 
kann nad Abſ. 2 cine ftrafrechtliche Verfolgung nit eintreten; fpricht 
es aber die Nichtigkeit oder Scheidung aus, fo muß das Strafgericht 
dejien Urtheil bezüglich diefes Punktes refpektiren. 

Nach richtigen Grundfägen ift in den hier vorausgefegten Fällen 
niemals cin Scheidungs-, jondern immer ein Nichtigfeitögrund gegeben. 
Da es manche Öefebgebungen mit der bezüglichen Terminologie jedoch 
nit genau nehmen und zuweilen von Scheidung in Fällen reben, 
wo eigentlich eine Nichtigkeit in Frage fteht, fo fand man es zweck— 
mäßig, neben der Nichtigkeit auch von Scheidung zu fprechen, ‚ohne 
jedody damit am ben oben befprochenen Sägen etwas zu ändern. ) 


Art. 269. 
Mifbrauh Wird cine Ehe durch rechtskräftiges Erkenntniß um des- 


der Gamilien- ⸗ R R z a ; R 
gemalt. willen für nıchlig erklärt, weil ein Ehetheil zu deren Eingehung 


) Berb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. I ©. 189 u. 1% und 
Verh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 1 ©, 390 u. 391 und 
2. I ©. 95 u. %. 
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von feinen Eltern, Pflegeeltern oder feinem Vormunde gezwungen 
worden if, fo trifft die leßtgenannten Perfonen Gefängniß bis zu 
ſechs Monaten. 


Auch in dem hier vorgefehenen Falle ift das Erkenntniß bes 
zur Entjheidung über die Gültigkeit der Che zuftändigen Gerichts 
bezüglich der Frage maßgebend, ob der geübte Zwang von ber Art 
war, daß wegen besjelben die Che für nichtig zu erflären war. 
Art. 269 läßt nämlich zwar die ſtrafrechtliche Verfolgung von Amts: 
wegen zu, verlangt aber, daß die Ehe wegen des geübten Zmanges 
durch vechtsfräftiges Erkenntniß für nichtig erflärt worden ift. Liegt 
ein ſolches Erkenntniß nicht vor, ift 3. B. die auf geübten Zwang 
gegründete Nichtigkeitsflage vom zuſtändigen Gerichte abgewiejen worden, 
fo kann aud von ſtrafrechtlicher Verfolgung auf den Grund bes 
gegenwärtigen Artikels Feine Rede fein. Iſt aber die Che wegen bes 
geübten Zwanges durch rechtsfräftiges Erkenntniß für nichtig erklärt 
worden, fo muß aud ber Strafrichter das Erkenntniß in dieſer Be: 
ziehung rejpeftiren. Daß er im vorliegenden Falle, wie in jenen bes 
Art. 268, weiter felbitftändig zu prüfen hat, ob auch die fonftigen 
gefeßlichen Erfordernifje der Strafbarfeit, wie Vorſatz, Zurechnungs: 
fähigkeit u. ſ. w., vorliegen, ift ſelbſtverſtändlich. 


Art. 270. 


Eltern, Pflegeeltern oder Vormünder, welche eine in ihrer 
Obhut ſtehende Perſon unter fechjehn Jahren an Iemanden zum 
Bettel oder zu einer andern die Sittlichkeit geführdenden Beſchäf- 
tigung oder febensweife überlaffen, follen mit Gefängniß von zwei 
Monaten bis zu drei Iahren beflraft werden, womit der Verlufl 
der im Artikel 28 Biff. 5 bezeichneten Fähigkeit als Straffolge 
verbunden werden kann. 


Borftehender Artikel hängt mit verfchiedenen andern Beſtim— 
mungen zufammen. Insbeſondere find in diefer Beziehung anzuführen 
Art. 220 Abſ. 1 und Art. 252 des Strafgeſetzbuchs und Art. 89 des 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs. Wurde die betreffende jugendlihe Perfon von 
einer ber im Artikel bezeichneten Perfonen einem Andern zum Zwecke 
der Befriedigung der Geſchlechtsluſt überlaffen, fo findet nicht ber 
gegenwärtige Artifel, fonbern nach ben allgemeinen Beflimmungen 
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über Zufammenfluß der eine höhere Strafe androbende Art. 220 
Abſ. 1 Anwendung; wurde dagegen bie jugendblihe Perjon einem 
Dritten zum Bettel nicht gerade überlaffen, fondern z. B. nur mit 
dem Dritten zum Bettel ausgeſchickt, fo kann blos Beitrafung nad 
Urt. 89 und 90 des Polizeiftrafgefeßbuchs eintreten. — Art. 252 
wird durch Art. 270 ergänzt. Beide Artikel haben den Zweck, jugend: 
lihen Perfonen in den in dieſen Artikeln angegebenen Beziehungen 
Schuß zu gewähren. Art. 252 fieht den Fall vor, daß Dritte ſolche 
jugendliche Perfonen durch Zwang oder Lift in ihre Gewalt bringen, 
während Art. 270 den Fall behandelt, daß Eltern, Pflegeeltern oder 
Vormünder eine in ihrer Obhut ftehende Perfon unter ſechzehn Jahren 
felbft einem Dritten überlaffen. Art. 270 ift jedoch im Vergleiche 
zu Art. 252 infoferne enger, ald er nur die Ueberlaffung zum Bettel 
oder zu einer andern die Sittlichkeit gefährdenden Beſchäftigung oder 
Lebensweife mit Strafe bedroht. Der frühere Referent im Geſetz— 
gebungsausfchuffe der Kammer der Abg. Wiedenbofer wollte auch 
noch den Fall der Ueberlaffung zu Unternehmungen, weldye durch bie 
Strafgefete als Verbrechen ober Vergeben erflärt find, beifügen. 
Sein Vorfhlag fand jedoch Feinen Anklang, weil Unternehmungen ber 
angeführten Art ohnedies in der Negel auch einen unfittlihen Charakter 
an ſich tragen, für diefen Tal, da ihn das Geſetz ohnedies ſchon 
trifft, eine befondere Beftimmung alfo nicht nöthig it, in dem Falle 
aber, daß das Geſetz Handlungen, von benen man nicht gerade fagen 
fann, daß fie unfittlich jeien, aus jonftigen Gründen ausnahmsweiſe 
als Berbrehen oder Vergehen erklärt, Feine Handlung vorliegt, welche 
bier zu greifen ift. Aus weldem Motive der Thäter gehandelt bat, 
insbefondere ob ihn Eigennutz beftimmte, iſt für ben Thatbeftand 
gleichgiltig, bei der Strafausmeſſung aber zu berüdfictigen. ') 


) Verhdl. d. Geſetzg. Ausſch. ber K. d. Abg. v. 18%, Bd. I S. 391 
u. 8b. II ©. 96. 
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Fünfzehntes Hanptitüd. 
Diebftahl. 


Art. 271. 


Wer ohne Gewalt an einer Perlon eine fremde bewegliche 
Sache in der Abficht rechtswidriger Bueignung aus dem Gewahr- 
fame eines Andern wegnimmt, if des Diebflahls fchuldig. 

Der Diebflahl if vollendet, fobald der Dieb die Sache zu 
fi; genommen oder fonft in feine Gewalt gebracht hat. 

Brei dem Diebflahle if auch der Verſuch eines Vergehens oder 
einer Webertretung firafbar. 


Borftehender Artikel bezeichnet in Abſ. 1 die zum Begriffe des 
Diebftahls geforderten Merkmale. Hiernach kann der Diebftahl vor 
Allem nur an einer fremden Sache begangen werben. Un eigenen, 
fowie an wirklich berrenlofen, der freien Okkupation überlaffenen Sachen 
kann ein Diebjtahl nicht begangen werben. Namentlich macht ſich der: 
jenige, welder eine ihm felbit gehörige Sadıe aus dem Gemwahrfame 
eines Dritten wegnimmt, aud dann feines Diebftabls ſchuldig, wenn 
er biebei der irrigen Meinung ift, die Sache gehöre diefem Dritten, 
und beabfichtigt, fich diefelbe redytswidrig zuzueignen. Allerdings kann 
fi aud der Eigenthümer dadurch, daß er eine ihm gehörige Sache 
widerrechtlich dem Gewahrſame oder ber Berfügung eines Andern ent= 
zieht, einer ftrafbaren Handlung fchuldig machen — man vergleiche 
3. B. Art. 330, — allein die Handlung ift nicht Diebftahl und nur 
fo weit, als fie unter eine andere Strafbeftimmung fällt, ftrafbar. 
Ob bie fremde Sache Privat: oder öffentliches Eigenthum ift, übt 
auf den Begriff des Diebftahls feinen Einfluß. Gin Diebftahl kann 
bemnad 3. B. auch an öffentlichen Dentmälern begangen werben, eben 
jo an Gegenftänden, welche Leichen mit ins Grab gegeben wurden, 
indem insbefondere auch von ben letztern Gegenftänden nicht gefagt 
werden Tann, daß fie berrenlofe Sachen feien. Der Umftand, daß 
dem Diebe Miteigentfum an ber entwendeten Sache zufteht ober bie: 
jelbe zu einer Erbfchaft gehört, zu welcher ber Dieb als Miterbe be: 
rufen ift, fohließt, wie aus Abf. 2 und 3 des Art. 272 und aus ben 
Verhandlungen erhellt, an ſich den Begriff des Diebftahls richt aus, 


Begriff des 
Diebſtabla. 
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Auch ift es für ben Begriff des Diebitahls ohne Erbeblichkeit, ob 
derjenige, aus deſſen Gemahrfam die Sache weggenonmen wurbe, 
rehtmäßiger Eigenthümer oder rechtmäßiger Beſitzer berfelben war. 
Es Tann mithin ſelbſt an einer geftohlenen Sache, die fih im Befite 
des Diebes befindet, ein Diebftahl begangen werben. 

Ein Diebftahl kann ferner nur an einer beweglichen Sade 
begangen werben. Hiebei fümmt es aber nicht auf den civilrechtlichen 
Begriff, fondern nur auf das phyſiſche Verhältniß an. Ein Diebftahl 
fann mithin auch an folhen Sachen, welche nad civilrchtlihen Grund: 
fägen wegen ihres DVerhältniffes zu einem Immobile als Immobilien 
zu betrachten find, verübt werden, wenn fie ber Thäter von bem 
Ammobile trennt, in folder Weiſe mobilifirtt und dann wegnimmt. 
So liegt 3. B. ungmweifelhaft ein Diebjtahl vor, wenn Jemand einen 
Fenfterladen oder eine Thüre eined Haufes aushängt und in ber 
Abficht rechtswidriger Zueignung wegnimmt, eben fo dann, wenn 
Jemand ein in einem Haufe eingemauertes Geräthe in ber angegebenen 
Abfiht Herausbriht und wegnimmt. Bezüglich ber Yelbbiebjtähle, 
Feld- und Forfifrewel beftehen befondere gefeglihe Beitimmungen, 
welche jeden Zweifel darüber ausſchließen, wann bei denfelben Dieb: 
ftahl anzunehmen ift. 

Daß die weggenommene Sache einen allgemeinen Gebrauchs: 
oder Taufchwerth babe, ift zum Begriffe des Diebftahls nicht erforder: 
li. Auch an Briefen, Urkunden und ähnlichen Sachen kann mithin, 
und zwar felbft dann, wenn ber Thäter Feine gewinnſüchtige Abficht 
batte, ein Diebftahl begangen werben. 

Zum Begriffe des Diebftabls ift weiter gefordert, daß bie 
Sache aus dem Gewahrfame eines Andern weggenommen wurde, Gie 
muß fi alfo zur Zeit der That im Gemwahrfame eines Andern be— 
funden haben und aus befjen Gemwahrfam weggenommen worden fein. 
Durch diefes Merkmal unterfheidet fid) der Diebftahl namentlih von 
ber Unterfchlagung und von der ftrafbaren DVorenthaltung fremder 
Sachen. Auch zum Begriffe diefer beiden Reate gehört bie wider: 
rechtliche Zueignung einer fremden beweglichen Sache, bei ihnen findet 
aber Feine Wegnahme der Sache aus dem Gemwahrfame eines Andern 
ftatt, zum Begriffe berjelben gehört vielmehr, daß der Thäter bie 
Sache zur Zeit der That bereits in feinem Gehorfame hatte. Unter 
Gewahrfam wirb übrigens bier fein Eigenthums- oder überhaupt 
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juriftifher Beſitz verftanden und nocd weniger ift verlangt, daß fi 
bie Sache unter Verſchluß oder in eigentlichen Verwahre befindet. Es 
genügt vielmehr jedes Förperliche Innehaben (Detention), wobei nod 
weiter zu beachten ift, daß biefes Innehaben auch daburdy nicht aus: 
geichlofien wird, daß der Befiger von ber Sache entfernt ift, wenn 
er nur nicht die Abficht, diefelbe aufzugeben, Tundgegeben hat und 
fi) in einem foldyen Verhältniffe zu ihr befindet, daß es ihm möglich 
ift, über fie zu verfügen Der frühere Entwurf enthielt flatt ber 
jegigen Worte „aus dem Gemwahrjame eines Andern wegnimmt“ bie 
Worte „einem Andern wegnimmt”, Man befürdptete, durch bie legtern 
Worte könne man zu ber irrigen Meinung kommen, als müfle bas 
Wegnehmen an ber beitohlenen Perſon ſelbſt oder wenigſtens in deren 
unmittelbarer Nähe vorgenommen werben, und wählte, um biefer 
Auffaffung vorzubeugen, die heutige Faſſung, was bie Richtigkeit ber 
vorftehenden Bemerkung beweist. Wer Getreide auf dem Felde oder 
Holz im Walde ſitzen hat, hat dieſe Gegenftände im Sinne des 
Art. 271 unzweifelhaft in feinem Gewahrſame. Eben fo ift Ear, 
daß ein Adersmann, der Adergeräthe auf feinem Felde liegen läßt, 
ein Fuhrmann, ber Gegenftände von feinem Wagen auf die Straße 
legt, ein Hausbemohner, der Sachen vor ſein Haus oder in befjen 
Nähe legt, wenn er ſich aud entfernt, diefe Sachen in feinem Ge— 
mwahrfame behält, weil er jeden Augenblick zu denfelben zurückkehren 
kann und damit zu benjelben in einem Berbältniffe bleibt, das ihm 
bie Verfügung über biejelben möglich madt. Nur dann märe ee 
anders, wenn fid), was natürlich im Zweifel nicht zu vermuthen ift, 
aus den Umfländen ergeben würde, daß er die Abſicht Hatte, bie 
Sache zu berelinguiren, in welchem Falle dieſelbe zudem berrenlos 
wäre, fo daß alfo fhon deshalb ein Diebftahl an derfelben micht 
verübt werben könnte. Im Allgemeinen kaun bdiefer Punkt Feine 
Schwierigkeit machen. Dies ift nur dann ber Fall, wenn die wiber: 
rechtliche Zueignung durch eine Perfon ftattgefunden bat, welche ſich 
neben dem Gigenthümer oder dem zum Gewahrfame Beredtigten zur 
Zeit der That in einem ſolchen Verhältniffe zur Sache befunden bat, 
dag aud fie thatſächlich über diefelbe verfügen fonnte, wo es dann 
zuweilen zweifelhaft ift, ob bie widerrechtliche Jueignung als Diebtahl 
oder als Unterfhlagung zu betrachten ift. Namentlich ift bies ber 
Fall, wenn ſich Dienftboten Sachen ihrer Herrſchaft widerrechtlich zu: 
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geeignet haben. Das entſcheidende Moment ift im ſolchen Fällen darin 
zu finden, ob die Sache dem Thäter wirklih in Gewahrſam gegeben 
war. Nur dann, wenn bied ber Fall war, ftellt fi) feine Handlung 
als Unterſchlagung dar, in allen andern Fällen, wenn fie ihm alje 
3 B. nur in Folge feines Dienftverhältniffes zugänglich, oder wenn 
fie ihm nur zum Gebrauche ober um an oder mit ihr eine Arbeit 
zu verrichten, übergeben war, erfcheint feine Handlung ale Diebſtahl. 
Der Dienftbote, welcher fid einen Geldbetrag, der ihm von jeiner 
Herrſchaft übergeben worden ift, um damit eine Zahlung an einen 
Dritten zu leiften, widerrechtlich zueignet, macht jid) damit allerdings 
einer Unterſchlagung ſchuldig, ein Diebitahl Tiegt dagegen z. DB. vor, 
wenn ein Dienftbote fi Theile des ihm zum Schlafen angemiefenen 
Bettes oder andere ihm zu feinem perfönlichen Gebrauche oder zur 
Vornahme der ihm übertragenen Arbeiten übergebene Gegenftände ober 
zur Bearbeitung gegebene Rohſtoffe zueignet, wenn ein Knecht mit 
bem Fuhrwerke feines Dienſtherrn burchgebt, einen Theil bes ven 
ihm ausgebrojchenen Getreides wegnimmt u. j. w. Eben fo begeht 
derjenige, welcher fi in einem Wirthshaufe das ihm zum Gebraude 
gegebene Eß- oder Trinkgefhirr oder in einem Bade das ihm zum 
Gebrauche überlaffene Weißzeug zueignet, nicht eine Unterjchlagung, 
fondern einen Diebſtahl. — Oben wurde bereits bemerft, daß fid 
au der Miteigenthümer und der Miterbe eines Diebftahld an der 
gemeinfchaftlihen beziehungsmweife zum gemeinſchaftlichen Nachlaſſe ge: 
börigen Sache ſchuldig machen können. Hiebei iſt jeboch der jetzt bier 
in Rede ftehende Punkt nicht zu überfehen. Auch in diefem Falle iſt 
nämlid zum Begriffe des Diebjtahls erforderlih, daß die Sache aus 
dem Gewahrfame eines Andern weggenommen wurbe. Befand fie fid 
ihon zur Zeit der That im ausjchlieglihen Gewahrfame des Thäters, 
jo liegt fein Diebitahl, fondern, falls fie ihm anvertraut ober von 
ihm in Folge einer Gefhäftsführung, 3. B. in Folge der ihm über: 
tragenen Berwaltung, erlangt worden ift, eine Unterfhlagung vor. 
Als Diebftahl erfheint dagegen die Handlung aud dann, wenn fid 
bie Sade zur Zeit der That im gemeinfchaftlichen Gewahrfame bes 
Thäterd und eines Dritten befunden bat, indem fie aud in biefem 
Falle aus dem Gewahrfame eines Andern, nämlich dieſes Dritten 
weggenommen wurbe, woran ber Umftand nichts ändert, daß fie ſich 
im Mitgewahrjame des Thäters befunden bat. 
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Zum Begriffe des Diebjtahls gehört, wie bereits bemerft wurde, 
die Wegnahme ber Sache aus dem Gewahrfame eines Anbern. 
Damit hängt Abf. 2 des Art. 271 zufammen, weldjer bejtimmt, daß 
der Diebſtahl vollendet fei, fjobald der Dieb bie Sache zu fih ge 
nommen oder fonft in feine Gewalt gebracht hat. In Ickterer Beftim: 
mung findet die erftere ihre nähere Erläuterung. Die Wegnahme ift 
erfolgt, jobald der Dieb die bisher im Gewahrſame eines Andern be: 
findliche Sadye zu ſich genommen oder in fonftiger Weife in feine Ges 
walt gebracht, mit andern Worten, jobald er dem bisherigen Detentor 
die Möglichkeit, über die Sache zu verfügen, entzogen und ſich ver: 
ſchafft hat, fo daß ſich alſo die Sache jebt nicht mehr im Gewahrfame 
des Andern, fondern in feinem eigenen Gewahrſame befindet. In ber 
Megel wird hiezu ein Wegnehmen der Sade von der Stelle, an 
welcher fie ſich bisher befunden hat, möthig fein, rechllich ift dasſelbe 
aber nad unjerm Geſetzbuche nicht gefordert und es laſſen ſich wohl 
Fälle denken, in denen ein vollendeter Diebſtahl vorliegt, der Ihäter 
nämlich die Sahe ber Verfügung, aljo dem Gewahrjame des bisherigen 
Detentord wirklicd entzogen und in feine Gewalt gebracht hat, ohne 
baß die Sache von der Stelle, an der fie fidy bisher befand, wegge— 
nommen murbe. 

Die Wegnahme muß ohne Gewalt an einer Perfon jtattgefunden 
haben. Iſt nämlih die Sade einem Andern mitteld perjönlicher Ber: 
gewaltigung oder Bedrohung mit einer gegenwärtigen Gefahr für Leib 
oder Leben weggenommen worden, fo liegt in der Handlung nad Art. 
300 das Verbrechen bes Raubs. Yebiglih durch diefes Merkmal unter: 
ſcheiden fi Diebjtahl und Raub, Die bezügliche Faſſung des Art. 271 
findet mithin im jener bes Art, 300 ihre Erläuterung und es ift 
demnach in Art. 271 unter Gewalt an einer Perfon eine Berge: 
waltigung oder Bedrohung der in Art, 300 bezeichneten Art zu vers 
ſtehen. 

Die Wegnahme muß endlich nicht blos vorſätzlich, ſondern zus 
gleih in der Abficht rechtswidriger Zueignung, in ber Abficht, bie 
Sade rechtswidrig ald Eigentum zu haben (animo rem sibi habendi) 
gefchehen fein. Wer bei Wegnahme einer Sache Eigenthümer zu fein 
glaubte oder bdiefelbe für herrenlos hielt, hat fich Feines Diebſtahls 
ſchuldig gemadt, weil er nicht die Abſicht rechts widriger Zueig— 
nung hatte; eben fo wenig liegt ein Diebftahl vor, wenn ber Thäter 
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nicht bie Abſicht hatte, fi die Sahe als Eigenthum zugueignen, 
fondern von berfelben 3. B. nur einen augenblidlihen Gebraud 
machen wollte oder nur die Abfiht hatte, ein ibm an berfelben 
wirflid oder vermeintlich zuftehendes Recht geltend zu mahen. Wenn 
Stenglein (Band II ©. 353) nur verlangt, daß die Zueignung auf 
ein „Haben“ der Sache gerichtet gewefen fei, beifügend, es mache für 
den Diebftahl feinen Unterfchieb, ob dieſes Haben ein langes ober 
furzbauerndes fein jolle, auch jedes augenblidlihe Haben fei, ba es 
fi) um das Ergreifen eines Gewahrfams aus dem Gewahrfame eines 
Andern handle, ein Haben und die Abfiht einer Zurüdjtellung befeitige 
nicht, daß dieſe in der Willführ desjenigen liege, der ſich die Sache 
zugeeiguet hat, und deßhalb eine Aeußernug bes frühern Referenten 
bes Gefebgebungsausihuffes der Kammer der Abgeordneten Dr. 
Edel, eine rechtswidrige Zueignung fei nur dann vorhanden, wenn 
die Sache dem Berechtigten bleibend entzogen werben wollte, als 
entſchieden irrig bekämpft, fo gebt er offenbar zu weit, wie andrerfeits 
die angeführte Aeußerung Edel's allerdings zu irriger Auffaffung Ber: 
anlaffung geben kann. Zum Begriffe des Diebftahls genügt nicht bie 
Abfiht, die Sache zu haben, fondern das Geſetz verlangt die Abficht 
rechtswidriger Zueignung, alfo die Abficht, die Sache in rechtswidriger 
Weife ſich zu eigen zu machen, oder, wie die Anmerkungen zum Straf: 
gefeßbuhe von 1813, von denen man in biefer Beziehung durchaus 
nicht abweichen wollte, fagen, die Abfiht der rechtswidrigen Zueigmung 
ber Sache als Eigenthum, Zueignung, um die Sache rechtswidrig 
ale Eigenthum zu haben, den animus rem sibi habendi. Hier: 
nad) gibt es alfo nah unferm Geſetzbuche weber ein furtum usus 
nody ein furtum possessionis. Dies ift, was Ebel offenbar fagen 
wollte. Die von ihm gebraudten Ausbrüde laſſen jedoch, wie nicht 
verfannt werben kann, allerdings eine irrige Auffaffung zu. Vollſtändig 
im Irrthume wäre er nämlih, wenn feine Anficht dahin ginge, ein 
Diebftahl läge auch dann nicht vor, wenn derjenige, welcher eine fremde 
bewegliche Sade in der Abfiht rechtswidriger Zueignung ans bem 
Sewahrjame eines Andern wegnahm, dabei die Abficht hatte, dieſelbe 
dem Eigenthümer fpäter zurüdzugeben. Letztere Abficht ift für den Be: 
griff ded Diebftahls ganz gleichgiltig. Mit der Wegnahme der Sache 
in der Abficht rechtswidriger Zueignung ift der Diebſtahl vollendet 
und die Abſicht des Thäters, die Sache jpäter wieber zurüdzugeben, 
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kann bieran fo wenig etwas ändern, als auch bei jonftigen firafbaren 
Handlungen das Vorhaben des Thäters, den durch feine Handlung 
Beihädigten ſpäter zu entfchädigen, den Begriff bes Reats auszuſchlie— 
ben vermag, wie dies auch aus Art. 74 folgt, der im alle rechtzeitig 
bewirkter Zurüdgabe nur eine Herabjeßung der verwirkten Strafe ge: 
ftattet. Wenn aber der Thäter bei der MWegnahme der Sache die Ab: 
ficht rechtswidriger Zueignung nicht hatte, wenn er 3. B. die Sache 
nur wegnahm, um fie momentan zu gebrauchen, bann liegt eben, ob» 
gleih er fie in der Abficht, fie augenblidlich zu haben, wegnahm, fein 
Diebſtahl vor, weil ein zum Begriffe desfelben geforbertes wefentliches 
Merkmal, die Abſicht, fih die Sache rechtswidrig zuzueignen, die Abs 
ficht, die Sache als Eigenthum zu haben, fehlt. Aus demfelben Grunde 
liegt kein Diebftahl, fondern eine Gigentbumsbefhädigung vor, wenn 
Jemand eine Sache in der Abficht, fie fofort zu vernichten, weggenem: 
men und fie auch wirklich wernichtet hat. Der Knecht, welder feinem 
Dienjtherrn gehörigen Hafer wegnimmt und deſſen Pferden zu freſſen 
gibt, begeht damit keinen Diebitahl, weil aud bei ihm die Abficht 
rechtswidriger Zueignung fehlt. Dagegen begeht derjenige, weldyer Eß— 
waaren, um fie fofort zu verzehren, wegnimmt und fie aud wirklich 
verzehrt, besgleichen derjenige, welcher eine Sache wegnimmt, um fie 
zu verfchenken, einen Diebftahl, weil in beiden Fällen, namentlih aud) 
im legtern, da ja nur der Eigenthümer einer Sache dieſelbe verſchenken 
kann, die Abſicht rechtswidriger Zueignung vorliegt. 

Aus welchem Motive der Thäter handelte, ift für den Begriff 
des Diebſtahls gleichgiltig. Insbeſondere ift nicht gefordert, daß ber 
Thäter die Abficht hatte, fih einen Vermögensvortheil zu verfchaffen. 
Es laſſen fi) auch wirklich manche Fälle denken, in denen Diebftähle 
aus ganz andern Motiven verübt werben, 3. B. aus Nahe, um ben 
Beftohlenen zu kompromittiren, ihm in Verlegenheit zu bringen und 
dergleichen. 

Abſ. 2 des Art. 271 wurde bereits oben befproden. 

Wann ein ftrafbarer Verſuch eines Diekftahls vorliegt, ift nad 
den bezüglichen allgemeinen Beftimmungen zu beurtheilen. Dabei find 
alle im konkreten iyalle zum Zwecke der Verübung des Diebftahle vor— 
zunehmenden Handlungen als ein Ganzes aufzufaffen, jo daß alfo ein 
ftrafbarer Berfuh im Sinne bes Art. 47 nicht erft dann, wenn ber 
Dieb die Sache wegzunehmen angefangen bat, fondern z. B. ſchon 
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dann vorliegt, wenn bderjelbe in das Haus, wo er zu ftehlen be 
abfichtigte, eingeftiegen ift oder dasſelbe erbrochen oder zu erbreden 
angefangen bat. m Uebrigen vermeife ih auf das zu Art. 47 


Bemerfte. ') 
Art. 272, 


Bei der Beſtimmung des Werthes einer entwendeten Sad 
ift der gemeine Werth, welchen diefelbe zur Beit der Entwendung 
hatte, zu Grunde zu legen. 

Steht dem Diebe Miteigenthum an der entwendeten Sadıe 
zu, fo wird bei der Werthsbefiimmung der ihm gehörige Theil 
abgezogen. 

Dasfelbe findet flatt, wenn die Sache zu einer Erbicaft 
gehört, zu welcher der Dieb als Miterbe berufen ifl. 


Unfer Strafgeſetzbuch ftuft die Strafen des Diebſtahls nad 
verfhiedenen NRüdfihten ab. ine derfelben liegt im Betrage des 
Entwendeten und Art. 272 gibt an, wie biefer Betrag zu beftimmen 
if. Dies kann auf dreifadhe Meife geſchehen. Als in biefer Be 
ziehung maßgebend kann nämlich 1) der Schaden, den der Bejtohlene 
durch den Diebftahl erlitten, 2) der Betrag, um den ſich der Dieb durch 
den Diebjtahl bereichert hat, 3) der gemeine Werth, den bie ent: 
wendete Sahe» zur Zeit der Entwendung batte, betrachtet werden. 
Der frühere Referent im Gejeßgebungsausicuffe der Kammer der 
Abgeordneten Dr. Edel hatte vorgejclagen, den Schaden, ben der 
Beftohlene durch den Diebtahl erlitten hat, ale Maßſtab anzunehmen. 
Sein Vorfchlag fand jedoch feinen Beifall und es wurde, wie dies 
im Prinzipe auch ſchon das Strafgefegbuh von 1813 gethan hatte, 
der gemeine Werth, dem die entwendete Sache zur Zeit ber Entwenbung 
hatte, als Maßſtab zur Beftimmung des Betrags des Entwendeten 
feſtgeſetzt. Es bleiben mithin bei Beſtimmung des Werthes des Ent: 
wendeten außer Betracht: 1) der Affektions-, ſowie überhaupt der 
den gemeinen Werth überſteigende höhere Werth, den die entwendete 
Sache aus beſondern Gründen für den Beſtohlenen hatte, 2) der 
Minderwerth, den die entwendete oder eine zurückgebliebene Sache 


) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II ©. 190, Verh. d. Geſetzg 
Ausfh. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. J ©. 395 u. Bd. IU S. 96 — 88, Verb. 
d. K. d. Abg. v. 183,, Beil. Bd. I S. 192 u. 193. 
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durch die Wegnahme der erftern erlitten hat, gleichgiltig, ob derjelbe 
in der Thatſache der Wegnabme an fi, z. B. der Trennung der 
entwendeten Sache von einer andern, mit ber fie bisher verbunden 
war, oder im bei diefer Gelegenheit vorgekommener Beſchädigung der 
entwendeten oder einer zurüdgelaffenen Sade feinen Grund bat, 
3) der fonftige Nachtheil, der dem Beftohlenen durch den Diebitabl, 
3. B. duch den Einbrud oder durd den Entgang der entwenbeten 
Sache, verurfacht worden ift. Insbeſondere ift, da das Geſetz Feinerlei 
Unterfcheidung macht, auch bei einem Diebftahle von unfertigen Fabrik— 
erzeugniffen, unreifen Yeldfrücdten u. dgl. nur der gemeine Werth zu 
berüdjichtigen, den die gejtoßlenen Gegenftände zur Zeit ber Ent: 
wendung und in dem Zuftande hatten, in dem fie fi) damals befunden 
haben. Bei der Verhandlung wurde wiederbolt bemerkt, in ſolchen 
und ähnlichen Fällen konlurrire Eigenthumsbeſchädigung mit dem Dieb: 
jtahle. Dies ift jeboh nur in fo ferne richtig, als in der Handlung 
wirflid zugleich die zum Begriffe der ftrafbaren Eigenthumsbeſchädigung 
geforderten Merkmale liegen, was wohl zuweilen, keineswegs aber 
immer, wenn ber Beftohlene durd die Entwendung einen ben ge: 
meinen Werth ber entwendeten Sache überfteigenden Schaden crlitten 
bat, der Fall fein wird. 

Da das Geſetz, ohne weitere Unterfcheibung zu machen, vor— 
jchreibt, bei Beftimmung des Werth einer entwendeten Sache fei ber 
gemeine Werth, den diefelbe zur Zeit der Entwendung hatte, zu 
Grunde zu legen, fo kömmt es auch darauf nit an, welde Anficht 
der Dieb bei Verübung des Diebjtahls über den Werth der von ihm 
gejtohlenen Sache hatte. So wird z. B., wie ſchon die Anmerkungen 
zum Strafgeſetzbuche von 1813 fagen, ein Dieb, weldyer falfches Geld 
geftohlen bat, obgleich er hiekei der Meinung war, gutes Geld zu 
erhalten, nicht nad dem Betrage der Summe, welde das gejtohlene 
Geld gehabt hätte, wenn es gutes Geld gewefen wäre, fondern nur 
nad) dem Metallwerthe der geftohlenen falfhen Münzen, der Dieb 
dagegen, der ein filbernes Geſchirr geftohlen bat, nad deſſen Werth 
bejtraft, wenn er auch beim Diebtahle der Meinung war, es ſei nur 
aus Kompofition oder einem andern Metalle von geringerm Werthe. 

Liegt nur der Verſuch eines Diebftahls vor, jo hängt die Straf: 
barkeit, infomeit der Werth des Entwendeten von Einfluß auf bie: 
felbe ift, davon ab, ob dem Diebe die Abficht, eine beftimmte Sache 
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oder beftimmte Sachen zu entwenden, nachgewiefen werben kann ober 
nicht. Im erjtern Yale ift die Strafe unter Berüdfichtigung des 
Werth der Saden, auf deren Entwendung die Abjiht des Thäters 
gerichtet war, zu bemeſſen, im anbern Falle ijt nah dem Grundſatze, 
daß im Ameifel immer die dem Beſchuldigten günftigfte Auffaflung 
maßgebend fein muß, bei Bemeffung der Strafbarfeit ber geringite 
Betrag defien, was unter den gegebenen Verhältniffen zu entmenden 
möglich war, zu Grund zu legen, ') 


Art. 273. 


Gehören die bei einer und derfelben Diebifchen Unternehmung 
entwendeten Sachen verfchiedenen Berechtigten an, fo iſt der Dieb- 
ſtahl als eine einzige Handlung zu beftrafen. 

Das Gleiche gilt von Entwendungen, welche unter Benützung 
eines und desfelben Verhältniffes oder als allmählige Ausführung 
eines und Desfelben rechtswidrigen Entfdhluffes an der nämlichen 
Perfon nach und nad) verübt werden. 


In Abf. 1 Tiegt das entfcheidende Moment darin, daß die ver: 
ſchiedenen Saden bei einer und berfelben biebijhen Unternehmung 
entwendet worden find. Daß die Entwendungen in Folge des näm— 
lichen rechtswidrigen Entfchluffes verübt wurden, genügt in dem bier 
in Rebe ſtehenden Falle für fih allein nicht, um diefelben als eine 
einzige Handlung zu betrachten, fondern biefelben müſſen bei bem 
nämlichen diebifchen Unternehmen ftattgefunden haben. Hat ſich 3. B. 
eine Diebsbande vorgenommen, allmälig verfchiedene Diebftähle, wenn 
auch in dem nämlidyen Orte oder vielleicht fogar in dem nämlichen Haufe, 
auszuführen, zuerft aber diefe und erft nad) Vollendung diefes Diebftahle 
mittels einer weitern diebifhen Unternehmung jene Saden geftehlen, 
jo liegen zwei verfchiedene Diebjtähle vor, obgleih die Diebe ſchon 
vorher den Entſchluß zur Verübung beider Diebftähle gefaßt hatten. 
Eine weitere diebifche Unternehmung liegt aber begreiflih nicht ſchon 
dann dor, wenn 3. B. der im cin Haus eingebrungene Dieb fid, 
naddem er in einem Raume desjelben Sachen zu fi genommen 


) Verh. d. K. d. Abg. von 18%,, Beil.Bb. II S. 190 u. 191, Verb. 
b. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18°%,, 3b. I ©. 395 u. 396 u. Oh. 
© 38-102, 
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bat, in andere Räumlichkeiten begibt und nun auch dort Sachen ent= 
wendet. In bdiefem Falle liegt nur ein einziges diebifches Unternehmen, 
und zwar felbjt dann vor, wenn bie andern Räumlichkeiten befonders 
mit Gewalt oder Nachſchlüſſeln eröffnet werben mußten. 

Su Abf. 2 ift der Fall eines fortgefegten Diebftahls vorgefeben. 
Unter dem einen und bemfelben Berbältniffe, von bem das Geſetz bier 
jpricht, ift ein danerndes Verhältniß zu verftehen, in welchem ber Dieb 
entweder zu dem Beftohlenen, wie 3. B. Dienftboten zu ihrer Herr: 
haft, oder zur geſtohlenen Sache, wie 3. B. wenn ber Diebftahl von 
einer mit Beauffihtigung ber geftohlenen Sache betrauten Berfon verübt 
wurde, gejtanden ift. 

Dadurd, daß verſchiedene Gntwendungen als eine einzige Hand: 
lung betradytet werden, wird die Strafbarkeit im DVergleiche zu jener, 
die vorläge, wenn bie einzelnen Entwendungen als befondere Diebjtähle 
betrachtet würden, zuweilen erhöht, zuweilen aber auch gemindert, Er: 
fteres in Folge des Einfluffes, den der Werth des Entwendeten auf 
die Strafbarkeit hat, Letzteres in Folge der im gegenwärtigen Haupt: 
ftüde enthaltenen befonbern Beftimmungen über einzelne Fälle des Zu: 
fammenflufjes. Hierauf darf natürlid bei Entſcheidung der Frage, ob 
die verſchiedenen Entwendungen als eine einzige Handlung zu betrad: 
ten find, feine Rüdficht genommen werben‘). 


Art. 274. 
Mit Buchthaus bis zu zwölf Jahren ift vorbehaltlich der Be- Bebrehe uns 
fimmungen der Art. 284—2837 der Diebftahl zu beſtrafen: | 
1) wenn eine dem Gottesdienfte gewidmete Sache aus einem 
für den Gottesdienft beflimmten Gebäude geftohlen worden 
iſt und der Chäter ſich vorher in diebifcher Abficht dort- 
felbft eingefhlichen oder verborgen hatte oder den Diebftahl 
mittels Einbruchs oder Einfteigens oder rechtswidrigen 
Gebrauchs von Schlüffeln verübt hat; 
2) wenn der Diebflahl in einem bewohnten Gebäude oder in 
dem Dazu gehörigen und mit dem bewohnten Gebäude in 
innerer Durchgangs - Verbindung fiehenden umſchloſſenen 
Raume mittelo Einbruchs oder Einfleigens oder rechts- 


) Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. I. E. 400 
und 3b. 11, &. 115 u. 116. 
Weite, Das Straſgeſehbuch für das Königreih Bayern. II. 9 
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widrigen Gebrauches von Schlüſſeln verübt worden iſt und 
der Werth des Geſtohlenen die Summe von hundert Gulden 
überfleigt; 

wenn fid) der Dieb oder, falls Alchrere den Diebftahl ge- 
meinfchaftlich verübt haben, Einer derfelben zur Werübung 
der That mit Waffen verfehen hatte; 

wenn der auf frifcher Chat ergriffene oder auf der Flucht 
verfolgte Dieb eine Perfon vergewaltigt oder an Leib oder 
Leben bedroht hat, um mit dem geftohlenen Gute oder 
einem heile desfelben zu entkommen; 

5) wenn drei oder mehrere Perfonen, welche ſich zur fortge- 
festen Verübung von Raub oder Diebflahl verbunden haben, 
den Diebftahl gemeinfchaftlicd; verübt oder bei Ausführung 
desfelben in der im Art. 54 Biff. 4 bezeichneten Art mit- 
gewirkt haben ; 

6) wenn der Werth des Geftohlenen die Summe von taufend 
Gulden überfleigt. 

An ben Art. 284—287 finden fid bejondere Beftiimmungen 
über ben Felddiebſtahl, auf deffen Beitrafung befhalb die fonftigen 
Beftimmungen über den Diebſtahl feine Anwendung finden, Dies ift 
durch den im Gingange bed Art. 274 und aud jpäter gemachten 
Vorbehalt ausgedrüdt. 

Dezügli der Bejtimmung der Ziff. 1 macht das Geſetz zwiſchen 
den Öffentlichen und Privatfirchengefellichaften feinen Unterſchied. Welde 
Gebäude für den Gottesdienft beftimmt und welche Saden dem Gottet: 
diente gewibmet find, iſt nach dem Ritus der betreffenden Religiond 
gejellihaft zu entjcheiden. Die geftohlene Sache muß aber felbjt dem 
Östtesdienfte gewidmet, nicht blos mittelbar zur Befriedigung der Be: 
dürfniffe des Gottesdienjtes beftimmt gemwejen fein. Ein Diebftahl, der 
an bem in einem Opferftode befindlichen Gelde verübt wurde, fällt 
deshalb nicht unter die gegenwärtige Beitimmung. Uebrigens ſtellen, 
was jogleich hier bemerkt werden mag, Abf. 2 und 3 des Art. 277 
die zum Gottesdiente beftimmten Gebäude, fowie Nebengebäude und 
Räumlichkeiten, melde mit einem für ben Gottesdienft beftimmten Ge: 
bäube auf die bafelbft bezeichnete Art in Verbindung ftehen, den be 
wohnten Gebäuden gleih. Auf Diebftähle, welche in Gebäuden, bie 
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für den Gottesbienft beftimmt find, ober in mit denfelben auf bie 
angegebene Art verbundenen Nebengebäuden und Räumlichkeiten an 
andern als dem Gottesvienfte gewibmeten Sachen verübt werden, finden 
deshalb zugleich die für Diebjtähle, die in einem bewohnten Gebäude 
verübt werden, geltenden Beitimmungen Anwendung, jo daß aljo 5.2. 
auch derjenige, welcher in eine Kirche oder in eine mit berfeiben in 
der angegebenen Art verbundene Räumlichkeit eingebrochen ift und 
bajelbft Gegenſtände, die zwar nicht dem Gottesdienſte gewibmet find, 
deren Werth aber die Summe von 100 Gulden überfteigt, geftoblen 
bat, nad Art. 274, nämlid zwar nit nach Ziff. 4, wohl aber nad 
Ziff. 2 zu betrafen ijt. Dabei entjtebt jedoch noch die weitere Frage, 
ob Nebengebäude und Räumlichkeiten, welche mit einem für den Got— 
tesdienſt beſtimmten Gebäude auf die angegebene Art in Verbindung 
fteben, nad) Abſ. 3 des Art. 277 den für den Gottesdienft beftimm- 
ten Gebäuden überhaupt gleidy zu achten find, ob alfo Ziff. 1 des 
Art. 274 auch auf Diebftähle Anwendung findet, weldhe in Neben: 
gebäubden oder Räumlichkeiten der bezeichneten Art an dem Öottesdienite 
gewidmeten Sachen verübt wurden. Diefe Frage ift zu bejahen, weil 
die Art. 277—281 überhaupt bejtimmt find, die in den vorhergehen- 
den Artikeln vorfommenden Ausdrüde und Bezeichnungen zu erläutern, 
und Abf. 3 des Art. 277 ganz allgemein, ohne irgend eine Beſchrän— 
fung ober Unterſcheidung, beftimmt, daß Nebengebäude und Räumlich— 
keiten der bezeichneten Art den für den Gottesdienſt beftimmten Ge: 
bäuden gleich zu achten feien. 


Die weitern Beftimmungen darüber, was unter bewohnten Ge— 
bäuden und ben bazu gehörigen Räumen, fo wie unter Cinbrad, 
Einfteigen und rechtswidrigem Gebraude von Schlüffeln zu verftchen 
ijt, finden fid) in den Art. 277—231, bei deren Erläuterung ich des— 
balb auf diefe Punkte zurückkommen werbe. 


In Ziff. 3 iſt ausbrüdlich verlangt, daß fi der Dieb ober 
wenigjtens einer bderfelben zur VBerübung der That mit Waffen 
verjeben bat. Dieje Faffung wurde, abweichend von jemer bes frühern 
Entwurfs, der nur gefordert hatte, daß ber Dieb bei Verübung der 
That mit Waffen verfehen gewejen, abſichtlich gewählt, um auszu- 
drüden, daß die hier in Rebe ſtehende Dualififation nicht fhon dann 
vorliegt, wenn ber Dieb zufällig bei Verübung der That im Befige 
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von Waffen war, fondern daß er die Waffen abfichtlih mitgenommen 
haben muß, um von denfelben bei Verübung des Diebftahle vorkom 
menden Falles Gebraud machen zu können. Wurde der Diebitabl von 
Mebreren gemeinfhaftli verübt, fo ift Jeder derſelben nach Art. 274 
Ziff. 3 zu beftrafen, wenn aud nur Giner derfelben fih mit Waffen 
verfehen hatte. Hiebei wird jedoch voransgefett, daß diefelben wußten, 
daß fi einer von ihnen mit Waffen verfehen bat, indem ſonſt dieſer 
Umftand wegen der allgemeinen Beftimmung des Art. 69 bei Bene 
fung ihrer Strafbarkeit nicht zu ihrem Nachtheile berückſichtigt werden 
barf. 

In Ziff. 4 iſt natürlich vorausgefegt, daß zur Zeit, wo die 
Vergewaltigung oder Bedrohung einer Perjon ftattgefunden bat, der 
Diebftahl bereits vollendet war, indem, wenn die Vergewaltigung oder 
Bedrohung ſchon vorher als Mittel zur Verübung des Diebitahlt 
ftattgefunden hat, die Handlung ſich als Naub darftellt. Werner it 
gefordert, daß ber auf frischer That ergriffene oder auf der Fludt 
verfolgte Dieb eine Perfon zu dem Zwecke vergemwaltigte oder bedrohte, 
um mit bem gejtohlenen Gute oder einem Theile desſelben zu ent 
kommen. Der in Ziff. & vorgefehene Fall liegt mithin dann nicht ver, 
wenn die Gewalt nicht von einem auf frifcher That ergriffenen ober 
auf der Flucht verfolgten, fondern von einem fpäter im Befige der 
geftohlenen Sachen betretenen Diebe, wenn gleich zu dem Zwecke, um 
mit den geftohlenen Sachen zu entfommen, oder wenn fie von dem 
auf frifcher That ergriffenen oder auf der Flucht verfolgten Tick 
lediglich zu dem Zwecke, um feine Perjon in Sicherheit zu bringen, 
verübt wurde, Die in diefen Fällen verübte Gewalt ijt ohne Einfluß 
auf die Qualififation des Diebſtahls. 


Ziff. 5 feßt vor Allem eine zwifchen wenigfteng drei Per: 
fonen getroffene Verbindung zur fortgefegten Verübung von Raub 
oder Diebftahl voraus. Sie müſſen ſich alfo in allgemeiner eilt, 
mithin ohne Beſchränkung auf einzelne bejtimmte Reate, verbunden 
haben, um gemeinfchaftlid mit einander zu vauben oder zu ftehlen. 
Die Berabredung zur VBerübung eines einzelnen, wenn auch fortge 
fegten Diebftahls oder aud einer Mehrzahl von beftimmten Diebjtäblen 
genügt nicht. Ferner müffen die in folder Weife verbundenen Perſonen 
den abzuurtheilenden Diebftahl aud wirklich gemeinſchaftlich verübt 
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ober bei Ausführung beöfelben doch wenigſtens in ber in Art. 54 
Ziff. 4 bezeichneten Art mitgewirkt haben’). 
Art. 275. 

Budthausfirafe bis zu ſechehn Jahren tritt ein, wenn an 
dem Diebe gleichzeitig drei oder mehrere Diebflähle zu beftrafen find, 
von denen jeder einzeln nah Art. 274 firafbar wäre. 

Sind an dem Diebe gleichzeitig drei oder mehrere Diebftähle 
zu beftrafen, von denen jeder auf die im Art. 274 Biff. 2 bezeich- 
nete Weife verübt worden if, während bei keinem der Werth des 
Geftohlenen die Summe von hundert Gulden überfteigt, fo ift auf 
Buchthaus bis zu zwölf Iahren zu erkennen; die Strafe kann bis 
zu fechgehnjährigem Buchthaufe erhöht werden, wenn außerdem dem 
Thäter noch wenigftens zwei andere nach Art. 274 fteafbare Dieb- 
ſtähle zur Laſt liegen. 

Nah den allgemeinen Beftimmungen über Zufammerfluß iſt 
gegen benjenigen, welder vor erfolgter Verurtheilung mehrere Verbreden, 
Vergeben oder Uebertretungen, wenn auch in verfchicdenen Handlungen 
begangen bat, in ber Regel nur die gefegliche Strafe jener der von 
ihm verübten firafbaren Handlungen zu verhängen, welche unter den— 
jelben mit der höchſten Strafe bedroht ift. Hievon weicht vorftehender 
Artikel bezüglid der in bdemfelben bezeichneten Diebftähle ab, In 
Abſ. 1 ift nämlich für den Fall bes Zuſammentreffens von brei ober 
mehreren Diebftählen, von benen jeber einzeln nah Art. 274 ftrafbar 
märe, das Marimum der Zuchthausſtrafe auf 16 Jahre erhöht, und 
im erften Sage des Abf. 2 iſt für den Fall des Zufammentreffens 
von drei ober mehreren Diebftählen, von denen jeder auf die in Art. 
274 Ziff. 2 bezeichnete Weife verübt wurde, während jebody bei feinem 
berfelben der Werth des Geftohlenen die Summe von hundert Gulden 
überfteigt, der Thäter mit Zuchthausſtrafe bedroht. Das Geſetz qualifizirt 
mithin im letztern falle, obgleich die von dem Thäter verübten Dieb- 
ftähle, einzeln betrachtet, nur Vergeben find, die Handlung wegen bes 
Aufammentreffens mehrerer Diebftähle ald Verbrechen. In Konfequenz 
davon mußte natürlich, wie dies im letzten Sage des Abf. 2 geſchehen 


— 





) Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil«Bb. I. S. 191, Verhdl. des 
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ift, die Erhöhung der Zuchthausſtrafe auf 16 Jahre in dem Falle für 
ftatthaft erflärt werben, daß dem Thäter außer dieſer Handlung, alfo 
außer ben wegen ihres Zufammentreffens den Charakter eines Ber: 
brechens annehmenden drei Diebjtablsvergehen, noch wenigſtens zwei 
andere nach Art. 274 ftrafbare Diebſtähle zur Laſt liegen. 

Inſoweit Art. 275 feine bejondern Beftimmungen enthält, find 
natürlich auch in biefen Fällen die allgemeinen Beftimmungen über 
Zufammenfluß maßgebend. Insbeſondere hat, wenn ein Dieb ;. 2. 
wegen zwei Diebftahlsverbregen in Anwendung des Art. 274 zu 
Zuchthausſtrafe verurtheilt wurde und fi nun herausftellt, daß er 
vor feiner Verurtheilung noch einen britten gleichfalls nach Art. 274 
ftrafbaren Diebftahl verübt Hat, eine gerichtlihe Verfolgung wegen 
bes letztern Diebftahls nah Art. 85 nur dann einzutreten, wenn ſich 
annehmen läßt, daß bei ber eriten Aburtheilung auf eine höhere 
Zudthausftrafe würde erfannt worden fein, wenn damals audy biefer 
dritte Diebftahl bekannt gewefen wäre. Wurde ein Dieb wegen eine 
ober zwei Diebftählen, die auf die in Art. 274 Ziff. 2 bezeichnete 
Art verübt wurden, in Anwendung des Art. 282 Ziff. 2, weil bei 
feinem diefer Diebftähle der Werth des Geftohlenen hundert Gulden 
überftieg, zu Gefängnißſtrafe verurtheilt und ftellt fich fpäter heraus, 
daß er vor feiner PVerurtheilung nod zwei beziehungsweife einen 
weitern Diebftahl diefer Art begangen hat, aljo ber Fall des erften 
Satzes des Abi. 2 des Art. 275 vorliegt, jo muß immer eine neue 
gerichtliche Verfolgung eintreten, weil in diefem Falle, wenn der nad: 
träglich entdeckte Diebſtahl ſchon bei der erjten Aburtheilung bekannt 
geweſen wäre, ftatt auf Gefängniß auf Zuchthaus hätte erkannt werben 
müffen. Da jedoch in biefem Falle über den Diebjtahl ober bie 
Diebftähle, wegen welcher die erfte DVerurtheilung erfolgte, bereite 
rechtsfräftig erkannt ift und dieſes Erfenntniß, ſoweit e8 den Schuld: 
ausfprud betrifft, wegen der eingetretenen Rechtskraft nicht weiter 
in Trage geftellt werden darf, fo hat fich die eigentliche Verhandlung 
vor dem Schwurgerichte und ber Ausſpruch der Geſchwornen auf den 
nachträglich entdedten Diebftahl zu beſchränken. Wirb der Angeklagte 
für ſchuldig erflärt, diefen Diebftahl auf die in Art. 274 Ziff. 2 
bezeichnete Art verübt zu haben, fo hat nunmehr der Schwurgerichtshof 
auf ben Grund diefer Erklärung in Verbindung mit bem frübern 
vechtöfräftigen Urtbeile in Anwendung des Art. 275 Abſ. 2 eine Ge: 
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fammtftrafe gegen ihn auszuſprechen, welche eintretenden Falles nad 
Maßgabe ber Beftimmungen des Art. 86 Abf. 2 als bereits theil- 
weiſe erftanden zu erklären iſt. 

Da nah Art. 49 und 52 der Verfuh und bie Theilnahme bes 
züglich der Beitrafung der vollendeten beziehungsweife ber Hauptthat 
gleichftehen, jo finden die Beitimmungen bes Art. 275 auch bann 
Anwendung, wenn in einem oder in mehrern ber zufammentreffenden 
Fälle nur ein Verſuch oder eine Theilmahme an einem Diebftahle 
vorliegt. ine Herabjegung der gefetlihen Strafe in Gemäßheit ber 
Art. 49 und 55 ift nur dann zuläffig, wenn ber Thäter blos wegen 
Verſuchs oder Theilnahme zu betrafen if. ') 


Art. 276. 


Mer wegen Diebfinhls, Raubes oder Hehlerei bereits einmal 
zu einer Verbrechens- oder zweimal zu Gefängniffirafe, jedesmal 
von wenigftens einem Iahre, verurtheilt worden ifl und fi) neuer- 
dings eines Diebflahls ſchuldig macht, wird mit Buchthaus bis zu 
zwölf Iahren beftraft, wenn der neuerdings verübte Diebſtahl nad 
Art.282 Biffer 1 und 2, mit Buchthaus von acht bis zwanzig Jahren, 
wenn Derfelbe nach Artikel 274 oder 275 firafbar wäre. 


Ueber den Rüdfall im Mllgemeinen wurde das Erforberliche 
bereitö zu Art. 242 bemerkt. Ich kann mid deshalb Hier auf bie 
dort vorbehaltene Frage, ob und in wie weit aud ein im Auslanbe 
ober unter ber Herrfchaft einer frühern Gefeßgebung ergangene® Urtheil 
den Rüdfall begründet, ſowie auf die dem Rückfalle beim Diebftahle 
eigenthümlichen Beftimmungen beſchränken. 

Was vorerſt die letztern betrifft, ſo finden ſich Beſtimmungen 
über den Rückfall beim Diebſtahle außer in Art. 276 auch noch in 
Art, 282 Ziff. 3, 285 Ziff. 1 und 286. Ich will dieſe Beſtimmungen 
ber beſſern MUeberficht wegen bier im Zuſammenhange befprecen, 
Art. 276 ficht den Fall vor, daß Jemand, ber bereits früher wegen 
Diebſtahls, Raubs oder Hehlerei auf die im Artikel angegebene Weife 
verurtheilt worben ift, ſich neuerdings eines Diebſtahlsverbrechens ober 
eine® nad Art. 282 Ziff. 1 oder 2 ftrafbaren Diebftahlsvergehens 


') Verb. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. db. Abg. von 18%,, Bb. 1 6. 398 
u. 3b. I S. 103-105, Verhdol. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. I. ©. 59, 
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fhulbig macht. Im erftern Falle tritt wegen des Rückfalle eine 
namentlich auch bezüglid) bed Minimums länger dauernde Zuchthaus: 
ftirafe ein, im zweiten nimmt bie Handlung, melde an ſich nur Per: 
geben wäre, wegen des Nüdfalld die Natur eines mit Zuchthaus 
bis zu zwölf Jahren zu beftrafenden PVerbrehens an. Das Geſetz 
verlangt bier nicht gerade vorausgegangene Berurtheilung wegen 
Diebftahls, DVerurtheilung wegen Raubes oder Hehlerei ijt Hier ber 
Berurtheilung wegen Diebftahls ganz gleichgeſtellt. Es genügt aber 
nicht jede wegen eines biefer Reate früher erfolgte Verurtbeilung, 
fondern der Betrefiende muß bereits wenigftens einmal zu einer Ver: 
brechens⸗ ober zweimal zu Oefängnißftrafe, jedesmal von wenigſtens 
einem Sabre, verurtbeilt worben fein. Frühere, wenn auch nod fo 
zahlreiche Verurtheilungen zu geringerer Strafe geftatten in dem Falle, 
daß ber neuerdings verübte Diebftahl entweder ein Verbrechen oder 
ein Vergeben ift, weber bie Anwendbarkeit des Art. 276 noch über: 
haupt eine Erhöhung der auf die That an ſich gefekten Strafe, ſondern 
können nur bei Ausmefjung der Strafe zwifchen dem gefegliden 
Minimum und Marimum geeignet berüdfichtigt werden. Nicht in 
allen Fällen, in benen ein bereits in ber in Art. 276 angegebenen 
Weiſe DVerurtheilter neuerdings ein Diebftablsvergehen verübt, fondern 
nur dann, wenn ber neuerdings verübte Diebjtahl abgejehen vom 
Rückfalle nah Art. 282 Ziff. 1 und 2 ftrafbar wäre, tritt nad 
Art. 276 Zuchthausftrafe ein. Die Beftimmung des lehtern Artikels 
findet mithin weber bann, wenn ber Diebftahl an fi Uebertretung 
wäre und nur wegen früher erfolgter Verurtheilungen nady Art. 282 
Ziff. 3 und 286 die Natur eines Vergehens hat, noch in dem in 
Art. 287 vorgefehenen Falle Anmenbung, fondern es find in biefen 
Fällen die frühern Berurtheilungen nur bei der Strafausmeffung zu 
berüdfichtigen. Art. 276 droht Zuchthausftrafe bis zu zwölf Jahren 
für den Fall an, daß ber neuerdings verübte Diebftahl, abgefehen 
vom Rüdfalle, nad Art. 282 Ziff. 1 und 2 ſtrafbar wäre. Aus 
dem Worte „und“ darf jedoch nicht gefolgert werben, Art. 276 fei 
nur dann anwendbar, wenn ber neuerdings verübte Diebftahl ſowohl 
die Merkmale der Ziff. 1, als auch jene der Ziff. 2 des Art. 282 
an fi trägt, alfo nicht nur der Werth des Geftohlenen die Summe 
von zehn Gulden überfteigt, fondern auch ber Diebftahl außerdem in 
ber in Ziff. 2 bezeichneten Art verübt wurde. Die Verhandlungen 
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laffen nämlih darüber feinen Zweifel, daß ber Geſetzgeber den Rüd: 
fall fowohl dann, wenn der neuerdings verübte Diebftahl nad Ziff. 1, 
al® auch dann, wenn derfelbe nady Ziff. 2 des Art. 282 ftrafbar wäre, 
begründet wiffen wollte. Im Entwurfe war nämlich nur im Allge: 
meinen Art. 282 (damals 286) citirt, Ich bemerkte hierüber in 
meinem Bortrage, es feien bier offenbar nur bie in Ziff. 1 und 2 
diefes Artikels bezeichneten Diebftähle gemeint, und beantragte deshalb, 
dies zur Vermeidung von Zweifeln ausbrüdlich zu fagen. Bei der Ver: 
handlung wurde diefe Bemerfung als richtig anerkannt und demgemäß 
bag Citat „Art. 286“ in „Art. 286 Ziff. 1 und 2" abgeändert. Es 
ift hiernach Mar, daß dieſe Aenderung ledigli zu dem Zwecke vor: 
genommen wurbe, um audzubrüden, daß die in Art. 276 angebrobte 
Zuchthausſtrafe dann nicht einzutreten bat, wenn ber neuerdings vers 
übte Diebſtahl an fi) blos Webertretung ift und nur wegen einer 
gegen ben Thäter bereits früher erfolgten Verurtheilung nad Art. 282 
Riff. 3 als Vergehen erfheint. In diefem Sinne hat aud der Kaſſa— 
tionshof dur Urtheil vom 3. Jänner 1863 (Zeitfhrift für Geſetzg. 
und Rechtspflege, Band X Seite 16—19) entſchieden. 

Durch Art. 282 Ziff. 3 ift der an fih nur als Uebertretung 
nah Art. 283 ftrafbare Diebftahl für den Fall, daß der Dieb bereits 
früher wegen eines als Verbrechen, Vergehen oder nad) Art. 283 als 
Uebertretung ftrafbaren Diebftahls verurtheilt worden ift, mit Ge— 
fängnig nicht unter einem Monate bebroht, damit alſo al® Vergehen 
qualifiziert. Diefe Beftimmung findet nur auf folde Diebftähle An: 
wendung, welche, vom Rüdjalle abgejehen, nach Art. 283 zu bejtrafen 
wären, indem bie außerdem vom Geſetze noch als Vebertretungen er: 
Härten Felddiebſtähle, bezüglich deren ſich ohnedies in den folgenden 
Artikeln befondere Beftimmungen finden, von den Beftimmungen des 
Art. 282 ausbrüdlih ausgenommen find. Art. 282 Ziff. 3 verlangt 
eine Berutheilung wegen Diebitahls, eine frühere Verurtheilung wegen 
Raubs oder Hehlerei rechtfertigt mithin, da derartige Beftimmungen nicht 
ausdehnend interpretirt werben bürfen, die Anwendung biefer Bejtim- 
mung nit. Es genügt jede Verurtheilung wegen Verbrechens oder Ver: 
gehens des Diebftabls, eine Verurtheilung wegen Uebertretung dagegen 
nur dann, wenn fie wegen eines unter Art. 283 fallenden Diebitahls 
erfolgt if. Die in Rede ftehende Wirkung tritt mithin dann nicht 
ein, wenn der Dieb früher blos wegen Felddiebſtahls zu einer Weber: 
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tretungsſtrafe verurtheilt worden iſt. Dagegen findet, weil das Geſetz, 
wie bemerkt, für ben Fall früherer Verurtheilung wegen Vergehens 
des Diebftahls Feine Beſchränkung enthält, die Beftimmung des Art. 282 
Ziff. 3 auch dann Anwendung, wenn ber Dieb bereits früher wegen 
Felddiebſtahls zu einer Vergehensftrafe verurfbeilt werden ift. Endlich 
wurde in ber Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der 
Abg. vom 18. September 1860 allfeitig anerkannt, daß unter Ziff. 3 
bes Art, 282 berjenige Dieb nicht zu jubjumiren ift, welcher früher 
wegen eines im Vergehensgrade jtrafbaren Forſtfrevels, wohl aber 
derjenige, welcher wegen Diebſtahls von aufgefcheitertem Holze u. dgl. 
bereit8 verurtheili worden tft, da erjtere Handlung nicht als Diebftahl, 
fondern als ein mit Vergehensſtrafe bebrohter Frevel erfcheint. 

Weder Art.276 nody Art. 282 Ziff. 3 find bezüglich ihrer An: 
wendbarkeit darauf befhränft, daß zwifchen der frühern Berurtheilung 
und dem neuerdings verübten Diebftahle nur eine gewiffe Zeit in 
Mitte liegt. Kein wenn auch nod) fo langer Zeitablauf fließt deshalb 
die Anwendbarkeit diefer Beitimmungen aus. 

Art. 285 Ziff. 1 und 286 beziehen ſich nur auf Felddiebſtähle, 
und zwar in ber doppelten Weife, daß fowohl die frühere Verurtheilung 
wegen Felddiebſtahls erfolgt, als auch die neuerdings abzuurtheilende 
That ein sFelbbiebjtahl fein muß. Frühere DVBerurtheilungen wegen 
fonftiger Diebftähle kommen bemnad hier nicht in Betradt. Dagegen 
iſt es gleichgiltig, nach welchem ber von den Felddiebftählen handelnden 
Artikel die Verurtheilung erfolgt if. Nach beiden Artikeln find nur 
folhe Berurtheilungen zu berüdfihtigen, welche binnen Sabresfrift 
vor der abzuurtheilenden That erfolgt find. Frühere Verurtheilungen 
Können nur Einfluß auf die Strafausmeffung haben. 

Alsbald nad Erſcheinen des Strafgeſetzbuchs wurden verfchiedene 
Anfigten darüber laut, ob und in wie weit der Rüdfall in denjenigen 
Fällen, in welchen ihn das Geſetz als befondern Straferhöhungsgrund 
betrachtet, auch durch Verurtheilungen begrünbet wird, die im Aus— 
lande ober unter der Herrſchaft einer frübern Geſetzgebung erfolgt 
find. Auch von Seite der Gerichte wurde biefe Frage in ber erften 
Zeit der Geltung bes neuen Geſetzbuchs verſchieden entſchieden. Sehr 
bald, namentlich in Folge eines von dem Oberappellationsgerichte in 
einer Plenarverfammlung am 27. Dezember 1862 erlaffenen Urteils, 
bildete fich jebody eine, was wenigftens die anzumendenden Grunbjäße 
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betrifft, fefte Praxis, jo daß es beute nicht mehr nöthig ift, auf bie 
verfchiedenen früher aufgeftellten Anſichten im Einzelnen einzugeben, 
und zwar um fo weniger, als aud ein beim Testen Landtage geftellter 
Antrag, der bezwedte, den Art. 276 in einer von den im angeführten 
Plenarerfenntniffe des Oberappellationsgerichts ausgeſprochenen Grund: 
fägen abweichenden Weife autbentifh zu interpretiren, von ber Kammer 
der Abgeordneten nach eingehender Berathung mit einer an Stimmen: 
einhelligfeit grängenden Majorität abgelehnt wurde.) Hiernach Tann 
Nachſtehendes als maßgebend bezeichnet werben. 

Was vor Allem bie Frage betrifft, ob der Nüdfall im Sinne 
der bier in Rede ftehenden Beftimmungen überhaupt auch durch 
Verurtbeilungen begründet wird, die im Auslande oder unter ber 
Herrfchaft einer frühern Gefekgebung erfolgt find, jo muß biefelbe 
unbebingt bejaht werden. Der Grund, warum ber Geſetzgeber in 
diefen Fällen den Rüdfall als befondern Straferhöhungsgrund be— 
trachtete, liegt im der großen Gefährlichkeit, melde ber Thäter 
dadurch dofumentirte, daß er trotz bereit® gegen ibn ergangener Ber: 
urtheilungen neuerdings wieder gleiche oder ähnliche ftrafbare Hand— 
lungen verübte, und in der Erwägung, daß der in folder Art Fund: 
gegebene eingemwurzelte Hang zur Verübung berartiger Delikte ftärferer 
Repreffiomittel bedarf, als diejenigen find, welde in anbern Fällen 
ausreihen. Diefer Grund befteht in gleihem Maße, die frühere 
Berurtheilung mag im In- oder im Auslande, unter ber Herrſchaft 
ber gegenwärtigen ober einer frühern Gefeßgebung erfolgt fein. Auch 
ſpricht das Geſetz ganz allgemein von früher erfolgten Verurtheilungen, 
ohne zu unterſcheiden, wo und unter der Herrfchaft welcher Gefeh: 
gebung fie erfolgt find. Dadurch, daß Verurtheilungen, welche unter 
ber frühern Geſetzgebung erfolgt find, bezüglid der Frage, ob ber 
Thäter im Sinne der neuen Geſetzgebung rüdfällig ift, berüdfichtigt 
werden, wirb endlich natürlih auch dem neuen Geſetze feine rüd: 
wirtende Kraft beigelegt, weil ja bierin nicht eine theilmeife noch— 
malige Beftrafung der frühern, fonbern nur eine erhöhte Qualifikation 
der neuerbing® verübten, alfo ganz nad bem neuen Geſetze zu be 
urtheilenben That liegt. 


') Verb. d. K. d. Abg. von 1863, Stenogr. Berichte S. 205 — 216, 
Beil.Bb. I S. 209— 214. 
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Unfer Geſetzbuch nimmt in den bier in Rede ftehenden Fällen 
Rückfall nit ſchon dann an, wenn gegen den Thäter überhaupt früher 
ſchon eine DBerurtheilung erfolgt ift, fondern ſetzt Berurtbeilungen 
wegen beftimmter ftrafbarer Handlungen und zum Theile zu beftimmten 
Strafen voraus. Deshalb muß bei Verurtheilungen, die unter ber 
Herrſchaft anderer Gefebgebungen erfolgt find, in denen die betreffenden 
Reate zuweilen anders benannt, ber Thatbeftand anders normirt und 
bezüglich der Strafen andere Syfteme aufgeftellt find, unterfucht werben, 
ob im betreffenden Falle diejenigen Borausfegungen vorliegen, von denen 
unfer jetziges Strafgefeßbud die Annahme des Rückfalls abhängig macht. 
Da letzteres zum Rüdfalle aber nur fordert, daß eine Verurtheilung 
wegen eines in bem betreffenden Artikel bezeichneten Delifts erfolgt 
ift, und in einigen Fällen außerdem, daß eine gewifle Strafe vers 
hängt wurde, bie Beichaffenheit der That, megen welder die Ber: 
urtbeilung erfolgte, nad ihren einzelnen Modalitäten hiebei alfo nicht 
in Frage kommt, fo hat fi diefe Unterfuhung darauf zu befchränfen, 
ob in ber That, wegen welder die frühere Verurtheilung erfolgte, 
das bezügliche Delikt nah ben für deſſen Begriff geforderten Merk: 
malen unb ohne Rüdfiht auf den Namen, mit dem es bezeichnet ift, 
liegt, und, falls das Geſetz im betreffenden alle die Verurtheilung 
zu einer gewiffen Strafe fordert, ob bie früher erkannte Strafe ale 
eine Strafe biefer Art zu betrachten if. Die Anfiht, bei Ver: 
urtbeilungen, welche im Auslande oder unter der Herrichaft der frübern 
Geſetzgebung erfolgt find, fei zu prüfen, welde Strafe die im frühern 
Urtheile feftgeftellte That nah dem jeßigen Strafgefebbuche zur Folge 
gehabt haben würde und nur diefe, nicht die früher wirklich erkannte 
Strafe fei bei Entfheidung ber Frage, ob der Thäter im inne. bes 
Geſetzes rüdfällig ift, zu berüdfichtigen, insbefondere eine im. Aus: 
ande ober unter ber Herrſchaft der ältern inländischen Geſetzgebung 
verhängte Strafe gelte im Sinne der Art. 276, 301 Ziff. 4 und. 319 
nur dann als Verbrechensftrafe, wenn fie auf Grund von Thatfachen 
verhängt wurbe, welche die beftrafte That auch nad den Beitimmungen 
unfres jegigen Strafgeſetzbuchs als Verbrechen ericheinen laſſen, ſteht, 
abgefeben davon, ob fie fih mit dem ber Nechtäfraft zufommenben 
Anfehen verträgt, mit bem Sinne und MWortlaute des Geſetzes im 
Wiberſpruche. Die angeführten Artikel ſprechen nur von früher wegen 
gewiſſer Delikte wirklich erfolgten Verurtheilungen zu gewiſſen Strafen, 
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nicht von Berurtbeilungen wegen Handlungen, die, wenn fie beute 
nach dem jegigen Strafgefegbudye abzuurtheilen wären, gewiſſe Strafen 
zur Folge hätten. Es entfpricht dies auch ganz dem Geifte des Ge: 
fees. Der Grund, aus welchem das Gefek in gewiſſen Fällen im 
NRüdfalle einen befondern Straferhöhungsgrund erblidt, liegt, wie 
früber bereit bemerkt wurde, in der Gefährlichkeit, welche ber 
Thäter dadurch kundgab, daß er troß der früher gegen ihn erfolgten 
Berurtbeilungen neuerdings wieder derartige ftrafbare Handlungen ver: 
übte. Auf den wegen gewiffer Reate und in ben betreffenden Fällen 
zu gewiffen Strafen früher erfolgten Berurtheilungen liegt mithin ber 
Schwerpunft und ed muß nad dieſem Syſteme ganz gleichgiltig fein, 
welche Strafe nah unferm jekigen Strafgeſetzbuche zu verhängen ge 
wefen fein würde, wenn die That nad) diefem abzuurtheilen gemwejen 
wäre, Es iſt allerdings richtig, daß hiernach der Angefchuldigte in 
manden Fällen, nämlih dann, wenn unſer jetiges Strafgeſetzbuch 
milder, als das bei ber frühern Aburtheilung zur Anwendung ge: 
fommene it, ftrenger beurtheilt wird, als dies ber Fall wäre, wenn 
auch die frühere That nad unferm jeßigen Strafgeſetzbuche zu be: 
urtheilen gemefen fein würde, allein hierin liegt, abgeſehen davon, 
daß aud das Gegentheil vorfommt, wenn nämlich unfer jegiges Straf: 
geſetzbuch ftrenger ift, nicht nur Feine Ungerechtigkeit, ſondern im 
Segentbeile eine ganz gerechte Anwendung allgemeiner ftrafrechtlicher 
Grundſätze. Die frühere Handlung ift nad dem Geſetze, unter befien 
Herrſchaft jie verübt wurde, beurtheilt worben, ber Umftand, daß ber 
Thäter fpäter unter der Herrſchaft eines andern mildern Geſetzes eine 
gleiche Handlung verübte, kann auf die Natur und die Strafbarkeit 
jeiner frühern Handlung feinen Einfluß haben, und es kann bieburd 
an der bier allein maßgebenden Thatſache, daß er früher zu einer 
gewiſſen Strafe verurtbeilt wurde und daß er troß diefer Verurtbeilung 
neuerdings eine derartige jtrafbare Handlung verübte, nichts geändert 
werben. | 

Die bei der vorerwähnten Unterfuhung vortommenden Fragen 
können, infoweit e8 fih um Berurtbeilungen handelt, bie unter der 
frühern imländifden Gefeßgebung ergangen find, einzeln ind Auge 
gefaßt werden, da fich diefelben aus einer Vergleihung der jegigen 
mit der frübern Geſetzgebung ergeben, während ſich bezüglid der im 
Auslande erlaffenen Urtbeile nur allgemeine Grundbfäge aufftellen 
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laffen, da eine erfchöpfende Vergleihung der inländiſchen Gefeßgebung 
mit jenen bed Auslands fchon aus dem Grunde nicht möglich ift, 
weil im Verlaufe der Zeit Aenderungen der ausländijchen Gefeßgebung 
eintreten koͤnnen. 

Mas vor Allem die unter der frühern inländifchen Geſetzgebung 
ergangenen Verurtheilungen betrifft, jo kann hiebei der Rüdfall beim 
Felddichftahle übergangen werben, weil bei ber in Art. 285 Ziff. 1 
und 286 enthaltenen Bejtimmung, nad welcher beim Felddiebſtahle 
Rüdfal uur dann vorliegt, wenn bie frühern Verurtheilungen binnen 
Jahresfriſt vor der abzuurtbeilenden That ftattgefunden haben, 
Fälle, in denen frühere Berurtheilungen in ber bier in Betracht 
fommenden Rüdfiht neu zu prüfen find, nidyt wohl mehr vorfommen 
werben, Bezüglich der übrigen Fälle, in denen ber Rüdfall rechtliche 
Bedeutung bat, ijt Nachftehendes zu bemerken. Bei dem Diebitahle, 
Raube, Betruge und der Fälfhung fällt die Terminologie und bie 
Begriffsbeftimmung des jekigen Strafgejeßbuchs mit jener bes Straf: 
gefegbuhs von 1813 wenigftend in ber Art zufammen, daß eine 
unter der Herrſchaft der letztern Geſetzgebung megen eines biefer 
Delikte erfolgte Verurtheilung auch als Verurtheilung wegen bes be— 
züglihen Delitts im Sinne der jebigen Geſetzgebung zu betrachten iſt. 
Gleiches it beim Code penal bezüglich des Diebftahl® und der Fälſchung 
der Fall. Dem Betruge der jegigen Geſetzgebung entjpridgt im 
Code penal die Prellerei (escroquerie), indem eine DVergleichung 
ber in Art. 405 des Code penal für die Prellerei geforderten Merk: 
male mit jenen, die Art. 314 des jebigen Strafgefegbuhs für ben 
Betrug fordert, beweist, daß erftered Delift dem letztern mindeſtens 
gleihzuagten if. Eine unter der Herrfchaft des Code penal wegen 
Prellerei erfolgte Berurtheilung erfcheint beshalb im Sinne des Art.319 
als Verurtheilung wegen Betrugs. In diefer Weife bat nicht nur 
der Kaflationshof durch Urtheil vom 6. Februar 1863 eutjchieben, 
fondern dieſe Auffaffung entfpricht aud einer frühern langjährigen 
Praris, welde bei der Anwendung verfchiedener auch in der Pfalz 
geltender Spezialgefege, in denen von Berurtheilung wegen Betrugs 
die Rebe ift, ſtets annahm, daß einer folden Verurtbeilung in der 
Pfalz jene wegen Prellerei gleich zu achten fei. Der Code penal 
kennt den Raub als eigenes Verbrechen nicht. Dies ift jedoch ohne 
Grheblicgkeit, weil ber Code penal die bezüglichen Handlungen als 
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Diebftähle betrachtet und BVerurtbeilungen wegen Diebſtahls und foldhe 
wegen Raubs in Art. 276 und 301 Ziff. 4 gleichgeftellt find. Weber 
das Strafgefepbud von 1813 noch der Code penal kennen die Hehlerei 
als jelbitftändiges Delikt. Verurtheilungen, welde unter ber erftern 
Geſetzgebung wegen Begünftigung bei einem Diebftable oder Raube 
ergangen find, können als Berurtheilungen wegen Heblerei im Sinne 
ber jeßigen Strafgefebgebung nicht betrachtet werben, weil das wefent- 
lihe Merkmal, daß der Thäter um feines eigenen  Bortheils willen 
gehandelt bat, nicht feitgeitellt if, Dagegen find Berurtbeilungen, 
welche unter ber SHerrichaft des Code penal in Anwendung des Art, 62 
dieſes Geſetzbuchs erfolgt find, zur Begründung des Rückfalls aller: 
dings dann geeignet, wenn in dem Urtbeile fetgeftellt ift, daß die 
verhehlten Sachen mitteld Diebitahls erlangt murden, weil der Code 
penal die wiffentliche Verheimlichung von durch eine firafbare Hand⸗ 
lung erlangten Saden ald Theilnahme an biefer Handlung betrachtet. 
Die im jetzigen Strafgeſetzbuche als Körperverlegungen bezeichneten 
Handlungen wurden im Strafgefegbuche ven 1815: ebenfalls Körper: 
verlekungen, daneben aber auch Mißhandlungen genannt, während bei 
den pfälziichen Gerichten unter der Herrichaft des Code pénal hiefür 
die Ausdrücke „Verwundung“ und „Mißhandlung“ gebräuchlich waren. 
Verurtheilnngen, welche unter ber frübern Geſetzgebung wegen Körper: 
verlegung, Mißhandlung oder Berwunbung ergangen ſind, begründen 
deshalb Rückfall im Sinne des Art. 242, vorausgefegt, daß im Urtheile 
feitgeftellt ift, daß der Verurtheilte vorfäßlidy oder, wie die pfälziſchen 
Gerichte die Vorfäglickeit im Gegenfage zur Kahrläffigkeit damals 
bezeichneten, freiwillig ‚gehandelt hat. Gin eigenes. Delit der Schlä- 
gerei kennt weder das Strafgefekbuhd ven 1813 noch ter Code 
penal, Berurtbeilungen wegen dieſes Delikts können mithin aus der 
Zeit der frühern Gefeggebung nicht vorlommen. 

Anlangend die bei: frühern Verurtheilungen erkunnten "Strafen, 
jo kommen diejelben nur in dem in Art. 276, 301 Ziff, 4 und 319 
vergefebenen Fällen in Betracht, ba es in den übrigen Fällen darauf, 
welde Strafe früher verhängt wurde, nicht ankommt, m’ wen in 
diefen Artikeln vorgefehenen Fällen Hegt Rückfall im Sinne dieſer 
Geſetzesſtellen nur dann vor, wenn der Thäter früher: bereits einmal 
zu einer Verbrechens⸗ oder zu einer Gefängnißſtrafe von wenigſtens 
einem. Fahre wernrtheilt wirde.: Schwierigkeit kann bei der An 
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wendung diefer Beftimmung auf Urtheile, die unter den frühern Ge: 
jeßgebungen erlaffen wurden, nur die Frage machen, welche im frübern 
Rechte vortommenden Strafen als Verbrechensſtrafen im Sinne diefer 
Beitimmung zu betrachten. find, In biefer Beziehung iſt zu beachten, 
dag die in einem Gefeßbuche gebrauchten Ausdrüde nur im Sinne 
dieſes Geſetzbuchs aufgefaßt werden bürfen, daß mithin Strafen, welde 
unter ber Herrihaft der frühern Gefebgebung verhängt wurden, als 
Berbredensftrafen im Sinne der angeführten Artikel nicht fchen 
deshalb, weil die frühere Gefekgebung fie ald Berbredensitrafen be: 
trachtete, fondern nur dann aufgefaßt werden bürfen, wenn fie fid 
au im Syſteme des neuen Geſetzbuchs als Berbrechensftrafen bar: 
jtellen. Das Strafgefegbuh von 1813 kannte, von jenen Strafen 
die bier in feiner Weife in Betracht kommen können, abgejehen, als 
Verbrechensſtrafen die Todes-, die Kettenftrafe, das Zuchthaus, das 
Strafarbeitshaus und die Feitungsftrafe, als Vergehensſtrafen Ge: 
fängniß und Feftungsarrefi. Die Kettenftrafe konnte nur auf Lebens: 
dauer, die Zuchtbausftrafe konnte auf unbeftimmte Zeit oder auf be 
jtimmte Jahre, im legtern Falle nicht über zwanzig und nicht unter 
aht Jahren, das Strafarbeitshaus nicht über acht und nicht unter 
einem Jahre zuerkannt werden. Statt biefer drei Freiheitsſtrafen 
konnte unter gewiſſen Vorausfegungen auf Feſtungsſtrafe erkannt 
werben, in ber Art, daß ber Kettenftrafe die Feitungsjtrafe erften 
Grades, dem Zuchthauſe die Feltungsftrafe zweiten Grades und bem 
Strafarbeitshauje (häufig auch Arbeitshaus genannt) die Feſtungs— 
ftrafe dritten Grades gleich zu achten war. Gefängnißftrafe, welder 
der Feitungsarreft, der ſich von ihr nur durd die Art des Vollzugs 
unterfchied, gleihftand, Konnte nicht auf länger, als auf zwei Jabre 
verhängt werden. Vergleicht man hiermit das Straffgiten des jegigen 
Strafgefeßbuhs, jo findet man, daß leßteres, indem es die Strafe 
des Arbeitshaufes ganz ausfallen ließ, die geringfte Dauer des Zucht: 
baufes auf vier und bie längfte Dauer der Gefängnißftrafe auf fünf 
Sabre feitfeßte, den Kreis der Verbrechen im Bergleihe zum Straf: 
geſetzbuche von 1813 wefentlidy verengte, jenen der Vergeben dagegen 
erweiterte. Hieraus folgt, daß nicht jede Strafe, welche im ältern 
Rechte Verbrechensitrafe war, aud im jegigen Rechte als foldye be: 
trachtet werden darf. Der Gefebgeber hat dies in Art. 25 Abſ. 3 
des Cinführungsgefepes felbft unzweideutig dadurch anerkannt, daß er 


Strafgefep, Artikel 276. 145 


erflärte, der frühern Strafe bes Wrbeitshaufes entſpreche nah dem 
nunmehr geltenden Strafſyſteme Zuchthaus bis zu acht Jahren dann, 
wenn erſtere Strafe nicht unter vier Jahren angedroht fei, in allen 
andern Fällen aber Gefängnig nicht unter einem Jahre. Indem 
der Gejeßgeber ſich hiebei an die Strafdauer hielt, verfuhr er ganz 
im Geifte des jetzigen Strafgefeßbuhs, das in Art. 16 Abſ. 2 bes 
ftimmt, daß bort, wo Zuchthausſtrafe von weniger als vier Jahren 
zuzuertennen wäre, auf Gefängnißjtrafe von gleicher Dauer zu fprechen 
ift, womit dann aud die Handlung nad Art. 2 die Natur eines Ver: 
gehens annimmt. Mit Recht hat deshalb das Oberappellationsgericht 
in dem angeführten Plenarerkenutniffe vom 27. Dezember 1862 ent- 
ſchieden, daß eine unter der Herrſchaft der frühern Gefebgebung ver: 
bängte Arbeitshausitrafe dann, wenn fie zwijchen vier und adıt Jahren 
betrug, ald Verbrechens-, wenn fie weniger als vier Jahren betrug, 
als Vergehens-, mithin als Gefängnißftrafe im Sinne der Art. 276, 
301 Ziff. 4 und 319 zu betrachten fei. Daß Gleiches dann ber Fall 
ift, wenn jtatt bes Arbeitshaufes anf Feitungsftrafe dritten Grades 
erkannt wurde, ijt jelbjtverjtändlid. Eben jo verſteht es fid) nad) 
dem. Borjtehenden von ſelbſt, daß eine Verurtbeilung zu einer Ber: 
brecyensftrafe im Sinne der angeführten Artikel dann vorliegt, wenn 
der Thäter unter der Herrichaft der frühern Gefepgebung zur Todes, 
Ketten= oder Zuchthausſtrafe oder zu Feſtungsſtrafe erften oder zweiten 
Grades verurtheilt worden ift, fo wie daß eine Verurtheilung zu Fe— 
ftungsarreft bdiefelbe Wirkung, wie Berurtheilung zu Gefängnißſtrafe hat. 

Berurtheilungen, bie unter der Herrfhaft des Code penal er- 
folgt find, Können, insbejondere nad vorjtehenden Grörterungen, feine 
Schwierigkeit machen. Der Code penal kennt, von jenen Strafen, 
die bier nicht vorkommen können, abgefehen, als Verbrechensſtrafen 
die Todesitrafe, Zwangsarbeit auf Lebensdauer ober beftimmte Zeit 
und kriminelle Ginfperrung (reclusion), als Vergehensſtrafen Ge: 
fängnig und Gelbjtrafe. Die Strafen der Zwangsarbeit und ber 
triminellen Einfperrung dürfen nicht unter fünf Jahren zuerkannt 
werden. Das regelmäßige Marimum der Gefängnißftrafe iſt fünf 
Jahre, die gefeglihe Strafe kann jedoch gegen Rüdfällige, unter 
denen ber Code penal jene, die bereits früher wegen Verbrechens 
oder zu einer Gefängnißftrafe von mehr als einem Jahre verurteilt 
worben find, verfieht, auf das Doppelte, mithin gegen Rückfällige, 

Weis, Das Strafgefepbuc für das Königreih Bayern. II. 10 
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die ſich eines Vergehens des Diebftahls oder der Prellerei ſchuldig 
gemacht haben, da dieje Vergehen mit Gefängnik bie zu fünf Jahren 
bebrobt find, bis auf zehn Jahre erhöht werden. Dieje Erhöhung 
bat übrigens auf die Qualifikation der Strafe Feinen Ginfluß, die 
felbe bleibt Gefäugniß-, alfo Bergebensjtrafe. Sämmtliche unter der 
Herrfhaft des Code penal verhängten bier in Betradyt kommenden 
Verbrecheusſtrafen find mithin, da namentlicd; die geringfte Dauer ber 
Strafen der Zwangsarbeit auf bejtimmte Zeit und der Triminellen 
Ginfperrung immer vier Jahre überfteigt, audy im inne. ber jeßigen 
Geſetzgebung als Verbredensitrafen zu betrachten. Dogegen find die 
unter der Herricaft des Code pénal erkannten Gefängnißitrafen ohne 
Nüdfiht auf deren Dauer, namentlich alfo jelbit dann, wenn fie 
ausnahmsweiſe auf eine fünf Jahre überjteigende Dauer zuerkannt 
wurden, immer nur als Gefängnißftrafen zu betrachten, meil fie, wie 
bemerkt, nach dem Code penal trog ihrer längern Dauer den Charakter 
als Vergebensitrafen behalten. Strafen, weldye unter einer gleich der 
unfrigen zwiſchen Verbrechen und Vergeben unterjheidenden Geſetz— 
gebung verhängt wurden, müſſen nämlich, wenn fie nad) berjelben den 
Charakter von Bergehensftrafen haben, auch im Sinne unferer Gejeb: 
gebung immer als folde, und zwar um jo. mehr aufgefaßt werben, 
als auch nah unferer Geſetzgebung nicht nur das Marimum der Ge: 
fängnipftrafe das Minimum der Zuchthausſtrafe überjteigt, fondern 
au, wenigſtens ausnahmsweiſe, Gefängnigitrafen, deren Dauer das 
orbentlihe höchſte Maß diefer Strafe überfleigt, zuläffig find, obne 
daß daburd der Charakter derfelben als bloßer Vergehensitrafen ges 
ändert wird, 

Bezüglih der im Auslande erlaffenen Urtheile laſſen ſich, wie 
{hen bemerkt, nur allgemeine Grundfäge aufitellen. Diefelben ergeben 
ſich übrigens größtentheils fchon aus den vorftehenden Grörterungen. 
Bezügli der Frage, ob in der That, wegen welcher die Verurtheilung 
im Auslande erfolgte, eines derjenigen Delikte liegt, wegen welder, 
damit Rüdfall angenommen werden kann, die frühere Verurtbeilung 
erfolgt fein muß, müffen ohne Rüdfiht auf den Namen, mit dem 
das Reat in dem ausländifchen Urtheile bezeichnet ift, da nicht der 
Name, jondern die Sache enticheidet, die in der ausländiſchen Geſetz— 
gebung zum XThatbejtande des betreffenden Reats geforderten Dierk: 
male mit den bezüglichen Bejtimmungen unferes Geſetzbuchs verglichen 
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werben. Ergibt diefe Vergleihung, daß das Reat, wegen deflen bie 
Berurtheilung im Auslande erfolgte, dem betreffenden Reate unferer 
Geſetzgebung wenigſtens gleichzuachten iſt, fo liegt in biefer Beziehung 
eine ben Rückfall begründende Berurtbeilung vor. Wenn die Reate 
zwar im Allgemeinen zufammenfallen, die ausländifche Geſetzgebung 
jedoch ein oder das andere Merkmal nicht beachtet, welches unfere 
Gejeggebung zum Thatbeftande fordert, fo ift weiter zu prüfen, ob 
dieſes Merkmal nicht vielleicht dennoch im ansländifhen Urtheile feft- 
geftellt ift. it dies der Fall, fo ift das ausländifche Urtheil troß 
der. Berfchiedenheit der beiden Oefeßgebungen zur Begründung des 
Rüdfalls geeignet, weil au im diefem Falle aus dem ausländiſchen 
Urtheile jelbit fi ergibt, dak der Thäter wegen eines in dem be— 
treffenden Artikel unferes Geſetzbuchs bezeichneten Reats verurtheilt 
wurde. it dies aber nicht ber Fall, fo kann von Nüdfall Feine 
Rede jein. Namentlib gebt es micht an, das frühere Urtbeil in 
diefer Beziehung aus den Alten zu ergänzen, weil zum Rüdfalle ein 
bereit$ früher ergangenes Urtheil gefordert ift, ein in einem mefent- 
lihen Punkte erjt jetzt ergänztes Urteil mithin nicht genügt und zubem 
unfere ©erichte zu einer derartigen Ergänzung nit zuftändig find. 
Anlangend die Frage, weldhe im Auslande verbängten Strafen als 
Berbrecheneitrafen im Sinne des Art. 276, 301 Ziff. 4 und 319 zu 
betrachten find, fo ift dies aus den oben entwidelten Gründen nur 
bezüglich jener Strafen der Fall, welche 1) auch nach der zur Ans 
wendung gekommenen ausländifhen Gefebgebung zu den Verbrechens— 
ftrafen oder, falls die beireffende Geſetzgebung die Unterſcheidung 
zwifchen Verbrechen und Vergehen nicht kennt, hinfichtlich des Vollzugs 
und der Folgen zu den ſchwereren Strafen gehöten, 2) außerdem, 
wenn es fih um Freiheitsftrafen handelt, wenigſtens auf vier Jahre 
zuerfannt worden find. Unferer  Gefängnißftrafe entfprechen jene 
Freiheitsſtrafen, welche ſich nach Vorſtehendem nicht als Verbrechens⸗ 
ſtrafen darſtellen. Wendet man dieſe Sätze beiſpielsweiſe auf das 
preußiſche Strafgeſetzbuch an, ſo ſtellen ſich von dem nach dieſer Geſetz⸗ 
gebung verhängten Strafen im Sinne der angeführten Artikel unſeres 
Strafgeſetzbuchs als Verbreensftrafen bar: die Todesſtrafe, die Strafe 
des Zuchthaufes, melde auf die Dauer von wenigftend vier Jahren, 
und die Strafe der Einfchliegung, weldye auf mehr als fünf Jahre 
zuerkannt wurde, als VBergebensftrafen dagegen: Zuchthausftrafe, welche 
10* 
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auf weniger als vier Jahre, Einſchließung, welde auf wenigitens 
ein Jahr, jedoch nicht auf mehr als fünf Jahre, und Gefänguih: 
ftrafe, welde auf wenigjtens ein Jahr zuerkannt wurde. Andere als 
Freibeitsjtrafen können im Sinne der angeführten Artikel unfers 
Strafgefepbuhs der Gefängnißitrafe nicht gleichgeachtet werden, weil 
legteres Nüdfall nur im Falle zweimaliger Verurtheilung zu Ge: 
fängnißftrafe von wenigjtens einem Jahre annimmt, ohne dabei auf 
etwa verhängte Geldftrafe irgend eine Rüdjicht zu nehmen. Dagegen 
können als Verbrechensſtrafen, da von diefen das Geſetz ganz allge: 
mein ſpricht, aud andere als eigentliche Freiheitsjtrafen in Betracht 
fommen. So wird namentlid die in manchen Oefebgebungen vor: 
fommende Deportatiensjtrafe ſich nad den dertigen Strafſyſtemen in 
der Regel als Berbrechensftrafe darftellen. 

Die Frage, ob der Angefcdyuldigte im Sinne des Geſetzes rüd: 
fällig fei, ift nicht That=, fondern Rechtsfrage, in den zur Zuftändig- 
feit der Schwurgeridte gehörigen Saden mithin nicht von den Ge— 
fhwernen, fondern von Schwurgerichtshofe zu entiheiden. Der Rüd: 
fall berührt nämlich weder die den Gegenftand der jekigen Anklage 
bildende That an fih, nod das Verſchulden des Angeklagten binficht: 
lid derjelben, ſondern es handelt fi bei der Frage um deſſen Ber: 
handenſein Tediglih darum, unter weldes Gtrafgefeb die verübte That 
fällt. In diejer Weiſe bat auch der Kafjationshef durch zwei Urtheile 
vom 24. Januar 1863 entjchieben. 

Im Zweifel ift natürlich die frage, ob der Angeſchuldigte rüds 
fällig ift, zu verneinen. ') 

Art. 277. 

Unter bewohnten Gebäuden find alle jene Gebäude und 
fonftigen Räumlichkeiten zu verfichen, welche, wenn auch nur theil- 
weile zur Wohnung von Menſchen dienen, ohne NRückſicht darauf, 
ob ſich zur Beit der begangenen Chat Iemand darin aufgehalten. 

Den bewohnten Gebäuden find gleichgefellt : 

1) zum Gottesdienfte befiimmte Gebäude, 


1) Verb, d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II ©. 191, Berb. d. Gejekg. 
Aueſch. d. K. d. Abg. von 18%,, Bd. TC. 398 u. Bd. IE. 105, Verbdl. 
d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II S. 193 u. Beil. Bd. III S. 68u. 93; — Zeitſchrift 
für Geſetzgebung und Nechtspflege Bd. IX ©. 494 -499 u. 562—569, Bd. X 
S. 27-33, 37—44, 145—148, 151-154, 487—491. 
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2) unbewohnte Webengebäude oder Mäumlichheiten, welche 
einem bewohnten Gebäude in der Art an- oder einge- 
baut find, daß fie mit demfelben in innerer Durchgangs- 
verbindung flehen, dieſe mag zur Beit der Chat verfperrt 
gewefen fein oder nicht. 

Mebengebäude oder Häumlichheiten, welche mit einem für den 
Gotteedienft beftimmten Gebäude auf die in Biff. 2 bezeichnete Art 
in Verbindung fichen, find diefem Gebäude gleich zu achten. 

Nah Abſ. 1 diefes Artikels fallen unter den Begriff der bes 
wohnten Gebäude nicht blos eigentliche Gebäude, fondern auch fonftige 
Räumlichkeiten, weldye zur Wohnung von Menfchen dienen, alfo auch 
zur Wohnung von Menfchen dienende Schiffe, Wägen, in benen zu: 
weilen berumziehende Familien ihre förmlihe Wohnung eingerichtet 
haben u. dgl. Die Gebäude und fonftigen Räumlichkeiten müffen 
jedoh zur Wohnung von Menjhen dienen, es genügt nicht, wenn 
fie blos zum Aufenthalte von Menden dienen. Gebäude, in 
denen ſich z. B. blos Büreau's oder Gejchäftslokalitäten befinden, find 
mithin als bewohnte Gebäude im Sinne des Art. 277 nicht zu bes 
trachten. Es folgt dies ſchon aus dem Wortlante des Geſetzes be: 
ziehungsweife der Bedeutung, den das Wort „Wohnung“ im gewöhns 
lidyen Sprahgebraude hat. Daß aber aud der frühere Referent bes 
GSefeßgebungsausfhuffes der Kammer der Abgeorbneten Dr. Edel bie 
Sache fo auffaßte, erhellt aus bem Umftande, daß er beantragte, bie 
zum Sefchäftsbetriebe beftimmten Gebäude des Staates, der Gemeinden 
und ber vom Staate conceffionirten öffentlichen Verkehrsanſtalten, 
unter benen er, wie aus feiner Motivirung erhellt, namentlih aud) 
die zu Büreau's beftimmten Räumlichkeiten verftanden wiſſen mollte, 
den bewohnten Gebäuden gleichzuftellen, was beweist, daß er ſolche 
Büreau’s, obgleich fie unzweifelhaft zum Aufenthalte von Menſchen 
dienen, denikch als zur Wohnung von Menfchen dienende Räum- 
lichkeiten nicht betradytete, mit andern Worten, daß auch er ben in 
Adi. 1 gebraudhten Ausdruck „Wohnung“ in feinem gewöhnlidyen 
engern Sinne auffaßte. Diefer Antrag wurbe abgelehnt, weil man 
ihn als zu meit gehend betrachtete. Uebrigens betrachtet das Geſetz, 
wenn auch nur einzelne Räume zur Wohnung von Menſchen bienen, 
das ganze Gebäude beziehungsweiſe bie ganze betreffende Räumlichkeit 
ale bewohntes Gebäude. Gerichtsgebäude, Schulhäufer u. dgl. find 
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mithin im Ganzen al® bewohnte Gebäude zu betrachten, wenn eim 
Hausmeifter in denſelben wohnt. Ob fich zur Zeit der That Jemand 
im Gebäude wirflih aufgehalten bat, ift gleichgültig, vorausgeſetzt 
natürlich, daß es zu diefer Zeit überhaupt noch zur Wohnung diente. 
War Lehteres nicht der Kal, 3. B. ein früher bewohntes Gartenhaus 
zur Zeit der That überhaupt gar nicht mehr zur Wohnung benüst 
worden, fo kann es aud nicht als beimohntes Gebäude betrachtet 
werben. 

Abſ. 2 Ziff. 1 und Abſ. 3 find bereits bei Art. 274 Ziff. 1 
beſprochen worben und id, werde auf biefelben außerdem beim folgen: 
ben Artikel nochmals zurüdtommen; Abf. 2 Ziff. 2 aber macht eine 
befondere Erläuterung nicht nöthig. ') 


Art. 278. 


Als umfchloffen wird nur jener Kaum betrachtet, welcher 
von allen Seiten mit den Umfaffungsmauern von Gebäuden oder 
mit einer das MWeberfchreiten und das Burchichlüpfen unmöglich 
machenden Einfchliefung umgeben if. 

Bu dem umfchloffenen Raume gehören aud; unbewohnte Ge— 
bäude, welche innerhalb desfelben fich befinden oder mit demfelben 
in innerer Durcdhgangsverbindung flehen. 


Art. 274 Ziff. 2 und 282 Ziff. 2 ftellen den in der dort an— 
gegebenen Weife in einem zu einem bewehnten Gebäude gehörigen 
und mit bdemfelben in innerer Durhgangsverbindung ftehenden um: 
fhloffenen Raume verübten Diebftahl dem in ſolcher Weife in einem 
bewohnten Gebäude verübten Diebjtahle gleich. Art. 278 beftimmt, 
welcher Raum als ein umfchloffener im Sinne diefer Geſetzesſtellen 
zu betrachten ift, während die übrigen geſetzlichen Grforderniffe der 
Steichftellung eines in einem felhen Raume verübten Jiebſtahls mit 
dem in einem bewohnten Gebäude verübten aus Art. 274 Zıff. 2 
und 252 Ziff. 2 erfichtlicd find. Auch letztere Artifel werden deshalb 
in diefer Beziehung am zwedmäßigiten bier beſprochen. 

Manche Gefeßgebungen finden den Grund der Gefährlichkeit und 
damit der höhern Strafbarkeit der hier in Rebe ftehenden Diebjtähle 


) Verhdl. d. Geſetzg. Ausſch. ber K. d. Abg. v. 18%, Bb. I ©. 393, 
398 u. 399 u. Bo. S. 105107. 
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in dem Cinbringen im ben Frieden eines Wohnhauſes ober feiner 
Zubehörungen und der Möglichkeit des Zuſammentreffens mit Menfchen, 
andere dagegen in den Schwierigfeiten, melde der Dieb überwinden 
mußte. Unfer Strafgeſetzbuch verbindet dieſe beiden Rückſichten, 
indem es in lebterer Müdkficht einen mit einer das Weberfchreiten und 
das Durchſchlüpfen unmöglib madyenden Ginfchliefung umgebenen 
Raum, in erfterer aber zugleich einen Raum verlangt, ber zu einem 
bewohnten Gebäude gehört und mit bemjelben in innerer Durdgangs: 
verbindung ftebt. 


Der betreffende Raum muß ſonach vor Mllem zur Zeit der 
That im ber in Art. 278 Abf. 1 angegebenen Weife umſchloſſen ge 
wesen fein. Statt des im Entwurfe gebrauchten Ausbrudes „umfriebet“ 
wurde ber Ausdrud „umfchloffen” geſetzt. Durch dieſe Aenderung, 
welche übrigens bei der heutigen Faſſung des Geſetzes Feine praftifche 
Bedeutung mehr bat, wollte man die Anwendung des Geſetzes auf 
folhe Räume ausfchließen, welche, wie died namentlich in Gebirgsge— 
genden üblich iſt, mit einfachen zur Abhaltung ber Viehheerden be: 
ftimmten Vorrichtungen oder in ähnlicher Meife umgeben find. Die 
Umfchliefung muß entweder in Umfaffungsmauern von Gebäuden ober 
in Einſchließungen befteben, welche das Ueberfchreiten und das Durch: 
Ihlüpfen unmöglich machen. Der Ausdrud „Ueberfchreiten” ift bier 
im Gegenſatze zum „Weberfteigen” gebraudt. Die Einſchließung muß 
ton der Art fein, daß ein gewöhnlicher Menfd nicht einfach ber dies 
jelbe in den Raum bineinichreiten kann, ſondern, wenn er bineinge: 
langen will, über diefelbe fteigen cder Hettern muß. Ob er dies aber 
mit eigener Kraft und Gewandheit thun Tann oder ob er hiezu be: 
fondere Vorrichtungen nöthig bat, ift gleichgiltig. In der Einſchließung 
dürfen fich feine Lücken finden, welche einem gewöhnlichen Menfchen 
durchzugehen oder auch nur durchzuſchlüpfen geſtatten. Thüren oder 
Thore, melde ſich in derfelben befinden, müſſen deshalb durch Schlöffer, 
Riegel ober auf fonftige Weife verſchließbar fein. Ob fie aber zur 
Zeit der That wirklich verfchloffen waren, darauf fommt es bier fo 
wenig, als bei dem in einem bewohnten Gebäude in ber in Art. 274 
Ziff. 2 bezeichneten Weife verübten Diebftahle an.") 

) In diefen Sinne bat auch ber Kaſſationshof durch Urtheil vom 26. Jan. 
1863 (Zeitir. für Gefepg. u. Rechtspflege. Bo. X. ©. 51—54) entſchieden. 
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Der umfchlofjene Raum muß ferner zu einem bewohnten Ges 
bäude gehören und mit demfelben in inmerer Durcgangsverbindung 
ftehen, jo daß man alfo mittel® vorhandener Durdgangsverbinbungen 
aus dem umfchloffenen Raume in das bewohnte Gebäude gelangen 
kann, ohne die zu bemfelben gehörigen Räume verlaffen zu müflen. 
Der im Geſetze vorgefehene Fall liegt mithin 5. B. daun nicht 
vor, wenn ein zu einem Wohnhaufe gehöriger Garten zwar unmittel- 
bar neben dem Haufe liegt, aus bemfelben aber feine Thüre oder 
ähnliche Deffnung in das Haus führt, fo daß man, um aus dem 
Garten in das Haus zu gelangen, erft auf bie Straße hinausgehen 
muß. Dagegen ift dann, wenn ſich neben dem Haufe ein in ber vom 
Geſetze verlangten Weife umfchloffener Hofraum, neben biefem ein in 
gleicher Weiſe umſchloſſener Garten befindet und biefe Räume in ber 
Art mit einander verbunden find, daß man mittel® innerer Durch— 
gangsverbindungen aus dem Garten in ben Hofraum und aus biefem 
in das Wohnhaus gelangen kann, aud der Garten als ein zu einem 
bewohnten Gebäude gehöriger und mit diefem in innerer Durchgang: 
verbindung ftehender umjchloffener Raum zu betrachten. Fenſter, die 
fi im erften der fo eben angeführten Beifpiele im Haufe befinden 
und mittel$ deren man aus dem Garten in das Haus fteigen kann, 
find natürlid als innere Durdgangsverbindungen im Sinne des Ge: 
fege® nicht zu betrachten, da fie nicht zum Durchgehen beftimmt find, 
Der betreffende Raum muß zu einem bewohnten Gebäude gehören. 
Damit ift jedoch nicht gefordert, daß er auch Eigenthum derjenigen 
Perfon jei, welcher das bewohnte Gebäude gehört. Wenn z. B. A 
einen neben feinem Haufe gelegenen dem B gehörigen Garten padhtet 
und nun von feinem Haufe eine Thüre in denſelben bricht, fo ift die: 
fer Garten im Sinne des Art. 274 Ziff. 2 als ein zum Haufe bes 
A geböriger Raum zu betrachten, obgleih er Eigenthum bes B ift. 
Auf einen mit einem bewohnten Gebäude nicht in Verbindung ftehen: 
den, wenn auch noch fo jorgfältig umfchlofjenen Raum finden die bier 
in Rebe ftehenden Beftimmungen feine Anwendung. 

Unfer Strafgeſetzbuch gebraucht ben allgemeinen Ausdruck „Raum“, 
nicht den in manden andern Gefebgebungen vorkommenden Ausbrud 
„Hofraum”, damit aud Gärten und andere Räume unter denfelben fallen. 

Nah Abſ. 2 des Art. 278 find Diebftähle, welche in einem 
unbewohnten Gebäude, das ſich jedoch innerhalb eines umfchloffenen 
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Raumes der vorbezeichneten Art befindet oder mit einem folden Raume 
in innerer Durdgangsverbindbung fteht, verübt wurben, eben fo zu bes 
firafen, als wenn fie in dem umfchlofienen Raume felbft verübt mer: 
den wären. Gin folder Fall liegt 5. B. vor, wenn ein Diebftahl in 
einem unbewohnten Gartenhaufe verübt wurde, das in einem zu einem 
bewohnten Gebäube gehörigen und mit bemfelben in vorbezeichneter 
Weife verbundenen umfchloffenen Hausgarten fteht. 

Zum Schluſſe glaube ich nody auf die Verfchiedenheit aufmerk⸗ 
fam machen zu müffen, welche zwifchen den im Vorftehenden beſproche⸗ 
nen Beitimmungen und jenen der Abf. 2 und 3 des Art. 277 beſteht. 
Art. 272 Ziff. 2 und Art. 282 Ziff. 2 fielen nur den in einem 
Raume ber vorbezeichneten Art verübten Diebitahl dem in einem bes 
wohnten Gebäude verübten Diebftahle, nicht aber diefen Raum felbft 
dem bewohnten Gebäude gleih, während die in Abf. 2 und 3 des 
Art. 277 bezeichneten Gebäude und Räumlichkeiten ganz allgemein 
ben bewohnten Gebäuben felbft gleichgeftellt find. Auf Gebäude und 
Räumlichkeiten der zuleßt bezeichneten Art finden mithin, auch ohne 
weitern Zuſatz, alle gefetlichen Beltimmungen Anwendung, welche von 
bewohnten Gebäuden handeln, während diefe Beftimmungen auf ums 
ichloffene Räume der vorbezeichneten Art nur bann und nur in fo 
weit Anwendung finden, als das Gefeb dies ausdrücklich beftimmt. 
Die Beftimmung der Ziff. 1 des Art. 274, welche nur von den für 
den Gottesdienft beſtimmten Gebäuden, nicht zugleich auch von ben zu 
denfelben gehörigen umſchloſſenen Räumen fpricht, findet deshalb, wie 
dies auch bereits zu Art. 274 bemerkt wurde, wohl auf Diebftähle 
Anwendung, welche an dem Gottesbienfte gewibmeten Sadyen in Neben: 
gebäuden oder Räumlichkeiten verübt wurden, bie dem zum Gottesbienfte 
beftinmmten Gebäude auf bie in Art. 277 Abſ. 2 Ziff. 2 bezeichnete 
Art an: oder eingebaut find, nicht aber auf Diebſtähle, welche an 
ſolchen Saden in fonftigen zu diefem Gebäude gehörigen und mit 
demfelben in innerer Durdgangsverbindung ftehenden umjchloffenen 
Räumen oder in in folden Räumen befindlichen oder mit benfelben in 
innerer Durchgangsverbindung jtehenden unbemwohnten und aud) nicht 
zum Gottesbienfte beſtimmten Gebäuden verübt wurden, Wurde z. B. 
in einer Gafriftei, die der Kirche in ber in Art. 277 Abſ. 2 Ziff. 2 
bezeichneten Art ans oder eingebaut ift, eine dem Goltesdienſte ge: 
wibmete Sache mittels Einbruchs geftohlen, fo liegt eim nad) Art. 274 
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Ziff. 1 firafbarer Diebftahl vor; wurde aber eine folde Sache mittels 
Einbruchs auf dem zur Kirche gehörigen Kirchhofe oder in einem auf 
biefem Kirchhofe befindlichen unbewohnten und auch nicht zum Gottes: 
bienfte beitimmten Gebäude geftoblen, fo findet Art. 274 Ziff. 1 keine 
Anwendung, wenn gleich diefer Kirchhof auf die in Art. 278 Abf. 1 
angegebene Weiſe umſchloſſen ift und mit der Kirche in innerer Durd: 
gangsverbindung fteht. Diefer Diebitahl ift vielmehr, je nach bem 
Werthe der. geftoblenen Sache, nady Art. 274 Ziff. 2 oder 282 Ziff. ? 
zu beftrafen, Auch bei andern Reaten ift biefe Verſchiedenheit ven 
praßtifher Bedeutung. Das in Art. 347 vorgefehene Verbrechen der 
Brandftiftung liegt nämlih, um bei den vorſtehenden Beifpielen zu 
bleiben, dann vor, wenn Jemand eine einer Kirche in ber angegebenen 
Weife angebaute Sakrijtei, nicht aber dann, wenn Jemand ein auf 
dem Kirchhofe ftehendes Gebäude der kezeichneten Art in Brand ges 
ſetzt hat.') 
Art. 279. 


Einbrud iſt vorhanden, wenn der Chäter, um den Diebflahl 
zu vollbringen ; 
1) Wände, Chüren, Fenſter oder andere Vorrichtungen, welche 
dem Eindringen enfgegenflehen, erbrochen oder fonfl mil 
Gewalt eine ©effnung in das Gebäude oder deſſen Um- 
friedung gemacht oder eine fon vorhandene Weffnung 
erweitert oder 
2) ın anderer Weife äußere oder innere Verwahrungsmittel 
erbrocen, gewaltfam hinweggeräumt, befchädigt oder zer- 
Rört hat, 
Dem Einbruche ficht gleich, wenn der Dieb verfchloffene Kiften 
oder andere verſchloſſene Behältniffe mit ihrem ganzen Inhalte 
weggenommen hat. 


Art. 280. 
Unter Einfteigen wird das Eindringen über Dächer, Mauern 


nn. — 


1) Berb, d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd, 1 ©. 399 u. 
Bd. I ©. 107 u. 108, Verb. d. K. d. Abg. von 18%,, Beil.Bb. I S. 193 
und Beil. Bb.111S.68 u.99, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 18%,, 
Beil, ©. 169 u. 172 Prot.Bd. 1 S. 264, 269 u. 270. 
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oder andere Umfriedungen oder durch Fenſter, Mellerlücher oder 
andere zum Eingange nicht beffimmte @effnungen verflanden. 


Art. 281. 


Ein rechtswidriger Gebrauch von Schlüffeln wird gemacht, 
wenn Icmand falfche oder nicht für das geöffnete Schlaf beflimmte 
Schlüfel, Dietriche, Sperrhaken oder andere zur Eröffnung. nen 
Schlöffern geeignete Werkzeuge anwendet oder fich der rechten 
Schlüffel bedient, nachdem er ſich diefelben vorher heimlich oder 
mit fift verfchafft hat. | 

Diefe Artikel enthalten nähere Beitimmungen darüber, was 
unter ben an verſchiedenen Stellen des Geſetzbuchs gebrauchten Aus: 
brüden „Einbruch,“ „Ginfteigen“ und „rechtswidriger Gebrauch von 
Schlüſſeln“ zu verftehen- ift. 

Indem Art. 279 bei der nähern Beftimmung, warn Einbruch 
vorhanden ift, von äußern und innern Verwahrungsmitteln fpricht, 
umfaßt er, wie die Motive zum frühern Entwurfe fagen, alle Fälle 
der gewaltjamen Verlegung irgend einer Vorrichtung, welche zur Siche⸗ 
rung bes in dem Gebäude oder bem dazır gehörigen. umfchloffenen Raume 
befindlichen Eigenthums gegen Öntwenbung dient, Inter den äußern 
Berwahrungsmitteln find alle dem Eindringen entgegenſtehenden Vor: 
richtungen, foweit fie durd die unter Ziff. 1 gegebene Spezifikation 
nicht vollftändig getroffen find, zu verftehen, unter den innern bagegen 
die in dem Gebäude oder dem dazu gebörigen umſchloſſenen Raume 
befindlihen Wände, Thüren, Gin: und Durdgänge, Schränke, Kijten 
und andere Behältniffe, ferner Nägel, Klammern und fonjtige Vor: 
richtungen, womit im Innern des Gebäudes oder des dazu. gehörigen 
umfchlofienen Raumes Gegenftände an oder in der Mauer, an Säulen, 
Balfen oder dgl, befeftigt find. Auch das Auslöfen einer Fenfterfcheibe 
ift als Einbruch zu betrachten, nicht aber das Deffnen eines Fenftere 
oder einer Thüre durch blofes Rütteln, wenn feine weitere Gewalt 
angewenbet wurde. — Abi. 2 des Art. 279 wurbe im Geſetzgebungs⸗ 
ausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten beigefügt. Der k. Regierungs:- 
Commiſſär Minifterialratd Neumahr machte darauf aufmerkfam, daf 
8 fonderbar fei, wenn, wie dies nad Annahme dieſes Zuſatzes aller 
dings geſchehen muß, ber Ihatbeftand des Einbruchs blos deshalb 
anzunehmen ift, weil unter ben verfchiedenen Effekten, die der Dieb 
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aus einem Haufe, im welches er ohne Einbruch und Cinfteigen ge: 
langte, mit fi fortnahm, zufälligerweife auch eine Feine verfperrte 
Ehatoulle, ein verfchloffener Neifefad, eine Sparbüchfe und dal. ſich 
befunden hat. Diefe allerdings richtige Bemerkung binderte jedoch den 
Ausſchuß nicht, den vorgefchlagenen Zuſatz anzunehmen, weil er es ale 
noch weit fondberbarer betrachtete, einen ausgezeichneten Diebftahl dann 
anzunehmen, wenn ber Dieb einen Koffer ober felbft einen andern 
unbebeutenben Gegenftand ber vorbezeichnteten Art im Haufe erbrochen 
und einzelne Gegenftände herausgenommen hat, nicht aber dann, wenn 
er den ganzen Koffer mit feinem gefammten Inhalte mitgenommen 
und erſt außerhalb des Haufes aufgebrochen hat. 

Die frühere bieffeitige Strafgefebgebung betrachtete das Ein: 
fteigen nur dann al® auszeichnendes Merkmal bes Diebftahls, wenn 
ber Thäter mittels ſelbſt herbeigefchaffter Vorrichtungen, einer Leiter 
oder dgl. eingeftiegen ift. Hierauf kömmt es nad) dem jekigen Straf: 
gefeßbuche durchaus nicht mehr am. 

Nach Art. 281 iſt jeder nicht vom Berechtigten zum Deffnen 
bes betreffenden Schloſſes bejtimmte, alfo namentlih aud ein bem 
Diebe gehöriger Schlüffel, der das Schloß zufällig öffnet, als falfcher 
Schlüffel zu betrachten. Der Gebraud des rechten Schlüffele begründet 
die in Rebe ftehende Auszeihnung nur dann, wenn fi der Dieb 
benfelben vorher, alfo in einer dem Diebftahle längere oder kürzere 
Zeit vorausgegangenen von demfelben getrennten Handlung, beimlic, 
alfo ohne Wiffen des Berechtigten, oder mit Lift, alfo durch Täuſchung 
des Berechtigten ober eines fonftigen Befigers, verfchafft hat. 

Wenn der Dieb nicht in der Abſicht, zu fehlen, ſondern zu 
einem andern Zwecke in ein Haus eingebroden, eingeftiegen, oder 
mittel® rechtswidrigen Gebrauches eines Schlüſſels eingebrungen iſt 
und erſt fpäter, als er fih im Haufe befand, den Entſchluß, einen 
Diebftahl zu verüben, gefaßt hat, fo liegt die in Mebe ftehende Aus: 
zeichnung nicht vor. Dagegen ift es gleichgiltig, ob der Einbruch u. f. w. 
zur Verübung des Diebitahls nothwendig war. War z. B. zur Zeit, 
wo der Dieb eingebrodyen ift, die Thüre des Haufes auch unverfchlofs 
fen, jo daß er ungehindert durch biefelbe in das Haus hätte gelangen 
fönnen, fo liegt bie Auszeichnung dennoch vor, wenn er nicht auf 
bem letztern Wege, ſondern, gleichgiltig aus weldem Grunde, mittels 
Einbruchs in das Haus gelangt ift. Ebenſo ift es, vorausgefegt natür: 


- — — — — 
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lich, daß der Diebſtahl ſelbſt in einem bewohnten Gebäude oder in 
einem dazu gehörigen Raume der im Geſetze bezeichneten Art verübt 
wurde, gleichgiltig, ob der Dieb unmittelbar da, wo er den Diebſtahl 
verübte, oder ob er an einem andern Orte, von dem er fodann au 
jenen, wo er ben Diebftahl verübte, gelangte, eingebrochen, eingeftiegen 
oder mitteld rechtswidrigen Gebrauchs eines Schlüſſels eingedrungen 
it, da aud im diefem alle der Diebjtahl mittels Einbruchs u. f. w. 
verübt wurde und das Geſetz, ohne weiter zu unterfcheiden, nur dies 
verlangt. Die Auszeihnung liegt mithin aud dann vor, wenn der 
Dieb 3. B. in ein bewohntes Gebäude eingebrochen ift und fi von 
dort ohne weitern Einbruch, infteigen und rechtswidrigen Gebrauch 
eines Schlüffels in einen zu dem Haufe gehörigen umfcloffenen Raum 
oder ein innerhalb des letztern befindlides unbewohntes Gebäude bes 
geben und bier gejtohlen hat. Bei ben Beratbungen bes Jahres 1857 
hatte der Gefepgebungsausfhuß der Kammer der Abgeordneten zwar 
beſchloſſen, der im einem unbewohnten Gebäude der letztern Art ver: 
übte Diebjtahl jolle als ein ausgezeichneter nur dam betrachtet wer: 
den, wenn der Dieb in den umſchloſſenen Raum ſelbſt mittels Gin: 
bruchs, infteigens oder rechtswidrigen Gebrauhs von Schlüfjeln ge: 
langt ijt, aljo dann nicht, wenn ex auf foldye Weife nur in das Wohn: 
baus, zu dem diefer Raum gehört, gelangte. Dieſe Bejtimmung. ift 
jedody in das Strafgeſetzbuch nicht übergegangen. 

Einbruch, Einfteigen und rechtswidriger Gebrauch von Schlüfjeln 
find gefonderte Dualififationen, jo daß aljo jedes diefer Merkmale für 
ſich allein zur Anwendung der betreffenden geſetzlichen Beitimmungen, 
in denen von bdenfelben die Rede ift, genügt. Mit Recht hat deshalb 
der Kafjationshof durch Urtheil vom 3. Jänner 1863 (Zeitſchrift für 
Sefepg. und Mechtöpflege Bd. X ©. 16-19) entfchieden, zur Er— 
Iböpfung des Thatbeftandes eines Diebſtahls mitteld Einbruchs genüge 
Ihen das Erbreden eines äußern Berwahrungsmittels, ohne daß in 
den hiedurch verwahrten Raum and) eingeftiegen worden iſt. Die ge— 
jegliche Auszeihnung liegt mithin 5. B. dann vor, wenn der Dieb 
ein Fenfter eines bewohnten Gebäudes erbrochen, durch dasſelbe, ohne 
in das Haus einzufteigen, bineingereicht und dafelbft befindliche Sachen 
geſtohlen hat. Unter der Herrſchaft der Diebſtahlsnovelle vom 25. März 
1816 hat der oberſte Gerichtshof allerdings anders entfchieden, Der 
Grund Hievon lag aber in der von der Faſſung des jetigen Geſetzes 
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verfhiebenen Faſſung der Ziff. 3 des Art. VI. der Diebftahlenovelk, 
iſt alfo durch Ginführung des neuen Geſetzes weagefallen.') 


Art. 282. 


Der Diebflahl, welcher nicht unter die Sefimmungen der 
Artikel 274—276 und 284-287 fällt, if mit Gefängniß mid! 
unter einem Alonat zu beftrafen: 

1) wenn der Werth des Geflohlenen die Summe von zehn 
Gulden überfleigt, 

2) wenn der Diebftahl in einem bewohnten Gebäude oder in 
dem dazu gehörigen und damit in innerer Durchgangs- 
verbindung flehenden umfchloffenen Raume mittels Ein- 
feigens, Einbruds oder redhtswidrigen Gebrauds von 
Schlüſſeln verübt worden if, 

. 3) wenn der Dieb bereits früher wegen eines als Verbrechen, 
Vergehen oder nad; Artikel 283 als Mebertretung fraf- 
baren Diebftahls verurtheilt worden ift. 


Art. 283. 


—R Ein Diebſtahl, der weder unter die Beſtimmungen der Art. 274 
bis 276 noch unter die des vorhergehenden Art. 282 fällt, if 
vorbehaltlich der Art. 284—287 mit Arreft zu beftrafen, welcher 
auch gefchärft werden kann. 

Bezüglich diefer Artikel erfcheinen nad dem, was zu ben ver: 
bergehenben Artikeln des gegenwärtigen Hauptſtücks bereits gefagt murke, 
weitere Bemerkungen nicht mehr nothwendig. 


Art. 284. 


deiddiebſlabl. Wer auf dem Halme oder der Wurzel ſtehende Feldfrüchte 
oder fonflige Bodenerzeugniffe, hüngendes Obſt, auf dem Felde 
liegende Düngungsmittel, gelegte Aartoffeln und ſonſtige finollenge- 
wächſe oder geſetzte Pflanzen flichlt, Ddesgleihen wer in fremden 
Eigenthume unbefugt Erde, Hafen, Eorf, Steine, Schm, Sand, 
Kies oder andere Materialien gräbt, fliht oder bricht, Bäume oder 
Sträuche umhaut oder einzelne Aeſte abhaut oder abbricht und fid 


) Verh. d. K. d. Abg. von 18%, Beil.Bb. I ©. 191, Verb. det 
Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 393 ımd 399 u. Bd.ll 
©. 108 u. 109, | 
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zueignet, wird, foferne die Handlung nicht nad dem Forſtgeſetze 
zu beurtheilen iſt und vorbehaltlic der Beſtimmungen der Artikel 
285— 287, mit Arreſt bis zu vierzehn Tagen oder an Geld bie 
zu fünf und zwanzig Gulden beftraft. 


Art. 285. 


Die Arrefifirafe kann bie zu zwei und vierzig Lagen und 
die Geldftrafe bis zu hundert und fünfzig Gulden erhöht werden, 
wenn 

4) der Dieb binnen Jahresfrift vor der abzunrtheilenden 

Chat bereits zweimal wegen Diebflahls von Gegenftänden 
der im Artikel 284 bezeichneten Art verurtheilt worden 
if, oder 

2) fichende junge Obſt- oder Alleebäume oder Weinftöcke ge- 

ftohlen hat, oder 

3) der Diebflahl in einem zu einem bewohnten Gebäude ge- 

hörigen und mit demfelben in innerer Durchgangsverbin- 
dung flehenden umfchloflenen Kaume mittels Einbruch, 
Einfleigens oder rechtswidrigen Gebraud;s von Schlüffeln 
verübt wurde, oder 

4) der Diebflahl an einem Sonn- oder Feiertage oder vor 

Auf- oder nad) Antergang der Tonne verübt wurde, oder 

5) der Chäter fi) zur Foriſchaffung des Geftohlenen eines 

Spannfuhrwerks, Handwagens, Handfchlittens, Schieb- 
karrens, Sackes, Forbes oder eines ähnlichen Gegen- 
ſtandes bedient hat, oder 

6) der Diebflahl von einer zur Aufficht angeftellten Perſon 

oder 

7) zum Bwece des Ran der geflohlenen Gegenſtände 

verübt wurde. 


Art. 286. 


Diebflähle an den im Artikel 284 bezeichneten Gegenftänden 
werden mit Geſängniß von zwei Monaten bis zu zwei Jahren be- 
Araft, wenn der Dieb binnen Jahresfrifi vor der abzuurtheilenden 
Chat bereits dreimal wegen Viebſtahls joldyer Gegenflände verur- 
theilt worden ifl. 
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Art. 287. 


Wenn in den Füllen der Artikel 234 —286 der Werth des 
Geftohlenen die Summe von zehn Gulden überfleigt oder der Dicb- 
ſtahl unter die Beflimmungen des Artikel 274 Biffer 3—5 fällt, 
fo tritt Gefängniß nicht unter einem Monate ein. 


Die vorftehenden Artikel bejchäftigen ſich mit dem Felddiebſtahle. 
Sie enthalten bezüglidy der Beſtrafung besfelben volljtändig ausreichende 
Beftimmungen, find alfo in biefer Beziehung ausſchließlich maßgebend, 
während natürlid) in fo ‚weit, als es fi um die allgemeinen Begriffe 
von Diebftahl, umſchloſſenem Raum, Einbruch, Einfteigen, um Bejtim: 
mung bes. Werths des Geftohlenen u. ſ. w. handelt, die im ben ſon— 
fligen Artifeln des gegenwärtigen Hauptſtücks enthaltenen allgemeinen 
Beftimmungen aud bier Anwendung finden. 

Art, 284 zählt die Gegenftände auf, deren Entwenbung das 
Geſetz als Felddiebftahl betrachtet. Eine ausdehnende nterpretation 
diefer Beitimmung ift, da fie den allgemeinen Beftimmungen über 
Diebftahl gegenüber die Natur einer Ausnahmsbeftimmung bat, nicht 
zuläſſig. Ein an fonftigen auf dem Felde befindlichen Gegenftänden, 
3. B. an gefchnittenem Getreide, gemähtem Graſe, abgefallenem Objte, 
ausgemachten Kartoffeln, auf dem Felde liegenden unb zum Gehen 
beftimmten, aber noch nicht gefegten Pflanzen, zur Saat beftimmten 
Getreide, am Mdergerätbichaften, an Baumpfählen und dgl, verübter 
Diebſtahl ijt mithin nicht als Feld», fondern als gewöhnlicher Dieb: 
ſtahl zu betrachten. Der Geſetzgebungsausſchuß ber Kammer ber Reiche: 
räthe hatte bei feiner erften Berathung bejchloffen, nad den Worten 
„ober einzelne Aeſte“ einzufchalten: „oder das Laub der Maulbeer: 
bäume, welches zur Fütterung der Geidenwürmer dient.“ Der Gefek: 
gebungsausfhuß der Kammer der Abgeordneten trat jedoch diefem Be: 
ſchluſſe nicht bei, worauf auch der Ausſchuß der Kammer der Reiche: 
räthe nicht weiter auf demfelben bebarrte. 

Die Mblehnung diefes Antrags erfolgte jedoeh nicht deshalb, 
weis man das Wegnehmen von Maulbeerlaub ungeſtraft laffen wollte, 
fondern weil man annahm, das Laub von Bäumen falle ſchon ohnedies 
unter den allgemeinen Begriff von Bodenerzeugnifien, das Wegnehmen 
bedfelben vom Baume aljo ohnebies dann unter Art, 284, wenn bie 
Wegnahme in der Abficht rechtswidriger Zueignung ftattgefunden bat, 
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In Art. 285 find verfchiedene Fälle aufgezählt, in welchen eine 
Erhöhung der in Art. 284 angedrohten Strafe eintreten kann, Meh— 
rere berjelben wurden früher ſchon befprochen, bie übrigen aber machen 
eine Erläuterung nicht nothwendig. Auch Art. 286 murbe bereits 
früher beſprochen. 
| Art. 287 findet in allen in ben Art, 284—286 vorgefehenen 

Fällen, wenn der Werth des Geftohlenen die Summe ven zehn Gulden 
überfteigt, fhon wegen biefes Werths des Geflohlenen und ohne Rüde: 
fit auf bie fonftigen Umftände, jo wie dann, wenn eine der in Art, 274 
Ziff. 3—5 angegebenen Auszeichnungen vorliegt, ſchon deshalb und ohne 
Rüdfiht auf den Werth bes Geftohlenen und bie übrigen in ben Art. 285 
und 2836 angegebenen Umjtände Anwendung. Diefe verfchiedenen Mo— 
mente find jedoch bei der Strafausmeflung geeignet zu berüdfichtigen 
und insbejondere geht es nicht am, bei Ausmefjung der Strafe eines 
Diebes, ber binnen Jahresfrift vor der abzuurtheilenden That bereits 
dreimal wegen Diebjtahls folder Gegenftände verurtheilt worden ift, 
in dem Falle unter das in Art. 286 feitgefegte Minimum von zwei 
Monaten herabzugehen, daß die jet abzuurtheilende That nad) Art. 287 
zu betrafen if. Der Gefebgeber bat nämlich in allen Fällen bie in 
diefem Artikel angegebenen Umſtände als Straferböhungsgrund betrachtet 
und fie bürjen deshalb nicht zu einer Milderung derjenigen Strafe führen, 
welche, wenn ein folder Umftand nicht vorläge, hätte verhängt werben 
müſſen. Wenn das Gefeb in Art, 237 dem Richter unter Feſtſetzung 
eines Minimums von einem Monate einen großen Spielraum für bie 
Strafausmeflung gab, fo ift dies nur beshalb geichehen, weil Art. 287 
bezüglih der Strafe zwifchen ben Fällen der Art. 234, 285 und 286 
nicht unterfcheidet, biefe Strafe mithin aud dann Play greift, wenn 
die That, von dem die Anwendung bes Art. 287 begründenden Um— 
ftande abgefehen, nur nah Art. 284 zu beftrafen wäre, in biefem 
Valle aber eine Gefängnißftrafe von einem Monate oder von ſechs 
oder fieben Wochen, welche die Strafe bes Art. 284 ſchon weſentlich 
überfteigt, wohl öfter angemefjen erfcheinen mag. Nehnliches kömmt, 
wie bereits zu Art. 56 und 60 bemerkt wurde, auch in andern Fällen, 
nämlich faft überall da vor; wo für möglicher Weife in fehr verſchie⸗ 
denem Grade ftrafbare Handlungen nur die nämlihe Strafe, ohne 
weitere Unterfheidung der einzelnen Fälle, angebroht if. In allen 


diefen Fällen wurde dem Gerichte für die Strafausmeffung ein 
Deid, Das Strafgefepbuh für das Königreih Bayern. II. 41 


162 Strafgefeg, Artikel 288, 


größerer Spielraum gegeben, damit es alle Verhältniffe geeignet berüd- 
fichtigen fanı, ') 
Art. 288, 

In den Fällen der Art, 234—287 find Ehemänner, Sfami- 
lienhäupter und Dienftherrichaften für Geldftrafe und Koften, vor- 
behaltlid des Hückgriffes auf den Thäter, wo ein folder flatthaft 
it, haftbar, wenn die firafbare Chat durd die bei ihnen wohnen- 
den Ehefrauen, Rinder, Pflegebefohlenen, Dienſtboten, Gefellen oder 
andere in derfelben Samiliengemeinfchaft lebende unfelbfiftändige 
Pperſonen mit ihrem Wifen verübt worden ift oder wenn Diefelbe 
durch gehörige Aufficht hätte verhindert werden können. 

Diefer Artikel enthält eine in den bei ben Felddiebſtählen bes 
ftehenden befondern Verhältniffen begründete finguläre Beſtimmung, 
die deßhalb nicht auf andere Fälle ausgedehnt werben darf. Haftbar 
find Ehemänner, Familienhäupter und Dienftherrfchaften. Der Ausdrud 
„Familienhaupt“ ift bier im weiten Sinne zu nehmen und nicht auf 
ſolche, denen eine potestas zufommt, zu befchränfen, begreift vielmehr 
überhaupt diejenigen, die an ber Spige von in Bamiliengemeinfchaft leben: 
den unfelbitjtändigen Berfonen ftehen. Die Haftbarkeit der Genannten be 
ſchränkt ſich auf die Felddiebftähle derjenigen in einem Abhängigkeitsver: 
hältniffe zu ihnen jtehenden Perſonen, welche bei ihnen wohnen, erftredt 
ſich mithin 3. B. nit auf Diebftähle, welde von ihren Arbeitern, 
die nicht bei ihnen wohnen, verübt wurden. Außerdem tritt die Haft— 
barkeit mur dann ein, wenn der Diebftabl entweder mit ihrem Miffen 
verübt wurde oder durd gehörige Auffiht Hätte verhindert werben 
önnen. Bei der Berathung im Gefepgebungsausihufe ber Kammer 
der Abgeordneten wurde angeregt, ob ftatt „gehörige Auffiht” nicht 
beſſer „pflihtmäßige Aufficht” gejagt würde, dagegen jedoch bemerft, 
bei Belaffung des Wortes „gehörige, das nichts anders, als das 
Wort „pflihtmäßige” ausbrüde, fer cin Mifverftändniß nicht wohl zu 
beforgen, da ja den Gerichten zu vertrauen fei, daß fie berüdfichtigen, 


) Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, Bd. I ©. 399 u. 
400 u. Bd. II ©. 111 u. 112, Verh. d. 8. d. Abg. von 18°%,, Beil.Bd. I 
©. 193 u. 194 u. Beil. Bd. III ©. 69, 70 u. 443, Verb. d. Geſetzg.-Ausſch. d. 
K. d. Reihsräthe v. 18%, Beil. S. 173-179, 511 u, 512, Prot. Bd. I 
S. 273-278 u. Bd. I ©. 153 u. 154. 
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mie weit die Pflicht des Familienhaupts u. f. w., bie genannten Ber: 
fonen zu beauffitigen, geht, und bie in Rede ftehende Haftbarkeit 
nur im Falle der Auſſerachtlaſſung diefer Pflicht annehmen erden. 
Die Haftbarkeit erftredt fid) endlih nur auf Geldftrafe und Koften. 
Nach dem urfprüngligem Antrage follte bier aud bie Haftbarkeit für 
Schadenserſatz ausgefprochen werben. Dies wurde jebody nicht anges 
nommen. Cine Haftbarfeit für Schabenserfaß befteht deshalb nur in 
fo weit, als fie durch civilrechtliche Beftimmungen begründet werben 
kann. Als jelbftverftändlid wurde anerkannt, daß die Strafvollzugs- 
Foften nit als Koften im Sinne des Art. 288 zu betrachten find; 
eine Haftung Dritter für biefelben kann mithin nicht durch dieſen 
Artikel begründet werben. 

Die in Rebe ftehende Haftbarkeit für Geldftrafe und Koften ift 
durch das Strafgeriht auszufprehen. Derjenige, welcher als haftbar 
in Anfpruc genommen wird, muß deshalb in gleicher Weife, wie der 
Beihuldigte, zur Verhandlung vorgeladen werben. Bei berjelben Tann 
er nicht nur feine Haftbarkeit, fondern auch die Schuld bes eigentlichen 
Beihuldigten, da dieſe nothwendige Borausfehung feiner Haftbarkeit 
ift, beitreiten, unb er iſt zu diefem Behufe auch zur Ergreifung aller 
Rechtsmittel, und zwar ſelbſt dann befugt, wenn ſich der eigentlidhe 
Beſchuldigte bei einem gegen ihn ergangenen verurtheilenden Erfennts 
niſſe beruhigt bat. 

Meber ben dem Dritten gegen den Thäter vorbehaltenen Rück— 
griff bat das Civilgeriht nad civilrechtlihen Grundfägen, au benen 
Art. 288 im diefer Beziehung durchaus nicht® geändert bat, zu ent— 
ſcheiden.) 

Art. 289. 

Wer unbefugt in Seen, Flüſſen, Bächen oder fonfligen Ge— 
wäſſern fifcht, krebst, angelt, Mebe, Garne oder Heufen legt oder 
andere zu gleichem Bwecke dienliche Vorkehrungen trifft, wird mit 
Arreſt bis zu vierzehn Tagen oder an Geld bis zu fünfzig Gulden 
befiraft. , 

Hat der Chäter zugleich die über die Beit und Art des Siſch- 


») Berk. d. K. d. Abg. von 18°%,, Beil. Vd. II ©. 96, 97 u, 443. 
Verh. d. Gefehgeb.Ausfh. d. K. d. Neicheräthe Beil. S. 179, 512 u. 513, 
Prot. Bd. I ©, 278-280 u. Bb. II ©. 155. 
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fanges beſtehenden Fifchereiordnungen übertreten, fo kann die Arreſt- 
firafe bis zu zwei umd vierzig Sagen und die OB: bis zu 
hundert fünfzig Gulden erhöht werden. 

Der in diefem Artikel vorgefehene Fall ift Fein Diebſtahl, jon 
bern Tedigli ein unberechtigter Fingriff in ein einem Andern zuftchen: 
bes Recht. Der Fifchereiberedhtigte ift nämlich nicht Eigenthümer ber 
in den Gewäffern, in been ihm das Fifchereirecht zuſteht, befindlichen 
Fiſche und Krebfe, fondern er wird dies erft burd das Fangen der: 
felben, durch Okkupation. Wer in bdiefen Gewäflern unbefugt fiſcht, 
eignet ſich mithin nicht eine fremde bewegliche Sache zu, ſondern offu: 
pirt eine bis dahin berrenlofe Sache, macht ſich aber damit dennoch 
einer widerrechtlihen Handlung, und zwar um deßwillen ſchuldig, weil 
er in das einem Andern zuftehende ausſchließliche Necht, bier Hilde 
und Krebfe zu fangen, in unbefugter Meife eingreift. Das Geſetz nennt 
deshalb den bier vorgejehenen Fall auch nicht Fiſchdiebſtahl, fendern 
Fifchereifrevel. Uebrigens kann an Fifhen und Krebfen auch ein wirt: 
licher Diebftahl begangen werben, wenn nämlich Fiſche eder Krebie, 
die bereits eingefangen find und ſich in Fifchkaften, geſchloſſenen Teichen 
oder ähnlihen Behältnifjen befinden, oder wenn Fiſche aus zur Fünft 
lichen Fifchzucht dienenden Anlagen geftohlen werden. Auf folche Dieb: 
ftähle finden aber nicht bie Beftimmungen des gegenwärtigen Artikels, 
fondern die in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen allgemeinen 
Beftimmungen über den Diebitahl Anwendung. Art. 289 fpricht von 
denjenigen, welche die bier angeführten Handlungen un befugt ver 
nehmen, greift mithin ben über die Befugniß zu fifchen und zu Freb- 
fen jeden Orts geltenden Beftimmungen in feiner Weife vor, indem 
das Fiſchen und Krebfen, foweit es nad diefen Bejtimmungen nicht 
verboten ijt, als ein unbefugtes nicht erachtet werben. kann. 

Art. 289 ftuft die Strafe darnach ab, ob zugleich eine über 
die Zeit und Art des Fiſchfanges beftehende Fiſchereiordnung übertreten 
wurbe. Iſt letzteres ber Fall, fo beſteht ideelle Konkurrenz des Fiſchereti⸗ 
freveld mit der in Art. 231 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs vorgefehenen 
Polizeiübertretung und es ift deshalb neben der in Art. 289 .Nbj. 2 
angebrohten Strafe zugleih aud die Konfiskation der Geräthe und 
Fiſche nad Maßgabe der Beftimmungen der Abf. A und 5 des Art. 
231 des Polizeiftrafgefegbuchs in den bort vorgefebenen Fällen auf 
zufprechen. Abſ. 2 des Art, 289 fegt natürlich eine beftehende Fiſcherei⸗ 
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ordnung voraus. Art, 231 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs hat aber alle zur 
Zeit ber Erlaffung dieſes Geſetzbuchs beftandenen Fifchereiordnungen 
ohne Rückſicht auf ihren Urfprung aufrecht erhalten und dabei nur 
beftimmt, daß oberpolizeiliche Vorfchriften über bie Zeit und Art 
bes Fiſch- und Krebsfanges erlaffen und daß bie beftehenden Fifcherei: 
ordnungen durch oberpolizeiliche Borfchrift revibirt und abgeändert 
werben Lönnen.') 
Art. 290. 


Der Diebftahl unter Ehegatten während des ehelihen Bei- 
fammenlebens, unter Verwandien oder Verfchwägerten in gerader 
Sinie, unter teiblihen Gefhwiftern, unter andern in derfelben fa- 
milierngemeinfchaft lebenden Verwandten oder Verfchwägerten, unter 
Pflegeeltern und Pflegekindern, desgleichen der Diebfahl, welcher 
an Pormündern oder Erziehern von ihren Pflegebefohlenen begangen 
wird, fol nur auf Antrag des Familienhauptes, dem der Chäter 
untergeben ift, oder des Befchädigten oder feines gefehlichen Ver- 
treters gerichtlich verfolgt werden. 

Bei Diebftählen unter Ehegatten ijt die gerichtliche Verfolgung 
von ber Stellung eines befondern Antrags nur in dem Falle abhängig, 
daß der Diebjtahl während des ehelichen Beifammenlebeng ber Ehe: 
gatten verübt wurde. Haben fie zur Zeit der That getrennt gelebt, 
gleichgiltig ob ihre Ehe anfgelöft war oder nicht, fo find Diebftähle, 
bie einer von ihnen zum Nachtheile des Andern verübt hat, von Amts: 
wegen zu verfolgen. Bei Diebflählen unter Verwandten und Ber: 
ſchwägerten in geraber Linie und unter leiblichen, gleihgiltig ob voll: 
oder halbbürtigen, Gefhwiftern iſt zur gerichtlihen Berfolgung immer, 
alfo ohne Rüdfiht darauf, ob fie im berjelben Familiengemeinſchaft 
leben oder nidt, ein befonderer Antrag nöthig, bei Diebjtählen, unter 
andern Verwandten und Berfhwägerten, alfo aud unter Verſchwägerten 
des zweiten Grades, ift dagegen ein befonderer Antrag nur dann ges 
fordert, wenn ber Thäter und ber Beſchädigte in berjelben Familien: 
gemeinfhaft leben. Unter Erziehern find hier nur ſolche zu verjichen, 
denen eine jugendliche Berfoh zur Erziehung übergeben worben ift, nicht 


*) Berhbl. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. 16.400 u. 
Bd. U ©, 112, Berh. d. K. d. Abg. v. 18%,, Beil.Bb. II ©. 258, 267, 290 
u. 291, Beil.Bb, III S. 70 u. 201, 
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auch bloſe Lehrer oder ſolche, bei benen bie jugendliche Perſon mur 
wohnt, ohne daß fie mit deren Erziehung betraut find. Von einem 
Antrage des Familienhauptes kann natürlid nur dann die Rede fein, 
wenn eim ſolches in ber Familiengemeinſchaft wirflid vorhanden und 
der Thäter bemfelben untergeben iſt. Iſt dies ber Fall, jo erfcheinen 
fowohl das Familienhaupt, als auch der Beſchädigte oder beffen gefek: 
licher Vertreter, andern Falles nur die leßtern zur Stellung bes Ans 
trags berechtigt. Im Uebrigen vermeife ich auf die aud bier zur An- 
wenbung kommenden Art. 88 und 89 umb bie zu benfelben gemachten 
Bemerkungen, made jedoch ſchon jet darauf aufmerkfam, dag ich auf 
die Frage, in wie ferne zur gerichtlichen Verfolgung wegen Hehlerei 
ein befonderer Antrag nötbig ift, bei Erläuterung bes von ber Hehlerei 
handelnden Hauptftüdes zurückkommen werbe.!) 


Art. 291. 


Straffolgen. Mit jeder wegen Diebflahls zuerkannten Gefängniffirafe 
können die im Art. 28 bezeichneten Straffolgen oder einzelne der- 
felben verbunden werden, 

Bugleich kann die Buläffigkeit der Stellung unter Polizeiauf- 
fiht oder, foferne die Gefängnifftrafe die Dauer von zwei Jahren 
nicht überfleigt, der Verwahrung in einer Polizeianftalt ausge- 
fprochen werden. 

Diefer Artikel gibt zu befondern Bemerkungen Teine Veraulaſſung. 


Art. 292. 


Schlubbeſtim⸗ Die Beſtrafung der Jagd- und Forſtfrevel richtet ſich nach 
Yen hierüber befichenden beſonderen Geſctzen. 

Die wichtigften bezüglih der Beitrafung der Jagd: und Yorft: 
frevel bermalen beftehenden Gefeße find: 1) für die Landestheile dies: 
feits des Rheins das Gefeh vom 30. März 1850, bie Ausübung 
der Jagd betreffend, das Gefeg vom 25. Juli 1850, die Beftrafung 
der Jagbfrevel betreffend, und das Forfigefeg vom 28. März 1852; 
2) für bie Pfalz das Dekret vom 4. Mai 1812, die Beftrafung ber 
Jagdausübung ohne Erlaubnißfchein betreffend, bie Jagdverordnung 


) Berb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. IT S. 191 u. 192, Berb. d. 
Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 S. 400 u. Bb. II ©. 1i2 
unb 113, 
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vom 21. September 1815, beide mehrfach modifiziert durd Art. 15 
umb 16 bes Einführungsgefeßes, ſowie das Forftftrafgefeb vom 28. De: 
zember 1831, revibirt durch Gefeg vom 23. Mai 1846 und bezüglich 
ber Vollſtreckung ber Berurtheilungen zu Geldftrafen mobifizirt durch 
Abſ. 4— 9 des Art. 81 des Einführungsgefetes, 

Auf Diebftähle von Holz, welche nicht nad den bezüglichen 
Forftftrafgefeßen zu beftrafen find, finden nunmehr bie allgemeinen 
Beftimmungen bed gegenwärtigen Hauptftüdes Anwendung. ') 


Sechzehntes Hauptſtüchk. 
Unterſchlagung und ſtrafbare Vorenthaltung fremder Sachen. 


Art. 293. 


Wer cine ihm anvertraute oder in Folge einer Geſchäfts- 
führung erlangte fremde bewegliche Sache in der Abficht fi oder 
einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, unbe- 
fugt ganz oder theilweife veräußert, verpfändet, verbraucht oder 
auf andere Weife fich zueignet, ift der Anterſchlagung ſchuldig. 

Brei der Unterfchlagung ift aucd der Verſuch eines Vergehens 
oder einer Hebertretung firafbar. 


Unterfhlagung und Diebftahl haben das mit einander gemein, 
daß zum Thatbeftande beider Neate die unbefugte ober rechtswidrige 
Zueignung einer fremben beweglihen Sache gehört. Sie unterfcheiben 
fi aber dadurch, daß es, während beim Diebftahle ein wefentliches 
Merkmal in der Wegnahme der Sache aus dem Gewahrfame eines 
Andern liegt, zum Weſen der Unterfchlagung gehört, daß fi bie 
Sache zur Zeit der That im Gewahrfame bes Thäters befunden hat, 
fowie dadurch, daß das Geſetz zum Thatbeftande der Unterfchlagung 
die Abfiht, fi oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu 
verfhaffen, fordert, während beim Diebftahle die Abſicht, ſich die 
Sache rechtswidrig zuzueignen, genügt. Die unbefugte Zueignung 
liegt im jeder nur bem Eigenthümer zuftehenden unbefugten Verfügung 
über die Sache. Das Gefek drückt dies baburd aus, daß es, nachdem 


») Berhdl. d. Gefehg.-Nusfeh. d. K. d. Abg. v. 18%, @b, II ©. 118, 
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e8 in eremplifitativer Weiſe einzelne bei ber Unterfchlagung vorzuge: 
weife vorkommende Zueignungsarten befonbers angeführt hat, in ganz 
allgemeiner Weife beifügt „oder auf andere Weife fidy aueignet”. Die 
Berpfändbung wurde, wie bie Motive zum frühern Entmurfe fagen, 
deshalb ausbrüdlich erwähnt, um die unter der Herrſchaft bes Straf: 
geſetzbuchs von 1813 bejtandene Streitfrage, cb in dem Verpfänden 
ein Veräußern oder Berbrauden ber Sache liege, ob alfo durch Ber: 
pfändung einer anvertrauten Sache eine Unterfhlagung begangen 
werbe, zu entſcheiden, und zwar iſt bies in bem Sinne gefcheben, 
baß die Verpfändung ber Veräußerung vollkommen gleichgeftellt wurde. 
Das DVerbrauden einer Sache bildet ben Gegenfaß von Gebrauchen. 
Nur im Erftern, nicht auch im Lebtern liegt eine unbefugte Zueig« 
nung. Im frühern Entwurfe war als eine Art der Zueignung aud 
noch das MÜbleugnen angeführt. Dies wurde gejtrihen, jedoch nur 
deshalb, weil man annahm, es könnten auch Fälle bes Ableugnens 
vorfommen, bie als Zueignung nicht betrachtet werben fönnen, jene 
Fälle aber, im denen das Ableugnen nad den Umftänden al® Zueig: 
nung aufzufaffen ift, ohnedies ſchon durd die allgemeine Beftimmung 
„oder auf andere Weife ſich zueignet”, getroffen find, 

Zum Wefen ber Unterſchlagung gehört, wie bereitd bemerkt, 
daß fi die Sade, bie fi ber Thäter unbefugt zueignete, zur Zeit 
der That bereitS im Gewahrſame besjelben befunden hat. Die 
bloße Thatfahe, daß fih die Sache im Gemwahrfame bes Thäters 
befunden bat, genügt jeboh nicht, die Sache muß in feinen Ge: 
wahrfam dadurch gefommen fein, daß fie ihm entweder anvertraut 
wurde oder baß er fie in Folge einer Gefchäftsführung erlangt 
hat. Das Anvertrauen ſetzt voraus, daß ber Deredtigte bie Sache 
bem Thäter zur Aufbewahrung, zur Mblieferung an einen Dritten, 
zu einer beftimmten fonftigen Verwendung ober in ähnlicher Weife, 
alfo in der Art übergeben hat ober burd einen Dritten bat über: 
geben laſſen, daß ber Thäter weder Eigenthümer ber Sache murbe, 
noch das Recht erhielt, über diefelbe zu feinem Vortheile oder über: 
haupt in einer andern, als ber vom Berechtigten beftimmten Weiſe 
zu verfügen. Der Ausdrud „Geſchäftsführung“ ift im weitern Sinne 
zu nehmen und es kömmt babei nicht barauf an, ob bie Gefhäfte: 
führung mit oder — wie bei ber negotiorum gestio — ohne Auf: 
trag flattgefunden Hat, ob ber Auftrag von bem Berechtigten felbft 
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ober — wie bei Sequeftern, Vormündern, Kuratoren, Teftaments: 
voftredern, VBerwaltern ven Gants ober Fallimentsmaffen u. dgl. — 
vom Gerichte, von ber Vormundſchaftsbehörde, vom Erblaffer, von 
einer Gemeinfhaft von Gläubigern oder in ähnliher Weife ertheilt 
wurbe. Eben fo ift es für den Thatbeftand der Unterfchlagung gleich 
giltig, ob ber Berechtigte davon Kenntniß hatte, daß der Geſchäfts— 
führer bie betreffende Sache erhalten hat. 

Das Geſetz verlangt zum Thatbeftande ber Unterfchlagung, daß 
der Xhäter bei der Zueignung bie Abſicht Hatte, ſich oder einem 
Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verſchaffen. Er muß alfo 
bei ber Zueignung die Abficht gehabt haben, die Sache zu feinem 
ober eines Dritten Bortbeil zu veruntreuen, biefelbe im Widerfpruche 
mit ber bei Uebernahme ber Sade ausbrüdlid ober ſtillſchweigend 
eingegangenen Verpflichtung zu feinem ober eines Dritten Vortheil zu 
verwenden. Ob ber Thäter zur Zeit ber That biefe Abſicht hatte, 
ift, wie überhaupt, fo auch hier, nad ben Umftänden zu entſcheiden. 
Im Allgemeinen ift jeboc zu bemerken, daß biefe Abficht nicht ſchon 
dadurch ausgefchloffen wird, daß ber Thäter bei Begehung ber That 
den Vorſatz Hatte, dem Berechtigten Erſatz zu leiften. in folder 
Borfa ſchließt an fi) fo wenig die Unterfchlagung, als den Diebftahl 
aus. Bei ben Berathungen im Gefehgebungsausihuffe ber Kammer 
der Abgeordneten im Jahre 1857 vertrat zwar ber Abgeorbnete 
Dr. Völk die entgegengefeßte Anficht, indem er überhaupt nur damı, 
wenn der Thäter die Abficht hatte, dic Sache dem Beredhtigten ohne 
Erfah zu entziehen, Unterfdjlagung angenommen und beshalb ben 
Artikel alfo gefaßt Haben wollte: „Wer eine... . Sade in ber 
Abſicht fi zueignet, fie dem zur Zurückforderung Berechtigten ohne 
Erfag zu entziehen, ift der Unterfchlagung ſchuldig.“ Seine Anficht 
wurbe jedoch alljeitig bekämpft und ber von ihm geftellte Antrag 
ſchließlich mit allen Stimmen gegen bie feinige abgelehnt. Damit 
find aud die Argumente befeitigt, welche für die von Dr. Völk vers 
tretene Anfiht aus den Motiven zum frühern Entwurfe etwa hätten 
entnommen werben Zönnen. Wenn aber biernah ber Umftand, daß 
ber Thäter bei ber Zueignung ben Vorſatz hatte, dem Berechtigten 
Erſatz zu leiften, die zum Thatbeftande der Unterfchlagung geforberte 
Abſicht an fi auch nicht ausſchließt, jo ift derfelbe doch im vielen 
Fällen yon großer Bedeutung für bie Entſcheidung der Frage, ob bie 
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erwähnte Abfiht in einem konkreten alle vorliegt. Es iſt dies 
namentlih dann ber Fall, wenn es fi um bie Zueignung von Gel 
ober andern fungiblen Sahen handelt. Wer Geld für einen Andern 
erhalten bat, ift in ber Regel nicht verpflichtet, demfelben die näm: 
lichen Münzftüde, die er erhalten, abzuliefern; er erfüllt feine Ver— 
pflihtung durch Ablieferung bes betreffenden Betrags. Wenn em 
folher die erhaltenen Münzitüde mit dem ihm felbft gehörigen Gelbe 
zufammenwirft ober auch auegibt, fo liegt darin allein noch Feine 
Unterfhlagung, weil er burd das, was er getban, falls nicht noch 
ambere Momente bazu kommen, feiner Verpflichtung noch nicht entgegen: 
gehandelt, die Abfidyt, ben betreffenden Betrag zu feinem Vortheile 
zu verimtreuen, fich einen rechtswidrigen Vortheil zu verjchaffen, noch 
nit Zundbgegeben hat. War er zur Zeit, wo er die erhaltenen 
Münzftüde für fi verwendete, in ber Lage, bem Berechtigten den 
entfprechenben Betrag jeben Augenblid ausbändigen zu können, und 
ſprechen auch feine fonftigen Umſtände dafür, daß er ben Berechtigten 
um fein Gelb bringen wollte, fo kann bie zum Thatbeftande der 
Unterfhlagung geforberte Abficht nicht angenommen werben, Ganz 
anders verhält es fi aber, wenn Jemand, ber frembe Gelder in 
Händen bat, diefe für fi) aus dem Grunde verwendet, weil er bas 
zur Befireitung eigener Ausgaben oder zu Unternehmungen, bie er 
für fi) machen will, erforderliche Geld nicht felbft befitt, fo daß er 
alſo nady ber Verwendung nicht in ber Page ift, bem Berechtigten 
fein Geld fofert abliefern zu können. In einem ſolchen Falle ift, 
wenn nicht ganz gewichtige Umftände für das Gegentheil fpreden, 
anzunehmen, daß fih der Thäter das einem Andern gehörige Geld 
in der Abfiht, ſich einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, zu: 
geeignet, alfo einer Unterfhlagung ſchuldig gemacht hat. Hatte der: 
jelbe auch Ausſicht, fpäter Geld einzunehmen, und die Abſicht, bad: 
jelbe zur Befriedigung bes Berechtigten zu verwenden, fo wird baburd 
bie bei der Zueignung bes fremden Geldes bejtandene, aus ben an: 
geführten Umftänden fi ergebende Abficht, fi) durch die Zueignung 
einen rechtswidrigen Vortheil zu verichaffen, ſich durch unbefugte Ber 
wenbung fremben Geldes aus Verlegenheit zu helfen oder aus mit 
ſolchem Gelde gemadten Gefhäften für fih Nuten zu ziehen, nicht 
ausgeſchloſſen. Es handelt ſich vielmehr in einem folden Halle mur 
um bie Abſicht, ben durch eine rechtswidrige Handlung zugefügten 
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Schaden wieder zu erfehen, eine Abſicht, melde, wie bei andern 
Delitten, fo aud Hier, bie Strafbarkeit nicht ausfchließt, ba fogar 
ber wirklich geleiflete Schabenserfaß nad Art. 74 nur einen Straf: 
milderungsgrunb bildet. Aehnlich verhält es ſich bei der unbefugten 
Zueignung anderer fungibler Saden. Gin wefentlich verſchiedenes 
Verhältniß befteht allerdings bei ber unbefugten Zueignung nichts 
fungibler Sachen, da berjenige, dem eine folde Sache anvertraut 
worden ift ober ber eine ſolche Sache in Folge einer Gefhäftsführung 
für einen Andern erlangt hat, die ihm bezüglich berfelben obliegenbe 
Berpflihtung nicht durch Ablieferung des betreffenden Betrages, be: 
jiehungsweife einer im Werthe gleichen Sade ber nämlidyen Gattung, 
fondern nur burd Ablieferung ber beftimmten ihm anvertrauten ober 
von ihm erlangten Sade erfüllt, Lebteres aber nicht mehr möglich 
it, wenn er bie Sache verkauft, verbraudt ober in fonftiger bie Rück⸗ 
gabe unmöglich machenden Weife über biefelbe verfügt bat. Trotzdem 
laſſen fih aber aud Fälle unbefugter Zueignung nichtfungibler Sachen 
denken, in denen bie zum Begriffe der Unterfchlagung geforberte rechts⸗ 
wibrige Abfiht fehlt. Hieraus folgt, daß fich darüber, wann biefe 
Abfiht vorhanden ift, allgemeine Normen nicht aufftellen Laffen, fondern 
daß fich die betreffende Frage nur in jebem einzelnen Falle nach forg« 
fültiger Erwägung aller bezüglichen Umſtände und DVerbältniffe ent: 
Iheiden läßt. Die obigen Bemerkungen mögen hiebei als. Anhalts: 
punkte dienen und ich will benfelben nur nod beifügen, daß, wenn 
einerfeit8 wie überall im Strafrecdhte, fo auch bier im Zweifel zu 
Bunften des Angefchuldigten zu entſcheiden ift, body anberfeits auch 
der Satz ſtets im Auge gehalten werben muß, daß Jeder, bem 
frembes Eigentfum anvertraut wurbe, vor Allem biefes Eigenthum 
heilig zu Halten verpflichtet ift. 

Im Uebrigen verweife ich zur Erläuterung bes erjten Abfahes 
bes Art. 293. auf die zu Art, 271. gemachten Bemerkungen. | 

Abi. 2 erflärt aud den Verſuch der Unterfchlagung für ftrafbar. 
Als Beijpiele ſolchen Verſuchs führen die Motive zum Entwurfe von 
1860 an, wenn Jemand in ber Abſicht, zu unterſchlagen, ſchon die 
Siegel bes Behältniffes erbrochen bat, in welchem ſich die anvertraute 
Sache befindet, oder wenn er das anvertraute Gut bereits zum Ber: 
kaufe herumgetragen ober angeboten und nur zufällig noch feinen 
Käufer gefunden oder den Kauf noch nicht vollſtändig zum Abſchluſſe 
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gebracht Hat. In ber Regel wirb in folden Fällen allerdings ein 
firafbarer Verſuch vorliegen, unbebingt läßt ſich dies jedoch nicht fagen, 
es ift vielmehr im jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob bie in Art. 47 
geforderten Merkmale vorliegen, wobei es ſich von felbft verfteht, daß 
bie Abficht, eine Unterfchlagung zu verüben, nur bann vorliegt, wenn 
aus bem, was ber Thäter gethan hat, nicht blos die Abſicht, ſich 
bie betreffende Sache unbefugt zugueignen, ſondern aud bie weitere 
Abſicht, hiedurch ſich oder einem Dritten einen rehtewibrigen Vortheil 
zu verſchaffen, erhellt. *) 
Art. 294. 


Die Unterfchlagung foll vorbehaltlicd, der in den Artikeln 295 

und 386 bezeichneten Fälle, 

1) wenn der Werth des Unterfchlagenen die Summe von 
zehn Gulden nicht überfteigt, mit Arreſt, welcher aud 
gefhärft werden kann; 

2) wenn diefer Werth die Summe von zehn, aber nicht Die 
von fünfhundert Gulden überfeigt, mit Gefängnif bie zu 
drei Jahren, womit Geldfirafe bis zu vierhundert Gulden 
verbunden werden kann; 

3) wenn derfelbe die Summe von fünfhundert, aber nicht 

die von zweitaufend Gulden überfteigt, mit Gefängnif 
nicht unter einem Jahre, womit Geldfirafe bis zu taufend 
Gulden verbunden werden kann; 

4) wenn derfelbe die Summe von zweitaufend Gulden über- 
Reigt, mit Bucthaus bis zu zwölf Iahren 

befiraft werden. 


Art. 295, 


Auf Gefängniß nicht unter einem Monate, womit Geldftrafe 
bis zu taufend Gulden verbunden werden kann, und, falls der 
Werth des Uinterfchlagenen die Summe von fünfhundert Gulden 
überfleigt, auf Buchthaus bis zu zwölf Iahren ift zu erkennen, 
wenn die Unterichlagung verübt wurde: 


) Berh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bp. 11 S. 192 u. 193, Verhdl. 
bes Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. I ©. 401 u. 402 u. Bd. I 
6. 118— 120, Berb. d. K. b. Abg. v. 18%, Beil.B0. U 6. 59 u. 194 m, 
Beil. Od. HI ©. 70. 
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1) von Vormündern, Cerflamentsvolifireckern, Sequeſtern, 
Euratoren oder fonfiigen von einem Gerichte oder riner 
Gemeinfchaft von Gläubigern aufgeftellten Verwaltern einer 
Dermögensmaffe an Sachen, welche zu der ihrer Wer- 
waltung anvertrauten Maſſe gehören; 

2) von Rechtsanwälten an Geldern oder andern Gegenſtänden, 
welche ihnen in ihrer anwaltfchaftlichen Eigenfchaft anver- 
traut worden find; 

3) von Mitgliedern der Direktion oder Verwaltung, Geranten 
und Controleuren einer Aktiengefellfchaft oder einer &r- 
werkfchaft an Sachen, welcher dieſer Gefellfchaft gehören; 

4) von Perfonen, weldhen bei Seuers-, Waflers- oder ähn- 
licher Moth Sachen zur Aufbewahrung übergeben worden 
find, an diefen letzteren; 

5) von Spediteuren, Aommiffionären, Suhrleuten, Boten, 
Schiffern, Güterſchaffnern, fowie von dem bei foldhen Ge— 
Schäften oder Gewerben oder bei Privat - Eifenbahn oder 
Dampffdifffahrts- Unternehmungen angeflellten oder be- 
fhäftigten Perfonen an Sachen, welche ihnen vermöge 
eines ſolchen Gefchäftes, Gewerbes oder Dienfles anver- 
traut worden find; 

6) von Gaftwirthen an Sachen, welche ihnen von ihren Gäſten 
zur Aufbewahrung übergeben worden find. 

Bezüglich der MWerthsbeftimmung ift, wie Art. 297 ausdrücklich 
ausfpricht, Art. 272 maßgebend, weshalb ich in diefer Beziehung auf 
dasjenige verweiſe, was ich zu dieſem Artikel bemerkt babe. 

In den in Art. 295 aufgezählten Fällen ift die Unterfchlagung 
in doppelter Richtung mit höherer Strafe bedroht, indem fie auch 
beim geringften Betrage Vergeben und ſchon bei einem Betrage von 
fünfpundert Gulden Verbrechen ift. Es verfteht ſich deshalb von felbft, 
daß eine ausdehnende nterpretation biefer Fälle nicht ftatthaft ift. 
In Ziff. 1 if natürlich die Beftellung dur ein Gericht oder eine 
Gemeinschaft von Gläubigern nur bezfiglic der im Geſetze nicht fpeziell 
genannten Verwalter von Vermögensmaffen gefordert. Bei Vormündern, 
Teſtamentsvollſtreckern, Sequeftern und Kuratoren ift nur voraus: 
gefegt, daß fie nad; Maßgabe ber. betreffenden Geſetze beftellt, bes 
zichungsweife durch das Gefeb berufen find, Die bier in Rebe 
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ſtehende Beitimmung findet mithin z. B. unzweifelhaft auch auf geſetz⸗ 
liche Vormünder Anwendung, In Ziff. 3 wurden zur Bermeidung 
von Zweifeln auch die Gewerlichaften eingejegt, weil man das Geſetz 
auch auf die nad bem alten Syſteme der Kuren eingerichteten Berg: 
werksgeſellſchaften, welche feine Aktiengeſellſchaften im jegigen Sinne 
bes Wortes find, angewendet wiffen wollte. ') 


e Art. 296, 


Hat ſich Jemand bei einer und derfelben Gefhäftsführung 
oder in einem und demfelben Gefchäfts-, Gewerbs- oder Dienf- 
verhältniffe nad und nad mehrere Unterfchlagungen, wenn aud 
zum Wachtheile verfchiedener Perfonen fchuldig gemacht, fo find 
Biefe Unterfchlagungen als eine einzige Handlung zu befirafen. 

Das Gleiche gilt von Unterfcdlagungen, welche Jemand be— 
züglich der ihm bei einer und derfelben Veranlaffung anvertrauten 
Sachen, wenn auch zum Wachtheile verfchiedener Perfonen, verübt 
hat. 

Diefer Artikel fchließt fi an Art. 273 an, geht jedoch in ge 
wifjer Beziehung weiter. Er verlangt nämlic) im feinem ber in dem: 
felben vorgefehenen Fälle, daß die Unterflagungen zum Nachtheile 
der nämlichen Perfon verübt wurden oder daß dieſelben als allmählige 
Ausführungen eines und besfelben rechtswidrigen Entſchluſſes erfcheinen. 
Es genügt, daß bie verfchiedenen Unterfchlagungen bei einer und ber: 
ſelben Gefhäftsführung oder in einem und bemjelben Geſchäfts-, Ge: 
werbs- oder Dienftverhältniffe beziehungsweife an bei ber nämlichen 
Veranlaflung anvertrauten Sachen verübt wurden. Ein Tejtamentd: 
vollftireder, welder in biefer Eigenfhaft einen zur Erbmafje gehörigen 
Betrag von fehshundert Gulden unterfhlägt, macht ſich damit bes 
Verbrechens der Unterſchlagung ſchuldig, wenn aud feine Handlung 
drei verfchiedenen zum Nachlaffe berufenen Erben zum Nadtbeile ge: 
reicht, fo daß er zum Nachtheile eines jeden berfelben nur zweihunbdert 
Gulden unterfchlagen hat. Gleiches ift bei dem Knechte eines Boten, 
dem von vier verſchiedenen Kaufleuten. Sachen zur Ablieferung an 


') Berb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v.18%,, Bd. J ©. 402 u. 403 
u, Bd. II ©. 120 u. 121, Verb. d. K. b. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. II S. 70 
u. 71, 
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feinen Dienfiherrn übergeben, ſowie bei demjenigen, zu bem bei einem 
Brande Gegenitände, welche vier verfchiedenen Perfonen gehören, ge: 
flüchtet worden find, der Fall. Auch dieje Perſonen maden ſich des 
Berbrechens der Unterſchlagung dann fchuldig, wenn fie von den ihnen 
anvertrauten Sachen jolde, deren Werth zufammen die Summe von 
fünfhundert Gulden überfteigt, unterfhlagen, obgleich ‚ber. Werth ber 
zum Nachtheile einer einzelnen Perjon unterſchlagenen Sachen bie 
Summe von fünfhundert Gulden nicht überfteigt und wenn auch Die 
einzelnen Unterfchlagungen nicht als allmählige Ausführungen eines 
und desſelben rechtswidrigen Entfchluffes erfcheinen, der Knecht bes 
Boten 3. B. die Unterfchlagumgen einzeln und zu verſchiedenen Zeiten 
verübt bat. *) 


Art. 297. 


Die Beflimmungen der Artikel 272 und 290 finden 
bei der Unterſchlagung Anwendung. 


Art. 298, 


Mit jeder wegen Unterfhlagung zuerkannten Gefängniffirafe 
können die im Artikel 28 bezeichneten Straffolgen oder einzelne 
derfelben verbunden werden. 


Diefe Artikel geben zu Bemerkungen feine Veranlaffung. 


Art. 299. 


Wer eine gefundene oder dur Irrihum oder Bufall in 
feinen Gewahrfam gekommene fremde bewegliche Sache in der Ab- 
fiht, fi) oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu 
verfchaffen, ganz oder theilweile veräußert, verpfündet oder ver- 
braucht, ohne vorher die Ausmittlung des Berechtigten durd) 
Anzeige bei der Obrigkeit oder öffentliche Bekanntmachung ver- 
fucht zu haben; Ddesgleichen wer in der oben bezeichneten Abficht 
dem fich meldenden Berechtigten oder der ihn deshalb angehenden 
Obrigkeit den Fund oder erlangten Gewahrfam verfchweigt oder 
abläugnet, oder, wenn ihm der Berechtigte auf andere Weife be- 
kannt geworden oder eine auf die Sache bezügliche öffentliche Br- 


) Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18% Bd. I ©. 408. 


Strafbare 


Vorenthaltung 


fremder 
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kanntmachung zu feiner Kenntniß gekommen if, die Burückerfiattung 
oder Anzeige unterläßt, foll, wenn der Werth der Sache zwanzig 
Gulden ‚nicht überfleigt, mit Arrefl oder an Geld bis zu hundert 
und fünfzig Gulden , andernfalls mit Gefängnif bis zu drei Jahren 
befiraft werden. 

Gleiches gilt von demjenigen, welcher einen gefundenen Scha 
in der Abficht verheimlicht, um einem Andern den ihm gebührenden 
Antheil rechtswidrig zu entziehen. 


Diefer Artikel. dat vorzugeweife den fog. Funbbichjtahl im Auge, 
it jeboh Hierauf nit befchränkt, fondern auferdem auf alle Fälle 
rechtswidriger Vorenthaltung fremder Sachen, welde burh Irrthum 
oder Zufall in ben Gewahrſam bes Thäters gelommen find, anwend— 
bar. Fälle Ießterer Art find z. B. wenn eine Sache bei Jemanden 
ftehen ober liegen geblieben, wenn ein Vieh zugelaufen, eine Sadye Je: 
manden irrthümlich gegeben worden ift, namentlih aber auch, wenn 
Jemanden bei einer ihm geleijteten Zahlung aus Irrthum mehr, als 
beabfidhtigt war, insbefondere andere als die beabfichtigten Münzen, 
Bankusten u. dgl., ftatt einer Zehn-Gulden-Rolle von Sechſern eine 
Role von hundert Dufaten, beim Herausgeben jtatt eines Kupfer: 
kreuzers ein Friedrichsd'or, gegeben worden find. — Unfer Strafge: 
ſetzbuch betradptet das in Art. 299 vorgefehene Reat weder als Dich: 
ſtahl noch als Unterfhlagung, fonbern als ein befonderes Delift. Cs 
ift dies nicht nur bei den Verhandlungen mehrfach ausgefprocden, fon: 
bern auch im ber Heberfchrift des ſechzehnten Hauptftüdes, welche als 
Gegenftand besfelben die Unterfchlagung und bie ftrafbare Vorenthal: 
tung fremder Sadyen bezeichnet, fowie dadurch ausgebrüdt worden, daß 
die Art. 297 und 298 dem Art. 299 vorgefegt wurden. Dies äußert 
feine praftifche Bedeutung namentlih dadurd, daß die an die Verur— 
theilungen wegen Diebſtahls oder Unterfhlagung durch Beltimmungen 
des Strafgeſetzbuchs ober durch Specialgefehe, 3. B. das Wahlgefek 
vom 4. Juni 1848, gefnüpften Folgen bei Berurtheilungen wegen bes 
in Art. 299 vorgefehenen Reats nicht eintreten. 

Finden kann man nur eine verlorene Sache. Im Sinne des 
Art, 299 ift aber, da aud bier das Bemußtfein und die Abſicht des 
Thäters entſcheidet, jede Sache als gefunden zu betrachten, welche der 
Thäter zur Zeit, ba er biefelbe zu fih genommen, für eine verlorene 
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und durch ihm gefumbene gehalten hat. Die bloße Erklärung bes 
Thäters ift natürlich im diefer Beziehung nicht maßgebend, ſondern das 
Gericht hat nach den Umftänden zu entſcheiden, ob biefe Erflärung als 
wahr anzunehmen it. Wenn ich im Folgenden mır von dem Finder 
und von einer gefundenen Sache fpreche, fo gefchieht dies blos ber Kürze 
wegen, indem bie bezüglichen Bemerkungen felbitverftändlih auch auf 
jene Fälle, in denen die Sache durch Irrthum oder Zufall in den Ge: 
wahrfam der betreffenden Perfon gelommen ift, gleichmäßige Anwen— 
dung finden. Manche Geſetzgebungen, fo namentlih aud das Straf: 
gefeßbud von 1813 (Theil I. Art. 212), erklären jeden Finder für 
verpflichtet, feinen Fund innerhalb einer beftimmten Zeit entweber ber 
Obrigfeit anzuzeigen oder dem Publikum in entjprechender Weife bes 
kannt zu machen. Art. 299 thut dies nicht, gebt vielmehr davon aus, 
daß der Finder als folder nichts zur Ausmittelung bes Berechtigten 
zu thun, fondern lebiglid zur Zurüderftattung der Sache an ben ihm 
auf irgend eine Weiſe bekannt gewordenen Berechtigten verpflichtet iſt. 
Zu einer Anzeige bei der Obrigkeit oder öffentlichen Bekanntmachung 
feines Fundes zum Zwede der Ausmittelung des Berechtigten ift er 
deshalb nur dann verpflichtet, wen er über die Sache in einer Weife 
verfügen will, die ihm die fofortige Zurüderftattung unmöglich macht. 
Wenn er dies nicht beabfichtigt, fondern bie Sache aufbewahren will, 
fo braucht er feiner Seits nichts zu thun, fondern fann abwarten, bie 
fih der Berechtigte bei ihm meldet, die Obrigkeit ihn wegen bes Fun⸗ 
des angeht, der Berechtigte ihm auf andere Weiſe befannt wird oder 
eine auf die Sache bezügliche öffentliche Belanntmahung zu feiner 
Kenntnig kommt, in welden Fällen er die Sache dem Berechtigten zu= 
vüderftatten beziehungsweife diefem oder der Obrigkeit bezügliche Mits 
theilung maden muß. In der mit der Abficht, fich oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, geſchehenen Verlegung der 
biernad) dem Finder obliegenden Verpflichtungen liegt das in Art. 299 
vorgefehene Reat. Sowohl bezüglich der zum Thatbeſtande gefor- 
derten Abficht, als auch bezüglidy der im erften Satze bes Art. 299 
anfgezählten Handlungen, welche der Finder nicht vornehmen darf, ehe 
er die Ausmitielung des Berechtigten in ber im Gefeße angegebenen 
Weife verfucht hat, kann ich auf die zu Art. 293 gemachten Bemer: 
tungen, welche aud bier volle Anwendung finden, verweiſen. Der Ent: 
wur; hatte auch bier noch den Beifag „oder auf andere er fih zu⸗ 
Weis, Das Sirafgefepbud für das Konigreich Bayern. IL 
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eignet”. Derſelbe wurde jedoch geftrichen, weil man ji in dem 
bier in Rede ftehenden Falle außer der Veräußerung, ber VBerpfändung 
und dem Verbrauche Feine Art der Zueignung, welde ben Finder 
in bie Unmöglichkeit verfegt, die gefundene Sache dem Berechtigten 
zurüdzuerftatten, auf welchen Punkt es nach obigen Erörterungen bier 
allein ankommt, denken konnte, durch die Faſſung des Geſetzes aber 
die Möglichkeit ausſchließen wollte, das vorliegende Reat fchon im Falle 
einer bloßen Benügung der gefundenen Sade anzunehmen. Wirb bie 
Sade durch die Benügung abgenützt, fo fällt diefer Hal ſchon ohne: 
die® unter das Geſetz, ba hierin ein theilweifer Verbrauch der Sache 
liegt. In welcher Weife und zu welder Zeit dem Thäter der Be 
rechtigte bekannt geworben, ijt bezüglich feiner Pflicht zur Yurüd: 
erftattung oder Anzeige gleichgiltig. Derjenige, dem eine einem Andern 
gehörige Sache aus Irrthum gegeben wurde, iſt beshalb, wenn er 
weiß, wer ihm die Sache gegeben bat, fo wie dann, wenn er fi 
aus der Bezeihnung, der Adreſſe, dem Inhalte eines beiliegenden 
BDriefs oder auf fonftige Weife überzeugt, für wen die Sade beftimmt 
oder von wen fie an ihn gekommen ift, zur fofortigen Uebergabe an 
ben Berechtigten oder Rückgabe am denjenigen, von weldyem er bie 
Sache erhalten bat, verpflichtet. Eben fo ift derjenige, bem bei einer 
Zahlung mehr, als beabfihtigt war, oder andere als bie beabfichtigten 
Gegenftände gegeben wurben, fobald er feiner Geits ben Irrthum 
entbedt bat, zur NRüderftattung verpflichtet. 

Eine Verordnung vom 22, November 1815 beftimmt, daß der 
Finder, welcher rückfichtlid einer von ihm gefundenen Sache die im 
Strafgeſetzbuche von 1813 Theil I Art. 212 vorgefchriebene Pflicht 
der Anzeige oder öÖffentlihen Bekanntmachung nicht erfüllt hat, nebit 
ber geeigneten Beitrafung des eventuellen Eigenthumsrechts an ber 
gefundenen Sache verluftig werden und daß die gefundene Sache nah 
vollendeter Verjährung dem Lokalarmenfonde anbeim fallen fol. Dieſe 
mit dem dem Art. 299 zu Grunde Tiegenden Syſteme ohnedies ımver: 
einbare Beftimmung ift burd Einführung des jetzigen Strafgeſetzbuchs 
aufgehoben worben, da fie in ihrer SHauptverfügung eine Gtraf: 
beftimmung enthält und bie weitere Beftimmung, daß das Gigenthum 
der gefundenen Sache dem Lofalarmenfonde anheim fallen foll, ledig— 
lih Konfequenz dieſer Strafbeftimmung if. Nach dem jehigen Nechte 
kann ‚vielmehr, wenn ſich Fein zur betreffenden Sache Beredtigter 
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findet, von einer firafbaren Handlung überhaupt, und zwar felbft in 
dem Falle feine Rebe fein, daß der Finder die Sadje veräußert, 
verpfändet ober verbraudyt hat, ohme vorher die Nusmittelung bes Be: 
rechtigten verſucht zu haben, indem in diefem Falle das zum That» 
bejtande geforderte Merkmal der rechtswidrigen Zueignung einer 
fremden d, h. ber einem Anbern gehörigen Sache nicht feititeht. 

Abſ. 2 bedroht die Verheimlichung eines gefundenen Schates 
nicht überhaupt, fondern nur dann mit Strafe, wenn nad ben be: 
treffenden Eivilgefeßen einem Anbern ein Antheil daran gebührt und 
die Verheimlihung in der Abficht ftattgefiunden Hat, diefem feinen 
Antheil rechtswidrig zu entziehen. ') 


Siebenzehnted Hauptjtüd. 
Raub, Erprefjung, Vergewaltigung und Bedrohung. 


Art. 300, 


Wer in der Abficht rechiswidriger Bueignung eine fremde 
bewegliche Sache mittels perfönlider Wergewaltigung oder Sedrohung 
mit einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben einem Andern 
wegnimmt, if wegen Naubes, vorbehaltlid der Geflimmungen der 
Artikel 301 und 302, mit Buchthaus bis zu ſechzehn Jahren zu 
befirafen. 

Art. 301. 

Mit Buchthaus von acht bis zu zwanzig Jahren ift der Haub 
zu befirafen: 

1) wenn fi der Uäuber oder, falls Mehrere den Raub ge- 

meinichaftlich verübt haben, Einer derfelben zur Verübung 
der Chat mit Waffen verfehen hatte; 


— — —— 


') Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. IIS. 193, Verh. des Geſetzg.⸗ 
Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, Bd. I ©. 403 u. 404 und Bd. II ©. 122 
u. 123, Verb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bb. ITS. 194, 267 u. 291 und 
Beil.Bd, III ©. 72, 201 u. 244, Berh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe 
v. 18°%,, Beil, ©. 185, 186 u. 513, Prot.Bd. I ©. 287 u. 288 und Bd. II 
©. 156. 
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2) wenn der Raub von zwei oder mehreren Perfonen mittels 
unerlaubten Eindringens in ein bewohntes Gebäude oder 
in den dazu gehörigen und mit dem bewohnten Gebäude 
in innerer Durchgangsverbindung flehenden umfchloffenen 
Kaum verübt worden if; 

3) wenn drei oder mehrere Perfonen, welche fi zur fort- 
gefeßten Verübung von Raub oder Biebflahl verbunden 
haben, den Raub gemeinfchaftlic) verübt oder bei Aus- 
führung desfelben in der im Artikel 54 Biff. 4 bezeichneten 
Art mitgewirkt haben; 

4) wenn der Thäter wegen dreier oder mehrerer Verbrechen 
des Kaubes gleichzeitig zu beflrafen if oder wenn der- 
felbe bereits wegen Raubes, Diebflahls oder Hehlerei ein- 
mal zu einer Verbrecdhens- oder zweimal zu Gefängniß- 
firafe, jedesmal von wenigfiens einem Jahre verurtheilt 
worden if. 


Art. 302. 


Mit lebenslänglichem Zuchthauſe ift der Räuber zu beftrafen, 
wenn derfelbe eine Perfon in der Art mifhandelt hat, daß die 
That als Verbrechen der Fiörperverlegung (Art. 234 Biff. 1) ſtraf- 
bar wäre, oder wenn er, um die Entdeckung oder Auslieferung 
von Habfeligkeiten zu erpreffen, eine Perfon körperlid gepeinigt 
hat. 

Hat eine Perfon in Folge der Mifhandlung den Eod er- 
litten, fo ift auf Todesſtrafe zu erkennen. 


Nach unjerm Strafgefeßbuche gehört. der Raub nicht zu ben 
firafbaren Handlungen in Bezug auf Peib und Leben Anderer, jondern 
zu jenen gegen fremdes Eigenthum, indem ber Schwerpunft nicht auf 
der an einer Perſon verübten Gewalt, fondern auf der rechtswidrigen 
Zueignung einer fremden beweglichen Sache liegt. Mit andern Worten, 
unfer Strafgefeßbudy betrachtet, wie auch die Motive zum frübern 
Gntwurfe aussprechen, den Naub feinem Wefen nah als Diebſtahl, zu 
veffen allgemeinen Begriffsmerfinalen nur noch ein weiteres Moment, 
nämlid) das der perfünlichen Vergewaltigung, erſchwerend binzutritt. 
Damit ift aud) der Begriff des Raubs feitgeftellt. Zum Thatbeftande 
desfelben gehören alle zum Diebtahle geforderten Momente und außer 
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diefen noch das weitere Moment, daß der Thäter die Sache mittels 
perjönliher Vergewaltigung oder Bedrohung mit einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben einem Andern weggenommen bat. Wenn 
Art. 271 von der Wegnahme aus dem Gewahrfame eines Anbern 
fpridt, während in Art. 300 bie urfprüngliche Faſſung „einem Andern 
wegnimmt” unverändert belaffen wurde, fo begründet dies feinen 
Unterſchied bezüglich des betreffenden zum Thatbeftande geforderten 
Momentes. Aud Art. 271 enthielt im frühern Entwurfe nur bie 
Worte „einem Andern wegnimmt” und fie wurden in bie Worte 
„aus den Gewahrſame eines Andern wegnimmt” nur beshalb abge: 
ändert, um auszubrüden, daß zum Ihatbeftande des Diebſtahls nicht 
bie unmittelbare MWegnahme der Sache aus ben Händen ober vom 
Yeibe des Beftoblenen gefordert fei. Diefe Rückſicht beftandb beim 
Raube nicht, da bei ihm allerdings die Wegnahme aus ben Händen 
oder vom Leibe bes Beraubten ftattfindet, und man beließ es beshalb 
bier bei ber urfprünglihen Faffung. Hieraus folgt, daß Stenglein 
zu weit geht, wenn er (Band II Seite 431 und 432) aus biefer 
Berfchiedenheit der Faſſung folgert, ein Raub im Sinne des Art. 300 
liege auch in der widerrechtlichen Okkupation von Sachen, an benen 
der Berechtigte den Gewahrſam noch nicht ergriffen hat, fo namentlich 
an Bäumen im Walde, nicht erlegtem Wilde oder nicht gefangenen 
Fiſchen, wenn deren Offupation mittel Vergewaltigung einer berfelben 
widerfirebenden Perfon bewirkt wird. Unfer Geſetzbuch betrachtet, 
wie oben bereits bemerft wurde, den Raub als einen mittel® Ber: 
gewaltigung einer Perfon verübten Diebſtahl, die Handlung muß 
mithin, um als Raub im Sinne des Gefeges zu erfcheinen, von ber 
Vergewaltigung abgefeben, unter den Begriff des Diebſtahls fallen. 
Dies ift in den von Ötenglein angeführten Fällen nicht ber Fall. 
Die Entwendungen an im Walde ftehenden Bäumen fallen nämlid) 
fhon deshalb nicht unter den Begriff des Diebftabls, weil fle in den 
Forſt- beziehungsweife Forftftrafgefegen, melde nach Art. 292 bezüglich 
ihrer Beftrafung allein Maß geben, ausbrüclih als bloße Forſtfrevel 
erflärt find. In der unberechtigten Aneignung von noch nicht erlegtem 
Wilde und ned nicht gefangenen Fiſchen liegt aber, wie bereits zu 
Art. 289 näher ausgeführt wurde, nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
fein Diebftahl, fondern nur ein Jagd- beziehungsweife Fifchereifrevel. 

Unter perſönlicher Vergewaltigung iſt hier jede gegen eine Perfon 
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in der Abſicht, hiedurch die Wegnahme der Sache zu ermöglichen, 
geübte Gewalt zu verfichen. Es braucht nicht eine wirkliche Miß— 
handlung zu fein, auch ein bloßes Feſthalten oder ein Binden einer 
Perfon oder eine ähnliche Handlung, wenn fie nur gegen eine Berfon 
und nicht blos gegen die wegzunehmende Sache gerichtet ift, genügt. 
Die Bedrohung muß von der Art fein, daß fie unter den Umftänden, 
unter welchen fie ftattfindet, bei dem Bedrohten den Glauben erzeugt, 
mit einem fortgefegten Widerſtande fei fofortige Gefahr für Leib oder 
Leben verbunden. Ob im konkreten Falle die Bebrohung diefer Art 
war, ift eine von den Gefhwornen nah den Umſtänden zu ent- 
fheibende Thatfrage. Ob die Bebrohung durch Worte oder durch 
Geberden gejchehen ijt, ob der Thäter bewaffnet war oder nicht, iſt 
für den Thatbefland an fi gleichgiltig. Außerdem verlangt das 
Geſetz nicht eine Vergewaltigung oder Bedrohung des unmittelbaren 
Befigers der Sache, fondern nur, daß die Wegnahme mitteld perjön: 
licher Vergewaltigung oder Bedrohung jtattgefunden hat. Dies kann 
auch dadurch geſchehen, daß Perfonen, welche ſich bei dem unmittel: 
baren Befiger befinden und benfelben zu ſchützen beftimmt ober ge— 
eignet find, vergewaltigt ober bebroht werden. So liegt 5. B., wenn 
einem Kinde ober einer auf der Reiſe angehaltenen Dame Saden 
mitteld Bergewaltigung oder Bebrohung der fie begleitenden Dienjt- 
boten weggenommen wurden, offenbar ein Raub ſelbſt dann vor, 
wenn das Kind oder die Dame audy nicht perſönlich vergewaltigt ober 
bedroht worden find. 

Aus dem Borftichenden ergibt fih, daß ein Raub nur dann 
vorliegt, wenn die Abſicht des Thäters ſchon bei ber Vergewaltigung 
oder Bedrohung darauf gerichtet war, ſich eine frembe beimegliche 
Sache rechtswidrig zuzueignen. Gin Raub Tiegt mithin nicht vor, 
wenn Jemand einen Andern ohne biefe Abſicht vergewaltigt und hierauf 
biefen Zuſtand zur Verübung eines Diebftahls benützt, oder wenn 
ein auf frifher That betretener oder auf der Flucht verfolgter Dieb 
eine Perfon vergewaltigt oder bedroht bat, um mit dem geftoblenen 
Gute oder einem Theile desfelben zu entlommen. Im erſten Falle 
liegt blos ein gewöhnlicher Diebftahl in realer Konkurrenz mit einer 
Körperverlegung, im zweiten Falle ein nad Art. 274 Ziff. 4 ſtraf⸗ 
barer Diebjtahl vor, Der frühere Entwurf wollte allerdings auch 
biefe Fälle als Raub angefehen haben, ber bezüglidye Artikel (Art. 296) 
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wurde jebod; geſtrichen. Anders ift es natürlich, wenn berjenige, ber 
einen gewöhnlichen Diebftahl begonnen hat und dabei auf Hinderniffe 
geftoßen ift, indem z. B. vor Vollendung des Diebſtahls eine Perfon 
an dem Drte erfchien und ihn an Verübung des Diebftahls zu hindern 
fuchte, zur Befeitigung dieſer Hinderniffe und um ben Diebitahl 
verüben zu können, dieſe Perfon vergewaltigte ober bedrohte. In 
dieſem Falle Liegt ein wirklicher Raub vor, weil die Vergewaltigung 
Mittel zur Wegnahme fremder Sadyen, die Abficht des Thäters bei 
der Vergewaltigung darauf gerichtet war, fidy fremde Sachen rechtes 
wibrig zuzueignen. 

Aus dem Gefagten ergibt ſich weiter, daß der Raub erſt mit 
ber in der Abfidyt rechtswidriger Zueignung erfolgten Wegnahme einer 
fremden beweglihen Sache vollendet ift. Dagegen bildet die in biefer 
Abſicht vorgenommene Vergewaltigung oder Bedrohung einer Perjon eine 
Handlung, welche ſchon ben Anfang der Ausführung des Raubs enthält. 

Die Strafe des Raubs ift nad) den in den vorftchenden Artikeln 
angegebenen Umftänden abgeftuft. Auf den Werth der weggenommenen 
Sachen kömmt e8 hiebei nit an. Auch ift bezüglich der in Art. 284 
aufgezäblten Gegenftände bier feine Unterfheibung gemacht, fo baf 
aljo ver Raub folher Gegenftände ganz in berfelben Weife, wie ber 
Raub anderer Sachen zu beurtheilen und zu betrafen ift. Die ein: 
zeinen Beftimmungen des Art. 301 finden in den im Hauptftüde vom 
Diebftahle enthaltenen Torrefpondirenden Bejtimmungen und den bazı 
gemachten Bemerfungen ihre genügende Crläuterung und ih will nur 
noch beifügen, daß, wenn in Ziff. 2 von unerlaubtem Eindringen 
bie Rede ift, das Geſetz hierunter jelbftverftändlih das Eindringen 
mitteld Einbruchs oder Cinfteigens oder rechtswidrigen Gebrauchs von 
Schlüffeln verſteht. Der erfte Fall des Art. 302 bebarf feiner Er— 
läuterung. Im zweiten Falle ift vorausgefeht, daß der Thäter eine 
Perfon, um die Entdeckung ober Auslieferung von Habfeligfeiten zu 
erprefjen, körperlich gepeinigt hat. Es genligt mithin nicht die Förper: 
lihe Peinigung einer Perſon an fi, fondern biefelbe muß zu dem 
angegebenen Zwecke geſchehen fein. Dagegen genfigt bie zu biefem 
Zwecke geſchehene körperliche Peinigung einer Perfon überhaupt, es 
braucht nicht gerade diejenige Perfon gepeinigt worden zu fein, welcher 
die Entbedung ober Auslieferung von Habfeligkeiten abgepreßt werben 
wollte, Der im Geſetze vorgefehene Fall liegt demnach z. ®. auch 
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dann vor, wer ein Kind körperlich gepeinigt wurde, um feiner Mutter 
bie Entdedung oder Auslieferung von Habfeligkeiten abzupreſſen. Was 
den Sinn: des Wortes „peinigen“ betrifft, jo ift eine allgemeine 
Definition faum möglich, obgleich die Entfheidung im konkreten Falle 
feine befondere Schwierigkeit madhen wird. Die Anmerkungen zum 
Strafgefeßbudye von 1813, das in Art. 239 ebenfalls den Ausbrud 
„gepeinigt”, jedoh ohne ben Zuſatz „körperlich“, gebrauchte, fügen, 
das Geſetz habe diefen Ausdrud gewählt, um damit anzubeuten, daß 
bier zwar einerjeits ſchwere und ſchmerzhafte Mißhandlungen eder 
lebensgefährliche mit einem befondern quälenden und angftvollen Ein: 
brud verbundene Drohungen ober aud anhaltende, wiederholte ftarfe 
Mißhandlungen gefordert werden, die mit dem Haube gewöhnlich 
verbundenen Gewaltthaten alfo ohne eine erhöhte Grauſamkeit ober 
Gewalt nicht zureihen, daß aber auch anderfeits zwiſchen ſchnellen 
und langſamen Qualen, fo wie zwiſchen ben Beinigungsarten fein 
Unterſchied iſt. Diefe Erläuterung des Ausbrudes „peinigen“ if 
offenbar richtig, das jetzige Strafgeſetzbuch ift jedoch in Folge dee 
Zuſatzes „Lörperlih”, den das Strafgefebbud von 1813, wie bemerft, 
nicht enthält, in fo ferne enger gefaßt, als durch diefen Zufaß, wie 
der k. Regierungslommiffär Minifterialrath Neumayr in der Sitzung 
des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten vom 
16. Juli 1857 ausdrüdlid erflärte, der Fall ausgefchloffen werben 
wollte, daß der Räuber die betreffende Perfon nur bedroht hat. 
Unter Zörperlicher Peinigung find mithin nur wirklich zugefügte Miß— 
bandlungen der vorbezeicdyneten Art zu verftehen. Ab. 2 des Art. 302 
umfaßt wegen feiner allgemeinen Faſſung alle Fälle, in denen ber 
Tod in Folge einer Mißhandlung, die der Räuber vorfäßlich zuge: 
fügt bat, eingetreten ift. Die Anwendbarkeit diefer Strafbeftimmung 
ift mithin nur dann ausgefchloffen, wenn der Tod nicht als Folgt 
einer vorfäglic zugefügten Mißhandlung erfheint, wie z. B. wenn 
die Piftole, welche ber Räuber bei fi hatte, blos zufällig lot 
gegangen ift, der Beraubte fi felbft in ein Meſſer bes Räubers 
rannte oder wenn ber Tob lebiglic in Folge des Schredene, den ber 
Borfall ben Beraubten verurfachte, eingetreten ift. ') . 

) Berb. d. K. d. Abg. von I8%,, Beil.Bd. IT ©. 194, Verh. dei 


Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 405 und 406 u. Bd. 1 
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Art. 303. 


Mer außer dem Falle des Kaubes, um fi) oder einem Pritten 
einen rechtswidrigen Wortheil zu verfchaffen, eine Perfon zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlaffung zwingt, foll wegen Er- 
preffung beftraft werden, und zwar: 

1) gleich einem Käuber nach Berfchiedenheit der in den Arli- 

kein 300— 302 bezeichneten Fälle, wenn der Chäter zum 
Bwecke der Erpreffung eine Perfon vergewaltigt oder mit 
einer gegenwärligen Gefahr für feib oder feben bedroht 
Hat; 

2) mit Gefängniß nicht unter zwei Jahren, wenn der Ehäter 
zu dieſem Bwede die künftige Verübung von Mord oder 

— Brandfliftung gedroht hat; 

3) mit Gefängniß nicht unter drei Monaten, wenn die Er- 
preffung durch Bedrohung mit künftigen Mifhandlungen, 
mit Beihädigungen am Vermögen, mit Berläumdungen, 
Alagen, Denunziotionen, Ablegung oder Werfagung eines 
Beugniffes oder durch andere dergleichen beängfligende 
Budringlichkeiten unter Mmfländen, welde zur Erregung 
ernſter Beforgniffe geeignet waren, gefchehen ift. 

Mit der Gefängniffirafe können die im Artikeb 28 bezeich- 
neten Straffolgen oder einzelne derfelben verbunden werden; auch 
ift Stellung unter Polizeiaufficht zuläflig. 

Hei der Erpreffung ift auc der Werfuch eines Wergehens 
firafbar, 

Der Begriff der Erprefiung, welche viele Aehnlichkeit mit dem 
Raube bat, fich aber in verjdiedenen Punkten von bemfelben unter: 
jcheibet, wird am beflen durch Hervorhebung derjenigen Punkte, in 
denen ſich beide Reate unterfcheiden, erläutert. Die Verſchiedenheit 
‚betrifft 1) die zum Thatbeftande geferderte Handlung, 2) die hiezu 
geforderte Abficht. 

Die zum Thatbeftande des Raubes geforderte Handlung bejteht 
nämlid in der Wegnahme einer fremden beweglichen Sache wmittels 
perſönlicher Vergewaltigung oder Bedrohung mit einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben, während es zum Thatbeftande ber Erz 
preffung genügt, wenn Jemand durch eine der in ben Ziff. 1— 3 


Erpreffung. 
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des Art. 303 bezeichneten Handlungen zu einer Handlung, Dulbung 
ober Unterlafjung gezwungen wurde. Der Begriff der Erpreffung ift 
mithin ſchon in biefer Beziehung in boppelter Richtung weiter, als 
jener des Raubes: es genügen hier Drohungen weit geringerer Art 
und es handelt ſich bier nicht blos um die Wegnahme oder um den 
Zwang zur Ueberlaffung einer Sache, fondern um ben Zwang zu 
irgend einer Handlung, Duldung oder Unterlafjung. 

Zum NRaube ift die Abſicht, ſich eine fremde bewegliche Sache 
rechtswidrig zugueiguen, gefordert, während bei ber Erprefjung bie 
allgemeine Abſicht, fi oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil 
zu verfhaffen, genügt. Der frühere Entwurf batte bie Abficht, ſich 
oder einem Dritten einen rechtswidrigen VBermögensportheil zu 
verfhaffen, verlangt. Statt des Wortes „Rermögensvortheil“ wurde 
aber das Wort „Vortheil” eingefegt, weil man durch das Geſetz 
auch ſolche Erprefjungen greifen wollte, dur welde nicht gerade ein 
Vermögens-, fondern ein fonftiger Bortbeil beabfichtigt wurbe, mie 
z. B. die Erpreffung der Cinwilligung zu einer Che. 

Die Strafe der Erpreſſung ift nad der Stärfe ber angemwenbeten 
Zwangsmittel und bei dem höchſten Grade, zu dem biefelbe Ver: 
gewaltigung oder Bedrohung, wie beim Raube verlangt ift, weiter in 
gleicher Weife, wie beim Raube abgeftuft. Da Ziff. 1 allgemein auf 
bie Strafbeftimmungen ber Art. 300 — 302 und die dert gemachten 
Unterfheidungen verweist, fo erfcheinen in biefer Beziehung weitere 
Bemerkungen nidyt nöthig. Nur darauf will ich aufmerkfam maden, 
bag bei dem Umftande, daß Ziff. 1 des Art. 303 ganz allgemein 
und ohne irgend eine Befchränfung auf die Art. 300 — 302 verweist, 
die in Art. 301 angedrobte Strafe au dann Anwendung finden muß, 
wenn fi) Jemand, der bereits wegen Raubes, Diebftahls oder Hehlerei 
in ber in Art. 301 Ziff. 4 angegebenen Weife beftraft worden ift, 
einer nad Art. 303 Ziff. 1 ftrafbaren Erpreffung ſchuldig gemadt 


bat, und zwar felbft dann, ‘wenn er früher wegen Erpreffung noch 


nicht geftraft wurbe. Frühere Verurtheilungen wegen Erpreffung bes 
gründen feinen Rückfall im Sinne des Gefehes, da fie an bemjenigen 
Stellen, wo vom Rüdfalle die Rebe tft, insbefondere in Ziff. 4 des 
Art. 301, nicht angeführt find, Art. 303 Ziff. 1 den dort vorge: 
fehenen Grab der Erpreffung zwar mit ben Strafen des Raubs be 
droht, damit aber doch die That felbft nicht als Raub erflärt und 
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bie vom Nüdfalle handelnden Beftimmungen fen mad allgemeinen 
Regeln nicht ausdehnend interpretirt werben bürfen, wozu im bors 
liegenden Falle noch kommt, daß auf einen von mir in ber Gigung 
des Gefebgebungsausfhufes der Kammer der Abgeordneten vom 
24. Auguft 1860 geftellten Antrag, in Ziff. 4 des Art. 301 aud 
frühere Verurtheilungen wegen Erpreſſung einzufegen, nicht einge: 
gegangen wurde. Frühere Berurtheilungen wegen Erprefiung haben 
mithin die höhere Strafe des Art. 301 nicht zur Folge, wohl aber 
frühere Verurtheilungen, die wegen Raubs, Diebſtahls oder Hehlerei 
in der in Art. 301 Ziff. 4 angegebenen Weife erfolgt find. — Ziff. 2 
des Art. 303 fieht den Fall vor, daß ber Thäter die künftige Ber: 
übung von Mord oder Brandftiftung gedroht hat. Die Worte „Lünftige 
Berübung” bilden den Gegenfaß zu ber Bedrohung mit einer „gegen: 
wärtigen Gefahr“, von der in Ziff. 1 die Rebe ift. Jede Bebrohung 
mit Mord oder Branbdftiftung, in welder nicht die Bedrohung mit 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder Leben liegt, Fällt mithin 
unter Ziff. 2. Insbeſondere ift dies auch dann der Fall, wenn ber 
Thäter das Haus besjenigen, den er zwingen will, fofert in Brand 
zu ſetzen droht, vorausgefeht, daß darin nicht die Bedrohung mit 
einer gegenwärtigen Gefahr für Leib ober Leben Tiegt, was ımter 
Umftänden, nämlid; dann, wenn es dem Bebrobten durchaus unmög: 
lich iſt, das Haus zu verlaffen, wohl aud der Ball fein kann. — 
In Ziff. 3 find Bedrohungen geringerer Art und andere dergleichen 
beängftigende Zubringlichfeiten vorgefehen, dabei aber die Strafbarkeit 
ber Handlung davon abhängig gemacht, daß die in feldher Weiſe ge: 
jchehene Erprefjung unter Umftänden geſchehen ift, welche zur Gr: 
regung ernfter, Beforgniffe geeignet waren. Letzteres iſt natürlich auch 
in den im Ziff. 1 und 2 vorgefehenen Fällen erforderlich, dort, hielt 
man jebech einen derartigen Zufag nicht für nöthig, weil es ſich bei 
den bajelbft vorgefehenen im Geſetze ohnedies näher bezeichneten 
Drohungen von ſelbſt verfteht, daß fie zur Erregung ernſter Beferg: 
niffe geeignet find. Hier aber handelt es fid) nicht nur von Drohungen 
geringerer Art, fondern das Geſetz fpricht außerdem in vager Weiſe 
von andern dergleichen beängftigenden Zudringlichkeiten. Deshalb er: 
fhien bier ein derartiger Zufak nöthig, der die im fonftiger Weife 
nicht zu vermeidende Unbeftimmtbeit des Geſetzes befeitigt, indem 
durch ihn ausgebrüdt wird, daß das hier vorgefehene Vergehen nicht 


Bergewalti« 
gung u. ftraf» 
bare Be⸗ 


trohung. 
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fon in jeder unbebeutenden Drohung ober bergleihen Zubringlichteit 
liegt, fondern nur dann gegeben ift, wenn bie Handlung bes Thäters 
unter Umftänden ftattgefunden hat, weldye zur Erregung ernfter Be: 
fergnifje geeignet waren. 

Bollendet ift das hier vorgefehene Reat, fobald der Vergewaltigte 
cber Bebrohte zu einer Handlung, Duldung ober Unterlaffung gezwun⸗ 
gen worden ift, gleichgiltig ob der beabſichtigte Bortheil erreicht wurde 
ober nicht. Das Gefek erklärt übrigens auch den Verſuch des Vergebene 
ber Erpreffung für ftrafbar. Der Anfang der Ausführung liegt vor, 
fobalb ber Thäter in der im Gefeke angegebenen Abit Vergewal: 
tigungen ober Drohungen vorgenommen bat, um durch biefelben eine 
Perfon zu einer Handlung, Duldung ober Unterlaffung zu zwingen.') 


Art. 304. 


Wer, ohne eine Erpreflung zu beabfichtigen,, widerrechilich 
einen Andern zu einer Handlung, Duldung oder Unterlaffung durch 
Gewaltanwendung oder dadurd zwingt, daß er ihn mit körperlicher 
Mißhandlung oder mit Verübung eines Verbrechens oder Vergehens 
bedroht, ift mit Geſängniß bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu dreihundert Gulden zu beftrafen. 

Im Wicderholungsfalle iſt Stellung unter Polizeiauffiht und 
in weiteren Wicderholungsfällen nach Umſtänden Verwahrung in 
einer Polizeianfialt zuläffig. 

Der Verſuch diefes Vergehens iſt firafbar. 

Art. 305. 

Wer unter Amfländen, die zur Erregung ernfler Beſorgniſſe 
geeignet find, einen Andern mit körperlicher Mißhandlung oder mit 
Herübung eines Verbrechens oder Vergehens bedroht, foll mit Arrefl 
bis zu vierzehn Sagen oder an Geld bis zu fünfzig Gulden be- 
firaft werden. 

Im Wiederholungefalle kann die Arrefifirafe bis zu zwei und 
vierzig Tagen erhöht werden und es iſt außerdem Stellung unter 


) Verb. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil. Bo. I ©. 194 u. 195, Berb. d. 
Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, 8b. I ©. 406 u. 407 u. Bd. II 
S. 125 u. 126, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 13%, Beil.Bb. II S. 72, Verhdl. 
d. Geſetzg.⸗ Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 18%,, Prot.Bb. 1 ©. 291— 293, 
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Polizeiaufficht zuläffig. In weiteren Wiederholungsfällen kann nad) 
Umfländen die Buläffigkeit der Verwahrung in einer Poliyeianfalt 
ausgefprochen werden. 


Art. 306, 
In den Füllen der Art. 304 und 305 findet eine gerichtliche 


Strafverfolgung nur auf Antrag des Vergewaltiglen oder Bedroh- 
ten oder feines gefeglichen Vertreters Ratt. 


Art. 307. 


Wer über die Bewohner einer oder mehrerer Grtfchaften 
durch Bedrohung mit Mord, Raub, Störung des öffentlichen Frie- 
dens, Brandfiftung oder Ueberſchwemmung Unruhe oder Beforg- 
niß verbreitet, foll mit Gefängniß bis zu drei Iahren beftraft 
werden. 

War durch die Bedrohung eine Erpreffung bezweckt, fo ift 
auf Bushthaus bis zu zwölf, und wenn der Bweck erreicht wurde, 
bis zu fechschn Iahren zu erkennen. 

Borftcehende Artikel fehen mehrere Fälle von Vergewaltigung und 
Bebrohung vor, welche ſowohl unter fi als mit ber Erpreſſung viele 
Achnlichkeit, in verſchiedenen Punkten aber ihre Eigenthümlichkeiten 
baben, weßhalb fie am zwedmäßigften mit einander befproden werben. 

Die in Art. 304 und 305 vorgefehenen Reate unterſcheiden ſich 
von der Erpreſſung dadurch, daß zum Thatbeftande berfelben bie Ab: 
fiht, fi oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu ver: 
ſchaffen, nicht gefordert ift. Diefelben haben ferner das mit einander 
gemein, daß in ben ihren Thatbeftand bildenden Handlungen häufig, 
und zwar öfter, als bei fonftigen Neaten, zugleich die Merkmale einer 
andern ftrafbaren Handlung liegen. ft dies ber Fall, fo ift natür- 
lich die Strafe nad) den allgemeinen Beftimmungen über Zuſammen— 
Muß auszumeffen. 

Das Reat des Art. 304 unterſcheidet ſich, von dem bereits 
angegebenen Punkte, daß bier die Abficht, fi) oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vortheil zu verjchaffen, überhaupt Feine meitere 
befondere Abſicht, als bie, einen Andern zu einer Handlung, Duldung 
oder Unterlaffung zu zwingen, gefordert ift, abgefehen, von ber Er: 
preffung dadurch, daß es nur durch wirkliche Gewaltanwendung ober 
durch Bedrohung mit einer Eörperlichen Mißhandlung oder einer folhen 
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Handlung, welche in ben Strafgefegen als Verbrechen oder Vergeben 
erklärt ift, alfo nicht durch Bebrohungen anderer Art, insbeſondere 
außer der Bedrohung mit Förperliher Mißhandlung, bei welcher bieje 
Unterfheidung abſichtlich nicht gemacht ift, nicht durdy Bedrohung mit 
Verübung einer nur als Uebertretung ftrafbaren Handlung begangen 
wirb. 

Weiter geht Art. 305. Er fieht den bloſen Fall der ernftlichen 
Bedrohung eines Andern mit körperlicher Mißhandlung oder mit Ver: 
übung eined Berbredens oder Vergehens vor, ohne dabei zum That: 
beitande zu fordern, daß ber Thäter durch bie Bedrohung irgend einen 
Zwed erreichen, auf den Bedrohten irgenb einen Zwang ausüben wollte. 
Das Erfordernig, daß die Bedrohung unter Umftänden, die zur Er: 
regung ernfter Beſorgniſſe geeignet find, ftattgefunden haben muß, 
wurde aud hierzu dem Zwecke eingeftellt, um zu verhindern, daß ganz 
geringfügige Dinge, die Feiner Beachtung werth find, auf ben Grund 
diefes Artikels verfolgt werden. Eine Erhöhung der Geldftrafe wurde 
in Abf. 2 um deßwillen nidyt zugelaffen, weil man in ſchwerern Fällen 
diefer Art, im denen das im Abſ. 1 angebrohte Strafmarimum nicht 
mehr als ausreichend erachtet wird, Geldſtrafen überhaupt nicht für 
angemefjen hielt. 

In Art. 307 iſt das in mandyen Gefeßgebungen mit dem 
Namen „Landzwang” bezeichnete Reat vorgefehen. Es unterfcheidet 
fih von fämmtlihen in ben vorhergehenden Artikeln vorgejehenen 
Reaten hauptſächlich daburh, daß, während bei lettern Drohungen 
gegen einzelne bejtimmte Perſonen vorausgefegt werden, es ſich bier 
um Drobungen allgemeiner Art handelt, um eine allgemeine Bedrohung 
mit den im Geſetze aufgezählten gemeingefährlidyen Handlungen, die 
zudem im folder Weiſe, durch öffentlich angefchlagene oder in fonftiger 
Art verbreitete Drohbriefe, öffentliche Aeußerungen, Zeitungsartikel 
oder in ähnlicher Art, ftattgefunden bat, daß fie in einem größern 
Umfange befannt geworden ift und über die Bewohner einer Ortſchaft 
oder einer Gegend Unruhe oder Beforgniß verbreitete. Dadurch, daß 
mit der allgemeinen Bedrohung eine foldhe einer einzelnen beftimmten 
Perſon oder einzelner beftinnmter Perfonen verbunden ift, wird aber 
natürli das bier vorgefehene Reat nicht ausgefchloffen. In einem 
folgen Falle konkurrirt vielmehr mit demjelben unter Umftänden, wenn 
nämlich die betreffenden Merkmale vorliegen, eine Erprefjung oder eine 
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Bedrohung im Sinne ber Art. 304 und 305. — Die zum That: 
beftande der Erpreffung geforderte Abſicht, fih ober einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vortheil zu verſchaffen, ift zum Thatbeftande des 
in Art. 307 vorgefehenen Reats an fich nicht gefordert. Das Geſetz 
ftuft aber die Strafe, je nachdem ber Thäter diefe Abſicht gehabt Hat 
ober nicht, und im erjtern Falle weiter darnach ab, ob ber Thäter 
den Zwed, nämlich ben beabfichtigten Vortheil, wirklich erreicht hat 
oder nicht. — Schließlich ift noch darauf aufmerffam zu machen, daß 
die in Abſ. 1 enthaltene Aufzählung derjenigen Handlungen, mit beren 
Berübung gedroht worden fein muß, nicht blos eremplififativ, ber 
Thatbeftand des hier in Mebe fichenden Reats mithin nicht gegeben 
it, wenn nit mit Berübung einer der bier aufgezählten, ſondern 
mit Verübung einer fonftigen Handlung gedroht wurbe.') 


Achtzehntes Hanptitüd. 
Hehlerei. 


Art. 308. 


Wer Sachen, von denen er weiß, daß fie durch Haub, Dieb- 
ſtahl oder Unterfchlagung erlangt worden find, ankauft, eintaufcht, 
zum Pfande nimmt oder fonft an fich bringt, desgleichen wer Per- 
fonen, welche ſich eines Raubes, Diebflahls oder einer Mnterfchlagung 
ſchuldig gemacht haben, in Beziehung hierauf wiffentlich um feines 


eigenen Vortheils willen begünfiigt, macht ſich der Hehlerei ſchuldig. 


Die Heblerei ift eine Art der Begünftigung, unterſcheidet ſich 
aber von der gewöhnlichen Begünftigung dadurd, daß, während letztere 
nach Art, 53 darin befteht, daß Jemand demjenigen, ber eine ftrafbare 
Handlung begangen oder an einer folchen Theil genommen hat, in 
Beziehung hierauf förderlich) ift, der gewöhnliche Begünftiger alfo zum Vor: 
theile und im Intereſſe des Verbrechers handelt, das mwefentlihe Merk: 
mal der Hehlerei darin Tiegt, daß der Hehler um feines eigenen Vor: 
theils willen handelt, fich felbit die Früchte des Verbrechens oder einen 





1) Berhdl. d. Geſetzg. Ausſch. der K. d. Abg. v. 19%, Bd. I ©. 407 
u. 3b, li S. 126-128. 


Begriff der 
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Theil berfelben zu verichaffen ſucht. Dabei fließt natürlich der Um: 
ftand, daß er aud dem Verbrecher fürberlic iſt, die Hehlerei nicht 
ans, wenn feine Abficht nur zugleich dahin gebt, ſich ſelbſt einen Bor: 
theil zu verichaffen. Unfer Strafgefegbuh enthält jeboch für die Hehlerei 
nicht bei allen, fondern nur bei den in Art. 308 aufgezählten Reaten 
und beim Fifchereifrevel (Art. 314) bejondere Beitimmungen und eine 
Ausdehnung berfelben auf andere Reate ift nicht zuläſſig. Auf die in 
Dezichung auf andere Reate, fo namentlid auf Erpreffung, ftattge: 
babte Hehlerei finden deshalb nur bie allgemeinen Beftimmungen über 
Begünftigung Anwendung. 

Art. 308 theilt die Handlungen, durch weldye eine Heblerei be: 
gangen wirb, in zwei Hauptflafien, nämlich ſolche, bei denen ein befon: 
derer Nachweis darüber, daß fie ber Hehler um feines eigenen Bor: 
theild willen vorgenommen bat, nicht nöthig ift, und ſodann im ſolche, 
bei denen in jedem einzelnen Falle nachgewieſen und fejtgeftellt wer: 
ben muß, baß ber Beſchuldigte fie um feines eigenen Vortheils willen 
vorgenommen hat. Der Grund diefer Unterfcheidung liegt darin, daß 
der Gefeßgeber angenommen bat, bei den Handlungen der eriten Art 
liege der Beweis, daß der Befchuldigte fie um feines eigenen Vortheils 
willen vorgenommen bat, immer ſchon in der Handlung ſelbſt, während 
andere Begünftigungshandlungen aud ohne dieſe Abficht vorgenommen 
werben Könnten, in ihnen alfo eine Heblerci nur dann zu finden jei, 
wenn ſich im einzelnen Falle aus den Umftänden ergibt, daß der Be: 
fhuldigte in der angegebenen Abſicht gebanbelt Hat. Handlungen ber 
eriten Art find, wenn Jemand Sachen, von denen er weiß, daß fie 
durch Raub, Diebftahl oder Unterfchlagung erlangt worden find, an: 
fauft, eintaufcht, zum Pfande nimmt oder fonft an ſich bringt. Der 
legtere allgemeine Ausdrud umfaßt alle Arten des Erwerbs, durch 
welche der Erwerber Eigenthümer der Sade wird, namentlidy aljo 
auch die Annahme an Zahlungsftatt. Dagegen fallen das Verheimlichen, 
Bertreiben oder Vertrödeln, fowie die Uebernahme zum Verhandeln, 
Umändern, Unfennbarmaden oder Zerſtören weder unter diefen Aus: 
drud noch überhaupt unter die Handlungen der erjten Art. In ibnen 
liegt deshalb eine Hehlerei nur dann, wenn bemjenigen, der fie vor: 
genommen, außer den zur ftrafbaren Degünftigung geforderten Momen: 
ten, zugleich nachgewiefen wird, baß er dabei um feines eigenen Bor: 
theils willen gehandelt bat. Auch im erjten Falle der Heblerei iſt 
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zum Thatbeftande natürlich immer gefordert, daß derjenige, welcher 
eine auf die in Art. 308 angegebene Weife erlangte Sache kaufte 
u. f. w., ſchon zur Zeit, wo er fie an ſich brachte, gewußt hat, daß fie auf 
ſolche Weife erlangt worden ijt. Bei welchem Raube, Diebftahle oder 
Unterfchlagung fie erlangt wurde, wo, zu weſſen Nachtheil und unter 
welchen Umftänden die betreffende jtrafbare Handlung verübt wurbe, 
ob endlich der Verbrecher ſelbſt oder ein Dritter dem Hehler die Sache ver: 
laufte u. ſ. w., ift für den Thatbeftand der Hehlerei an fid) gleichgiltig, es 
genügt, wenn er wußte, daß die Sache durch Raub, Diebjtahl oder Unter: 
ſchlagung erlangt wurde, Ob dies der Fall war, ijt eine nach ben 
Umftänden zu entfcheidende Thatfrage. 

Zu den Handlungen ber zweiten Art gehören alle diejenigen, 
durch deren Vornahme fi Jemand nad Art. 58 der Begünftigung 
ſchuldig maden kann. Zum Thatbeftande der Hehlerei find nämlid) 
im zweiten Yale alle Merkmale einer ftrafbaren Begünftigung unb 
außerdem noch der weitere Umftand gefordert, daß der Beſchuldigte 
um feines eigenen Bortheild willen die betreffende Perfon begünftigt 
bat. Der Hehlerei macht ſich z. B. derjenige ſchuldig, welcher eine 
Perſon, von der er weiß, daß fie einen Raub verübt bat, um fie ber 
Beftrafung zu entziehen, verbirgt oder ihr zur Flucht behilflich ift und 
fi Hiefür bezahlen läßt, desgleichen derjenige, welcher Sachen, von 
denen er weiß, daß fie geſtohlen find, gegen Lohn verkauft, gegen Ent: 
ſchädigung bei fi) verbirgt u. dgl.) 

Art. 309, 

Die Strafe der Hehlerei if: 

1) wenn fid, diefelbe auf eine als Mebertretung firafbare Chat 
bezieht, Arrefl bis zu vierzehn Eagen oder Geldfirafe bis 
zu fünfzig Gulden ; 

2) wenn fie fi) auf eine als Vergehen firafbare Chat bezieht 
oder wenn der Hehler bereits früher einmal wegen Heh- 
lerei verurtheilt war, Gefängnißftrafe bis zu drei Jahren, 
womit Geldftrafe bis zu dreihundert Gulden verbunden 
werden kann; 


) Berh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bb. 1 ©. 408 u, 
Bb. U ©. 128 u. 129, Verb. d, Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Neichsräthe v. 18°%,, 
Beil. ©. 193 u. 194 u. Prot.Bd. I ©. 297— 299. 
Weis, Das Strafgeſehbuch für das Königreih Bayern, II. 13 
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3) wenn fie ſich auf eine als Verbrechen firafbare That be- 
zieht, Gefängniß nicht unter einem Jahre, womit Geld- 
firafe bis zu taufend Gulden verbunden werden kann. 


Art. 310, 


Wer fich innerhalb des Beitraumes von zwei Jahren min- 
deftens dreimal der Hehlerei fchuldig gemacht hat, if wegen ge- 
werbsmäßiger Hehlerei mit Gefängniß nicht unter einem Monate 
zu beftrafen, womit Geldfirafe bis zu taufend Gulden verbunden 
werden kann. 

Befindet fi) unter den abzuurtheilenden Fällen die Hehlerei 
eines Verbrechens, fo tritt Buchthausfirafe bis zu zwölf Iahren ein. 


Art. 311. 


Wer zum erfienmale wegen Hehlerei eines Felddiebſtahls oder 
eines Fifchereifrevels zu beſtrafen if, foll Geldfirafe bis zu fünf 
Gulden erleiden. 

Wer zum zweiten- oder öfternmale wegen einer ſolchen Hch- 
lerei zu befirafen ifl, fol mit Arrefl bie zu vierzehn Sagen oder 
an Geld bis zu fünfzig Gulden beftraft werden. 

Perfonen, weldye mit Feld- oder Gartenprodukten oder mit 
Fischen Handel treiben, follen, fals fie die im gegenwärtigen Ar- 
tikel bezeichnete Hehlerei gewerbsmäßig üben, mit Gefängnif bis 
zu fehs Monaten, womit Geldfirafe bis zu zweihundert Gulden 
verbunden werden kann, befiraft werden. 

Gewerbsmäßige Hehlerei bei Felddiebſtahl und SFifchereifrevel 
it anzunehmen, wenn diefelbe Perfon binnen Iahresfrifi vor der 
abzuurtheilenden Chat dreimal wegen derartiger Hehlerei verurtheilt 
worden ift. 

Vorftehende Artikel beftimmen die Strafen, mit denen bie Hebler 
zu belegen find, Art, 311 enthält erfchöpfende Beftimmungen barüber, 
wie diejenigen, welche ſich der Hehlerei bei Felddiebftahl und Fifcherei: 
frevel ſchuldig gemacht Haben, zu beftrafen find; bie Art. 309 und 
310 finden deshalb auf Hehler diefer Art feine Anwendung. Art. 309 
ftuft die Strafe ab, je nachdem die That, auf welche fi die Hehlerei 
bezieht, al$ Uebertretung, Vergeben oder Verbrechen ftrafbar if. Die 
allgemeinen Bejtimmungen über die Wirkung bes Irrthums und ber 
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Unwiſſenheit (Art. 69) finden natürlich auch hier Anwendung und es 
möüffen demgemäß die dem Hehler zur Zeit der Hehlerei unbelannt 
gewefenen, bie Strafbarkeit der That, auf welche ſich die Hehlerei bes 
zieht, erhöhenden Thatumftände bei Bemefjung feiner Strafe außer 
Berüdfihtigung bleiben. Wenn aljo derjenige, welcher eine geftohlene 
Sache angelauft hat, zu diefer Zeit zwar wußte, daß fie durch Dieb- 
ſtahl erlangt, nicht aber, daß ber Diebitahl unter Umständen verübt 
wurde, wegen deren er als Verbrechen ftrafbar ift, fo ijt er nicht nad 
Ziff. 3, fondern nur je nad den Umftänden nah Ziff. 1 oder 2 
zu beitrafen. Artikel 310 verlangt blos, daß ſich Jemand inner- 
balb bes Zeitraums von zwei Jahren mindeftens dreimal ber Hehlerei 
ſchuldig gemadt hat. Daß er wegen Hehlerei verurtheilt wurde und 
fi) dann neuerdings wieder einer Hehlerei ſchuldig machte, ift nicht 
geforbert. Der Fall des Art. 310 Liegt alſo aud dann vor, wenn 
Jemand zum erftenmale wegen Hehlerei verfolgt wird, ihm aber brei 
Fälle der Hehlerei nadygewiefen werben, bie er innerhalb des Zeitraums 
von zwei Jahren begangen bat, Eben fo liegt er aber auch dann vor, 
wenn “jemand, ber bereitS wegen Heblerei verurtheilt worden ift, ſich 
neuerdings Hehlereien zu Schulden kommen läßt, vorausgejeht nur, 
daß mindeftens brei Fälle innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren 
begangen wurden, Auf ben Grab der Strafbarkeit der Hauptthat, 
auf welde ſich die Hehlerei bezieht, ift in Abf. 1 des Urt. 310 Feine 
Rückſicht genommen, die hier angebrohte Strafe ift mithin felbft dann 
verwirkt, wenn ſich fämmtliche Hehlereien auf Uebertretungen beziehen. 
Wurden von den burd eine Perfon verübten mehreren Hehlereien nicht 
minbeftens brei innerhalb zwei Jahren begangen, fo treten nur bie 
Strafen bes Art. 309 ein. Nah Abſ. 2 des Art. 310 Liegt ein 
Straferhöhungsgrund darin, daß fih unter den nah Abſ. 1 abzuur: 
theilenden Fällen wenigftens ein Fall der Hehlerei eines Verbrechens 
befindet. Es müſſen mithin, damit bie Strafbeftimmung dieſes Abſatzes 
anwendbar fei, alle Borausfeßungen der Anwendbarkeit bes Abf. 1 ge: 
geben fein. Umgekehrt genügen aber au, von dem hier nod) meiter 
geforberten bejondern Umftande abgefehen, dieſe Vorausfegungen zur 
Anwendbarkeit des Abf. 2. Hieraus folgt, daß Abſ. 2 anmwenbbar 
ift, fobald fi unter den auf einen Zeitraum von zwei Jahren 
fallenden brei ober mehreren Hehlereien wenigſtens ein Yall ber 


Hehlerei eines Verbrechens befindet. Ob dieſer Fall jetzt abzus 
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urtbeilen oder ſchon früher abgeurtheilt worben ift, darauf kömmt es 
bezüglich der Anwendbarkeit diefer Strafbeftimmung nicht an. Zucht 
bausftrafe bis zu zwölf Jahren bat mithin 3. B. auch derjenige ver: 
wirft, welcher, nachdem er wegen einer Hehlerei eines Verbrechens und 
einer foldhen einer Uebertretung verurtheilt worden ift, ſich neuerdings, 
jeboh che vom Tage ber Verübung der erſten Heblerei zwei Jahre 
verftrichen find, einer Heblerei einer Webertretung ſchuldig madt. Vor 
den Geſchwornen ift natürlich in einem folden Yale nur über die 
neuerdings begangene Hehlerei zu verhandeln, da die frühern Hehlereien 
durch die in Mitte liegenden rechtsfräftigen Urtheile feitgeftellt find. 
Erklären die Gefhwornen den Angeflagten der ihm neuerdings zur 
Laft gelegten Hehlerei für fehuldig, fo hat der Schwurgerichtshof nune 
mehr auf den Grund bdiefer Erklärung in Verbindung mit den frübern 
Urtheilen die Strafe in Anwendung des Abf. 2 des Art. 310 zu 
beftimmen. Was ih oben über die Wirkung des Irrthums und ber 
Unmwiffenheit gefagt habe, findet natürlich auch bier volle Anwendung. 
— Der Entwurf enthielt noch einen mweitern Artikel, der foldhe, bie 
früber jchon wegen Hehlerei, Diebftahls oder Raubes zu einer Ver: 
brechens⸗ oder zweimal zu VBergehensftrafe, jedesmal von menigften® 
einem Jahre, verurtbeilt worden find und fi, ebe vom Tage ber 
erftandenen Strafe oder erlangten Begnadigung fünf Jahre verftrichen 
waren, neuerdings einer Hehlerei ſchuldig gemacht haben, wegen Rück— 
falls mit höhern Strafen bebrohte. Diefer Artikel wurde jedoch ge: 
rien. Der Rüdfall begründet mithin, von der Beftimmung bes 
Abf. 2 des Art. 311 abgefehen, bier für fi feinen Straferhöhungs- 
grund, fondern kommt nur in fo weit in Betracht, als der Beſchul— 
digte etwa wegen besfelben als gewerbsmäßiger Hehler im Sinne des 
Art. 310 erfcheint. Daß dagegen Verurtheilungen megen Seblerei 
Rüdfell im Sinne der Art. 276 und 301 Ziff, 4 dann begründen, 
wenn derjenige, welcher in ber bafelbft angegebenen Weife verurtbeilt 
worden ift, ſich neuerdings eines Diebſtahls oder eines Raubes be- 
ziehungsweife einer nad Ziff. 1 des Art. 303 ftrafbaren Erpreffung 
ſchuldig macht, wurde früher Schon bemerkt, — Art, 311 enthält, wie 
bereitö bemerkt, erſchöpfende Beftimmungen über bie Beftrafung ber 
Hehlerei bei Felddiebſtahl und Fifchereifrevel, Letzterer fällt, wie früher 
fhon bemerkt wurde, nicht unter ben Begriff des Diebſtahls, Heblerei 
bei dieſem Frevel fällt deshalb, gemau genommen, auch nicht unter 


Strafgeſetz, Artikel 309-311. 197 


ben durch Art. 308 feftgeftellten Begriff der Hehlerei. Die Aus- 
dehnung auf die Hehlerei beim Fiſchereifrevel ergibt ſich jedoch ums 
zweifelhaft aus Art. 313, fo daß alfo die Beftimmungen bes Art. 308 
auch für ben Begriff der Hehlerei beim Fiſchereifrevel maßgebend find. 
Auf Hehlerei bei Jagd: oder Forftfreveln finden aber die Beſtim— 
mungen des Strafgeſetzbuchs Feine Anwenbung, da biefe Frevel 
nicht unter ben Begriff bes Diebſtahls fallen, ber auf diefelben ſich 
beziehenden Hehlereien hier feine befondere Erwähnung geſchieht, eine 
analoge Anwendung von ftrafrechtlichen Beftimmungen nach allgemeinen 
Grundfägen nicht zuläffig ift und außerdem bei den Verhandlungen 
im Oefeßgebungsausfhuffe der Kammer der Abgeordneten wiederholt 
ausgefprodhen wurde, daß die gegenwärtigen Bejtimmungen auf Heh— 
lereien ber erwähnten Art feine Anwendung finden follen. — Art. 311 
ſpricht allgemein von der Hehlerei eines Felddiebſtahls. Ob letzterer 
als Uebertretung oder als Vergehen ſtrafbar iſt, kömmt deshalb bei 
Beſtrafung des Hehlers nicht in Betracht. In Abſ. 1 und 2 ift bie 
Strafe des Hehlers abgeftuft, je nachdem berfelbe wegen einer foldhen 
Hehlerei zum erjtenmale zu beftrafen ober ſchon früher bejtraft worben 
ift. Das Gefeg verlangt hier eine früher erfolgte Verurtheilung; es 
handelt fi hier alfo um einen wirklichen Rüdfal, der jedoch nur durch 
eine frühere Verurtheilung wegen Hehlerei eines Felddiebſtahls ober 
eines Fijchereifrevels, alfo durch Feine andere Verurtheilung, namentlich 
auch nicht durch eine frühere Verurtheilung wegen einer fonftigen Heh—⸗ 
lerei ober wegen Felddiebſtahls oder Fiſchereifrevels, begründet wird. 
Daburh, daß zwiſchen der frühern Verurtheilung und ber neuerdings 
begangenen Hehlerei ein längerer Zeitraum verftriden ift, wirb bie 
Anwendbarkeit des Abf. 2 nicht ausgeichloffen, Abf. 3 findet nur auf 
folhe Perfonen Anwendung, welde mit Feld: ober Gartenprobuften 
oder mit Fiſchen Handel treiben und außerbem die in Art. 311 be— 
zeichnete Hehlerei, d. h. die Hehlerei von Felddiebſtählen oder Fiſcherei— 
freveln, gewerbsmäßig üben. Perſonen, welde zwar foldye Hehlerei 
gewerbsmäßig üben, nicht aber zugleih mit Feld: oder Gartenpros 
buften ober mit Fiſchen Handel treiben, unterliegen mithin nur ben 
in Abſ. 2 angebrohten Strafen. Wann gewerbsmäßige Hehlerei im 
Sinne des Abf. 3 vorliegt, beftimmt Abf. 4. Derfelbe weicht von 
Art. 310 weſentlich dadurch ab, daß er, während Iehterer Artikel ge: 

werbsmäßige Hehlerei annimmt, wenn ſich bie betreffende Perfon wäh: 
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rend zwei Jahren nur überhaupt dreimal ber Heblerei ſchuldig gemadt 
bat, gleichgiltig, ob fie deshalb verurtheilt wurde oder nicht, ausbrüd- 
lich verlangt, daß bie betreffende Perfon binnen Jahresfriſt vor ber 
jet abzuurtheilenden That dreimal wegen berartiger Heblerei verur: 
theilt worden if. Auch bier kommen nur frühere Berurtbeilungen 
wegen Sehlerei eines Felddiebſtahls ober eines Fifchereifreveld in Bes 
trat. Wie aber in allen nach Art. 391 zu beurtbeilenden Fällen nur 
Hehlereien ber eben bezeichneten Art zu berüdfichtigen find, eben fo 
bleiben umgefehrt Heblereien biefer Art außer Betracht, wenn es ſich 
um Feftftellung einer gewerbsmäßigen Hehlerei im Sinne bes Art. 310 
banbelt.') 
Art. 312. 


oe Wer einer Perfon, welche nicht zu den in Art. 61 aufge- 

gefattung. zählten gehört, ungeachtet er weiß, daß diefelbe mit andern Per- 

fonen zu fortgefeßter Hebung von Raub oder Diebflahl verbunden 

il, eine fländig oder gelegentlich zu benügende Räumlichkeit zum 

Aufenthalte oder zur Aufbewahrung ihrer Sachen gewährt, ift mit 
Gefängniß bis zu drei Iahren zu beftrafen. 

Diefer Artikel fieht einen befondern Fall vor und ift deshalb 
fireng auf feinem Wortlaut zu beſchränken. Er feßt voraus, baf zwei oder 
mehrere Perfonen zu fortgefeßter Uebung von Raub oder Diebftahl 
verbunden find, und daß einer oder mehreren biefer Berfonen eine ftän: 
big ober gelegentlih zu benübende Räumlichkeit zum Aufenthalte ober 
zur Aufbewahrung ihrer Sachen gewährt murbe. Derjenige, welcher 
die Räumlichkeit gewährte, muß zur Zeit, wo er dies gethan hat, ges 
mußt haben, baß bie Perfon, welcher er bie Räumlichkeit gewährte, 
mit andern Berfonen zum angegebenen Zwede verbunden ift, ober 
falls er mehrern Perfonen eine Räumlichkeit in foldher Weife gewährte, 
baß biefe unter fid) oder mit andern Perfonen zum angegebenen Zwecke 
verbunden find. Eine nähere Kenntniß biefer Perfonen und ihrer Unter: 
nehmungen ift übrigens nicht erforderlich. Ausgeſchloſſen ift Art. 312, 
wenn bie Perfon, welcher in dieſer Weife eine Räumlichfeit gewährt 
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wurde, ober, falls eine ſolche Mehreren gewährt wurbe, biefe ſämmt⸗ 
lichen Perfonen zu den in Art. 61 aufgezählten gehören. Befinden 
fih im letztern Falle unter benjenigen, benen eine Räumlichfeit in 
diefer Weiſe gewährt wurde, ſowohl foldye, die zu den in Art. 61 
aufgezählten gehören, als auch folche, bei denen dies nicht der Fall ift, 
fo findet Art. 312 Anmwendung.') 
Art. 313. 
Mit jeder auf Grund der Beflimmungen der Art. 308 bis 
312 erkannten Vergehensftrafe können die im Art. 28 bezeichneten 
Straffolgen oder einzelne derfelben verbunden und kann die Bu- 
läffigkeit der Stellung unter Polizeiauffiht ausgefprocden werden. 
Diefer Artikel gibt zu feiner Bemerkung Veranlafjung. 


x 


Der zu Art. 290 gemadten Bemerkung gemäß komme ich nun 
mebr auf die Frage zurüd, in wie ferne zur gerichtlichen Verfolgung 
wegen SHehlerei ein befonderer Antrag nöthig ift. Am Scluffe meiner 
Bemerkungen zu Art. 89 (Band I S. 260) habe ich aus dem Um— 
ftande, daß unfer Strafgefeßbud die Heblerei nicht als Theilnahme 
an denjenigen ftrafbaren Handlungen, auf welche fie ſich bezieht, fons 
bern als felbitftändig ftrafbares Delikt betrachtet, und aus dem Um— 
ftande, daß fidy in dem von ber Hehlerei handelnden Hauptftüde feine 
Beftimmung findet, welche die gerichtliche Verfolgung von der Stellung 
eines befondern Antrags abhängig macht, gefolgert, daß zur gerichtlichen 
Verfolgung wegen Hehlerei ein befonderer Antrag niemals nöthig fei. 
Diefen Ausfpruh muß ih als irrig zurüdnehmen. Unter ben vom 
früheren Referenten im Gefeggebungsausfhuffe der Kammer der Ab: 
geordneten Profeffor Dr. Edel bezüglih der Hehlerei vorgefchlagenen 
Artikeln befand fi aud einer folgenden Inhalts: „Die Beftimmungen 
ber Art. 283 und 294 (jet 290 und 297) haben auf bie gericht: 
lihe Verfolgung gewerbsmäßiger Hehler feinen Einfluß.” Zur Motis 
virung besfelben bemerkte er: „In dem vorgeſchlagenen Artikel wurde 
in Bezug auf die Verfolgung der Hehlerei eine Ausnahme von ber 
Beitimmung der Art. 283 und 294 für den fall gemacht, wenn bie 
Hehlerei gewerbsmäßig betrieben wird. Dagegen glaubte man aus 
benfelben Gründen, melde den Staat veranlaffen, aus Rückſicht auf 
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das Familienintereffe im Falle der Art. 283 und 294 jelbft auf bie 
Beitrafung jener Theilmehmer zu verzichten, die nicht in denjelben per: 
fönlihen Beziehungen zu bem Befhädigten ftehen, wie die im Art. 283 
genannten Berjonen, auch die That des einfadhen Hehlers mit Still: 
ſchweigen bededen zu bürfen, damit nicht durch bie Beitrafung bes 
Hehlers jene That in der gerichtlihen Verhandlung an das Licht ge: 
zogen | werben muß, welche das Geſetz aus Rückſicht auf das Familien— 
interefje des Beftohlenen mit Stillihweigen zu bebeden geftattete.” 
Diefem Borfchlage wurde in der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes 
der Kammer ber Abgeordneten vom 16. Juli 1857 ohne Debatte zu: 
geftimmt. Man ging bei biefer Beitimmung, wie fih aus der Faflung 
und Motivirung berfelben ergibt, von der Annahme aus, daß, ſoweit 
das Gefe bezüglich der Hehlerei nichts beſonderes beftimmt, auch zur 
gerichtlihen Verfolgung wegen Hehlerei ein befonderer Antrag dann 
nöthig fei, wenn fi die Hehlerei auf einen Diebitahl oder eine Unter: 
ſchlagung bezieht, deren gerichtliche Verfolgung von der Stellung eines 
befondern Antrags abhängt. Bon ber nämlihen Annahme ging aud 
ber Entwurf von 1860 aus. Man BHielt, wie in den Motiven gefagt 
ift, die Beftimmung, wornad die Vorfhriften über Beſchränkung ber 
gerichtlichen Verfolgung bei Diebftählen und Unterfchlagungen, die unter 
Tamiliengenofien vorkommen, auf die gerichtliche Verfolgung gewerbs- 
mäßiger Hehler feinen Einfluß haben follen, für unpraktifh und für 
bart, für unpraftifch, weil Unterfuchhungen, bei denen der Hauptthäter 
nit vor Gericht geftellt wird, fein Refultat verfpreden, für hart, 
weil durch Verfolgung der Hehler die Hauptabfiht der Art. 290 und 
und 297, Schonung ber Familienehre, vereitelt wird. Man wollte 
beshalb in allen Fällen, in denen fi die KHehlerei auf einen Dieb: 
ftahl oder eine Unterfhlagung bezieht, zu deren gerichtlicher Verfolgung 
ein befonberer Antrag gefordert ift, auch bie gerichtliche Verfolgung 
wegen Hehlerei von ber Stellung eines befondern Antrags abhängig 
machen, gleichgiltig ob es fi um eine einfache ober um eine gemwerbe: 
mäßige Hehlerei handelt, und glaubte dies dur bloße Nichtaufnahme 
des im „Jahre 1857 befchloffenen oben angeführten Artikels zu erreichen. 
Gegen dieſe Auffaffung wurde von Feiner Seite etwas erinnert und 
fo Fam es, daß in dem von ber Hehlerei handelnden Hauptſtücke 
feine Beftimmung darüber vorfommt, ob und in welden Fällen die 
Verfolgung wegen Hehlerei von ber Stellung eines befonbern Antrags 
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abhängt. Hiernach kann ein Zweifel darüber nicht beftehen, daß in allen 
Fällen, in denen fi die Hehlerei auf einen Diebftahl ober eine Unter: 
fhlagung bezieht, zu deren gerichtlicher Verfolgung ein befonderer Au— 
trag erforderlich iſt, auch die gerichtliche Verfolgung, wegen Hehlerei 
von der Stellung eines ſolchen Antrags abhängt. Selbitverftändlich 
kann dies übrigens auf die in Art, 312 vorgefebene Heblerei feine 
Anwendung finden, ba biefelbe fi nicht auf: bejtimmte ‚Diebftähle bes 
zieht, ſondern eime allgemeine Berbindung der betreffenden Berfonen 
zu fortgefeßter Uebung von Raub ober Diebjtahl vorausſetzt.!) 

Dei diefer Gelegenheit will ich, da ich ohnedies auf die Art) 88 
und 89 zurüdgefommen bin, noch einige andere Punkte berühren, bes 
züglich deren fi Anftände in ber Praris ergeben haben Ach’ habe 
bereits zu Art. 88 bemerkt, daß das Gefek darüber, wo und int wel: 
her Form die Anträge auf gerichtliche Verfolgung zu ftellen find, Teine 
Beitimmung enthält, und daraus gefolgert, daß ſolche Anträge ſowohl 
bei dem Unterfuchungsrichter oder Staatsanwalte, als auch bei ber 
Bolizeibehörde, und zwar fchriftlich oder mündlich geftellt werben können, 
wenn fie nur beftimmt find, fo daß über die Abficht des Antragitellers, 
in Betreff der in Rebe ftehenden ftrafbaren Handlung eine gerichtliche 
Verfolgung zu veranlaffen, kein Zweifel befteht. Den Ausbrud Polis 
zeibehörbe* babe ich, mie fi aus dem Zuſammenhange ergibt, nicht 
in dem engen Sinne gebraudt, als ob derartige Anträge nur bei ſenen 
Drganen der Polizeigewalt, denen nad; den bezüglichen organifatorifchen 
Deftimmungen bie Benennung Behörde zukömmt, alfo nur bei ben 
Polizeibehörden im eigentlihen Sinne des Wortes geſtellt werben 
könnten, jondern ich wollte burd Erwähnung der Polizeibehörden neben 
den Unterfuchungsrichtern und Staatsanwälten blos ausſprechen, daß 
ſolche Anträge nicht nur bei den mit Verfolgung ftrafbarer Handlungen 
und Führung von Vorunterſuchungen betrauten gerichtlichen Beam⸗ 
ten, fondern auch bei der Polizei,’ d. 5. jenen. Organen derſelben 
geftellt werden können, welche ftrafbaren Handlungen der: betreffenden 
Art nachzuſpüren, über diefelben nähere Recherchen: -afzuftellen und 
barüber Anzeigen bei den: zuftändigen Gerichtöbehörben‘'zu erftatten 
verpflichtet find, Meine Anſicht ſtimmt nämlich wollftändig mit dem 
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überein, was im biefer Beziehung der Kafjationshof in einem Urtheile 
vom 29. Jänner 1864 ausgefprodhen hat. In dem betreffenden Falle 
handelte es fih um eine Uebertretung der Körperverlekung aus Fahr: 
läffigkeit. In einem darüber von einem Genbarmerieftationstomman- 
danten erftatteten Berichte war gefagt, die Mutter bes beſchädigten 
minderjährigen Kindes babe beantragt, daß genen ben Thäter gericht 
lihe Verfolgung wegen Körperverlegung aus Fahrläſſigkeit veranlaft 
werde. Hierin wollte ein giltiger Antrag auf gerichtliche Verfolgung 
nicht gefunden werben, weil foldye Anträge bei der Gendarmerie nicht 
geftellt werben könnten. Der Kaffationshof ſprach jedoch durch das 
angeführte Urtheil vom 29. Jänner 1864 aus,- daß allerbinge ein 
gültiger Antrag auf Strafverfolgung vorliege. In den Entſcheidungs— 
gründen iſt gefagt, im Geſetze fei eine beitimmte Form für die Ans 
tragftellung nirgends vorgefchrieben und es müſſe daher eine foldye als 
vorliegend angenommen werden, wenn in irgend zuverläffiger Weife zu 
ben Akten Fonftatirt fei, daß der Beſchädigte oder fein geſetzlicher Ver: 
treter einen Antrag auf gerichtlihe Kinjchreitung gegen ben Thäter 
geftellt oder auch nur eine bejtimmte Erklärung dahin abgegeben bat, 
daß er benfelben beftraft wifjen wolle. Dies fei bier ber Fall, meil 
nicht einzufehen fei, warum die Gendarmerie, welche verpflichtet ift, 
über jede ihr zur Kenntniß kommende ftrafbare Handlung nähere Re: 
cherchen anzuftellen und protofollarifche Anzeigen zu machen, nicht auch 
befugt fein fol, in dieſen Protofollen einen etwaigen Antrag ber Be: 
ſchädigten auf Strafverfolgung zu konſtatiren. Dazu kam im konkreten 
alle allerdings ned, der Umftand, daß bie Genbarmerie von bem 
Bertreter ber Staatsanwaltfchaft ben fpeziellen Auftrag erhalten hatte, 
über bie fragliche Uebertretung nähere Erhebungen zu pflegen und bie 
Mutter des beſchädigten Kindes darauf aufmerkffam zu machen, daß 
nur auf einen Antrag bin eine Strafverfolgung platzgreiflich ſei. Der 
Kaffationshof legte, wie natürlich, in feinem Urtbeile auch auf dieſen 
Umftand Gewicht, indem er weiter annahm, der Gendarmerieſtations⸗ 
fommanbant babe als Delegirter bes Vertreters ber Staatsanwaltſchaft 
gehandelt und es müſſe beffen in diefer Eigenſchaft zu ben Alten ges 
brachten Konftatirungen das nämliche Gewicht beigelegt werben, ale 
wenn folhe vom Bertreter der Staatsanwaltfchaft felbft aufgenommen 
worden wären. Aus bem Urtheile ergibt fid aber, daß ber Kaſſations⸗ 
hof, wenn biefer Umſtand auch nicht vorgelegen hätte, dennoch im gleis 
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her Weiſe entfchieben haben würbe, indem er nad ber Faſſung bes 
Urtheils offenbar ſchon den erften Entfheibungsgrund für gemügenb 
bielt. Was bier bezüglich der Gendarmerie entſchieden wurde, muß 
aus den gleichen Gründen auch bezüglich aller andern Organe ber Po: 
lizeigewalt, fo namentlich bezüglidy der Polizeidiener und ber Flur: 
ſchützen gelten. Auch bei ihnen können bezüglich aller ftrafbaren Hand- 
lungen, zu deren Anzeige fie vermöge ihres: Dienftes verpflichtet find; 
Anträge anf gerichtliche Verfolgung von’ Seite ber Beſchädigten ober 
beren geſetzlichen Vertreter geftellt werben und flo haben fobann -biefe 
Anträge in gleicher Weiſe, wie alles Uebrige, was fie’ bezüglich biefer 
ftrafbaren Handlungen wahrgenommen ober erfahren! Haben, zur Anzeige 
zu bringen. Wenn gegen biefe Anficht eingewenbet werben will, es 
werbe auf folde Weile nicht zuverläffig konftatirt,' da der Beſchädigte 
oder deſſen gefekliher Bertreter die gerichtliche Verfolgung wirklich 
beantragt haben, diefelben könnten ſpäter beſtreiten, daß dies von ihrer 
Seite geſchehen ſei, fo iſt dagegen vor Allem’zir erinnern, daß letzteres 
auch dann eintreten kann, wenn der Antrag bei einem höhern Beamten; 
3. B. einem Staatsanwalte geftellt, bei dieſem aber kein förmliches 
Protokoll > aufgetonmmen wurde, mas um deßwillen als möglich atıge: 
nommen werden muß, weil das Geſetz, wie es überhaupt Feine Beitims 
mung über die Form der Antragftelung und deren Stonftatirung ent: 
hält, jo auch die Aufnahme eines Protokolls nicht vorfchreibt. Außerbem 
it aber zu erwägen, daß das betreffende Organ ber Polizeigewalt in 
dienſtlicher Eigenſchaft handelt, daß. es,’ indem es in feiner Anzeige 
bemerkt, der Beſchädigte habe die gerichtliche Verfolgung beantragt, 
etwas Fonftatirt und auf Dienftpflicht verfichert, was es in feiner 
dienſtlichen Eigenſchaft jelbft wahrgenommen | hatı/-baß alfo feiner bes 
züglichen Angabe nach allgemeinen: Grundſätzen bis zum Beweife bes 
Gegentheils voller "Glaube geſchenkt werden muß. Mebrigens iſt bas 
betreffende Organ der Polizeigewalt auch nicht gehinbert,! ſeine Anzeige, 
wenn es dies in einem einzelnen Falle für zweckmäßig erachtet won 
bemjenigen, der den Antrag auf gerichtliche Verfolgung + geſtellt hat; 
zur Betätigung mitunterzeichnen zu  faffen: > Schließlich will ich Bezüglich 
diefes Punktes noch darauf aufmerffam machen; daß der) Antragr auf 
gerichtliche Berfolgung ſelbſtverſtändlich auch beim Gerichte jelbft ober 
beim Vorſtande : besjelben mündlich "oder durch ſchriftliche Eirigabe: ge: 
ſtellt werben »famit, 
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In dem von dem Kaſſationshofe durch das oben angeführte 
Urtheil entſchiedenen Falle handelte es ſich auch noch um die weitere 
Trage, ob die Mutter eines durch Fahrläſſigkeit beſchädigten außerehe⸗ 


lichen Kindes als gefeßliche Bertreterin besjelben im Sinne des Art. 


u bes 
etruge, 


239 zu betrachten, mithin zur Stellung bes Antrags auf gerichtliche 
Berfolgung befugt fei. Der Kafjationshof hat diefe Frage bejaht, weil 
die außerchelihe Mutter die nächte Blutsverwandte ihres Kindes ift, 
zunächſt für die Pflege und Erziehung besfelben zu forgen hat und ihr 
deshalb auch die Pflicht obliegt, deſſen Perſon vor jebem Angriffe und 
jeder Beſchädigung zu fihern, welde Pflicht aber natürlich auch das 
Recht nad ſich zieht, die nölhigen Vorkehrungen zu dieſem Ende zu 
treffen und eintretenden Falles Genugtfuung zu verlangen. Ich bin 
auch mit dieſer Entſcheidung volllommen einverftanden. In folchen 
Fällen handelt es ſich nit um Verfolgung von Privatrehten und es 
iſt deshalb als geſetzlicher Bertreter im Sinne des Strafgeſetzbuchs 
nicht gerade immer berjenige, dem nad civilrechtlihen Beitimmungen 
bie Wahrung der privatrechtlihen Intereſſen ber befhädigten Perfon 
obliegt, fondern "vielmehr derjenige zu betrachten, der die in dem Ur: 
theile des Kaffationshofes bezeichneten Pflichten bezügli der Perfon 
bes Beihäbigten hat. 


Neunzehutes Hauptjtüd. 
Betrug. 


Art. 314. 

Mer in der Abficht, ſich oder einem Dritten einen redhtswid- 
rigen Vortheil zu verfchaffen, mittels Worfpiegelung falfcher oder 
mittels Anterdrückung wahrer Chatfachen oder mittels Anwendung 
argliftiger Aunfigriffe eine Täuſchung hervorruft oder unterhält und 
dadurch Iemanden an feinem Vermögen benachtheiligt, macht ſich 
des Betruges fchuldig. 

Bei dem Betruge iſt auch der Verſuch eines Vergehens oder 
einer Aebertretung ſtraſbar. 

Zum Begriffe des Betrugs find folgende Merkmale gefordert: 
4) der Thäter muß bei Jemanden vorfäglid eine Täuſchung hervor: 
gerufen ober unterhalten, 2) er muß bies mittels Vorfpiegelung falfcher 
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ober mittel® Unterbrüdung wahrer Thatfachen oder mitteld Anwendung 
argliftiger Kunftgriffe gethban, 3) hiedurch, nämlich durch die in folder 
Weiſe bervorgerufene oder unterhaltene Täufhung, Jemanden an 
feinem Bermögen benachtheiligt, 4) er muß endlich Biebei in ber 
Abſicht gehandelt haben, fi oder einem Dritten einen rechtöwibrigen 
Bortheil zu verfchaffen. Zwifchen biefen Merkmalen muß, was nicht zu 
überfehen ift, ein Kaufalzufammenhang beſtehen. Die Täufhung, auf 
welcher der Schwerpunkt liegt, muß einerfeit® durch eines ber in Ziff, 2 
angegebenen Mittel hervorgerufen oder unterhalten worden und anders 
feit8 das Mittel gemwefen fein, durch welches Jemand an feinem Ber 
mögen benadtheiligt wurde. Fehlt eines ber angegebenen Merkmale 
ober ergibt fih aus dem Umftänden der nöthige Kaufalzufammenbang 
nicht, fo Tiegt ein Betrug im Sinne bed Strafgeſetzbuchs nicht vor 
und ein Urtheil, das eine Strafe wegen Betrugs verhängt, ohne daß 
in bemfelben alle biernady zum Begriffe des Betrugs erforberlichen Mo⸗ 
mente feftgeftellt find, muß deshalb vernichtet werben. Daß alle diefe 
Momente zur Thatfrage gehören, in den zur Zuftänbigkeit der Schwur: 
gerichte gehörigen Sachen mithin dur den Wahrſpruch der Geſchwor⸗ 
nen feftgeftellt fein müſſen, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Das Geſetz verlangt die Hervorrufung oder Unterhaltung eimer 
Täufhung, und zwar mittel der in Art. 314 angegebenen Mittel, 
Die blofe Benützung eines Irrthums, in dem ſich Jemand befindet, 
ohne daß ihn der Thäter durch eines biefer Mittel in benfelben ver 
fegt oder in demfelben erhalten hat, begründet mithin das hier in 
Rede ftehende Rent nicht. Was unter Borfpiegelung falſcher und Unter: 
brüdung wahrer Thatfahen, fo wie unter Anwendung argliftiger Kunft- 
griffe zu verftehen ift, ergibt ſich theils aus dem gebrauchten Ausbrüden, 
theils aus dem Umftande, dab es fih bier um Mittel zur Hervor⸗ 
wufung oder Unterhaltung: einer Täufhung handelt. Im frühern 
Entwurfe maren als Mittel: der Täufchung blos bie Borfpiegelung 
falfcher und die Unterdrüdung wahrer Thatfahen angeführt. Den: 
felben wurde bie Anwendung argliftiger Kunftgriffe beigefügt, um 
auszubrüden, daß biefes Merkmal nicht blos dann, wenn ber Thäter 
ausprüdtich falfhe Angaben über thatfählihe Verhältniſſe mündlich 
oder ſchriftlich gemacht hat, fondern auch dann gegeben ift, wenn ber 
Thäter ohne folhe ausdrückliche Angaben durch fonftige Handlungen 
oder durch fein Benehmen überhaupt den Andern in argliftiger Weife über 
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thatfächliche Berhältniffe in Irrthum verfegt ober erhalten hat. Immer- 
hin genügt aber auch im biefem Falle, wie ſchon der Wortlaut „An: 
wendung argliftiger Kunftgriffe” beweift, nicht die blofe Benützung 
bes Irrthums eines Andern, fondern es ift eine pofitive Handlung 
bes Thäters nothwendig. Solche argliftige Kunftgriffe kommen im 
Leben vielfadh und im ber verfchiebenften Weife vor. Man denke 3.82. 
an die Glüdsritter, welche, ohne darüber, wer fie find, ausdrückliche 
Angaben zu machen, durch ihr ganzes Auftreten, indem fie bei ihrer 
Ankunft im Gafthofe mehrere der elegantejten Zimmer verlangen, 
anſcheinend unabfitlid eine auf den Grafen N, Iautende Bifitenkarte 
liegen laſſen, fi nad angefehenen Berjonen des Orts ober ber Gegend 
erkundigen und bgl., den irrigen Glauben erregen, Perſonen von Aus: 
zeichnung zu fein, und fi dadurch Kredit erihwindeln, oder an einen 
unreblihen Verkäufer, der während ber Kaufsunterhandlungen, nachdem 
ber Kaufsliebhaber einen Gegenftand geprüft bat, letztern mit einem 
andern ähnlichen Gegenftande von weit geringerm Werthe heimlich 
vermwechfelt, fo daß ber Käufer, während er den von ihm geprüften 
Segenftand zu kaufen glaubt, in ber Wirklichkeit einen ganz andern 
Gegenftand kauft und dafür einen feinen Werth meit überfteigenben 
Kaufpreis gibt. Auch die arglijtigen Kunftgriffe müſſen übrigens eine 
Täuſchung über TIhatfachen oder thatſächliche Verhältuifie hervorrufen 
oder unterhalten, wie überhaupt ein Betrug im Sinne bes. Gtraige 
ſetzbuchs nur durdy eine Täufhung diefer Art begangen wird. - Dun 
blofe Bethenerungen und Berfiherungen über Hoffnungen, - Nusfichten, 
Pläne und bel. wird Fein Betrug verübt, wenn mit denſelben nicht 
zugleich eine Täuſchung über thatſächliche DVerbältnifie ‚verbunden: ik 
Wer einen Andern in die irrige Meinung verjeht, er babe einesein 
trägliche Stelle, er fei ber Schwiegerfohn eines bekannten weichen Ma: 
nes, er fei Theilhaber an einem bekannten Infrativen Gefchäfte,mumb 
fi) hiedurch Krebit verfchafft, begeht allerdings einen Betrug nicht 
aber derjenige, welcher, wenn auch gegen befieres Wiffen, blos angibt, 
er habe Hoffnung in eine ſolche Stellung zu fommen, vorausgeſetzt 
baß er den Andern nicht zugleich, um ihn an die vorgejpiegelten Hoff⸗ 
nung glauben zu machen, über thatjächliche Verhältniſſe täuſcht. Hiergus 
folgt, daß bie im Handel gewöhnli vorlommenden wenn "auch 
lügnerifchen Anpreifungen und Berfiherungen über Preistwürbigfeit 
von Sachen ober Leiftungen als Betrug dann nicht betwachtet werden 
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können, wenn damit nicht zugleih eine Täuſchung über thatjächliche 
Berhältniffe verbunden ift. Der Wein: und ber Leinwandbhändler, welche 
die Güte und die Preiswürbdigfeit der von ihnen ausgebotenen Sachen 
noch fo jehr anrühmen, machen ſich, wenn fie dies aud in Lügnerifcher 
Weife und gegen eigenes befjeres Wiffen thun, doch hiedurch allein 
eines Betrugs noch nit fchuldig; fie erfcheinen aber als Betrüger, 
wenn fie die Käufer zugleich in thatjächlicher Beziehung täufchen, weun 
3. B. ber Weinhändler ein Getränt, von dem er weiß, baß es ein 
Fabrikat aus Kartoffeln ift, al$ Traubenwein, oder ber Leinwandhänd: 
ler ein Yabrifat, von bem er weiß, baß es ganz oder theilweife aus 
Baumwolle gefertigt ift, als reines Leinenzeug verkauft. 

Die Beftimmungen über Betrug finden auf benjenigen feine Ans 
wendung, der, wenn aud durch Vorfpiegelung falſcher Thatfachen, Te 
digli die Mildthätigkeit eines Einzelnen oder einzelner Perfonen für 
fi ober einen Dritten zu gewinnen, alfo nur eine freiwillige Gabe 
zu erlangen ſucht. Spiegelt aber Jemand fälfchlicher Weife Thatſachen 
vor, weldye ihm einen Anfpruch auf eine Gabe gewähren, fo liegt hierin 
das betrefjende Merkmal des Betrugs, wenn aud die Gabe den Eha- 
rakter einer Unterftügung hat. In diefer Weife hat ber Kaſſationshof 
durch Urtheil vom 8.. Mai 1863 (Zeitfhrift für Gefebgebung und 
Rechtspflege, Bd. X. ©. 460— 462) in Beranlafjung folgenden Falles 
entfhieden. In vielen Städten befleht der Handwerkégebrauch, daß 
den dem betreffenden Gewerbe angehörigen Gefellen bei ihrer An: 
funft am Drte ein Anfprucd auf eine Gabe, ſog. Gefchent, aus ber 
Kafie des betreffenden Gewerbvereins ober ber betreffenden Innung 
zufteht. Diefes Verhältnig benügte ein Sädlergefelle, indem er fid 
fälſchlicher Weiſe der Reihe nah als Hutmacher⸗, Weißgerber:, Sattler:, 
Schäffler:, Loderer⸗, Friſeur- und Maurergefelle ausgab und bei den 
Kafjen aller diefer Gewerbe das übliche Geſchenk auszahlen ließ. Der 
Kafjationshof erkannte in dem angeführten Urtheile an, daß bie Be 
fiimmungen über Betrug auf Bettler, wenn fie auch unter falfchen 
Borwänden beiten, wie überhaupt auf diejenigen, melde bios bie 
Mildthätigkeit Anderer durch irgend einen faljchen Vorwand zu gemwins 
wen fuchen, weil fie immer nur eine freiwillige Gabe zu erlangen bes 
abſichtigen, feine Anwendung finden, entſchied aber zugleich, daß die im 
vorliegenden Falle von dem Angeklagten begangenen Handlungen bie 
Momente des Betrugs im Sinne des Art. 314 volftändig erfchöpfen, 
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indem fi ber Angeflagte durch die Vorfpiegelung der falfhen That: 
ſachen, die ihn als Mitglied jeder der von ihm angegebenen Zünfte 
darjtellten, einen Anſpruch erjchlichen, welcher nad; beftehenden Kant: 
werfsgebräudhen den betreffenden Gefellen zufteht, und ſich auf folde 
Weiſe einen rechtswidrigen Vortheil zum Nachtheile der für die wirt: 
lichen Angehörigen des Handwerkes ausſchließend beftimmten Vereine 
kaſſen verfhafft Hat. Auf Sammlungen komme ich bei Artikel 316 
Ziff. 10 zurüd, Eu 

Iſt derjenige, auf beffen Täuſchung es abgefeben war, durch bie 
biezu angewenbeten Mittel wirklich getäufcht worben, fo fommt es 
barauf, ob es leichter ober ſchwerer war, die Abficht des Thäters zu 
durchſchauen, ob ed möglich geweſen wäre, durch biefe Mittel aud 
einen vorfihtigen und erfahrenen Menfchen zu tänfchen, durchaus nict 
an. Es genügt bie Thatfache, daß derjenige, auf deſſen Täufchung es 
abgefehen war, wirklich getäufht wurde, dba das Geſetz in dieſer Be 
ziehung nicht unterfcheidet und auch Leute von geringerer Erfahrung 
oder geringerer Vorſicht nicht ungeftraft betrogen werben dürfen. Anders 
verhält fi die Sache allerdings dann, wenn burd bie angemwenbeten 
Mittel eine Täufchung nicht bewirkt wurde, es ſich mithin nur um einen 
Verſuch handelt. In diefem Falle fommt alles dasjenige in Betracht, 
was ic; zu Art. 47 bezüglid) des Falles, daß bei dem Verſuche einer firaf- 
baren Handlung untaugliche Mittel angewendet wurden, bemerft habe. 
In einem folgen Falle müffen alle Umftände genau gewürdigt werben. 
Ergibt fid) hiebei, daß durch bie angemwendeten Mittel eine Täuſchung 
auch eines unerfahrenen, unvorfihtigen oder abergläubiſchen Menfhen 
nicht wohl möglih war, fo wirb von einem ftrafbaren Verſuche nicht 
gefprochen werben können. Dagegen wird ein folcher nicht ſchon baburd 
ausgefhloffen, daß bei einem gewiſſen Grabe von Erfahrung oder Bor: 
fit die Abficht des Thäters durchſchaut werben konnte, wie ja über: 
haupt ein ftrafbarer Berfuh in ber Regel nur dann wegen Untaug: 
lichkeit der zur Verübung der beabfidtigten ftrafbaren That angewen: 
beten Mittel nicht anzunehmen. ift, wenn leßtere unter allen Umftänden 
zur Erreichung des beabfichtigten Zweckes untauglic find. 

Ich habe bereits oben bemerkt, daß zwiſchen den zum Begriffe 
bes Betrugs geforderten Merkmalen, insbefondere zwifhen ber Täu— 
fung und ber von bem Getäufhten vorgenommenen ihn an feinem 
Bermögen benachtheiligenden Handlung, ein Kauſalzuſammenhang bejteben 
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muß. Dies ift jedoch nicht fo zu verfiehen, als ob der einzige Grund, 
warum ber Getäufchte jo handelte, in der Täufhung liegen müſſe, Betrug 
mithin ausgefchlofjen fei, wenn außer der Täufchung noch andere Motive, 
wie Eigennus, Eitelkeit, Mitleid u. dgl., beftimmend mitgewirkt haben, 
Betrug liegt auch vor, wenn die Täufhung mur bejtimmend mit— 
gewirkt hat. Ebenſo braudt ber Beſchädigte nicht gerade der Ges 
täufchte zu fein. Es genügt, daß eine Täufhung auf die im Ges 
fege angegebene Weife hervorgerufen oder unterhalten und daß dadurch 
Jemand, gleihgiltig ob ber Getäuſchte felbft oder ein Dritter, an 
feinem Bermögen benachtheiligt wurde. 

Letzteres ergibt ſich ſowohl aus dem Wortlaute des Geſetzes, 
das nur allgemein verlangt, daß burh die Täufhung Jemand an 
feinem Vermögen benadhtheiligt wurde, ald auch aus dem Umftaube, 
daß ein Antrag des Abgeordneten Dr. Völk, der die entgegengefegte 
Anficht vertrat, forderte, daß der Benachtheiligte auch der Getäufchte 
fei und demgemäß den Artikel alfo zu faffen vorfhlug: „..bei eis 
nem Andern eine Täuſchung hervorruft oder unterhält und dadurch 
benjelben an feinem Vermögen benachtheiligt“ mit allen Stimmen 
gegen die des Antragftellers abgelehnt wurde. Es wurde bei biefer 
Gelegenheit geltend gemacht, daß ſich allerdings Fälle ftrafbaren Be— 
trugs benfen laffen, in denen der Benachtheiligte und der Getäufchte 
verfchiebene Perfonen find, wie z. B. im Falle der Täufchung des— 
jenigen, auf deſſen Rath, wie der Betrüger weiß, derjenige, auf befjen 
Beihädigung es abgejehen ift, hört, oder wenn Jemand einen Bediens 
ten durd die falfche Vorfpiegelung, er fei von deſſen Herrn beauftragt, 
die Uhr defjelben abzuholen, täuſcht und dadurch veranlaßt, ihm bie 
Uhr feines Herrn auszubändigen. 

Ob im Eonfreten Falle Jemand an feinem Vermögen benach— 
theiligt wurde, iſt nach den Umftänden zu bemefjen. So liegt 5. B. 
in dem Yalle, daß Jemand auf betrügerifche Weife veranlaßt wurde, 
einen Gegenſtand zu Kaufen, eine Benachtheiligung defjelben dann vor, 
wenn bei fofortigem Wiederverfaufe des Gegenftandes nur ein gerin- 
gerer Kaufpreis zu erzielen ift, und zwar bejteht der ihm zugefügte 
Schaden in ber Differenz zwifchen dem von ihm bezahlten oder ver: 
fprodyenen und dem beim Wiederverfaufe zu erzielenden Preiſe. 

Zum Thatbeftande des Betrugs ift endlich gefordert, daß ber 


Thäter in ber Abficht, ſich oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Weit, Das Strafgefepbuh für das Königreich Bayern. II. 14 
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Bortheil zu verfchaffen, gehandelt hat. Hatte der Thäter diefe Abjicht 
nicht, bat er 3. B. nur aus Haß, Nahe u. dgl. gehandelt, jo fann 
von einem Betruge feine Rede fein, wenn auch alle fonjtigen Merk: 
male des Betrugs vorliegen. Auch bei diefem Merkmale ift jedoch zu 
beadhten, daß der Betrug dadurch nicht ausgefchlofen wird, daß der 
Thäter neben der Abficht, fih oder einem Dritten einen rechtswidrigen 
Bortheil zu verihaffen, aud noch von andern Motiven geleitet wurde. 


Bollendet ilt der Betrug erft dann, wenn Jemand durch die be- 
trügerifhe Handlung an feinem Vermögen benachtheiligt worden if. 
Dazu ift jedoh nicht nöthig, daß die Geldfumme oder der jenftige 
Gegenftand, auf den es beim Betruge abgejehen war, dem Petrüger 
auch wirklich ſchon ausgehändigt, das den Betrogenen benadtbeiligende 
Nechtsgefchäft ſchon wirklich vollzogen oder die von ihm übernommene 
Verpflichtung ſchon wirflih erfüllt worden ift. Benachtheiligt ift Je— 
mand ſchon dadurch, daß er einen ihm nachtheiligen Vertrag abgefchlof: 
fen und eine Verpflichtung übernommen oder ein Recht aufgegeben bat, 
wenn er auch die nadytheiligen Folgen der bezüglidhen Handlung oder 
Unterlaffung wieder abzuwenden im Stande ift. Auch dadurch mird 
der Betrug nicht ausgefhloffen, daß der Betrüger das betreffende Rechte: 
geihäft ſpäter wieder freimillig aufhebt, auf die durch den Betrug er: 
worbenen Rechte freimillig verzichtet u, f. w. Hierin liegt lediglich 
unter Umftänden Schadenserfag im Sinne des Art. 74. Der ben 
ftrafbaren Verſuch begründende Anfang der Ausführung eines Betrugs 
liegt vor, febald der Thäter in der diefem Reate entfpredyenden Abs 
fiht zum Zwecke der Täufchung eines Andern falfhe Thatfahen vers 
gefpiegelt, wahre Thatſachen unterdrüdt oder argliftige Kunftgriffe 
angemenbet bat. ') 


Art. 315, 


—— Vorbehaltlich der Beſtimmungen der Art, 316, 319 und 320 
foll der Betrug, 

1) wenn der Schaden zehn Gulden nicht überfleigt und der 

Chäter früher noch nicht wegen Beirugs oder Fälfchung 


1) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. I ©. 195 u. 196, Verbdl. 
des Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, 3b. I ©. 409-412 u. Br. II 
S. 131—135, Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II S. 73-75 u. 445. 
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verurtheilt worden ifl, mit Arrefi, welcher auch gefchärft 
werden kann, oder an Geld bis zu hundertundfünfzig 
Gulden, 

2) andernfalls mit Gefängniß nicht unter einem Monat, wo- 
mit Geldfirafe bis zu fünfhundert Gulden verbunden wer- 
den kann, und wenn der Schaden taufend Gulden über- 
feigt, mit Buchthaus bis zu acht Iahren 

befiraft werden. ‚ 
Gegenwärtiger Artikel beftimmt bie Strafe des Belrugs für 
diejenigen Fälle, melde nicht unter die befondern Beitimmungen der 
Art. 316, 319 und 320 fallen. Er unterjcheidet, ob der Thäter ſchon 
früher wegen Betrugs oder Fälfhung verurtheilt worden ift, und bes 
mißt außerdem bie Strafe nad der Größe des Schadens, der durch 
den Betrug zugefügt wurde. Der Betrug iſt Uebertretung, wenn der 
Thäter früher noch nicht wegen Betrugs oder Fälſchung verurtheilt 
worden ift und der Schaden außerdem zehn Gulden nicht ‚überfteigt, 
Vergehen, auch beim niebrigiten Betrage des Schadens, wenn ber Thäter 
früher ſchon wegen Betrugs oder Fälfhung verurtheilt worden ift, in 
dem Falle aber, daß der Thäter noch nicht in folder Weife verurtheilt 
worden ift, dann, wenn der Schaden zehn Gulden überfteigt, in beiden 
Fällen unter der Vorausfegung, daß der Schaden taufend Gulden nicht 
überjteigt, Berbrechen, wenn ber Schaden taufend Gulden überfteigt. 
Unter BVerurtheilungen wegen Fälſchung find nicht blos die Verurthei— 
(ungen wegen mittels Fälfhung von Urkunden verübten Betrugs, fon: 
dern überhaupt alle Verurtbeilungen wegen Fälfhung, alfo z. B. aud 
ſolche wegen Fälſchung öffentlicher Urkunden, Münzfälfhung u. dgl. 
zu verftehen, obgleich in ber betreffenden „Handlung fein Betrug im 
Sinne des Art. 314 liegt. Die Strafe richtet ſich bier, fowie in ben 
Fällen des Art. 316 nit nad ber Größe des Vortheils, den ber 
Betrüger fich oder einem Dritten verfchafft bat, alfo auch nicht nad 
dem Werthe der durch den Betrug erlangten Sache, fondern nad) der 
Größe des Schadens, den der durch ben Betrug an feinem Vermögen 
Benachtheiligte erlitten hat. Im Falle eines Verſuchs findet die Vor- 
fchrift des Art. 50 Anwendung. Bei der Beratbung hatte ich beans 
tragt, in diefem und in dem folgenden Artikel zu fagen: „zugefügte 
oder beabfichtigte Schaden”. Dies wurde deßhalb beanjtandet, weil 
man befürchtete, diefe Faffung könne zu der irrigen Annahme führen, 
14* 
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beim Betruge folle der Verſuch der vollendeten That ganz gleichgehaften 
werden, alſo die durd Art. 49 geftattete Strafperabfegung ausge: 
ichloffen fein. Dies war natürlih durd die von mir vorgefcdhlagene 
Faſſung nicht beabfidhtigt, fondern ich wollte durch diefelbe vorzugsweiſe 
nur jeden Zweifel darüber befeitigen, daß bann, wenn vollendete und 
verfuchte Betrügereien zufammentreffen, welche nad Art. 321 als cine 
einzige Handlung zu beftrafen find, nicht blos der durch die vollendeten 
Betrügereien wirklich zugefügte, fondern auch der durch die verſuchten 
Betrügereien beabfichtigte Schaden, foweit fid) derfelbe aus den Um: 
ftänden bemefjen läßt, bei Beftimmung der Strafe zu berüdfichtigen 
ſei. Daß Letzteres gefchehen müffe, damit war man einverjtanden, 
man war aber der Anficht, daß deßhalb der in Nede ftehende Zuſatz 
nicht nöthig fei, da ſich dies von felbft verfiehe. Die erwähnte Zu: 
fammenrehnung hat mithin aud) bei der jetigen Faflung bes Geſetzes, 
und zwar nicht blos beim Betruge, fondern überhaupt in allen Fällen, 
in denen ber Betrag von Einfluß auf die Strafe ift, alfo namentlich 
aud beim Diebftahle und bei der Unterfchlagung zu geſchehen. 1) 


Art. 316. 


Mit Gefängniß nicht unter zwei Monaten, womit Geldfirafe 
bis zu taufend Gulden verbunden werden kann, ift der Betrug zu 
beftrafen, wenn er verübt iſt: 

1) dur Mißbrauch der Religion, religiöfer Handlungen oder 

Vorſtellungen; 

2) mittels Benützung fremden Wahnes oder Aberglaubens 
durch angebliches Geifterbefhwören, Schakgraben, Gold- 
machen, Bewirken von Wunderkuren und dergleichen Vor- 
fpiegelungen; | 

3) durch wahrheitswidrige Führung eines Handels- oder an- 
deren Gefchäftsbuches, weldem die Geſetze Geweiskraft 
beilegen; 

4) durch Fälſchung, Vernichtung, Unbrauchbarmachung oder 
Unterdrückung einer öffentlichen oder Privaturkunde; 


) Verh. d. Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, 2b. I ©. 412 
bis 414 u. Bd. II S. 135-138, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reicheräthe 
v. 18%, Beil. ©. 98, 198—200 u. Prot. 2b. I ©, 308—311. 
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5) durch Anwendung einer falfchen Waage, falfchen Maßes 
oder Gewichtes oder durch Verkauf von Waaren mit falfchen 
öffentlichen Stempeln oder andern falfchen Beichen öffent- 
licher Beglaubigung von Seite eines Gewerbtreibenden in 
feinem Gewerbe oder 

6) dadurch, daß Jemand ein ihm anvertraules Blanket zu 
einem andern Bwecke als demjenigen, zu welchem es ihm 
anvertraut war, mißbraucht; | 

7) wenn eine Perfon, welche gewerbsmäßig edle Metalle, Per- 
len oder Edelfleine verarbeitei oder damit Handel treibt, 
unächte oder geringhaltigere Gegenflände diefer Art für 
ächte oder vollhaltige verkauft oder fonfl gegen Entgelt 
veräußert; 

8) wenn Iemand Nahrungsmittel oder Getränke verkauft oder 
fonft gegen Entgelt veräußert, von denen er weifi, daß fie 
durd) Beigabe fremder Stoffe gefälfcht und in Folge deffen 
der Gefundheit nachtheilig find; 

9) wenn der Chäter eine amtliche Eigenfchaft, amtliche Auf- 
träge oder Befugniffe vorgefpiegelt hat; 

10) wenn Sammlungen unter Borfpiegelung frommer, wohl- 
thätiger oder gemeinnüßiger Bwecke unternommen werden. 

Heberfteigt in einem der vorflehend bezeichneten Fälle der 

Schaden fünfhundert Gulden, fo ift auf Buchthaus bis zu acht 
Jahren zu erkennen. 
Art. 317. 


Als Privaturkunden im Sinne des Art. 316 Biff. 4 werden 
nur foldye von Privatperfonen ohne Hinzukommen einer öffentlichen 
Beglaubigung gefertigte Urkunden verftanden, welche für den Be- 
weis von Nechten oder Kechtsverhältniffen erheblich find. 

Art. 318, 

Fälſchung einer Privaturkunde liegt vor: 

1) wenn Iemand eine folhe Urkunde fälſchlich fo fertigt, als 
wäre fie von einer andern Perfon ausgeftellt oder unter- 
zeichnet; 

2) wenn Iemand eine ächte Urkunde der erwähnten Art un- 
befugt verändert. 
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Der Fälſchung gleich fleht der wiffentliche Gebrauch einer 
folfchen Urkunde. 

Art. 316 zählt verfchiedene Fälle des Betrugs auf, melde das 
Sefeß wegen der Art der Verübung mit höheren Strafen bedroht. Die: 
felben find ohne Rüdfiht auf die Größe des Schadens immer wenig— 
ftend Vergehen, und ſchon dann, wenn der Schaden fünfhundert Gulden 
überfteigt, Verbreden. In allen biefen Fällen muß aber, wie dies 
auch im Cingange des Art. 316 gefagt ift, ein Betrug im Sinne bes 
Art. 314 vorliegen. Es genügt alfo nicht, daß Jemand eine ber in 
Ziff. 1—10 angeführten Handlungen vorgenommen und dadurch einen 
Andern an feinem Vermögen benachtheiligt bat, fondern es müſſen 
alle nad Art. 314 zum Begriffe des Betrugs erforderligen Merkmale 
gegeben fein, jo daß alfo diefe Handlungen nur ald Mittel der Täu: 
fhung oder als bei der Täufhung benüßte Umftände in Betracht kommen. 

Was die in Art. 316 aufgezählten einzelnen Fälle betrifft, jo 
geben nur einige berfelben zu befonderen Bemerkungen Beranlafjung. 
Ziff. 3 fpridt von dem Falle der Verübung eines Betrugs durch wahr: 
beitöwidrige Führung eines Handels: oder andern Geſchäftsbuches, 
welchem die Gefege Beweiskraft beilegen. Bei welden Büchern Leb: 
teres der Fall ift, bejtimmen das Civil = und das Handelsrecht, ſowie die 
Prozeßgeſetze. Es ijt nicht nöthig, daß die Geſetze dem betreffenden 
Buche volle Beweistraft beilegen, audy danıı, wenn dasjelbe nad) den 
bezüglichen gefeglihen Beftimmungen nur einige Beweiskraft bat, ber 
Produzent z. B. zum Grfüllungseide zugelaffen werben kann, findet 
Ziff. 3 des Art. 316 Anwendung. Das Gefek fpridt von wahrheits: 
wibriger Führung. ine folde liegt nicht nur dann, wenn abſichtlich 
falfhe Cinträge gemacht oder Einträge geändert, fondern auch dann 
vor, wenn Ginträge abfichtlih unterlaffen wurden. Es müffen aber, 
wie ich oben fchon bemerkt habe, alle Merkmale des Betrugs vorlie: 
gen, die wahrheitswibrige Führung des Buchs muß mithin nicht nur 
vorfäglih, fondern außerdem in der Abficht, fi) oder einem Dritten 
einen rechtswidrigen Vortheil zu verfhaffen, und zu dem Zwecke jtatt: 
gefunden haben, einen Andern zu täufhen und dadurch Jemanden an 
feinem Vermögen zu benadhtheiligen. 

Ziff. 4 findet bezüglich der öffentlichen Urkunden in ben Bejtim: 
mungen bes achten Hauptſtückes, bezüglich ber Privaturkunden in Art. 
317 und 318 die nöthige Ergänzung, Als Privaturkunden im Sinne 
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bes Art. 316 Ziff. 4 find nad Art. 317 nur ſolche Urkunden zu verftehen, 
welche einerfeits nicht nad Art. 177 als öffentliche zu betrachten und 
anbererfeits für den Beweis von Rechten oder Rechtöverhältniffen erheblich 
find. Es ift nit nöthig, daß fie ein Recht oder ein Rechtsverhältniß 
begründen ober für fih allein vollftändig beweifen, e6 genügt, wenn 
fie den Beweis in irgend einer Art zu unterftügen geeignet find, was 
auch dann ber Fall ift, wenn fie ben Beweis einer Thatſache liefern 
oder unterftügen, welde von Erbeblichkeit für einen Indizienbeweis tft, 
durch den die Exiſtenz eines Rechts oder eines Rechtsverhältniſſes bar: 
getban werben ſoll. Die Fälfhung von Urkunden, die für den Beweis 
von Rechten oder Nechtsverhältniffen ohne alle Erheblichkeit find, alfo 
3. B. die Fälfhung einer Urkunde, die ausſchließlich nur dazu geeignet 
ift, einem Angefchuldigten als Bertheidigungsmittel in ber gegen ihn 
eingeleiteten ſtrafrechtlichen Unterſuchung zu dienen, kömmt bier, wo es 
fid) niht um Bejtrafung der Fälfhung von Privaturfunden überhaupt, 
fondern nur um einen ausgezeichneten Betrug, mithin um eine gegen 
das Vermögen eines Andern gerichtete Handlung handelt, nicht in Bes 
tradt. Art. 318 gibt an, durch welche Handlungen die Fälſchung einer 
Privaturkunde vorgenommen wird, und ftellt in Abf. 2 den wiffent: 
lichen Gebraud der Fälfhung glei. Ziff. 1 paßt nad ihrer Faſſung 
gleihmäßig, mag die Perfon, auf deren Namen die falfhe Urkunde 
lautet, wirklich eriftiren oder fingirt fein. In Ziff. 4 des Art. 316 
find neben der Unterdrückung noch fpeziell die Vernichtung und Uns 
braudbarmahung einer Urkunde erwähnt, um möglichft zweifellos alle 
Fälle zu greifen, in denen in der bier in Betracht fommenden Weife 
eine betrügerifche Täufhung mittel® Unterdrüdung wahrer Thatjachen 
flattfinden fan. In der Fälſchung, Vernichtung, Unbrauhbarmahung 
und Unterbrüdung von Urkunden an fi liegt übrigens in Rüdficht 
auf das bier allein in Betradt kommende Delift des Betrugs nur 
eine Vorbereitungshandlung. Diefe Handlungen gehören nämlich nicht 
zu ben conjtitutiven Merkmalen des Betrugs, fondern kommen nur 
als Mittel in Betracht, um einen Andern auf die in Art. 314 anges 
gebene Weije zu täuſchen. Durd ihre Vornahme allein wird deshalb 
die Ausführung des Betrugs noch nicht begonnen, ſondern dies ge: 
ſchieht erſt dadurch, daß in betrügerifher Mbficht zum Zwecke ber 
Täuſchung eines Andern falfhe Thatſachen vorgefpiegelt, wahre Thats 
ſachen unterbrüdt oder argliftige Kunftgriffe angewendet werben, und 
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zwar liegt insbefondere der Anfang der Ausführung eines nach Art. 316 
Ziff. 4 frafbaren Betrugs dann vor, wenn bied unter Benützung 
falfher Urkunden oder in Nüdficht darauf, daß für den Beweis erbeb: 
liche Urkunden gefälfht, vernichtet, unbrauchbar gemacht oder unterdrüdt 
worden find, gefchehen ift. Zumeilen kann allerdings mit einer foldyen 
Handlung der Verſuch einer Täufhung im Sinne des Art, 314, ine: 
befondere der Verfuh der Täufhung mittel Unterdrüdung wahrer 
Thalfahen, zufammenfallen und die That ift damit in das Stadium 
des Anfangs der Ausführung getreten. Der Grund, warum Letteres 
der Fall ift, Liegt dann aber nicht in ber Vornahme der Fälſchung 
oder Unterdbrüdung einer Urkunde an fid), fondern darin, daß ber 
Thäter zugleih eine Handlung begangen bat, welche fid als Verſuch 
einer Täufhung im Sinne des Art. 314 darftellt. Handelt es ſich 
um die Fälfhung, Vernichtung, Unbrauchbarmachung ober Unterbrüdung 
einer öffentlihen Urkunde, fo finden natürlich auch die Beſtimmungen 
des achten Hauptftüdes Anwendung. — Uebrigens bilden die Aus— 
drüde „öffentlihe Urkunde,” „Privaturfunde” und „Fälfhung einer 
Urkunde”, wie dies aud der Kaffationshof durch Urtheil vom 24. Dt: 
tober 1862 (Zeitfchrift für Geſetzg. und Nechtspflege, Band IX. 
Seite 519— 522) bezüglid der Ausbrüde „Privaturkunde” und „Fäl- 
[hung einer Privaturfunde” entſchieden bat, Nechtsbegriffe. Im den 
zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte gehörigen Sachen genügt es des— 
halb nicht, wenn in den an die Geſchwornen geftellten ragen lediglich 
von Fälfhung einer öffentlichen beziehungsweife einer Privaturkunde 
bie Rede ift. In die Fragen müfjen vielmehr alle thatfächlicyen Mo: 
mente aufgenommen werden, welche nöthig find, um zu entfcheiden, 
ob die betreffende Schrift eine öffentliche oder eine Privaturkunde ift 
und ob in ben vom Angellagten vorgenommenen Handlungen eine 
Fälſchung im Sinne des Geſetzes liegt. Die Urkunde, ſowie die vom 
Angeklagten bezüglich derfelben vorgenommenen Handlungen müffen 
mithin im der frage bezeichnet fein und es ift dann, wenn die Ge: 
ſchwornen dieſelbe bejahen, Sache des Schwurgerichts, zu prüfen umb 
zu entjcheiden, ob bie Urkunde eine öffentliche oder eine Privaturfunde 
im Sinne der betreffenden gefeglihen Beftimmung ift und ob in ber 
vom Angeklagten nah dem Wahrfprude der Gefhwornen vorgenom: 
menen Handlung eine Fälfhung im Sinne des Gefehes liegt. 

Ziff. 5 fowie überhaupt alle Beftimmungen des Geſetzbuchs, bie 
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von Gewerbtreibenden, SHandeltreibenden, Perfonen, welche mit ges 
wiffen Gegenftänden Handel treiben oder in ähnlicher Weife ſprechen, 
finden auf alle diejenigen Anwendung, welche das betreffende Gewerb 
oder Handelsgeſchäft thatfählicdh betreiben. Darauf, ob fie nad ben 
bezüglihen gewerböpolizeilihen Beftimmungen biezu befugt find ober 
nicht, kömmt fo wenig, ald darauf etwas an, im welder civilredhts 
lichen Beziehung fie zu dem Geſchäfte jtehen, ob fie Cigenthümer 
desfelben find oder ob fie es blos gepachtet haben ober als Stell: 
vertreter oder Namens einer Geſellſchaft oder einer Nachlaßmaſſe oder 
in ähnliher Weife betreiben. Im Uebrigen findet Ziff. 5 in bem 
Umftande ihre genügende Crläuterung, daß es fih hier um einen 
Betrug, nämlich darum handelt, daß Jemand auf die bier angegebene 
Weiſe einen Andern bezüglid) der Quantität oder Qualität ber Waare 
getäufcht und dadurch an feinem Vermögen benachtheiligt hat. 

Ziff. 6 fieht nur den Fall vor, daß Jemand ein ihm anver: 
traute® Blanket zu einem andern Zwede, als demjenigen, zu welchem 
es ihm anvertraut war, mißbraucht hat. Bon dem Falle, daß Jemand 
ein Blanfet, das ihm nicht anvertraut worden ift, das er aljo ent= 
weber auf unrebliche Weife oder durch Zufall oder auf ähnliche Weiſe 
erlangt bat, mißbraucht, geſchieht im Geſetze nirgends ausdrüdliche 
Erwähnung. Der Grund hievon liegt darin, daß man hierin eine 
Fälfhung, nämlich die Fertigung einer falfhen Urkunde ohne Wiflen 
und Willen desjenigen, von bem die Unterfchrift herrührt, erblidte, 
was man in dem in Ziff. 6 vorgefebenen Falle nicht annehmen zu 
fönnen glaubte, weil bier der Unterzeichner dem Thäter die Urkunde 
zu dem Zwede übergeben hat, daß er fie ausfülle und Gebraud 
davon made, die Unreblichkeit mithin nicht im Ausfüllen und Ges 
brauchen des Blankets an ſich, fondern darin liegt, daß basfelbe zu 
einem andern Zwecke, als demjenigen, zu welchem es anvertraut war, 
mißbraucht worden ilt. 

Ziff. 7 findet in dem zu Ziff. 5 Bemerften genügende Erläu— 
terung und ich babe nur noch beizufügen, daß ber Kaffationshof durch 
Urtheil vom 18. Dezember 1863 (Zeitſchr. für Geſetzg. und Rechtes 
pflege, Band X ©. 1045 und 1046) in Konformität mit dem, mas 
ih zu Ziff. 5 bemerfte, entfchieden bat, daß Ziff. 7 auch auf ben: 
jenigen Anwendung findet, der mit optifhen Waaren, die häufig in 
edle Metalle gefaßt find, Handel treibt und hiebei unächte oder ge: 


218 Strafgefeß, Artitel 316318. 


tinghaltige Faffungen als ächte oder vollhaltige verkauft, wenn er 
auch zum Verkaufe folder Faffungen gewerbspolizeilich nicht befugt ift. 

Mit Ziff. 8 will ich fogleih Art. 325 verbinden, da der That: 
beftanb ber im letztern Artikel vorgefehenen jtrafbaren Handlungen 
mit jenem des bier vorgefehenen Reates in mehrern Punkten zu— 
fammenfält und die unterfcheidenden Merkmale bei gleichzeitiger 
Behandlung klarer hervortreten. In beiden Geſetzesſtellen ijt von 
Nahrungsmitteln und Getränken die Rede, welde durch Beigabe 
fremder Stoffe gefälfcht find. Gefälſchte Nahrungsmittel und Geträufe 
fommen mithin bei Anwendung der Art. 316 Ziff. 8 und 325 nur 
in fo weit in Betradt, als die Fälſchung durch Beigabe fremder 
Stoffe ftattgefunden hat. Ju dem im Jahre 1857 von mir erjlatteten 
Bortrage babe ich zur Erläuterung beigefügt, es handle fi darum, 
daß einem Nahrungsmittel oder einem Getränke ſolche Stoffe bei: 
gemengt ober beigemifcht worden feien, melde naturgemäß nicht dazu 
gehören, und als Beijpiel einer ſolchen Fälſchung den Fall angeführt, 
bag Kuhmilch durch Zugießen von Waſſer verdünnt wurde. Schon 
aus dieſem Beiſpiele, das von keiner Seite beanſtandet wurde, er— 
hellt, daß die Abſicht des Geſetzgebers nicht dahin ging, die hier in 
Rede ſtehende Fälſchung dann als nicht vorhanden zu betrachten, wenn 
ſich aus der chemiſchen Unterſuchung ergibt, daß das Nahrungsmittel 
oder Getränke, dem ein Stoff beigemiſcht wurde, auch ſchon urſprüng— 
lich Beſtandtheile enthält, welche dem beigemiſchten Stoffe entſprechen. 
Eine die Fälſchung in dieſem Falle ausſchließende Interpretation würde 
zudem nicht nur der gewöhnlichen Auffaſſung widerſtreiten, ſondern 
auch die betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen geradezu illuſoriſch 
machen. Ich kann deshalb nur meine volle Uebereinſtimmung mit der— 
jenigen Interpretation ausſprechen, welche ber Kaſſationshof, ins 
befondere durch zwei Urtheile vom 28. Auguft 1863 (Zeitihrift für 
Geſetzgebung und Rechtspflege, Band X Seite 836— 840), der bier 
in Rebe ftehenden Beftimmung gegeben hat. Er erklärte nämlich als 
fremden Stoff im Sinne biefer Beftimmung bei einem Naturprobufte 
jeben, ber nicht mit dem Naturprodukte herangewachſen, und bei einem 
Fabrifate denjenigen, ber nicht ſchon bei der herfümmlichen oder ver: 
orbnungsmäßigen Fabrikation desfelben verwendet worden iſt. Im 
erften ber von ihm entjchiedenen Fälle handelte es ſich um das fog. 
Gallifiren des Weines, In den Entſcheidungsgründen iſt gejagt, ber 
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Traubenfaft fei, wie nicht bezweifelt werben könne, ein Naturprobuft 
unb aud ber aus beinfelben entwidelte Wein habe, obgleich zu befien 
Gewinnung Vorrichtungen und Einwirkungen von Menfhenhänden er: 
forderlih feien, bdiefe vorherrſchende Eigenſchaft, weil er nad feiner 
berfömmlichen Bereitung nur Bejtandtheile der Traube zu enthalten 
babe. Hiernach feien aber andere als von ber Traube gelieferte Stoffe 
bem Weine fremde und beren Beimifhung bilde eine ftrafbare 
Weinfälfhung, möge fie nun während der Gährung ober in einem 
fpätern Stabium erfolgen. Ob der Wein durch den erhaltenen Zuſatz 
verbeffert oder verfchlehtert werde, ſei biebei ganz gleichgiltig. ') Im 
zweiten Falle handelte e8 fih um Berbünnen bes Biers durch Zuguß 
von Waffer oder Nachbier. Auch hierin erblidte der Kaflationshof 
bie Beigabe eincd fremden Stoffes, weil jeder Stoff als frember 
erſcheine, der nicht ſchon bei ber herfümmlichen oder verorbnungs: 
mäßigen Fabrikation bes Biers verwendet worben if. Gin weitered 
Urtheil des Kaflationshofes vom 13. Februar 1863 erblidt in bem 
Wäffern der Milch eine Fälſchung derfelben im Sinne ber hier in 
Rede ftehenden geſetzlichen Beftimmungen. Im erften der angeführten 
Urtheile bat der Kaffationshof aud die Frage unterſucht, ob die im 
angefohtenen Urtheile enthaltene Entſcheidung, Qraubenzuder und 
Wafjer feien feine dem Weine fremden Stoffe, nicht eine rein that: 
jählihe und deshalb der Kritik des Kaffationshofes entrüdt fei. Er 
bat aber, und zwar ganz richtig, entfchieden, nur ber Ausſpruch, 
daß Traubenzucker und Waſſer dem Weine des Beſchuldigten bei- 
gemiſcht geweſen, könne als thatfählihe Feſtſtellung aufgefaßt werben, 
der weitere Ausſpruch, daß diefe Stoffe Feine dem Weine fremde 
feien, falle aber in das Gebiet der Auslegung der Worte und ber 
Intention des Geſetzes und betreffe daher die Frage der Geſetzes— 
anwendung. Demnach haben auch in ben zur Zuſtändigkeit der 
Schwurgerichte gehörigen Fällen die Gefhmwornen lediglich darüber zu 
entjheiden, ob dem Nahrungsmittel oder Getränke Stoffe beigegeben 
waren und welde, während die weitere Entſcheidung darüber, ob ber 
Stoff als fremder im Sinne bes Geſetzes zu betrachten ift, bem 
Schwurgerichtshofe zuſteht. 

) Auch ſchon unter ber Herrſchaft des Code pénal hat der pfälziſche 
Kafſationshof durch Urtheil vom 13, Mai 1856 entſchieden, daß das Gallifiren 
bes Weines Fäalſchung fei. 


! 
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Weiter legt das Gefek darauf Werth, ob das Nahrungsmittel 
oder Getränke in Folge ber Fälfhung der Gefundheit nachtheilig ift. 
Ob dies der Fall ift, hat das Gericht in jedem einzelnen Falle, in 
ber Regel auf den Grund des Gutachtens von Sachverftändigen, zu 
entfcheiden. 

Art. 325 fieht drei verfchiedene Fälle vor und ftuft bei jedem 
berfelben die Strafe darnady ab, ob der gefälfchte Gegenftand ber 
Sefundheit nachtheilig ift oder nicht. Der erfte Fall befteht darin, 
daß Jemand Nahrungsmittel oder Getränke, die er zu verfaufen oder 
fonft gegen Entgelt zu veräußern beabſichtigt, durch Beigabe fremder 
Stoffe fälfht. Im zweiten Falle ift dem Fälſcher derjenige gleich 
gejtellt, welcher in folcher Weife gefälfchte Nahrungsmittel oder Ge: 
tränte, wiſſend, daß fie gefälfcht find, feilbietet. Im erften Falle 
muß dem Befchuldigten nachgewiefen werden, daß er bie fraglichen 
Segenftände felbft nefälfcht hat. Iſt dies nachgewiefen, fo ift aber zum 
Thatbeftande weiter nichts mehr erforderlih, als daß er bie gefälfchten 
Gegenftände zu verkaufen oder fonft gegen Entgelt zu veräußern be 
abfihtigt hat. Ob Lebteres der Fall war, ift nad) den Umftänden 
zu entiheiden. Daß er bie Gegenftände Jemand zum Kaufe ange: 
boten oder daß er überhaupt feine Abficht, diefelben zu veräußern, 
irgendwie Fundgegeben habe, ift zum Thatbeftande nicht erforderlich. 
Im zweiten Falle braucht dem Beſchuldigten einerfeit® nicht nach— 
gewiefen werden, daß er die Gegenſtände felbft gefälfcht hat, es ge: 
nügt bie Thatfache, daß fie gefälfcht waren und daß er, was glei: 
fall8 nad den Umftänden zu bemefien ift, dies wußte. Anderſeits 
aber genügt die Abficht, fie zu veräußern, nicht, fondern er muß fie 
wirklich feilgeboten haben. Diefer beiden Delikte kann fid) Jedermann, 
namentlih auch der Produzent, fehuldig machen. Schon in biefer 
Beziehung unterfcheibet fih von diefen Deliften wejentlih das im 
britten alle vorgefehene.. Des letztern kann fih nämlid nur ein 
Gewerb= oder Handeltreibender, nämlid eine Perfon, welche Gegene 
fände ber in Rede ftehenden Art gewerbsmäßig verkauft, ſchuldig 
machen. In diefem Halle genügt aber zum Thatbeftande, daß in der 
angegebenen Weife gefälfchte Nahrungsmittel oder Getränke von ber 
Art, mie ber Beichuldigte fie gewerbsmäßig verkauft, in deſſen 
Magazinen, Kellern oder fonftigen Räumlichkeiten vorgefunden wurben 
und baß berfelbe davon, daß fie im folder Weiſe gefälfcht find 
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Kenntniß hatte, Es braucht ihm mithin weber nachgewiefen zu werben, 
daß er fie felbft gefälfcht, noch daß er fie feilgeboten oder überhaupt 
zu veräußern beabfichtigt hat. Alles dies wird bei ihm dadurch erjeßt, 
daß er fih mit dem Verkaufe folder Gegenftände gewerbsmäßig bes 
faßt. Insbefondere darf er nicht mit ber Ausrede gehört werden, die 
gefälfchten Gegenftände feien nicht zum Verkaufe, fondern zu feinem per: 
fönlidyen Gebrauche beftimmt gewefen. Darüber, wer als Gewerb⸗ oder 
Handeltreibender im Sinne dieſer Beftimmung zu betradhten ift, ver 
weife ich auf das oben zu Ziff. 5 bemerkte. Ich füge nur nod kei, 
daß es natürlich darauf nicht ankommt, ob der Befchuldigte mit bem 
fraglichen Gegenftänden Handel im engern Sinne des Wortes treibt 
oder ob er fie gelegenheitlich feines Gewerbsbetriebes verkauft. Auch 
auf einen Gaftwirth, in deſſen Kellern gefälfchter Wein gefunden wurde, 
findet die gegenwärtige Beftimmung Anwendung, wenn er gleich feinen 
eigentlihen Weinhandel treibt. | 

Weſentlich verfhieden von diefen Delikten ift das in Art. 316 
Ziff. 4 vorgefehene. Hier wirb nämlich, wie in Art. 316 überhaupt, 
ein Betrug vorausgefegt. Der Thäter muß in betrügerifcher Abſicht 
gehandelt, einen Andern auf die in Art. 314 angegebene Weife über 
die Beſchaffenheit des verkauften oder fonft gegen Entgelt veräußerten 
Segenftandes getäufcht und dadurch Jemanden an feinem Vermögen 
benadhtheiligt, nämlidy zur Erwerbung eines werthlofen oder doch der 
Gegenleiftung nicht entſprechenden Gegenftandes beftimmt haben. Zum 
Thatbeftande dieſes Delifts genügt nicht, daß ber gefälfchte Gegenſtand 
im Befite der betreffenden Perſon gefunden wurde, fie muß denſelben 
verfauft oder fonft gegen Entgelt veräußert haben. Im Feilbieten aber 
liegt offenbar der Anfang der Ausführung, mithin, wenn berfelbe in 
der zum Betruge geforderten Abſicht gefchehen ift, ein ftrafbarer Verſuch. 
Art. 316 Ziff. 4 ift nur dann anwendbar, werm ber veräußerte Ges 
genftand nicht blos durch Beigabe fremder Stoffe gefälicht, ſondern 
auch in Folge deffen der Gefundheit nachtheilig war. Auf den erften 
Blick könnte es deshalb feinen, im Gefege fei der Fall überfehen, 
daß Jemand durch Verkauf oder fonftige Veräußerung von Nahrungs: 
mitteln oder Getränken, die zwar durch Beigabe fremder Stoffe ges 
fälſcht, aber nicht der Gefundheit nachtheilig find, einen Betrug verübt. 
Dies ift jedoch nicht der Fall. Diefe Handlung bildet nämlich einen 
einfachen nach der allgemeinen Beftimmung des Art, 315 ftrafbaren 
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Betrug, der deshalb im Geſetze nicht befonders zu erwähnen war. 
Sowohl des in Art. 316 Ziff. 4 vorgefehenen ausgezeichneten, als 
aud des fo eben erwähnten einfachen Betrugs kann fich jeder fchuldig 
madyen, gleichgiltig ob er Nahrungsmittel oder Getränke diefer Art 
gewerbsmäßig verkauft oder nicht. 

Unter Ziff, 10 fällt natürlich der Fall nicht, daß Jemand umter 
Borfpiegelung einer falfchen Thatſache die Mildthätigkeit einer einzel: 
nen Perfon oder einzelner Perſonen für ſich oder einen Dritten im 
Aniprud nimmt, da dies, wie früher jchon bemerft wurde, überhaupt 
nicht Betrug, ſondern Bettel ift. Das Geſetz ſpricht ausbrüdlich von 
Sammlungen, die unter Borfpiegelung frommer, wohlthätiger oder 
gemeinnügiger Zwede unternommen worben find, Hievon kann man 
aber nur dann reden, wenn eine Mehrzahl von Perſonen, fei es per: 
fönlich, fei es durch allgemeine Aufforderungen oder in ähnlicher Weife, 
um Beiträge für einen der im Gefege angegebenen Zwecke angegangen 
worden ift.') 

Art. 319, 


Wer wegen Betruges oder Fälſchung bereits einmal zu einer 
Verbrechens- oder zweimal zu Gefängnißfirafe, jedesmal von wenig- 
flens einem Jahre, verurtheilt worden ifl und ſich neuerdings eines 
Betruges ſchuldig macht, fol, wenn dieſer neuerdings verübte Be— 
trug mit Gefängnifftrafe bedroht if, mit Buchthaus bis zu art 
Jahren, wenn derfelbe mit Buchthausftrafe bedroht if, mit adt- 
bis fechzehnjährigem Buchthaufe beftraft werden. 

Art. 320. 

Buchthausftrafe bis zu fechsehn Jahren tritt ein, wenn an 
dem Betrüger gleichzeitig drei oder mehrere Betrugshandlungen 
zu befirafen find, von denen jede einzelne mit Bucthausfirafe be- 
droht if. 

Sind an demfelben gleicheitig Drei oder mehrere Betrugs- 
handlungen zu befirafen, von denen jede einzeln mit Gefängniß- 


ı) Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.®d, IT ©. 196, Berb. d. Geſetzg. 
Ausih. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. I ©. 412—414 u. Bo. U ©. 136 bis 
140, Berbdl, d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bb. II ©. 76 u. 94, Verhdl. d. 
Gefeßg.:Ausih. d. K. d. Reichsräthe v. 18°%,, Beil. S. 200-202 u. Prot.: 
Bd. l S. 311--319, 
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firafe bedroht iſt, fo foll auf Buchthaus bis zu acht Jahren erkannt 
werden. 
Art. 321. 

Hat ſich Iemand in einem und demfelben Gefchäfts- oder 
Gewerbebetriebe oder mittels der nämlichen Vorfpiegelungen oder 
Kunftgriffe nach und nach mehrerer Getrügereien, wenn aud zum 
Hachtheile verfchiedener Perfonen fchuldig gemacht, fo find dieſe 
Betrügereien als eine einzige Handlung zu beftrafen. 

Das Gleiche gilt, wenn durd eine und diefelbe betrügerifche 
Unternehmung verfchicdene Perfonen benachtheiligt wurden. 


Art. 322. 


Die Beflimmungen des Art. 290 finden auc beim Betruge 
Anwendung. 

Diefe Artikel finden in dem, was ſchon bei frühern Gelegen- 
heiten, in&befondere zu den entſprechenden Artikeln der von dem Dieb: 
ftahle und der Unterfchlagung handelnden Hauptftüde, bemerkt wurde, 
ihre Grläuterung und ich habe hier nur noch folgendes beizufügen. 

In Art. 319 und in Abf. 2 des Art. 320 ijt von Betrugs:- 
bandlungen, die mit Gefängnißftrafe bedroht find, die Rede. Hierunter 
find nur foldye Betrugshandlungen zu verftehen, die an ſich nach ihrer 
objektiven Befchaffenheit Vergeben find, nicht auch diejenigen, melde an 
ſich nady ihrer objektiven Beſchaffenheit Uebertretungen find und Ge: 
fängnißftrafe blos deshalb zur Folge haben, weil der Thäter bereits 
früher wegen Betrugs oder Fälſchung verurtheilt worden iſt. E8 ergibt 
fih dies fon daraus, daß nad der Natur der Sache ein lediglich in 
der Perfon des Thäters Tiegender Schärfungsgrund nicht doppelt 
wirken, nicht doppelt in Anrechnung gebracht werden darf. Dies würde 
aber dann gejchehen, wenn man bie Handlung besjenigen, der, nachdem 
er bereits früher in der in Art. 319 angegebenen Weife verurtbeilt 
worden ift, ſich neuerdings eines an ſich als Uebertretung erfcheinenven 
Betrugs ſchuldig gemacht hat, zuerjt unter Berufung auf Art. 315 
als Vergehen und ſodann unter Berufung auf Art. 319 wegen des 
nämlihen Umftandes, nämlich feiner frühern Verurtheilung, als Ber: 
breden qualifiziren wollte. Hiezu fommt, daß die Abſicht des Geſetz⸗ 
gebers, wie ſich ſowohl aus dem Geſetzbuche jelbft, als auch aus dem 
Berbandlungen ergibt, dahin ging, die Strafbeftimmungen über den 
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Betrug möglihft mit jenen über den Diebftahl in Einflang zu bringen. 
In dem dem Art. 519 entjprehenden Art. 276 ijt aber der Rüdfall 
auf den Fall, daß der neuerdings verübte Diebitahl nad Art. 282 
Ziff. 1 und 2 frafbar wäre, beſchränkt; damit der Fall des Art. 282 
Ziff. 3 alſo ausdrüdlih ausgeſchloſſen. Art. 276 erhielt diefe Faſſung 
in Folge eines bei der Berathung im Gefepgebungsausihuffe der 
Kammer der Abgeordneten geftellten Antrags. Der Entwurf jprad 
nämlich aud in Art. 276 (damals 280) allgemein von einem nad 
Art. 282 (damals 286) ftrafbaren Diebftahle. Dem Antrage, ftatt 
bes Art. 282 nur Art. 282 Ziff. 1 und 2 zu citiren, wurbe alljeitig 
zugeftimmt, jedoch Teineswegs in ber Abfiht, dadurd den Entwurf 
materiell zu ändern, fondern, wie ausbrüdlih namentlich von Geite 
des Regierungstommifjärs erklärt wurde, nur deshalb, weil bas vor: 
geſchlagene auf die Ziff. 1 und 2 befchränkte Citat korrelter ſei. Man 
betrachtete es nämlich als felbftverftändlih, daß nur folde Diebjtähle, 
welche an fi Vergehen find, wegen Rüdfalls mit Zuchthaus zu be 
ftrafen feien, nicht aber aud) diejenigen, welche an fid) blos Uebertre 
tungen und nur wegen Rüdfalls mit Gefängnißftrafe bedroht find. 
Daß die Sache beim Betruge anders aufgefaßt worben wäre, bafür 
fehlen alle Anhaltspunkte, im Gegentheile jpricht der angeführte Um: 
ftand, dag man die Strafbeftimmungen über ben Betrug mit jenen 
über den Diebſtahl möglihft in Einklang zu bringen bemüht war, 
entjdieben dagegen, und zwar um fo mehr, als auch durchaus Fein 
innerer Grund befteht, in diefer Beziehung einen Unterfchied zu machen. 
Iſt aber Hiernad in Art, 319 unter dem mit Gefängnißftrafe bebrobten 
Betruge nur derjenige zu verſtehen, weldyer an fidy nach feiner objel: 
tiven Befchaffenheit Vergehen ift, jo muß offenbar aud der in Abj. 2 
des Art. 320 gebrauchte gleiche Ausdrud im nämlichen Sinne auf 
gefaßt werden. In diefer Weife hat auch der Kaffationshof durch zwei 
Urtheile vom 29. Mai 1863 (Zeitfehr. f. Geſetzg. und Rechtspflege 
Band X ©. 482-486) entfchieden. 

Was zu Art. 275 (Seite 135) bezüglich des Falles, daß in 
einem oder in mehrern ber zufammentreffenden Fälle nur ein Verfuch 
oder eine Theilnahme an einem Diebitahle vorliegt, bemerkt wurde, 
findet bei Art, 320 gleihmäßige Anwendung, wie dies audy der Kaſſa— 
tionshof dur Urtheil vom 19. September 1862 (Angeführte Zeit: 
fhrift Band IX ©. 344 und 345) entſchieden hat. 
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Art. 321 beftimmt in Abj. 1, daß dann, wenn Jemand nad) 
und nad) mehrere Betrügereien mitteld der nämlihen Vorfpiegelungen 
oder Kunftgriffe, wenn aud zum Nachtheile verſchiedener Perfonen 
verübt hat, diefe Betrügereien als eine einzige Handlung zu beftrafen 
feien, Bei der Berathung im Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der 
Abgeordneten ſchlug Hofrath Dr. v. Dollmann vor, flatt der Worte 
„der nämlichen“ zu ſetzen „gleicher oder ähnlicher.” Er bemerkte dabei, 
es brauchten doch wohl nicht ganz genau die nämlichen Borjpiegelungen 
zu fein, Wenn 3. B. U bei verfchiedenen Comptoirs einer Stadt fid 
für den Agenten auswärtiger Käufer ausgebe, fo müfje es doch gleich: 
giltig fein, ob er fi überall für den Agenten besfelben Haufes 
ausgebe, oder bald für den Agenten des Haufes bald für ben 
des Haufes 3. Diejer Vorſchlag wurde als zu weit gehend und 
bedenklich bekämpft und in Folge defjen abgelehnt. Zur Zufammen: 
faffung mehrerer Betrugshandlungen zu einer einzigen That genügt. 
deshalb nicht die Aehnlichkeit der Vorſpiegelungen oder Kunjtgriffe, 
fondern es ift die Gleichheit derjelben gefordert.) Allerdings genügt 
aber die Gleichheit der wefentlihen und maßgebenden faktiſchen Täu— 
fhungsmomente, und es fommen Berfchiedenbeiten in außermwefentlichen 
Punkten biebei nicht in Betracht.) Die Frage, ob die bei mehrern 
Betrügereien gebrauchten Borjpiegelungen oder. angewendeten Kunftgriffe 
als die nämlihen im Sinne des Art. 321 zu betrachten jeien, ift feine 
Thatfrage, fondern eine Frage der Gefegesanwendung. In den zur 
Zuftändigkeit der Schwurgerichte gehörigen Sachen haben deshalb bie 
Geſchwornen nur zu entjcheiden, ob der Angeflagte ſchuldig fei, bie 
verſchiedenen ihm zur Laft gelegten Betrügereien in ber behaupteten 
Weiſe, insbejondere mittels der behaupteten Vorfpiegelungen oder 
Kunftgriffe, begangen zu haben. Sache des Schwurgerichthofs ift es, 
ſodann zu entjcheiden, ob diefe Borfpiegelungen oder Kunftgriffe als 
die nämlichen im Sinne des Art. 321 zu betrachten feien.?) 


) Berh. d. Gefepg.Ausih. d. K. d. Abg. v. 18%,, 3b. I ©. 137, 
Urtheil des Kaffationshofes v. 17. April 1863 (Zeitichr. f. Geſetzg. u. Rechtspfl. 
Bd. X ©, 430--432.) 

) Urtheil des Kaflationshofes vom 18, Dezbr. 1863 (Zeitfehr. j. Geſetzg. 
u. Rechtöpfl. Bd. X ©. 1043—1045.) 

2) Urtheil des Kaffationshofes vom 21. März 1863 (Zeitfchr. f. Geſetzg. 
u. Rechtspfl. Bd. X ©. 291 u. 292. 
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Befondere 
Fälle. 
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Art. 323, 


Sabrikanten, Handels- und Grwerbsleute, in deren Geſchäfts— 
lokalitäten eine falfche Wange, faliches Gewicht oder falfches Mag 
oder in deren Beſitze falfche Stempel, weldye geeignet find, Waaren, 
Maß, Gewicht oder Wangen fülfchlid) mit Beichen öffentlicher Be- 
glaubigung zu verfehen, gefunden werden, find mit Gefängniß bis 
zu fechs Monaten oder an Geld bis zu dreihundert Gulden zu beftrafen. 

Gleicher Strafe unterliegt derjenige Fabrikant, Handel- oder 
Gewerbtreibende, in deffen Befige man zum gewerbsmäßigen Ber- 
kaufe beflimmte Waaren findet, welche mit falfchen öffentlichen 
Stempeln oder andern falfchen Beichen öffentlicher Beglaubigung 
verfehen find, wen er davon, daß diefe Stempel oder Beichen falſch 
find, Kenntniß gehabt hat. 


Art. 324, 

Wer, ohne dazu ermächtigt zu fein, Stempel, welche geeignet 
find, Waaren, Map, Gewicht oder Wangen mit Beichen öffentlicher 
Beglaubigung zu verfehen, verfertigt oder fich oder einem Andern 
verfchafft, iſt mit Arrefi bis zu dreißig Tagen oder an Geld bis 
zu hundert Gulden, und, wenn er gewußt hat, daß diefe Stempel 
gebraucht werden follten, um Waaren, Maß, Gewicht oder Waagen 
fälfchlich mit Beichen öffentlicher Beglaubigung zu verfehen, mit &e- 
fängniß bis zu fechs Monaten oder an Geld bis zu dreihundert 
Gulden zu beftrafen. 

Diefe Artifel dienen in gewiffer Beziehung zur Ergänzung bes 
Art. 316 Ziff. 5. Im den hier vorgefehenen Fällen liegt nämlich ber 
Verdacht und die Gefahr nahe, daß die Gegenftände, um deren Befit 
beziehungsmweife DVerfertigung und Berfhaffung es fidy handelt, zur 
Verübung von Betrügereien der dort bezeichneten Art Geftimmt find 
oder benüßt werden, und der Geſetzgeber erachtete es deshalb für ge: 
rechtfertigt und geboten, dieſe Fälle felbititändig mit Strafe zu bedrohen, 
wobei es ſich natürlid von felbit verfteht, daß die höhere Strafe bes 
Art. 316 dann eintritt, wenn ber Beweis eines wirklich verübten oder 
in ftrafbarer Weife verfuchten Betrugs oder einer Theilnahme an 
einem ſolchen geliefert ift. 

Art. 323 fest voraus, daß die aufgefundenen Waagen, Maß oder 
Gewicht falſch, d. h. unrichtig find, Wenn fie blos den bezüglichen 
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Anordnungen nicht entfprechen, 3. B. nicht in der vorgefchriebenen 
Weiſe geaicht, dabei aber materiell richtig find, fo finden nur die Art. 
194 und 195 des Polizeiftraigefeßbudhs Anwendung. Im erjten Falle des 
Art. 323 ift gefordert, daß die Gegenftände in den Gefchäftslofalitäten des 
betreffenden Fabrikanten, Handels: oder Gewerbsmannes gefunden worden 
find, während es in den übrigen Fällen genügt, daß fie überhaupt in 
deren Befig gefunden wurden. Welche Lokalitäten als Geſchäftslokali— 
täten zu betrachten find, ift im einzelnen alle nad den Umjtänden 
zu entjcheiben. Dabei verjteht es fich übrigens von felbft, daß unter 
Gefhäftslofalitäten nicht blos diejenigen, in denen das Geſchäft vor: 
zugöweife betrieben wird, jondern auch die Zubehörungen berfelben, fo 
wie alle Räume, die zum Betriebe des Gefchäftes oder einzelner Theile 
desjelben mitbenügt werben, zu verftehen find. So find beim Kaufmanne 
nit blos der Laden, fondern aud das Gomptoir, die zur Aufbes 
mwahrung von Waaren bejtimmten Räume und dgl. zu den Geſchäfts— 
lofalitäten zu rechnen. Auf die in der Sitzung des Gefeßgebungsaus: 
fchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 17. Juli 1857 von Seite 
des Regierungsfommiffärs erfolgte Anregung, ob den Geſchäftslokali— 
täten nicht die Schrannen und Märkte gleichzuftellen feien, wurde 
bemerft, dieſe Fälle könnten füglich der Marktpolizei überlaffen werben, 
da die Bude eines Kaufmannes auf einer Meffe ohnedies beffen Ge: 
ihäftslofalität bilde, mithin unter den Art. 323 falle, und auf den 
Schrannen die Benügung von Privatwaagen und Privatmaß allgemein 
verboten fei. In Abſ. 2 ift gefordert, daß die im Beſitze eines Fabri— 
fanten, Handels oder Gewerbtreibenden aufgefumdenen mit falſchem 
öffentlichen Stempel oder mit andern falfhen Zeichen öffentliher Be: 
glaubigung verfehenen Waaren zum gewerbsmäßigen Verkaufe beftimmt, 
nämlich ſolche Waaren find, mie die betreffende Berfon fie gewerbs— 
mäßig verkauft, fo daß alfo angenommen werben muß, die Waaren 
feien zum gewerbsmäßigen Verkaufe beftimmt, fo wie ferner, da bie 
betreffende Perfon davon, daß die Stempel oder Zeichen falſch find, 
Kenntniß hatte. War Pebteres nicht der Fall, ift fie z. B. ſelbſt be: 
trogen worden, fo ift fie natürli nicht firafbar. Ob fie Kenntnig 
von der Falfhheit hatte, hat das Gericht im einzelnen Falle nad ben 
Umftänden zu entſcheiden. Art. 323 fpridt blos von folden falfchen 
Stempeln, bie geeignet find, Waaren, Maß, Gewicht oder Waagen 
fälfchlih mit Zeichen öffentlicher Beglaubigung zu verfehen, 
15* 
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fo wie von Waaren, die mit falfhen Sffentlihen Stempeln oder 
andern falfchen Zeihen öffentliher Beglaubigung verfehen find, 
findet alfo auf Stempel, welche geeignet find, Waaren fälſchlich mit 
fremden Fabrik: oder Gemwerbszeihen, Namen oder Firmen zu ver: 
fehen, fowie auf Waaren, welde fälſchlich mit fremden Fabrik- oder 
Gewerbszeihen, Namen oder Firmen bezeichnet find, feine Anwendung. 
Letzterer Fall ift vielmehr in Art. 336 vorgefehen. 

Art. 324 fließt fih an die Beftimmungen über Betrug in 
gleicher Weife an, wie dies die Art. 173 und 174 beziehungsmeije 
489 und 190 bezüglich der im fiebenten und achten Hauptitüde vor: 
gefehenen Reate thun. Ich kann deshalb auf dasjenige verweifen, mas 
ich zu dieſen Artikeln bemerkt habe, und made nur noch darauf auf 
merkſam, daß Art. 324 nicht verlangt, daß die Stempel ausſchließ— 
Lich zu dem im Artikel angegebenen Zwede geeignet find. Der Artikel 
findet, wenn fie nur überhaupt zu diefem Zwede geeignet find, Anmen: 
dung, obgleich fie außerdem auch noch zu andern Zwecken gebraudt 
werben fönnen.') 


Art. 325. 


Wer Mahrungsmittel oder Getränke, die er zu verkaufen oder 
fonft gegen Entgelt zu veräußern beabfichtigt, durch Beigabe fremder 
Stoffe fälfcht, desgleichen, wer in folcher Weife gefälfchte Wahrungs- 
mittel oder Getränke, wiflend, daß fie gefälſcht find, feilbietet, 
wird, wenn die gefälfchten Gegenflände der Gefundheit nachtheilig 
find, mit Gefängniß bis zu zwei Iahren, womit Geldftrafe bis zu 
fünfhundert Gulden verbunden werden kann, — andernfalls mit 
Arrefi oder an Geld bis zu hundert und fünfzig Gulden beftraft. 

Gewerb- oder Handeltreibende, in deren Magazinen, Kellern 
oder fonftigen Räumlichkeiten man Wahrungsmittel oder Getränke 
von der Art, wie Ddiefe Perfonen fie gewerbsmäßig verkaufen, in 
der angegebenen Weife gefülfcht vorfindet, unterliegen, wenn fie 
von dem Beflehen diefer Sälſchung Kenntniß hatten, nad vVerſchie- 
denheit der im vorigen Abfabe bezeichneten Säle, den daſelbſt be- 
ſtimmten Strafen. > 

Diefer Artilel wurde bereits bei Art. 316 Ziff. 8 beſprochen. 


1) Berh. d. Gefehg.Ausih. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. I ©. 415 u. 
416 u. ®b. II ©, 139 u. 140, 
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Art. 326. 


Mit jeder auf Grund der Artikel 315 und 316 zuerkannten 
Gefängnipftrafe können die im Artikel 28 bezeichneten Straffolgen 
oder einzelne derfelben verbunden werden. 

Bugleich kann die Buläffigkeit der Stellung unter Polizeiauf- 
ficht oder, foferne die Gefängnißftrafe die Dauer von zwei Jahren 
nicht überfleigt, der Verwahrung in einer Polizeianftalt ausgefprochen 
werden. 

Die in Artikel 323 Abfag 1, 324 und 325 bezeichneten 
Gegenftände unterliegen der Alonfiskation. 

Bon felbft verſteht es ſich, daß die nah Abſ. 3 der Konfiskation 
unterliegenden Gegenftände in jenen Fällen, in welden dies ben Ver: 
hältniffen entfpricht, zu vernichten oder auszugießen find.') 


Zwanzigites Hauptitüd. 
Miderrechtliche Benachtheiligung ber Gläubiger. 
Art. 327. 


Wer außer den Fällen der Artikel 328 und 329 feine 
Gläubiger dadurch benachtheiligt, daß er entweder Meberfchuldung 
vorfpiegelt oder nad eingetretener Weberfchuldung widerrechtlic 
Vermögenstheile verheimlicht oder den Glänbigern entzieht oder 
den Gläubigern entzieht oder Schuldpoften oder Wechtsgefchäfte, 
welche ganz oder theilweife erdichtet find, aufflellt oder anerkennt 
oder aus eigennüßiger Abficht einzelne Gläubiger vor den andern 
begünftigt, ift mit Gefängniß nicht unter einem Monate zu beftrafen. 
Bugleich kann gegen denfelben auf die im Artikel 28 bezeichneten 
Straffolgen oder auf einzelne derfelben erkannt werden. 


Heberfteigt der Gefammtbetrag des Schadens taufend Gulden, 


fo ift auf Buchthaus bis zu acht Iahren zu erkennen. 
Der Berfuh des im Abfage 1 bezeichneten Vergehens ifl 
firafbar. 


') Berh. d. Gefeßg.Ausih. d. K. d. Abg. v. 18%, 3b. I ©, 416 m. 
Bd. 11 ©. 140. 


Straffolgen. 


Betrügliche 

Berfürzung 

der Bläu- 
biger. 
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Art. 328. 

Bankerctt. Ein Handelsmann oder Sabrikant, welcher feine Bahlungen 
einflellt, foll wegen einfachen Bankerotis mil Gefängnif bis zu 
zwei Iahren beftraft werden, 

1) wenn er die nach VBefchaffenheit feines Gefchäftes erforder- 
lichen Bücher zu führen unterlaffen oder in folder Unord- 
nung geführt hat, daß daraus fein Aktiv- oder Paffivfland 
nicht erfehen werden kann; 
wenn er durch Vernadläffigung feines Gefchäftes, durd 
übermäßigen Aufwand, durch BWörfenfpiel oder Differenzge- 
fchäfte mit Waaren oder fireditpapieren feine Bahlungsun- 
fähigkeit herbeigeführt hat; 

3) wenn er zu einer Beit, da feine Schulden bereits das 
Doppelte feines Aktivvermögens erreicht hatten, noch Gelder 
aufgenommen oder Waaren bezogen, neue Wechſel oder 
andere in Handel kommende Areditpapiere ausgeflellt oder 
Waaren oder Areditpapiere unter ihrem Werthe ver- 
äußert hat. 


2 


— 


Art. 329, 

Ein Handelsmann oder Sabrikant, welcher feine Bahlungen 
einflellt, foll wegen betrügerifchen Bankerotis mit en bis zu 
zwölf Jahren beflraft werden, 

1) wenn er bei der im Art. 328 Biff. 1 — Hand- 
lung oder Anterlaffung eine Verkürzung feiner Gläubiger 
beabfichtigt hat; 

2) wenn er feine Gefchäftsbücher ganz oder theilweife verheim- 
licht, vernichtet, unleferlic gemacht, gefälfcht oder wahr- 
heitswidrig geführt hat; 

3) wenn er widerrechtlicd Wermögenstheile verheimlicht oder 
den Gläubigern entzieht oder aus eigennüßiger Abſicht ein- 
zelne Gläubiger vor den andern begünfligt; 

4) wenn er feine Gläubiger durch Auffiellung oder Anerken- 
nung von Schuldpoften oder Rechisgefchäften verkürzt, welche 
ganz oder theilweife erdichtet find. 

In leichteren Fällen ift auf Gefängnif nicht unter zwei 
Jahren zu erkennen, womit die Straffolgen des Art. 28 zu ver- 
binden find. 
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Die in den vorftehenden Artikeln vorgefehenen ftrafbaren Hand: 
lungen haben das mit dem Betruge gemein, daß auch bei ihnen eine 
Benadtheiligung Anderer an ihrem Vermögen vorausgefeßt wird, unter: 
ſcheiden ſich aber von demfelben 1) dadurd, daß bei ihnen die andern 
zum Begriffe des Betrugs gehörigen Merkmale, wenn fie auch häufig 
wirflih vorliegen, doch nicht gefordert find, und 2) dadurch, daß, 
während beim Betruge die Benadtheiligung Einzelner vorausgefeßt if, 
es fi hier um die Benachtheiligung der Öläubigermaffe handelt. Unter 
ſich unterſcheiden fi die hier vorgefehenen Neate, abgeſehen von ben 
einzelnen zu ihrem, Thatbeitande geforderten Momenten, fon im All: 
gemeinen dadurch, daß fih des in Art, 327 vorgefehenen Reates Jeder, 
der in Art. 328 und 329 vorgejehenen Reate dagegen, wie dieſe 
Artikel ſich ausdrücken, nur Handelsleute und Fabrikanten ſchuldig 
machen können. Wer unter dieſen Ausdrücken zu verſtehen fei, iſt nun— 
mehr nach den Beſtimmungen bes allgemeinen deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
buchs zu bemeſſen, ſo daß alſo die Art. 328 und 329 auf die— 
jenigen, welche im Sinne dieſes Geſetzbuchs Kaufleute find, Anwendung 
finden. Schon aus den Protokollen des Geſetzgebungsausſchuſſes der 
Kammer der Abgeordneten von 18°%, erhellt nämlich, daß man die 
bier in Rede ftehenden Beftimmungen auf diejenigen anwendbar erachtete, 
welche im Sinne des Handelsrecht Handelslente oder diefen gleichges 
ftellt find, beziehungsmeife in ber damals ſchon erwarteten neuen allges 
meinen beutjchen Handelsgeſetzgebung als foldhe erklärt werden. In 
vollftändiger Webereinftimmung hiermit bemerkte der Referent des Ge⸗ 
feggebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten über den Gefehs 
entwurf, die Einführung des allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs 
betreffend, Dr. Lauk, in feinem VBortrage, und zwar zur Ueberſchrift 
des zweiten Abſchnittes, daß überall, wo andere Geſetze, wobei er bei: 
fpielweife gerade die Art. 325 und 329 des Strafgeſetzbuchs anführte, 
ih des Ausdrudes „Handeldmann“ oder „Handelsleute” bedienen, 
darunter in AZufunft ein Kaufmann oder Kaufleute im Sinne des all: 
gemeinen beutfchen Handelsgeſetzbuchs zu verjtehen feien, unb im ber 
Sitzung des genannten Ausfchuffes vom 16. September 1861 wurde 
diefe Bemerkung‘ als vollkommen richtig anerkannt. 

Indem id; nun auf die einzelnen Beftimmungen ber Art. 327 
bis 329 übergebe, made ih vor Allem darauf aufmerkſam, daß unter 
Meberfhuldung zwar ber Zuftand, wo bie Paſſiven bie Aktiven 


232 Strafgefeß, Artitel 327— 3239. 


überfteigen, zu verftehen, daß aber eine Ueberſchuldung offenbar auch 
ſchon dann anzunehmen ift, wenn fi unter den Aktiven uneinbringlicde 
wertblofe Poften in ſolchem Betrage befinden, daß nad) Abzug berfelben 
die Aktiven unter bie Pafliven herabfinfen. Als erften Fall ber bier 
vorgefehenen Benachtheiligungen der Gläubiger führt Art. 327 den ber 
Borfpiegelung von Weberfhuldung an. Das Geſetz hat hiebei den Fall 
im Auge, daß Jemand, der in der Wirklichkeit nicht überfchulbet iſt, 
Ueberſchuldung zu dem Zwecke fälſchlich vorjpiegelt, um dadurch feine 
Gläubiger zur Berwilligung von Nadläffen, Stundung mit Erlaß von 
Zinfen, Verziht auf abgefchloffene Verträge und dgl. zu veranlaffen. 
In diefer Handlung, bei welcher natürlich, wie bei allen hier vorge: 
fehenen vorausgefeßt wird, daß der Thäter vorfäßlich gehandelt, alfe 
gewußt bat, daß er im Wirklichkeit nicht überſchuldet ift, Liegen alle 
Merkmale des Betrugs. Sie ift deshalb, wenn fie gegen einzelne Gläu: 
biger gerichtet war, nad) ben Beftimmungen des vorhergehenden Haupt: 
ftüdes, dann aber, wenn fie gegen die Geſammtheit der Gläubiger 
gerichtet war, nad) Art. 327 zu beftrafen. In den weiter in Art. 327 
aufgezählten Fällen ift vorausgefett, daß der Thäter zur Zeit ber 
Vornahme der betreffenden Handlungen wirklih überfchuldet war. Er 
ijt mithin ftraflos, werm es fich herausftellt, daß eine Ueberfhuldung 
nicht vorhanden ift, follte er fich zur Zeit der That audy für über: 
fchuldet gehalten haben. Es ergibt ſich dies ſowohl aus dem Wortlaute 
des Geſetzes, das allgemein verlangt, daß die betreffenden Handlungen 
nad) eingetretener Neberfhulbung vorgenommen wurden, wie aud) daraus, 
daß mur im alle wirklicher Ueberfchuldung eine Benadytbeiligung der 
Gläubiger ftattfinden Fanı. Ob zur Zeit der That bereits die Gant 
eröffnet oder überhaupt ein Debitverfahren eingeleitet war, tft übrigens 
für den Thatbeſtand gleichgiltig. Für denfelben genügt die Thatfache 
ber eingetretenen Ueberſchuldung. Anlangend die Abſicht des Thäters, 
jo genügt in der Regel ber allgemeine rechtswidrige Vorſatz. Nur in 
dem Falle der Begünftigung einzelner Gläubiger vor andern ift weiter 
gefordert, daß der Thäter in eigennüsiger Abficht, alſo in der Abficht 
gehandelt hat, fidy unmittelbar oder mittelbar, für feine Perfon ober 
für feine Angehörigen einen Vortheil zu verfchaffen. Der frühere Ent: 
wurf enthielt noch eine weitere Beſtimmung, welche auch denjenigen 
mit Strafe bedrohte, der bei bevorftehenber oder eingetretener Zahlungs: 
unfäbigfeit widerrechtlich, jedoch ohne für ſich felbjt einen Vortheil zu 
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fuchen, einzelne Gläubiger vor andern begünftigte. Diefe Beftimmung 
wurbe jedoch abgelehnt, da derartige Handlungen keinen ſtrafrechtlichen 
Charakter haben und bezüglich ihrer die civilvechtlichen Beftimmungen 
ausreichen. Bei Beredynung des Gefammtibetrags des Schadens im 
Sinne des Abſ. 2 des Art. 327 ift nicht nur der wirklich zugefügte, 
fondern auch der durch ftrafbaren Verſuch von Handlungen der in 
Abf. 1 bezeichneten Art beabfichtigte Schaden in Anſatz zu bringen. 
Bezügli der Kauflente umterfcheidet das Geſetz zwiſchen ein: 
fahem und betrügerifhem Bankerott. Bei beiden wird ein Kaufmann 
vorausgeſetzt, der feine Zahlungen eingeftellt hat. Ob er dies durch 
eine bei Gericht abgegebene Erflärung oder thatjächlih dur konklu— 
dente Handlungen, al® welche alle diejenigen, wegen welcher nad den 
bejtehenden Geſetzen Falliment, Gant oder Konkurs erkannt werben 
kann, zu betrachten find, gethan hat, ift gleichgiltig. Der innere Unter: 
ſchied zwiſchen einfachem und betrügerifhem Bankeroit liegt darin, daß 
bei Ießterm die Abfiht, die Gläubiger zu verfürgen, oder doch foldhe 
Handlungen, bei denen dieſe Abficht angenommen werben muß, verlangt 
werden, während bei erfterm biefe Abſicht micht vorausgefetst wird, 
bei ihm es ſich vielmehr nur um Unordnung, Leichtfinn, übermäßigen 
Aufwand, Vornahme allzu gemwagter Geſchäfte oder Fortführung des 
Gefhäftes über die in Ziff. 3 angegebene Zeit handelt. In welchen 
Handlungen das Geſetz dies findet, ift in Art. 328 genau angegeben. 
Die Aufzählung, ift feine blos eremplififative und eine Ausdehnung 
auf andere ähnliche Fälle deshalb nicht ftatthaft. Nicht wegen jeder 
unbebentenden Unordnung in den Büchern verfällt ein Kaufmann der 
Strafe des Art. 328, die Unordnung muß der Art fein, daß wegen 
derfelben der Aktiv: oder Paffivftand aus den Büchern nicht erfehen 
werden kann. Die in Ziff. 2 aufgezählten Umftände kommen nur dann 
in Betracht, wenn ſich nad den Verhältniſſen annehmen läßt, daß 
durch diefelben die Zahlungsunfäbigkeit herbeigeführt wurde. Liegen in 
einem Falle verfchiedene diefer Umftände vor, fo genügt es natürlich, 
wenn anzunehmen tft, daß durch diefe Umftände zufammen die Zahlungs: 
unfäbigfeit herbeigeführt wurde. Der Ausdruck „Börfenfpiel” bildet 
den Gegenjaß zu „Börfenfpefulation” oder „Börſengeſchäft“ und es 
ift darunter der Fall zu verftehen, daß der Kaufmann in Börfenge: 
Ihäften größere Beträge, als feinem Vermögen unb feinen Berhält: 
niffen entfpricht, risfirt hat. Ziff. 3 legt mittelbar jedem Kaufmanne, 
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befien Schulden das Doppelte feines Aktivvermögens erreiht haben, 
die Pflicht auf, fein Geſchäft einzuftellen. Der Fall eines fälfchlichen 
BVorfpiegelnd der Zahlungsunfäbigfeit ift in Art. 329 nicht aufgeführt. 
Die Motive zum frühern Entwurfe bemerken in biefer Beziehung, 
eine Vorfpiegelung diejer Art könne nur durch Verheimlichung von 
Aftiven oder durch Aufitellung oder Anerkennung von erbichteten Schuld: 
pojten oder Rechtsgeſchäften bewerkitelligt werben, ſohin durch beirügliche 
Handlungen, für melde in Ziff. 3 und 4 bereits VBorforge getroffen if. 

Die allgemeinen Beſtimmungen über Theilnahme finden natürlid 
auch bei den bier in Rede ftehenden Neaten Anwendung und es kann 
biernady nicht zweifelhaft fein, daß z. B. nicht nur diejenigen, welche 
bei ber Berheimlihung von Bermögenstheilen wiflentlih Hilfe leiſten, 
fondern auch folcye, welche, um die Aufitelung erbichteter Schuldpoften 
zu ermöglichen oder zu erleichtern, die diefer Aufftellung entſprechenden 
Forderungen als angeblihe Gläubiger geltend machen, fi damit der 
Theilnahme ſchuldig machen. Dagegen verfteht es fih von felbit, daß 
derjenige, welder die in den Art. 327 und 329 aufgeführten Hand: 
lungen durch einen Dritten für fi vornehmen, z. B. der Kaufmann, 
welcher, um feine Gläubiger zu verkürzen, durh einen Commis faljche 
Einträge machen oder durch feine Dienjtboten VBermögenstheile auf 
die Seite ſchaffen läßt, nicht als Anftifter, fondern als eigentlicyer 
Thäter zu betrachten ift, da er in der Wirklichkeit diefe Handlungen 
vorgenommen und bie genannten Perſonen biebei gleahfam nur als 
Werkzeuge benütt bat.') 


Art. 330. 
Mirredi- Wer ihm gehörige Gegenflände, welche fequeflriri, gepfändel 
aha oder mil Befchlag belegt find, unbefugter Weife befchädigt, vernich- 
geim Gaben tel, verbraucht, befeitigt oder fonft der Werfügung des Berechtigten 


Bereatiger. ODET DET Obrigkeit entzieht, desgleichen wer fi einer foldyen Hand- 


') Berb. d. 8. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bb. II ©. 196 u. 197, Berb. b. 
Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, ©. IS. 416—418 u. Bd. U S. 140 
bis 145, Verhdl. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Neichsräthe v. 18°%,, Beil. ©. 207 
bis 210 u. Prot.Bb.1 S. 321-3236, Verbdl. ber Geſetzg.-Ausſchüſſe und Kam: 
mern über bie Ginführung db. allg. deutſchen Handelsgeſetzbuchs im Jahre 1861, 
2b. I ©.66 u. 119. 
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lung in Bezug auf eine ihm gehörige Sache ſchuldig macht, welche 
fich im Gewahrfame eines Uutz- oder Pfandberechtigten, eines Maſſa- 
eurators oder einer öffentlichen Behörde befindet, ift mit Gefängniß 
bis zu zwei Jahren zu befirafen. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer eine der im Abſatz 1 bezeich- 
neten Handlungen durch einen Dritten vornehmen läßt. 

Des bier vorgefehenen Reats Kann fih nur der Eigenthümer, 
und zwar dadurch, daß er bie im Artikel aufgeführten Handlungen 
entweder felbft vornimmt oder durch einen Dritten vornehmen läßt, 
ſchuldig maden. Nimmt ein Dritter eine diefer Handlungen für fid) 
vor, fo macht er fi) dadurch je nad ben Umftänden eines Diebftahls, 
einer Unterfhlagung, Eigenthumsbeſchädigung oder dergleichen ſchuldig. 
Uebrigens braucht ber Thäter bei gepfändeten ober ähnlichen Gegen: 
ftänden nicht gerade ber Schuldner zu fein, es kann fih 5. B. aud 
der dritte Befier eines verpfändeten Gegenſtandes diefes Reats ſchuldig 
machen. Läßt der Eigenthümer eine der hier aufgeführten Handlungen 
durch einen Dritten vornehmen, fo erfheint niemals der Letztere, ſondern 
immer ber Eigenthümer als ber Thäter. Der Dritte erfcheint, wenn 
auch er ftrafbar ift, was von ben Umftänden, nämlid davon, ob er 
mit Kenntniß der Sade und in rechtswidriger Abfiht gehandelt bat, 
ob ihm feine Handlung zuzurechnen ift u. f. w., abhängt, immer nur 
als Theilmehmer. Der jetige Artikel fpricht uur allgemein von feque: 
ftrirten, gepfändeten oder mit Beſchlag belegten Gegenftänden, während 
der frühere Artikel, wie er aus ben Beratbungen des Jahres 1857 
hervorgegangen war, wenigitens bezüglich der Immobilien von gegen 
bie betreffende Perfon mit Beſchlag belegten Grundftüden ober Ge: 
bäuden, über welche berjelben nach Maßgabe der betreffenden Geſetze 
fein Berfügungsrecht mehr zufteht, und von Vornahme ber bier aufs 
geführten Handlungen an einem ihm gehörigen, gerichtlich fequeftrirten 
Immobile, obgleid der Thäter von der Sequeitration Kenntniß erhalten 
batte, ſprach. Trotz diefer anfcheinenden Abweichung beſteht aber dennoch 
in biefer Beziehung zwiſchen beiden Artikeln kein Unterſchied. Der 
jeßige Artifel verlangt nämlich, daß die betreffenden Handlungen unbe: 
fugter Weife vorgenommen wurden. Dies tft in den angeführten 
Fällen natürlih nur dann der Fall, wenn dem Thäter zur Seit ber 
That Kein Verfügungsrecht über die Sache mehr zuftand, beziehungs- 
weife wenn er vorher von ber Sequeftration Kenntniß erhalten hatte, 
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Bei fequeftrirten, gepfändeten oder mit Beſchlag belegten Gegenftänden 
kömmt es nicht darauf an, in weſſen Gewahrfam fie fich befinden. 
Das in Rede ftehende Reat ift auch dam gegeben, wenn fie ſich zur 
Zeit der That im Gemwahrfame des Thäters befunden haben. Bei 
fonftigen Sachen ift aber zum Ihatbeftande gefordert, daß fie ſich zur 
Zeit der That im Gewahrfame eines Nutz- oder Pfandberechtigten ober 
eined Maſſakurators oder einer öffentlihen Behörde befunden haben. 

In der Regel wird das hier vorgefehene Reat in der Abficht, 
den Gläubiger oder fonjtigen Berechtigten zu benadhtbeiligen, verübt 
und es wurbe beshalb diefer Artifel aud in das gegenwärtige Haupt: 
ſtück eingeftelt. Dieje Abficht it jebod, zum Begriffe des Reats nicht 
gefordert. Dasfelbe kann aud) aus Bosheit, Radye, Muthwillen, Trotz 
gegen bie öffentliche Autorität oder dgl. verübt werben. 

Bon jelbft verfteht es ſich, daß dann, wenn zur Zeit der Ber: 
übung der bier aufgeführten Handlungen ber Gegenftand bereits ver- 
jteigert und einem Andern zugefdhlagen oder durch Urtbeil, Vergleich 
ober in Ähnliher Weife einem Andern zuerkannt war, im der Hands 
lung nicht mehr das hier vorgefehene Reat, fondern je nad) Umſtänden 
ein Diebftahl, eine Eigenthumsbefhädigung oder dgl. liegt, weil im 
diefem Falle der Gegeuftand nicht mehr dem Thäter, fondern einem 
Dritten gehört hat.') 


Einundzwanzigſtes Hanptitüd. 
Untreue, ftrafbarer Cigennuß, unbefugte Anmaßung und 
Berlekung fremder Geheimniffe. 


Art. 331. 


— Vormünder, Teſtamentsvollſtrecker, Curatoren und andere 
7* verwalter fremden Vermögens, welche wiſſentlich zum Machtheile der 
unter ihre Obhut geftellten Perfonen, Güter oder Wermögensmaffen 
handeln, follen mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder an Geld 


bis zu dreihundert Gulden, und wenn fie in eigennüßiger Abficht 


) Verhdl. d. Gejeßg.Ausih. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 16. 418 u. 419 
u. Bd. I ©. 143—145, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. IT ©. 197 
u. Beil.Bd. II ©. 76, 77 u. 446, Verhdl. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Reiche: 
räthe v. 18°%, Beil. S. 210 u. 211 u. Prot.Bb. 1 ©. 326—328, 
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gehandelt haben, mit Gefängnif bis zu drei Jahren, womit Geld- 
firafe bis zu taufend Gulden verbunden werden kann, befirafi werden. 

In jedem auf Grund des gegenwärtigen Artikels erlaffenen 
Strafurtheile if zugleich die im Art. 28 Biff. 5 bezeichnete Straf- 
folge gegen den Verurtheilten zn verhängen. 

Das bier vorgejehene Vergehen ift vollendet, fobald eine ber 
im Artifel genannten Perſonen vorfäglih zum Nachtheile der unter 
ihre Obhut geftellten Perfon oder Bermögensmaffe gehandelt bat. 
Hiedurch hat diefelbe nämlich ihre Verpflichtung zu bejonderer Treue 
bereit verlegt und es kömmt darauf, ob ein Nachtheil wirklich fchon 
eingetreten oder ob berjelbe abgewendet worden ift oder noch abge: 
wendet werden kann, nicht an.) 


Art. 332, 
. . aa ’ A Benachthe ili⸗ 
Wer einen Minderjährigen, einen Entmündigten oder einen gung minder- 


folden, dem wegen Geiftesfhwäce oder Verſchwendung ein Eu- ihnen pleiöge 
sator oder gerichtlicher Beiſtand ernannt worden iſt, mit Benüßung — 
feines Leichtſinnes oder feiner Unerfahrenheit dadurch benachtheiligt, 

daß er fid) von demfelben Schuldfcheine, Wechfel oder fonflige eine 
Verpflichtung enthaltende Urkunden für Darlehen, für den fiauf- 

preis beweglicher Sachen oder aus irgend einem anderen Örunde 
ausftellen oder Quittungen eriheilen läßt oder dDemfelben bewegliche 

Sachen, Werthpapiere oder ſonſtige Forderungen unter ihrem Werthe 

abkauft, if mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder an Geld bie 

zu taufend Gulden zu beftrafen. 

Diefer im frühern Entwurfe nicht enthaltene Artitel wurde bei 
den Berathungen des Jahrs 1857 als theilweiſer Erfag für die ab- 
gejtrichenen Beftimmungen über Wucher in das Gefeß eingejtellt. 
Derjelbe muß auf feinen Wortlaut bejchränft, darf aljo nicht auf 
andere Fälle ausgedehnt werden. Hiernach kann das hier vorgejehene 
Vergehen nur gegen Minderjährige, im gefegliher Weife Entmündigte 
und gegen foldye Perfonen begangen werben, denen wegen Geiſtesſchwäche 
oder Verſchwendung ein Gurator oder ein gerichtlicher Beiftand, bei 
welch’ letzterm Ausdrude man den conseil judiciaire des in ber Pfalz 
geltenden franzöfifhen Rechts im Auge hatte, ernannt worben ift. 
War die betreffende Perfon nicht entmündigt und war berfelben auch 


>) Berb. d. Rd. Abg. v. 19%, Beil.Bd. I. ©. 198. 


Hazardſpiel. 
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fein Gurator oder gerichtlicher Beiftand ernannt, jo findet das Geſetz 
feine Anwendung, wenn dieſelbe auch notoriſch geifteöfranf, geiſtesſchwach 


‚oder ein Verfchwender war. Anderſeits aber verlangt das Geſetz, 


welches bier nicht ſowohl betrügerifche, als vielmehr folhe Handlungen 
im Auge bat, durch welche dem Leichtfinne der genannten Perſonen 
Vorſchub geleiftet oder deren Unerfahrenbeit beuützt wird, weiter nichts, 
al® die Vornahme einer ber im Art. 332 aufgezählten Handlungen. 
Ob die betreffende Perfon hiedurch wirklich benachtheiligt wurde, ift 
für den Thatbejtand gleichgiltig. Es kömmt mithin darauf nicht am, 
ob das betreffende Gefchäft civilrechtlich giltig oder nichtig oder anfedht- 
bar ift. Eben fo ift es im Falle, daß fi der Thäter Schuldfcheine, 
Wechſel oder fonjtige eine Verpflichtung enthaltende Urkunde für Dar: 
leben, für ben Kaufpreis bemwegliher Sachen oder aus irgend einem 
andern Grunde ausftellen oder Quittungen ertheilen ließ, gleichgiltig, 
ob die betreffende Perfon an fi benachtheiligt wurde. Die Strafe 
bes Art. 332 ift auch dann verwirft, wenn dev Thäter die ganze in 
der Schuldurfunde oder in der Quittung ausgebrüdte Summe bezahlt 
und das Darlehen gegen billige oder felbft ohne Zinfen gegeben bat, 
beziehungsweife, wenn der fir die verkaufte bewegliche Sache feſtgeſetzte 
Preis dem Werthe berfelben entſpricht. Nur in dem Falle, daß ber 
betreffenden Perfon bewegliche Sahen, Wertbpapiere oder fonjtige 
Forderungen abgefauft wurden, ift zum Thatbeftande gefordert, daß 
der Kauf unter dem Werthe ftattgefunden bat.') 


Art. 333, 


Wer eine Spielbank als Unternehmer oder Bankhalter zur 
allgemeinen Cheilnahme, — fei es, daß Iedermann Butritt hat oder ' 
der Butritt von gewiflen Bedingungen oder von der Beobachtung 
befonderer Formen abhängt, — eröffnet, desgleichen wer bei einem 
foldyen Unternehmen durch Einräumung des Spiellokals oder fonfl 
auf irgend eine Weife Beihilfe oder Dienfte leiftet, ift mit Gefäng- 
niß bis zu fechs Monaten oder an Geld bis zu fünfhundert Gulden 
zu beftrafen. 


) Berh. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K.d. Abg.v. 18%, 8d.1 6.425 u. Bd. 
S. 149 u.150, Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II S. 77 u. 246, Verbdl. 
d. Geſetzgeb.⸗Ausſch. d. K. d. Reichsräthe, Beil. S. 211 u. 212 u. Prot.Bd.l 
©. 328 uud 329. 


Strafgefeß, Artifel 333-334. ' 239 


Die Mitfpieler trifft Geldfirafe bie zu fünfzig Gulden. 

Sämmtliche Gelder und geldwerthe Gegenflände, die bei der 
Betretung zum Spiele ausgelegt waren, unterliegen nebfl den vor- 
handenen Spielgeräthen der Eonfiskation. 

Diefer Artikel handelt nur von zur allgemeinen Theilnahme 
eröffneten Spielbanken, wihrend die jonftigen unerlaubten Hazarbfpiele 
in Art. 101—104 des Polizeiftrafgefeßbuch® behandelt find. Als zur 
allgemeinen Theilnahme eröffnet betrachtet aber das Gefeß nicht blos 
diejenigen Spielbanken, zu bemen Jedermann unbedingt Zutritt bat, 
fondern auch diejenigen, bei denen der Zutritt von gewiffen Beding— 
ungen oder von ber Beobachtung befonderer Formen, 3. B. von ber 
Bezahlung cines Kintrittgeldes, Ausweis über die Perfon oder dgl. 
abhängt. Den Gegenſatz bilden Privatfpielbanfen, die für einen Privat: 
zirfel oder fir eine gejchloffene Gefellihaft oder einen Club eröffnet 
werden. Der Referent des Gefehgebungsausfhuffes der Kammer ber 
Neichsräthe erläuterte den Sinn des Art. 333 dahin, daß er bemerkte, 
derjelbe treffe nur das gewerbsmäßige Bankpalten. Diefe Er: 
läuterung ift, wenn fie auch in den meiften Fällen zutrifft, doch ber 
Abſicht des Gefeges nicht entfprechend, welches das enticheidende Merkmal 
nicht in der Gewerbsmäßigfeit, jondern in dem Eröffnen der Spielbant 
zur allgemeinen Theilnahbme in bem oben näher bezeichneten 
Sinne erblidt. Auch bei einer für eine gefchloffene Gejellihaft oder 
einen Club eröffneten Spielbant kann ein gewerbsmäßiges Banfhalten 
vorkommen, bdiefelbe fällt aber dennoch nicht unter den Art. 333. 
Das Geſetz beftraft nicht nur die Unternehmer, die Bankhalter und 
diejenigen, welche wiſſentlich das Spiellofal einräumen oder fenft auf 
irgend eine Weife Beihilfe oder Dienfte leiften, fondern auch die Mit: 
fpieler, Tettere jeboh nur im Webertretungsgrade. Das Verbot bes 
Art. 333 ift allgemein, fo daß alſo auch die Staatsregierung nicht 
befugt ift, die Gröffnung einer folhen Bank zu geftatten.') 


Art, 334. 


Wer Grenzfleine oder andere zur Beflimmung einer Grenze —S 


oder Des Waflerfiandes dienende Beichen unbefugt wegnimmt, ver- Truhe 


) Verb. d. Gefepgeb.Ausfh. d. K. d. Abg. von 18%, Bd. 1 CS. 4% 
u. Bd. II S. 150, Verb. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II ©. 197 u. Beil, 
Bd. IM S. 77 u. 94, Verhdl. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsrätbe v. 18°%,, 
Beil.S. 212 u. 213 u. Prot.®d. I ©. 329—331. 


Beeinträcti- 
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nichtel, unkenntlicy macht oder verrückt, foll mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre oder an Geld bis zu fünfhundert Gulden befiraft 
werden. 

Das bier vorgefehene Bergehen kann nur an folden Örenziteinen 
oder andern Zeichen verübt werden, bie zur Beitimmung einer Grenze 
oder des Waſſerſtandes wirklich dienen. Sie müfjen mithin entweder 
diefe Eigenſchaft in Folge einer gefeglihen Beitimmung haben ober zu 
dem angegebenen Zwede von einer biezu befugten öffentlihen Bes 
hörde oder von den Betheiligten gemeinfchaftlih gejegt oder von leßtern 
als biezu dienend anerkannt worden jein. Unter diefer Borausjegung 
fallen aber, wie aud der Wortlaut des Geſetzes zeigt, nicht blos eigent: 
liche Grenzſteine und Aichpfähle, ſondern auch Gräben, Bäume und 
fonftige Zeichen unter das Geſetz. Auf von einem oder von einzelnen 
Beteiligten einfeitig gejeßte und von den übrigen nicht anerfannte 
Zeichen findet dagegen das Geſetz Feine Anwendung.!) 


Art. 335. 


Wer bei öffentlichen Verfleigerungen einen Andern durch 
Gewalt, Drohung, arglifiige Täuſchung, oder durch Buficherung 
oder Gewährung eines Vortheils vom Bieten abhält, ifi mit Ge— 
fängnig bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu fünfhundert 
Gulden zu beftrafen. 

Wer eine unter öffentlicher Autorität vorgenommene Berflei- 
gerung durch Färmen oder ungeziemendes Benehmen anderer Art 
ſtört und ungeachtet ertheilter Warnung diefes Benehmen fortfeßt, 
foll mit Arreſt bis zu drei Sagen oder an Geld bis zu zehn Gul- 
den befiraft werden. | 

Abſ. 1 findet bei allen öffentlihen DVerfteigerungen Anwendung. 
Darauf, ob Immobilien oder Mobilien in Eigenthum  verfteigert, 
Immobilien auf dem Wege der öffentlihen Berjteigerung verpachtet, 
Arbeiten auf diefem Wege vergeben werden oder was überhaupt jonft 
Gegenſtand der Verfteigerung ijt, kömmt es nicht an. Unter öffentlichen 
Berfteigerungen find diejenigen zu werfteben, bei denen Jedermann 
bieten kann. Dies ift natürlidy auch dann der Fall, wenn 3. B. be 
flimmt ift, daß ſich jeder Steigerungsluftige über feine Zahlungsfäbig: 

') Verb. d, K. d. Abg. v. 18%,, Beil. Bd. 1 ©. 267 u. 291 u, Beil. 
Br. MS. 202, 
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feit ober, wenn er für einen Dritten zu bieten erklärt, über feine Be: 
vollmädtigung auszuweifen habe, da es ja Jedem freifteht, einer foldyen 
Beftimmung nachzukommen. Aber auch ſolche Verfteigerungen, bei denen, 
wie dies namentlich bei Holzverjteigerungen öfter vorfömmt, blos bie 
Bewohner gewifjer Gemeinden oder Diftritte zum Bieten zugelaffen 
werden, find als öffentliche zu betradyten, wenn nur fümmtlide Be: 
wohner diefer Gemeinden oder Dijtrikte bieten dürfen. Werden dagegen 
nur einzelne beftimmte Perfonen, wie 3. B. nur die Miteigenthümer 
der zu verfteigernden Öegenftäinde, oder die Angehörigen eines beftimm: 
ten Vereins oder einer beftimmten Berufsflaffe, wie z. B. bei einer 
Verfteigerung von Zugftieren oder Pferden nur die Mitglieder eines 
lanbwirthichaftlihen oder eines Pferdezuchtvereins, bei einer Berfteis 
gerung von Majchinen, Geräthen oder Rohftoffen nur die Mitglieder 
eines beftimmten Vereins oder eines beftimmten Gewerbs zum Bieten 
zugelaffen, fo kann man die Berfteigerung eine öffentliche nicht mehr 
nennen. Der Thäter muß eine ber im Artikel bezeichneten Handlungen 
vorgenommen und durch diejelbe Jemand vom Bieten abgehalten haben. 
Die erfolglofe Bornahme einer ſolchen Handlung, wenn fie aud) in 
der Abſicht, Jemanden vom Bieten abzuhalten, ftattgefunden hat, ift 
nicht ftrafbar, weil das Geſetz ausdrüdlih nur benjenigen, ber in 
folder Weife vom Bieten _abhält, mit Strafe bedroht und den Verſuch 
nit für flrafbar erklärt. Jede Gewalt, Drohung oder argliftige 
Täufhung, fowie jede Zufiherung oder Gewährung eines Vortheils 
genügt, wenn durch diefelbe der beabſichtigte Zweck erreicht, nämlich 


Jemand vom Bieten wirflidy abgehalten wurde. Die Vereinigung | 


Mebrerer zum gemeinfhaftlihen Bieten fällt übrigens nicht unter das 
Geſetz. Eben fo wenig ift dies, wenn auch aus einer Neußerung, melde 
ber k. Staatöminifter der Juſtiz in der Sitzung des Geſetzgebungs— 
ausjchuffes der Kammer ber Reichsräthe vom 30. November 1860 
gemadt hat, das Gegentheil gefolgert werben könnte, nad meiner 
Anfiht dann der Fall, wenn GSteigliebhaber fid, lebiglih und ohne 
etwas MWeitered zu thun die Zuſicherung geben, auf einen ober den 
andern Gegenjtand nicht zu bieten, weil ja hierin die Zuſicherung ober 
Gewährung eines wirflihen Vortheils nicht liegt. Welche Abficht der 
Thäter hatte, ob er ſich einen Vortheil verichaffen, den DVerfteiglaffer 
benachtheiligen oder ben Zuſchlag überhaupt verhindern wollte, ober 


worauf jonft feine Abficht gerichtet war, ift für den — N 
Weis, Das Strafgeiepbuh für das Königreih Bayern. II, 


— 
— 


Mißbrauch 
frember Ge⸗ 
werbögeichen, 
Firmen und 

Namen. 
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Abi. 2 entſpricht dem Art, 128, weshalb ih zu deſſen Erläu: 
terung im Allgemeinen auf dasjenige verweife, was ich zu Art. 128 
bemerkt habe, Beifügen will ih nur noch, daß bier einerſeits nur von 
jolhen Verjteigerungen, die unter Öffentlicher Autorität, alfo durch eine 
Öffentliche Behörde oder einen Notar oder eine fonjtige mit öffentlichem 
Charakter bekleidete Perfon in diefer ihrer Eigenſchaft, 3. B. durch 
einen pfälziſchen Gerichtsboten oder Landgerichtöfchreiber, vorgenommen 
werben, die Rede, anderjeits aber das in Abf. 1 verlangte Kriterium, 
daß die Verfteigerung eine öffentliche jei, nicht gefordert ijl.') 


Art. 336, 


Wer den beftehenden Gefeben oder Verordnungen zuwider 
fremde Fabrik- oder Gewerbszeichen, Mamen oder firmen, womit 
Waaren, Fabrikate oder Gewerbserzeugniffe bezeichnet werden, un- 
befugt nachahmt oder gebraucht, desgleichen wer Waaren, Sabrikate 
oder Gewerbserzeugniffe, von denen er weiß, daf fie mit ſolchen 
unbefugt nachgeahmten oder gebrauchten Beiden, Wamen oder fir- 
men bezeichnet find, feilbietet oder in den Verkehr bringt, fol mit 
Geldſtrafe bis zu hundert und fünfzig Gulden und im Wiederholungs- 
falle mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu ein- 
taufend Gulden befiraft werden. 


In Bezug auf ausländiſche Sabrik- oder Gewerbszeichen, 
Hamen oder Firmen findet Der gegenwärtige Artikel nur unter der 
Vorausſetzung Anwendung, daß durch eine von der bayerifchen Regir- 
zung im Verordnungswege erlaflene Erklärung das Vorhandenfein 
Der Gegenfeitigkeit anerkannt if. 

Diefer Artikel beftraft das unbefugte Nachahmen und Gebrauden 
fremder Fabrik: oder Gewerbszeihen, Namen oder Firmen, womit 
Waaren, Fabrikate oder Gewerbderzeugniffe bezeichnet werben, nur 
unter der Vorausſetzung, daß darin eine Zumwiderbandlung gegen die 
beftehenden Geſetze und Berorbnungen liegt. Es ift dies, wie bie 
Motive zum Entwurfe von 1860 fagen, aus dem Grunde gefchehen, 


1) Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. I 5,147, Verhbl. 
d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb.IT S. 59, 60 und 197 und Beil. Bd. III S.77, 
78 u. 446, Verhdl. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 18%, Beil. S. 214 
u, 215 und Prot.Bo. I S. 332—334, 
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weil in den betreffenden Geſetzen und Verordnungen ber Schub ber 
fraglidden Zeichen nicht unbedingt ausgefprochen, fondern an bie Be— 
dingung geknüpft ift, daß der Berechtigte den VBorfchriften diefer Gefege 
und Berordnungen entſprochen, 3. B. feine Zeichen in der bafelbit vor- 
gefchriebenen Weife angegeben hat. Demgemäß ift das unbefugte Nady 
ahmen oder Gebrauchen fremder derartiger Zeichen nad Art. 336 nur 
in dem Falle jirafbar, daß die beftehenden Geſetze oder Verordnungen 
dem Berechtigten für das nachgeahmte ober gebraudte Zeichen Schuß 
gewähren. Eben jo ijt natürlich aud) derjenige, welcher Öegenftände, 
die mit ſolchen unbefugt nachgeahmten oder gebrauchten Zeichen bezeich— 
net find, wifjentlich feilgeboten oder in den Verkehr gebracht hat, nur 
dann ftrafbar, wenn es fih um Zeichen handelt, bezüglich deren bie 
Gefege oder Verordnungen dem Berechtigten Schug gewähren. Bezüglich, 
der Fabrik: und Gewerbszeichen find für die Pandestheile diesfeits des 
Rheins die Könige, Verordnung vom 6. März 1840, für die Pfalz 
das Geſetz vom 22. Germinal XI, bezüglidd der Hanbelsfirmen für 
das ganze Königreich die Beftimmungen ber Art. 15—27 des allge: 
meinen deutſchen Handelsgefegbuch® und der Art. 25—28 bes dazu 
gehörigen Einführungsgefeges maßgebend. An der Beftinnmung des 
$ VII der angeführten Verordnung vom 6. März 1840, nad) welcher 
in dem Falle, daß ein Fabrikant ober Gewerbsmann in dem Miß— 
brauche fremder Zeichen troß erfolgter Berwarnung und Beftrafung 
beharrt, die Einziehung des Fabrik- oder Gewerbsbefiges, und zwar 
nach Befchaffenbeit der Umftände entweder auf beftinmte Zeit oder 
für immer, von der zuftändigen Gewerbspolizeibehörde in Kraft des 
Art. 6 Abſ. A des Gewerbsgefekes vom 11. September 1825 zu 
verfügen it, hat das Strafgeſetzbuch, wie fih aus Art, 44 Abſ. 2 
ergibt, nichts geändert. — Der im allgemeinen deutſchen Handelsge— 
ſetzbuche vorgefehene Fall des unbefugten Gebrauchs einer Firma ift 
natürlih von dem in Art. 336 vorgefehenen Falle weſentlich verfchieden. 
Dort ift vorausgefegt, daß Jemand, ohne dazu berechtigt zu fein, eine 
Firma zur Bezeichnung feines Geſchäftes gebraucht, während hier um- 
gelehrt vorausgejeßt wird, daß Jemand eine Firma, die er zur Be: 
zeichnung feines Geſchäftes nicht gebraucht, die aber ein Anderer führt, 
aljo eine fremde Firma zur Bezeihnung von Waaren, Fabrifaten ober 
Gewerbserzeugniffen gebraucht und in folder Weife bezüglid des Ur: 


ſprungs der Waare oder des Erzeugniſſes täuſcht. — 
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Schließlich will ich noch darauf aufmerkſam machen, dag im 
zweiten ber in Art, 336 vorgejehenen Fälle ausdrüdlich verlangt it, 
daß Jemand Gegenftände der dort bezeichneten Art feilgeboten ober im 
den Verkehr gebracht hat, daß alfo der bloſe Bejig nicht unter dieſe 
Strafbeftimmung füllt, wenn auch der Befiger mit folden Gegenftänden 
gewerbsmäßig Handel treibt. Bei einem Kaufmanne ift jedoch der Nach— 
weis, daß er die betreffenden Gegenftände beftimmten Perfonen zum 
Verkaufe angeboten hat, nicht erforberli, es genügt, wenn er biefelben 
in feiner Auslage ausgeftellt hat oder wenn ſich diefelben in jeinem 
Laden unter ben zum Verkaufe beftimmten Gegenftänden befinden, indem 
ſchon hierin offenbar ein Feilbieten derfelben liegt.*) 


Art. 337. 
Berlegun Wer fremde Briefe, Urkunden, Handelsbüder oder andere 


— Papiere unbefugt erbricht, lieſt oder abſchreibt, um mittels der da- 
durc erlangten Fenntnig einem Andern zu fchaden oder ſich oder 
einem Dritten einen rechiswidrigen Vortheil zu verfhaffen, foll mit 
Gefängniß bis zu fechs Monaten oder an Geld bis zu vierhundert 
Gulden befiraft werden. 

If der beabfichtigte Schaden oder Wortheil ganz oder theil- 
weife bewirkt worden, fo kann die Gefängnißftrafe mit der Geld- 
firafe verbunden und leßtere bis zu taufend Gulden erhöht werden. 

Wer ohne die Abfiht, einem Andern zu ſchaden oder ſich 
oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, 
unbefugt fremde Sriefe erbricht, if an Geld bis zu fünfzig Gulden 
oder mit Arrefi bis zu vierzehn Tagen zu beftrafen. 

Art. 338, 

Wer unbefugt fremde Handels-, SFabrik- oder Gewerbs- 
geheimnifle, deren Renntniß er vermöge feines Berufes oder durch 
rechtswidrige Mittel erlangt hat, für fi) benügt oder einem An- 
dern mittheilt, fol mit Gefängniß bis zu drei Jahren oder an Geld 
bis zu fünfhundert Gulden beftraft werden. 

Im Salle eines verurfachten Schadens ift auf Gefängnifftrafe 


') Verb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil. Bd. I. ©. 60 u. 197 u. Beil. 
Bd. II S. 78, Verb. d. Gefehg.Ausih. d. K. d. Neicheräthe v. 18%, Beil, 
©. 315 u. 316 u, Prot. Bd. I S. 334—336. 
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nicht unter drei Monaten zu erkennen, womit Geldfirafe bis zu 
taufend Gulden verbunden werden kann. 


Art. 339. 


Rechtsanwälte, Wertheidiger in Straffachen, Aerzte, Wundärzte, 
Hebammen, Apotheker und deren Proviforen und Gehilfen, fowie 
die zu niedern ärztlichen Dienflleiftungen berufenen Perfonen, welche 
ein Geheimniß, zu deffen Kenntniß fie vermöge ihres Berufes oder 
Gewerbes gelangt find, unbefugt einem Andern mittheilen, follen 
mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu vier- 
hundert Gulden beftraft werden, 

Die vorftehenden Artikel befhhäftigen fi mit fehr verfchieben- 
artigen Dingen, haben aber das mit einander gemein, daß in allen 
von Berlekung fremder Geheimniffe die Rede tft. 

Art. 337 behandelt, und zwar in feinen drei Abſätzen, die Ber: 
letzung bes Briefgeheimniffes. Hiebei wird, und zwar nicht blos bezüg- 
lid der Strafe, ſondern aud bezüglich des Thatbeftandes, darnach 
unterfhieden, ob der Thäter die Abficht hatte, mittels der durch bie 
Berlegung des Briefgeheimniſſes erlangten Kenntnig einem Andern zu 
ſchaden ober fich oder cinem Dritien einen rechtswidrigen Vortheil zu 
verfchaffen. Während nämlid dann, wenn der Thäter dieſe Abficht 
hatte, nicht blos das unbefugte Erbrechen, ſondern aud das unbefugte 
Lefen oder Abfchreiben eines fremden Briefes beftraft” wird, ift in 
dem Falle, daß der Thäter biefe Abſicht nicht hatte, nur das unbe: 
fugte Erbreben eines fremden Briefs mit Strafe bebroht, fo daß das 
unbefugte Leſen oder Abfchreiben eines offenen Briefes in diefem Falle 
ftraflos ift. Für die Anwendung des Abi. 3 des Art. 337 ift es 
gleichgiltig, welche Abfiht der Thäter hatte. Er hat die hier angebrohte 
Strafe fhon dann verwirft, wenn er auch nur aus Neugierde ober 
Muthwillen den fremden Bief erbroden hat. Immerhin muß er aber, 
wie fi) aus Art. 6 ergibt, vorſätzlich gehandelt, den fremben Brief 
mit dem Bemwußtfein, daß er nicht für ihn beftimmt ift, erbrocdhen haben. 
Die in Rede ftehende Strafbeftimmung findet mithin auf benjenigen, 
welcher einen fremden Brief, ohne die Adreſſe genau anzufehen, in ber 
Vieinung, er fei für ihn beftimmt, erbroden bat, Feine Anwendung, 
wenn er hiebei aud fahrläffig gehandelt hat. Auf ben Inhalt des 
Briefe kömmt es bei der in Abſ. 3 vorgefehenen Uebertretung nicht 
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an, auch das umbefugte Erbrechen eines ganz gleichgiltigen Briefs Fällt 
unter dieſe Strafbeitimmung. 

In Abſ. 1 und 2 des Art. 337 ift dem unbefugten Erbreden, 
Leſen oder Abfchreiben eines fremden Briefs das unbefugte Erbrechen, 
Lefen oder Abfchreiben anderer Papiere, insbefondere von Urkunden 
und Handelsbüchern, gleichgeftellt. Das Geſetz fpricht ganz allgemein 
von andern Papieren, fo daß es an fih auf Schriften aller Art An: 
wendung findet. Da jebody zu diefem Reate die Abſicht bes Thäters, 
einem Anbern zu fchaben oder fid, oder einem Dritten einen rechte: 
wibrigen Vortheil zu verfchaffen, gefordert ift, fo kann es nach ber 
Natur der Sade nur an folden Papieren begangen werben, durch 
beren Erbrechen, Leſen oder Abfchreiben die Erreichung dieſer Abjicht 
möglih ift. Daß Abf. 2 nur dann Anwendung findet, wenn zwifchen 
dem bewirkten Schaden oder Vortheil und der Handlung des Thäters 
ein Kaufalzufammenbang befteht, ſowie daß der ausbrüdlih nur von 
dem Erbrechen fremder Briefe handelnde Abf. 3 nicht auf das Erbrechen 
anderer Papiere ausgebehnt werben barf, ijt felbftverftändlid. 

Unter Art. 338 fallen, wie fih aus dem Wortlaute ergibt, 
nicht alle Verhältniffe und Einrichtungen eines Handels, Fabrik: oder 
Gewerbsetabliffement, fondern nur die Handels-, Fabrik- und Gewerbe: 
geheimniffe, und auch dieſe nicht umbebingt, ſondern nur in foferne 
als ber Thäter deren Kenntnig vermöge feines Berufs, wie z. B. 
dadurch, baf*er im betreffenden Etabliffement felbft oder bei einer 
Stelle, bei ber die Bejchreibung einer neuen Erfindung hinterlegt wurde, 
angeftellt mar, oder durch rechtswidrige Mittel, z. B. Entwendung, 
Beitehung, Betrug, erlangt hat. Die Handlung befteht in der umbe: 
fugten Benügung für ſich ober in ber unbefugten Mittheilung an 
einen Anbern. Eine befondere Abſicht ift zum Thatbeftande nicht gefor: 
dert, es genügt alfo der allgemeine rechtswidrige Vorſatz. 

Art. 339 Handelt von ber unbefugten Mittheilung von Geheim— 
niffen, zu deren Kenntniß bie dafelbft aufgezählten Perfonen vermöge 
ihres Berufes oder Gewerbes gelangt find. Wie als Geheimniß im 
Sinne biefes Artifeld zwar einerfeits nicht jebe Thatſache zu betrachten 
ift, welche eine dieſer Perfonen vermöge ihres Berufes oder Gewerbes 
erfahren bat, fo darf anberfeits diefer Ausbrud nicht auf ſolche That: 
fachen beſchränkt werben, die der Betheiligte einer ſolchen Perfon mit 
der ausdrücklichen Aufforderung zur Verſchwiegenheit mitgetheilt Hat 
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ſondern es ift darunter auch alles dasjenige zu begreifen, von bem es 
nad feiner Natur Mar ift, daß fein Verfchwiegenbleiben im wefents 
lihen Intereſſe bes Betheiligten liegt. Welche Perfonen zu den im 
Art. 339 aufgezählten gehören, kann keinem Zweifel unterliegen, und 
ih will nur bemerken, daß zu den zu niebern ärztlichen Dienftleiftungen 
berufenen Perfonen nicht mur die Bader und bergleihen Perfonen, 
fondern auch die Kranfenwärter zu zählen find, 

In allen Beftimmungen ber Art. 337—339 ift verlangt, daß 
ber Betreffende unbefugt gehandelt Hat. War er zu dem, was er 
getban hat, befugt oder gar verpflichtet, fo kann von einer ftrafbaren 
Handlung keine Rede fein. Diefe Beftimmungen finden mithin 3. B. 
auf den Vorftand eines Gefängniffes, ber nad der Hausordnung bie 
für die Gefangenen bejtimmten Briefe zu erbredhen und zu leſen ver: 
pflichtet ift, auf den Arzt oder Wunbarzt, der etwas, was er in feinem 
Berufe wahrnahm, in Folge einer gefehlichen Verpflichtung der Obrig⸗ 
feit anzeigte, feine Anwendung. Anlangend bie auch bei der Berathung 
im Gefebgebungsausfhuffe der Kammer der Abgeorbneten angeregte 
Trage, ob eine unbefugte Mittheilung im Sinne des Art. 339 aud 
dann vorliege, wenn z. B. Anwälte ober Aerzte ein Geheimniß, zu 
deſſen Kenntnif fie vermöge ihres Berufs gelangt find, ihrem Hilfe: 
perfonale mittheilen, fo läßt fi) diefelbe weder unbedingt bejahen noch 
unbedingt verneinen. In der Regel wirb man eine ſolche Mittheilung 
dann als eine unbefugte nicht betrachten können, wenn biejelbe nöthig 
war, damit ber Gehilfe dasjenige, was ihm im betreffenden Falle über: 
tragen wurbe, gehörig beforgen Tonnte, und bei der Mittheilung mit 
der durch bie DVerhältniffe gebotenen Borfiht verfahren worden ift- 
Allerdings können aber auch Fälle vorfommen, wo feine Mitteilung 
geftattet, der Anwalt aud feinem Concipienten, der Arzt aud feinem 
Affiftenten gegenüber zur Geheimhaltung verpflichtet ift. Ob ein folder 
Fall vorlag, ift im konfreten Falle nah den Umftänden zu entjcheiden. 

Wurden Handlungen ber in ben Art. 337—339 bezeichneten Art 
durch Beamte verübt, welche fi; dadurch eines im vierundzwanzigſten 
Hauptftüde befonders vorgefehenen Dienftvergehens ſchuldig gemadt 
haben, wie dies 3. B. bei Poftbeamten, welche ber Poft anvertraute 
Briefe unbefugt geöffnet Haben, nah Art. 387 der Fall ift, jo findet 
natürlich die betreffende befondere Strafbeftimmung Anwendung, wie 
es ſich außerdem von ſelbſt verficht, daß dann, wenn bie in ben Art. 
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337—339 vorgefehenen ftrafbaren Handlungen mit anbern Reaten 
tonkurriren, die allgemeinen Beftimmungen über ben Zufammenfluß 
zur Anmenbung kommen.) 
Art. 340. 
gr Wer aufer dem Falle der Art. 183, 184, 198, 316 Biff. 4, 
von Urfun- 329 Biff. 2, 371 und 386 Biff. 2 eine Urkunde in der Abfict, 
ihren Gebraud dem Berechtigten zu entziehen, unbefugter Weife 
vernichtet, unbrauchbar macht oder unterdrückt, ift mit Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu vierhundert Gulden 
zu beftrafen. 

Die bier vorgefehenen Handlungen werden in der Regel fon 
unter ein anderes, eine fchwerere Strafausmeffung zulaffendes Straf: 
gefeb fallen. Für jene Fälle aber, in welcher dieſe Vorausſetzung nicht 
eintritt, bildet Art. 340 eime, wie die Motive zum frühern Gntmurfe 
fi ausbrüden, fupplementäre Strafbeftimmung. Zwiſchen öffentlichen 
und Privaturfunden ift bier nicht unterfchieden. Die Handlung muß 
eine vorfägliche und die Abficht des Thäters darauf gerichtet geweſen 
fein, dem Berechtigten den Gebrauch der Urkunde zu entziehen. ?) 


Art. 341. 

—— In den Fällen der Artikel 336—340 findet die gerichtliche 
Verfolgung nur auf Antrag des Berlegten oder feines gefeßlichen 
Vertreters flatt. 

Diefer Artikel macht feine Bemerkungen nöthig. 


Zweinndzwanzigftes Hanptjtüd. 
Eigenthumsbefhädigung. 
Art. 342, 
S Wer rechtswidrig fremde Sachen beſchädigt oder zerſtört, foll 
Befähigung. wegen Eigenthumsbefchädigung mit Arrefi oder an Geld bis zu 
hundertundfünfjsig Gulden befiraft werden. 


') Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II ©. 198, Verh. d. Ge 
febg.Ausfh. d. K. d. Abg. v. 18%, Bb. I ©. 420 u. Bd. 11 ©. 145, 146 
u. 201-204, Verh. d. 8. d. Abg. v. 18Y,, Beil. Bd. III ©. 78. 

*) Verb. b. K. d. Abg. v. 18%, Beil.B, U ©. 198 u. 199. 
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In fchwereren Fällen kann die Arrefifirafe gefchärft und mit 
der Geldfirafe verbunden werden. 


Art. 343. 


Mit Gefängnif, womit Geldftrafe bis zu taufend Gulden 
verbunden werden kann, foll die Eigenthumsbefchädigung befiraft 
werden: 

1) wenn der Schaden den Betrag von fünfzig Gulden über- 

Reigt; h 

2) wenn durch die Berflörung oder Beſchädigung Gefahr für 
Seib oder Seben Anderer herbeigeführt wurde; 

3) wenn Gegenflände der Verehrung einer der im Staate 
anerkannten Religionsgefellfchaften, desgleichen wenn Grab- 
mäler, öffentliche Denkmäler oder Aunftwerke, melde ſich 
an öffentlichen Plägen oder in öffentlihen Sammlungen 


befinden, Baum- oder Bierpflanzungen an öffentlichen Wegen 


oder in öffentlihen Anlagen, Gasleitungsvorrichtungen, 
Seuerlöfchgeräthfchaften, VBlitarbeiter oder zur Landesver- 
meflung dienende Abzeichen oder öffentliche Wafferleitungen 
befchädigt oder zerflört werden; 
4) wenn ſich aufier dem Falle der Störung des öffentlichen 
Sriedens mehrere Perfonen zufammenrotien und bewegliche 
oder unbewegliche Sachen eines Andern befhädigen oder 
zerſtören; 
wenn die Beſchädigung oder berſtörung am Eigenthum 
eines Beamten oder öffentlichen Dieners, einer Militär- 
perfon oder einer andern mit einer öffentlichen Funktion 
Rändig oder vorübergehend betrauten Berfon aus Nache 
wegen einer Berufsausübung dieſer Perfonen oder am €i- 
genthume eines Beugen oder Sachverfländigen aus Uache 
wegen feiner Ausfage verübt wurde. 


Art. 344, 


5 


— 


Fahrläſſige Beſchädigungen an öffentlichen Strafen, Wegen, Fe 


Straßengräben, Brücken, Stegen oder an Gegenfländen der in Art. 
343 Biff. 3 bezeichneten Art find an Geld bis zu fünfundzwanzig 
Gulden zu beftxafen. 


ie 
chaͤdigung. 
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Der frühere Entwurf handelte in einem Hauptftüde von ber 
im gegenwärtigen Hauptftüde behandelten Eigenthumsbeſchädigung und 
den jest im folgenden Hauptjtüde behandelten Reaten ber Branb- 
ftiftung, Berurfahung einer Ueberfhmwemmung u. ſ. w. Man beſchloß 
jeboh, in dieſem Hauptftüde nur von ber gewöhnlichen Eigenthums— 
befhäbigung zu handeln und die übrigen Reate in ein befonberes Haupt: 
ftüd zu verweifen, weil in folder Weife ber zwifchen biefen zwei Kate: 
gorien jtrafbarer Handlungen bejtehende innere Unterſchied bentlicher 
bervortritt. Derfelbe liegt im Wejentlihen darin, daß bei der gemöhn: 
lichen Eigenthumsbeſchädigung die Zerftörung oder Beihädigung frem-· 
ben Eigentums die Grundlage der Strafbarfeit bildet, während bei 
den übrigen Neaten das überwiegende Moment der Strafbarfeit in 
der Gemeingefährlicdkeit, in der Gefahr liegt, melde durch die That 
für das Leben oder bie Öefundheit von Perfonen oder für fremdes 
Eigentum gegeben ift. Diefer innere Unterſchied äußert feine Wir: 
kungen in verfdiebenen Beziehungen und muß, wenn die betreffenden 
Beftimmungen richtig verftanden werden follen, ftets im Auge behalten 
werden. Die gewöhnliche Eigenthumsbefhädigung kann nur an einer 
fremden Sache begangen werben und ift erft vollendet, wenn bie frembe 
Sache wirklich befhädigt oder zerftört worden ift. Die übrigen Reate, 
namentlich die Brandftiftung, Tönnen auch an ber eigenen Sache ver: 
übt werben, wenn mit ber betreffenden Handlung Gefahr für Menfchen 
oder das Eigenthum Dritter verbunden tft, und bezüglidy ber Vollen— 
dung gilt bei ihnen als leitender Grundſatz, daß diefelbe vorliegt, 
fobald eine Gefährdung von Menfhen oder fremdem Eigenthume ftatt- 
gefunden bat: Auch bezüglid der Größe der Strafbarkeit äußert diefer 
Unterſchied feine Wirkung, indem bei den Reaten ber zweiten Kategorie 
“die Größe der Gefahr, die Gemeingefährlichkeit nicht nur für den Ge 
feßgeber bei der Strafandrohung vorzugsmweife maßgebend war, fondern 
auch von den Gerichten bei der Strafausmeffung befonderd berüdfid: 
tigt werden muß. 

Die hier in Rebe ftehenden Reate können, wie bereits bemerkt 
wurde, nur an fremden Saden verübt werden, Zwiſchen Mobilien 
und Immobilien ift im Gefege Fein Unterfchied gemadt. Das Wort 
„beſchädigen“ ift in dem Sinne, den man im gewöhnlichen Leben bamit 
verbindet, zu nehmen und es ift deshalb darunter jede Handlung zu 
begreifen, durch melde ber Werth oder bie Benüßbarkeit ober bie 


Strafgefeß, Artitel 342— 344. 251 


Schönheit der Sache gemindert wirb, wenn fich biefelbe auch wieber 
volftändig berftellen läßt. Als jelbftverftändlih wurde übrigens im 
Geſetzgebungsausſchuſſe ber Kammer der Abgeordneten hervorgehoben, 
daß 3. B. das blofe Abreißen eines einzelnen Zweiges als Beſchädigung 
einer Baumpflangung nicht betrachtet werben kann. — Art. 342 und 
343 handeln von ber vorfäßlihen, Art, 344 von der fahrläf: 
figen Eigenthumsbeſchädigung. Die beiden erften Artikel finden bes» 
halb nur dann Anwendung, wenn bie Eigenthumsbeſchädigung vorſätzlich 
geſchehen ift. Unterer diefer Vorausfegung findet aber das Geſetz auf 
die Zerftörung oder Beihäbigung jeder fremden Sade Anwendung, 
indem alle Cigentbumsbefhäbigungen, welche nicht zu den in Art.343 
befonbers aufgezählten gehören, nah Art. 342 ftrafbar find. Art. 344 
bedroht dagegen nur bie fahrläffige Beſchädigung gewiffer im Geſetze 
genau bezeichneter Sachen mit Strafe, fo daß alfo wegen fahrläffiger 
Zerflörung oder Beſchädigung anderer Saden, wenn fie nicht unter 
eine fonftige Strafbeftimmung fällt, ſtrafrechtliche Einſchreitung nicht 
ftattfindet. 

Ziff. 2 des Art. 343 lautet allgemein und es ift beshalb für 
ben Thatbeftand gleichgiltig, ob die Gefahr ummittelbar oder nur mit: 
telbar herbeigeführt wurde. Mit vollem Rechte hat der Kaffationshof 
durch Urtheil vom 19, Juni 1863 (Zeitſchrift für Geſetzg. und Rechts— 
pflege Band X Seite 670—672) dieſe Gefegesbejtimmung auf ben 
Fall für anwendbar erflärt, daß Jemand durch Ausftreuung von Gift 
auf feinem Ader fremde Hausthiere vorfäglih tödtete und Menſchen 
durch den Genuß des Fleiſches folder getödteten Thiere an ihrer Ge: 
ſundheit gefährbet wurben. Im Eingange der Ziff. 3 ift die von jener 
bes Art. 274 Ziff. 1 abweichende Faſſung nicht zu überfehen. Hier 
ift nicht blo8 von den dem Gottesdienfte gewibmeten Sachen, fondern 
von Oegenftänden der Verehrung die Rebe. Diefe Faſſung ift weiter 
und begreift 3. B. aud Reliquien, Bilder und dgl. Gasleitunge 
vorrihtungen wurde ftatt bed im Entwurfe gebrauchten Ausbrudes 
Gasbeleuchtungs vorrichtungen gefeht, um auszudrücken, baf 
barunter zwar außer ben Gasröhren auch die Gasreſervoirs, Gafometer 
und Ähnlihe Borrichtungen, durch beren Zerftörung oder Beſchädigung 
bie Gasleitung felbft zerftört ober beſchädigt wird, nicht aber die Kan: 
belaber, Laternen und dgl. zu verftehen find, wenn durch Zerftörung 
ober Beſchädigung der letztern bie Gasleitung ſelbſt nicht beſchädigt 


Felbfrevel. 
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wird. Zu den Feuerlöſchgeräthſchaften gehören nit nur bie 
Feuerfprigen, fondern alle Geräthe, welche bei Bränden benüßt werben, 
alfo auch Feuerleitern, Feuereimer, Wafferzubringer und dgl. Der An: 
trag, am Schluſſe der Ziff. 5 ftatt „feiner Ausfage” zu fagen „feiner 
gerichtlichen Ausfage” wurde abgelehnt, weil man bie gegenwärtige 
Beftimmung auch in dem Falle angewendet wiffen wollte, baß ber 
Zeuge ober Sadyverftändige bie betreffende Ausfage nicht vor Gericht, 
fondern vor einer fonftigen Behörde, z. B. einer Abminiftrativbehörbe, 
gemacht hat. Immerhin wirb aber natürlich eine Ausfage verausgejekt, 
weldye der Befchädigte bei feiner Vernehmung als Zeuge oder Sad: 
verftändiger machte") 


Art. 345. 


Wer unbefugt Wich auf fremden Grundflücen weidet, Die 
Grenzen fremder Grundflüce dur Pflügen, Mähen oder Ernten 
überfchreitet, über beftellte Aecker oder nicht abgemähte Wiefen geht, 
reitet, führt oder Wich treibt, fremde Gräben verfchüttet oder über 
die Einfriedungen fremder Gärten fleigt, wird an Geld bis zu 
fünfundzwanzig Gulden beftraft. 

Sind die im Abf. 1 bezeichneten Handlungen durch Familien- 
angehörige, Dienftboten, Taglöhner, Hirten oder in ähnlichen der- 
hältniffen fiehende Perfonen auf Befehl oder Anordnung des Fa- 
milienhauptes, Dienſtherrn oder Arbeitgebers vorgenommen worden, 
fo ift nur derjenige frafrechtlich haftbar, auf deflen Befehl oder 
Anordnung die Handlung vorgenommen wurde. 

Der Strafe biejes Artikels unterliegt Jeder, welcher eine der 
bier aufgezählten Handlungen vorfäglih und unbefugt vorgenommen 
bat, beziehungsweife durch eine ber in Nbf. 2 bezeichneten Perſonen 
hat vornehmen laffen. Ob er fih durch die Handlung einen rechte: 
wibrigen Vortheil verfchaffen, ob tr fremdes Eigenthum beſchädigen 
wollte, ob er die Handlung nur aus Bequemlichkeit vorgenommen bat 
oder welche etwaige fonftige Abficht er hatte, ift gleichgiltig. Die Hand: 


') Berhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Veil.Bd. IT S. 200, Verhdl. d. Gefekg-: 
Ausſch. d. K. d. Ag. v. 18%, Bd. 1S. 426430, u. Bb. I ©. 150-152, 
Verhdl. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. II S. 198, 291 u. 292 u. Beil.Bb. IN 
&.78 u. 446, Verhdl. d. Geſetzgeb.-Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 18°%,, Beil, 
S. 217—221 u. Prot.Bb. I S. 338—344. 
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lung muß unbefugt vorgenommen worben fein. Ob dies der Fall 
war, bat ber Richter im einzelnen Falle nad den BVerhältniffen zu 
entfcheiden. Uebrigens ift die Strafbarkeit nicht nur dann, wenn ber 
Thäter zu der von ihm vorgenommenen Handlung in Folge eines aus: 
brüdlichen privatrechtlicden oder fonftigen Titel® befugt war, fonderm, 
wie ber f, Regierungskommiſſär in der Sigung des Gefehgebungsaus: 
fhuffes der Kammer der Abgeordneten vom 25. Auguft 1860 erklärte, 
aud dann ausgefhloffen, wenn allgemein beftehende Rechtsgewohnheiten 
oder Gitten des Ortes die von ihm vorgenommene Handlung geftatten. 

Im Entwurfe war das Steigen über die Einfriedungen fremder 
Grundftüde überhaupt mit Strafe bedroht. Man fand dies zu 
fireng, namentlich deshalb, weil bei diefer Faſſung fogar das Steigen 
über die Einfriedungen folder Grundftüde, die nur eingefriebet find, 
um das Weidevieh zufammenzubalten, unter das Geſetz gefallen wäre. 
Man beſchränkte die Strafbeftimmung deshalb auf das Steigen über 
die Einfriedungen fremder Gärten. — Unter den Art. 345 fällt 
nur das unbefugte Weiden von Vieh auf fremden Orundftüden, wäh: 
rend die fonftigen bei Gelegenheit des Viehweidens begangenen Ueber: 
tretungen unter die Beitimmungen des fechzehnten Hauptftüdes ber 
II. Abtheilung des Polizeiftrafgefegbugs fallen. Dabei verfteht es fich 
übrigens von jelbit, daß ein unbefugtes Weiden von Vieh auf fremden 
Grundſtücken nicht nur dann, wenn überhaupt keine Berechtigung bes 
fteht, ſondern z. B. auch dann vorliegt, wenn ein Berechtigter zu einer 
Zeit, wo er kein Recht bazu bat, oder ein Theilnehmer an einem ge— 
meinfchaftlihen Weiderechte in umberechtigter Weife fein Vieh weiden 
läßt‘) 

Art. 346, 

Wegen der im gegenwärtigen Hauptflücke bezeichneten Hand- 
lungen findet, foferne fie an Privateigentbum begangen wurden 
und keine der Porausfegungen des Art, 343 Biff. 2—5 gegeben 
if, die gerichtliche Verfolgung nur auf Antrag des Beſchädigten 
oder feines gefeßlichen Vertreters flatt. 

Bei der Beſchädigung oder Berflörung von Gegenfländen, 


1) Verhdl. des Gefepg.-Nusih. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. J ©. 430 u. 
Bd. 11 ©. 152—155, Verb. d. 8. db. Abg. v. 18%,, Beil. Od. IS. 198 u, 
256 u. Beil. Bd. II ©. 78, 79 u. 192—194, 


Schluß ⸗ 
beſtimmung. 
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weiche zu öffentlichem Gebrauche oder öffentlichem Bwece dienen, 
kann im Strafurtheile die Wiederherfiellung auf Moflen des Ber- 
urtheilten verfügt werben, 

Abf. 2 diefes Artikels wurde abſichtlich fatultativ gefaßt, damit 
das Gericht einen folhen Ausſpruch unterlaffen fann, wenn berjelbe, 
wie z. DB. im Falle vollftändiger Vermögenslofigkeit des Xhäters, 
augenfheinlih erfolglos wäre, oder menn bie Frage der Wiederber: 
ftelung von der Erledigung anderer Fragen abhängig if. Dabei ver: 
fteht es fich übrigens von jelbft, daß das Recht auf Berfolgung bes 
Entigädigungsanfprudhes vor dem ivilrichter nicht verloren wird, 
mag der Strafrichter auf Wieberherftellung des bejhädigten Gegen 
ftandes im Strafurtheile erfennen ober nicht.") 


Dreiundzwanzigftes Hauptitüd. 
Brandftiftung und andere gemeingefährlihe Handlungen. 
Art. 347, 


— Wer fremde Wohngebäude oder denſelben geſetzlich gleichge- 
ſtellte Gebäude oder Häumlichkeiten (Art. 277) rechtswidrig in 
Brand feht, desgleichen wer folche Brandfifiung an andern Räum- 
lichkeiten verübt, in welchen fich zur Beit der Anlegung oder des 
Ausbruches des Feuers Menfchen aufhalten, foll mit Buchthaus 
nicht unter acht Fahren befiraft werden. 


Art. 348, 

Wer außer dem Falle des Art. 347 fremde Gebäude, Schiffe, 
Magazine, Bergwerke, Corfmoore, Waldungen oder Fruchtfelder 
rechtswidrig in Brand fegt, ift mit Buchthaus bis zu ſechzehn Jahren 
zu befirafen. 

In leichteren Fällen kann auf Gefängniß nicht unter zwei 
Jahren erkannt werden, womit die Straffolgen des Art. 28 ver- 
bunden werden können. 


) Verb. d. Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%,, 3b. 15, 429 
und 430, 
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Art. 349, 

Der Srandfiftung an den in den Art. 347 und 348 bezeich- 
neten Gegenfländen iſt es gleich zu achten, wenn im der Abficht, 
einen diefer Gegenflände rechtswidrig in Brand zu fehen, ſolche 
Sachen in Brand geftecht werden, welde vermöge ihrer Sage und 
Befchaffenheit geeignet find, jenen Gegenfländen das Feuer mit- 
zutheilen. 

Die vorftehenden Artikel handeln von der vorſätzlichen Brand» 
ftiftung an fremben Wohngebäuden und fonftigen. im Geſetze aufge: 
zählten Gegenftänden, und zwar die Art. 347 und 348 von der um: 
mittelbaren, Art. 349 von der mittelbaren Brandftiftung. Die zum 
Thatbeftande geforderte Handlung befteht in allen bier vorgefehenen 
Fällen darin, daß ein in biefen Artikeln bezeichneter Gegenftand vor- 
fäglih und rechtswidrig in Brand gefegt wurde, und das Meat ift 
vollendet , jobald dies gefchehen ift, das Feuer fi nämlich von bem 
Brandmateriale dem in Brand zu ſetzenden Gegenftande mitgetheilt 
bat. Ein Unterfchieb zwifchen der unmittelbaren und ber mittelbaren 
BDrandftiftung liegt jedoch darin, daß, während die erftere erjt dann 
vollendet ift, wenn fich das Feuer dem Gegenſtande, an bem die Brands 
ftiftung ſelbſt beabfichtigt war, mitgetheilt hat, bie mittelbare Brand— 
ftiftung nad) dem unzweideutigen Wortlaute des Art. 349 ſchon dann 
vollendet ift, wenn in ber Abſicht, einen der in Art. 347 und 348 
bezeichneten Gegenftände in Brand zu fegen, Sachen, melde vermöge 
ihrer Lage und Beichaffenheit geeignet find, jenen Gegenftänden das 
Feuer mitzutbeilen, in Brand gejtedt worben find, wenn fich gleich 
das Teuer dieſen Gegenftinden felbft noch nicht mitgetheilt hat. it 
lediglich das Branbmaterial in Brand gefegt mworben, ohne daß ſich 
das Teuer einem ber in Art. 347 und 348 bezeichneten Gegenftände 
beziehungsweife Sachen ber in Art. 349 bezeichneten Art mittheilte, 
jo liegt nur ein Verſuch der Brandftiftung vor. 

Brandftiftung im Sinne ber vorftehenden Artikel liegt nur dann 
vor, wenn einer der in Art. 347 und 348 Gegenftände oder in ber 
Abſicht, dadurch einen ſolchen Gegenſtand in Brand zu fegen, Sachen 
ber in Art, 349 bezeichneten Art in Brand gejtedt worden find, 
Wurden andere Gegenftände ober wurden zwar Sachen der in Art. 349 
bezeichneten Art, jedoch ohne die Abficht, dadurch einen ber in Art. 347 
oder 348 bezeichneten Gegenftände in Brand zu fegen, in Brand ges 
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ſtedt, fo finden nicht die vorftehenden Artifel, ſondern nur die Beftim: 
mungen über Gigentbumsbefhädigung Anwendung. — Allgemeines 
Erfordernig der Strafbarkeit ift natürlich die Rechtswidrigkeit der 
Handlung, indem von Brandftiftung 3. B. dann keine Rede fein ann, 
wenn ein General im Kriege aus militärifhen Rüdfichten Gebäude in 
Brand ſtecken läßt. 

Die Strafe fowohl der unmittelbaren als aud der mittelbaren 
Brandftiftung ift nad den Gegenftänden abgeftuft, welche in Brand 
gefegt worden find, beziehungsweife welche in Brand zu ſetzen beab- 
fihtigt war. Der höhere Grab der Strafbarkeit ijt gegeben, wenn bie 
Brandftiftung an Gebäuden oder Räumlichkeiten, welche als bewohnte 
Gebäude im Sinne des Art. 277 zu betrachten ober durch Abf. 2 
ober 3 des Art. 277 den bewohnten Gebäuben gleichgeftellt find, oder 
wenn fie an andern Räumlichkeiten, in denen ſich aber zur Zeit der 
Anlegung oder des Ausbruchs des Feuers Menfhen aufgehalten haben, 
verübt worden ift. Im erflen Falle ift mithin die höhere Strafe des 
Art. 347 felbjt dann verwirkt, wenn ſich zur Zeit der Anlegung oder 
des Ausbruchs des Feuers Niemand in dem betreffenden Gebäude ober 
ber betreffenden Räumlichfeit befunden hat, während im zweiten Falle 
die höhere Strafbarkeit davon abhängt, daß fi zur angegebenen Zeit 
Menſchen in ber betreffenden Räumlichkeit aufgehalten haben. Beim 
legtern Falle fpriht übrigens das Geſetz ganz allgemein von andern 
Räumlichkeiten. Derfelbe ift mithin nicht auf Gebäude beſchränkt, viel- 
mehr auch dann gegeben, wenn z. B. ein Schiff, in dem ſich zur am: 
gegebenen Zeit Menfchen aufgehalten haben, in Brand gefekt worden ift. 
Der Fall, daß in Folge der Brandftiftung Jemand wirklich das Leben 
verloren bat, ift im Geſetze nicht befonders vorgefehen. Hatte ber 
Thäter bei der mit überlegtem Entjchluffe ausgeführten Brandftiftung 
die Abſicht, hiedurch einen Andern zu tödten, und bat Legterer im 
Folge der Brandftiftung auch wirklich das Leben verloren, jo liegt ein 
nah Art. 228 ftrafbarer Mord vor. Hatte er dieſe Abſicht aber nicht, 
fo ift darauf, daß in Folge feiner That ein Menfh das Leben ver: 
Ioren bat, nur bei der Strafausmefjung geeignete Rüdficht zu nehmen. 
Die Eingangsworte des Art. 348 drüden aus, daß diefer Artikel auf 
biejenigen, welche einen ber bier aufgezählten Gegenftände in Brand 
gejegt Haben, nur dann Anwendung findet, wenn nicht die höhere Strafe 
des Art. 347 verwirkt ift. 
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Art. 349 verlangt, daß die in Brand geftedte Sache ſowohl 
vermöge ihrer Lage, ald auch vermöge ihrer Beichaffenheit geeignet 
war, das Feuer dem Gegenftande, ben in Brand zu ſetzen der Chäter 
beabfichtigt Hat, mitzutheilen. Die Strafe der Brandftiftung iſt mithin 
nicht verwirkt, wenn bie in Brand geftedte Sache hiezu wohl vermöge 
ihrer Lage, nicht aber auch zugleich vermöge ihrer Beſchaffenheit, oder 
vermöge ihrer Beſchafſenheit, nicht aber auch vermöge ihrer Lage ges 
eignet war, Eine weitere Unterfdeidung macht aber das Geſetz nicht. 
In Folge der Beftimmung des Art. 349 ijt deshalb bie höhere Strafe 
des Art. 347 aud dann verwirkt, wenn ein: in. Art..:348. bezeichneter 
Gegenftand in der Abfiht, dadurch einen in Art. 347 bezeichneten 
Segenftand in Brand zu ſetzen, in Brand geftedt, 3. B. ein in uns 
mittelbarer Nähe eines Wohngebäudes gelegenes Magazin in der Abs 
fiht in Brand gejtedt wurde, um dadurch das Wohngebäude in Brand 
zu ſetzen.) 

Art. 350, | Ä 

Die Beflimmungen der Art. 347—349 kommen auch bei dem- 
jenigen, welcher eine Brandfliftung der in diefen Artikeln bezeih- 
neten Art an feiner eigenen Sache oder an einer fremden Sache 
im Einverfländniffe mit dem Eigenthümer verübt hat, dann zur 
Anwendung, wenn mit der Brandfiftung Gefahr für Menfchen 
oder das Eigenthum Dritter verbunden war. 

Wenn eine foldye Gefahr nicht vorhanden war, die Handlung 
aber zum Bwece eines Betruges oder einer Verletzung fremder 
Rechte verübt worden ift, fo tritt, vorbehaltlich der durd den Br- 
trug etwa verwirkten höheren Strafe, Gefängnifftrafe nicht unter 
ſechs Monaten cin, womit Geldfirafe bis zu taufend Gulden, fowie 
die im Art. 28 bezeichneten Straffolgen verbunden werden können. 

Der Verſuch dieſes Vergehens ift firafbar. 

Diefer Artikel dehnt in Abſ. 1 in Folge der zu Art. 342 erör- 
terten leitenden Grundfäge die Beftimmungen der Art. 347—349 auf 
denjenigen, welcher eine Branbftiftung der in biefen Artikeln bezeiche 


*) Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd.11S. 200 u. 201, Verhdl. d. Geſetzg.⸗ 
Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 1 ©. 431-434 u. Bd. IS. 1508-467, 
Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II S. 198, u. Beil. Bd. 11 ©. 79, 94 
u. 446, Verhdl. d. Geſetzgeb.-Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 183., Beil. 
S. 223—226 u, Prot.Bb, I S. 347—350 u. Bd, IT ©, 129. 
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neten Art an feiner eigenen Sache verübt bat, in dem Falle ans, daß 
mit ber Brandftiftung Gefahr für Menfhen ober das Eigenthum 
Dritter verbunden war. Es handelt fi hier nur um eine Ausdehnung 
ber Beftimmungen der Art. 347—349 in biefer beftimmten Richtung. 
Mit Ausnahme des Punktes, daß es fi Hier nit um die Brand: 
ftiftung au ciner fremden, fonbern um bie an ber eigenen Sade 
handelt, müffen deshalb alle Vorausfegungen jener Artikel gegeben fein. 
Insbeſondere fallen aud) unter den gegenwärtigen Artifel nur Brand: 
fliftungen an ben in jenen Artileln bezeichneten Gegenfländen. Wer 
ihm gehörige Mobilien in Brand ftedt, ift mithin nach bem gegen: 
wärtigen Artikel nur dann ftrafbar, wenn bie Vorausfegungen bes 
Art. 349 gegeben, wenn nämlich bie in Brand geftedien Mobilien 
vermöge ihrer Lage und Befchaffenheit geeignet find, einen ber in 
Art. 347 und 348 bezeichneten Gegenftände in Brand zu ſetzen, und 
er zugleich, indem er fie in Brand ftedte, bie Abſicht hatte, baburd 
einen foldyen Gegenjtand in Brand zu feßen. 

Auch Abf. 2 enthält nur eine Ausdehnung ber frühern Bejtim: 
mungen über Branbdftiftung auf einen weitern Fall der Brandſtiftung 
an eigenen Sachen, nämlich auf den Fall, daß mit einer Branbftiftung 
ber vorbezeichneten Art zwar feine Gefahr für Menſchen oder das 
Eigentum Dritter verbunden war, die Handlung aber zum Zwede 
eines Betrugs oder einer Verlegung frember Rechtt verübt wurde. 
Auch Hier müfjen deshalb, damit Art. 350 Abf. 2 anwendbar ei, 
im Uebrigen alle gefeglihen Vorausfegungen einer firafbaren Brands 
ftiftung gegeben fein. Namentlid findet das, was ih im vorigen Ab: 
fage bezüglich des alles, daß Jemand ihm gehörige Mobilien in 
Brand ftedte, bemerkt habe, auch bier volle Anwendung. Wer feine 
weit über ihrem Werthe verfierten Mobilien in der Abſicht, ſich zum 
Nachtheile der Berficherungsgefellichaft einen rechtswidrigen Vortheil 
zu verfhaffen, in Brand febt, Fällt unter die gegenwärtige Beſtimmung 
nur dann, wenn zugleich die Vorausfeßungen bes Art. 349 gegeben 
find. In folden und ähnlichen Fällen werben übrigens faſt immer 
bie Merkmale einer fonftigen ftrafbaren Handlung, namentlidy eines 
Betrugs oder des in Art. 330 vorgefehenen Vergebens, gegeben fein, 
fo daß alfo der Thäter doch nicht ftraffrei ausgeht. Bei Abf. 2 Hatte 
man borzugsmweife die im neuerer Zeit fo häufig zu dem Zwecke, ſich 
einen rechtswidrigen Vortheil zum Nachtheile von Verſicherungsgeſell⸗ 
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fhaften zu verfchaffen, vorgelommenen: Brandftiftungen im Auge. Das 
Geſetz ift jedoch hierauf nicht beſchränkt, fondern umfaßt alle zum 
Zwede bes Betrugs oder einer Verlegung fremder Rechte vorgenom⸗ 
menen Brandftiftungen. Im letztern Yale ift nicht einmal die Abficht, 
fi oder einem Dritten einen redhtswibrigen Vorteil zu verfchaffen, 
gefordert. Es genügt die Abficht, bie Rechte eines Dritten zu verlegen, 
wenn hieraus auch bem Thäter gar kein Vortheil entfpringt, berfelbe 
etwa nur aus Bosheit hanbelt. 

Dem Eigenthümer ift berjenige, welcher eine Brandftiftung an 
einer fremden Sache im Einverftändniffe mit dem Eigenthümer ber- 
felben verübt bat, gleichgeftellt, und zwar ſowohl bei dem in Abf. 1, 
als auch bei dem in Abſ. 2 vorgefehenen Falle, da, wie bereits be⸗ 
merkt, auch im zweiten Falle alles dasjenige, was im erften gilt, An: 
wendung findet, mit Ansnahme bes einzigen Punktes, daß, während 
im erften Falle mit ber Branbdftiftung Gefahr für Menfchen oder das 
Eigenthum Dritter verbunden gemefen fein muß, ftatt defjen im zweiten 
Valle gefordert ift, daß die Brandftiftung zum Zwede eines Betrugs 
ober einer Verlegung frember Rechte verübt wurbe.') 


Art. 351. 


Wenn der Brandſtifler das ausgebrochene Feuer ſogleich 
wieder gelöfcht hat, fo daß ein weiterer Schaden nicht eniflanden 
ift, fo fol auf Gefängniß bis zu einem Jahre erkannt werden. 

Diefer Urtikel fegt voraus, daß das Teuer wirklich ausgebrochen 
war, nämlich nicht nur das Brandmaterial, fondern ein in Art. 347 
ober 348 bezeichneter Gegenſtand oder doch wenigftens eine Sache ber 
in Art, 349 bezeichneten Art in Brand geſetzt worden if. War bies 
noch nicht der Fall, war blos das Brandmaterial in Brand gefet 
und bat der Thäter dasfelbe wieder freiwillig gelöfcht, ehe fi das 
Feuer einem ber vorerwähnten Gegenftände oder Sachen mittheilte, fo 
liegt nur ein nach Art. 47 firaflofer Verſuch vor, weil bie Vollendung 
nit wegen äußerer vom Willen des Thäters unabhängiger Umftände, 
fondern in Folge einer Handlung des Thäters unterblieben if. In dem 


) Verhdl. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II S. 201, Verhdl. d. Ge: 
ſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd, I ©. 434 u. 435 u. Bd. II ©. 158 
—160, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. II ©. 198 u. 199 u. Beil. 
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in Art. 351 vorgeſehenen Falle iſt alſo immer bereits einiger Schaden 
eutſtanden, nämlich derjenige, welcher mit dem Inbrandſetzen unmittel: 
bar verbunden iſt. Dieſer Schaden ſoll aber dem Brandſtifter die Mög: 
lichkeit nicht nehmen, eine wefentlice Minderung der ihm drohenden 
Strafe dadurch herbeizuführen, daß er das ausgebrodene Teuer je: 
gleich felbft wieder löſcht und dadurch weitern, als den ermähnten 
Schaden verhindert. Hat das Feuer fhon weiter um ſich gegriffen und 
ift alfo fchon ein weiterer, als ber erwähnte Schaden entftanben, je 
findet Art. 351 Feine Anwendung, wenn gleich der Thäter bemüht 
er das ai wieder zu löſchen.) 


Art. 352. 

Wer durch Sahrläffigkeit einen Brand der in den Art. 347, 
348 und 350 Abf. 1 bezeichneten Art verurfadht, fol, wenn durch 
den Brand ein Menſch das Feben verloren oder eine der in Art. 
239 Abf. 1 bezeichneten Befchädigungen erlitten hat, mit Geſängniß 
bis zu drei Jahren oder an Geld bis zu fünfhundert Gulden, an- 
dernfalls mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu 
zweihundert Gulden befiraft werden. 

Wurde das ausgebrocene Feuer fogleich wieder gelöſcht, fo 
dag ein weiterer Schaden nicht eniflanden iſt, fo unterbleibt die 
Beftrafung. 

Die fahrläffige Veranlaffung eines Brandes ift nur dann mit 
Strafe bedroht, wenn ein Brand ber in ben Art. 347, 348 und 350 
Abſ. 1 bezeichneten Art verurfaht wurde. Urt, 349 ift hiebei nicht 
allegirt. Art, 352 findet mithin auf denjenigen, welcher Sadyen, bie 
vermöge ihrer Lage und Beſchaffeuheit geeignet find, das Feuer einem 
in Urt. 347 oder 348 bezeichneten Gegenftande mitzutheilen, dur 
Tahrläfjigkeit in Brand gefeßt hat, dann Feine Anwendung, wenn fid 
bad Feuer nicht einem ſolchen Gegenftande wirklich witgetheilt bat. 
Bon Art. 350 wurde nur Abf. 1 allegirt, weil in dem in Abf. 2 
bes Art. 350 vorgefehenen Falle zum Thatbeftande verlangt ift, daß 
die Brandftiftung zum Zwede eines Betrugs oder einer Verletzung 


) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. IT S. 201, Verb. d. Geſetzg. 
Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bo. II ©. 160, Verbdl. d. K. d. Abg. v. 18%, 
Beil, Bd. IS. 94, Verhdl. * Geſetzg.⸗Ausſch. db. K. d. Reicherathe v. 18%, 
Beil.S, 227 u. 228 u. Prot.Bo. 1 ©. 351—353. 
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fremder Rechte verübt wurde, dies aber immer eine vorſätzliche Hand⸗ 
lung vorausſetzt. 


Die Worte „dur den Brand“ wurden ftatt ber im frühern 
Entwurfe gebrauchten Worte „in Folge desfelben“ geſetzt, um zweifel 
08 auszubrüden, daß bie höhere Strafe des gegenwärtigen Artifels 
nur dann Platz greift, wenn zwifchen ber fahrläffigen Veranlaffung 
bes Brandes und dem Tode ober der im Artikel bezeichneten ſchweren 
Beſchädigung eines Menfhen ein KRaufalzufammenhang befteht, Die 
höhere Strafe greift mithin z. B. dann nicht Plak, wenn Jemand 
während des Brandes von einer Feuerſpritze überfahren wurde ober 
beim Löſchen verunglückt iſt und in Folge deſſen fein Leben verloren 
oder eine Beſchädigung der im Geſetze bezeichneten Art erlitten hat.’ 
Dabei verftcht e8 fich aber von felbft, daß der geforderte Kauſalzu— 
fammenbang nit blo® dann, wenn ein Menfdy verbrannt ober durch 
bas Feuer felbft in der im Geſetze bezeichneten Weife beſchädigt worden 
ift, fondern z. B. auch dann beſteht, wenn Jemand bei der Flucht aus 
dem breimenden Haufe von einem herabftürzenden Balken erfchlagen worden 
oder wenn Jemand, um ſich zu retten, aus einem Fenſter bes brennen: 
den Haufes gefprungen ift und ſich biebei fo beſchädigte, daß ber Tob 
eintrat. Ob biefer Zuſammenhang im einzelnen Falle anzunehmen fei, 
ift eine nad den Umftänden zu entſcheidende Thatfrage. 

Bezüglich des zweiten Abſatzes verweife ih auf das zum vorigen 
Artikel Bemerkte.') 

Art. 359. 

Die in den Art.347, 348, 350 und 352 beftimmten Strafen Set 
kommen nad den dort aufgeflellten Unterfcheidungen auch gegen a * 
denjenigen zur Anwendung, welcher durch Gebraud) von Pulver 
oder ähnlich wirkenden Stoffen Gebäude, Schiffe, Magazine oder 
Bergwerke ganz oder theilweife zerſtört oder eine ſolche Berſtörung 
an anderen Mäumlichkeiten verübt, im welchen fi zur Beit der 
That oder der Erplofion Alenfchen. aufhalten. 

Hier handelt es ſich blos um ein anderes zur Zerftörung ange⸗ 
wenbetes Mittel. - Im Uebrigen fließt fich der gegenwärtige Artikel 


») Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, ©b. 16. 435 u. 
436 u. Bb. II ©. 160 u. 161. 
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an bie vorhergehenden fo unbedingt an, daß zu weitern Bemerkungen 
feine Beranlaffung gegeben ift. 
Art. 354. 

Wer rechtswidrig durch Befhädigung von Dämmen oder auf 
andere Weife mit Gefahr für fremdes Eigenthum eine Heberfchwem- 
mung verurfacht, fol mit Gefängniß, womit Geldfirafe bis zu tau- 
fend Gulden verbunden werden kann, und wenn eine Eigenthums- 
befhädigung im Betrage von mehr als taufend Gulden verurfadt 
wurde, mit Buchthaus bis zu ſechzehn Jahren beftraft werden. 

Buchthaus nicht unter acht Iahren tritt ein, wenn durch 
die Heberfchwenmung Gefahr für Menfchenleben oder für bewohnte 
oder den Wohngebäuden geſctzlich gleihgefiellte Gebäude oder Käum- 
lichkeiten (Art. 277) herbeigeführt wurde. 

Der Berfuch des im Abſatz 1 bezeichneten Bergehens if 
ſtrafbar. 
Art. 355. 


Wer eine Heberfhwenmung (Art. 354) durch Sahrläffigkeit 
verurfacht, foll, wenn in Folge derfelben ein Menſch das Leben ver- 
loren oder eine der inArt. 239 Abf.1 bezeichneten Befchädigungen 
erlitten hat, mit Gefängnif bis zu drei Jahren oder an Geld bis 
zu fünfhundert Gulden, andernfalls mit Gefängnif bis zu einem 
Jahre oder an Geld bis zu zweihundert Gulden befiraft werden. 

Die vorftehenden Artikel beziehen ſich auf jede Ueberſchwemmung, 
die mit Gefahr für fremdes Eigenthum rechtswidrig verurſacht wurde, 
indem Art. 354 zwar den Fall ber Beſchädigung von Dämmen befon- 
ders anführt, zugleih aber ganz allgemein „ober auf andere Weiſe“ 


beifügt und Art, 355 ohne Einſchränkung auf die Begriffsbeſtimmung 


bes Art. 354 verweiſt. Diefe Artikel find alfo namentlih auch bamt 
anwendbar, wenn bie Ueberſchwemmung durch Befhäbigung von Schleufen, 
Aufftauen des Waſſers oder in ähnlicher Weife verurfacht wurde. Die 
Ueberſchwemmung muß mit Gefahr für fremdes Eigentbum, alſo 
in ber Art verurfacht worben fein, daß durch bie Handlung des Thäters 
fremdes Eigentum überhaupt oder doch in größerm Maße, als es 
fonft ber Fall gewefen wäre, vom Waſſer überfirömt ober burd, bie 
in feiner unmittelbaren Nähe verurfachte Ueberſchwemmung in Gefahr 
gefeht wurde. Bon welcher Art das gefährdete Eigentbun war, ob es 
in Wohn: und fonftigen Gebäuden, Aedern, Wiefen, Walbungen oder 
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fonftigen Ländereien beſtand, ob es gang britten Perfonen oder zum 
Theile audy dem Thäter felbft gehörte, ob es burd das Waller blos 
überftrömt ober durch die Ueberſchwemmung noch weiter bejchäbigt oder 
ob es durch die in feiner unmittelbaren Nähe verurfachte Ueberſchwem⸗ 
mung in fonfliger Weife gefährdet, 5. B. ein Gebäude an feinen Fun— 
damenten beſchädigt wurde, ift für ben Thatbeftand gleichgiltig. — 
Der Thäter muß rechtswidrig gehandelt haben. Ein Wafferwerföbe: 
fitzer, der berechtigt ift, das Waſſer bis zu einer gewiſſen Höhe zu 
ftatren, oder ſich wertigftens im Beſitze dieſes Rechts befindet, handelt 
nicht rechtswidrig, wenn er biefes Recht ausübt und hiedurch fremdes 
Eigenthum überfhwemmt. — Das Reat ift vollendet, ſobald eine Leber: 
ſchwemmung mit Gefahr für fremdes Eigenthum verurfadht wurbe, 
Die Ausführung wird angefangen durch jede Handlung, weldye zu dem 
Zwede, eine Ueberſchwemmung zu derurfachen, vorgenommen wurbe. 
Die Strafe der vorfäglichen VBerurfahung einer Ueberſchwemmung 
ift fowohl nad der Größe des durch die Ueberſchwemmung verurfachten 
Schadens, als aud mad) der Gefahr, welche durch biefelbe für Menfchen- 
leben oder für Wohngebäude oder denſelben gefetlich gleichgeftellte ſon— 
ftige Gebäude oder Näumlichleiten herbeigeführt wurde. Der letztere 
Fall ift der mit der höchſten Strafe bedrohte und es kömmt deshalb, 
wenn berjelbe vorliegt, auf die Größe des verurfahten Schadens nicht 
an. Die Strafe des Abſ. 2 ift verwirkt, wenn durch die Ueberſchwem⸗ 
mung auch nur das Leben eines einzigen Menſchen ober ein einziges 
Gebäude oder eine einzige Räumlichkeit der im Geſetze bezeichneten 
Art gefährdet wurde, und zwar felbit dann, wenn durch bie Ueber- 
ihwemmung fein eigentlicher wirklidier Schaben verurſacht worden iſt. 
Liegt der im Abf. 2 vorgefehene Fall nicht vor, jo richtet fich die 
Strafe nad der Größe des. durch die Ueberſchwemmung an frembem 
Eigenthume verurfachten Schadens. Bon felbft verſteht es fich, daß 
auch Hier zwifchen der Ueberſchwemmung und dem eingetretenen Schaden 
ein Kanfalzufammtenhang beftehen muß. Im Falle des Art. 355 tritt 
die höhere Strafe nur dann eim, wenn in Folge der durch Fahrläfe 
figkeit verurfachten Ueberſchvemmung ein Menſch das Leben verloren 
oder eine ber in Art. 239 Abſ. 1 bezeichneten Beſchädigungen erlitten 
bat. War dies nicht der Yall, hat aber Jemand in Folge ber Ueber: 
ſchwemmung eine geringere Beſchädigung erlitten. ober find durch dies 
felbe Menſchenleben oder Gebäude gefährdet worden, fo ift hierauf, 
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fowie auf bie Größe bes verurſachten Schabend bei ber Strafaud- 
mefjung geeignete Rüdficht zu nehmen.') 


Art. 356. 


Wer widerrectlich die Möglichkeit der Benützung einer zum 
öffentlichen Gebrauche beſtimmlen Eifenbahn aufhebt oder befchränkt 
oder einen Transport auf derfelben ganz oder theilweife verhindert, 
foll mit Gefängniß nicht unter drei Monaten befiraft werden, wo- 
mit Geldfirafe bis zu fünfhundert Gulden verbunden werden kann. 


Der Verſuch diefes Wergehens ift firafbar. 
Art. 357. 


Wer an Eifenbahnen, deren Transportmitteln oder anderem 
Bubehör ſolche Befchädigungen verübt oder durch Auffiellen, hHin- 
legen oder Hinwerfen von Gegenfländen auf die Fahrbahn, durd 
Verrücken von Schienen, durch falfche Beichen oder Signale oder 
auf andere Weife folcye Hinderniffe oder Störungen bereitet, daß 
dadurd der Transport auf der Bahn in Gefahr gefegt wird, if 
mit Buchthaus bis zu zwölf Iahren zu befirafen. 

Hat in Folge der Chat ein Menfc das £eben. verloren oder 
eine der in Art. 239 Abf. 1 bezeichneten Befchädigungen erlitten, 
fo ift auf Buchthaus nicht unter zwölf Fahren zu erkennen. 


Art. 358. 


Wer widerrechtlid, die Benützung einer vom Stante oder von 
Privaten mit Genehmigung des Staates errichteten Selegraphenan- 
ſtalt durch Wegnahme oder Befhädigung der Drahtleitung oder 
anderen Bugehörungen des Telegraphen, durd; Verbindung fremd- 
artiger Gegenflände mit der Prahtleitung, Sälſchung der durch den 
Telegraphen gegebenen Beichen oder auf andere Weile flört oder 
unmöglid macht, ift mit Gefängnif bis zu zwei Jahren und wenn 
die Chat in rigennüßiger oder betrügerifcher Abficht oder zur Ber- 


Verhdl. d. Gefeßg.:Ausfh. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 1S. 437 u. 438 
u. ®d. I ©. 162 u. 163, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. I S. 19 
u, Beil.Bb. II ©. 79 u. 446, Verhdl. d. Geſetzg.⸗Ausſch. db. K. d. Neichsräthe, 
Beil,S, 229 u, 230, Prot.Bb. 1 S. 353—356 u. Bb, II ©, 129. 
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eitlung obrigkeitlicher Anordnungen gefchehen iſt, mit Gefängnik 
nicht unter drei Monaten zu befirafen. 
Der Verſuch dieſes Vergehens ift firafbar. 


Art. 359. 


Wird eine der in den Art. 356—358 bezeichneten Hand- 
lungen aus Fahrläffigkeit begangen, fo foll der Schuldige, wenn in 
Folge deffen ein Menſch das Feben verloren oder eine der in Art. 
239 Abf. 1 bezeichneten Hefchädigungen erlitten hat, mit Gefäng- 
niß bis zu drei Jahren oder an Geld bis zu fünfhundert Gulden, 
andernfalls mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder an Geld bis 
zu zweihundert Gulden beflraft werden. | 


Art. 360. 


Wird ein Bedienfteter einer Eifenbahn- oder Eelegraphenan- 
flalt nach den Beftimmungen der Art. 356, 358 oder 359 zu einer 
©efängniffirafe verurtheilt, fo ift zugleich der Werluft feines Dienfles 
auszufprechen. 

Aud kann derfelbe für unfähig zur Wiederverwendung im 
Eifenbahn- oder Celegraphendienfte erklärt werden. 

Das Sehtere findet auch Anwendung wegen jeder nad; den 
Beftimmungen des Art. 357 verwirkten Buchthausfirafe. 

Borftehende Artikel enthalten befonbere Beftimmungen über 
wiberrechtlihe Handlungen in Bezug auf Eifenbahnen und Telegraphen: 
Diefelben ſehen aber nur folhe Handlungen vor, durch welche bie 
Möglichkeit der Benübung einer Eifenbahn aufgehoben oder beſchränkt, 
ein Transport auf berfelben ganz oder theilmeife verhindert oder im 
Gefahr geſetzt oder die Benütung einer Telegraphenanftalt geftört ober 
unmöglih gemacht wird. Beſchädigungen einer Gifenbahn ober eines 
Telegraphen und deren Zugehörungen, durch welche feiner ber ange: 
führten Erfolge herbeigeführt werben Tann, wie 3. B. eine bie Be: 
nüsung der Eiſenbahn nicht ftörende oder gefährbende Beſchädigung 
eines Eifenbafndammes, eines Eifenbahnmagens oder eines fonftigen 
Zubehörs einer Eifenbahn oder eine die Benützung eines Telegraphen 
nicht ftörende Beſchädigung eines Zubehörs eines folhen, fallen mithin 
nicht umter biefe Artikel, fondern unter bie allgemeinen Beftimmungen 
über Eigenthumsbefhäbigung oder je nad den Umftänden unter fons 
flige Strafbeftimmungen, wie z. B. unter jene über Diebſtahl, wenn 
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eine rechtswibrige Zueignung einer fremden beweglichen Sache ſtattge⸗ 
funden hat. Dagegen fallen unter die gegenwärtigen Artikel auch folde 
Handlungen, in benen Feine eigentliche Beſchädigung ber Eifenbahn 
oder bed Telegraphen oder ihrer Zugehörungen liegt, wenn dieſelben 
nur einen ber erwähnten Erfolge herbeizuführen geeignet waren, mie 
3: B. das den Transport auf ber Bahn gefährbende Hinlegen eines 
Gegenſtandes auf die Fahrbahn, die Störung ber Benützung eines 
Telegraphen durch Fälfhung der durch denjelben gegebenen Zeichen u. dgl. 

Die vorftehenden Artifel find auf alle zum öffentlichen Gebrauche 
beftimmten Eifenbabnen, gleichgiltig wem biefelben gehören, ſowie nicht 
blos auf die vom Staate, fondern auch auf bie bon Privaten mit Ges 
nebmigung des Staats errichteten Telegraphenanftälten anwendbar. 
Unter den in Art, 360 genannten Bedienfteten einer Eifenbahn= ober 
Telegraphenanftalt find deshalb nicht bios bie Deamten und jonjtigen 
Bebienfteten ber Staatseifenbahnen und bes Staatstelegraphen, fondern 
auch die Beamten und Bedienfteten von Eifenbahnen und Telegrapben 
zu verftehen, welche Gefellipaften, Gemeinden ober Privaten gehören, 
vorausgefeht, daß erftere zum äffentlihen Gebraude beſtimmt und 
legtere mit Genehmigung des Staates errichtet find. Die Beſtimmung 
bes Abſ. 1 bes Art. 36N auch auf den Tall ber Verurtheilung zu 
Zudthausftrafe auszubehnen, hielt man nicht für nöthig, weil bei ben 
Beamten und Bedienfteten der Staatseifenbaßnen und bes Staate- 
telegrapben im Halle der Verurtheilung zu Zucthausftrafe der Berluft 
bes Dienftes ohnedies nach Art. 28 eintritt, bei Bedienſteten anderer 
Eifenbahnen und Telegraphen aber in diefem Falle das Dienſtverhältniß 
wohl immer ſchon durch bie Straferftehung aufgelöft wirb und eine 
fpätere Wieberverwenbung wenigftens dann, wenn bas Gericht von ber 
ihm durch Abſ. 2 und 3 eingeräumten Befugniß Gebraud gemacht 
bat, fo lange, als dieſe Folge befteht, nicht möglich ift. 

Art. 856 und 357 unterfheiden fi) dadurch, daß Art. 357 
Handlungen vorausfeht, durch welche der Transport auf der Bahn in 
Gefahr gefeht wird, während Art. 356 dann Anwendung findet, werm 
ohme foldhe Gefährbung des Transportes bie Möglichkeit der Benũtzung 
ber Bahn aufgehoben oder befchränlt ober ein Transport auf derfelben 
ganz ober theilmeife verhindert worben if. War Beides ber Yall, 
ift durch das, was ber Thäter getban hat, fowohl bie Möglichkeit ber 
Venutzung ber Bahn aufgehoben oder befehränft oder ein Transport 


Strafgefe, Artikel 356--360. 267 


ganz ober theilmeife verhindert, als auch zugleich der Transport auf 
der Bahn in Gefahr gefegt morben, fo treten natürlich bie höheren 
Strafen ded Art. 357 ein. Art. 356 ſpricht allgemein von Aufhebung 
ober Beſchränkung ber Möglichkeit der Benüyung einer Eiſenbahn oder 
ber Verhinderung eines Transported auf derſelben. Es kömmt alfe 
darauf nicht an, ob eine wirklich beabfichtigte Benützung ber Bahn 
unmöglich gemacht oder ein wirklich beabfiätigter Transport verhindert 
wurbe. Die Strafe ift verwirft, wenn es auch zur Zeit ber in Felge 
ber inkriminirten Handlung eingetretenen Störung wicht beabfichtigt 
war, einen Zug abgehen zu laſſen ober die Bahn in fonfliger Weife 
zu benüßen, ivenn man nur, falls man zu biefer Zeit bie Bahn hätte 
benühen ober einen Transport abfertigen wollen, überhaupt hierin bes 
ſchränkt oder hieram gehindert geweſen wäre. 

Art. 357 fpricht allgemein von dem Falle, daß durch Defchä: 
bigungen an Eifenbaßnen, deren Transportmitteln oder anderem Zubehör 
ober burd; fonitige Bereitung von Hinderniſſen oder Störungen ber 
Transport auf der Bahn in Gefahr gefegt wird. Ob zur Zeit ber 
That ein Zug abgefertigt war ober nach dem Fahrplane abgefertigt 
werben follte, ob überhaupt ein fürmlicher Zug ober z. B. nur ein 
Transport leerer Wägen ober einer Lolomotive in Gefahr gefekt wurde, 
iſt gleichgiltig und mußte für den Gefebgeber gleihgiltig fein, weil 
auch in den lehterwähnten Fällen Menſchenleben und fremdes Eigens 
thum gefährdet find, bei Feſtſtellung ber zum Thatbeſtande geforberten 
Momente es aber auf bie Größe ber Gefahr nicht ankommen kann 
vielmehr die Möglichkeit ber Beſchädigung eines Menſchen oder fremben 
Eigenthums genügt und bieje immer vorliegt, ſobald ber Transport 
auf der Bahn in Gefahr gefept wird. Bei der Strafausmeflung if 
allerbing® auf die Größe ber bereiteten Gefahr und bie größere ober 
geringere Wahrfcheinlichkeit einer wirklichen Beſchädigung geeignete 
Rüdficht zu nehmen. 

Bas oben bezüglid der Anwendbarkeit des Art. 356 bemerkt 
murde, gilt auch hinſichtlich des Art. 358, der gleihfalls in ganz all⸗ 
gemeiner Weiſe davon ſpricht, daß die Benäbung einer Telegraphen- 
anftalt geftört oder unmöglid gemacht wurde. Auch bier kömmt es 
deshalb nicht darauf an, ob zur Zeit ober während der Dauer ber 
Störung bie Telegraphenanftalt wirklich benägt werden wollte ober 
nicht. 
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In den Art. 357 und 358 find verſchiedene einzelne Hand: 
lungen aufgezählt, durch welche die bier vorgefehenen Rente verübt 
werben Eönnen. Diefe Aufzählungen find jeboch nur eremplififativ, was 
durch Beifügung der Worte „ober auf andere Weiſe“ ausgebrüdt ift. 
So kann z. B. das in Art. 357 vorgefchene Reat auch dadurch, daß 
die Stellung eines Wechſels verändert oder überhaupt .ein Wechſel un: 
richtig geitellt wird, durch Unkenntlichmachen oder fonftiges Verbindern 
von Signalen u. dgl. verübt werben. Hiebei muß insbefondere beady 
tet werben, daß die Eijenbahntelegraphen hier in doppelter Beziehung 
in Betracht kommen. Diefelben find nämlich infoweit, als fie beſtimmt 
find, für den Eifenbahnbetrieb Zeigen zu geben ober Mittheilungen 
zu machen, offenbar Zubehör der Eifenbahn, während fie in ſoweit, 
als fie zur Beförderung fonftiger Depefchen beuügt werden, als ge: 
wöhnliche Telegrapben erfcheinen. Derjenige, welcher dadurch, daß er 
die Benüsung eines Cifenbahntelegraphen ftört oder unmöglid macht, 
bie Möglichkeit der Benützung einer Eifenbahn aufhebt oder befchränft 
oder einen Transport auf. berfelben ganz oder theilweife verbinbert, 
beziehungsweife den Transport auf der Bahn in Gefahr bringt, ift 
beshalb nicht nach Art. 358, fondern nad Art. 356 beziehungsmeife 
357 zu beftrafen. 

Die in Abſ. 2 des Art. 357. angebroßte höhere Strafe tritt 
ein, jobald ein Menſch in Folge ber That, durch welche ber Transport 
auf ber Bahn in Gefahr gefekt wurde, das Leben verloren ober eime 
ber in Art, 239 Abſ. 1 bezeichneten Beſchädigungen erlitten bat, gleich: 
giltig, ob der Thäter dieſen Erfolg als wahrſcheinlich vorausfehen 
fonnte eder nicht. Ergibt fi) aus den Umftänden, daß ber Thäter bie 
Abſicht hatte, durch feine Handlung ben Tod eines Menfchen herbei: 
zuführen, und bat er bie That mit überlegtem Entſchluſſe ausgeführt, 
fo ift er wegen Morbes zu beftrafen, 

Auch Art. 358 ftuft die Strafe ab, jedoch nicht nah dem Er: 
folge, fondern nad ber Abſicht des Thäters. Bei ben unter biefen 
Artikel fallenden Handlungen tritt deshalb felbjt dann eine höhere 
- Strafe nit ein, wenn in Folge der That ein Menſch das Leben ver: 
loren Hat. Was ich fo eben für den Fall, daß ber Thäter bie Tödtung 
beabfichtigte, bemerkt habe, greift übrigens natürlih aud bier Platz. 
Art, 358 ſpricht ganz allgemein von Vereitlung obrigkeitliher Anord⸗ 
nungen, ohne zu unterfcheiben, von welchen Behörden die Anorbnungen 
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ausgehen, oder welchen Gegenftanb biefelben haben. si darf. deshalb 
auch bei ber. Anwenduug des Geſetzes nicht unterſchieden werden. Ob 
der Thäter ſeinen Zweck erreichte, iſt gleichgiltig. Die Höhere Strafe 
iſt verwirklt, wenn der Thäter in der im Geſetze angegebenen Abſicht 
oder zu dem daſelbſt angegebenen Zwecke die Benügung des Telegraphen 
gejtört oder unmöglih gemacht hat. Zu bemerken iſt no, daß imter 
ber in Art. 358 angeführten Falſchung der durch den Telegraphen 
gegebenen Zeichen nur ein Mittel, die Benützung bes Telegraphen zu 
ſtören oder unmöglich zu machen, nicht aber die Fälſchung der tele- 
graphifchen Depeſchen zu verftehen ift. Won letzlerer ift überhaupt hier 
feine Rede, diefelbe iſt vielmehr je nad den Umftänden nad) den fon: 
ftigen Beftimmungen des Strafgeſehbuchs, insbefondere nach jenen über 
Fälfhung und Betrug umd ‘den bezüglichen Beſtimmungen ded bier 
und zwanzigſten Hauptjtüces, zu beurtheilen. 

Art. 359 fließt ſich unbedingt an die vorhergehenden Artikel 
an, unter denſelben fallen mithin alle durch Fahrläffigkeit begangenen 
Handlungen, welde, wenn fie vorfäglic begangen worden WOREN, unter 
einen. ber vorhergehenden Artikel fallen würden.!) 


Art. 361. 


Wer die zur Sicherheit der Schiff- und Slopfahrt —⸗ — 
Feuerzeichen oder andere zu dieſem Zwecke aufgeſtellte Deichen zer- Fortan. 
ſtört, wegſchaſſt oder unbrauchbar macht oder falſche Beichen, welche 
geeignet find, die Schiff- oder Floßſahrt unficher zu machen, auf- 
fellt, wird mit Gefängniß nicht unter drei Monaten beftraft. 

Der Verſuch dieſes Vergehens if firafbar. 

Ih in Solge der Chat ein Schiff oder Floß gefcheitert, o 
tritt Zuchthausſtraſe bis zu acht Jahren, und wenn dadurd). ein 
Menſch das Leben verloren oder eine der in Art. 239 Abf. 1 be- 
zeichneten Befchädigungen erlitten hat, Buchthausftrafe bis zu 3wan- 
3ig Jahren ein. 

Liegt der Handlung Fahrläffigkeit zu Grunde u. if dad 


') Berh. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil. d. S; 201m. 202, Verh. d, 
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ein Schaden entſtanden, fo if auf Gefängniß bis zu ſechs Monaten 
oder Geidfirafe bis zu zweihundert Gulden, wenn aber in Folge 
der Handlung ein Mlenfd das ſeben verloren oder eine der im 
Art. 239 Abf. 1 bezeichneten Befchädigungen erlitten hat, auf &e- 
fängnig bis zu Drei Jahren oder Geldfirafe bis zu fünfhundert 
Gulden zu erkennen. 

Art. 362. 


Wer das Scheitern oder Sinken eines Schiffes oder Floßes 
bewirkt und dadurch Gefahr für das Feben eines Andern herbei- 
führt, wird mit Buchthaus bis zu zwölf Jahren und wenn dadurch 
ein Menſch das Feben verloren oder eine der in Art. 239 Abf. 1 
bezeichneten Befchädigungen erlitten hat, mit Buchthaus nicht unter 
acht Iahren befiraft. 

Kiegt der Handlung Sahrläffigkeit zu Grunde, fo treten die 
in Art. 361 Abf. 4 beſtimmten Strafen nach den dort aufgefellien 
Anterfcheidungen ein. 

Die vorftehenden Artikel haben das mit einander gemein, baf 
in beiben Handlungen vorausgefeßt werben, welche die Schiff: ober 
Floßfahrt gefährden. Sie unterfcheiden fid) aber wefentlid ſowohl durch 
bie zum Thatbeſtande geforberte Handlung, als aud buch die biezu 
geforderte Abfiht. Das in Art. 361 vorgefehene Rent liegt nämlid 
nur dann vor, wenn bie zur Sicherheit ber Schiffe oder Floßfahrt bes 
fimmten Feuerzeichen ober andere zu diefem Zwecke aufgeftellte Zeichen 
zerftört, weggefchafft ober unbrauchbar gemacht, oder falſche Zeichen, 
meldye geeignet find, bie Schiff: oder Floßfahrt unficher zu machen, 
aufgeftellt worben find, während, von ber Abfiht abgefehen, unter 
Art. 362 jede Handlung fällt, durch welche das Scheitern oder Sinten 
eines Schiffes oder Flofles im folder Weife bewirkt worben ift, daß 
baburd Gefahr für das Leben eines Andern berbeigeführt wurde. 
Sowohl in Art. 361 Abſ. 1I—3 als auch in Art. 362 Abſ. 1 if 
zum Thatbeftande eine vorfägliche Handlung gefordert, bei dem in Art. 
361 vorgefehenen Reate genügt aber bie vorfägliche Vornahme einer 
der in Abf. 1 bezeichneten Handlungen, während zu dem in Art. 362 
vorgefehenen Reate die vworfäglihe Vornahme einer Handlung, welde 
das Scheitern oder Sinken eines Schiffes oder Floſſes zu bewirken 
geeignet ift, am fi nicht Hinreicht, zum Thatbeftande biefes Reates 
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vielmehr gefordert ift, daß ber Thäter die Abficht hatte, das Scheitern 
ober Sinten eines Schiffes oder Floſſes zu bewirken. Hieraus ergibt 
fi namentlich der Unterfchied, der zwifchen bem in Abf. 3 bes Art, 
361 vorgefehenen Falle und dem Falle bes Art. 362 Abſ. 1 beficht. 
In beiden Fällen: iſt vorausgefeht, daß ein Schiff oder Floß geſcheitert 
ift, beztehungsweife daß dadurch ein Menſch das Leben verloren oder 
eine der im Art. 239 Abf.-1 bezeichneten, Beſchädigungen erlitten hat. 
In Art. 362 iſt aber vorausgefeßt, daß die Abficht bes Thäters darauf 
gerichtet war, das Scheitern des Schiffes oder Floſſes zu bewirken, 
während in Art. 361 Abſ. 3 eine folde Abſicht nicht vorausgeſetzt 
iſt, das eingetretene Scheitern vielmehr nur als. eine: nicht beabfihtigte 
Folge der in Abſ. 1 bezeichneten Handlung in Betracht kommt, Des⸗ 
halb ift auch die Strafe im. Falle des Art. 361 Abſ. 3 niebriger, 
als in jenem bes Art. 362 Abſ. 1 gegriffen. Zum Thatbeſtande ‚des 
in Art: 362 Abſ. 1 vorgejebenen Verbrechens iſt außer dem abſicht⸗ 
lihen. Bewirken des Scheiterns oder Sinkens eines Schiffes: oder 
Floſſes noch weiter gefordert, daß baburd Gefahr für das Leben eines 
Andern herbeigeführt wurde, Auf dieje Gefährdung braucht jedoch bie 
Abſicht des Thäters nicht gerichtet geweien zu ſein. Das bier: vorge⸗ 
ſehene Verbrechen liegt vor, wenn nur das Scheitern, ober Sinfen 
eines Schiffes oder, Flofjes in der. Abſicht des Thäters lag und damit 
das Bewußtſein verbunden, war, daß dadurch ein fremibes „Leben „ges 
fährbet werden könne, Wurde durch das Bewirken bes Scheiterns ober 
Sinkens eines Schiffes oder Floffes keine Gefahr für das Leben eines 
Andern herbeigeführt, ſo liegt nur Eigentfumsbefchädigung von Hatte 
dagegen ber Thäter die Abſicht, durch das Bewirken des Scheiterne 
oder Sinkens eines Schiffes: nder Flofies ‚einen oder; mehrere  Menfchen 
zu tödten und hat er mit, überlegtem Entſchluſſe gehandelt, ſo liegt 
Mord vor, Die in Art, 364 Abſ. 8 und in Art, 362 Abſ. A für 
den Fall, daß ein. Menſch das Leben ‚verloren ober eine Beſchädigung 
der bort „bezeichneten Art erlitten bat ,.. angebrobte ‚höhere Strafe „ijt 
ohne Rückſicht darauf verwirkt, ob ‚biefer Erfolg als wahrſcheinlich 
vorauszuſehen war oder nicht. 

Das in Art. 361 Abſ. 1 vorgeſehene Vergeben iſt mit ber Zer— 
ftörung, Wegſchaffung oder Unbrauchbarmachung der daſelbſt bezeichneten 
Zeichen, beziehungsweife mit ber Aufſtellung falfcher, Zeichen ber bort 
bezeichneten Art wollendet, wenn auch eine wirkliche Benachtheiligung 
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ber Schiff⸗ oder Floßfahrt noch nicht eingetreten iſt. Das in Art. 362 
vorgeſehene Verbrechen iſt dagegen erſt vollendet, wenn das Scheitern 
oder Sinken eines Schiffes oder Floſſes wirklich bewirkt worden iſt. 
Hieraus und aus der obigen Erörterung der zum Thatbeſtande dieſer 
Reate geforderten Momente ergibt fi von felbft, in welden Fällen 
ein ftrafbarer Verſuch vorliegt. 

Abſ. 4 des Art. 361 und Mbf. 2 des Art. 361. enthalten 
Strafbeftimmungen wegen Fabrläffigkeit. Abf. 4 des Art. 361 verlangt 
zur Strafbarkeit ausdrüdli, daß durch bie aus Fahrläffigkeit vorge 
nommene Handlung ein Schaden entjtanden ift. Die dort angebrobten 
Strafen find mithin verwirft, wenn Jemand Zeichen der in Abi. 1 
bezeichneten Art, ohne der Eigenſchaft derſelben ſich bewußt zu feim, 
befeitigt oder unbrauchbar gemacht ober aufgeftellt und dadurch einen 
Schaden veranlaßt hat, den er zwar nicht beabjichtigte, aber body fahr: 
läffiger Weife deshalb verfchuldete, weil er foldhe Zeichen nicht bätte 
befeitigen, unbraudbar madyen oder aufftellen jollen, ohne fidy vorber 
über deren Zwed und Eigenfhaft Kenntniß zu verfchaffen. Das Ver 
geben des Abſ. 2 des Art. 362 Tiegt dann vor, wenn Jemand aus 
Fahrläſſigkeit das Scheitern oder Sinken eines Schiffes oder Floffes 
bewirft und dadurch Gefahr für das Leben eined Andern herbeigeführt 
hat. War Legtere® nicht der Fall, fo ift bie Handlung nur dann jtraf: 
bar, wenn fie unter ein anderes Etrafgefek fällt.) 


Art, 363. 


—— Wer, um Thiere Anderer zu tödten oder zu beſchädigen, 

(gm vor Weiden, Wiefen, Suttervorräthe, Biehtränken oder Teiche vergiftet 
oder eine anflechende Wichkrankheit verbreitet, foll mit Gefängnif 
nicht unter einem Iahre befiraft werden, womit Geldfirafe bis zu 
taufend Gulden verbunden werden kann. 


Wer den Einfuhrverboten, den Abfperrungs-, Auffihts- oder 
fonftigen Sicherungsmaßregeln, welche durch Verordnung oder ober- 
polizeiliche Vorfchrift zum Schuße gegen Eintritt, Verfchlimmerung, 


’) Verhbl, des Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. Ag. v. 18%, Bb.1 S. 441 u 
Bd. II S. 168—170, Verb. db. 8. db. Abg. v. 18%, Beil.Bd. TS. 199 u. 
200 u. Beil.Bd. IH S. 80, Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Reiherätbe v. 
182., Beil.S. 233—236 u. Prot. Bd. I S, 359-362 u. Bd. I S. 129, 
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Verbeitung oder Wiederkehr von anfleckenden Viehkrankheilen an- 
geordnet und öffentlich befonders bekannt gemacht worden find, 
oder den ihm perfönlic) kundgegebenen desfallfigen Anordnungen 
der zufländigen Orts- oder Difiriktspolizeibehörde vorfäßlich oder 
aus Sahrläffigkeit zuwiderhandelt, wird mit Arrefi oder an Geld 
bis zu hundert und fünßig Gulden und wenn in Folge der Bu- 
widerhandlung fremdes Vich von der Seuche ergriffen wurde, mit 
Gefängnig bis zu einem Jahre oder an Geld bis zu vierhundert 
Gulden beftraft. 

Unter Abf. 1 des Art. 363 fallen nur die hier fpeziell aufge: 
zählten Handlungen und auch dieſe nur unter der Borausfegung, daß 
fie in der Abficht, Thiere Anderer zu tödten oder zu befhäbigen, vor: 
genommen worden find. Namentlich ift diefe Abfiht aud) in dem Falle 
der Verbreitung einer anftedenden Viehkrankheit erforderlich. Es ergibt 
fid) dies nicht nur aus ber Yafjung des Geſetzes, fondern auch aus 
ber frühern Verhandlung in dem Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer 
der Abgeordneten, indem man, gerade um dies auszudrüden, nach dem 
Worte „vergiftet“ das Wort „oder“ ftatt der im frühern Entwurfe 
gebraudten Worte „besgleihen wer“ ſetzte. Aus der ganzen Faflung 
erhellt außerdem, daß unter diefe Strafbeflimmung nur die Vergiftung 
ſolcher Grundſtücke und Gegenftände fällt, welche nad ihrer Natur und 
Beitimmung einer Mehrzahl von Thieren zum Aufenthalte oder zum 
Genuſſe dienen follen. In diefem Sinne hat aud der Kaffationshof 
dur Urtheil vom 19. Juni 1863 entjchieden (Zeitihr. für Gefebg. 
und Nehtspflege, Band X ©. 670673). ine Ausbehnung der 
hier aufgezählten auf andere ähnliche Handlungen ift natürlich nicht 
ftatthaft. In der Tödtung fremder Thiere, welche nicht unter die gegen 
wärtige Strafbeftimmung fällt, liegt übrigens, wie ſich von felbjt ver- 
jteht, eine Eigenthumsbeſchädigung. 

Abſ. 2 des Art. 363 fließt ſich vollftändig an Art. 248 an 
und der einzige Unterſchied zwijchen diefen beiden Beftimmungen liegt 
darin, daß, während Art. 248 von anftedenden Menſchenkrankheiten 
handelt, bier von anftedenden Viehkrankheiten die Rebe iſt. Das zu 
Art. 248 DBemerkte findet deshalb auch bier Anwendung.) 


*) Berh. d. Gefeßg.Ausfh. d. K. d. Abg. v. 18%, Bb. I ©. 440 u, 
441 u. Bd. II S. 168, Verh. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. III ©. 80 u. 97. 
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Bierundzwanzigftes Hauptftüd. 
Verlegung bejonderer Berufspflichten. 
Art. 364. 

Ein Beamter, welcher feiner Dienfipflicht zuwiderhandelt, um 
Dadurch einem Andern Schaden zuzufügen oder fi) oder einem 
Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen, ift mit Ge— 
fängniß bis zu drei Monaten oder an Geld bis zu zweihundert 
Gulden zu beftrafen. 

Mit der Gefängnifßftirafe kann der Verluſt des Dienfles als 
Straffolge verbunden werden, 

Zur Vereinfachung der Redaktion ift hier und in den folgenden 
Artikeln, foferne nicht in einem einzelnen Falle eine genauere Bezeid: 
nung nöthig erjchien, bezüglich der Perfon, welche ſich des betreffenden 
Reats fchuldig machen kann, nur der allgemeine Ausdrud „ein Be 
amter” gebraucht. Auch id werde mich deshalb bei Befprechung der 
Artikel diefes Hauptftüdes in der Megel nur diefes allgemeimen Aus: 
drudes bedienen. Derfelbe findet feine Erläuterung in den Art. 396 
und 397, welde angeben, auf welche Klaffen von Perfonen die Be: 
ftimmungen des gegenwärtigen Hauptſtückes anwendbar find, und ic 
behalte mir vor, bei deren Beſprechung auf diefen Punkt zurüdzufommen. 

Unter den fehr allgemein gehaltenen Artitel 364 fallen alle 
Handlungen eines Beamten, durch welche derjelbe jeiner Dienftpflicht 
zuwiberhandelt, um daburd einem Andern Schaden zuzuffigen oder fi 
oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vortheil zu verfchaffen. Viele 
Handlungen bdiefer Art werben zugleih unter fpezielle Strafbeitim: 
mungen fallen, in welchem Yale nad den allgemeinen Beftimmungen 
über Zufammenfluß bie legtern anzuwenden find, wenn fie, was in 
der Regel der Fall fein wird, eine höhere als die in Art. 364 be: 
ftimmte Strafe androben. Zum Thatbeftande des bier vorgeichenen 
Vergehens iſt gefordert, daß der Beamte feine Dienftpfligt, bezüglich 
welcher e8 aber darauf nicht anfommt, ob fie in einem Geſetze ober 
in einer giltigen Verorbnung oder in einer fonftigen Anorbnung, die 
zu befolgen er die Pflicht Hat, begründet ift, durd eine beftimmte 
Handlung oder Unterlaffung, und zwar in ber im Artikel angegebenen 
Abſicht zumwidergehandelt hat. Nur eine beftimmte pflichtwidrige Hand: 
lung oder Unterlaffung, nicht auch das gefammte im Allgemeinen als 
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pfligtwidrig bezeichnete Verhalten des Beamten vechtfertigt mithin 
die Anwendung diefes Artikels. Es ergibt ficd dies fowohl aus dem 
Wortlaute des Geſetzes, ald auch aus der frühern Verhandlung im 
Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten, insbeſondere 
über ben erjten ber vom F. Staatsminifter der Juftiz in der Sitzung 
vom 23. Juli 1857 nachträglich vorgefchlagenen Artikel. Außerdem 
ift zur Anwendbarkeit des Art. 364 gefordert, baß der Beamte bei 
der Zuwiderhandlung die im Geſetze angegebene Abficht hatte. Im 
frühern Beſchluſſe war jtatt der jetigen Worte „einem Andern Schaden 
zuzufügen“ gejagt: „den Staat oder einen Dritten in Nachtheil zu ver: 
fepen.” Dan fand jedoch fpäter die befondere Erwähnung des Staates 
nicht für geeignet, weil der Ausdruck „einem Anbern“ fowohl bier, 
als au an den fonjtigen Stellen des Geſetzbuchs, wo er vorkömmt, 
aud den Staat, infojerne er Subjelt von Vermögensrechten ift, begreift, 
Handlungen, welche gegen den Staat als foldhen, gegen die ſtaatliche 
Ordnung gerichtet find, aber nicht nach dem gegenwärtigen Artilel, 
fondern nady andern Beſtimmungen zu beurtheilen find. Vollendet ift 
dag in Art. 364 vorgefehene Vergehen, fobald der Beamte in ber im 
Geſetze angegebenen Abſicht feiner Dienftpflicht zuwidergehandelt bat, 
gleichgiltig ob er den beabfichtigten Zweck wirklich erreichte oder nicht.') 


Art. 365, 


Gefängniß bis zu zwei Monaten oder Geldftrafe bis zu Belegung der 
z3weihundert Gulden trifft den Beamten, welder mit Verletzung fömiegenkeit. 
feiner Amtspflicht Chatfachen, die ihm nur durd fein Dienfiver- 
hältniß bekannt geworden find, einem Andern eröffnet oder Akten 
oder Urkunden, die ihm vermöge feines Dienfiverhältniffes anver- 
traut oder zugänglich find, einem Andern zur Einfidht oder zum 
Gebrauche überläßt oder Abfehrift folder Akten oder Urkunden 
einem Andern mittheilt oder zu nehmen geflattet. 

In fchwereren Fällen kann mit der Gefärignißftrafe der Yer- 
luft des Dienfles als Straffolge verbunden werden. 


Bezüglich) des bier vorgefehenen Vergehens ift es gleichgiltig, 


i) Verb. d. Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18°%,, Bd. II ©. 157, 
458, 167, 195—198 u. 205, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bd. II 


S. 200 u. Beil.Bd. III S. 80 u. 81. — 


Beſtechung. 
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auf welche Weiſe die Eröffnung der im Geſetze bezeichneten Thatſachen 
ftattgefunden hat, ob mündlich, ſchriftlich oder durch die Preſſe. 
Deshalb kömmt es auch darauf nicht an, ob die Eröffnung nur an 
eine einzelne Perfon oder an Mehrere oder, wie bie bei der Ber: 
öffentlihung durch die Preffe der Fall ift, an das gefammte Publikum 
gemadt wurde, Daß die Handlung nidyt blos eine vorſätzliche, ſondern 
auch eine wiberrechtliche fein, daß der Beamte durch diefelbe eine Dienft: 
pflicht verlegt haben muß, iſt felbftverftändlih. Dagegen ift es gleiche 
giltig, aus weldyer Abſicht er handelte. Insbeſondere ift nicht erforder: 
lich, daß er die Abficht hatte, fi oder einem Dritten einen rechts: 
widrigen Bortheil zu verfchaffen oder einem Andern Schaden zuzufügen. 
Das bier vorgefehene Vergehen liegt vielmehr namentlid aud dann 
vor, wenn ber Beamte die Abfiht hatte, den öffentlichen Dienft oder 
einzelne Organe besjelben herabzuwürdigen, ein öffentliches Intereſſe 
zu gefährden u. dgl. Hat der Beamte ſich durch die Verlegung des 
Amtsgeheimniſſes zugleih einer andern mit höherer Strafe bebrobten 
ftrafbaren Handlung ſchuldig gemacht, fo tritt natürlih bie «Strafe 
ber letztern ein, 

Sowohl in dem durch diefen Artikel, ald au in dem durd 
Art. 364 vorgefehenen Falle kann der Verluft des Dienftes als Straf: 
folge nur mit einer verhängten Gefängnißftrafe verbunden werben. 
Diefe Straffolge Fann mithin nicht verhängt werben, wenn das Ge 
richt nur auf Geldjtrafe erfennt. Der Grund diefer Beſchränkung liegt 
darin, weil man den Berluft des Dienftes nur in ſchwereren Fällen 
eintreten Tafjen wollte, zu dieſen aber diejenigen, in denen das Gericht 
eine bloſe Geldftrafe für genügend erachtet, nicht gehören.') 


Art. 366. 

Ein Beamter, welcher unbefugter Weife für eine in fein Amt 
einfchlagende an fi nicht pflichtwidrige Handlung oder Anterlaſſung 
ein Gefchenk oder. einen andern Vortheil fordert, annimmt oder 
ſich verfprechen läßt, foll wegen Beſtechung zu reiner Geldftrafe bie 
zu dreihundert Gulden verurtheilt werden, womit der Verluſt des 
Dienfles als Straffolge verbunden werden kann. 


') Verhdl. d. Geſetzg-Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. II ©. 157, 
158, 167, 198 u. 205, Verbbl. d. K. d. Ag. v. 18%, Beil. Bd. II S. 200 u. 
Beil.Bb. II S. 81. 


Strafgefeb, Artikel 366-369. 277 


Enthält die Handlung oder Unterlafung, auf welche die 
Beſtechung gerichtet ift, eine Pflichtverlegung, fo foll der Beamte 
mit Gefängnif bis zu ſechs Monaten beftraft werden, womit der 
Berluft des Dienſtes als Straffolge zu verbinden ifl. 

Hat im letzteren Salle der Beamte in Folge der Beſtechung 
ſich einer Pflichtverlegung ſchuldig gemacht, fo ift auf Gefängniß 
nicht unter ſechs Monaten mit Berhängung der im Art. 28 bezeich- 
neten Straffolgen gegen ihn zu erkennen. 


Art. 367. 

Ein Richter, welder fih in einer Eivil- oder Straffache, 
desgleichen ein Verwaltungsbeamter, welcher fidy in einer zur Bu- 
ſtändigkeit der Werwallungsbehörden gehörigen Streitſache zu dem 
Zwecke beftehen läßt, um eine Pflichtverlegung zu Gunften oder 
zum Hachtheile eines BVBetheiligten zu verüben, foll mit Gefängnif 
nicht unter einem Jahre, womit der Verluft des Dienftes als Straf- 
folge zu verbinden il, wenn er aber in Folge der Beflechung die 
Pflichtverlegung wirklich verübt hat, mit Buchthaus bis zu zwölf 
Iahren befiraft werden. 

Gleiche Itrafe trifft einen Gefhwornen, der in einer Sache, 
in welcher er als folcher Berrichtungen auszuüben hat, ſich beflechen 
läßt. Statt des Verluſtes des Dienfles if in diefem Falle auf Un- 
fähigkeit zum Gefhwornenamte zu erkennen. 


Art. 368. 


Der Annahme des Gefchenkes oder Wortheils (Art. 366) ifl 
es gleich zu achten, wenn ein Beamter oder Gelhworner ohne hin- 
reichende Berhinderungsurfache unterläßt, dasjenige, was ihm oder 
feinen Angehörigen zum Bwece einer Beftechung ohne feinen Willen 
auf irgend eine MWeife zugekommen if, binnen drei Cagen nad) 
dem Empfange oder nad erlangter Kenntniß zurücszugeben oder 
hievon Anzeige an feine Amtsvorgefegten oder an die Zufländige 
Anterfuchungsbehörde zu machen. 


Art. 369. 
Wer einem Beamten oder deflfen Angehörigen ein Gefchenk 
oder einen andern Bortheil gibt, verfpricht oder anbietel, um den 
Beamten zu einer ftrafbaren pflichtwidrigen Handlung zü beflimmen, 
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folt mit Gefängnif bis zu zwei Jahren, womit Geldfirafe bie zu 
dreihundert Gulden verbunden werden kann, beflraft werden. Im 
leichteren Fällen kann auf Arreft oder auf Geldftrafe bis zu hun- 
dertundfünfzig Gulden erkannt werden. 

War die Beſtechung auf eine an dem Beflochenen nach Art. 
367 Abf. 1 firafbare Pflichtverlegung gerichtet oder ifl ein Ge— 
fchworner beflochen worden, um ihn zur Werübung einer an ihm 
nach Art. 367 Abf. 2 firafbaren Pflichtverlegung zu beflimmen, fo 
it auf Gefängnifftrafe nicht unter fehs Monaten, womit Geld- 
firafe bis zu taufend Gulden, fowie die im Art. 28 bezeichneten 
Straffolgen verbunden werden können, zu erkennen. 

Die Beſtimmungen des Abf. 1 kommen auch gegen denjenigen 
zur Anwendung, welcher fich einer Beſtechung an Wadmannfchaften 
oder an andern im Dienfle befindlichen Militärperfonen fchuldig 
madıt. 

Art. 370. 


Das zum Bwece einer Beflchung gegebene Geſchenk wird 
konfiszirt. 

If dies nicht möglich, fo foll der Empfänger, oder, wenn 
die Ablehnung oder KHückgabe erfolgt ifl, der Geber zur Bahlung 
des Werthes an die Staatskaſſe verurtheilt werden. 

Borjtehende Artikel handeln von der Beftechung, und zwar des 
Zufammenhanges wegen fowohl binfichtlich des Beftochenen (Art. 366 
— 368), als auch Hinfichtlic des Beſtechenden (Art. 369). 

Art. 366 definirt die Beſtechung in Bezug auf den Beftochenen. 
Hiernah macht fi der Beſtechung jeder Beamte ſchuldig, der unbe: 
fugter Weife für eine in fein Amt einfchlagende Handlung oder Unter: 
lafjung ein Geſchenk oder einen andern Vortheil fordert, annimmt oder 
fi verfprehen läßt. Der Fall, daß ein Beamter, ohne etwas gefor: 
bert zu haben, ein Geſchenk oder einen andern VBortheil annimmt oder 
fih verfpredhen Täßt, ift dem Falle des Forderns ganz gleichgeftellt. 
Aus den Worten „fi verfprechen läßt” folgt, daß Beftehung im die: 
fem Falle nur dann vorliegt, wenn ber Beamte das ihm gemachte 
Berfprechen angenommen bat, was aber natürlid nit blos ausdrüd: 
lich, fondern auch durch konfludente Handlungen gefchehen kann. Der 
frühere Entwurf Hatte in feinem dem jetigen Art. 366 -entfpredhenden 
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Art. 343 ftatt der Worte „für eine in fein Amt einfchlagende Hand: 
lung ober Unterlaffung” die Worte „in Bezug auf feine amtliche 
Thätigkeit.* Statt der legtern wurden die erftern Worte gewählt, 
um audzubrüden, daß bie Beftehung. immer auf eine bejtimmte dem 
Beamten bereits befannte oder ihm bekannt zu gebende Amtshandlung 
gerichtet fein muß. Dies ift jedoch nicht fo zu verftehen, als ob es 
fi bei der Beftehung immer um eine bejtimmte einzelne Handlung 
und die Art ihrer Vornahme handeln müſſe. Beſtechung liegt vielmehr 
auch dann vor, wenn ein Beamter für die von ihm in einer beftimm: 
ten Angelegenheit oder in beftimmten Angelegenheiten jetzt ober fpäter 
überhaupt zu entwidelnde amtliche Thätigkeit ein Geſchenk oder einen 
andern Bortheil fordert, annimmt oder ſich verfprecdhen läßt, indem es 
ſich auch in diefen Fällen nicht blos darum Handelt, den Beamten 
für eine gewiffe Perſon im Allgemeinen günftig zu ſtimmen, welder Fall 
dur die veränderte Redaktion ausgeſchloſſen werben wollte, vielmehr 
eine beftimmte Amtshandblung oder beftimmte Amtshandlungen in’s Auge 
gefaßt find. Ja es ift felbft nicht nothwendig, daß die betreffenden 
Angelegenheiten ausbrüdlich erwähnt werden, indem es in vielen Fällen 
aud ohne dies Har ift, um mas es fid handelt. Nimmt z. B. ber 
mit dem Anftellungsmejen betraute Referent bes zuftändigen Minifte: 
riums von einem eine Beförderung wünſchenden Beamten oder von 
einem eine Anftellung nachſuchenden Staatsdienftabjpiranten ein Ge: 
ſchenk an, jo ift, falls auch bei dieſer Gelegenheit von den Wünſchen 
der Gefchentgeber gar Feine Rede war, dennoch Beitehung anzunehmen, 
wenn nicht ganz befondere Umftände dafür ſprechen, daß das Geſchenk 
aus andern Gründen und ohne alle Rüdfiht auf die Wünfche der 
Geſchenkgeber gegeben wurde. 

Darauf, ob es ſich um eine bereits vollzogene ober um eine 
erſt vorzunehmende Amtshandlung handelt, besgleihen ob in beren 
Vornahme oder Unterlaffung eine Pflichtwidrigfeit liegt ober nicht, 
kömmt es für den Thatbeftand der Beftehung nicht an. Der Beamte 
muß aber, als er ein Geſchenk oder einen andern Vortheil forderte, 
annahm oder ſich verſprechen ließ, unbefugter Weife gehandelt haben. 
Dies ift dann immer ber Fall, wenn es fih um eine an fid) pflichtwib- 
rige Handlung handelt, indem ein Beamter unter Feiner Vorausfeßung 
befugt fein Tann, für eine ſolche etwas zu forbern, anzunehmen ober 
fi verfprechen zu lafjen. Für eine an ſich nicht pflichtwibrige Handlung 
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ift dagegen ein Beamter etwas zu fordern, anzunehmen ober ſich ver: 
fprechen zu lafjen, dann befugt, wenn entweber ein Geſetz oder eine 
Berorbnung dies bejtimmt ober die ihm vorgefeßte Behörde ihn dazu 
ermächtigt hat, und zwar ift im letztern Falle felbit dann eine Re: 
ftehung nicht anzunehmen, wenn die vorgefegte Behörde zur Ertbeilung 
einer folden Ermächtigung nicht befugt war, weil das nad) allgemeinen 
Grundfägen zur Strafbarkeit erforderlihe Bewußtfein der Rechtswidrig— 
feit der Handlung aud in biefem Falle in Folge der, wenn auch um: 
befugt, ertheilten Ermädtigung als ausgefchloffen erſcheint. Aus dieſem 
Grunde Tann, wenn es an einem Orte gebräuchlich ift, gewiſſen nie: 
dern Bedienfteten, z. B. den Flurwächtern, Polizeidienern und dgl., 
zu gewifjen Jahreszeiten oder bei gewiſſen Veranlaffungen, 3. ®. bei 
Entdekung eines bedeutenden Frevels, Geſchenke zu geben, von Be: 
ftehung dann feine Rede fein, wenn ein folder Bedienſteter lediglich 
das berfömmliche Gefchent annimmt oder auch fordert, insbejondere 
ohne ſich in Rückſicht auf dasfelbe einer Pflichtverlegung fchuldig zu 
machen oder eine ſolche in Ausficht zu ftellen. Nach der Natur der 
Sache ift nämlich anzunehmen, daß diefer Gebraud der vorgefegten 
Behörde befannt und von bderfelben gebilligt iſt. Es ift alfo gerade 
fo, als ob der Bebienftete von feiner vorgefegten Behörde ermächtigt 
worden wäre, für eine nicht pflichtwibrige Amtshandlung ein Gefchent 
anzunehmen oder zu fordern. Deshalb geftaltet fi die Sadye anders, 
wenn bie vorgefehte Behörde einen ſolchen Gebrauch ausbrüdlich miß— 
billigt und ben Bebienfteten unterfagt, derartige Geſchenke zu fordern 
oder anzunehmen. Derjenige Bebienftete, welcher, nachdem ihm biefes 
Berbot bekannt geworden, troßdem für cine in fein Amt einfchlagende 
Handlung oder Unterlafjung ein Geſchenk oder einen andern Vortheil 
fordert, annimmt oder ſich verſprechen läßt, kann ſich nicht mehr mit 
dem bisherigen Gebrauche entfchuldigen, handelt vielmehr unbefugter 
Weife und macht ſich mithin der Beftehung ſchuldig. 

Die Beſtechung ift vollendet, fobald ein Beamter unbefugter 
Weiſe für eine in fein Amt einfchlagende Handlung oder Unterlafjung 
ein Geſchenk oder einen andern Vortheil gefordert oder angenommen 
bat ober ſich Hat verfprechen laſſen, gleichgiltig ob feiner Forderung 
entfprodhen und ob das ihm Verſprochene fpäter auch wirklich geleiftet 
wurde, Eben fo ijt es fir die Trage der Vollendung unerbeblid, ob 
der Beamte basjenige, worauf die Beſtechung gerichtet war, wirklich 
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gethan hat. Ton Einfluß iſt Lebtered nur auf die Größe ber 
Strafe. 

Aus dem PVorftehenden ergibt fi, daß unter den Begriff der 
Beſtechung fehr bedeutende, das Recht und bie öffentlide Orbnung in 
hohem Grade verlegende , zugleich aber auch ziemlid unbedeutende 
Handlungen fallen. Das Geſetz ftuft deshalb die Strafe nach verfchies 
denen Rüdfihten ab. Vorerſt wird unterfchieben, ob die Handlung 
oder Unterlaffung, auf welde bie Beftehung gerichtet war, an ſich 
nicht pflichtwidrig iſt ober eine Pflichtverlegung enthält. Der erſte 
Fall ift in Abſ. 1 des Art. 366 vorgefehen und das Geſetz macht für 
denfelben feine meitere Unterſcheidung. Die bier angebrohte Strafe 
tritt mithin, wenn die Beftehung auf eine an ſich nicht pflichtwibrige 
Handlung gerichtet war, ohne Rüdfiht auf die Eigenfhaft des bes 
ſtochenen Beamten und ohne Rückſicht darauf ein, ob der Beamte dass 
jenige, worauf die Beſtechung gerichtet war, wirklich gethan hat ober 
nicht, In dem Falle, daß die Handlung oder Unterlaffung, auf melde 
die Beftechung gerichtet war, eine Pflichtverlegung enthält, unterfcheidet 
das Geſetz weiter nad ber Eigenfchaft der bejtochenen Beamten, bes 
ziehungsweife dem Zwede, auf ben es bei der Beftechung abgejehen 
war, indem es in Art. 367 Abſ. 1 Richter, welche fi im einer Civil: 
oder Straffadhe, besgleihen Berwaltungsbeamte, welche fi in einer 
zur Buftändigfeit der VBerwaltungsbehörden gehörigen Streitſache zu 
dem Zwede bejtechen laſſen, um eine Pflichtverlegung zu Gunſten ober 
zum Nachtheile eines Beteiligten zu verüben, mit höhern als ben in 
Art. 366 feftgefegten Strafen bedroht. Sowohl bei der fo eben be: 
zeichneten, als aud bei fonftigen auf eine Pflichtverlekung gerichteten 
Beftehungen ift endlich die Strafe darnach abgeftuft, ob der beftochene 
Beamte die beabſichtigte Pflichtverlegung wirflid verübt bat oder nicht. 
Art. 367 Abſ. 1 muß natürlich auf feinen Wortlaut befchränkt werben. 
Deßhalb fallen 3. B. Staatsanwälte, welche fi) in einer Strafſache, wenn 
auch zu dem dafelbit angegebenen Zwecke, Richter, welche ſich zu einem 
andern Zwecke, ſowie Berwaltungsbeamte, welche ſich nicht in einer Streits, 
fondern in einer andern Verwaltungsfache, wenn gleich. zu dem Zwecke, 
um Jemanden zu begünftigen oder zu benadhtheiligen, beftechen laſſen, nicht 
unter Art. 367 Abf. 1, fondern unter Art. 366 Abf. 2 beziehungsweife 3. 

Abi. 2 des Art, 367 ftellt Gefchworne, die fih in einer Sache, 
in ber fie als foldhe Verrichtungen ausznüben haben, bejtechen laſſen, 
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den in Abf. 1 genannten Beamten gleich. Diefelben find mithin, je 
nachdem fie in Folge der Beſtechung die beabfichtigte Pflichtverlekung 
wirklich verübt haben oder nicht, mit Zuchthaus bis zu zwölf Nahren 
oder Gefängniß nicht unter einem Jahre zu beftrafen und außerdem 
für unfähig zum Geſchwornenamte zu erffären. Unter den Gefhwornen, 
bie in einer Sache als ſolche PVerrichtungen auszuüben baben, find 
natürlich nicht blos biejenigen, welche in das für einen beftimmten 
Fall gebildete Schwurgeriht berufen find, fondern alle diejenigen, 
welche auf dem für eine Schmwurgerichtsfißung gebildeten Geſchwornen— 
verzeichniffe ftehen, zu verftehen, und bdiejelben Können beshalb and 
von dem Augenblide an, wo dieſes Verzeichniß gebildet ift, der Bes: 
ftehung ſich ſchuldig machen, beziehungsweife im Sinne bes Art. 369 
beſtochen werben. 

Art. 368 ftellt den dafelbft angegebenen Fall dem Kalle der 
Annahme eines Gefchents oder Vortheil® in jeder Beziehung gleich. 
Die in den Art. 366 und 367 bezüglich der Strafe gemachten Unter: 
fheidungen finden deshalb auch in diefem Falle Anwendung. Der bier 
und in Art. 369 gebraudte Ausdrud „Angehörigen“ ift im weitern 
Sinne zu nehmen, fo daß aljo darunter nicht blos wirkliche Familien: 
glieder, fondern auch Dienftleute, überhaupt alle diejenigen Perſonen 
zu verftehen find, weldye zu bem Beamten in einem ſolchen VBerhältniffe 
ftehen, daß fi annehmen Täßt, dasjenige, was ihnen gegeben worden, 
fei ihnen für den Beamten ober doch zu dem Zwecke gegeben, um da— 
durch dem Beamten wenigftens mittelbar einen Vortheil zuzuwenden. 
Die von ber Beftehung handelnden Artikel Iegen ben Beamten, an 
denen eine Beitehung begangen worden ift, nicht die ‘Pflicht auf, bie: 
von Anzeige zu machen, es genügt, um ſich gegen jede Verantwortlich: 
keit wegen Beſtechung zu fichern, die Ablehnung oder Rückgabe deſſen, 
was ihnen oder ihren Angehörigen zum Zwede einer Beftehung ange: 
boten worben oder zugefommen ift. Damit ift aber natürlic an der 
allgemeinen Dienftpfliht der betreffenden Beamten nichts geändert. 
Iſt die Beitehung an einem Beamten begangen worden, ber vermöge 
feines Amtes oder Dienftes zur Anzeige aller ihm befannt gewordenen 
Verbrechen oder Vergehen verpflichtet ift, jo muß er aud von ber an 
“ ihm begangenen Beftechung Anzeige erftatten, widrigenfalls er ſich einer 
Verfolgung, zwar nicht wegen Beftehhung, wohl aber wegen des in 
Art. 64 vorgefehenen Vergehens, ausfekt. 
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Art. 369 Handelt von der Beftehung im Rückſicht auf den Bes 
ftehenden. Hier ift der Begriff der Beftehung in fo ferne enger ge 
faßt, ale das Geſetz bei dem Beſtechenden eine ftrafbare Beftehung nur 
dann annimmt, wenn einem Beamten oder beffen Angehörigen ein 
Geſchenk oder ein anderer Bortheil zu dem Zwecke gegeben, verfprocden 
ober angeboten worben iſt, um den Beamten zu einer ftrafbaren pflicht⸗ 
widrigen Handlung zu beftimmen. Auf Seite des Beflechenden liegt 
mithin eine firafbare Handlung nicht vor, wenn biefe Abficht fehlt, 
wenn einem Beamten ober deſſen Angehörigen ein Gefchent oder ein 
anderer Vortheil lediglich für eine an ſich nicht pflichtwidrige Handlung 
oder Unterlaffung gegeben, verſprochen oder angeboten murbe. Auf der 
andern Seite ift aber der Begriff ber Beftehung bier dadurch erwei⸗ 
tert, daß nah Abſ. 3 des Art. 369 die Beftimmungen bes Abf. 1 
auch gegen denjenigen zur Anwendung fommen, welcher ſich einer Be: 
ftehung an Wahmannfchaften oder an andern im Dienfte befindlichen 
Militärperfonen ſchuldig macht. Natürlich ift aber auch hier eine Be: 
ſtechung im Sinne des Abſ. 1 vorausgefeht, mithin erforberlih, daß 
die Beſtechung zu dem Zwecke ftattgefimden hat, um die Wacmann: 
ſchaft oder bie fonftigen Militärperfonen zu einer — pflichtwid⸗ 
rigen Handlung zu beſtimmen. 


In Betreff der Abſtufung der Strafe, ſowie in Bezug auf Art. 
370 erſcheinen weitere Bemerkungen nicht nothwendig.!) 


Art. 371. 


Wenn ein Beamter Urkunden, deren Aufnahme oder Ab- use see 
foffung ihm vermöge feines Dienftes obliegt, wiffentlih unrichtig inte ussd 
aufnimmt oder abfaft, fo foll vorbehaltlih der Art. 372 —374 von Urkunden, 
auf Gefängniß nicht unter fehs Monaten mit Verhängung der im 
Art. 28 bezeichneten Straffolgen und falls die Handlung in der 
Abficht, einem Andern Schaden zuzufügen oder fi) oder einem 


Dritten einen rechtswidrigen Wortheil zu verfchaffen, in Bezug auf 





) Verh. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. II S. 202 u. 203, Berh. d. 
Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, 2b. 16. 442--445 u. Bo. II ©. 171 
—178, Berb. d. 8. d. Abg. v. 18%,, Beil.Bd. I ©. 200 u. 201 u. Beil. 
Bd. MI ©. 81, 82 u. 446, Verh. d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v, 
19%, Beil.S. 239-244 u, Prot.,®d. I S. 366372, 
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Urkunden verübt wurde, welche für den Beweis von Hechten oder 
Rechtsverhältniffen erheblich find, auf Buchthaus bis zu zwölf Iahren 
erkannt werden. 

Die Strafbeftimmungen des Abf. 1 finden auch dann An- 
wendung, wenn ein Beamter Urkunden, welche ihm vermöge feines 
Dienſtes anvertraut oder zugänglic find, verfälfcht oder umbefugter 
Weife unterdrückt. 


Art. 372. 


Betrifft eine der im Art. 371 bezeichneten Handlungen eine 
von dem Könige oder Beichsverwefer unterzeichnete Urkunde, fo 
it auf acht- bis zwanzigjähriges Buchthaus zu erkennen. 


Art. 373. 


IR eine der im Art. 371 bezeichneten Handlungen in einer 
Berbrechens- oder Vergehensſache mit der Abficht begangen worden, 
um dadurch auf die Mrtheilsfällung einzuwirken, fo wird der Ehäter 
mit Buchthaus bis zu zwölf Jahren beftraft. 

Die Strafe kann bis zu zwanzig Jahren erhöht werden, wenn 
die Handlung zum Wachtheile des Befchuldigten vorgenommen und 
diefer zu Todes- oder mehr als adtjähriger Buchthausftrafe ver- 
urtheilt wurde. 


Art, 374, 


IH in einer amtlichen Urkunde eine Orts- oder Beitbeflim- 
mung falfch angegeben oder eine abweſende Perfon als anwefend 
aufgeführt, ohne daß im Mebrigen die Urkunde unrichtig abgefaft 
oder aufgenommen wurde, fo foll, wenn jene falfche Angabe für 
die Rechtswirkfamkeit der Urkunde an fi nicht erheblich iſt, auf 
Gefängniß bis zu ſechs Alonaten oder auf Geldftrafe bis zu fünf- 
hundert Gulden erkannt werden, womit in fchwereren Fällen der 
Verluſt des Dienftes als Straffolge verbunden werden kann. 

Die ſchon bei frühern Gelegenheiten, insbefondere zum achten 
Hauptftüde, erörterten allgemeinen Grundfäge über Urkunden, fomic 
über Fälſchung, Bernichtung und Unterdrüdung von Urkunden finden 
natürlih auch bier Anwendung. Ich kann deshalb im Allgemeinen auf 
das bei jenen Gelegenheiten Bemerkte verweifen und mich bier auf bie: 


Strafgefep, Artikel 371—374. 285 


jenigen Punkte beſchränken, weldhe ben in ben vorftehenden Artikeln 
vorgefehenen Reaten eigenthümlich find. 

Art. 371 behandelt in feinen zwei Abfäken zwei wefentlidy ver: 
ſchiedene Fälle, die deshalb auch in der Faffung des Artikels auseinan- 
der gehalten wurden, obgleich fie mit denfelben Strafen bedroht find. 
Abſ. 1 fest nämlich voraus, daß ein Beamter eine Urkunde, deren 
Aufnahme oder Abfaffung ihm vermöge feines Dienftes obliegt, ſchon 
bei der Aufnahme oder Abfafjung wiſſentlich unrichtig aufgenommen 
oder abgefaßt bat, während Abſ. 2 von der Fälfhung und Unterdrüdung 
einer bereits bejtebenden Urkunde handelt. Abf. 1 kann nad feinem 
Inhalte und der in Art. 177 enthaltenen Definitiven von öffentlichen 
Urkunden nur auf öffentlihe Urkunden Anwendung finden, während 
Abf. 2 allgemein von Urkunden, welhe dem Beamten vermöge feines 
Dienftes anvertraut oder zugänglich find, fpricht, ohne zwiſchen öffent: 
lihen und Privaturtunden zu imterfcheiben. Abf. 2 findet mithin 3.8. 
auch dann Anwendung, wenn ein Beamter eine ihm vermöge feines 
Dienftes anvertraute Privaturfunde oder ein Rechtsanwalt bei Gele: 
genbeit ber Einfiht der gegnerifchen Akten eine bei denfelben befind: 
lihe Privaturkunde fälfcht oder unterdbrüdt. Zum Begriffe des in 
Abſ. 1 vorgejehenen Reates genügt es, daß ber Beamte die betreffende 
Urkunde vorfägli und wiffentlih unrichtig aufgenommen oder abgefaßt 
hat. Welche weitere Abjicht er hiebei hatte, welchen Zwed er erreichen 
wollte, ift für den Thatbeftand an fich gleichgiltig, indem die Abficht, 
einem Andern Schaden zuzufügen oder fid) oder einem Dritten einen 
rechtswidrigen Vortheil zu verſchaffen, blos dann, wenn die Handlung 
in Bezug auf eine Urkunde, welche für den Beweis von Rechten oder 
Rechtsverhältniſſen erheblich iſt, verübt wurde, in Betracht kommt, und 
auch in biefem Falle nur einen Straferhöhungsgrund bildet. Hieraus, 
fowie aus dem Wortlaute des Geſetzes ergibt ſich ferner, daß Abf. 1 
des Art. 371 anf alle Urkunden, welche ber betreffende Beamte ver: 
möge feines Dienftes aufzunehmen oder abzufaffen hat, ohne weitere 
Rüdfiht auf deren Gegenftand, alfo auch auf ſolche Urkunden Anwen: 
dung findet, die für ben Beweis von Rechten ober Rechtsverhältniffen 
obne alle Erheblichkeit find.) Daß Abf. 1 des Art. 371 übrigens 


) Dur Urtheil vom 10. Oft. 1862 bat ber Kaſſationshof entſchieden, 
daß fich ein f. Mevierförfter durch wiſſentlich faljche Ausftellung von Lohnzettehn 
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auf die von Anwälten gefertigten Prozeßſchriſten Leine Anwendung 
findet, ergibt fi, abgefehen von den in ber Natur folder Prozep: 
ihriften liegenden Gründen, fon daraus, daß Art. 396 ausdrücklich 
nur den zweiten, nicht alfo aud) den erſten Abſatz des Art. 371 auf 
Rechtsanwälte anwendbar erflärt. 

Art. 372 und 373 finden jowohl auf die in Abf. 1, als auch 
auf die in Abſ. 2 des Art. 371 bezeichneten Handlungen Anwendung. 

Die Beftimmungen des Art. 371 Abf. 1 werden dur Art. 374 
für die dafelbft befonders bezeichneten Fälle weſentlich modifizirt. Man 
jand nämlich für dieſe Fälle die in Art. 371 Abſ. 1 angedrobte 
Strafe, obgleid, da es ſich natürlich auch bier um vorfägliche falfche 
Angaben, nicht um blofe Irrthümer oder Verſehen handelt, alle Merk: 
male des bafelbft vorgefchenen Reates vorliegen, dod viel zu hart 
und traf deshalb für biefelben in Art. 374 befondere Beflimmung. 
Hieraus folgt einerfeits, daß Art. 374 als Ausnahmsbeftimmung 
ftreng interpretirt werben muß und nicht auf andere ähnlihe Fälle 
ausgebehnt werben darf, fowie anderfeits, daß die Beitimmungen des 
Art. 371 Abſ. 1 auf die in Art. 374 bezeichneten Fälle auch nicht 
wegen ideeller Konkurrenz angewendet werben bürfen, indem jonjt ber 
Zwed, den der Gefeßgeber durch Erlafjuug des Art. 374 erreichen 
wollte, vereitelt würde. Die Anwendbarkeit des Art. 374 ift auf dem 
Fall beſchränkt, daß 1) in der betreffenden Urkunde nur eine Orte: 
oder Zeitbeftimmung falſch angegeben oder eine abwejende Perfon als 
anweſend aufgeführt, im Mebrigen aber die Urkunde richtig abgefaßt 
und aufgenommen wurde, 2) diefe falfche Angabe für die Rechtswirk— 
famfeit ber Urkunde an fich nicht erbeblih if. Die Handlung fällt 
mithin nicht unter Art. 374, fondern unter Art. 371 Abf. 1, wenn 
fih in der Urkunde noch bezüglich eines andern, als der in Ziff. 1 
aufgezählten Punkte eine falfche Angabe findet, und zwar in biefem 
Falle ohne Rüdficht darauf, ob dieſe weitere falfhe Angabe für die 
Rechtswirkſamkeit der Urkunde an fi erheblich ift oder nit, ſowie 
dann, wenn die in der Urkunde enthaltene falſche Angabe, obgleich fie 
num in einer faljchen Orts: oder Zeitbejtimmung oder in der wahr: 
beitswidrigen Aufführung einer abwefenden Perſon als anweſend be 


für Waldarbeiten und von Schlagregiftern des im Art. 371 Abſ. 1 vorgeſehenen 
Reates fhuldig macht. Zeitſchr. f. Gefepg. u. Rechtspfl. Bd. IX ©. 507-509. 
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jteht, doc, für die Rechtswirkſamkeit der Urkunde an fi erheblich ift. 
Dieſe Erheblichkeit ift aber nur nad dem eigentlidhen Zwede der Ur: 
kunde, nicht nach ihrer fonftigen zufälligen Wirkſamkeit zu beurtbeilen. 
Um dies auszubrüden, wurden nad dem Worte „Urkunde“ die Worte 
„an ſich“ eingefhaltet. Der Ausnahmsfall des Art. 374 liegt mithin 
nicht vor, jondern die Handlung fällt unter Art. 371 Abſ. 1, wenn 
es bezüglih der Rechtswirkſamkeit einer Urkunde an fih barauf an: 
fommt, an welchem Drte, zu welcher Zeit, durch wen oder in weſſen 
Gegenwart dasjenige, was in der Urkunde Eonjtatirt ift, vorgenommen 
wurde. Cinige Beijpiele werden die Sade vollitändig Har machen. 
As Fälle, in denen die mildere Beftimmung des Art. 374 Anwen: 
dung finden foll, wurben in den Motiven zum frühern Entwurfe und 
bei den Verhandlungen namentlidy folgende angegeben: wenn ein Be: 
amter, um einem allenfallfigen Berweife wegen Verzögerung einer Uns 
terfuhung zu entgehen, Bernehmungsprotofolle vordatirt, oder wenn 
er, um Zeit zu erfparen, ein Protofoll durdy einen Praktikanten oder 
Schreiber aufnehmen, jich jelbjt aber darin als bei der Verhandlung 
gegenwärtig bezeichnen läßt und diefes Falſum durd feine Unterfchrift 
beglaubigt, oder wenn ein Beamter, um höhere als die ihm gebühren- 
den Diäten liquibiven zu können, bezüglich des Orts oder der Zeit 
der Vornahme ber betreffenden Geſchäfte faljche Angaben in den Pro: 
tofollen macht, 3. B. die über brei Gefcäfte, die er an einem Tage 
gelegenheitlich der nämlichen Neife vorgenommen hat, aufgenommenen 
Protofolle von drei verſchiedenen Tagen batirt, um jtatt ‚einer einzigen 
drei Neifediäten Liquidiren zu können. Im letztern Falle ift die in 
den Protofollen enthaltene falſche Zeitangabe allerdings von Erheblid: 
feit für den Diätenanſpruch des fälfchenden Beamten, fie ift e8 aber 
in ber Regel nicht für den Zwed, zu dem die Protokolle aufgenommen 
wurden, alſo nicht für die Rechtswirkſamkeit der Urkunde an fich, und 
es foll unter der legtern Vorausfegung die mildere Beurtheilung nad 
Art. 374 nicht deshalb ausgefchloffen fein, weil diefe Protokolle neben 
ihrem eigentlichen Zwecke noch eine Rebenbedeutung für den Diäten: 
anſpruch des Beamten haben. ft aber in einem foldhen Falle die 
Zeitangabe für die Rechtswirkſamkeit der Urkunde an ſich erheblich, 
bat 3. B. A in der Eigenfchaft als Bevollmädtigter des B am 
16. Juni ein Geſchäft abgefchlofjen, obgleih feine Vollmacht ſchon am 
15. Juni gekündigt war, und ber Beamte, welder über biefes Geſchäft 


Mißbrauch ber 
Amtsgewalt 
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eine Öffentliche Urkunde aufnahm, legtere, obgleich fie am 16. Juni 
aufgenommen wurde, vom 14. Juni datirt, oder hat ein Notar eine 
am 16, Juni aufgenommene Urkunde, durch welde A dem B eine 
Servitut an einem Grundſtücke einräumte, das er fon am 15. Juni 
verfauft hat, vom 14. Juni batirt, oder ift ein Protofol, das über 
eine vor einer Behörde verfpätet angegebene Erklärung aufgenommen 
wurde, von einem frühern Tage, an welchem die Erflärung nody rechts— 
wirkſam abgegeben werben konnte, datirt, fo Fällt die Handlung nicht 
unter Art. 374, jondern unter Art. 371 Abſ. 1. Gleiches ift, falls 
eine abwefende Perſon in einer Urkunde als auweſend aufgeführt wurde, 
dann ber Fall, wenn die Rechtswirkſamkeit der Urkunde nach ihrem 
Zwede, wenn aud nur bezüglicd einer oder der andern Beftimmung, 
davon abhängt, daß die betreffende Perfon bei deren Errichtung ans 
wefend war. 

Bon felbft verfteht es ſich, daß eine falfche Angabe der in Art. 
374 bezeichneten Art weder unter biefen Artikel noch unter Art. 371 
Abf. 1 fällt, wenn diefelbe Tediglich Folge eines Irrthums oder eines 
Verſehens ift.') 

Art. 375. 
Beamte, welche ihre Amtsgewalt mißbrauden oder mit dem 


aan Gebrauche Dderfelben drohen, um JIemanden zu einer Handlung, 


oder Er⸗ 
gieſſung · 


Duldung oder Unterlaſſung widerrechtlich zu nöthigen, ſollen mit 
Geſüngniß bis zu zwei Jahren beſtraft werden, womit nach Am- 
Händen der Verluſt des Dienftes als Straffolge verbunden werden 
kann. 

IA die Handlung auf Erlangung eines rechtswidrigen Vor- 
theils gerichtet, fo ift auf Gefängniß nicht unter einem Jahre zu 
erkennen mit Verhängung der im Art. 28 bezeichneten Straffolgen. 

| Art. 376. 

Beamte, welche aus Eigennuß an Steuern, Taren, Stempeln 

oder anderen Seiftungen etwas erheben, was der Betheiligte über- 


’) Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II S. 203, Verhdl. des Ge— 
jepg.-Nusich. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 1 ©. 445 u. 446 u. Bd. II S. 173 
—131, Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. IT ©. 201 u. 292 u. Beil. 
Bd. II ©. 82, 83, 85, 446, 472 u. 479, Verbdl. d. Gefepg.:Ausih. d. K. d. 
Reihsräthe v. 18%, Beil.S. 244—248 u. Prot.®Bd. IS. 372-377. 
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haupt nicht oder nicht in dem eingehobenen Betrage fchuldet, oder 
welche bei amtlichen Ausgaben an Geld oder anderen Sachen dem 
Empfänger widerrechilic Abzüge machen, find zu Gefängnig nicht 
unter drei Monaten zu verurtheilen, womit Geldfirafe bis zu taufend 
Gulden verbunden werden kann. Bugleih kann auf Werluft des 
Dienfies als Straffolge erkannt werden. 

Heberfleigt der Gefammibetrag deffen, was der Beamte auf 
Die angegebene Weife widerrechtlic bezogen oder zurückbehalten hat, 
die Summe von fünfhundert Gulden, fo iſt auf Bucthaus bis zu 
zwölf Jahren zu erkennen. 

Die in Art. 375 vorgefehenen Vergehen entfprechen den Reaten 
der Art. 303 und 304, nämlich das in Abſ. 1 vorgefehene der Ver: 
gewaltigung und Bedrohung im Sinne bes Art, 304, das in Abſ. 2 
vorgejehene der in Art. 303 behandelten Erprefiung und unterfcheiben 
fih von dieſen Reaten blos dadurch, daß fi 1) derjelben nur Ber 
amte ſchuldig machen fünnen und 2) daß, während die Art. 303 und 
304 einen Zwang durch Vergewaltigung oder Bebrohung der dort 
näher bezeichneten Art vorausfegen, bier die Nöthigung durch Mißbrauch 
ber Amtsgewalt oder durd Drohung mit dem Gebraude berfelben 
ftattgefunden haben muß. Daß die Nöthigung eine widerrechtliche ger 
wefen fein muß, ift im Geſetze ausdrücklich gefagt. 

Ein befonderes Delikt it das in Art. 376 vorgefehene. Des: 
jelben können fih nur Beamte ſchuldig machen, welche wenigftens im 
Allgemeinen mit Erhebung von Steuern, Taren, Stempeln oder andern 
Leiftungen, beziehungsweife mit Beforgung amtlidyer Ausgaben betraut 
find, Zum Thatbeftande gehört, daß ein folder Beamter vorfäglich 
und aus Eigennug von dem Betheiligten etwas, was berfelbe über: 
haupt nicht oder doch nicht in dem eingehobenen Betrage ſchuldet, und 
zwar an Steuern, Taren, Stempeln oder andern Leiftungen, alfo unter 
dem DBorgeben, ein wirklich gefchuldetes derartiges Gefälle für die be— 
treffende Kaffe zu erheben, erhebt, beziehungsweife bei amtlichen Aus: 
gaben dem Empfänger wiberrechtlid Abzüge macht und bie in folder 
Weife widerrechtlich bezogenen oder zurüdbehaltenen Beträge für fi 
behält. Zum Weſen dieſes Delikts gehört mithin, daß der Betheiligte 
getäufcht, daß ihm nämlich vorgefpiegelt wurde, er habe ben betreffen- 
den Betrag an Steuern, Taren, Stempeln ober andern Leiftungen zu 


entrichten, beziehungsmeife er fei verpflichtet, fi ben ie la Ab: 
Weis, Das Strafgefepbud für das Königreich Bayern. I. 
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zug gefallen zu laffen. Hat eine folhe Täufhung nicht flattgefunden, 
bat ber Betheiligte gewußt, daß er zu der betreffenden Leiftung wicht 
verpflichtet ijt oder dem Abzug fich nicht gefallen zu laffen braucht, fo 
fällt die Handlung nicht unter Art. 376, wohl aber liegt in dieſem 
Falle, wenn der Betheiligte von Seite des Beamten durch Migbraud 
feiner Amtsgewalt oder durch Drohung mit derfelben genöthigt wurde, 
ben betreffenden Betrag dennoch zu bezahlen, beziehungsweife den Ab: 
zug fih gefallen zu Iaflen, das im Art. 375 vorgejehene Vergeben 
vor. Hat der Beamte nicht vorfäglic oder nicht aus Eigennutz, 3. B. 
nur aus Irrthum oder aus übergroßem Dienjteifer, gehandelt, fo findet 
natürlich Art. 376 feine Anwendung. Unter den in Art. 376 gebraud- 
ten Ausdruck „Taren” fallen natürlich weder die Gebühren der No 
tare, Anwälte und Gerichtshoten, noch auch ſolche Gebühren, melde 
mande Beamten in gewiffen Fällen Kraft befonderer Beftimmmung 
für fid) zu beziehen haben. Dagegen ift es nicht gerechtfertigt, den 
Art. 376 anf Stantsgefälle zu beſchränken. Nad feinem Geifte und 
feinem Wortlaute findet er nämlid offenbar aud auf Gefälle ber 
Gemeinden, der öffentlihen Korporationen und öffentlichen Stiftungen, 
die, wie z. B. die Gemeindeumlagen, die in Gemeinde: oder Stiftungs- 
kaſſen fliegenden Taren, einen öffentlichen Charakter haben, Anwendung. 
Zur Bemefjung des Geſammtbetrags des widerrechtlich Bezogenen ober 
Zurüdbehaltenen ijt natürlich Alles zufammenzurechnen, was der Beamte 
auf die in Abf. 1 angegebene Weife, wenn auch zum Nachtheile ver: 
ſchiedener Perfonen, widerrehtlich bezogen oder zurüdbehalten bat.') 


Art. 377, 


Difbrand bes Beamte, welche in der Ausübung ihrer Berufspflichten ſich 

Yanteilidtei. zur Begünftigung oder Benadhtheiligung einer Partei wiſſentlich 

einer Ungerechtigkeit fchuldig machen, follen mit Gefängnig nidt 

unter ſechs Monaten befiraft werden, womit der Werluft des Dienftes 
verbunden werden kann. 

Diefer Artikel findet nur dann Anwendung, wenn der Beamte 

mit dem Bewußtfein, daß er eine Ungerechtigkeit begeht, und im ber 

Abſicht, eine Partei zu begünftigen oder zu benadjtheiligen, gehanbelt 


) Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 16. 446 u. 
447 u. Bd. U ©. 181 u. 182. 
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bat. Liegen aber dieſe Vorausfeßungen vor, fo kommt es auf die fon- 
ftigen Umftände nicht weiter an, namentlic weder auf das Motiv, das 
ihm zu feiner Handlung bejtinmte, no auf die Natur der Amtshand- 
lung. Deshalb fallen unter den Art. 377 nicht blos Juſtiz-, fondern 
auch Adminiftrativfahen, und zwar im weiteften Sinne des Wortes 
und ohne Rückſicht darauf, ob fie zur Zuftändigkeit von Behörden bes 
Staates oder von Behörden von Gemeinden, öffentlihen Korporationen 
oder öffentlichen Stiftungen gehören. Insbeſondere erftredt fid) Art. 377 
auch auf Eonceffions: und Anfäffigmahungsfahen, Anftelungen, Ver: 
leihung von Stipendien und dgl., überhaupt auf alle amtlichen und 
dienftlihen Angelegenheiten, bei denen eine Begünftigung ober Benach— 
theiligung eines Betheiligten ftattfinden Tann. Bon felbft verftcht es 
fih, daß die allgemeinen Beftimmungen über Zufammenfluß zur Anz 
wendung kommen, wenn zugleid die Merkmale eines andern mit böhe- 
rer Strafe bedrohten Reats vorliegen.) 


Art. 378, 
Beamte, welche wiffentlid eine widerrechtliche Verhaftung oder "foren der 


vorläufige Ergreifung und Seflnahme verfügen oder die Dauer einer ———— 
Haft widerrechtlich verlängern, desgleichen Vorſteher und Auffeher 

von Gefängniffen, Strafhäufern und polizeilichen Verwahrungsan- 

flalten, welche die Entlaffung eines Gefangenen widerrechtlid ver- 

Zögern, follen, wenn die widerrechtliche Haft nicht über zehn Cage 

gedauert hat, mit Gefängniß befiraft werden, womit der Verluſt 

des Dienſtes als Straffolge verbunden werden kann. 

Hat die widerrechtliche Haft über zehn Cage gedauert oder 
den Tod oder einen bleibenden Machtheil an Aörper oder Gefund- 
heit des Gefangenen zur Folge gehabt oder denfelben in eine 
mehr als fechzig Tage dauernde Arankheit oder (gänzliche oder 
theilweife) Arbeitsunfähigkeit verfeßt, fo ift auf Buchthaus bis zu 
zwanzig Jahren zu erkennen, 


Art. 379. 


Beamte, welche wiffentlich gegen einen Unfchuldigen die Ein- 
leitung oder Sortfegung einer Unterfuchung verhängen oder ver- 


') Berh. d. Gefebg.-Ausih. d. K. d. Abg. v. 18%, Bd. 1S. 447 u, 
8b. I ©. 18? u. 183, 


19* 


292 Strafgefek, Artikel 378—3831. 


anlaffen, follen mit Gefängniß von drei Monaten bis zu zwei 
Jahren, womit der Verluſt des Dienfles zu verbinden ifl, beftraft 
werden. 

Wurde die Unterfuchung wegen Verbrechens eingeleitet, fo if 
auf Gefängnig nicht unter ſechs Monaten nebfl Werhängung der 
im Art. 28 bezeichneten Straffolgen zu erkennen. 


Art. 380. 

Beamte, welche in einer Straffadhe einen Befchuldigten oder 
Beugen thätlid) mißhandeln oder, um Gefländniffe oder Ausfagen 
zu erpreffen, unerlaubte Bwangsmittel anwenden, follen mit Gefäng- 
niß bis zu ſechs Monaten oder an Geld bis zu zweihundert Gulden 
befiraft werden, womit der Verluft des Dienfles als Straffolge ver- 
bunden werden kann. ü 

If durch die Handlung an fi eine höhere Strafe verwirkt, 
fo iſt mit diefer, foferne fie eine Vergehensflrafe ifl, der Verluſt 
des Dienſtes als Straffolge auszufprechen. 

Wurde auf folche Weiſe abfichtlich ein unwahres Gefländnif 
oder eine unwahre Beugenausfage erpreft, fo foll, wenn Dies in 
einer Disriplinar-, Polizei- oder Uebertretungsſache gefchehen if, 
auf Gefängnig nicht unter fechs Monaten, womit der Verlufl des 
Dienftes als Straffolge zu verbinden ifl, — wenn es in einer Ber- 
gehens- oder Verbrechensſache gefchehen iſt, auf Zuchthaus bis zu 
zwölf Iahren erkannt werden. Sehtere Strafe kann bis zu Zwanzig 
Jahren erhöht werden, wenn die Handlung zum Nachtheile des Be- 
fchuldigten vorgenommen, und Derfelbe zum Tode oder zu einer 
mehr als achtjährigen Buchthausftrafe verurtheilt wurde. 


Art. 381. 


Hat ein Beamter wiſſentlich eine nicht rechtskräftig zuerkannte 
Strafe vollfirecken laffen, fo foll er beftraft werden: 


4) mit Todesftrafe, wenn eine Todesſtraſe vollfirekt wurde; 

2) mit Buchthaus bis zu zwanzig Jahren, wenn eine Budt- 
hausfirafe vollfireckt wurde; 

3) mit Gefängniß, womit der Werluf des Dienfles als Straf- 
folge verbunden werden kann, wenn eine Gefängnißftrafe 
vollzogen wurde; 

4) mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten, womit der Verluf 
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des Dienfles als Straffolge verbunden werden kann, wenn 
eine andere Strafe vollſtreckt wurde. 

In den Fällen der Biff. 3 und 4 ift auf Buchthaus bis zu 
zwanzig Jahren zu erkennen, wenn die widerrechtliche Strafhaft 
über zehn Cage gedauert oder den Eod oder einen bleibenden Madh- 
theil an Aörper oder Gefundheit des Gefangenen zur Folge gehabt 
oder Ddenfelben in eine mehr als fechzig Tage dauernde firankheit 
oder (gänzliche oder theilweife) Arbeitsunfähigkeit verfeßt hat. 

Art. 382. 

Mit Gefängniß nicht unter fechs Monaten, womit der Ver- 
luft des Dienfles verbunden werden kann, find Beamte zu beftrafen, 
welche wiffentlich die ihnen obliegende Einleitung oder Fortführung 
einer Strafverfolgung unterlaffen, Beweismittel der Schuld nicht 
erheben, rechtskräftig erkannte Strafen nicht vollftrecken laffen oder 
fonft einer Perlon, um fie der verdienten Strafe zu entziehen, auf 
irgend eine Weife Vorfchub leiften. 

Gleiche Strafe tritt dann ein, wenn wiſſentlich erhebliche 
Entlafungsbeweismittel nicht erhoben werden. 


Art. 383. 


Beamte, welche ihre Amtsgewalt mißbrauchen, um wider- 
rechtlich in eine Wohnung einzudringen, follen mit Gefängniß bis 
zu zwei Monaten oder an Geld bis zu zweihundert Gulden befiraft 
werden. 

Art. 384, 

Beamte, welche ihre Amtsgewalt zur Mifhandlung eines Ge- 
fangenen mißbraucen, follen mit Gefängnif bis zu fehs Monaten 
oder an Geld bis zu zweihundert Gulden beftraft werden, womit 
der Verluſt des Dienfles als Straffolge verbunden werden kann. 

If durch die Handlung an fi eine höhere Strafe verwirkt, 
fo ift mit dieſer, foferne fie eine Vergehensſtrafe ifl, der Verluſt 
des Dienfles als Straffolge auszufprecen. 

Bei fämmtlihen in den vorftchenden Artikeln vorgefehenen 
Reaten ift vorausgefeht, daß der betreffende Beamte die ihm bezüglich 
der Strafr und Polizeigewalt zuftehenden Befugniffe vorſätzlich miß— 
braucht, beziehungsweiſe die bezüglichen gefeglichen Beftimmungen vor⸗ 
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fäglih und wiſſentlich verlegt hat, fih mithin bei feiner Handlung 
diefes Mißbrauchs feiner amtlichen Befugniffe oder der Verlekung ber 
bezüglihen gefeblihen Beftimmungen bewußt war. Die vorftehenden 
Artikel finden aljo feine Anwendung, wenn der Beamte nur aus 
Irrthum, unrichtiger Auffaffung gefeßlicher Beftimmungen oder ber zu 
deren Anwendung geforderten thatjächlihen VBorausfegungen oder im 
ähnlicher Weife gehandelt hat. 

Art. 378 fpricht nicht nur von der wiberrechtlidhen VBerbaftung, 
ſondern auch von der wiberrechtlichen vorläufigen Ergreifung und weft: 
nahme, um auszudrüden, daß unter dieſe Beitimmung nicht blos eine 
unter Beobachtung der gefeglichen Förmlichkeiten vollzogene Verhaftung, 
fondern jede thätlihe Ergreifung und Feſtnahme, gleichgiltig wie fie 
genannt wird, foferne fie nur eine mwiderrechtlidhe ift, fällt. Hiebei 
wird aber natürlich vorausgefebt, daß die Verhaftung, Ergreifung oder 
Feſtnahme nicht zum Zwecke bes Vollzugs einer erfannten Strafe 
ftattgefunden bat, indem dieſer Fall in Art. 381 befonders vorgeſehen 
ift. Der Artikel fpricht ferner von demjenigen, welche eine ſolche Wer: 
baftung, Ergreifung oder Feftnahme verfügt haben, um auszubrüden, 
daß, wenn diefelbe auf den Grund eines PVerhaftbefehle oder einer 
Anordnung eines vorgefeßten Beamten ftattgefunden hat, nicht ber 
untergeordnete Bedienftete, der den Verhaftsbefehl oder die Anordnung 
blos vollzogen, fondern der Beamte, der den Verhaftbefehl oder die 
Anordnung erlaffen bat, als der Straffällige erſcheint. Hieraus folgt 
aber von felbjt, daß die Beftimmungen des Art. 375 aud auf bie: 
jenigen Beamten und felbft auf diejenigen untergeordneten Bedienfteten, 
wie Gendarmen, Polizeidiener u. dgl, Anwendung finden, welche eine 
widerrechtliche Verhaftung, Ergreifung oder Feſtnahme nicht zum Voll: 
zuge einer von einem Porgefegten erlaffenen Verfügung, fondern nad 
eigenem Ermeffen vorgenommen haben, indem diefelben in biefem Falle 
demjenigen, der die widerredtliche Verhaftung, rgreifung oder Teft: 
nahme verfügt bat, gleidy zu achten find. 

In Art. 37I Abſ. 1 iſt das Wort „Unterfuhung” im weiteften 
Sinne zu nehmen, Dasjelbe umfaßt alfo namentlih auch Unterfuchun: 
gen in Disciplinarfadhen. Das Gefet bedroht nicht blos diejenigen mit 
Strafe, welche die Einleitung oder Fortfebung einer Unterſuchung 
wiffentlid gegen einen Unfchuldigen verhängen, fondern and) diejenigen, 
welche dies wifjentlih veranlaffen, fo daß unter basjelbe namentlich 
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auch Polizeibeamte und Beamte ber Staatsanwaltjchaft fallen, welche 
durch ihre Anzeigen oder Anträge die Cinleitung oder Fortſetzung 
einer Unterfuhung gegen eine Perſon veranlaffen, von der fie wiſſen, 
daß fie unfchuldig ift. 

Der im Eingange des Art. 330 gebrauchte Ausdrud „Straf: 
fahen” umfaßt aud die Polizei: und Disciplinarfadhen. Unter ben 
Art. 380 fällt jede, auch bie geringfügigite thätlihe Mißhandlung 
eines Befhuldigten oder eines Zeugen, und zwar ohne Rüdficht auf 
die Urfache oder ben Zwed, zu dem fie zugefügt wurde, die Anmwenbung 
fonjtiger unerlaubter Zwangsmittel jeboh nur dann, wenn fie zu dem 
Zwede ftattgefunden hat, um Geftändniffe oder Ausjagen zu erpreffen, 
Unter Gejtändniß ift übrigens nicht blos die direkte Einräumung oder 
Beftätigung der Schuld, fondern jedes Zugeben eines belaftenden, wenn 
and nur als Indicium für den Beweis ber Schuld zu benüßenden 
Umjtandes zu verjtehen. Die höhern Strafen des Abf. 3 find verwirkt, 
fobald ein unwahres Geſtändniß oder cine unwahre Zeugenausfage auf 
die in Abf. 1 angegebene Weife erpreßt wurde, gleidgiltig ob das 
unmwahre Geftändnig oder die unwahre Zeugenausfage einen Einfluß 
auf das Urtheil Hatte oder nicht. Gleiches ift bezüglich derjenigen 
Strafe der Fall, welde nad dem letzten Satze des Abſ. 3 verhängt 
werben kann. Es genügt, daß ein unwahres Geftändniß oder eine un: 
wahre Zeugenausfage zum Nachtheile des Befchuldigten auf die in 
Abf. 1 angegebene Weiſe erpreßt und daß Lehterer zum Tode ober 
zu einer mehr als achtjährigen Zuchthausſtrafe verurtheilt wurde, Ein 
KRaufalzufammenhang zwifhen dem erpreßten Geſtändniſſe oder ber 
erpreßten Zeugenausfage und dem Urtheile ift nicht erforderlich. 

Ziff. 4 des Art. 381 findet uamentlih dann Anmenbung, went 
eine Arrejt oder eine Geld: oder eine Disciplinarjtrafe vollftredtt wurde. 

Aud in Art. 382 find unter dem Ausdrude „Strafverfolgung“ 
die Disciplinarverfolgungen begriffen. 

Art. 383 findet nad feinem Wortlaute auf den Fall bes biofen 
unbefugten Betretens einer Wohnung feine Anwendung. Derſelbe ver: 
langt nämlich Mißbrauch der Amtsgewalt, um widerrechtlich in eine 
Wohnung einzudringen. Dies jet voraus, daß der Eintritt ver: 
wehrt werben wollte oder demſelben ein fonftiges Hinderniß entgegen- 
itand, der Beamte fi denſelben aber troßdem mittels Gewalt ober 
durch fonftige Befeitigung der Hinderniffe verfhaffte, und zwar ohne 
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biezu berechtigt gewejen zu fein, fei es weil ihm durch das Gefek 
überhaupt verboten war, zu diefer Zeit in bie betreffende Wohnung 
gegen den Willen der Bewohner einzutreten, fei e8 weil er bie Förm— 
lichkeiten, unter denen ihm das Geſetz dies geftattet, nicht erfüllte. 


Art. 384 unterſcheidet nicht zwifchen Straf: und Unterfuhungs: 
haft. Auf den Fall der Mißhandlung eines verhafteten Befchuldigten 
durch den ihn vernehmenden Beamten findet jedoch nicht Art. 384, 
fondern der von diefem Falle fpeziell handelnde Art. 380, der ũbrigens 
ganz biefelben Strafen androht, Anwendung. !) 


Art. 385. 


Beamte, welche für den Staat, Gemeinden, Stiftungen oder 
fonflige öffentliche Anflalten Abgaben, Gefälle oder andere Ein- 
nahmen feflzufeßen, zu erheben oder zu verwalten haben und hiebri 
Feiſtungen der Pflichtigen außer Anſatz laffen oder in zu geringem 
Betrage anfehen oder erheben, follen mit Gefängniß bis zu zwei 
Jahren oder an Geld bis zu dreihundert Gulden befiraft werden, 
womit der Berluft des Dienfles als Straffolge verbunden werden 
kann. 

Diefer Artikel febt den Fall voraus, daß Beamte, ohne einen 
perfönliden Bortheil daraus zu ziehen, lediglich zu Gunften ber Pflich— 
tigen Gefälle der im Artikel bezeichneten Art vorfäglih außer Anjas 
laffen oder in zu geringem Betrage anfegen ober erheben. Ob ver 
Berechtigte wirklich verkürzt wurde, ift gleichgiltig, indem das bier ver: 
gefehene Vergehen mit der vorfäglichen Vornahme einer der angeführten 
Handlungen vollendet, die Strafe mithin aud in bem Falle verwirkt 
ift, daß die Sache bei ber Revifion entdedt und daburd der Berech— 
tigte vor wirklichen Schaden bewahrt wurde. Da Art. 385 nicht bles 
den Fall, daß Gefälle diefer Art im zu geringem Betrage erhoben, 
fondern auch die Fälle, daß folche Gefälle ganz außer Anſatz gelaffen 
ober in zu geringen Betrage angefeßt werben, vorfieht, fo können fid 
natürlich dieſes Vergehens nicht blos Finanzbeamte, fonbern, wie bies 
ber Artikel auch ausbrüdlic jagt, überhaupt alle Beamten ſchuldig 


Verh. d. Geſehzgeb. Ausſch. d. K. d. Abg. von 18%, Bb. I ©. 447— 
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machen, welche folche Gefälle feftzufeßen, zu erheben oder zu verwalten 
haben.?) 
Art. 386, 

Ein Beamter, welcher Gelder oder geldwerthe Sachen, die 
ihm vermöge feines Bienftverhältniffes anvertraut oder zugänglich 
find, unterfchlägt oder entwendet, foll wegen Amtsuntreue unter 
Verhängung der im Art. 23 bezeichneten Straffolgen mit Gefäng- 
niß nicht unter ſechs Monaten befiraft werden. 

Auf Buchthaus bis zu fechzehn Jahren iſt zu erkennen: 

1) wenn der Gefammtbetrag des Beruntreuten die Summe 

von fünfhundert Gulden überfleigt, oder 

2) wenn der Chäter, um die Veruntreuungen zu verbergen, 

Rechnungen, Bücher, Hegifter oder andere Aktenflücke un- 
richtig oder unvoliftändig geführt, verfälfcht oder unter- 
drückt, unrichtige Abfchlüffe oder Auszüge daraus oder 
unrichtige Belege zu denfelben vorgelegt oder fonft auf 
irgend eine Weife einer Sälfhung oder beirüglichen Vor- 
fpiegelung ſich fchuldig gemacht hat. 

Auf Bucdthaus bis zu zwanzig Jahren kann erkannt werden, 
wenn die unter Biff. 1 und 2 aufgeführten Umflände in einem 
Salle zufammentreffen. 

Wird in den Fällen der Abf. 2 und 3 unter Anwendung 
des Art. 74 auf Gefängnifßftrafe erkannt, fo find damit die im 
Art. 28 bezeichneten Straffolgen zu verbinden. 

Die hier vorgefehene Handlung ift ihrem Wefen nad), je nach— 
dem bie Sadje dem Beamten, der ſich diefelbe widerrechtlich angeeignet 
bat, anvertraut war oder nicht, Unterfchlagung oder Diebftahl und es 
finden deshalb die bezüglidy diefer Neate geltenden Beftimmungen aud) 
hier Anwendung. Hiernad Tann ich mid, im Allgemeinen auf dasjenige, 
was ic zu ben von bem Diebjtahle und ber Unterfchlagung handeln: 
ben Hauptftüden bemerkt habe, beziehen und es erübrigt mir nur, jene 
Punkte zu befprechen, welche dem bier vorgefehenen Reate eigenthümlich 
find. Der Begriff der Amtsuntreue ift, abgefehen davon, daß ſich ber: 
felben nur Beamte und folde Perfonen, welche durch Art. 396 
ben Beamten gleichgeftellt find, ſchuldig machen können, enger, 


) Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. db. Abg. v. 18%, Bd. 1 ©. ddl u 
Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. II ©. 292. 
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als jener der Unterfchlagung und bes Diebſtahls, indem Amtsuntreue 
nur an Geldern oder geldwertben Saden, welde bem Beamten vers 
möge feines Dienftverhältniffes anvertraut oder zugänglich find, begans 
gen werben kann. An andern Saden kann fi deshalb ein Beamter 
wohl einer gewöhnlichen Unterfchlagung oder eines gewöhnlichen Dieb: 
ſtahls, nicht aber ber Amtsuntreue fchuldig machen. Die Sachen müſſen 
dem Beamten vermöge feines Dienftverhältnifjes anvertraut 
oder zugängli fein, er muß fie alfo entweber felbft vermöge ſeines 
Amtes oder Dienjtes in Gewahrfam haben ober fie müffen ihm we: 
nigftend vermöge feines Amtes oder Dienftes zugänglid) fein. Letzteres 
ift nur dann ber Fall, wenn fi die Saden im Gewahrſame irgend 
einer Öffentlichen Behörde befinden und ber Thäter wegen feines Dienit- 
verhältnifjes entweder an ben Ort ber Aufbewahrung kommt oder in 
ben thatjächlichen Befit der Sachen gelangt. Es genügt mithin nicht, 
daß die Sahen dem Beamten in Beranlaffung feines Amtes oder 
Dienftes, etwa in Folge des Vertrauens, das man ihm megen feiner 
dienſtlichen Stellung fcyenkte, anvertraut ober daß ihm Sachen, die fid 
im Gewahrfame von Privaten befanden, gelegenheitlich einer Dienft- 
verrichtung zugänglich geworben find. Mit Recht hat deshalb das Ap— 
pellationsgericht von Niederbayern durch Urtheil vom 7. Januar 1863 
(Zeitſchr. f. Geſetzg. u. Rechtspfl, Band X Seite 182—184) ent 
ſchieden, daß fidy ein Nentamtsbote, ber nur mit Juftellung von Mab: 
nungen beauftragt war, dem aber die gemahnten Schuldner die betref- 
fenden Beträge fofort einhändigten, durch Unterfchlagung diejer Beträge 
nicht der Amtsuntreue, fondern nur einer gewöhnlichen Unterſchlagung 
ſchuldig gemacht hat. Eben fo macht fi) ein Notar, der ein Kapital, 
das ihm zu dem Zwecke, deſſen Anlage zu beforgen, anvertraut werben 
iſt, unterfchlägt, nicht der Amtsuntreue, jondern nur einer gewöhnlichen 
Unterfchlagung ſchuldig, weil ihm biefes Kapital wohl in Beranlafjung 
feiner dienſtlichen Stellung, nicht aber wegen feines Dienftverhältnifies 
anvertraut wurde, ba es nicht zur bdienftlichen Aufgabe ver Notare ge: 
hört, für Kapitaliften die Anlage von Kapitalien zu beforgen. Des: 
gleihen macht fi ein Notar, der bei Gelegenheit ber Errichtung eines 
Inventars eine zur Mafje gehörige Sache, oder ein Beamter, ber bei 
Bornahme einer Hansfuhung eine am Orte derfelben befindliche Sache 
entwendet, nicht ber Amtsuntreue, fondern nur eines gewöhnlichen 
Diebftahls ſchuldig. 
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Der in Ziff. 2 des Abſ. 2 vorgefehene Straferhöhungsgrund 
liegt ohne NRüdficht auf den Betrag des Veruntreuten vor, ſobald ſich 
der Thäter auf eine der im Geſetze angeführten oder auf irgend eine 
fonftige Weife einer Fälſchung oder betrüglihen VBorfpiegelung zu dem 
Zwede ſchuldig gemacht hat, um dadurch feine Deruntreuungen zu vers 
bergen. Daß darunter auch die zu diefem Zwecke gefchehene Unterlaffung 
der Verbuhung gehört, ift ſelbſtverſtändlich.“) 


Art. 387. 
Gegen Poftbenmte, welche unbefugt die der Poſt anvertrauten — 


Briefe oder Pakete öffnen oder dem zu deren Empfangnahme Be- a 
rechtigten vorenthalten oder entziehen, fol auf Gefängnif bis zu 

einem Fahre erkannt und hiemit der Verluft des Dienſtes als Straf- 

folge verbunden werden. 

Wurde durch die Handlung Iemand benadtheiligt, fo iſt auf 
Gefängniß nicht unter drei Monaten mit Verhängung der vorbe- 
zeichneten Straffolge zu erkennen. 

Gleicher Strafe unterliegen Celegraphen-Beamte, welche die 
der Celegraphenanftalt zur Beförderung anvertrauten Depefchen ven 
Berechtigten vorenthalten, entziehen oder diefelben widerrechtlich 
einem Andern mittheilen. 

Diefer Artikel findet auf alle Poſt- und Telegraphenbeamten, 
welche fich einer der bier vorgefehenen Handlungen ſchuldig machen, 
Anwendung, gleidhgiltig ob fie die betreffenden Pojtfendungen ober 
Depeſchen felbit zu behandeln haben ober ob ihnen biefelben blos in 
Folge ihres Dienfted zugänglich find, und unter Abſ. 3 fallen, wie 
fid) aus dem Vortrage des frühern Referenten Abgeordneten Boye, 
gegen den in biefer Beziehung von Feiner Seite etwas erinnert wurde, 
ergibt, nicht nur die Telegraphenbeamten des Staates, fondern auch 
jene der Privattelegraphenanftalten. Die betreffenden Handlungen miüfjen 
natürlich vorfäglid und unbefugt beziehungsweife widerrechtlich began: 
gen worben fein. War dies aber der Fall, fo kommt es auf die weitere 
Abfiht des Thäters nicht an. Ansbefondere genügt im erften Falle 


) Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. 8. d. Abg. v. 18%,, Bd. 1 ©. 451 
u. 452 u. 3b. U ©. 190 u. 191, Berbbl. d. 8. d. Abg. v. 18%, Bell.Bd. II 
S. 202 u, Beil.Bb. HI ©. 84 u. 89, 
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des Abſ. 1 das bloſe Oeffnen, gleichgiltig ob der Poſtbeamte den ge— 
öffneten Brief geleſen oder ſich überhaupt über den Inhalt der Poit- 
fendung weitere Kenntniß verfchafft bat ober nicht. Eben fo genügt 
unter der angegebenen Borausfeßung die Thatſache der Vorenthaltung 
oder Entziehung eines Poltftüdes oder einer Depeſche oder ber Mit: 
tbeilung einer Depeihe an einen Andere, Auch die höhere Strafe 
des Abf. 2 tritt ganz unabhängig von der Abſicht des Thäters ein. 
Es genügt, daß eine nad Abf. 1 beziehungsweife 3 ftrafbare Hand: 
lung vorliegt und daß aus berfelben objektiv cin Schaden entjtanden 
iſt. Auf die Größe desfelben kömmt es ebenfalls nicht an. Als Rach— 
theil im Sinne des Abf. 2 kann aber natürlich nicht ſchon die Ent— 
ziehung des Poftjtüdes an ſich betrachtet werben, indem diefelbe ım 
betreffenden Falle ben TIhatbeftand des Nergehens bildet, in berfelben 
für ſich allein alfo nicht auch zugleich ein Straferhöhungsgrund liegen 
kann. Es muß Jemanden dadurch, daß er eine Zuſendung oder eine 
Nachricht überhaupt nicht oder nicht rechtzeitig erhielt oder daR eine 
in ber Depefche enthaltene Nachricht zur Kenntniß eines Andern ge: 
langte oder in ähnlicher Weife ein weiterer Nachtheil verurfacdht wor: 
ben fein‘) 
Art. 388. 

Notare, welche bei den ihnen in ihrer dienftlihen Eigen- 
haft anvertrauten Angelegenheiten wiffentlich zum Wachtheile ihrer 
Alienten handeln, trifft Gefängnifß nicht unter drei Monaten und 
Geldfirafe bis zu taufend Gulden, womit der Werluft des Bienfles 
als Straffolge zu verbinden if. 

Wurde durch die Handlung ein Schaden im Belrage von mehr 
als fünfhundert Gulden verurfadht, fo iſt auf Bucdthaus bis zu 
zwölf Iahren zu erkennen. 

Die gleichen Beftimmungen finden auf die Gerichtsboten der 
Pfalz Anwendung. 

Art. 389. 

Rechtsanwälte, welche pflichtwidrig in derfelben Streitfade 
beiden Parteien durch Bath oder Beiſtand dienen oder bei den 
ihnen in ihrer anwaltfcaftlihen Eigenſchaft anvertrauten Ange- 


1) Verhdl. d. Gefehg.:Ausich. d. K. d. Abg. v. 18%, Bb. 1 ©. 452 u. 
3.1 S. 19, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Veil.Bd. U S. 202 u. 203. 
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legenheiten wiffentlich zum Wachtheile ihrer Klienten handeln, follen 
mit Gefängniß nicht unter drei Monaten und an Geld bis zu 
taufend Gulden befirafi werden, womit der Verluſt des Bienfles 
als Straffolge zu verbinden ifl. 

Wurde durch die Handlung ein Schaden im Betrage von 
mehr als fünfhundert Gulden verurfacht, fo ift auf Bucdthaus bie 
zu zwälf Iahren zu erkennen. 

Dieje Artikel ſehen den Hal vor, daß Notare, pfälzifche Gerichts: 
boten oder Anwälte vorfäglih und wiſſentlich, fei es durch pofitive 
Handlungen oder durch Unterlaffungen, zum Nachtheile ihrer Klienten 
bandeln. Auf bloje Fahrläffigkfeit oder Ungeſchicklichkeit finden diefe 
Artikel Feine Anwendung. Wegen legterer tritt nur civilrechtliche Haf— 
tung und unter Umftänden bisciplinäre Ahndung ein. Art. 389 hebt 
den Fall, daß ein Anwalt pflihtwidrig in der nämlichen Streitſache 
beiden Parteien durch Rath oder Beiftand dient, befonders hervor 
und ftellt denfelben dem Falle der wiffentlihen Benachtheiligung eines 
Klienten ganz gleich, ohne einen befondern Nachweis einer folden Be: 
nachtheiligung zu verlangen. Hiebei wird natürlich voransgefeßt, daß 
die Parteien wibderfprechende Intereſſen haben.!) 


Art. 390, 
Geiſtliche und andere Religionsdiener in der Pfalz, welche ——— 
die kirchliche Trauung vornehmen, ohne daß ihnen nachgewieſen iſt 7 
daß vorher eine Heiralsurkunde von dem Civilſtandsbeamten auf- — 
genommen worden fei, find an Geld bis zu dreihundert Gulden Handeregife. 
zu beftrafen. 
Im Wiederholungsfalle it auf Gefängniß bis zu fehs Mo- 
naten zu erkennen, womit Geldflrafe bis zu dreihundert Gulden 
verbunden werden kann. 
Art. 391, 
Den Eivilftandsbeamten in der Pfalz trifft Geldfirafe bis zu 
zweihundert Gulden: 
1) wenn er eine Ehe für gelchloffen erklärt, ohne daß die 
zu deren Öiltigkeit erforderliche Einwilligung des Waters, 
der Mutter, der Großeltern oder des Samilienrathes ge- 
geben war; 


’) Berhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. 8. d. Abg. v. 18%, Bb. lI ©. 191 u. 192, 
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2) wenn er der Vorfchrift des Art. 157 des Eivilgefegbuches 
zuwider in den Fällen, wo ein ehrerbietiges Anfuchen an 
Eltern oder Großeltern zu flellen war, um die Einwilli- 
gung in die Ehe zu erhalten, eine Ehe für geichloffen 
erklärt, ohne daß diefe ehrerbietigen Anfuchen flattgefunden 
haben; 

3) wenn er vor Ablauf der im Art. 228 des Civilgeleßbuches 
vorgefchriebenen zehnmonatlichen Frift die Heiratsurkunde 
einer fchon verheiratet gewefenen Frau aufnimmt; 

4) wenn er eine Ehe für gefchloffen erklärt, bezüglich welcher 
die gefeßlich vorgefchriebenen Eheverkündigungen nicht flatt- 
gefunden haben, ohne daß eine Befreiung hievon erhalt 
worden, oder wenn die vorgefchriebenen Friften zwifchen 
den Eheverkündigungen und dem Heiratsabfchlufe nicht 
eingehalten wurden, oder wenn er eine Ehe troß beftchen- 
den Einfpruches für gefchloffen erklärt; 

5) wenn er eine Ehe für gefchloffen erklärt, ohne hiebei die 
durch den Art. 165 des Livilgefegbuches vorgefchriebene 
Deffentlichkeit der Handlung zu beobadıten; 

6) wenn er eine Ehe für gefchloffen erklärt, bezüglich welcher 
er nad den Beflimmungen des Art. 165 des Civilgeſctz- 
buches nicht der zufländige Beamte ifl; 

7) wenn er in Fällen, wo zum Abfchluffe einer Ehe die Ein- 
willigung dritter Perfonen durch das Gefeh gefordert if, 
von der erfolgten Einwilligung in der Heiratsurkunde 
keine Erwähnung gethan hat; 

8) wenn er eine Ehe für gefchloffen erklärt, che den Vor- 
fchriften des $ 13 Des Heeresergänzungsgefehes vom 15. 
Auguft 1828 genügt ifl; 

9) wenn die Civillandsurkunden auf einzelne fliegende Blätter 
gefhrieben werden. 


Art. 392, 
Die in den Art. 390 und 391 enthaltenen Strafbeflimmungen 


kommen auc dann zur Anwendung, wenn den dafelbft bezeichneten 
Handlungen Sahrläffigkeit zu Grunde liegt. 
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Die vorftehenden Beftimmungen gelten nur für die Pfalz und 
hängen mit den dajelbft bezüglich der Abſchließung der Ehen und ber 
Führung der Givilftandsregifter beftehenden gefeglihen Borfchriften 
zufammen. Das in der Pfalz geltende franzöfifche Civilrecht kennt nur 
die Givilehe, indem Art. 165 des Code eivil vorfchreibt, daß die Ehen 
öffentlich vor dem Eivilftandsbeamten des Orts, wo einer von beiden 
Theilen feinen Wohnfis hat, gefchloffen werben follen. Damit ift ben 
Detheiligten zwar nicht unterfagt, ſich auch kirchlich trauen zu laffen. 
Da jedod die Giltigkeit der Ehe davon abhängt, daß fie vor dem 
Givilftandsbeamten geſchloſſen wurde, fo fol die Firdliche Trauung 
nicht eher ftattfinden, als nachdem die bürgerlihe Trauung vor bem 
Eivilftandsbeamten ftattgefunden bat. Deshalb bebroßt ber an bie 
Stelle der Art. 199 und 200 des Code penal getretene Art. 390 
Geiftlihe und andere Religionsdiener, welche eine kirchliche Trauung 
vornehmen, ohne daß ihnen nachgewieſen ift, daß vorher eine Heirats— 
urkunde von dem Civilftandsbeamten aufgenommen wurde, mit Strafe. 
Dem Worte „Geiftlihe” wurde noch beigefügt „und andere Religions: 
diener“, weil in der Pfalz neben ben chriſtlichen Kirchengejellfchaften 
nod) andere Religionsgefellfhaften beftehen, in benen Trauungen von 
Perfonen vorgenommen werben, die zwar unter den allgemeinen Aus: 
druck „andere Religionsdiener”, nicht aber unter den Ausdrud „&eift 
liche” fallen und bier alle Perſonen gegriffen werben follten, welche 
Trauungen nad den Borfchriften oder Gebräuchen irgend einer Reli 
gionsgefellfchaft vornehmen. Der in Art. 390 geforderte Nachweis 
kann, wie dies gegenwärtig in der Pfalz auch geſchieht, durch eine ein- 
fahe Befcheinigung des Eivilftandsbeamten geliefert werben. Der 
Strafe des Art. 390 unterliegt übrigens, wie fih nad ber Natur 
ber Sache und dem MWortlaute des Geſetzes von jelbft verfteht, nur 
derjenige Geiftliche, welcher die firchliche Trauung wirklih vorgenommen 
bat, biebei alfo zum Zwecke des Eheabjchluffes felbit thätig war. Bon 
Anwendung dieſes Artikels Tann demnach Feine Rede fein, wenn ledigs 
lid die Brautleute vor ihrem Pfarrer und zwei Zeugen ihre Abficht, 
fi) ehelic zu verbinden, erflärt haben, ohne daß ber Pfarrer hiebei 
etwas Weiteres zum Zwecke der Vornahme der Trauung gethan bat, 
wenn glei das Fatholifche Kirchenrecht auch in diefem Falle eine gil- 
tige Ehe annimmt. ') 





) Coneilium Tridentinum Sessio XXIV cap. 1 de reformatione 
matrimoniü, Walter, Lehrbuch des Kirchenrechts 5 299, 
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In der Pfalz haben die Bürgermeifter oder deren gejeklide 
Stellvertreter in der Eigenſchaft als Eivilftandsbeamten wicht nur, wie 
eben bemerkt wurde, die Trauungen vorzunehmen, fondern aud bie 
Eivilftandsregifter zu führen. Für den Fall ber Zumiderbandlung gegen 
die hierüber beftehenden gefeglidhen Vorfchriften bedroht fie jowohl ber 
Code civil al® aud der Code penal (Art. 192 bis 195) mehrfad 
mit Strafen. Die im Code penal vorgefehenen Fälle hatten ſchon 
unter der Herrſchaft dieſes Geſetzbuchs die Natur von Vergehen und 
waren deshalb von den Zuchtpolizeigerichten abzuurtheilen, während die 
im Code eivil angedrohten Strafen, obgleich zum Theile in Gefänguif 
beſtehend, wenigftens nad ber gewöhnlichen Anficht, den Charakter 
von Disciplinarftrafen hatten und deshalb von den Bezirkögerichten 
als Eivilgerichten zu verhängen waren. In Art. 391 kommen nun 
nicht nur die im Code pénal vorgefehenen, fondern audy mehrere der 
im Code civil behandelten Fälle vor. Alle find gleihmäßig bebankelt 
und mit Vergehensſtrafe bedroht und es kann deshalb fein Zweiſel 
darüber beftehen, daß alle hier vorgefehenen Fälle nunmehr die Natut 
von Vergehen haben und daß die bezüglic der Zuftändigkeit und dee 
Verfahrens in Straffachen beftehenden geſetzlichen Vorſchriften auf fie 
volle Anwendung finden. Eben fo verfteht es fi von felbft, daß die 
bezüglicy der in Art. 391 begriffenen Fälle im Code civil enthaltenen 
Strafbeftimmungen mit der Einführung des neuen Strafgeſetzbucht 
außer Kraft getreten find, daß dagegen die bafelbft in Bezug auf jem 
Fälle, die in Art. 391 nicht begriffen find, enthaltenen Strafbeitim: 
mungen nad Art. 3 Ziff. 3 des Ginführungsgefeges, und zwar ald 
Disciplinarftrafbeftimmungen, aufrecht erhalten blieben, fo daß alle 
binfichtlich derfelben die Bezirfsgerichte als Eivilgerichte zuftändig find. 

Die einzelnen Beftimmungen des Art. 391, mit Ausnahme der 
Biff. 8, fließen ſich am die im der Pfalz bezüglich des Abſchluſſes 
von Ehen und ber Führung der Eivilftandsakten beftehenben geſetzlichen 
Vorſchriften an und finden in benfelben ihre Erläuterung. Blos be 
züglih der Ziff. 7 will id darauf aufmerffam machen, daß diefelbe 
nur die Fälle vorfieht, wo zum Abſchluſſe einer Ehe die Einwilli 
gung britter Perfonen durdy das Geſetz gefordert ift und daß eim 
Ausdehuung diefer Ziffer auf Fälle, wo nur ein ehrerbietiges Anſuchen 
an Eltern oder Großeltern zu ftellen war, nicht ftatthaft ift, Fälle 
der letztern Art fallen demnach, wenn das ehrerbietige Anſuchen wirflid 
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ftattgefunden Hat und hievon blos in ber Heirathsurkunde keine Er- 
wähnung gefchehen ift, nicht unter Art. 391, Hat bas ehrerbietige 
Anfuchen in einem foldden Falle überhaupt nicht ftattgefunden, fo ift 
natürlih Ziff. 2 anwendbar. Ziff. 8 ift ganz allgemein gefaßt und 
bezieht fich deshalb auf alle in $ 13 des Heerergänzungsgefeßes vor: 
gefehenen Fälle, insbefondere auch auf den in Abſ. 2 vorgefehenen 
Fall der Verehelihung einer im Armeeverbande ftehenden Perfon, 

Der Entwurf enthielt in Art. 396 aud für die Landestheile 
diesſeits des Rheins Beftimmungen, welche unter ben wegen ber dies— 
feitigen Berhältnifje erforderlichen Aenderungen den vorftehenden Artikeln 
entfprachen. Diefer Artikel wurbe jeboch abgelehnt. Eine ftrafrechtliche 
Einfhreitung ift deshalb gegen Geiftlihe und andere Religionsbiener, 
welhe den in Bezug auf den Abſchluß von Ehen und die Führung 
der Eivilftandsregifter beftehenden Vorſchriften zumiderhandeln, in ben 
Zandestheilen diesſeits bes Rheins nicht möglich.) 


Art. 393, 


Wenn ein Beamter bei Gelegenheit der Ausübung feines 
Dienfles oder unter Mißbraud feines Dienfiverhäliniffes eine nicht 
in dem gegenwärtigen Hauptftücde behandelte firafbare Chat verübt 
und deswegen zu einer Gefängnifftrafe von mehr als einem Jahre 
verurtheilt wird, fo ift mit derfelben der Verluſt des Dienſtes als 
Straffolge zu verbinden. 


Art. 394. 

Wenn ein Beamter fi) in oder außerhalb feines Dienſt- 
verhältniffes eines Vergehens der Unterfchlagung, des BDiebflahle 
oder des Betrugs fehuldig macht, fo find mit der Strafe diefes 
Vergehens die im Art. 28 bezeichneten Straffolgen zu verbinden. 

Wenn er fi in folder Weiſe einer an fi) nur ale Heber- 
tretung firafbaren Mnterfhlagung oder eines an fi) nur als Weber- 
tretung firafbaren Betrugs oder eines an fi nur nach Art. 283 


) Berh. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. IT S. 210, 211, 239 u. 240, 
Berhdl. des Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%, 2b. 1 ©. 453—455 u. 
Bd. II S. 192—19%, Verh. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil,Bb. II S. 203 u. 
Beil.-Bd. IM ©. 84, 85, 447 u. 479, Verhdl. d. Geſetzg.⸗Ausſch. d. K. d. 
Neihsräthe v. 18°%,, Beil. S. 258—262 u, 519 u, Prot.OBd. I ©, 389396 
vn. 8b, I ©. 161—163, 

Weis, Das Straſgeſehbuch für das Königreih Bayern, II. 20 
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firafbaren Diebſtahls ſchuldig macht, fo ifl flatt der Mebertretungs- 
firafe auf Gefängnig bis zu drei Monaten zu erkennen, womit 
der Verluſt des Dienfles als Straffolge verbunden werden kann. 
Vorftehende Artikel enthalten befondere Beftimmungen für manche 
Fälle der Berurtbeilung von Beamten wegen ftrafbarer Handlungen, 
die nicht im gegenwärtigen Hauptftüde behandelt find. Art. 393 be 
zieht fih auf alle Arten von Vergehen, ift aber darauf befchränft, 
daß der Beamte das betreffende Vergehen bei Gelegenheit der Aus: 
übung feines Dienftes ober unter Mißbrauch - feines Dienftverhältnifies 
verübt bat, ohne daß jedoch bie Merkmale eines im gegenwärtigen 
Hauptftüde vorgefehenen Reates vorliegen, und daß er wegen dieſes 
Vergehens zu einer Gefängnißftrafe von mehr als einem Jahre verur: 
theilt wird. Art. 394 enthält diefe beiben Beſchränkungen nicht, be 
zieht fih aber nur auf Unterfhlagung, Diebftahl und Betrug. In den 
Fällen der Art. 393 und 394 Abſ. 1 find die durd die betreffenden 
Rente verwirkten gewöhnlichen Strafen zu verhängen und bie wegen 
der Eigenſchaft des Thäters als Beamten eintretende Schärfung befteht 
nur darin, daß mit ber Strafe der Berluft des Dienftes beziehung: 
weife die in Art. 28 bezeichneten Straffolgen verbunden werden müflen, 
während bei fonftigen Thätern diefe Straffolgen entweder überhaupt 
nicht eintreten ober nur nad richterlihem Ermeffen zu verhäugen find. 
In den in Abf. 2 des Art. 394 vorgefehenen Fällen nimmt dagegen 
die Handlung wegen ber Eigenfhaft des Thäters als Beamten einen 
höhern Charakter an, die Uebertretung wird aus diefem Grunde Ver: 
geben, mit befjen Strafe der Verluſt des Dienftes zwar nicht verbun: 
den werben muß, aber body verbunden werben Tann, Ob in einem 
konkreten Yalle diefe Straffolge zu verhängen fei oder nicht, ift dem 
Ermeſſen des Gerichts überlaffen, welches biebei die Umftände ber 
That, die Berjönlichleit und die bienftliche Stellung des Thäters zu 
berüdficgtigen hat, Insbeſondere wird in diefem und in Ähnlichen Fällen 
anf diefe Straffolge zu erkennen fein, wenn ſich das Gericht überzengt, 
daß ſich der Beſchuldigte durch feine Handlung der öffentlichen Achtung 
oder des Vertrauens in feine Dienftleiftungen in foldem Grade um: 
würbig gemacht bat, daß er ohne offenbaren Naditheil für den öffent: 
lichen Dienft nicht länger in bemfelben belafjen werben kann. Schließ— 
lich Habe ich nody darauf aufmerkfam zu machen, dag Art. 394 Abi. 2 
fi nicht auf alle, fondern nur auf die an fih nad Art, 283 firaf 
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baren Uebertretungen bes Diebitahls bezieht, im Webertretungsgrabe 
ftrafbare Felddiebſtähle mithin ausgefchlofien find, ') 
Art. 395. 

Ein Benmter, welcher wegen pfliht- oder ehrwidrigen 
Benchmens, wegen Sahrläffigkeit, Anſleiß, Leichtfinn oder Anfitt- 
lichkeit bereits dreimalige Disciplinarbeſtrafung (S$ 10—15 der 
IX. Werfaffungsbeilage) erlitten hat, foll, wenn er fi) neuerdings 
einer Pflichtverlegung folder Art ſchuldig macht, mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten befiraft werden, womit der Berluft des Dien- 
fies als Straffolge zu verbinden ifl. 

Diefer Artikel ſchließt fih an bie barin angeführten Verfaffungs- 
beftimmungen an und bat namentlich den Zweck, ben Vollzug bes $ 10 
der IX Verfafjungsbeilage zu ermöglichen, der alfo lautet: „Ein Staats: 
beamter und öffentlicher Diener kann aud) wegen Verlegung ber Amts: 
pflicht durch Handlungen und Unterlaffjungen vermittelft rechtlichen Er: 
Fenntniffes degradirt ober entlaffen werben, welche einzeln mit biefer 
Strafe vom Geſetze nicht bedroht find, wenn nad Inhalt des Straf: 
geſetzbuchs eine breimalige Disciplinarftrafe fruchtlos geblieben iſt.“ 
Hiebei fommen nur Disciplinarbeftrafungen im Sinne der angeführten 
Berfaffungsbeftimmungen, mithin nur folhe Disciplinarftrafen in Bes 
trat, denen beigefügt worben ift, daß fie die erfte, zweite ober britte 
Disciplinarftrafe feien, die zur Vorgerichtftellung führt, fo daß alfo 
Art. 395 nur auf denjenigen Beamten Anwendung findet, der fi nad 
rechtöfräftiger Verhängung ber dritten derartigen Disciplinarftrafe neuer: 
dings einer Pflichtverlegung der angegebenen Art ſchuldig macht. Dar⸗ 
über, ob eine folde neue Pflichtverletzung vorliegt, hat das zuftänbige 
Strafgericht felbftftändig zu entfcheiden, während ihm natürlich darüber, 
ob die frühern Disciplinarftrafen mit Recht oder mit Unrecht verhängt 
wurden, feinerlei Eognition zufteht.?) 


Art. 396, 
Was im gegenwärtigen Haupiflüce von Beamten beflimmt 


) Verhdl. d. Gefebg.-Ausih. d. K. d. Abg. v. 18%,, 2b. I ©. 456 
u. Bd. II ©. 195, Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Bell.Bd. I ©. 60 u. 293 
u, Beil.Bb. IT S. 85 u. 9. 

2) Berhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. KR. d. Abg. v. 18%,, ®b. I ©. 1% 


—197 u. 205. 
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ift, gilt von alten Beamten und öffentlichen Dienern des Staates, 
fowie von den Beamten und öffentlichen Dienern der Gemeinden, 
der öffentlichen Corporationen und öffentlichen Stiftungen, ferner 
von allen jenen, welche mit den Perrichtungen eines folden Beamten 
oder öffentlihen Dieners vorübergehend oder fländig betraut und 
hiefür in öffentliche Pflicht genommen find. 

: Auf Motare und auf die Gerichtsboten der Pfalz finden 
außer Dem Art. 388 noch die Art. 365, 366 Abf. 2 und 3, 368, 
371—374, 386, 393 und 394, — auf Rechtsanwälte finden außer 
dem Art. 389 noch die Art. 371 Abf. 2 und 394 Anwendung. 


Art. 397. 


Auf Staatsbürger, welche zu einer öffentlichen Funktion 
berufen find, desgleichen auf die zur Entfcheidung von Hechteftrri- 
tigkeiten berufenen Schiedsrichter finden die Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Hauptflüces, foweit dies nad der Beſchaffenheit der 
in demfelben bezeichneten firafbaren Handlungen möglich ifl, gleid- 
falls Anwendung. 

Gegen diefe Perfonen foll, flatt des Werlufles des Dienſtes, 
die Entfegung von ihrer Funktion und die Unfähigkeit zur künf- 
tigen Wiederbehleidung derfelben ausgefprocen werden. 

Diefe Urtikel geben an, auf welche Perfonen die Beftimmungen 
bes gegenwärtigen Hauptftüdes anzuwenden find, wer aljo unter bem 
in den meiften Artifeln gebrauchten allgemeinen Ausdrude „Beamter“ 
bier zu verftchen iſt. Art. 396 Abſ. 1 ftellt bezüglich der Bejtim- 
mungen des gegenwärtigen Hauptftüdes den eigentlihen Stuatsbeamten 
alle Beamten und öffentlihen Diener des Staates, der Gemeinden, 
öffentlihen Korporationen und öffentlihen Stiftungen, ſowie alle bie: 
jenigen, welche mit den Berridhtungen eines foldhen Beamten oder 
öffentlichen Dieners ftändig oder vorübergehend betraut und biefür im 
öffentliche Pflicht genommen find, vollfommen gleih, und Art. 397 
dehnt ſodann diefe Beftimmungen, foweit dies nad) der Beſchaffenheit 
der bier zur Sprade kommenden ftrafbaren Handlungen möglich ift, 
aud auf die zu einer Öffentlichen Funktion berufenen Staatsbürger, 
fowie auf die zur Entfcheidung von Rechtsſtreitigkeiten berufenen 
Schiedsrichter aus. Bezügli des Art. 396 Abf. 1, der bei feiner 
allgemeinen Faffung weitere Bemerkungen nicht nothwendig macht, will 
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ih nur darauf aufmerkfam machen, daß das Gefek bei denjenigen, 
welche weder Beamte noch üffentlihe Diener, fondern nur mit den 
Berrichtungen eines foldyen betraut find, verlangt, daß fie hiefür in 
öffentliche Pflicht genommen wurden, während es bei wirflihen Beam: 
ten und öffentlichen Dienern zur Anwendbarkeit der Beftimmungen 
des gegenwärtigen Hauptftüdes der dienftlichen Verpflichtung nicht be— 
darf, fondern die thatfählihe Ausübung des Anıtes oder öffentlichen 
Dienftes genügt. Art. 397 Spricht allgemein von den zu einer öffent: 
lihen Funktion berufenen Staatsbürgern, gleichgiltig ob die Berufung 
durch Wahl oder auf fonftige Weife ftattgefunden bat und ob fidy die 
Funktion auf Angelegenheiten des Staates oder eines Kreifes, eines 
Diftriktes, einer Gemeinde oder einer öffentlihen Stiftung oder Cor: 
poration bezieht, wenn fie nur die Natur einer öffentlichen hat. Un: 
zweifelhaft gehören bieher auch die Mitglieder von Steuerausfhülfen, 
der Ausſchüſſe zur BVertheilung der Ginguartierungslaften und dgl. 
Unter die in Art. 397 erwähnten Schiedsrichter gehören natürlih nur 
diejenigen, welde auf ben Grund gefeglicher Beftimmungen zur Ent: 
ſcheidung von Nedtsftreitigkeiten berufen find. Ob eine Perfon zu den 
in Art. 396 Abf. 1 und 397 bezeichneten gehört, ob alfo auf eine 
von ihr verübte ftrafbare Handlung die Beftimmungen des gegenwär— 
tigen Hauptftüdes anwendbar find, gehört, wie aud der Kaffationshof 
durch Urtheil vom 27. Februar 1863 (Zeitſchr. für Geſetzg. u. Rechts: 
pflege Band X ©. 178—181) entfchieden Hat, nicht zur That-, ſon⸗ 
bern zur Rechtsfrage, ift alfo in den zur Zuftändigfeit der Schwur: 
gerichte gehörigen Sachen nit von den Gejhwornen, fonbern von 
dem Schwurgerichtshofe zu entjcheiden. 

Abf. 2 des Art. 396 enthält befondere Beftimmungen bezüglich 
ber Notare, ber Gerichtsboten der Pfalz und ber Anwälte, auf welche 
demnach von ben Beſtimmungen des gegenwärtigen Hauptftüdes nur 
bie bier fpeziell bezeichneten Anwendung finden. Erinnern will ich 
dabei nod daran, daß die durch Rechtsanwälte an Geldern ober ans 
bern Gegenftänden, die ihnen in ihrer anwaltfhaftlihen Eigenfchaft 
anvertraut worden find, verübten Unterfchlagungen in Art. 295 Ziff. 2 
und die Verlegung von Geheimniffen, von benen fie vermöge ihres 
Berufes Kenntniß erlangt haben, in Art. 339 beſonders vorgefehen find. !) 

') Berhbl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. II S. 202, Verhdl. d. Ge: 


ſetzg. Ausſch. d. K. d. Abg. v. 18%,, Bb. I ©. 456 u. Bd. II S. 199—204, 
Verhdl. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bb. II ©. 60 u, Beil.Bb. II ©. 85. 
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Art. 398, 


In allen Fällen, in welchen gemäß den Beflimmungen des 
gegenwärtigen Gefesbuchs der Berluft des Dienftes verhängt wird, 
ift zugleich der Werluft der von demfelben abhängenden oder aus 
dem frühern Beſitze desfelben herrührenden Kechte auszuſprechen. 

Es verfteht fi von felbft, daß mit dem Verlufte des Dienftes 
jebesmal auch der Berluft der von bemfelben abhängenden oder aus 
dem frübern Befite desfelben herrührenden Rechte, wie z. B. im Falle 
ber Verurtheilung eines penfionirten Beamten ber Verluft der Penfion, 
auszuſprechen ift. Um diefe Borfchrift aber nicht überall, wo vom Ber: 
luſte des Dienftes bie Rede ift, beifügen zu müffen, wurde fie im 
gegenwärtigen Artikel, der fich übrigens, wie fein Wortlaut ergibt, nicht 
blos auf das gegenwärtige Hauptftüd, fondern auf das ganze Geſetzbuch 
bezieht, als allgemeine Regel aufgejtellt. 


Geſetz 


vom 10. November 1861, 


die Einführung des Strafgeſetzbuches und des Polizei— 
itrafgejegbuches für das Königreich Bayern betr. 


Digitized by Google 


— — u u — 


Marimilian II 


von Gotted Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei 
Rhein, Herzog von Bayern, Franken und in 
Schwaben ıc. ıc. 


Wir finden Uns in ber Abficht, ber Strafrechtspflege in Unſe— 
rem Reiche eine zeitgemäße Verbeſſerung zuzumenden, bewogen, nad) 
Vernehmung Unferes Staatsrathes, mit Beirath und Zuftimmung ber 
Kammer ber Reichsräthe und der Kammer der Abgeordneten das anbei 
folgende Strafgeſetzbuch und Polizeiftrafgefeßbuh für das Königreich 
Bayern zu erlaffen und über die Anwendung diefer neuen Geſetzbücher 
zu verorbnen, was folgt: 


Allgemeine Weſtimmungen. 
Art. 1. 

Das neue Strofgefegbuh und das neue Polizeiftrafgefebuc 
für das Aönigreich Bayern treten mit dem 1. Juli 1862: im ganzen 
Amfange des Aönigreihs in Araft. 

Der in den Motiven zum Entwurfe des Einführungsgefehes 
bezüglich der kurheſſiſchen Kondominatsbezirte gemachte Vorbehalt ift 
inzwiſchen gegenftanblo® geworben. Durch einen am 18.—22. Oftober 
1860 zwiſchen Bayern und Kurheſſen abgefhlofjenen Staatsvertrag 
wurden nämlich die zwifchen dieſen Staaten im Sinngrunde zu Zün— 
dersbach, Dberfinn und Mittelfinn beftandenen Gemeinſchaften und 
Condominate geteilt und für immer bergeftalt aufgelöft, daß Zünders⸗ 
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bad in ben ausfchließlihen Befig von Kurheffen, Oberfinn und Mit: 
telfinn in den ausſchließlichen Befig von Bayern übergingen. In Ge: 
mäßbeit eines deshalb erlaffenen Geſetzes vom 5. Dftober 1863, bie 
Einführung der bayerifhen Geſetze in den durch Staatsvertrag vom 
18.—22. Oktober 1860 mit dem Kurfürjtenthum Heffen neu zu er: 
werbenden Antheilen des Condominats im Sinngrunde betreffend, in 
Berbindung mit einer allerhöchſten Verordnung gleichen Betreffs vom 
23. November 1863 (Regierungsblatt von 1863 ©. 1809 ff). fint 
die in Art. 1 genannten Geſetzbücher, fowie das dazu gehörige Ein: 
führungsgefeß für die neuerworbenen ebietstheile und Unterthanen 
des ehemaligen Condbominatsbezirkes im Sinngrunde, alfo für bie der 
bayerifhen Landeshoheit nunmehr ausfchließend unterworfenen Orte 
Oberfinn und Mittelfinn, am 1. Dezember 1863 in gefeßliche Kraft 
und Wirkfamkeit getreten. 


Art. 2. 


Mit diefem Beitpunkte verlieren alle dermalen geltenden Sr- 
flimmungen, deren Weberiretung bisher mit Strafe bedroht war, 
foweit fie nicht durch den Inhalt der neuen Strafgefegbücder oder 
das gegenwärtige Gefeh als fortbeftehend bezeichnet find, ihre Gil- 
tigkeit und Wirkfamkeit. 

Insbefondere treten außer Araft: 

1) der erſte Theil des Strafgeſetzbuches für das Aönigreih 
Bayern vom Jahre 1813 und das in der Pfalz geltende 
franzöfifche Strafgeſetzbuch (code penal) nebft allen auf 
diefelben bezüglichen Gefehen und Verordnungen; 

2) das Gefeh vom 24. Dezember 1849, den Schub der &r- 
legraphenanftalten betr. ; 

3) von dem’ Gefeze zum Schutze gegen den Mißbrauch der 
Preffe vom 17. März 1850 die Art. 2, 4—7, 10-36, 
49 und 50. 

4) das Gefeh vom 21. Mai 1851, die Werleitung von Mili- 
tärperfonen oder von Sandwehrmännern zur Antreue oder 
zum UAngehorfame betr.; 

5) die gefeßlichen Vorſchriften über Veflrafung des Binswu- 
chers, jedoch mit Aufrechthaltung der auf diefen Gegen- 
land bezüglichen civilrechtlichen Beflimmungen ; 
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6) das Gefeh vom 28. Mai 1852 über die gewerbsmäßigen 
Gutszertrümmerungen; 

7) das Gefeb vom 28. Oktober 1831, die Anwendung der 
Waffengewalt bei der Bollzyiehung der fanitätspolizeilichen 
Mapregeln zum Schuge gegen die Verbreitung der afia- 
tischen Cholera betr. ; 

8) Art. 298 des in der Pfalz geltenden Eivilgefehbuches, fo- 
weit er die Verhängung einer Strafe gegen die ehebreche- 
rifche Frau enthält, dann die Art. 308 und 309 deofel- 
ben Geſetzbuches; 

9) die Art. 438, 439, 479 und 555 des in der Pfalz ‚gel- 
tenden Handelsgeſetzbuches — letzterer, foweit er von der 
gerichtlichen Werfolgung der Ehefrau des Falliten als Mit- 
ſchuldiger eines betrügerifchen 'Bankerottes handelt, — 
ferner die Art. 556, 586—597 und 598 Biff. 2 desfelben 
Geſttzbuches; 

10) die Art.7 und 65 des Geſetzes vom 23. Mai 1846, das 
Erecutionsverfahren in der Pfalz betr. 

In Folge des im Abſ. 1 ausgefprocdhenen allgemeinen Grund: 
ſatzes haben mit ber Einführung ber neuen Strafgeſetzbücher alle zu 
diefer Zeit in Geltung gemwefenen Beftimmungen, deren Uebertretung 
bis dahin mit Strafe bedroht war, ihre Giltigfeit und Wirkfamteit 
verloren, ſoweit fie nicht durch den Inhalt der neuen Strafgeſetzbücher 
oder das Einführungsgefet als fortbeftehend bezeichnet find. Das Ge: 
ſetz hätte fi) auf diefe durchgreifende allgemeine Vorſchrift befchränfen 
können, inbem bei berfelben die Aufzählung wohl jener ältern Beftim: 
mungen, die neben ben neuen Strafgeſetzbüchern in Wirkſamkeit vers 
bleiben follten, nicht aber derjenigen, welche mit beren Einführung 
außer Kraft traten, nöthig war. Der größern Deutlichkeit und beffern 
Veberficgtlichkeit wegen hat man jedoch in Abf. 2 einige Geſetze auf: 
gezählt, welche in Anwendung des in Abf. 1 ausgefprodhenen Grund⸗ 
fates mit Einführung ber neuen Strafgeſetzbücher ihre Geltung ver: 
Ioren haben. Diefe Aufzählung iſt aber, wie ſich hiernach von ſelbſt 
verfteht und auch durd das Mort „insbefondere‘, mit dem Abf. 2 
beginnt, ausgebrüdt wird, Feine erflufive, fonbern nur eine eremplifi- 
kative. Ganz in berfelben Weife, wie die hier aufgezählten, find mit: 
bin auch alle andern ältern Beflimmungen, deren Webertretung mit 
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Strafe bebroßt war, am 1. Juli 1862 außer Kraft getreten, wenn 
fie nicht duch den Inhalt der neuen Strafgefehbücher oder das Eins 
führungsgefeß als fortbeftehend bezeichnet find. 

„Beltimmungen, beren Webertretung bisher mit Strafe bebrobt 
war“ wurde ftatt des im Entwurfe gebrauchten Ausdrudes „Straf: 
beftimmungen“ gefett, um deutlih auszubrüden, daß nicht blos bie 
eigentlichen Strafbeflimmungen im engern Sinne des Wortes, die 
Strafanbrohungen, fondern aud die Beftimmungen felbjt, deren Ueber: 
tretung bisher mit Strafe bedroht war, die bezüglichen Gebote und 
Berbote aufgehoben find. — Neltere Beftimmungen find in den neuen 
Geſetzbüchern und dem Einführungsgefeke theils vollftändig und aus: 
drücklich, theils unter Aenderung ber in benfelben angedrobt geweſenen 
Strafen oder der Natur ber in der Uebertretung bderfelben liegenden 
ftrafbaren Handlungen, theils dadurch, daß das neue Gefek, wie bies 
namentlih im Polizeiſtrafgeſetzbuche häufig geſchieht, die Uebertretung 
einer ältern Beftimmung mit Strafe bebroßt, zuweilen auch umter 
theilweifer Nenderung des materiellen Inhalts der betreffenden Beſtim— 
mung, aufrecht erhalten. Deswegen erflärt Abf. 1 die ältern Beftim: 
mungen für aufgehoben, foweit fie nit dur den Inhalt ber 
neuen Strafgeſetzbücher oder das gegenwärtige Geſetz als fortbe 
ſtehend bezeichnet find. Nähere mehr allgemeine Beftimmungen 
barüber, in wie weit ältere Polizeivorfhriften noch zur Anwendung 
kommen, finden fi) namentlih in Art. 45 bes Polizeiſtrafgeſetzbuchs. 
Bon felbjt verſteht es ſich nach der allgemeinen und beflimmten "af: 
fung bes Abf. 1, daß eine ältere dem Gebiete des Strafe oder Poli: 
zeiſtrafrechts angehörende Beftimmung nicht deshalb als noch giltig 
betrachtet werben kann, weil bie neuen Geſetzbücher über den Gegen: 
ftand, mit dem ſich jene Beftimmung befhäftigt, nichts enthalten. Aus 
bem Umftande, daß die neuen Geſetzbücher hierüber nichts enthalten 
und aud die bezüglidhe Ältere Beftimmung nicht als fortbeftehend 
bezeichnen, folgt vielmehr nur, daß der Gefeßgeber Beftimmungen über 
diefen Gegenftand überhaupt nicht für nöthig hielt. Durd die durch— 
greifende Vorſchrift des Abſ. 1 follte nämlih, mie die Motive zum 
Entwurfe fagen, gerade verhindert und bie Gefahr befeitigt werben 
daß veraltete Straffabungen, deren Fortbeftand neben den neuen Ge— 
fegbüchern durchaus nicht in der Abſicht der Gefekgebung lag, durch 
eine mißbräuchliche Praxis wieber hervorgezogen und in Anwendung 
gebracht würden, 


Einführumgsgefeß, Artifel 2. 317 


Zu ben einzelnen Ziffern des Abſ. 2 ift Nachftehendes zu be: 
merken. Das Gefeß zum Schutze gegen den Mißbrauch der Preſſe vom 
17. März 1850, das fehr verfchiedenartige, nämlich ftrafrechtliche, 
preßpolizeilihe und prozeſſuale Beftimmungen enthält, wurbe, weil 
man Ausnahmsbeftimmungen für die durch die Preſſe verübten ftrafr 
baren Handlungen im Allgemeinen weder für nothwendig noch für 
zwedmäßig bielt und die bezüglihen Beftimmungen beshalb in das 
Strafgeſetzbuch beziehungsweife, foweit es ſich um Aufftellung neuer 
befonderer Beitimmungen in Betreff bes Verfahrens in Prefftraffachen 
handelte, in das Cinführungsgefeß (Art. 58—60) zog, während bie 
wirflih polizeilihen Vorſchriften hier natürlich keine Aufnahme finden 
fonnten, fehr durchlöchert. Man zählte deshalb, um jedem Zweifel 
darüber, welche Beftimmungen diefed Geſetzes aufrecht erhalten bleiben, 
vorzubeugen, in Art. 2 Ziff. 3 alle Artikel, welche mit Einführung 
der neuen Geſetzgebung ihre Geltung verloren haben, und eben fo in 
Art. 3 Ziff. 8 alle jene Artikel, welche aufrecht erhalten bleiben, ein: 
zeln auf. — Bezüglid der Zinfen finden fid in den Gefeßgebungen 
drei ihrer Natur nach verfchiedene Arten von gefeblichen Beftimmungen, 
nämlih 1) ſolche über den gefeglihen Zinsfuß, d. 5. darüber, welcher 
Zinsfuß anzunehmen ift, wenn ein folder von den Parteien nicht 
bejtimmt, fondern die Berzinslichleit nur im Allgemeinen ftipulirt 
wurde ober auf Geſetz beruht, darüber, ob und unter welchen Voraus: 
feßungen Zinfen von Zinfen berechnet werden dürfen, ben Anatocismus, 
das Alterum tantum und dgl., 2) felde, durch welche den Parteien 
unterfagt wird, einen höhern als den bafelbft beſtimmten Zinsfuß ver= 
tragsmäßig feftzufepen, und zwar in der Art, daß ein dagegen ver: 
ftoßender Bertrag nichtig ift und felbft der über das gefeglihe Maß 
bezahlte Zins zurücgeforbert beziehungsweife, wenn das Kapital nod) 
nicht zurücdbezahlt ift, hieran in Abzug gebracht werden kann, 3) Straf: 
beſtimmungen, welche die Uebertretung der vorerwähnten Beftimmungen 
unbedingt oder unter gewiſſen Vorausfegungen als Zinswucher mit 
Öffentlicher Strafe bedrohen, Bei Berathung der neuen Geſetzbücher 
gingen die Anfichten darüber, ob und wie weit die damals in biefen 
verfhhiedenen Beziehungen geltenden Beftimmungen aufzuheben feien, fehr 
auseinander und erft in der gemeinfchaftlien Sitzung ber beiden Ges 
ſetzgebungsausſchüſſe vom 12. Juni 1861 einigte man ſich über bie 
jeßige Faſſung der Ziff. 5. Hiernad find mit Einführung der neuen 
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Geſetzbücher nur die geſetzlichen Vorſchriften über Beftrafung des Zins: 
wuchers außer Kraft getreten, während alle auf biefen Gegenftand 
bezüglidden civilrechtlichen Beftimmungen, alfo nicht blos die oben unter 
Ziff. 1, jondern aud die unter Ziff. 2 angeführten, aufrecht erbalten 
wurden. Außerdem verfteht es fich von felbit, daß die Verlegung ber 
bezüglich der Zinfen hiernach nod) beftehenden Geſetze aud öffentliche 
Beflrafung dann zur Folge bat, wenn in der betreffenden Handlung 
zugleih die Merkmale eines im Strafgefegbude vorgeſehenen Reats, 
z. D. eines Betrugs, des in Art. 332 vorgefebenen Vergehens oder 
dgl. Tiegen'). 
Art. 3, 

Aufrecht bleiben erhalten: 

1) alle Seftimmungen in Bezug auf Suspenfion oder Einzie- 
hung von Gewerbsrechten oder Privilegien; 

2) alle Beftimmungen über Gontraventionen und Defrauda- 
tionen in Bezug auf Regalien, auf Boll-, Steuer-, Stem- 
pel-, Pofl-, Auffchlags- und ähnliche Gefälle, foweit nicht 
in den neuen Strafgefeßbühern oder dem gegenwärtigen 
Gefehe Abänderungen getroffen find; dann die Beſtim- 
mungen über unbefugte Verweigerung des Eintritts im 
einen Sieuerausfchuß ; 

3) alle Pisciplinarfirafbefiimmungen, wobei jedoch gegen 
Stantsdiener, auf welche die Disciplinarfirafbeftimmungen 
der IX. Derfallungsbeilage Anwendung finden, flatt der 
in Art. 50 des franzöfifchen Dekrets vom 20. April 
1810 bezeichneten Strafen auf Verweis, auf Geldbuße von 
5 bis zu 50 fl. oder auf 1- bis Stägigen Haus- oder 
Eivilarrefi zu erkennen if, ferner die Strafbeflimmungen, 
welche in den Geſetzen über das Eivil- und Strafverfahren 
enthalten find, fowie die Strafbeflimmungen über Winkel- 
agentie; 

4) die in der für Die Sandestheile diesſeits des Rheins gel- 
tenden Gemeindewahlordnung vom 5. Auguſt 1818 und 


) Verbbl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. IT S. 123, 124, 305 u. 306 
u. Beil.Bd. II ©. 246, 247, 322—3%4 u. 511515, Verhdl. d. Gefepgeb.: 
Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 18%, Beil.S, 395-399 u. Prot.Bp. I 
S. M—%6, 352 u. 253. 
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in der z»fälzifchen vom 25. Wovember 1818 enthaltenen 
Strafbeflimmungen, foweit deren Vollzug dem Wahlaus- 
ſchuſſe zuftcht, Dann die Beflimmung des Art. 11 Biff. 2 
lit. o, des Gefehes vom 28. Mai 1852 über die Bewäf- 
ferungs- und Entwäfferungs-Anternehmungen zum Bwecke 
der Bodenkultur; 

5). alle zu Recht beflchenden Gefeße und Verordnungen, welde 
die Beflrafung militärischer Verbrechen, Vergehen oder 
Mebertretungen,, Webertretungen der Sandwehrordnung, 
dann das Kriegsrecht, den Airiege- oder Belagerungszu- 
fland betrefien; 

6) Die gefeßlichen Beſtimmungen über Standrecht, wobei das- 
jenige, was im Strafgefeßbuche für das Königreich Bayern 
vom Jahre 1813 Ch. II. Art. 441 Biff. 1 und Art. 443 
son dem Aufruhre zweiten Grades gefagt ifl, auf alle in 
dem neuen Strafgefeßbuche (Art. 104, 109, 139 und 154) 
vorgefehenen Säle des Aufruhrs, der faatsgefährlichen 
Bufammenrottung, des Aufflandes und der Störung des 
öffentlichen Friedens Anwendung findet, in welchen die 
verbrecherifche Unternehmung an Umſang oder Hartnäckig- 
keit fo weit gediehen if, Daß die Kuhe nur durch aufer- 
ordentliche Gewalt wieder hergeftellt werden kann; 

7) die Gefehe: 

vom 15. Auguft 1828 über die Ergänzung des fichen- 
den Heeres; 

vom 15. April 1840 über den Schub des Eigenthums 
an Erzeugniffen der Kiteratur und Aunfi; 

vom 4, Juni 1848 über die Berantwortlichkeit der 
Miniſter; 

vom 26. Februar 1850 über die Verſammlungen und 
Vereine; 

vom 4. Mai 1351 über das Einfchreiten der bewaff- 
neten Macht zur Erhaltung der gefeßlichen Ordnung ; 

8) von dem Gefebe zum Schuße gegen den Mißbrauch der 
Preffe die Art. 1, 3, 8, 9, 37—48 und 51—55, wobei 
die in den Art. 46 und 52 genannten Geſctzes enthaltene 
Allegation der Art. 4 und 27 nunmehr auf die Art. 84 
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und 150 des Strafgefeßbuches zu beziehen ifl und die Be- 
flimmungen des Art. 48 des genannten Gefehes auf alle 
Fälle Anwendung zu finden haben, in welchen gegen den 
Herausgeber oder Verleger einer Beitung oder periodifchen 
Schrift wegen einer durch die Preffe verübten firafbaren 
Handlung eine Werurtheilung erfolgt. 

Diefer Artikel bat die Aufgabe, diejenigen ältern Beftimmungen 
welde neben ben neuen Strafgeſetzbüchern aufrecht erhalten wurden 
und nicht ſchon ohnedies durch den Inhalt diefer Geſetzbücher ale 
fortbeitehend bezeichnet find, aufzuzählen. Es gefchieht died zum Theile 
durch Anführung der bezüglichen einzelnen Geſetze ober einzelner Be: 
flimmungen von folden, zum Theile aber auch durch allgemeine Be: 
zeichnung ganzer Kategorien, fo daß alſo alle in biefelben fallenden 
ältern Beſtimmungen als aud jet noch geltend zu betrachten find. 
An manden hiernach aufrecht erhaltenen ältern Beftimmungen wurben 
übrigens theils durch die neuen Strafgefeßblicher theild durch das Ein: 
führungsgefeß Aenderungen vorgenommen. So weit dies geſchehen ift, 
gelten fie natürlich nur mehr mit den hieraus ſich ergebenden Modi: 
fifationen. 

Bezüglich der Ziff. 2 wurde in der Sigung des Geſetzgebungs⸗ 
ausfchuffes der Kammer der Abgeorbneten vom 22. März 1861, in 
befondere durch eine Erklärung des k. Staatsminifterd des Innern, 
und zwar, wie es in berfelben ausbrüdlich heißt, zur Abſchneidung 
einer möglichen Fünftigen Kontroverfe, feftgeftellt, daß unter den bier 
genannten Gefällen nicht blos Gefälle des Staats, ſondern auch ber 
Gemeinden, alfo namentlich Pflaftere und Brüdenzölle, Marktgefäll 
u. f. w., zu verftehen feiern. — Anlangend die in Ziff. 3 enthaltene 
Beftimmung, daß gegen Staatsdiener, auf welche die Disciplinarftraf: 
beftimmungen der IX. Berfaffungsbeilage Anwendung finden, ftatt der 
in Art, 50 des franzöfifchen Dekrets vom 20. April 1810 bezeichneten 
auf die bier aufgezählten Strafen zu erkennen fei, fo ift barüber fols 
gendes zu bemerken. In der in der Pfalz geltenden franzöfifchen Ge: 
jeßgebung finden fi ausführliche Beftimmungen über bie Disciplin 
richterliher und gerichtlicher Beamten. Insbeſondere beftimmt der ange: 
führte Art. 50 des Dekrets vom 20. April 1810, daß Richter nad 
vorheriger fruchtlofer Ermahnung durch den Präfidenten durch Dis: 
eiplinarerfenntniß zu folgenden Strafen verurtheilt werden können: 
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4) zu einfachem Verweife (censure simple), 2) zu geſchärftem Ver: 
weife (censure avec r&eprimande) und 3) zu proviforifcher Dienft: 
entfegung, wobei der gefchärfte Verweis den Berluft des Gehaltes 
für die Dauer eines Monats, die Sufpenfion den Berluft des Gehaltes 
während ihrer ganzen Dauer zur Folge hat. Mit Verfündung der 
Berfaffungsurfunde trat auch in ber Pfalz die IX. Berfafjungsbeilage 
in Geltung, nad deren $ 12 die Disciplinarftrafen in Verweiſen, 
Geldbußen von 5 bis zu 50 Gulden und in ein: bis adhttägigen Hauss 
oder Eivilarreit beftehen können. Es entjtand nun die Frage, ob durch 
die legtere Bejtimmung jene des Art. 50 bes Dekrets vom 20. April 
1810 bezüglich derjenigen Staatsdiener, auf weldhe die IX. Berf.Beil. 
Anwendung findet, aufgehoben fei oder ob gegen biefelben auch jebt 
noch die in Art. 50 des Defrets von 1810 angedrohten Disciplinar: 
ftrafen verhängt werden können. Die pfälzifhen Gerichte haben im 
legtern Sinne entfchieden. Dies für die Zukunft unmöglich zu machen, 
bezwedt die auf Anregung des Abgeordneten Boye in Ziff, 3 auf 
genommene oben angeführte Beſtimmung. Nach berfelben find zwar 
die in der Pfalz geltenden Disciplinarftrafbeftiimmungen und insbefon: 
dere jene bes Dekrets vom 20. April 1810 in Geltung geblieben, 
gegen Staatsdiener, auf welde bie Disciplinarftrafbeftimmungen ber 
IX. Berf.Beil. Anwendung finden, ift jedoch nunmehr ftatt der in 
Art. 50 des angeführten Dekrets angebrohten auf die in $ 12 ber 
IX. Verf. Beil. beſtimmten Disciplinarftrafen zu erkennen. — In Ziff. 3 
werben ferner die in den Geſetzen über das Civil: und Strafverfahren 
enthaltenen Strafbeftimmungen unbedingt aufrecht erhalten. Hieher gehören 
nit nur die die Situngspolizei betreffenden Beftimmungen, jondern 
insbefonbere aud alle Ungehorfams:, Succumbenz- und Frivolitäts- 
ftrafen gegen Parteien und deren Bertreter, Gefhworne, Zeugen, Sach— 
verftändige u. f. w. Von felbft verfteht es fi, daß die in den Geſetzen 
an gewiffe Handlungen oder Unterlafjungen, z. B. den Abſchluß einer 
zweiten Ehe, bie Unterlafjung der Errichtung eines Inventars, gefnüpften . 
rein civilrechtlihen Nachtbeile dur die neuen Strafgeſetzbücher in 
feiner Weife berührt wurben, da biefelben, wenn fie auch zumeilen 
Strafen genannt werben, doch die Natur von Strafen im Sinne bes 
Straf: oder Bolizeiftrafrehts nicht haben. — Bezügli der Ziff. 4 
ift blos darauf aufmerffam zu maden, daß bier nur jene in den Ges 


meindewahlorbnungen enthaltenen Strafbeftimmungen aufrecht erhalten 
Weis, Das Einführungsgefepbuch für das Königreich Bayern. II, 21 
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find, deren Vollzug dem Wahlausfchuffe zufteht. Die fonftigen dafelbit 
enthaltenen Strafbeftimmungen find mithin durd die allgemeine Be: 
ftimmung des Art. 2 Abf. 1 aufgehoben und die betreffenden Hand: 
lungen find nunmehr nad den bezüglihen Beftimmungen bes Strafr 
geſetzbuchs zu beurtheilen. — In Ziff. 5 wurden nad bem Eingangs— 
worte „alle” die im Entwurfe nicht enthaltenen Worte „zu Recht 
beſtehenden“ eingeſchaltet. Damit verhält es fich folgendermaßen. Um 
bie Tragweite ber bier vorgefhlagenen Beſtimmung ermeflen zu können 
und zu verhindern, daß in Folge derſelben Beitimmungen al® amer: 
fannt und fortbeftehend erklärt werden, welde nad der Anficht des 
Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten nicht zu Recht 
beftehen,, wendete fit ber Ausfhuß am 13. Juli 1860 an das k. 
Staatdminifterium der Juftiz mit dem Erfuchen um fpezielle Aufzählung 
und Mittheilung aller jener Gefete und Verordnungen, welche unter 
Art. 3 Ziff. 5 des Entwurfs des Einführungsgeſetzes begriffen find. 
Hierauf erwiderte das k. Staatsminifterium der Juſtiz mittels Schrei: 
bens vom 15. nämlihen Monats, eine foldhe fpezielle Aufzählung 
würbe nicht nur mit fehr großen Weitläufigfeiten verbunden fein, jon: 
dern unterliege auch nod in anderer Beziehung erheblichen Bedenken. 
Bei mehrern von jenen Geſetzen und Berordnungen bejtünden nämlich 
binfichtlih der Frage, ob diefelben dermalen ihrem vollen Inhalte 
nah als zu Recht beftehendb angefehen werden könnten, bivergirende 
Anfihten. Dies fei namentlich bezüglid der den Kriege: und Belaner: 
ungszuftand betreffenden Gefege und Verordnungen ber Fall, in welcher 
Beziehung es genügen bürfte, auf die Verhandlungen hinzuweiſen, 
welche in der Sitzung ber Kammer ber Abgeordneten vom 20. April 
4850 über die Befchwerbe des Abg. Tafel und Eonf., den Krieg 
zuftand in der Pfalz betreffend, ftattgefunden haben. Bei dieſer Sad- 
lage müßte eine fpezielle Aufzählung ber bieher einſchlägigen Gefeke 
und Verordnungen nothwendig zur eingehenden Erörterung von Kon: 
troverfen führen, welde mit dem gegenwärtig in Angriff genommenen 
Sefepgebungswerfe durchaus nicht in Zufammenhang ftehen, während 
dagegen bei der allgemeinen Faſſung bes Entwurfs jene Kontroverfen 
bier vollftändig umgangen und der allenfallfigen fpätern Löſung durch 
Spezialgeſetze, ſoweit dies etwa nothwendig befunden werben follte, 
vorbehalten werben könnten. Die angeregten Bedenken über bie Tray: 
weite diefer allgemeinen Faſſung dürften ſchwinden, fobald der Sinn 
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und Zmwed der inehrerwähnten Stelle des Entwurfs näher in's Auge 
gefaßt werde. Durch diefelbe wolle nämlich nicht® weiter ausgeſprochen 
werben, als daß bezüglich der hier bezeichneten Materien der Geſetzes— 
und Verordnungsjtand, wie er dermalen und foweit er bermalen 
zu Recht beſteht, durch die Einführung der neuen Gefegbücher in 
feiner Weife berührt werben ſolle. Das, mas in diefer Beziehung 
rechtsgiltig beſteht, folle durch jene Einführung weder aufgehoben noch 
alterirt, ebenjomwenig folle aber der erlofchene oder kontroverſe Rechtes 
bejtand irgend einer hieher einſchlägigen Beſtimmung durd die frag: 
lihe Stelle des Einführungsgejeges wieder in's Leben gerufen ober 
der Kontroverfe entrüdt werden. Der Gefebgebungsausfhuß war mit 
biefer Erklärung und Ausführung einverftanden, erachtete es jedoch für 
angemefjen, dem hier entwidelten Sinne der fraglichen Beftimmung 
durd die Einfchaltung der oben angeführten Worte wenigftend einiger: 
maßen aud im Gefege felbjt Ausdrud zu geben. — Der Grund ber 
Aufnahme der Ziff. 6 liegt nur darin, weil der in Art, 441 Ziff. 1 
des zweiten Theils des Strafgeſetzbuchs von 1813 angeführte Aufruhr 
zweiten Grades im neuen Strafgefeßbuche nicht vorkommt und es des— 
halb nothwendig war, jene Neate der jebigen Strafgefebgebung zu 
bezeichnen, welche nunmehr bezüglich des Standrechts an die Stelle 
des Aufruhrs zweiten Grades treten. Am Uebrigen ift aber an ben 
betreffenden Bejtimmungen nidyts geändert. Insbeſondere gelten dies 
felben nur für die Lanbestheile diesfeits des Rheins, da die pfälzifche 
Geſetzgebung eine ſolche Einrichtung nicht kennt. — Bezüglid) der 
Ziff. 8 verweiſe ih im Allgemeinen auf das zu Art.2 Abſ. 2 Ziff. 3 
bemerkte und füge nur noch bei, daß, wenn in Ziff. 8 gefagt ift, bie 
in Art. 46 des Preßgeſetzes enthaltene Allegation des Art. 4 fei nun— 
mehr auf Art, 84 des Strafgeſetzbuchs zu beziehen, darunter natürlich 
nur bie in Abf. 2 des Art. 46 enthaltene Allegation zu verftehen it. 
Hinfichtlich des in Abf. 3 diefes Artikels behandelten Rüdfalles find 
jest befondere Beftimmungen nicht mehr vorhanden, der Rüdfall kann 
mithin jeßt nur mehr bei der Strafausmefjung berüdfichtigt werben‘). 


1) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Od. II ©. 123, 124, 306, 322 
u. 361, Beil.Bd. IT ©. 247, 324—326, 450 u. 451, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. 
d. K. d. Reihsräthe v. 18%, Beil.S. 399-401 u. Ptot.Bd. II S. 26-30 
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Art. 4. 


Statt der in den Art. 68, 156, 157, 192 und 193 des 
in der Pfalz geltenden Eivilgefeßbuches Dem betreffenden Eivilftands- 
beamten angedrohten Strafen ift in den dort vorgefehenen Fällen 
auf die in Art. 391 des Strafgefehbuches beflimmte Strafe zu er- 
kennen, vorbehaltlid der Verbindlichkeit des fchuldigen Beamten 
zum Erſatze des Schadens und Gewinnentganges, wo das Kivil- 
gefeßbuch eine folche Verbindlichkeit feftfeßt. 

Die Strafbeftimmungen, welde in einigen der oben ange- 
führten Artikel des Eivilgefegbuches gegen die Fontrahenten oder 
die Perfonen, unter deren Gewalt dieſelben gehandelt haben, vor- 
gefchrieben find, treten außer Geltung. 

Abſ. 1 des vorftehenden Artifels findet bereitd in dem, was zu 
den Art. 390—392 des Strafgeſetzbuchs bemerkt wurde, jeine Erläu: 
terung. Die bier angeführten Artikel des Code civil find diejenigen, 
in welden ben Givilftandsbeamten wegen folder Handlungen und 
Unterlaffungen, die jegt in Art, 391 bes Strafgeſetzbuchs vorgeſehen 
find, verſchiedene bisher als Disciplinarftrafen angefehene Strafen 
angebroht find. An den bezüglihen Vorſchriften ſelbſt ift durch die 
neue Geſetzgebung nichts. geändert; es ift lediglich an die Stelle ber 
früher angedrohten Strafen nunmehr die in Art. 391 beftimmte ge 
treten und die betreffenden Handlungen haben, ba Iektere Strafe eine 
Bergebensitrafe ift, damit die Natur von Vergeben angenommen, Be: 
züglich der fonftigen Fälle, in denen der Code civil bie Eivilftande: 
beamten mit Strafe bedroht — man vergleiche Art. 50 —, war bier 
nichts Befonderes zu bemerken, da die neue Gefeßgebung bieran in 
feiner Beziehung etwas geändert hat, es ſich mamentlid bei denſelben 
auch in Zufunft um bloje Disciplinarfälle handelt und die bezüglicen 
Strafandrohungen mithin als Disciplinarftrafbeftimmungen ſchon durch 
Art. 3 Ziff. 3 aufrecht erhalten wurden, 

Art. 192 und 193 des Code eivil bedrohen neben den Eivil: 
ftandsbeamten aud die Kontrahenten und diejenigen Perfonen, unter 
deren Gewalt diefelben gehandelt haben, mit Strafe. Dieſe Strafke 
flimmungen find durch Abſ. 2 vollftändig aufgehoben. 


Art. 5. 
Wo das gegenwärtige Gefe den Ausdruk Webertre- 
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tungen gebraudt, find darunter, falls nicht in dem betreffenden 
Salle etwas Anderes beftimmt ifl, fowohl die nad den Grundfäßen 
des Strafgefehbuces zu beurtheilenden Webertretungen, als auch 
die Polizeiübertretungen zu verftehen. 

Schon in der Einleitung wurbe darauf aufmerffam gemacht, daß 
die neue Geſetzgebung zwei wefentlih von einander zu unterfcheidende 
Arten von Webertretungen Kennt, nämlich die im Strafgeſetzbuche be: 
bandelten geringern NRechtöverlegungen, welche ihrer Natur nad Ber: 
geben find und nur ihrer Geringfügigfeit wegen als eine niebere Sat: 
tung ftrafbarer Handlungen hehandelt werden, auf weldye mithin troß 
ihrer Bezeichnung als Uebertretungen die für bie Vergehen geltenden 
allgemeinen Grundſätze anmenbbar find, und fobann die in mans 
hen Beziehungen von einem wefentlich verfchiedenen, nämlich vom po: 
Vizeilihen Standpunfte aus zu beurtheilenden und deshalb auch im 
Polizeiſtrafgeſetzbuche behandelten Polizeiübertretungen. An dem zwi— 
ſchen diefen beiden Arten von Uebertretungen beftebenden wefentlichen 
innern Unterfchiebe wurde natürlih durch den vorftehenden Artikel, der 
fih nur auf das Einführungsgeſetz bezieht und lediglich eine Verein: 
fahung ber Redaktion bezmedt, durchaus nichts geändert'). 


Art. 6. 


Wo in einem der neuen Strafgefeßbücher, im gegenwärtigen 
Geſetze oder in einem neben den genannten Strafgefegbücern in 
Wirkfamkeit verbleibenden Spezialgefege der Ausdruk Monat 
gebraudt if, find darunter 30 Lage zu verftchen. 

Ich babe feiner Zeit als Referent die Aufnahme diefes Artikels 
beantragt. In meinem urfprünglihen Vorſchlage fand ſich jedoch hin— 
ter dem Worte „darunter“ der Beifaß „foferne nicht für einen einzels 
nen Fall ein Anderes beftimmt it”, fo daß alfo Art. 6 nicht zur 
Anwendung gelommen wäre, wenn 3. DB. ein älteres Spezialgefet, das 
ben Ausbrud „Monat“ gebraucht, dabei zugleich beftimmt, es fei dar: 
unter ber Kalendermonat zu verftehen. Diefer Beifab wurde aber 
geftrihen und dabei ausbrüdlich bemerkt, es bringe feinen Nachtheil, 


') Berb. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. IT S. 306 u. Beil. Bd. II. 
©. 249, 
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wenn eine etwa entgegenftehende Beitimmung dur dieſen Artifel auf: 
gehoben werde. Der Artikel findet mithin jet allgemein, alfe jelbit 
in dem falle Anwendung, daß etwa ein älteres Spezialgejeh etwat 
Anderes beftimmen follte'). 


Art. 7. 


Handlungen, welche bisher nach einem der durch Art. 3 
oder durch den Inhalt der neuen Strafgefeßbücdher als fortbeftchend 
bezeichneten Gefehe die Eigenfchaft von Mebertretungen an ſich 
trugen, behalten, infoferne das gegenwärtige Gefeb nicht anders 
beftimmt, auch künftig diefe Eigenſchaft, wenn gleidy die hiefür in 
dem einfchlägigen Gefehe angedrohte Strafe das höchſte Strafmaß 
überfleigt, welches in den neuen Strafgefeßbücern für Mebertre- 
tungsfälle beftimmt iſt. Statt der etwa angedrohten Gefängnifftrafe 
ift jedoch auf Arreftfirafe von gleicher Dauer zu erkennen. 

Soweit nicht in dem betreffenden Spezialgefeße ein Anderes 
beſtimmt ift oder nicht die fonfligen Beflimmungen desfelben ein 
Anderes nöthig machen, finden auf dieſe Handlungen die allgemeinen 
Beftimmungen der in Art. 1 genannten Gefegbücher, und zwar je 
nad der Matur der Handlung jene des Strafgefeßbuches oder jene 
des Polizeiftrafgefehbuces Anwendung. 

Die Vorfchrift, daß bei Mebertretungen die an die Stelle einer 
uneinbringlichen Geldfirafe Iretende Arrefifirafe die Dauer von 
42 Tagen nicht überfchreiten dürfe, findet auf Mebertretungen, dir 
mit einer 150 fl. überfleigenden Geldfirafe bedroht find, keine An- 
wendung. Doc; foll die Arrefiftrafe nicht über 3 Monate erſtreckt 
werden, foferne nicht das betreffende Spezialgefeg ausdrücklich ei- 
was Anderes hierüber beflimmt. 

Die Art. 7 — 16 bezweden, zwifchen den neuen Strafgeſetz— 
büchern und ben neben denſelben in Geltung gebliebenen Spezialgefegen 
den erforberlihen Zufammenhang und Einklang berzuftellen. Art. 7, 
mit dem ich mich zuerst befchäftigen will, ftellt zu dieſem Behufe all: 
gemeine auf alle Spezialgeſetze anwendbare Orundfäge auf, während 
fih im ben folgenden Artikeln bejondere Beftimmungen finden, die 


1) Man vgl. bie in ber vorigen Note angeführten Stellen. 
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einerfeit8 dieſe allgemeinen Grundſätze auf einzelne wichtigere Spezial: 
gefehe anwenden, anderſeits an letztern verfchiebene Nenderungen 
vorzugsweife zu dem Zwecke vornehmen, um biefelben den neuen 
Geſetzbüchern mehr anzupafjen. 

Nah der Art und Weife, wie unfre Strafgefege und Straf: 
gejeßbücher abgefaßt find und nad) der Natur der Sache abgefaßt fein 
müffen, find zur Beurtheilung einer ftrafbaren Handlung neben ben 
ben Begriff und etwaige Grabe berfelben feititellenden und beren Strafe 
feftjegenden Bejtimmungen noch verfchiedene allgemeine Grundfäge, bie 
entweber allen jtrafbaren Handlungen oder doch ganzen Klaffen ber: 
jelben gemeinfam find, zu berüdjichtigen. In den Strafgefegbüdern 
find diefe Grundfäge gewöhnlih im Eingange zufammengeftellt und fo 
finden fich diefelben namentlih aud in unjeren beiden neuen Geſetz— 
büchern in ber erjten Abtheilung unter ber Ueberſchrift „Allgemeine 
Beſtimmungen“. Manche der neben den Geſetzbüchern in Geltung gebliebe: 
nen Spezialgefeße enthalten nun zwar aud allgemeine Beftimmungen 
der angebeuteten Art. Defter ift died jedod nicht der Fall oder es 
find die in benjelben enthaltenen allgemeinen Beftimmungen häufig 
doch unzureichend. Im folden Fällen muß alfo Hei Anwendung ber 
Spezialgefeße auf allgemeine Grundſätze, welde ſich außerhalb derfel- 
ben finden, refurrirt werden, Bei ber Harmonie, die in jebem wohl: 
organifirten Staate zwifchen der gefammten Gefebgebung, insbefondere 
aber zwifchen den allgemeinen Gefegbühern und den biefelben ergän: 
zenden Spezialgefeßen beftehen fol, können dies nur die in den allge 
meinen Strafgefegbühern enthaltenen allgemeinen Beftimmungen fein. 
Da ein Theil der legtern jedoch nicht für alle frafbaren Handlungen 
glei, fondern für die einzelnen Klaſſen derfelben verſchieden ift, jo ift 
es Aufgabe der Geſetzgebung, möglichſt genau feitzuftellen, zu welcher 
Klaffe ftrafbarer Handlungen die in Spezialgefegen vorgefehenen ein: 
zelnen Reate gehören, welche allgemeinen Beftimmungen mithin, fei es 
überhaupt, fei es ergänzend, bei ihnen Anwendung finden. Hiebei 
muß insbefondere ber ſchon mehrfach hervorgehobene, der frühern 
Geſetzgebung ſowohl der Landestheile diesſeits des Rheins als der 
Pfalz fremd geweſene Unterſchied zwiſchen Uebertretungen, die nach 
den allgemeinen Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs zu beurtheilen 
ſind, und Polizeiübertretungen, im Auge behalten werden. Jede dem 
ſtrafrechtlichen oder polizeiſtrafrechtlichen Gebiete angehörende ſtraf⸗ 
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bare Handlung, gleichgiltig ob fie in einem ber beiden Geſetzbücher 
oder in einem Spezialgefeße vorgefehen ift, muß zu einer ber von 
der jetzigen Geſetzgebung angenommenen vier Klaffen ftrafbarer Hand— 
lungen gehören, fie muß entweder Verbrechen ober Vergehen oder 
ftrafrechtliche Webertretung oder Polizeiübertretung fein, und biernad 
ift zu bemeffen, welche allgemeinen Grundfäße eintretenden Falles auf 
diefelbe anzumenden find. 

Viele in ältern in Wirkfamkeit verbliebenen Spezialgefeßen vor: 
gefebene jtrafbare Handlungen, fo namentlih bie Zumiberhandlungen 
gegen das Zollftrafgefeß, bie Malzauffchlagsdefrandationen u. dgl., tragen 
nach denjelben die Eigenſchaft bloßer Webertretungen an fich, indem 
dies entweder im Geſetze ausdrücklich ausgefprodhen ift oder ſich bed 
aus dem Inhalte desfelben unzweideutig ergibt, find aber dennoch mit 
Strafen bebroht, weld;e nach ber jebigen Geſetzgebung als Vergebene: 
ftrafen erjcheinen, wie 4. B. mit Gefängnißftrafe oder ohne nähere 
Bezeichnung mit Freigeitstrafe, die aber über 42 Tage dauern kann, 
oder mit Geldftrafe, die in ihrem höchſten Maße den Betrag von 
150 Gulden überfteigt. Bezüglich) diefer Handlungen war vor Allem 
zu beftimmen, welche Gigenfchaft fie in Zufunft haben follen. Als 
Regel, nämlich für den Fall, daß nicht in fpätern Artikeln des Ein: 
führungsgefeges etwas Anderes beftimmt ift, fest num Abf. 1 des 
Art. 7 feſt, daß fie aud künftig die Eigenfhaft von Uebertretungen 
behalten jollen. An den angebrobten höhern Strafen wird bieburd 
jedod weiter nichts geändert, als daß, wenn das Gefek Gefängnißftrafe 
androht, ftatt derfelben auf Arreftitafe von gleicher, d. h. von jener 
Dauer, für welde das Geſetz Gefängniß androht, zu erkennen if. 
Droht das Gefek, wie dies zumeilen auch vorfommt, nur allgemein 
„Sreiheitsjtrafe” an, fo ift nunmehr felbftverftändlich, wenn es fich um 
eine Uebertretung handelt, auf Arreſt-, und wenn es fih um ein Ber: 
geben handelt, auf Gefängnißftrafe zu erkennen. 

Bei den in ältern Spezialgefegen vorgefehenen firafbaren Hand: 
lungen, welche die Cigenfhaft von Verbrechen oder Vergehen an fid 
tragen, Tann darüber fein Zweifel beftehen, daß, falls zu ihrer Beur: 
theilung auf außerhalb ber betreffenden Spezialgefege liegende allge: 
meine Beflimmungen refurrirt werden muß, die allgemeinen Beftim: 
mungen bed Strafgeſetzbuchs anzuwenden find, da fih nur diefes 
Geſetzbuch in allgemeiner Weife mit Verbrechen und Vergeben beichäf- 
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tigt. Anders ift e8 bei jenen Handlungen, welche die Eigenſchaft von 
Vebertretungen haben. Bei ihnen entfteht bie weitere frage, ob fie 
al® Uebertretungen im Sinne des Strafgeſetzbuchs oder als Polizei: 
übertretungen zu betrachten find, indem im erften Falle die allgemeinen 
Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs, im zweiten jene des Polizeiftraf: 
geſetzbuchs Anwendung finden. Diefe Trage läßt fih nicht nach ber 
angebrohten Strafe, da die Strafen biefer beiden Arten von Weber: 
tretungen im Allgemeinen gleich find, fondern, foferne fie nicht in einem 
der folgenden Artikel geſetzlich entfchieden ift, wie dies aud Abf. 2 
bes Art. 7 ausfpridt, nur nach ber innern Natur ber betreffenden 
Handlung entfheiden. Als Teitender Grundfag gilt in biefer Bezie— 
bung, daß Webertretungen, in denen die Verlegung eines Rechts liegt, 
dem ftrafrechtlihen Gebiete angehören, mithin nad den allgemeinen 
Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs, Uebertretungen dagegen, durch 
welche nur bie rechtliche Ordnung des Staates gefährbet wird, ale 
Polizeiübertretungen nad) den allgemeinen Beftimmungen bes Polizei 
ſtrafgeſetzbuchs zu beuriheilen find. Mit vollem Rechte hat deshalb 
3. DB. ber Kaffationshof durch drei Urtheile vom 21. Februar unb 
14. März 1863 (Beitfhr. für Geſetzg. und Rechtspflege Band X 
Seite 174—176 und 281— 284) entfhieben, daß die Malzauffchlage: 
befraubationen nach den allgemeinen Beftimmungen bes Strafgeſetzbuchs 
zu beurtheilen find, indem das Malzauffhlagsmandat vom 28. Juli 
1807 die Defraubationen als eine Vorenthaltung oder Veruntreuung 
des Auffchlags und damit als einen in unredlicher Weife gefhehenen 
Eingriff in öffentlihe Gelder auffaßt, fo daß fi im ihnen alfo ber 
Charakter einer Verletzung der Rechte des Staats ausprägt. Bon 
ſelbſt veriteht es ſich, daß die Beftimmungen bes Straf: beziehungs: 
weife Polizeiſtrafgeſetzbuchs über die Ummandlung uneinbringlicer 
Geldſtrafen in Freibeitsftrafen auf die in Spezialgefeben vorgefehenen 
ftrafbaren Handlungen immer Anwendung finden, wenn bas betreffende 
Spezialgefeb nicht ausbrüdlic etwas Anderes beftimmt, alfo nament- 
lich aud dann, wenn basfelbe hierüber gänzlich ſchweigt, nämlich nicht 
blos Feine Beitimmung über die Art ber Umwandlung enthält, fondern 
auch die Frage, ob überhaupt Umwandlung ftattzufinden hat, nicht berührt. 

Ich habe bereits oben bemerkt, daß die allgemeinen Beftimmuns 
gen der neuen Strafgeſetzbücher auf die in ältern Spezialgefegen vor: 
gefebenen ftrafbaren Handlungen nur foweit erforberlih, mithin nur 
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dann Anwendung finden, wenn das betreffende Spezialgeſetz überhaupt 
feine allgemeinen Beitimmungen enthält oder die in demſelben enthal: 
tenen zur Beurtheilung der Handlung nicht ausreidhen, indem ſolche 
Handlungen natürlich in erfter Reihe und foweil möglih nad den in 
dem betreffenden Spezialgefege felbit enthaltenen Beitimmungen beur: 
theilt werden müfjen. Abf. 2 des Art. 7 fchließt aber die Anwen: 
bung ber allgemeinen Bejtimmungen der in Art. 1 genannten Geſetz— 
bücher nicht blos foweit, ald das betreffende Spezialgefeg ein Anderes 
bejtimmt, jondern außerdem aud noch joweit aus, als bie jonitigen 
Beitimmungen des Spezialgefeges ein Anderes nöthig machen. Dieſer 
Zuſatz wurde vorzugsweife aus Rückſicht auf die fog. fisfalifhen De: 
lifte gemacht. Faßt man die innere Natur der ftrafbaren Handlungen 
ins Auge, jo findet man, daß es außer ben im unjerer jebigen 
Geſetzgebung angenommenen Gattungen ftrafbarer Handlungen eigent: 
li noch eine weitere gibt, die fih in manchen Beziehungen von allen 
andern wejentlidy unterfcheidet und deshalb auch von der Geſetzgebung 
vielfach abweichend aufgefaßt wurde. Es find dies die ſog. fisfalifchen 
Delikte, nämlich dic Zumiderhandlungen in Bezug auf Steuern, Re 
galien und ähnliche Verhältniffe. Bei ihnen fommt es namentlich häu— 
fig weder auf Vorſatz nod auf Fahrläfligkeit an, fondern die Strafe 
ift verwirft, fobald bie betreffende Handlung oder Unterlaffung ob— 
jeftiv vorliegt, ja die Strafe trifft öfter nicht einmal bemjenigen, ber 
die betreffende Handlung vorgenommen ober unterlaffen bat, ſondern 
einen nad ber betreffenden Einrichtung hiefür haftbaren Dritten, und 
zwar felbit ohne Rüdfiht darauf, ob ihn irgend ein Verſchulden trifft. 
Diefe und ähnliche Abweichungen von allgemeinen ſtrafrechtlichen Grund: 
ſätzen find öfter nicht ausbrüdlih, wenigſtens nicht für alle einzelnen 
Fälle, im Geſetze ausgeſprochen, fie ergeben fi aber beutlih aus dem 
Sefammtinhalte desfelben, aus der Art, wie ber Geſetzgeber das be: 
zügliche Verhältniß im Ganzen aufgefaßt bat. Auch in dieſem Falle 
bürfen auf folde Handlungen feine dem Geifte und der Gefammtauf: 
faffung bes betreffenden Spezialgefeges wiberjtreitenden allgemeinen 
Grundfäge angewendet werben. Es mußte dies aber, weil unfre jetige 
Geſetzgebung in den in Rebe ftehenden Handlungen troß ihrer ange: 
deuteten Eigenthümlichkeiten eine bejondere Gattung ftrafbarer Hand: 
lungen nicht erblidt, diefelben alfo einer ber angeführten vier Gattun: 
gen eingereiht werben müflen, im Geſetze ausdrüdlih ausgeſprochen 
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werben, und es ift dies durch ben Zuſatz „foweit nicht die fonftigen 
Beftimmungen besjelben ein Anderes nöthig machen” gefchehen. Praf: 
tifche Bedeutung hat derfelbe namentlich bei den Zuwiderhandlungen gegen 
das Malzauffhlagsmandat, gegen die Beftimmungen über Acciſe und 
ähnliche Gefälle, das Poſtweſen u. dgl. Nicht zu überfehen ift aber, 
daß in folden Fällen die Anwendung der allgemeinen Beftimmungen 
ber in Art. 1 genannten Geſetzbücher nicht unbedingt, fondern nur 
foweit ausgeſchloſſen ift, als die fonftigen Beftimmungen des betreffens 
den Spezialgeſetzes es nöthig machen. Es können demnach z. B. aus 
dem foeben angegebenen Grunde auf die in einem Spezialgeſetze vor: 
gefehenen jtrafbaren Handlungen wohl die allgemeinen Bejtimmungen 
über Vorſatz, Fahrläſſigkeit, Theilnahme u. dgl. ausgefchloffen fein, 
jene über Verjährung, Umwandlung uneinbringbarer Geldftrafen u. ſ. w. 
aber dennod Anwendung finden, weil wohl die erftern, nicht aber auch 
die Iegtern den fonitigen Beftimmungen und ber Gefammtauffaffung 
des betreffenden Spezialgeſetzes wiberftreiten. 
Abſ. 3 macht eine befondere Erläuterung nidyt nöthig!). 


Art. 8. 


Die in den 6$ 55 u. 68 des Heerergänzungsgefehes vom 
15. Augufi 1828 vorgefehenen Handlungen find Polizeiübertretun- 
gen, die in $ 69—72, fowie die in $ 77 vorgefehenen find Ber- 
gehen. Bezüglich der Defertion bleibt es bei den beftchenden Be- 
flimmungen. 


Art. 9. 


Die in Art. VI und VIII des Gefehes vom 15. April 1840 
über den Schub des Eigenthums an Erzeugniffen der Siteratur 
und Kunſt vorgefehenen Handlungen find in Bukunft Vergehen. 


') Verhbl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II ©. 124, 306 u. 307 
u. Beil.Bb. DI ©. 249 u. 250, Verhdl. db. Gefeggeb.Ausih. d. K. d. Reiche: 
rätbe Beil. ©. 402 u. 403 u. Prot.Bd. II S. 30 u. 31. Man vergleiche 
auch ein burch eine Poftportobefraudationsfache veranlaßtes Urtheil bes Kaſſa— 
tionshofs vom 12. Februar 1864 (Zeitſchr. für Geſetzg. u. Nechtepflege Band 
Al Abtheilung für Strafreht S. 31—35). 
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Art. 10. 


Die in Art. 20 des Gefehes vom 26. Sebruar 1850 über 
die Verfammlungen und Vereine bezeichneten Handlungen find Po- 
ligeiübertretungen, die in Art. 21 und 22 bezeichneten Vergehen. 
Wird jedoch in den leßteren Fällen wegen Vorhandenfeins mildern- 
der Umflände auf Geldftrafe erkannt, fo nimmt die Handlung mit 
der Verurtheilung die Aatur einer Mebertretung an. 


Art. 11. 


An die Stelle der in Art. 39 Abf. 2 des Gefebes zum 
Schutze gegen den Mifbraud) der Preffe vom 17. März 1850 
angedrohten Geldfirafe bis zu 200 fl. tritt eine ſolche bis zu 
150 fl. 

Die in den Art. 37—41 und 43—48 des fo eben angeführ- 
ten Geſttzes vorgefehenen Handlungen find Polizeiübertretungen. 


Art. 12. 


Die ın Art. 13 des Gefehes vom 4. Mai 1851 über das 
Einfchreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung der gefeßlichen 
Ordnung bezeichnete Handlung ift Polizeiübertretung und in Bu- 
kunft mit Arreft bis zu 14 Tagen oder an Geld bis zu 50 fl. zu 
befirafen. Die übrigen in dem angeführten Geſttze vorgefehenen 
Handlungen find Vergehen. 


Art. 13. 


Die in Art. 7 des Gefehes vom 1. Iuli 1856, die Abgaben 
von den Bergwerken Diesfeits des Mheines betreffend, bezeichnete 
Handlung iſt Bergehen und mit einer dem vierfachen Betrage des 
beabfichtigten Gewinnes entfprechenden Geldfirafe zu belegen, fo- 
ferne nicht in Gemäfiheit anderer gefeßlichen Beflimmungen eine 
fchwerere Strafe verwirkt if. 

Anflatt der in Art. 96 des in der Pfalz geltenden Gefebes 
vom 21. April 1810, die Bergwerke beireffend, angedrohten Stra- 
fen ift auf Geldftrafe bis zu 300 fl., womit im Wiederholungs- 
falle Gefängniß bis zu einem Jahre verbunden werden kann, zu 
erkennen, und die betreffenden Buwiderhandlungen find Vergehen. 
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Anftatt der in Art. 5 des in der Pfalz geltenden Aonfular- 
befchluffes vom 27. Prairial IX (16. Iuni 1801) gegen Poflde- 
fraudationen angedrohten Strafe hat Geldftrafe bis zu 25 fl. oder 
Arreft bis zu act Tagen einzutreten, und die Handlung iſt Polizei- 
übertretung. 


Art. 15. 


Anftatt der in den Art. 1 und 2 des in der Pfalz gelten- 
den Dekretes vom 4. Mai 1812, die BVeflrafung der Iagdaus- 
übung ohne Erlaubnißfchein betreffend, angedrohten Strafen il auf 
Geldfirafe bis zu 25 fl. zu erkennen, und die Handlung hat Die 
Eigenfchaft einer Polizeiüberiretung. Art. 3 des genannten De- 
kreis iſt aufgehoben. 

Ieder, der wegen Michtlöfung eines Erlaubnißfheines befiraft 
wird, foll außer der gefeglihen Strafe noch zur Bahlung einer 
dem Preife des Erlaubniffcheines gleihkommenden Summe verur- 
theilt werden. 


Art. 16. 


Anftatt der in den $$ 4 lit, b und e, 6 Ti. d, g, hund k, 
43, 14, 15, 16 und 17 der in der Pfalz geltenden Iagdverord- 
nung vom 21. September 1815 angedrohten Geldfirafen- ift auf 
Geldſtraſe bis zu 25 fl. zu erkennen. Die in diefen Paragraphen 
vorgefehenen Handlungen find Polizeiübertretungen. 

Anftatt der in $ 9 der Iagdverordnung angedrohten Stra- 
fen ift auf Geldftrafe bis zu 25 fl., wenn aber der Beſchuldigte 
bereits früher wegen Iagdfrevels oder Wilddiebflahle verurtheilt, oder 
wenn der Iagdfrevel bei Macht oder an einem Sonn- oder Seier- 
tage oder während der Setz- und Hegezeit begangen worden ifl, 
auf Geldfirafe bis zu 50 fl. oder auf Arrefi bis zu 14 Tagen zu 
erkennen. In weiteren Straffällen tritt Gefängniß bis zu 3 Mo- 
naten oder Geldfirafe bis zu 200 fl. ein. 

Anftatt der in $ 10 der Iagdverordnung angedrohten Sira- 
fen if dann, wenn der Befchuldigte früher nocd nicht wegen Iagd- 
frevels oder Wilddiebflahls befiraft worden ifl, auf Arreſt bis zu 
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14 Tagen oder Geldfirafe bis zu 50 fl., andernfalls auf Gefäng- 
niß bis zu 6 Monaten oder Geldfirafe bis zu 300 fl. zu erkennen. 

Die in den Abſätzen 2 und 3 bezeichneten Handlungen find 
je nad) Art und Größe der angedrohten Strafen Vergehen oder 
nad den allgemeinen Beſtimmungen des Strafgefebuces zu beur- 
theilende Hebertretungen. 

Die in $ 18 der Iagdverordnung vorgefehenen fälle find 
nach Art. 70 des Polizeiftrafgefehbuches, die in $ 20 vorgefehenen 
nad den Beſtimmungen des Strafgefeßbudjes zu beurtheilen. 

Die in der Iagdverordnung erwähnten Pfandgebühren find 
aufgehoben. 

An den Beftimmungen über Confiskation der Gewehre, be- 
ziehungsweife Erlegung des Werthes derfelben, wird nichts ge- 
ändert. 

Die vorftehenden Artikel haben, wie bereit® zu Art. 7 bemerft 
wurde, vorzugsweife den Zweck, die richtige Anwendung der in Art. 7 
aufgeftellten Grundfäge auf die wictigern ber in Wirkſamkeit ver: 
bliebenen Spezialgefege zu fihern. Nebenbei wurden in manden bie: 
fer Geſetze verfhiedene materielle Aenderungen vorgenonimen, theils 
um bie Strafen den nguen Geſetzbüchern mehr anzupaffen, theil® um 
Schwierigkeiten zu befeitigen, welche fi fonft bei den Beitimmungen 
über die Zuftändigkeit ergeben hätten. 

Im Einzelnen mögen nachitehende Bemerkungen genügen. Zu 
Art. 9 wurde auf Anregung des k. Regierungstommiffärs in der 
Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten 
vom 17, Dezember 1860 allfeitig als felbjtverftändlich anerkannt, daß 
bei den bier in Rede ftehenden Reaten nunmehr aud die Entſchädi— 
gungsfrage zur Kompetenz der Bezirksgerichte gehört und der Adhä— 
fionsprozeß in diefem Falle zuläffig iſt. — Die Vorfhrift des Abſ. 2 
bes Art. 15 ift unbedingt. Der wegen Nichtlöfung eines Erlaubnif- 
ſcheines Beftrafte muß deshalb außer der geſetzlichen Strafe auch noch 
zur Zahlung einer dem Preife des Erlaubnißfcheines gleihfommenden 
Summe jelbit dann verurtheilt werben, wenn er bei der Verhandlung 
nahweist, daß er inzwifdhen einen Erlaubnißſchein gelöst bat. — 
Nah Art. 292 des Strafgeſetzbuchs richtet fi die Beftrafung der 
Jagdfrevel nad den hierüber beftehenden befondern Gefegen und eben 
fo find nad Art. 229 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs die Uebertretungen 
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der gefeglichen Beftimmungen über Ausübung der Jagd und der jagd— 
polizeilichen Vorſchriften nady den hierüber bejtehenden Geſetzen zu 
beftrafen. Damit ift für die Pfalz die Jagdverordnung vom 21. Sep: 
tember 1815 aufrecht erhalten, welche außer verfchiedenen abminiftra= 
tiven Beftimmungen ſowohl foldhe über die Beftrafung der Yagdfrevel, 
als auch jagbpolizeilihe Vorfchriften nebft Beltimmungen über bie 
Beftrafung der Uebertretung derjelben enthält, mithin, von ihrem ab: 
miniftrativen Theile abgefehen, ſowohl dem ftrafrechtlihen als aud 
dem polizeiftrafredytlihen Gebiete angehört. Art. 16 bat die Strafe 
beftimmungen dieſer Verordnung einer eingreifenden Reviſion unters 
zogen, bie in $ 18 und 20 vorgefehenen Fälle ganz ausgefchieden, 
nämlidy jene des $ 18 dem Polizeiftrafgefeßbuche, die des F 20 als 
Amtsuntreue dem Strafgeſetzbuche überwieſen, die Strafen ber übri: 
gen Reate mit jenen ber jegigen Geſetzgebung möglihft in Einklang 
gebradt und die Eigenſchaft diefer Neate, ob Vergehen, nach ben dl: 
gemeinen Beftimmungen des Strafgeſetzbuchs zu beurtheilende Ueber: 
tretung ober Polizetübertretung, mit Rückſicht auf ihre innere Natur 
und die angedrohte Styafe entſprechend dem Syſteme der neuen Ges 
feßgebung bejtimmt. Dies ift, wie fih aus dem ganzen Inhalte und 
der Faſſung bed Artikels ergibt, nicht blos zu dem Zwecke, die Här: 
ten der Verordnung vom 21. September 1815 zu befeitigen, fondern 
zugleich auch in der Abficht gefchehen, die in berfelben vorgeſehenen 
ftrafbaren Handlungen dem Syſteme der neuen Gefeßgebung einzus 
fügen und fo bie richtige Anwendung der in Art. 7 aufgeftellten 
Grundſätze auf diefelben zu ſichern. Hiernach kann aber aud fein 
Zweifel darüber beftehen, daß auf diefelben, foweit die Jagdverord— 
nung nicht felbft ausreichende Beftimmungen enthält, nunmehr die all- 
gemeinen Bejtimmungen ber in Art. 1 genannten Geſetzbücher, nämlich 
auf die als Polizeiübertretungen bezeichneten Handlungen jene des Po— 
lizeiſtrafgeſetzbuchs und auf die als Vergehen oder ftrafrechtliche Weber: 
tretungen bezeichneten jene bes Strafgeſetzbuchs Anwendung finden. 
Bei der Berathung im Gefebgebungsausfhufie der Kammer ber Ab: 
geordneten wurde dies auch alljeitig als felbitverftändlih anerkannt, 
Im Protokolle ift dies zwar nur bezüglih der Beftimmungen über 
Umwandlung der uneinbringlihen Geldftrafen fonftatirt '), allein auch 


) Daß bier nur auf Art. 7° ff. des Polizeiſtrafgeſetzbuchs Bezug genom⸗ 
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bezüglicdy der übrigen Punkte, fo namentlich bezüglich der Beftimmun- 
gen über Theilnahme, Verjährung u. ſ. w., beftehen ganz bie mäm: 
lichen Gründe. Namentlich fteht der Anwendung der allgemeinen Be: 
ftimmungen der in Art. 1 genannten Geſetzbücher der Umſtand nicht 
entgegen, daß die Jagdverordnung mehrere auf folde Punkte ſich be 
ziehenden Bejtimmungen der Forftverordnung vom 30. Juli 1814 
auch auf die in ber Jagdverordnung vorgefehenen ftrafbaren Hand: 
lungen für anwendbar erflärt. Abgefehen davon, daß dies bezüglich 
der Ummandlung der Geldtrafen, in welcher Beziehung $ 24 der 
Jagbverorbnung ebenfalls auf die Forſtverordnung verweist, bei ber 
Berathung ausdrücklich anerkannt wurde, ift nämlich zu beachten, daß 
bie betreffenden Beftimmungen der Forſſverordnung dadurch, daß bie 
Sagbverorbnung fie auch auf die dafelbft vorgefehenen Handlungen 
für anwendbar erflärte, doch nicht Beitandtheile der Jagdverordnung 
geworden, fondern zu berfelben nur in das Verhältniß gelommen find, 
in dem überhaupt Geſetze, auf welde andere verweilen, zu ben let 
tern ſtehen. Nah dem im Ginführungsgefege in diefer Beziehung 
angenommenen Syſteme äußern aber foldye Berweijungen nur dang 
eine Wirkung, wenn die Beftimmungen, auf welche verwiefen ift, jelbit 
noch Geltung haben, indem anderen Falles die Verweifung nah Art. 
47 Abſ. 1 auf die entſprechenden Vorſchriften der in Art. 1 genann- 
ten Geſetzbücher zu beziehen ift. Die Forjiverordnung vom 30. Juli 
1814 ift aber gänzlih aufgehoben und es haben insbefondere aud 
jene Beftimmungen berjelben, auf weldye die Jagbverordnung verweist, 
feine Geltung mehr, wobei es natürlid darauf nicht ankommt, daß 
die Aufpebung nicht erjt durch Ginführung ber neuen Geſetzbücher, 
fondern ſchon früher erfolgt if. Die in der Jagdverordnung geſche— 
bene Verweifung auf einzelne Beftimmungen ber Yorftverorbnung 


men und babei bemerkt ift, bie Jagbverorbnung fei in Art. 229 des Polizei: 
ſtrafgeſetzbuchs berüdfihtigt und bilde ſohin einen integrirenden Beftandtheil 
dieſes Geſetzbuchs, berubt in fo ferne auf einem Berfeben, als ſich dies natür: 
lih nur auf den von ber Uebertretung jagdpolizeilicher Vorſchriften banbelnden 
Theil der Jagdverordnung bezieht, während bei ben dem ſtrafrechtlichen Gebiete 
angebörigen Jagdfreveln die betreffenden Beſtimmungen bes Strafgeſetzbuchs 
zur Anwendung kommen, was übrigens im Protofolle ber nämlichen Sigung zu 
Art. 7 in allgemeiner Weife anerkannt wurbe, 
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von 1814 ift demnach jebt anf die entjpreihenden Beftimmungen ber 
neuen Gefjegbüdyer, und zwar zufolge der nähern Beltimmung des 
Art. 7 Abſ. 2 je nah der Natur der betreffenden Handlung auf 
jene des Etrafgefegbuchs oder auf jene des Polizeiſtrafgeſetzbuchs zu 
beziehen. Bezüglich der Zuftändigfeit verweiſe ich vorläufig auf das: 
jenige, was ich zu Art. 31 ausführen werbe '). 


Art. 17. 

Wo befichende Gefehe oder Verordnungen auf Beflimmungen 
des bisherigen Strafrechts verweifen, ift diefe Verweilung nunmehr 
auf die entfprechenden Vorfchriften der in Art. 1 genannten 
Gefegbücher und zwar, wenn es fi) um allgemeine Seflimmungen 
handelt, auf jene der erfien Abtheilung des Strafgefegbudhs zu 
beziehen. 

Wo ein in der Pfalz geltendes Gefeg über die Solgen einer 
ausgefprocdgenen oder in Ausficht ſtehenden Verurtheilung in eine 
Leibes- oder entehrende Strafe Beftimmungen trifft, find dieſe Be- 
Rimmungen, foweit fie nad) Maßgabe des gegenwärtigen Geſctzes 
überhaupt noch in Wirkfamkeit verbleiben, künftig von der Ver— 
urtheilung zur &odes- oder Buchthausfirafe zu verftchen. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, wodurd Perfonen, die fid 
nicht im Genuffe der Civilrechte befinden, in der Pfalz von gewil- 
fen Funktionen und Befähigungen ausgefhloffen find, finden, foweit 
nicht für einzelne Fälle befondere Geflimmungen getroffen find, auf 
diejenigen Anwendung, welchen in Folge einer rechlokräftigen Ver- 
urtheilung die in Art. 28 des Strafgefegbuches bezeichneten Rechte 
und Fähigkeiten oder einzelne derfelben entzogen find. 

Sehr häufig ift in Geſetzen und Berorbuungen auf andere Ge— 
jeße und Verordnungen, und zwar in allgemeiner oder in fpezieller 
Weife, verwiefen, in der Art, daß einzelne Bejtimmungen der Ichtern 
ober die Gefammtheit oder doch ein Theil der in denfelben enthaltenen 
allgemeinen Grundfüge und Vorfipriften, zuweilen auch der Inbegriff 
aller auf ein ganzes Rechtsgebiet ſich beziebenden allgemeinen Beftims 


) Verb. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd, IT S. 306— 308 u, Beil. Bd. 
IN ©. 50-252, 326 u. 327, Verhdl. d. Gefepg.-Ausih. d. K. d. Reiher. 
v. 18%,, Beil. ©. 403--413. 
Weis, Das Etrafgefepbuch für das Königreih Bayern, II. 22 
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mungen auch auf bie erftern Anwendung finden. Die Frage, mie es 
dann zu halten ift, wenn jene Gefege und Verordnungen, auf welche 
in andern in folder Weife Bezug genommen tft, abgeänbert oder auf 
gehoben werben, läßt fi in doppelter Weife beantworten und ift auch 
bei uns wirklih in doppelter Weife beantwortet worden, Es läßt ſich 
nämlih fagen, ſolche Beftimmungen feien dadurch, daß ein anderes 
Geſetz in der angegebenen Art Bezug auf fie genommen hat, integri- 
rende Theile des letztern in derfelben Weife geworben, al® wenn fie 
wörtlich in basfelbe aufgenommen worden wären, und deshalb bezüglich 
diefes Geſetzes, an dem nichts geändert mworben, in Geltung geblieben, 
wenn fie aud an fi aufgehoben oder abgeändert wurden. Dagegen 
läßt ſich ſagen, es könne nicht wohl als in der Abficht des Geſetz— 
gebers liegend angefehen werben, Beftimmungen, bie er aufzubeben 
ober abzuändern fich veranlaßt gefehen, die er alfo, wie angenommen 
werben miüffe, für nachtheilig oder unangemefjen gehalten babe, bezüg: 
lih eines andern Geſetzes fortbejtehen zu laſſen. Die erſte Anfiht 
wurde früher häufig in der Praris, namentlich bei den pfälziichen Ge: 
richten, befolgt, woher e8 3. B. kam, daß, wie zu Art. 16 bemerft 
worben it, verfchtedene Beftimmungen der Forſtverordnung vom 30. Juli 
1814 bei Jagbdfreveln und Jagbpolizeiübertretungen immer noch ange: 
wendet wurben, obgleich biefe Forftverordnung felbft ſchon längft auf: 
gehoben war. Das inführungsgefeg ſchließt fich der zweiten Anfidt 
an und beftimmt bemgemäß in Art. 17 Abf. 1, daß da, wo beftebente 
Geſetze oder Verordnungen auf Beftimmungen bes bisherigen Straf 
rechts verweifen, diefe Verweifung nunmehr auf die entſprechenden Ver: 
fchriften ber in Art. 1 genannten Geſetzbücher zu beziehen fei. Die 
außer Wirkſamkeit getretenen ſtrafrechtlichen Beftimmungen find mitbin 
nicht blos an fich, fondern and bezüglich derjenigen Geſetze und Ber: 
ordnungen, welche auf biefelben verweifen, aufgehoben, und auch im 
letzterer Beziehung find bie VBorfchriften der neuen Geſetzbücher an ihre 
Stelle getreten. Hiebei kann es natürlich keinen Unterfchied machen, 
ob die beireffenden ſtrafrechtlichen Beitimmungen erft jett in Folge ber 
Einführung der neuen Geſetzbücher oder fhon früher aufgehoben worden 
find, indem bei dem in Art. 47 Abſ. 1 angenommenen Spfteme auch 
den letztern unmöglich eine fernere Geltung zuerkannt werden Fann. 
Bon felbft verfteht es fi aber, daß die hier in Rebe ſtehende Ber 
flimmung dann feine Anwendung findet, wenn bie Berweilung auf 
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firafrechtliche Beftimmungen geht, welche auch jegt noch Geltung haben, 
daß in diefem Falle vielmehr legtere auch fernerhin bezüglich ber durch 
die Verweifung bezeichneten Punkte zur Anwendung kommen. Art. 17 
ſpricht allgemein von bejtehenden Gefeken und Verordnungen, ohne 
bezüglich des Inhaltes derfelben irgendwie zu unterfheiden. Das bier 
Beitimmte findet deshalb nicht blos auf. ſolche Geſetze und Verord⸗ 
nungen, weldye das Strafs oder Polizeiftrafreht betreffen, fondern auf 
alle Gejege und Verordnungen, welche auf Beftimmungen bes Straf: 
rechts verweifen, mithin aud auf Geſetze und Verordnungen ciwilrechts 
lichen, prozefjualen, abminiftrativen oder fonftigen Inhaltes Anwendung. 
Einige Schwierigkeit macht der Schlußfab des Abſ. 1 des Art. 17, 
und zwar theild wegen feiner allerdings nicht ganz korrekten Faſſung, 
theild um befwillen, weil die Motive zum Entwurfe zu dem, was 
Hinfichtlich diefes Punktes, fowie binfichtlih der Eigenfchaft mander in 
Spezialgefegen vorgejehenen ftrafbaren Handlungen beſchloſſen wurde 
und in Folge deffen in die Geſetzbücher und das Einführungsgefek 
überging, nicht mehr ganz paflen. Bei der Beratbung wurde nämlich 
Fonfequent an dem Sate feftgehalten, daß auf die in Spezialgefeßen 
vorgefehenen ftrafbaren Handlungen, foweit nicht in bem betreffenden 
Spezialgefege ein Anderes bejtimmt ift oder nicht die fonftigen Be: 
flimmungen desſelben ein Anderes nöthig machen, die allgemeinen 
Beitimmungen der in Art. 1 genannten Geſetzbücher, und zwar je 
nad ber Natur ber Handlung jene bes Strafgeſetzbuchs oder jene bes 
Folizeiftrafgefegbuchs Anwendung zu finden haben. Diefer Satz fand, 
nachdem bezügliche Anträge von dem Abgeorbneten Dr. Barth fon 
in der Sitzung des Gejepgebungsausfchuffes der Kammer ber Abge: 
ordueten vom 17, September 1860 geftellt, damals aber bis zur Be: 
rathung der jegigen Art. 7 u. 17 des Kinführungsgefepes zurück⸗ 
geftellt worden waren, insbefondere in Art. 7 Abſ. 2 des Einführungs- 
gejeßes und Art. 1 des Polizeiftrafgefeßbuhs Ausbrud, in welden 
beiden Stellen unzweifelhaft ausgefprochen ift, daß die allgemeinen 
Beftimmungen des Polizeiftrafgefeßbuhß nicht blos auf die in diefem 
Geſetzbuche behandelten, fondern auch auf die in Spezialgefegen vor: 
fehenen Mebertretungen Anwendung finden, welche nad) dem betreffen- 
den Geſetze, alfo entweder nad einer ausbrüdlihen Erklärung besfels 
ben oder, falls dasjelbe eine ſolche nicht enthält, nach feinem Zwecke 


und Inhalte und ber hieraus fich ergebenden Natur der darin vorge- 
22° 
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fehenen ftrafbaren Handlungen, als Poligeiübertretungen zu betrachten 
find. Der Schlußſatz des Art. 17 Abf. 1 Hat hieran nichts geän- 
dert und fteht damit auch nicht im Widerfpruche, indem die darin ent: 
baltene Vorfchrift eine allgemeine und deshalb nur auf jene Fälle an: 
wendbar ift, für welche nicht in den Gefepbüchern oder in dem Einführunge— 
gefete etwas Befonderes beftimmt ift Sie findet demnad) außer den in Spe: 
zialgefegen vorgefehenen dem ftrafrechtlichen Gebiete angebörenden ftrafbaren 
Handlungen, deren Kreis übrigens im Vergleiche zu den Motiven durch 
das Einführungsgefeg ſowohl ausdrüdlih als durh die Annahme, daf 
jene in Spezialgefegen vorgefehenen ftrafbaren Handlungen, in denen eine 
Nechtsverlegung liegt, nicht als Polizei-, fondern als ftrafrechtlice 
Uebertretungen zu betradpten find, bedeutend erweitert wurde, aud 
auf alle Gefeke und Verordnungen, die ohne das Straf: und Polizei: 
ftrafrecht feldft zu betreffen, auf Beftimmungen bes Strafredts ver: 
weisen, Anwendung, auf Spezialgefete, in denen es fih um Polizei: 
übertretungen banbelt, aber nur unter ben im Cingange des Abſ. 2 
des Art. 7 angegebenen Borausfegungen, mithin nur fo weit, als fid 
aus ber in bdenfelben enthaltenen Verweiſung auf allgemeine Beftim: 
mungen bes Strafrechts unzweifelhaft ergibt, daß der Geſetzgeber anf 
die in denfelben behandelten Fälle, obgleich fie nur die Eigenſchaft von 
Polizeiübertretungen haben, dennoch die allgemeinen Beflimmungen bes 
Strafgeſetzbuchs angewendet wiffen wollte, oder als bie fonftigen 
Beitimmungen des betreffenden Spezialgefeßes bie Anwendung der all: 
gemeinen Beitimmungen des Strafgefeßbuchs etwa nötbig machen. 
Abſ. 2 und 3 des Art. 17 enthalten befondere Beftimmungen 
für die Pfalz, welde, namentlich nah dem, was im Fingange der 
vorftebenden Erläuterungen gefagt wurde, faum Schwierigkeiten veran: 
laffen können. Bon felbft verfteht es fich, daß, weil das jebige Strafgefet: 
buch weit weniger Handlungen mit Todes: oder Zuchthausftrafe bedroßt, 
als in der früheren Geſetzgebung mit Leibes: oder entehrender Strafe 
bedroht waren, durch die neue Gefeggebung der Umfang der an folde 
Berurtheilungen gefnüpften Folgen auch materiell verringert wurde. So 
geben 3. B. die Art. 232 und 306 des Code eivil im Falle ber 
Berurtbeilung eines Ehegatten zu einer entehrenden Strafe dem an: 
dern Ehetheile das Recht, auf Ehefcheidung oder Trermung von Tiſch 
und Bett zu Hagen. Diefes Necht bat der andere Ehetheil jegt nur 
mehr im Halle der Berurtheilung zu Todes: oder Zuchtbausftrafe und 
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eine derartige Klage kann, wenn ber Chegatte 3. B. zu Gefängniß: 
ftrafe verurtbeilt wurde, nit durch den Nachweis begründet werden, 
die Verurtheilung fei wegen einer Handlung erfolgt, weldye nad) dem 
Code penal mit einer entehrenden Strafe zu belegen geweſen wäre. 
In Folge der Beftimmung bes Abſ. 3 können Perfonen, denen die in 
Art. 28 des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Rechte und Fähigkeiten ganz 
oder theilmeife entzogen find, z. B. nicht Anftrumentszeugen bei Nos 
tariatsurfunden fein, da nach ben betreffenden geſetzlichen Beftimmuns 
gen (Art. 950 des Code civil und Art. 9 des Notariatsgefeßes vom 
25 Ventöse XI) biezu nur Perjonen verwendet werben können, die 
fih im VBollgenuffe der Givilvechte befinden. Bezüglid der Folgen 
ber vor dem 1. Juli 1862 erfolgten VBerurtheilungen ift natürlich bie 
frühere Geſetzgebung maßgebend '). 
Art. 18, 

In den fällen, für welde die Art. 609, 616 und 618 der 
in der Pfalz geltenden Strafprozekordnung eine Strafeinfchreitung 
wegen willkürlicher und eigenmächtiger Verhaftung vorfchreiben, 
kommen die Beflimmungen des Art. 378 des Sirafgefeßbuches 
gegen die betreffenden Beamten oder Bedienfleten zur Anwendung. 

Diefer Artikel gibt zu keiner Bemerkung Beranlaffung. 


Art. 19. 
Die Art. 635—640 und 643 des in der Pfalz geltenden 


Strafprozeßgeſetzbuches find aufgehoben, jedoch kann, wenn Die 
gerichtliche Werfolgung einer firafbaren Handlung verjährt ifl, der 
durch dieſe Handlung Beſchädigte auch fernerhin keine Entſchädi- 
gungsklage vor dem Livilgerichte mehr erheben. 

In der bisherigen pfälzifhen Geſetzgebung mar die Verjührung 
der von den Strafgerichten ausgefprochenen Strafen, fowie der gericht: 
lihen Verfolgung und der Civil: (Entſchädigungs-) Magen wegen 
ftrafbarer Handlungen in ber Strafprozekorbnung (Art. 635—643), 
und zwar bezüglih ber Verjährung der Entjhädigungsflagen in ber 
Art geregelt, daß diefelbe gleichzeitig mit der Verjährung der gericht: 
lichen Verfolgung eintrat, Worftehender Artikel hebt, weil die Ver: 
jährung der Strafen und der gerichtlichen Verfolgung nunmehr im 








») Berbbl; d. K. d. Abg. v. 18%, Beil. Bd. II ©. 124 u. Beil. Bb. II 
©. 86, 87 u. 252, Verhdl. d. Geſebg.-Ausſch. d. K. d. Reichsräthe Beil. 
S. 413 u. 414. 
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Strafgefeßbuche und im Polizeiftrafgefeßbuche geregelt ift, bie bieranf 
bezüglichen Beftimmungen diefer Geſetzbücher mithin jest auch für bie 
Pfalz maßgebend find, die betreffenden Artikel der pfälzifchen Straf: 
prozeßordnung, und zwar vellftändig, alfo aud hinſichtlich ber Ber: 
jährung ber Entjhädigungsflagen, auf, bält jedoch in letzterer Bezie— 
bung ben in ber pfälzifhen Gefeßgebung bisher in Geltung geweſenen 
Grundſatz, daß mit ber Berjährung der gerichtlichen Verfolgung auch 
die Verjährung der Entſchädigungsklage eintritt, aufreht, fo daß alfe 
ber durch eine jtrafbare Handlung Beihädigte deshalb aud feine Ent: 
ſchädigungsklage vor dem Civilgerichte mehr erheben Fann, wenn bie 
gerichtliche Verfolgung diefer Handlung nad Maßgabe ber nunmehr 
desfalls geltenden Beſtimmungen bes Straf: oder Polizeiſtrafgeſetz— 
buchs verjährt ift. Diefer Grundfaß gilt nur für die in der Pial; 
verübten ftrafbaren Handlungen, für dieſe jedody unbedingt. Die be: 
züglihe Beftimmung findet mithin feine Anmwenbung, wenn eine Ent: 
jhädigungsflage wegen einer im biesfeitigen Bayern verübten ftraf: 
baren Handlung vor einem pfälzifchen Gerichte um beswillen erhoben 
wird, weil der Thäter fein Domizil in der Pfalz hat. Umgekehrt kann 
aber wegen einer in ber Pfalz verübten ftrafbaren Handlung nach Ein: 
tritt der Verjährung der gerichtlichen Verfolgung auch vor einem dies 
feitigen Civilgerichte eine Entſchädigungsklage nicht mehr erhoben werben. 

Aufmerlfam will ih nod darauf maden, daß die Art. 641 u. 

642 ber pfälzifhen Strafprozeßordnung nicht aufgehoben find'). 
Art. 20. 

Wo in einem in Wirkfamkeit verbleibenden Spezialgefebt 
Strafarbeitshaus angedroht if, tritt an die Stelle diefer Strafe 
Gefängniß nicht unter einem Jahre und die Handlung nimmt die 
Eigenfchaft eines Wergehens an. 

Nach dem Syftem der jebigen Gefehgebung Tann natürlich in 
biefen Fällen ohne Rüdfiht auf das in dem betreffenden Spezialgefete 
feftgefegte Martınum der Arbeitshausftrafe immer bis zu fünf Jahren 
Gefängniß erfannt werden. Es ergibt ſich dies nicht nur aus ber 
Faflung des Artikels, fondern auch aus dem Umftande, baß ein im 
Geſetzgebungsausſchuſſe der Kammer der Abgeorbneten geftellter Antrag, 
—y BVerh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. II S. 308 u. Beil.Sd. M 


©. 252, Verh. d. Geſetzg. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 18%,, Beil. ©. 414 
u. 415 u. Prot.Bd. II S. 32. 
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ber bezweckte, das Marimum der Gefängnifftrafe auf das in dem be= 
treffenden Spezialgefeße feftgefegte Marimum der angebrohten Arbeits- 
hausſtrafe zu bejchränfen, abgelehnt wurde. — Ein Fall, in bem ein 
in Wirkfamfeit verbliebenes Spezialgeſetz Strafarbeitshaus androht, 
findet fi in Art. 5 Ziff. 3 des Jagdgeſetzes vom 25. Juli 1850, 
wo Arbeitshausftrafe von 2—4 Jahren angebroht ift, an beren Stelle 
alfo nunmehr Gefängniß von 1—5 Jahren tritt‘). 


Art. 21. 


Wer wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens des 
Diebflahls, der Unterfchlagung, des Betrugs, der Hehlerei oder der 
Fälſchung verurtheilt worden ifl, oder in Folge rechtskräftiger 
Veruriheilung wegen eines andern Vergehens die in Art. 28 Biff. 
4 und 5 des Strafgeſetzbuches bezeichneten Fähigkeiten oder ein- 
zelne derfelben verloren hat, kann weder Gefhworner noch Mit- 
glied eines Magifirats oder einer Gemeindeverwaltung, noch Ge— 
meindebevollmädtigter oder Gemeinderath, noch Mitglied einer 
füirchenverwaltung, eines Armenpflegfchaftsrathes, eines Piflrikts- 
oder Kandrathes fein, noch an einer Gemeinde-, Rirchenuerwal- 
tungs-, Armenpflegidaftsraihs-, Diftrikte- oder Sandrathewahl 
theilnehmen. 

Alle entgegenfiehenden geſetzlichen Beftimmungen, insbefondere 
Art. 16 Biff. 3 der Gemeindewahlordnung vom 5. Auguſt 1818, 
$ 78 lit. © des revidirten Gemeindeedikts und Art. 76 Biff. 6 
des Gefehes vom 10. Movember 1848, Abänderungen des II. Cheils 
des Strafgefegbuches von 1813 beireffend, find aufgehoben. 

Art. 30 des Strafgeſetzbuchs verweist barüber, inwieferne eine 
Berurtheilung auf das Wahlrecht des Berurtheilten und fonftige im 
dritten Hauptſtücke nicht fpeziell bezeichnete Rechte und Befugniffe Eins 
fluß bat, auf die einfchlägigen beſondern Gejege, welche alſo hiernach 
in biefer Beziehung au in Zukunft Maß geben. Da man jebod 
bie über den Einfluß von Berurtheilungen auf das Recht, zu dem in 
Art. 21 bezeichneten Nemtern und Funktionen gewählt zu werben umb 
an ben betreffenden Wahlen Theil zu nehmen, geltenden Beitimmungen 


*) Berbpl. d. K. d. Abg. v. 18%,, Beil.Bb. II ©. 308 u. 309 umb 
Beil.Bd. MI ©. 252 u. 253. 
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nicht für angemeffen hielt, fo traf man bier unter Aufhebung derfelben 
erfhöpfende neue Beftimmungen, fo daß alfo nunmehr in diefer Be: 
ziehbung Art. 21 ale das einfchlägige befondere Geſetz erſcheint. Die 
in Rede ſtehende Unfäbigfeit tritt, wie fi) aus ber Faſſung des 
Abſ. 1 deutlich ergibt, in Folge jeder Verurtheilung wegen eines Wer: 
brechens, fowie in Folge einer Verurtbeilung wegen Vergehens des 
Diebftahls, der Unterfchlagung, des Betrugs, ber Hehlerei oder ber 
Fälfhung unbedingt ein, gleichgiltig, ob das Gericht in den Iebteren 
Fällen von ber ihm durch das Geſetz eingeräumten Befugniß, mit ber 
PVerurtbeilung die in Art. 28 des Strafgeſetzbuchs bezeichneten Straf: 
folgen ober einzelne berfelben zu verbinden, Gebraud gemacht hat ober 
nicht, bei einer Berurtbeilung wegen eines andern Vergehens aber nur 
dann, wenn das Gericht dem DVerurtheilten bei der Verurtheilung zu: 
glei die in Ziff. A und 5 des angeführten Art. 28 bezeichneten 
Fähigkeiten oder einzelne derfelben wirklich entzogen hat. — Abi. ? 
hebt alle entgegenftehenden gefeplidhen Beftimmungen auf, fo daß alfe 
bezüglich der Frage, wann bie in Rede ftebende Unfähigfeit in Folge 
einer Verurtheilung eintritt, nunmehr Abf. 1 die allein maßgebende 
Beftinimung bildet und namentlid nicht blos die in Abf. 2 fpeziell 
angeführten, fondern auch alle fonftigen Beftimmungen aufgehoben find, 
welche in andern als ben in Abf. 1 angegebenen Fällen diefe Unfä: 
bigfeit eintreten laſſen. Bon ſelbſt verfteht es fih übrigens, daß 
Art. 21 des Einführungsgeſetzes chne Einfluß auf die gleichzeitig da: 
mit in Wirkſamkeit getretene befondere Beftimmung des Art. 367 
Abf. 2 des Strafgeſetzbuchs ift, welche ein ausbrüdlices Erkenntniß 
auf Unfähigfeit zum Geſchwornenamte voraugfegt. Aus der Faſſung 
des Art. 21 ergibt fi, wie auch bei der Berathung allfeitig aner: 
fannt wurde, baß bderfelbe eine Art rückwirkender Kraft bat, indem 
diejenigen, welche in Folge früherer Verurtheilung nad den bamals 
geltenden gefeplihen Beftimmungen die Wahlfäbigkeit zu den bier ge: 
nannten Nemtern und Funktionen in einem Falle verloren hatten, we 
diefer Verluft nad ber jetigen Beltimmung nicht eintritt, mit dem 
Anslebentreten der lehtern die Wablfähigfeit nieder erlangt haben, weil ven 
biefen Wahlen nunmehr nur diejenigen ausgefchleffen werden können, 
welche ſich in einem ber in Mbf. 1 des Art. 21 angegebenen Fälle befinden '). 


') Berbdl. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.Bb. 11 ©. 309 u. 362 u, Beil: 
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Art. 22. 


In den zur Buftändigkeit der Schwurgerichte gehörigen 
Sachen gehört die Entfcheidung darüber, ob einer der in den 
Art. 68, 69, 73, 74, 229 Abf. 2, 230 Abf. 2, 235 Abf. 2 
und 236 Abf. 2 des Strafgefehbuches bezeichneten die Strafbarkeit 
mildernden Gründe vorliegt, zur Chatfrage und es darf die Stel- 
lung der beireffenden Frage an die Gefhwornen unter Strafe der 
Michtigkeit dann nicht verweigert werden, wenn nad Beendigung 
des Beweioverfahrens und vor dem Schluffe der gegenfeitigen Ber- 
handlungen (Art. 170 der Strafprozeßnovelle und Art. 335 des 
code d’instruction criminelle) das Worhandenfein eines ſolchen 
Grundes ausdrücklich geltend gemadt worden if. 

IR in fonfligen Fällen geflattet, wegen Vorhandenfeins mil- 
dernder Umſtände oder weil der Fall ein leichterer ifl oder aus 
ähnlichen Gründen, eine gelindere als die gewöhnliche Strafe ein- 
treten zu laffen, fo flieht mit Ausnahme des Falles des Art. 54 
des Gefehes vom 17. März 1850 zum Schuhe gegen den Mif- 
braud der Preffe, an welchem durch gegenwärtiges Gefeh nichls 
geändert wird, die Entfcheidung darüber, ob ein folher fall ge- 
geben fei, dem Gerichte zu, welches die Strafe auszumeſſen hat. 

Unfer jetziges Strafgeſetzbuch kennt verſchiedene die Strafbarkeit 
einer Handlung mildernde Gründe, welche in geſetzlich beſtimmten be— 
ſondern Thatſachen beruhen, daneben aber, indem es von leichtern 
oder minder ſchweren Fällen oder von beſonders mildernden Umſtän— 
den ſpricht, welche Ausdrücke als gleichbedeutend gebraucht ſind, bei 
einzelnen Reaten auch allgemeine mildernde Umſtände, welche nicht in 
beſtimmten Thatſachen, ſondern in der geſammten That im Allgemeinen 
in ſubjektiver und objektiver Beziehung beruhen. Art. 22 erflärt bie 
Entſcheidung darüber, ob ein die Strafbarkeit mildernder Grund ber 
erſtern Art vorliegt, al® zur Thatfrage, die Entjcheidung barüber, ob 
mildernde Umftände der zweiten Art vorliegen, dagegen als zur Straf: 
ausmeffung gehörig. In den zur Auftändigfeit der Schwurgerichte 
gehörigen Sachen fteht deshalb die Entſcheidung im erften alle den 


Bd. MS. 253, 377 u. 328, Verhdl. d. Gefeßg.-Ausidh. d. K. d. Reichsräthe 
Beil. S. 415 u. 416 u. Prot.Bb. H ©. 33 m. 34. 
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Gefhwornen, im zweiten dem Schwurgerichtöhofe zu. Eine Ausnahme 
machen bie burch bie Preſſe verübten zur Zuftändigfeit der Schmur: 
gerichte gehörigen jtrafbaren Handlungen, inbem bei benfelben nad 
Art. 54 des Preßgeſetzes, an welchem burd die neue Geſetzgebung 
nichts geändert wurde, an die Geſchwornen jedesmal bie Frage ge: 
fiellt werden muß, ob mildernde Umftände vorhanden feien, fo dag 
alfo in diefem Falle, abweichend von bem in Art. 22 angenommenen 
Grundſatze, den Gefhwornen die Entfheibung zuftcht, obgleich es fid 
biebei nicht um Ötrafmilderungsgründe, welde auf beftimmten That: 
fachen beruhen, beren Vorhandenſein durch den Ausſpruch der Ge 
ſchwornen fejtzuftellen ift, jondern um allgemeine mildernde Umjtände 
der oben bezeichneten Art handelt, weshalb die an die Geſchwornen zu 
ftellende Frage in dieſem Falle aud Feine einzelnen Thatfachen zu 
enthalten, ſondern lediglich allgemein. dahin zu lauten bat, ob mil: 
bernde Umjtände vorhanden feien. 

Abſ. 1 des Art. 22 entſcheidet zugleich eine bei den biesjeitigen 
Gerichten bejtandene Streitfrage. Aus ber Faſſung des Art. 178 der 
Strafprozeßnovelle vom 10. November 1848 folgerten nämlich bie 
meiſten Schwurgerichtspräfidenten und Schwurgerihtshöfe, fie Hätten, 
wenn der Angellagte oder fein Vertheidiger das Vorhandenfein folder 
Strafmilderungsgründe behauptet und die Stellung einer darauf ge: 
richteten Frage beantragt, zu prüfen, ob fidh bei ber Verhandlung An: 
baltspunfte biefür ergeben haben, und verneinenden Falles die Stel: 
lung der Frage zu verweigern. Dieſe Anſicht ift nun durch das Ge: 
feg für irrig erklärt, indem Art. 22 beftimmt, daß die Stellung ber 
betreffenden Frage unter Strafe der Nichtigkeit dann nicht vermeigert 
werben darf, wenn nad Beendigung des Bemweisverfahrend und ver 
dem Schluſſe der gegenfeitigen Verhandlungen das Borhandenfein eines 
folden Grundes ausdrüdlic, geltend gemadt worden if. Es genügt 
alfo eine bloße Erwähnung nicht, fondern es muß bei der Verbands 
lung im engern inne, bei ben auf das Beweisverfahren folgen: 
den gegenfeitigen Debatten, das Vorhandenſein eine® nad ben 
angeführten gefeglihen Bellimmungen die Strafbarkeit mildernden 
Grundes ausbrüdlic geltend gemacht worden fein, fo daß ber Gegner 
Beranlaffung hatte, die bezüglihe Behauptung zu befämpfen, wobei es 
bann aber weiter nicht darauf ankommt, ob das Gericht die vorge: 
bradten Gründe für genügend hält oder nidt. In ber Regel wird 
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es ber Ungeflagte oder deſſen Vertheidiger fein, welcher das Vorhan⸗ 
denſein eines ſolchen Strafmilderungsgrundes behauptet und bie Stel: 
lung einer darauf gerichteten Frage beantragt; Art. 22 Abſ. 1 if 
jedoch allgemein geſaßt und bie Stellung der Frage darf deshalb auch 
dann nicht verweigert werben, wenn ber Staatsanwalt in ber im Ge: 
feße angegebenen Weife das VBorhandenfein eines folhen Strafmilde: 
rungsgrundes geltend gemacht hat und die Stellung einer bezüglichen 
Frage beantragt. Bon feldft verfteht es ſich außerdem, daf das Recht 
des Schwurgerihtspräfidenten, eine folde Frage auch von Amtswegen 
zu ftellen, durch Art. 22 in Feiner Weife befcyränft worden iſt. — 
Der die Strafbarkeit ausfhließenden Gründe ift in Art. 22 
Abſ. 1 deshalb feine Erwähnung gethan, weil es fi einerfeitd von 
felbft verftcht, daß die Entſcheidung über deren Vorhandenfein zur 
Thatfrage gehört, und anderfeits darüber, ob ein folder Grund vors 
liegt, eine befondere Frage an die Gefchwornen nicht zu ftellen ift, 
legtere vielmehr, wenn fie einen ſolchen Grund als gegeben erachten, 
3. B. den Angellagten für unzurehnungsfähig halten oder annehmen, 
dag er im Zuflande der Nothwehr gehandelt hat, lediglih die auf 
die Schuld gerichtete Hauptirage zu verneinen haben'). 


Art. 23. 


Erklären die Gefchwornen eine Perfon, welche zur Beil der 
Chat das 16. febensjahr noch wicht zurückgelegt hatte, lediglic aus 
dem Grunde für nicht fchuldig, weil ihr die zur Unlerſcheidung 
der Sirafbarkeit ihrer Chat erforderliche Ausbildung gefehlt hat, 
fo müffen fie dies bei ihrem Ausfpruche angeben und der Schwur- 
gerichtopräfinent hat fie darauf, daß dies gefhehen müfle, aus- 
drücklich aufmerkfam zu machen. 


Art. 24. 


Gegen jedes Erkenninif, welches über die Mnterbringung 
eines Angefhuldigten, der zur Beit der Chat das 16. Lebensjahr 
no nicht zurückgelegt hatte, in einer Erziehungsanſtalt für ver- 


) Berbdl. d. K. d. Abg. v. 19%, Beil.@d. 11 S. 309 u. 310 und 
Beil.Bd. MI ©. 253, 254 u. 451, Verbbl. d. Geſetzgeb.Ausſch. d. K. d. Reiche: 
räthe v. 184. Beil. ©. 416—421 u. Brot.Bb. u ©. 34-36, 
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mwahrloste jugendliche Perfonen enifcheidet, flieht dem Staatsanwalte, 
dem Angefchuldigten und derjenigen Perfon, weldhe das Hecht der 
Erziehung des letzteren hat, das Hechtemittel der Beruſung beie- 
hungsweife der Wichtigkeitsbefchwerde zu. If das Erkenniniß gr- 
legenheitlich der Einfteltung des Verfahrens in geheimer Sitzung 
erlaffen worden, fo läuft dem Angefchuldigten und demjenigen, dem 
das Hecht der Erziehung deflelben zuſteht, für die Anmeldung der 
Berufung besichungsweife der Wichtigheitsbefchwerde auch in diefem 
Salle eine Sriſt von 3 Tagen, von dem Tage an gerechnet, an 
welchem ihm das Erkenninif eröffnel wurde. Ein Recht des Ein- 
ſpruches beficht in diefem Salle nicht. 

| Diefe beiden Artikel wurden ſchon bei Gelegenheit ver Erläu— 
terung der Art. 76 u. 77 des Strafgefehbudhs (Band I Seite 216 
bis 234) beſprochen. 


Art 25, 


Die Strafbarkeit einer Handlung, welche vor dem in Art. 1 
bezeichneten Sage begangen wurde, aber erſt an oder nach dieſem 
Tage zur Aburtheilung kömmt, wird vorbehaltlih der unten 
(Art. 65) bezüglich der Ehrenkränkungen gegebenen befonderen 
Vorſchrift nach den Beflimmungen der neuen Strafgefegbücer br- 
ziehungsweife des gegenwärtigen Einführungsgefeßes beurtheilt, ce 
ſei denn, daß die früher einfhlägigen Gefehe oder Verordnungen 
eine mildere Strafbeflimmung enthalten, in welchem Salle diefe zur 
Anwendung zu kommen hat. 

If es zweifelhaft, eb die Handlung vor dem oben bezeich- 
neten Cage begangen worden fei, fo ift bei der Entfcheidung das 
mildere Geſetz anzuwenden. 

War die Handlung zur Beit ihrer Verübung mit einer Strafe 
bedroht, welche unter den in den neuen Strafgefegbüdhern aufge- 
führten Strafgattungen nicht mehr vorkömmt, fo ifl, wenn bie 
genannten Geſetzbücher eine mildere Strafe feflfegen, auf diefe, an- 
dernfalls aber auf diejenige Strafe zu erkennen, welche der früher 
angedrohten nach dem nunmehr geltenden Straffyfteme zunächſt ent- 
fpricht. Insbefondere hat an die Stelle des Verlufles der flaats- 
bürgerlichen Rechte (code penal, Art. 8 Biff. 3) Gefängniß bie zu 
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3 Monaten mit den in Art. 28 des neuen Strafgeſetzbuches be- 
zeichneten Straffolgen, — an die Stelle des Strafarbeitshaufes 
(Strafgefegbuch vom Jahre 1813, Cheil I Art. 4 Biff. IV) Ge- 
fängniß nicht unter einem Jahre und in Fällen, wo Strafarbrits- 
haus nicht unter vier Jahren angedroht if, Buchthausfirafe bis zu 
acht Iahren, — an die Stelle der körperlichen Büdhtigung Arrefl 
bis zu dreißig Sagen und an die Stelle des Verweiſes Geldftrafe 
bis zu 3 fl. zu treten. 

Borftehender Artikel hat den Fall im Auge, daß eine Handlung 
vor dem Tage, an dem bie nene Gefekgebung ins Leben trat, alfe 
vor dem 1. Juli 1862, begangen wurde, aber erſt an oder nach dies 
fem Tage zur Aburtheilung kommt. Derjelbe bat, nachdem bie neue 
Gefebgebung nım bereits über zwei Jahre in Geltung ift, feine prak— 
tifche Bedeutung faft ganz verloren und ich kann insbefondere jene 
Tragen übergehen, melde jest nicht wohl mehr vorkommen können, wie 
3. B. die Frage, wie die Strafbarkeit einer Handlung, welche vor dem 
1. Juli 1862 nicht nur begangen, fondern aud im erfter Inftanz ab: 
gesirtheilt wurde, dann zu beurtheilen ift, wenn gegen das Urtheil ein 
gefeglich zuläffiges Rechtsmittel ergriffen wurde und über basfelbe erft 
nach dem 1. Juli 1862 erfannt wird. 

Der in der Gefeßgebung überhbanpt als Negel anerkannte 
Grundfaß, daß neue Geſetze feine rückwirkende Kraft haben follen, hat 
ganz befondere Geltung im Strafrechte, da in demfelben der auch in 
Art. 3 des Strafgeſetzbuchs und Art. 2 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs 
ausdrüdlih ausgefpredyene Grundfag gilt, daß Feine Handlung mit 
einer Strafe belegt werden Kann, wenn diefe nicht gefeglich beftimmt 
war, ehe die Handlung begangen wurde. Hiernach gilt ale Regel, 
daß die Strafbarkeit jeder Handlung nad) der zur Zeit ihrer Verüb— 
ung geltenden Geſetzgebung und ohne Nüdficht auf die zur Zeit ihrer 
Aburtheilung etwa eingetretenen Aenderungen zu beurtheilen ift. Cine 
Ausnahme ift jedoch in dem Falle geftattet, ja gewiffermaßen geboten, daß 
die in ber Zwiſchenzeit in Wirkſamkeit getretene neue Geſetzgebung eine 
früher mit Strafe bedrohte Handlung entweder ganz ftrafles läßt oder 
nur mehr mit einer geringern Strafe bedroht. Da nämlich der Geſetz⸗ 
geber damit ausſpricht, daß in ber betreffenden Handlung nichts Straf: 
bares liegt, beziehungsweiſe daß bie öffentliche Ordnung deren Beftrafung 
überhaupt nicht oder doch nicht in der früher angedrohten Weife verlangt, fo 
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erfcheint e8 damit nicht vereinbar, wegen biefer Handlung trotzdem 
jest noch eine Strafe beziehungsweife die früher angebrobte härtere 
Strafe zu verhängen. Die Handlung muß mithin im biefem Falle, 
obgleich fie unter der früheren Geſetzgebung verübt wurde, nad) ber 
jesigen Gefebgebung beurteilt werden, bleibt alſo je nach der einge 
tretenen Aenderung entweder ftraflo8 ober wird nur mit der im neuen 
Geſetze angedrohten mildern Strafe beahndet. 

Dies führt praftifch zu dem Refultate, daß eine unter der frü— 
bern Gefeßgebung begangene, jedoch unter der neuen Geſetzgebung ab: 
zuurtbeilende Handlung immer nach derjenigen von biefen beiden Ge: 
feßgebungen beurtheilt werden muß, welche bezüglich diefer Handlung 
die mildere if. Zu dieſem Refultate führt auch die Beitimmung des 
Abſ. 1 des Art. 25, welche demnach mit dem oben erörterten Grunb: 
fage vollkommen übereinjtimmt, obgleih bei derjelben die umgekehrte 
Redeweiſe gebraudt ijt. 

Bei Beurtheilung der Trage, welde Strafe bie firengere oder 
mildere iſt, darf ſich der Richter nicht darauf befchränfen, einzelne 
Momente, wie 3. B. die Dauer ber zuläfligen Freiheitsentziehung, die 
Größe der zuläfligen Geldtrafe, zu berüdjichtigen, jondern ev muß bie 
Sefammtheit der Strafe, alfo außer den fo cben erwähnten Momen— 
ten auch ihre Gigenfchaft als DVerbrechens:, Vergebens: oder Uebertre— 
tungsftrafe und bie damit gefeplih verbundenen oder nach richterlichem 
Ausſpruche zuläfiigen Folgen ind Auge faffen. Hiernach erjcheint z. B. 
eine Webertretungsftrafe immer milder, als eine Vergehens-, und 
eine Vergehensſtrafe milder, als eine Verbredensitrafe, wenn gleich die 
nunmehr angedrobte Uebertretungs- oder Bergebensftrafe möglicher 
Weife eine länger dauernde Freiheitsentziehung oder eine höhere Geld: 
ftrafe, als die früher angebrohte Vergehens- oder Verbrechensſtrafe zur 
Folge haben kann. Hieraus folgt, daß, wie nur die ganze jegige mit 
der ganzen frühern Strafe vergliden werben darf, ebenfo auch eine 
diefer Strafen ganz fo, mie fie in einer ber in Betracht Fommens 
den Geſetzgebungen angebroht ift, zur Anwendung gebradht werben 
muß, daß es alſo durchaus unjtatthaft ift, cinzelne Beſtimmungen 
aus dieſer und andere Beſtimmungen aus jener. Geſetzgebung heraus— 
zugreifen und im folcher Weife gleihfam eine dritte in feiner biefer 
Geſetzgebungen angebrohte Strafe zu bilden und zur Anwendung 
zu bringen, Bebroht z. B. das neue Strafgefepbuh eine Handlung, 
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welche nad dem Strafgefegbuche von 1813 mit Arbeitshaus von 1 
bis 3 Jahren zu beftrafen war, mit Gefängniß nit unter 3 Monas 
ten, alfjo mit Gefängniß von 3 Monaten bis zu 5 Jahren, fo er: 
fcheint die leßtere, obgleich fie eine Länger dauernde Freiheitsentziehung 
zur Folge haben kann, als die mildere, und zwar abgeſehen von dem 
geringen Minimum ſchon um deswillen, weil fie nur eine Vergehens— 
ftrafe ift, während bie früher angebrohte Strafe eine Verbrechensftrafe 
war. 68 muß mithin, wenn eine unter der Herrſchaft bes Straf: 
gefegbuchs von 1813 verübte Handlung diefer Art unter der jegigen 
Geſetzgebung zur Mburtheilung kommt, die in der letztern angedrohte 
Strafe zur Anwendung gebracht, alfo auf Gefängnißftrafe erfannt wer: 
den, bie nad den Umftänden zwifchen einem Minimum von 3: Mo= 
naten und einem Marimum von 5 Jahren auszumefjen iſt. Es darf 
nicht gefagt werben, die neue Geſetzgebung fei allerdings im fo ferne 
milder, als fie nur Gefängnißftrafe androht und deren Minimum auf 
3 Monate feftfest, dagegen erſcheine bie frühere Gefeßgebung in fo 
ferne al® die mildere, als nad ihr das Marimum nur 3 Jahre be: 
trägt, und es fei deshalb in Beziehung auf die Cigenfhaft und das 
Minimum der Strafe die neue, in Beziehung auf das Maximum aber 
die frühere Gefebgebung anzuwenden, fo daß alfo auf eine ziwifchen 
3 Monaten und 3 Jahren auszumefjende Gefängnißftrafe zu erkennen 
wäre. Cine ſolche neue Strafe zu bilden, bie in feiner ber in Bes 
tracht kommenden Gefeßgebungen angebrobt und zubem milder als jede 
der daſelbſt beftimmten Strafen ift, erfheint unftatthaft ſowohl nad 
dem Wortlaute des Geſetzes, als aud nad den hier zur Anwendung 
fommenden allgemeinen Grundſätzen. 

Abf. 3 fieht den Fall vor, daß die in ber frühern Geſetzgebung 
feftgefegte Strafe unter den im den neuen Strafgefeßbüdyern aufge: 
führten Strafgattungen nicht mehr vorkommt. Setzen im diefem Falle 
bie neuen Geſetzbücher eine mildere Strafe feft, fo ift nad den vor: 
ftehend erörterten Grundſätzen auf diefe zu erfenmen und vie frühere 
Strafe kommt nicht weiter in Betracht. Iſt aber die frühere Strafe 
die mildere, fo wäre nad) diefen Grundfägen hierauf zu erkennen. Der 
Geſetzgeber hat es jedoch nicht für angemefjen gehalten, daß unter der 
neuen Geſetzgebung Strafen erkannt werden, welche in biefelbe, und 
zwar zum Theile deshalb, weil man fie als unzweckmäßig betrachtete, 
nicht aufgenommen wurden, und aus biefem Grunde beftimmt, bag in 
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biefem Falle auf diejenige Strafe zu ertennen fei, welche ber früher am: 
gebrohten nad dem nunmehr geltenden Straffpfteme zunächſt entipridt. 
Im Allgemeinen hat das Gefek die Entſcheidung darüber, welche ber 
jegigen Strafen der frühern entfpricht, den Gerichten überlaffen, welche 
biebei bie frühere Strafe nad ihren fämmtlichen Beziehungen, Cigen: 
haft, Dauer, Folgen u. f. mw., ins Auge faflen und mit den Strafen 
des jebigen Syſtems vergleichen müſſen. Für einzelne Fälle, in bemen 
ed an genügenden Anhaltspunkten fehlt oder aus jonftigen Gründen 
Schwierigkeiten zu befürdten waren, bat jebocdh der Geſetzgeber poſi⸗ 
tive Beitimmungen erlaflen, welche natürlich in diefen Fällen den 
Gerichten zur Richtſchnur zu dienen haben, allein auch in andern 
Fällen als Anhaltspunkte dafür benützt werden können, wie der Geſetz⸗ 
geber ſelbſt das Verhältniß der jeßigen Strafen zu den frübern auf: 
gefaßt Hat. 


Art. 26. 


Was in den neuen Strafgefeßbühern über die Behandlung 
der Buchthaus-, Gefängniß- und Arrefifträflinge beflimmt ifl, findet 
auch guf diejenigen Sträflinge Anwendung, welche in Folge einer 
fchon vor dem in Art, 1 bezeichneten Tage ergangenen Verurthei- 
lung wegen Verbrechen, Wergehen oder Polizeiübertretung eine Frei- 
heitsfirafe zu erfichen haben. 

Die Vorfchriften des Strafgeſetzbuches vom Jahre 1813, 
Theil I, Art. 12, 13 Abf. 2 und Art. 16 Abf. 2 bleiben bezüg- 
lich diefer Sträflinge in Kraft. 


Nach Ab. 1 finden die im neuen Strafgeſetzbuche und ben auf 
Grund desjelben erlafjenen Hausorbnungen über die Behandlung ber 
Sträflinge enthaltenen Beitimmungen auch auf diejenigen Anwendung, 
welche in Folge früherer Berurtheilung eine Freibeitsftrafe zu erftehen 
haben, Es konnte dies ohne Verlegung des zum vorhergehenden Ar: 
tikel erörterten Grundſatzes um deswillen in fold allgemeiner Weife 
beſtimmt werben, weil die jegige Behandlung milder ift, als die frü- 
bere. Dabei wurde es als felbfiverftändlih anerkannt, daß die Re 
gierung bei Vertheilung derjenigen Sträflinge, welche in Folge früberer 
Verurtheilung Freibeitsftrafen zu erftehen haben, die unter den in dem 
neuen Strafgeſetzbuche aufgeführten Strafen nicht mehr vorkommen, 
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insbeſondere ber Arbeitshausfträflinge, eine gewiffe Freiheit haben müffe, 
fo namentlich die Arbeitshausträflinge je nad) der Größe ber Strafe 
und ber Natur des verübten Verbrechens entweder in ein Zuchthaus 
oder in eine Oefangenanftalt verbringen laffen könne. 

Nah Art. 12 des Strafgefegbuhs von 1813 dürfen die zu 
Zuchthaus auf unbeftimmte Zeit Verurtheilten nach Verlauf von ſech— 
zehn Strafjahren Begnadigung erwarten, wenn fie während ihrer 
Strafzeit wenigftens zehn Jahre hindurch ununterbrochen Arbeitfamkeit 
bewiefen, wegen Bosheit oder Ungehorfam feine Züchtigung verfchuldet 
und foujt unverwerflicde Proben gebefjerter Gemüthsart abgelegt haben, 
und Art. 13 Abſ. 2 und Art. 16 Abſ. 2 ftellen denjenigen, welche, 
ohne ſchon früher einmal Zucht: oder Arbeitshausftrafe erftanden zu 
haben, zu Zuchthausitrafe auf beftimmte Zeit oder zu Arbeifßhaus- 
ftrafe verurtheilt worden find, unter gleichen Bedingungen Begnabigung 
nad Ablauf von drei Viertheilen ihrer Strafzeit in Ausfiht. Das 
neue Strafgeſetzbuch enthält Feine derartigen Bejtimmungen, weil man 
der Anſicht war, daß folde Beftimmungen nad der Natur bed Be: 
gnadigungsrechts nicht in das Geſetz gehören. Abf. 2 Hält jedoch diefe 
Beftimmungen, um nicht gegen ben zu Art. 25 erörterten Grundſatz 
zu verftoßen, bezüglich derjenigen Sträflinge aufrecht, welche unter der 
Herrſchaft des Strafgefepbuhs von 1813 verurtheilt worden find. 
Uebrigens it, was ich hier bemerfen will, die erforderliche Anorbnung 
getroffen worden, daB auch in Zukunft die Begnabigung folder 
Sträflinge, welche ſich derfelben befonder® würdig zeigen, von Amts— 
wegen beantragt wird‘), 


Art. 27, 

Bıs die bauliche Herflellung der durch die neuen Strafgeleh- 
bücher gebotenen Strafanftalten vollendet fein wird, bleibt der 
Staatsregierung die Befugniß vorbehalten, nöthigenfalls verfciedene 
fiategorien von Strafgefangenen in einer und derfelben Anflalt 
unterzubringen, wobei jedoch die einzelnen Fategorien innerhalb 
der Anflalt forgfültig von einander getrennt zu halten find. 

Bis zu Ddiefem Beitpunkte iſt es auch geflattet, auf den 
Grund eines mit der Gemeinde getroffenen Hebereinkommens Die 


) Verb. d. 8. db. Abg. v. 18%,, Beil.Bb. MI ©. 328. 
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dermalen beftcehenden gemeindlichen Arrefllokale zum Vollzugt von 
Arreflfirafen und die im einigen Städten beflehenden Bwange- 
befchäftigungsanflalten zur Unterbringung derjenigen, deren Ier- 
wahrung in einer Polizeianflalt angeordnet worden ifl, zu ver- 
wenden. 

Diefer Artikel enthält blos tranfitorifche Beftimmungen un 
macht eine befondere Erläuterung nicht nöthig. 


Art. 28. 


Die Polizeibehörden find befugt, Verfügungen, die fie inner- 
halb ihrer Buftändigkeit zum Bollzuge von Gefehen, deren Hebrr- 
tretung nicht mit Strafe bedroht if, an beflimmte Perfonen rrid- 
fen und dieſen eröffnet haben, durch Anwendung gefeßlicher Bwangs- 
mittel zur Ausführung zu bringen. 

Bu diefem Bwecke find die Polizeibehörden insbefondere bered- 
tigt, die Wichtbefolgung einer Verfügung der in Abf. 1 bezeichneten 
Art mit Angehorfamsfirafen zu bedrohen und diefe im Salle dea 
Ungehorfams für verwirkt zu erklären, und zwar die &emeind- 
verwaltungen in den Landgemeinden diesfeits des Aheins und di 
Bürgermeifter der Landgemeinden in der Pfalz bis zu 3 fl, di 
Mogiftrate der einem Sandgerichte untergeordneten Städte un 
Märkte in den reifen diesfeits des Kheins und die Bürgermeiht 
der Städte in der Pfalz bis zu 5 fl., die übrigen Polizeibehörm 
bis zu 25 fl. 

Unterläßt Jemand innerhalb der dafür beflimmten Frl 
dasjenige zu thun, was ihm durch eine Werfügung der in Abf. ! 
bezeichneten Art durch die Polizeibehörde auferlegt if, fo ih li 
tere befugt, diefe Handlung auf Koften des Angehorfamen vornehmen 
zu laffen und den von ihr feflgeflellten Aoflenaufwand vorb- 
haltlich der Verpflichtung zum Schadenserfaße nad den gefrhlide 
Befimmungen über Beitreibung von Unierfuchungskoften, in dr 
Pfalz auf dem Wege des adminiftrativen Bwangsvollzugs zu erhebt 

Gegen die Androhung oder Workehrung der nach Maßgede 
des gegenwärligen Artikels zuläſſigen Wollzugemaßregeln if St 
fhwerde an die höheren Stellen zuläffig. In dringenden Fäln 
haben ſolche Beichwerden keine auffchiebende Wirkung. 

Die von einer Gemeindebehörde in-ihrer Eigenfchaft als Pr- 
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lizeibehörde verhängten Angehorſamoſtraſen fliegen in die Kaffe der 
betreffenden Gemeinde. 


Art, 29. 


Für die Anwendung des Art. 28 find den Gefehen nicht 
allein die zur Beit befichenden giltigen Verordnungen, fondern 
auch diejenigen Verordnungen gleichgeflellt, weldye künflig zu einem 
Geſetze auf den Grund eines in dieſem enthaltenen Vorbehaltes 
erlaffen werden. 

Dasfelbe gilt von Verordnungen, welche künftig zum Bwecke 
der Bevifion einer dermalen beflchenden giltigen Verordnung er- 
laffen werden, infoweit dieſe leßtere nicht unter Buflimmung des 
Landtags zu Stande gekommen iſt oder fonft die Matur reines Ge- 
fees an fich trägt. 

Die Befimmungen der Art. 36 und 39 des Polizeiſtrafgeſetz- 
buches finden aud auf gegenwärtigen Artikel Anwendung. 


Art. 30, 


Enthält ein Spezialgefeg eine Mehrheit von Anordnungen 
und iſt in demfelben nur die Mebertretung eines Cheiles der ge- 
troffenen Anordnungen unter Strafe geflellt, fo findet Art. 28 auf 
die Meberiretung der nicht mit Strafe bedrohten Anordnungen Die- 
fes Geſetzes Anwendung. 

Enthält dagegen in Fällen, wo das Polieiftrafgefehbud, auf 
Verordnungen Bezug nimmt, eine Verordnung eine Mehrheit von 
Anordnungen und ift in der beireffenden Verordnung nur die 
Mebertreiung eines Cheiles der getroffenen Anordnungen unter 
Sirafe geflellt, fo findet Art. 28 auf die Webertretung der nicht 
unter Strafe geflellten Anordnungen Ddiefer Verordnung fo wenig 
als auf die übrigen in Dderfelben enihaltenen Anordnungen An- 
wendung. 

Borftebende Artikel, die zufammen ein Ganzes bilden, find ſchon 
während der Berathung inmerhalb und außerhalb des Landtags und 
auch noch fpäter vielfach mißverftanden worden. Trotzdem kann ich 
mich verhältnigmäßig kurz faflen, da diefelben inzwijchen in dem Eom- 
mentar des Profeſſors Dr. Riſch zum Einführungsgefege und im 
einem Aufſatze des Abgeordneten Dr. Marquard Barth in den Blät- 

23° 
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tern für abminiftrative Prari® (Band XI Nr. 18, 19, 20) em 
eben fo eingehende als richtige und Mare Erläuterung gefunden baben. 
Der Grund des Mifverftändniffes Ing offenbar vorzugsmeil 
darin, daß man die Natur diefer Beftimmungen nicht gehörig im Aug 
behielt und diefelben, obgleich fie nicht dem polizeiftrafrechtlicen, for 
dern dem abminiftrativspolizeilihen Gebiete angehören, dennoch meh 
oder minder mit dem RBolizeiftrafgefeßbuche in Verbindung brachte und 
al® eine Ergänzung desſelben betrachtete. Gerade um dies zu mr: 
meiden, wurbe übrigens bei der Berathung bejchloffen, dieſe Beitim: 
mungen, die ſich urfprünglid allerdings im Entwurfe des Rolizeiftref: 
geſetzbuchs fanden, nicht dort, fondern, volftändig getrennt von den 
die Befugniffe der Bolizeibehörden in Bezug auf die Polizetübertre 
tungen regelnden Beftimmungen, in das Einführungsgeſetz aufzunehmen. 
Allerdings gehören diefe Beftimmungen, da fie das Polizeiftrafres! 
nicht berühren, ſondern ausſchließlich dem abminiftrativ-polizeiliden 
Gebiete angehören, auch nicht in das gegenwärtige die Einführung det 
Strafgeſetzbuchs und des Polizeiſtrafgeſetzbuchs betreffende Geſetz, for: 
dern in ein die Stellung und die Befugniffe der Polizeibehörden be 
züglidy ihrer dem Polizeiftrafrechte nicht angehörenden Aufgabe regeln: 
des BPolizeigefegbud und man war ſich deſſen bei der Berathung aus 
vollftändig bewußt. Man glaubte ſich jedoch hiedurch von der Auſ 
nahme diefer Beftimmungen in das Einfihrungsgefeß nicht abhalten 
laffen zu dürfen, weil ein foldyes Polizeigefeßbud für die nächſte du 
kunst nicht zu erwarten war, der burd das Polizeiftrafgeichbus 
angeftrebte Zwed nur höchſt unvollftändig würde erreicht worden fein, 
wenn den Polizeibehörden die unbefchränfte Befugniß belafjen worden 
wäre, wegen aller mit gefeßlicher Strafe nicht bedrohter Handlungen 
und Unterlafjungen beliebig mit fog. Ordnungsftrafen oder fonftigem 
polizeilichen Zwange einzuſchreiten, ſolche Beftimmungen ſich bemmad 
als nothwendig darftellten und das Ginführungsgefep ohnedies fein 
ſyſtematiſch geſchloſſenes Ganzes bildet, in dasfelbe vielmehr aud jew 
ftige Beftimmungen aufgenommen wurben, welche mit der Einführung 
ber neuen Geſetzbücher nicht gerade nothwendig zufammenhängen. 
Nah Art. 2 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs können nur folde Hand: 
lungen und Unterlafjungen als Polizeiübertretungen geftraft werden 
welche zur Zeit der That durch die Gefege oder durch eine nad) Ma 
gabe derjelben giltige Verordnung oder polizeiliche Vorſchrift unte! 
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Polizeiftrafe verboten waren. Damit ift der Kreis ber Polizei: 
ftrafgefege — dieſes Wort im meitern Sinne genommen, fo daß es 
auch die gleich Gefeken giltigen Verorbnungen und polizeilihen Bor: 
ſchriften in ſich begreift — geſetzlich begränzt, das Gebiet der Polizei: 
gejeße überhaupt und fonad auch die Aufgabe ber Polizeibehörden, 
denen die Handhabung aller Polizeigefege obliegt, jebody keineswegs 
erſchöpft. Es gibt nämlid) manche Gefege und Berordnungen, welche 
verbindliche polizeiliche Vorſchriften enthalten, ohne für ben Fall ber 
Nichtbefolgung Polizeiftrafe anzubroben, die alfo wohl Rolizeigefege, 
nicht aber Wolizeiftrafgefete find. Zuwiderhandlungen gegen dieſe 
Geſetze können in Folge der Beftimmung des angeführten Art. 2 des 
Polizeiftrafgefegbuhs nicht als Rolizeiübertretungen geftraft werben. 
Da aber die Befolgung derfelben und der auf Grund berfelben erlafs 
jenen pelizeilihen Verfügungen und Anordnungen body nicht dem blo— 
fen guten Willen der Staatsangehörigen überlaffen werben barf, fo 
muß ben Polizeibehörben die Befugniß zuftehen, den Vollzug biefer 
polizeilihen Vorſchriften, Verfügungen und Anordnungen nöthigenfalls 
zu erzwingen. Darüber, unter welchen VBorausfegungen und in wie 
weit bie Polizeibehörden hiezu befugt find, gefeßliche Beftimmungen zu 
treffen, ift die Aufgabe der Art. 23—30. Es Handelt fid hier fo: 
nad) keineswegs um Strafen, fondern Iediglih um Crefutionsmittel, 
um Maßregeln, welche ben Zmed haben, ben von ben Polizeibehörben 
zum Vollzuge ven Gefegen, deren Uebertretung nicht mit Strafe bes 
droht ift, erlaffenen Verfügungen, fomweit möglih, ben Bollzug zu 
fihern. Den Polizeibehörden wirb hiernach durch biefe Artikel auch 
feine Strafgewalt, fondern blos die Befugniß eingeräumt, Verfügungen 
der bezeichneten Art durch Anwendung geſetzlicher Zmangsmittel zur 
Ausführung zu bringen. 

Abſ. 1 des Art. 28, Art. 29 und 30 beftimmen, welde Ber: 
fügungen bie Poligeibehörben durch Anwendung gefegliher Zwangsmittel 
zur Ausführung zu bringen befugt find. Bor Allem werben Berfügungen 
verlangt, welche an bejtimmte Berfonen erlaffen und diefen eröffnet wor: 
ben find. Die bier in Rebe ftehende Befugniß fteht mithin dem Polizei: 
behörben zum Zwede bes Vollzugs allgemeiner polizeiliher Vorſchriften 
nicht zu. Dabei macht es aber natürlid feinen Unterfchied, ob bie 
Verfügung an einen Einzelnen ober an mehrere Perfonen erlaffen 
wurbe, wenn fie nur an einzelne beftimmte Berfonen ergangen und dies 
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fen eröffnet worden if. Ferner ift gefordert, daß bie Polizeibehörde 
die betreffende Verfügung innerhalb ihrer Auftändigfeit erlaffen bat. 
Db dies der Fall war, ift nady den befiehenden allgemeinen Bejtim- 
mungen über die Kompetenz der Poligeibehörben zu beurtheilen. Da: 
bei ift aber nicht zu überfehen, daß es fih bier nur von polizeilichen 
Verfügungen handelt, und es darf deshalb mit der Kompetenz ber ke: 
treffenden Behörden als Polizeibehörden nit deren allgemeine Kom: 
petenz als Verwaltungsbehörben verwechjelt werden. Bon den dem 
polizeilichen Gebiete nicht angehörenden Verwaltungsgegenftänden ift hier 
überhaupt feine Rede und bezüglich ihrer ift den Berwaltungsbebörben 
durch die gegenwärtigen Artikel Leinerlei Zwangsbefugnig eingeräumt 
mworben. 

Es genügt aber nicht, daß die Polizeibehörde bei Erlafjung ber 
betreffenden Verfügung innerhalb ihrer Zuftändigfeit gehandelt hat, die 
Derfügung muß außerdem zum Bollzuge von Gefeßen oder von ben: 
felben in diefer Beziehung gleichgeftellten Verordnungen, deren Ueber: 
tretung nicht mit Strafe bedroht ift, erlaffen worden fein, alfo in Be 
ftimmungen eines Geſetzes oder einer Verordnung ber bezeichneten Art 
eine materielle Grundlage haben und bezweden, biefe Beitimmungen 
zum DVollzuge zu bringen. Das Erforberniß, daß die Uebertretungen 
bes betreffenden Geſetzes oder ber betreffenden Verordnung nicht mit 
Strafe bedroht fei, findet in dem Dbigen feine genügende Erläuterung. 
Handelt es fih um eine polizeiliche Vorſchrift, deren Uebertretung mit 
Strafe bedroht ift, jo kommen nicht die Beftimmungen der Art. 28 
— 30, fondern jene des Polizeiftrafgefebbuhs zur Anwendung. Art. 
29 bezeichnet diejenigen Verordnungen, welche für Die Anwendung des 
Art. 283 den Geſetzen gleichgeftellt find. Aus dem Ausdrude „Ver: 
orbnungen”, ber in den neuen Geſetzbüchern in einem ganz beftinnmten, 
in Art. 36 des Bolizeiftrafgefeßbuchs näher bezeichneten Sinne gebraudt 
ift, fowie aus Abf. 3 des Art. 29, der die Beftimmungen bes ange: 
führten Art. 36 ausbrüdlid aud für bier anwendbar erffärt, gebt 
vor Allem hervor, daß bier nur Verordnungen, weldye unter eigener 
Fertigung bes Königs oder eines frühern Landesherrn oder eimer im 
Bezug auf die Gefehgebung mit der Machtvollkommenheit eines folchen 
ausgeftatteten Landesregierung erlaffen worden find, nicht aber auch 
Erlafje von Minifterien, Kreisregierungen oder fonftigen Stellen ober 
Behörden in Betracht kommen. Art. 29 unterfheidet fobann zwiſchen 
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ben zur Zeit ber Ginführung ber neuen Geſetzbücher beftanbenen und 
ben fpäter erlafjenen Verordnungen. Erftere werden für die Anwen 
dung bed Art. 28 den Geſetzen gleichgejtellt, wenn fie giltig erlaffen 
worden find. Ob dies der all if, muß nad den zur Zeit ihrer 
Erlafjung geltenden ftaatsrehtlihen Grundſätzen beurtheilt werben. 
Was in diefer Beziehung insbefondere bie ältern bayerifchen Verorb: 
nungen betrifft, fo kann die Giltigfeit derjenigen, weldye vor Einfüh— 
rung ber Verfaſſung erlaffen werden find, nicht beanflandet werben, 
weil bas Verordnungsrecht des Staatsoberhaupts bis dahin unbefchränft 
war. Seit dieſem Zeitpunfte aber konnten allgemeine die Freiheit der 
Perfon oder das Eigenthum der Staatsangehörigen betreffende Bor: 
fhriften nah Tit. VII $ 2 der Berfaffungsurkunde nicht mehr durch 
einfeitige Iandesherrlihe Verordnung, fondern nur mit Zuftimmung bes 
Landtags erlaffen werben. Verordnungen, weldye nady Einführung ber 
Berfafjung erlaffen worden find und allgemeine VBorfchriften der er: 
wähnten Art enthalten, find deshalb nur dann giltig, wenn entweder 
der Landtag zugeftimmt hat ober wenn fie auf den Grund eines in 
einem Geſetze enthaltenen Borbehalts, der gleihe Wirkung, wie bie 
ausdbrüdliche Zuftimmung bed Landtags hat, erlaffen worben find. 
Bezüglich der künftigen Berordnungen ift in Art. 29 von fol 
hen, die mit Zuftimmung bed Landtags erlaffen worden find, um bes: 
willen feine Rebe, weil bdiefelben nunmehr ſtets Geſetze genannt wer: 
den. Künftige Verordnungen fellt Art. 29 für die Anwendung bes 
Art. 28 den Gefegen gleich, wenn fie entweder auf den Grund eines 
in einem Geſetze enthaltenen Vorbehalts oder zum Zwecke der Revi: 
fion einer zur Zeit der Erlafjung der neuen Geſetzbücher beftändenen 
giltigen Berorbnung ber im Geſetze näher bezeichneten Art erlaffen 
werden. Bezüglid; des eriten alles erſcheinen weitere Bemerkungen 
nicht nothwendig. Im zweiten Halle ift vor Allem gefordert, daß bie 
revidirte Verordnung felbft giltig fei. Im diefer Beziehung greift alles 
dasjenige Plab, was oben über die Giltigkeit der Verordnungen bes 
merkt wurbe. Die revidirte Verorbnung barf ferner wenigftens in fo 
weit, als eine Revifion derfelben vorgenommen wurde, nicht die Natur 
eine® Geſetzes an fich tragen, indem fie, joweit dies der Fall ift, nicht 
durch bloße Verordnung, ſondern nur durch Geſetz revidirt werben 
kann. Sie darf mithin weder unter Zuſtimmung des Landtags zu 
Stande gekommen ſein, noch darf es ſich um die Reviſion allgemeiner 
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bie freiheit der Perfon oder das Eigenthum der Staatsangehörigen 
betreffenden Vorfhriften handeln. Hat eine Verordnung, mie dies 
namentlih bei manchen ältern VBerorbnungen ber Fall ift, eine dop— 
pelte Natur, indem. fie nad einem Theile ihres Inhalts bloße Ber: 
ordnung, nach dem andern Theile aber Geſetz ift, fo kann wohl ber 
erjte, nicht aber auch ber zweite Theil durch Verordnung revidirt wer: 
den. Dies ift in Abſ. 2 des Art. 29 durch das Wort „infoweit“ 
ausgedrückt. Die revidirte Verordnung muß endlich ſchon zur Zeit 
ber Erlaffung der neuen Gefegbücher beitanden haben. Hieraus folgt, 
daß nur eine einmalige Revifion mit der in Art. 29 Abſ. 2 angene: 
benen Wirkung ftattfinden Tann. Durch die Revifion tritt nämlich 
die neue Berorbnung an die Stelle der alten, Bei einer fpätern 
nochmaligen Revifion würbe es fi alfo nit um Revifion der alten, 
fonbern ber burdy die frühere Revifion entjtandenen neuen Verordnung 
handeln, deren Revifion aber nicht unter Abſ. 2 des Art. 29 Fälkt, 
weil fie zur Zeit der Erlaffung der neuen Geſetzbücher noch nicht be: 
ftanden bat. 

Ehe ich den Art. 29 verlaffe, muß ich noch auf Art. 39 des 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs aufmerkſam machen, ber nah Abſ. 3 auch bier 
Anwendung findet. Nah demfelben darf Feine Verordnung mit Ge— 
fegen im Miberfpruche ftehen. Soweit ein folder Widerfprudy bejtebt, 
erfcheint mithin bie betreffende Verordnung al® ungiltig und bie 
Polizeibehörben find deshalb nicht befugt, Verfügungen, welche fie zum 
Bollzuge derfelben erlaffen haben, durch Zwangsmittel zur Ausführumg 
zu bringen. Hiebei fommen aber natürlich nur ſolche Gefeke in Be: 
trat, welche durch die betreffende Verordnung nicht aufgehoben ober 
abgeändert werden konnten, indem andern alles in ber Erlaffung 
ber Berorbnung eine Aufhebung oder Aenderung der betreffenden Ge— 
feße Liegt, von einem Wiberfpruche mit bdenfelben alfo nicht bie Mebe 
fein Tann. 

Art. 30 behandelt die anfcheinend gleichen, aber doch weſentlich 
verſchiedenen Fälle, daß ein Spezialgefeß oder in Fällen, wo bas 
Polizeiftrafgefegbuh auf Vorordnungen Bezug nimmt, eine Verordnung 
eine Mehrheit von Anordnungen enthält und in benfelben nur bie 
Uebertretung eines Theil® der getroffenen Anordnungen unter Strafe ge: 
ſtellt iſt. Someit die Uebertretung ber betreffenden Anorbnungen 
unter Strafe geftellt ift, finden natürlich nad ben frühern Erörterun: 
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gen nicht die Beftimmungen bes Art. 28, fondern jene bes Polizei: 
ſtrafgeſetzbuchs Anwendung. Es handelt fih mithin nur mm jene 
Anordnungen, melde nicht unter Strafe geftellt find. Nach ber im 
Art. 30 enthaltenen Beſtimmung findet auf diefelben Art. 28 wohl 
dann, wenn fie in einem Spezialgeſetze, nicht aber dann Anwendung, 
wenn fie in Fällen, mo das Polizeiftrafgefegbuh auf Verorbnungen 
Bezug nimmt, in einer Verordnung enthalten find. Diefe Unterjcheis 
dung iſt volllommen berechtigt. Wo das Polizeiſtrafgeſetzbuch auf 
Berordnungen Bezug nimmt, beftimmt es zugleid die im alle ber 
Uebertretung verwirfte Strafe. Damit hat das Gefes felbft beftimmt, 
wie gegen denjenigen, ber eine foldhe Verordnung nicht befolgt, zu vers 
fahren ift. Die Staatsregierung Tann num zwar nad Art. 37 bes 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs bei Erlaffung einer folden Verordnung anf bies 
fen gefeglihen Schuß theilweife dadurch verzicgten, daß fie bie Ueber: 
tretung eines Theils der Anordnungen nit unter Strafe ftellt, fie 
kann jedoch dem durch das Gefek gewährten Schutze nicht einen andern 
fubftituiren. Yebteres wäre aber der Fall, wenn nunmehr ber Boll: 
zug jener Anordnungen, beren Uebertretung nach dem angeführten Art. 
37 ftraflos bleibt, auf die in Art. 28 angegebene Weife von ber 
Polizeibehörde erzwungen werden könnte. Hält die Staatsregierung 
fpäter auch bezüglid) der nicht umter Strafe geftellten Anorbnungen 
einen ben Vollzug fihernden Schutz für erforberlih, fo kann fie ihre 
erfte Verordnung ändern und auch diefe Anordnungen unter Strafe 
ftellen, wodurch) denfelben ſodann der durch das Geſetz beftimmte Schuß 
zu Theil wird, Anders verhält es fi bei Spezialgefepen. Diefelben 
enthalten öfter ſehr verſchiedenartige Anordnungen und ber Gefeßgeber 
kann gute Gründe dafür haben, nur einen Theil berfelben unter 
Strafe zu ftellen, ohne jedoch deshalb den mit dem Vollzuge betrauten 
Polizeibehörben die Möglichkeit entziehen zu wollen, diefelben nöthigen: 
falls in der in Art. 28 angegebenen Meife zur Ausführung zu brins 
gen. AZubem handelt es ſich in biefem Falle von einem felbitftändigen 
Alte der Gefepgebung, nicht von einer unter Bezugnahme auf ein 
bereits beftehende8 und eine beftimmte Strafandrohung enthaltendes 
Geſetz erlafienen Verordnung. 

In Abf. 1 des Art. 28 ift allgemein beftimmt, die Polizeis 
bebörben feien befugt, bie dort bezeichneten Verfügungen durch Ans 
wendung geſetzlicher Zwangsmittel zur Ausführung zu bringen. In 
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Abi. 2 und 3 ift fobann von zwei berartigen Zwangsmitteln bie 
Rede, jedoch, wie fi aus der ganzen Faſſung und namentlich aus 
bem im Anfange des Abſ. 2 gebrauchten Worte „insbefondere” ergibt, 
nicht in erflufiver Weife. Die Polizeibehörden find demnach nicht auf 
die bier fpeziell angeführten Zwangsmittel befchränft, fondern können 
auch no andere zur Anwendung bringen, vorausgeſetzt, daß diefelben 
nady ihrer Beichaffenheit als geſetzliche Zwangsmittel erfcheinen. 
Bei den Verhandlungen wurde übrigens außer ben in Abf. 2 und 3 
angeführten nur noch der direkte phufifche Zwang als hier zuläffiges 
geſetzliches Zwangsmittel bezeichnet und es möchte fih auch ſchwerlich 
nod) ein weiteres anführen laffen. Ich will nun dieſe drei Zwangs— 
mittel, nämlidy die in Abf. 2 und 3 des Art. 28 befprocdhenen und 
das dritte, den phufifchen Zwang, etwas näher ins Auge faflen. 
Abf. 2 des Art. 28 handelt von den Ungeborfamsftrafen, 
im Entwurfe übereinftimmend mit der früher gebräuchlichen Ausdrude: 
weife „Drbnungsftrafen* genannt. Schon früher wurbe darauf auf: 
merffam gemacht, daß biefelben Feine Strafen, fondern nur Erefutione: 
mittel find. Sie werben nicht allgemein, fonbern nur einer bejtimm: 
ten Perfon für den Fall, daß diefe einer an fie erlaffenen und ihr 
eröffneten konkreten Verfügung nicht Folge leiftet, mithin zu dem 
Zwede angedroht, ben Vollzug biefer einzelnen Verfügung zu erzmin: 
gen. Sie find deshalb auch nicht von ben Gerichten zu verbängen, 
fondern von der betreffenden Polizeibehörde nicht nur anzubroben, 
fondern audy eintretenden Falls für verwirkt zu erflären. Hiebei müſ— 
fen ſich die Polizeibehörben innerhalb der ihnen vom Geſetze gezogenen 
Schranken halten. Aus dem Umftande, daß dieſe Ungehorfamsftrafen 
feine Strafen, fondern nur ein den betreffenden Poligeibehörben ge: 
ftattetes Erefutionsmittel find, folgt weiter, daß die Beftimmungen 
bes Polizeiſtrafgeſetzbuchs über die Umwandlung uneinbringlicher Gelb: 
ftrafen bier Leine Anwendung finden und eine ſolche Ummandlung, 
weil Art. 28 fie nicht geftattet, bei den Ungehorfamsftrafen Aberbaupt 
nicht zuläſſig tft, fowie ferner, daß, wie Abſ. 5 bes Art. 28 übrigens 
zur Vermeidung aller Zweifel ausdrücklich beftimmt, die von eimer 
Gemeindebehörbde in ihrer Eigenſchaft als Polizeibehörde verhängten 
Ungehorfamsfirafen in bie Kaffe der betreffenden Gemeinde fließen. 
Bon dem in Abf. 3 des Art. 28. befprohenen Zwangsmittel 
kann nad feiner Natur nur dann Gebraud gemadt werben, wenn 
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Jemanden durch eine Verfügung der in Abf. 1 bezeichneten Art eine 
Handlung auferlegt worden ift, welche aud durch einen Andern vor: 
genommen werden kann. In bdiefem Halle wird außerdem voraus: 
gefekt, daß die Polizeibehörbe dem Verpflichteten zur Bornahme der 
Handlung eine Frift beftimmt hat und daß letztere fruchtlos abgelaufen 
ift. Die Koften, welche dadurch entftanden find, daß die Polizeibehörde 
die Handlung durch einen Dritten vernehmen ließ, Fönnen auf bie in 
Abf. 3 angegebene Weife erhoben, Anfprüde auf Orfag des durch ben 
Ungehorfam des Berpflichteten etwa weiter noch verurfachten Schadens 
dagegen nur auf dem Eivilrechtömege geltend gemacht werden, weshalb 
bezüglich der Verpflichtung zum Scadenserfage nur ein Vorbehalt 
gemacht ift. 

Was das oben noch weiter angeführte Zwangsmittel, den birel: 
ten phufifchen Zwang, betrifft, fo konnten barüber im Geſetze nähere 
Beftimmungen nicht gegeben werben, weil es von ben Umftänden bes eins 
zelnen Falles abhängt, auf welche Weife biefer Zwang ftattzufinden 
bat. Als nahe Tiegende Arten find die Vorführung und bie Feſt— 
nahme des Ungehorfamen anzuführen. Die Bolizeibehörben find 
nämlich unzweifelhaft befugt, Perfonen, weldye fie geſetzlich zu verneh— 
men haben, vorführen zu laffen, wenn bdiefelben gehöriger Yabung un: 
geachtet nicht erfcheinen. Eben fo Fönnen fie Perfonen, welde den an 
fie erlaffenen und ihnen eröffneten Verfügungen ber in Abf. 1 bezeich- 
neten Art nicht Folge leijten, feftnehmen laffen, wenn dies nöthig er: 
ſcheint, um die betreffende Verfügung zur Ausführung zu bringen. 
Nur muß die Feftnahme zum Zwede direkten phyſiſchen Zwanges ftatt: 
finden. ine Feſtnahme und Verhaftung zu dem Zwecke, um dadurch 
die betreffende Perfon zu einer Handlung moralifh zu nöthigen, ift 
nämlich nicht zuläffig, weil den Polizeibehörden als Mittel derartiger 
moralifher Nöthigung nur das in Abf. 2 des Art. 28 bezeichnete 
Zwangsmittel in dem bort beftimmten Umfange gegeben und bem in 
Art. 44 Abſ. 2 des Entwurfs des Polizeiftrafgefegbudys meiter ent: 
halten gemwefenen Vorſchlage, ihnen das Recht einzuräumen, zu dieſem 
Zwede auch Arreſt anzubroben, nicht zugeftimmt worden ift. 

Bon welchem der nad Vorftehendem zuläfligen Zwangsömittel die 
Polizeibehörde im einzelnen Falle Gebrauch machen will, ift natürlich 
ihrem Ermefjen überlaffen und beftimmte Regeln Yaffen ſich in biefer 
Beziehung nicht geben, da eine zwedmäßige Wahl nur unter Berüd- 
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fihtigung ber Umſtände bes betreffenden alles getroffen werben kann 
Zu beachten ift jedoch, daß dem vielfach beanftandeten Berfchlage der 
Regierung, den Poligeibehörden das Recht einzuräumen, Ungeborjame: 
ftrafen anzubrohen und für vermwirft zu erflären, hauptfählih nur aus 
dem Grunde zugeſtimmt wurbe, weil man dieſes Zwangsmittel, ine: 
befondere im Vergleiche zu dem bireften phyſiſchen Zwange, als bas 
mildere betradhtete und annahm, dasfelbe werde in der Regel die An 
wenbung ftrengerer Mittel unnöthig maden. Diefer Intention würde 
es demnach jedenfalls nicht entſprechen, wenn eine Polizeibehörbe in 
einem Falle, wo von Androhung einer Ungehorfamsitrafe Erfolg zu 
erwarten ift, obne damit auch nur einen Verſuch gemacht zu haben, 
fofort unmittelbaren phyfifhen Zwang in Anwendung bringen würde. 
Allerdings wird ſich jeboh das in Abſ. 3 be Art. 28 bezeichnete 
Zwangsmittel in vielen Fällen als das einfachſte und am ſchnellſten 
zum Ziele führende empfehlen und deshalb auch der Androhung einer 
Ungehorfamsftrafe vorzuzichen fein. Bon felbft verfieht es fich übri— 
gens, daß die fruchtloſe Anwendung eines biefer Mittel die jpätere 
Anwendung eines andern nicht ausſchließt. 

Nach Abi. 4 des Art. 28 ift ſowohl gegen die Androhung, als 
audy gegen bie Vorkehrung der im Borftehenden befprodenen Vollzugs— 
maßregeln Beſchwerde an die böhern Stellen, mithin, ba das Geſetz 
feine Beſchränkung enthält, bis an die höchſte Stelle, zuläfiig. Dieſe 
Beſchwerden haben in der Regel auffchiebende Wirkung, da ihnen bas 
Gefeg diefelbe nur in dringenden Fällen verfagt. Hat eine Polizei: 
behörde einer Befchwerde den Sufpenfiveffeft verweigert, weil ber Fall 
ein dringender fei, fo kann natürlich auch biefer Ausſpruch von der 
böhern Stelle abgeändert werben‘). 


1) Verhbl. db. K. d. Abg. v. 18%,, Beil.Bb. II ©. 105, 162, 163, 
263, 295, 296 u. 362-364, Beil.Bd. II ©. 34, 210—214, 217, 218, 233, 
234, 236-238, 328 u. 329, Verhdl. d. Geſetzgeb.Ausſch. d. K. d. Reicheräthe 
v. 18%, Beil. ©. 422 u. 423, 
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Weſondere Beflimmungen. 


I. Zuftändigfeit und allgemeine Beftimmungen über das Ver— 
fahren in Strafjachen. 


Art. 31. 


Die Schwurgerichte uriheilen über alle Verbrechen und über 
Diejenigen Vergehen, welche miltels eines Preferzeugniffes (Art. 8 
Abf. 1 des Strafgefegbuces) begangen werden. 

Alle übrigen Vergehen werden von den Bezirksgerichten in 
Senaten, welche einfchlüffig des Vorſtandes mit drei Richtern beſetzt 
find, in erfler, und von den Appellationsgerichten in Senaten, 
welche einfchlüffig des Vorflandes mit fünf Kichtern befeßt find, in 
Zweiter Inflanz abgeurtheilt. 

Die Hebertretungen werden, infoweit nicht im gegenwärtigen 
Geſetze Ausnahmen gemacht find, in erſter Inſtanz durch Die 
Eingelnrichter, in zweiter durd die Bezichsgerichte in Senaten, 
welche einfhlüffig des Worfiandes mit drei Richtern befegt find, 
abgeurtheilt. 

Diejenigen Meberiretungen, welche mit einer das in Art. 
20 und 26 des Strafgefeßbuces und in Art. 5 und 6 des Po- 
lizeiftrafgefegbuches beſtimmie höchſte Maß überfleigenden Strafe 
bedroht find, werden in erfler Inflanz von den Bezirksgerichten, in 
zweiter Inflanz von den Appellationsgerichten und zwar ganz in 
der für Die Behandlung der Wergehensfälle vorgefchriebenen Weife 
abgeurtheilt. 

Das Oberappellationsgericht bildet in allen Verbrechens-, Ber- 
gehens- und Mebertrelungsfachen den Aaffationshof für das ganze 
Königreich. 

Bei den Einzelngerichten in den Sandestheilen diesſeils des 
Rheins werden die Gefchäfte der Sinatsanwaltfchaft entweder von 
befonders hiefür ernannten flaatsanwaliichaftlichen Beamten oder 
Sunktionären oder von denjenigen Stanis- oder Gemeindebedien- 
fleten, welche damit von den einfchlägigen Siaatsminifterien, und 
zwar infoweit, ale es fih um Verwendung von Gemeindebedien- 
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fleten handelt, nach vorheriger Wereinbarung mit der betreffenden 
Gemeinde, beauftragt find, unter Aufficht und feitung der an den 
betreffenden Bezirks- und Gbergerichten aufgeftellten Staatsanwälte 
verfehen. 

An der Bufländigkeit und Einrichtung der Forſtſtrafgerichte 
des Ddiesfeitigen Bayerns und der Pfalz fowie an dem bei Dielen 
Gerichten befichenden Verfahren wird durch das gegenwärtige Ge— 
feß nichts geändert. 

Soweit das gegenwärtige Geſetz in Betreff des Verfahrens 
keine befonderen Beflimmungen enthält, bleibt es bei den Borfahrif- 
ten der dermalen in den verfchiedenen Sandestheilen über Das Wer- 
fahren in Straffachen geltenden Geſetze. 

Abſ. 1 diefes Artikels weist, von der Zuftänbigfeit ber Militär 
gerichte, wovon fpäter die Rebe fein wird, abgefehen, ben Schwur— 
gerichten die Aburtheilung aller Verbrehen ohne Ausnahme zu. In 
den Landestheilen biesjeitd des Nheins ijt damit bie frühere Unterfchei: 
dung zwifchen leichteren und ſchwereren Verbrechen weggefallen und in 
der Pfalz wurden bie Spezialgerichte aufgehoben. Welche Handlungen 
im Sinne dieſer Beftimmung als Verbrechen zu betrachten find, ift 
nah dem, was ich hierüber bereits zu Art. 2 des Strafgeſetzbucht 
bemerkt babe, zu beurtheilen. Die Schwurgerichte haben ferner, wie 
dies fhon in $ 6 des Edikts über die Freiheit der Preſſe und des 
Buchhandels vom 4, Juni 1848 beftimmt ift, über diejenigen Ber: 
gehen zu urtheilen, welche mittels eines Preßerzeugniffes begangen 
wurden. Das Gefeb verweist hiebei auf Art. 8 Abſ. 1 des Straf: 
geſetzbuchs, um damit auszudrüden, daß, wie ich bereitd zum anges 
führten Art. 8 bemerkt habe, von ben Schwurgerichten nur bie eigent- 
lien Preßvergehen im Sinne des Art. 8 Abf. 1, nit auch jene 
Vergehen abzumrtheilen find, welche durch Schriften oder finnliche Dar: 
ftelungen der in Art. 8 Abſ. 2 bezeichneten Art begangen wurben. 
Ale Vergehen mit Ausnahme der zur AZuftändigfeit der Schmwur: 
gerichte gehörigen Preßvergehen werben von den Bezirkögerichten in 
erfter und von ben Appellationsgerichten im zweiter Inftanz abge 
urtbeilt. 

Abſ. 3 weist die Aburiheilung der Uebertretungen regelmäßig, 
nämlich infoweit nicht im Geſetze Ausnahmen gemadt find, in erfter 
Anftanz den Stadte und Landgerichten, in zweiter den Bezirksgerichten 
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zu’). Auf mehrere derartige Ausnahmen werden wir jpäter fommen, 
zwei Ausnahmen finden ſich aber fhon in Art. 31 felbft, auf die ich 
deshalb fogleich eingebe. Nah Abſ. A find diejenigen Webertretungen, 
welche mit einer das regelmäßige höchſte Maß ber Uebertretumgsjtrafen 
überfteigenden Strafe, alfo mit einer Arreftftrafe von mehr als 42 
Tagen ober mit einer mehr als 150 Gulden betragenden Geldftrafe, 
bedroht find, in erfter Inftanz von den Bezirkögerihten und im zwei⸗ 
ter Inftanz von den Appellationsgerichten, und zwar, ohne daß jedoch 
biedurh an ihrer Ratur al® Meberiretungen etwas geändert wird, 
ganz in ber für die Behandlung ber Vergehensfälle vorgeſchriebenen 
Weife abzuurtheilen. Natürlich ift auch in bdiefer Beziehung das 
Marimum der angebrobten Strafe entſcheidend. UWeberflcigt diefes das 
in Art. 20 und 26 des Strafgefehbuhs und in Art. 5 und 6 bes 
Polizeiftrafgefegbuhs beftimmte höchſte Maß, fo muß die Sache zur 
Aburtheilung in erfter Inftanz an das Bezirksgericht gebracht werben, 
wenn auch das Minimum geringer ift und nad allen Umftänden bes 
konkreten Falles mit Sicherheit angenommen werben kann, baß auf 
feine das angeführte höchſte Maß überfteigende Strafe erfannt werben 
wird. Die Beftimmung, daß diefe Uebertretungen ganz in der für 
die Behandlung der Vergehensfälle vorgefchriebenen Weiſe abzuurtheilen 
feien, bezieht ſich felbftverftändlih nicht blo® auf die Verhandlung in 
ber öffentlihen Sigung, jondern namentlih aud auf die VBorunter: 
fuhung. Eine zweite Ausnahme findet fid in Abf. 7. Hier ift aus: 
gefprochen, daß an der Anftändigfeit und Einrichtung der Forſtſtraf— 
gerichte des bdiesfeitigen Bayerns und ber Pfalz fowie an dem bei 
diefen Gerichten beftehenden Verfahren durch das Ginführungsgefek 
nichts geändert wird. Hieraus folgt, daß alle Uebertretungen, beren 
Aburtheilung durch die bezüglichen ältern Geſetze den Forftftrafgerichten 
überwiefen ift, audy jet noch von diefen Gerichten und nicht von ben 
Stadt: und Landgerichten beziehungsweife nach Abf. 4 von den Be: 


1) Mit Recht hat der Kaffationshof dur Nrtheil vom 29. Mai 1863 
(Zeitfhr. für Geſetzg. u. Rechtspflege, Bd, X ©. 493) entſchieden, daß die von 
einer noch nicht jechszehnjährigen Perfon aus Fahrläſſigkeit verurfachte Töbtung 
eines Menſchen, da nah Art. 77 Ziff. 4 des Strafgefegbuchs wegen berjelben 
immer nur Arreftftrafe eintritt, als Webertretung in erfler Inſtanz vom Einzeln: 
rihter abzuurtheilen ift. 
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zirkögerichten abzuurtheilen find. Cine Meinungsverfhiedenheit entftand 
in der Pfalz in Betreff der Zuftändigfeit in Jagdſachen. Nach den 
dort geltenden ältern Beſtimmungen hatten nämlich die Bezirksgerichte 
über diejenigen Neate in Jagdſachen, welde die Natur von Bergeben 
haben, die Yorftfirafgerichte aber über die geringern Neate dieſer Art 
zu erkennen. Durd Art. 16 des Einführungsgefeges wurden mehrere 
Reate, die früher die Natur von Bergehen hatten, für bloße Ueber: 
tretungen erflärt und es entjtand nunmehr die Frage, ob zur Abur: 
theilung biefer Lebertretungen die Landgerichte oder die Forſtſtrafgerichte 
zuftändig fein. Der Kafjationshof hat, und zwar offenbar mit Recht, 
durch Urtheil vom 5. Juni 1863 (Zeitfhrift für Geſetzg. und Rechte: 
pflege, Band X Seite 650— 652) für die Zuftändigkeit der Forſt— 
ftrafgerichte entjhieden. Art. 16 des Einführungsgeieges bat nämlic, 
von den Fällen des Abſ. 5, auf die ich ſogleich kommen werde, abge: 
fehen, indem er bie in der Jagdverorbnung vom 21, September 1815 
angebrobten Strafen theilweije änderte und mehrere der betreffenden 
Neate, die bisher Vergehen waren, für bloße Lebertretungen bezichungs 
weife PBolizeiübertretungen erklärte, weder an ber Gigenfhaft dieſer 
Reate ald Zumwiderhandlungen gegen die Jagdverorbnung noch an ben 
bezüglich der Zujtändigfeit in Jagdſachen geltenden Grundfägen etwas 
geändert. Es müſſen demnach, da nad) den legtern bie Forſtſtrafgerichte 
zur Aburtheilung aller Jagdfontraventionen, welche nicht die Eigenſchaft 
von Vergehen haben, zuftändig find, aud an der Zuſtändigkeit der 
Forftjtrafgerichte, wie Abf. 7 des Art. 31 ausdrücklich ausſpricht, nichts 
geändert werben wollte, zur Aburtheilung der in Rede ftehenden Reate, 
weldye zwar nicht mehr die Cigenfhaft von Vergehen, wohl aber im: 
mer noch die von Jagdkontraventionen haben, die Forftitrafgerichte als 
zuftändig erachtet werben. Anders verhält es ſich in den in Abſ. 5 
bes Art. 16 vorgefehenen Fällen. Die bier erwähnten Neate haben 
die Eigenfhaft von Zuwiderhandlungen gegen die Jagbverordnung ganz 
verloren und find in jeder Beziehung, alſo auch bezüglihd ber Zuftän- 
digkeit, ganz fo, wie alle andern im Straf: oder Polizeiftrafgefegbuce 
vorgefehenen ftrafbaren Handlungen zu beurtbeilen. 

Durch Abf. 5 des Art, 31 wurde für Verbrechens-, Vergehens— 
und Uebertretungsfahen ein gemeinfamer Kaffationshof für das ganze 
Königreich errichtet, bezüglich deffen in Art. 122—147 das Nähere 
beftimmt if. Die Kompetenz des beim Oberappellationsgerichte 
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beftehenden befondern Kaffationshofes für die Pfalz wurde hiedurch auf 
Civil- und Disciplinarfachen befchränft. 

Abſ. 6 beftimmt, wie bei den Ginzelngerichten in ben Landes— 
theilen diesfeits des Nheins die Gefchäfte der Staatsanwaltſchaft zu 
verfeben find. Das Geſetz läßt biebei ber Staatsregierung einen 
ziemlic weiten Spielraum. Diefelbe kann nämlich hiefür, je nachdem 
fie das Fine oder das Andere für zweckmäßiger hält, entweder eigene 
ſtaatsanwaltſchaftliche Beamte oder Funktionäre aufftellen oder dieſe 
Geſchäfte auch von fonftigen Staats: oder Gemeindebebienfteten verfehen 
laffen. Im letztern Falle ijt jedoch, wie fid) eigentlich von felbft ver: 
fteht, Vereinbarung mit der betreffenden Gemeinde erforberlih. Alle 
diefe Perfonen ftehen übrigens bezüglich der Geſchäfte der Staats: 
anwaltſchaft unter der Auffiht und Leitung der an ben betreffenden 
Bezirks: und Obergerichten aufgeftellten Staatsanwälte. Namentlid) 
ift dies auch dann der Fall, wenn die Beforgung diefer Geſchäfte fon- 
ftigen Staats: oder Gemeindebedienfteten übertragen ift, welche bezüg— 
lich ihrer übrigen Gefchäfte und ihrer Stellung im Allgemeinen ans 
dere Vorgefegte haben. Die Zuftändigfeit der im folcher Weife zur 
Beforgung der Geſchäfte der Stantsanwaltfchaft bei den Einzelngerich— 
ten in den Landestheilen diefeits des Rheins aufgeftellten Perſonen ift 
auf jene Funktionen beſchränkt, welche der Staatsanwaltfchaft bezüglich 
der nah Abi. 3 durdy die Stadt: und Landgerichte abzuurtheilenden 
Uebertretungen zuftehen. Sie haben mithin weder die allgemeine Eigen: 
[haft von bei den Stabt: oder Landgerichten aufgeftellten Staatsan— 
wälten noch ftehen ihnen Funktionen bei den Forftitrafgerichten zu, an 
deren Einrichtung, wie ſich aus Abſ. 7 ergibt, nichts geändert wurde, 
bei denen alfo die Geſchäfte der Staatsanwaltihaft auch jetzt noch 
nad) Maßgabe des Forftgefeßes von den Forſtbeamten zu beforgen find. 
Bezüglid) dev Bejorgung der ſtaatsanwaltſchaftlichen Gefchäfte bei den 
Sandgerihten der Pfalz ift im Geſetze nichts beftimmt. In diefer 
Beziehung find deshalb die darüber in der Pfalz geltenden ältern Be: 
flimmungen auch jest noch maßgebend. 

Abſ. 8 enthält eine allgemeine Borfhrift in Betreff des Ver— 
fahrens, welche weitere Bemerkungen nit nöthig macht‘). 


1) Berh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.®d. II ©. 124, 127, 310, 311 u. 
Weis, Das Straſgeſedbuch für das Königreih Bayern. II. 24 
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Art. 32. 


MHebertretungen der das Poflregal betreflenden Strafbelin- 
mungen werden nad Maßgabe der Beflimmungen des vorhergehen- 
den Artikels durd die Gerichte abgeurtheilt. 


Art. 33. 


Die Aburtheilung der Buwiderhandlungen gegen das Bel- 
firafgefeg vom 17. Movember 1837 findet, unbeſchadet der durd 
$ 33 diefes Gefebes begründeten Bufländigkeit der Bolibehörden, 
durd die Gerichte flatt, und zwar find bezüglich der in den $S 1, 
2, 3 und 17 aufgezählten Mebertretungen, foferne die Geldbuße, 
welche gegen den Angefchuldigten, oder, wenn deren mehrere fin, 
gegen einen derfelben erkannt werden kann, den Betrag von 
100 fl. nicht überfleigt, die in Art. 31 Abf. 3, bezüglich aller 
übrigen Webertretungen die in Art. 31 Abf. 4 bezeichneten &r- 
richte zufländig. Außerdem ift Wichtigkeitsbefchwerde (Aaffations- 
rekurs) an den Aaffationshof unter den allgemeinen geſchlichen 
Vorausfegungen geflattet. 

Die Strafbarkeit der Cheilnehmer an einer Contrebande oda 
Bolldefraudation iſt nad) den allgemeinen Beſtimmungen des Sirif- 
gefegbuches zu beurtheilen. Wer fi in Bezug auf eine folde 
Handlung der Begünftigung fchuldig macht, iſt an Geld bis zu 
25 fl. zu firafen. | 

Dor Verhandlung der Sache find die Akten zur Einfiht und 
Stellung etwaiger Anträge der betreffenden Bollverwaltungsfelt 
mitzutheilen. Außerdem können fowohl in erſter und zweiter Infan 
als auch bei dem Aaffationshofe die von der betreffenden Bolluer- 
waltungsftelle damit beauftragten Bollbeamten der gerichtlichen bet- 
handlung beiwohnen, im Aamen der Bollverwaltung die geeignelen 
Anträge fielen und nöthigenfalls die vom Gerichte verlangten Er- 
läuterungen über die Matur und Eigenthümlichkeiten der in Fragt 
fiehenden Mebertretung ertheilen. 

Die im $ 33 des Bollgefeßes vom 17. Wovember 1837 vor- 


364, Beil.Bd. II ©. 2831—284, 288, 289, 330, 331, 451 u. 452, Berbil. }. 
Gefepg.:Ausih. d. K. d. Reichsr. v. 18’%,, Beil. ©. 382—385, 433 u. 44, 
Prot,®Bd. II S. 38—41, 256 u. 257. 
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gefehene Hausfuchung kann von dem Einzelnrichter, in deflen Be- 
zirke fie flattfinden foll, angeordnet und geleitet werden, wenn es 
ſich auch um eine zur Bufländigkeit des Bezickogerichtes gehörige 
Hebertretung handelt. 

In den Fällen des $ 39 des Bollgefehes und des $ 28 
Abf. 2 des Bollfirafgefehes hat die Vorführung vor den nächſten 
Einzelnrichter zu gefchehen. Diefer hat im letzteren Falle die Fegi- 
timation des Vorgeführten zu prüfen und eintretenden Falles über 
die Größe und die Annehmbarkeit der zu leiftenden Sicherheit zu 
enticheiden, fowie je nad den Mmfländen die Freilaffung des Sefl- 
genommenen anzuordnen. Findet er diefe nicht für zuläffig, fo hat 
er, falls die Sache nad) Abf. 1 des gegenwärtigen Artikels zur 
Bufländigkeit des Bezicksgerichtes gehört, die Ablieferung des Feſt- 
genommenen an den betreffenden Unterfuchungsrichter oder Staats- 
anwalt zu verfügen. 


Art. 34. 


Von den in Art. 32 und 33 enthaltenen Beflimmungen 
abgefehen, erleiden die Aompetenzbefiimmungen, welche dermalen 
bezüglich der in Art. 3 Biff. 1—6 bezeichneten Sachen beftchen, 
ferner die Beflimmungen über die Bufländigkeit der Militärgerichte 
und Mlilitärbehörden in Straffachen, fowie diejenigen Aompetenz- 
befliimmungen, weldye in dem Geſetze vom 30. März 1850, den 
Stantsgerichtshof und das Verfahren bei Anklagen gegen Mini- 
ſter betr., enthalten find, durch die Vorfchriften des Art. 31 keine 
Veränderung. 

Art. 34 hält, abweihend von den die Zuftändigfeit regelnden 
Beitimmungen des Art. 31, die zur Zeit der Einführung ber neuen 
Geſetzbücher bezüglich der in Art. 3 Ziff. 1—6 bezeichneten Sachen 
beftandenen Kompetenzbeftimmungen, ferner die Beftimmungen über 
die Zuftändigfeit der Militärgerichte und Militärbehörben in Straf: 
fachen, ſowie enblidy die in dem Gefete vom 30. März 1850, ben 
Staatsgerihtshof und das Verfahren bei Anlagen gegen Minifter 
betr., enthaltenen Kompetenzbeftimmungen aufrecht. Von dieſer Bes 
flimmung des Art. 34 find jedoch fofort wieder Ausnahmen gemacht, 
und zwar nicht blos in den im Art. 34 felbft angeführten Art. 32 
und 33, fondern außerdem aud durch F 30 des dritten Abſchnittes 


24® 
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des Landtagsabfchiedes vom 10. November 1861. Lebtere Beſtim— 
mung lautet: 


Die Unterfuhung und Aburtbeilung ber Aufſchlage— 
befraudationen betreffend. 

Dem an Uns gebradhten Antrage der beiden Kammern entipre: 
hend verordnen Wir mit Gefepesfraft für die Landestheile diesſeite 
bes Rheins was folgt: 

Die durch Defraudbation von Malzauffchlagsgefällen vwerübten 
Uebertretungen werden vorbehaltlich der in Abſatz 2 enthaltenen- Be: 
flimmung vom 1. Juli 1862 an durch die Bezirfsgerichte in ceriter 
und dur die Appellationsgerichte in zweiter und legter Inſtanz und 
zwar in ber für die Behandlung ber Bergeben vorgeſchriebenen Waile 
abgeurtbeilt, ohne hiedurch ihre Eigenſchaft als Uebertretungen zu 
verlieren. 

Defraubationen, welche an gemeindlihen Malzaufſchlagsgefällen 
bei der Ein oder Ausfuhr von Bier aus einem beziehungsweiſe in 
einen fremden Ort verübt werben, jowie Defraudationen an fonjtigen 
den Gemeinden bewilligten Auffchlagsgefällen werden von demſelben 
Zeitpunfte an durch die Stadt: und Landgerichte in erfter und dur& 
die Bezirkfsgerichte in zweiter und legter Inſtanz abgeurtbeift. 

Außerdem if in den Fällen von Abjak 1 und 2 die Richtig: 
feitsbejchiwerbe nah den allgemeinen gejeßlichen Borausfegungen zu: 
läͤſſig. 

Vor der Verhandlung der Sache ſind die Akten zur Einſicht und 
Stellung etwaiger Anträge dem betrefſenden Kreisfiskalate, wenn es 
ſich um Defraudationen der den Gemeinden bewilligten Aufſchlage— 
gefälle handelt, der betreffenden Gemeindebehörde mitzutheilen. 

Außerdem können ſowohl in erſter als zweiter Inſtanz als bei 
dem Kafjationsbofe von dem betreffenden Kreisfiskalate, beziebunge: 
weile der Giemeindebehörde abgeordnete Beamte oder bevellmädbtigte 
Bertreter ber Verhandlung beimwohnen, um die geeigneten Anträge 
zu flellen, und nad Erforderniß ſachgemäße Aufllärungen zu er 
theilen. 

Die entgegenftehenden Beftimmungen bes Gefeges vom 10. Nov. 
1848, bie Ilnterfuhung und Aburtbeilung der Malzaufſchlagsdefrau— 
dationen betreffend, find von obigem Zeitpunkte an aufgehoben. 


Auf die fämmtlihen in Art. 3 Ziff. 1—6 bezeichneten Sachen 
bier einzeln einzugehen, erſcheint nicht nothwendig und ich befchränfe 
mich deshalb auf wenige Bemerkungen. In der Sigung des Geſetz— 
gebungsausfchuffes der Kammer der Abgeordneten vom 23. März 1861 
wurde auf Anregung eines Abgeorbneten von den Organen der Staat 
regierung die Erflärung abgegeben, daß, nachdem bie bezüglich ber in 
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Art. 3 Ziff. 1—6 bezeichneten Sachen bdermalen beftehenden Kom— 
petenzbeftimmungen feine Veränderung erleiden follen, auch bezüglich 
der dermalen nody nicht der Judikatur der Gerichte überwiefenen Ge: 
fällsdefraubationen — insbefondere ber Straßen: und Brückenzölle, 
dann ber Markftgefälle der Gemeinden — bis zum Erfcheinen befon: 
derer Geſetze hierüber an der feitherigen Kompetenz der Polizeibehör: 
den nichts geändert werde. Hieher gehören ferner zwei oberftrichter: 
lihe&rkeuntniffe vom 11. September und 18. Oftober 1863 (Zeitſchr. 
für Gefebg. und Rechtspflege, Band X ©. 851—853 und 960 bis 
962), durch welche entſchieden wurde, daß in den Zandestheilen biesjeits 
des Rheins zur Aburtheilung einer Stempelfontravention auch jett 
noh in Gemäßheit des die Stempelorbnung betreffenden Geſetzes 
vom 11. September 1825 das Givifgericht, in deſſen Bezirk ber 
Kontravenient feinen Wohnſitz hat, zuftändig ift. In gleicher Weife 
find natürlih aud in ber Pfalz zur Entfcheidung über Stempelfon: 
traventionen und Zuwiderhandlungen gegen die Einregiftrirungsgefeße 
die in ben betreffenden Geſetzen bezeichneten Gerichte zuſtändig. 

Ic gehe nunmehr zu den oben bereits angeführten Ausnahmen 
über. Art. 32 macht weitere Bemerkungen nicht notäwendig. Art. 
33 ſchließt fih an das Zollitrafgefeg vom 17. November 1837 an, 
auf deffen bezügliche Beitimmungen baher refurrirt werben muß. Für 
Verbreiyend: und Bergehensfälle waren befondere Beftimmungen nicht 
nothwendig, ba ſich bei denfelben ſchon nach $ 31 lit. b des Zollftraf: 
gejeges die Kompetenz und das Verfahren nad den allgemeinen geſetz— 
lihen Bejtimmungen richtet. Es handelt fi mithin hier nur um 
Üebertretungen. Nah $ 33 des Zollftrafgefeßes kann in allen Fällen 
der Verlegung bed Zollgefeges oder der Zollorbnung, wo es ſich nicht 
um eine Verbrechens: oder DVergebensftrafe handelt, ber Webertreter 
auf Belehren über den Fall der Strafe ſich bei Geldftrafen und Kon: 
fiskationen dem Ausfpruche ber zuftändigen Zollbehörbe freiwillig un— 
terwerfen. Hieran, fowie an ben weitern das Verfahren für biefen 
Fall regelnden Beftimmungen ift durd Art. 33 nichts geändert. Das 
Zollftrafgefeg theilt bie nad) demfelben zu beftrafenden Webertretungen 
in brei Klaffen, nämlich 1) Gontrebande, 2) Zolldefraubation und 
3) fonftige Zumwiderhandlungen. Nach diefer Eintheilung konnte jedoch 
die Zuftänbigfeit nicht geregelt werben, da ſich die regelmäßige Strafe 
bei der Kontrebande und der Zollbefraudation und im Rückfalle auch 


374 Einführungsgefeß, Artifel 32—34. 


bei einer in die Klaffe der fonftigen Zuwiderhandlungen fallenden 
Uebertretung nad dem Werthe der Gegenftände beziehungsmweife ber 
Größe der Zollabgabe richtet, fo daß in Gemäßheit der nämlichen 
Beftimmung bald eine ganz geringfügige, bald aber audy eine fehr be: 
deutende Strafe zu verhängen if. Dazu fommt, daß die Strafen in 
verfchiedenen im Geſetze angegebenen Fällen jehr bedeutend erhöht wer: 
den müflen, fo daß felbit vierjährige Freibeitöftrafe eintreten kann, 
obgleich die Handlung die Figenfchaft einer Uebertretung behält. Des: 
halb kann von zwei Perfonen, welche eine Zolldefraubation mit einan— 
der verübt haben, die eine cine weit höhere Strafe treffen, als .die 
andere. Endlich tritt nicht nur bei der Gontrebande, fondern auch bei 
der Zolldefraudation die Konfisfation der Gegenftände ein, was, weil 
im legtern Falle die regelmäßige Strafe fi) nicht nady dem Wertbe 
der Gegenftände, fondern nad) der Größe der Zollabgaben richtet, zur 
Folge hat, daß das Verhältniß zwifchen dem in der Strafe und dem 
in der Konfisfation liegenden Uebel nad) Berfhiebenheit ber Fälle 
fehr verfchieden ift. Aus diefen Gründen wurden zur Aburtbeilumg 
der in Rede ftehenden Uebertretungen in erjter Inſtanz in der Regel 
bie Bezirkögerichte für zuftändig erflärt, ven Stadt: und Landgerichten 
zur erftinftanzlihen Aburtheilung aber nur die in $ 1, 2, 3 und 17 
aufgezählten Uebertretungen, und auch diefe nur in dem falle über: 
wiefen, daß die Geldbuße, weldye gegen den Angeſchuldigten ober, wenn 
deren mehrere find, gegen einen berfelben verhängt werden kann, den 
Betrag von Hundert Gulden nicht überfteigt. Hiernach fteht, wenn 
es fi) um eine Uebertretung, welche nicht nad einem der angeführten 
vier Paragraphe, fondern einer andern Gefegesbeftimmung zu bejtra: 
fen ift, handelt, die Aburtheilung immer dem Bezirksgerichte in erfter 
Inftanz zu. Wurde die Uebertretung von mehreren Perfonen verübt, 
gegen welde, z. B. weil eine berjelben rüdfällig ift, verfchiedene Stra: 
fen zu verhängen find, fo richtet ſich die Zuftändigkeit bezüglich aller 
Betheiligten nad) der verwirkten höchſten Strafe. Auf die neben ber 
Strafe eintretende Konfisfation ift jedoch bezüglih der Zuſtändigkeit 
feine Rüdfiht zu nehmen. Nach allgemeinen Prozekgrundjägen ver: 
fteht es fidh übrigens von felbft, daß eine Sache, welche, weil man 
annahm, es fei eine die Auftändigkeit des Einzelnrichters überjtei- 
gende Strafe verwirft, an das Bezirksgericht gebracht wurde, auf 
dann, wenn ſich diefe Annahme bei der Verhandlung als irrig bar: 
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ſtellt, nicht an den Eingelnrichter zu verweifen, fondern von bem Be— 
zirfögerichte abzuurtheilen ift. 

Abſ. 2 enthält materielle Beftimmungen über die Bejtrafung 
derjenigen, welche fi der Theilnahme an einer Gontrebande oder Zoll: 
befraudation oder der Pegünftigung in Bezug auf eine folhe Hand— 
lung fchuldig gemacht haben. Dabei wurde wie überhaupt fo insbefon- 
dere audy bier dem vernünftigen Ermeſſen bes Richter vertraut, daß 
er die Strafe des Begünftigers innerhalb bes ihm geftatteten Spiel: 
raums im billigen Verhältniffe zur Hauptthat ausmeffen werde. Be: 
züglih der Beftrafung ber Theilnahme und der Begünftigung bei Zu: 
wiberhandlungen, die weder Contrebande noch Zolldefraudation find, 
enthält das Gefe Feine Beftimmung und es Tann deshalb wegen bie: 
fer Handlungen eine Beitrafung nicht eintreten. 


Die zur gerichtlihen Verhandlung abgeordneten Zollbeamten 
baben nicht die Staatsanwaltfhaft zu vertreten, ſondern lediglidy der 
Sigung zu dem im Geſetze angegebenen Zwede neben dem Beamten 
der Staatsanmwaltfchaft beizumehnen. Während der Verhandlung Fön: 
nen fie zwar alle ihnen geeignet fcheinenden Anträge, insbefondere 
auch bezüglih der Erhebung von Beweismitteln, ftellen, nach dem 
Scluffe der Verhandlung fteht ihnen jedoch dieſes Recht nicht mehr 
zu, und fie find namentlih nicht befugt, Rechtsmittel einzulegen. 

Zu Hausfuhungen im Grängbezirte ift nah F 37 des Zoll: 
gefeßes die Mitwirkung des Gerichts nicht erferberlih, außerhalb des 
Gränzbezirkes aber fonnten nah $ 38 Hausfuhungen zum Zwecke ber 
Verfolgung ejner Uebertretung der Zollgefege nur von den zur Unter: 
fuhung foldyer Uebertretungen Lompetenten Behörden angeordnet und 
unter deren Leitung vorgenommen werben. Abi. 4 ändert letztere 
Beftimmung in fo ferne ab, als er zur Anordnung und Leitung fols 
her Hausfuchungen die Einzelnrihter auch in dem Falle für befugt 
erklärt, daß es fi um eine zur Zuſtändigkeit des Bezirksgerichts gehörige 
Uebertretung handelt. Dies hindert aber natürlich den Unterfuhungs: 
richter nicht, eine folde Hausfuhung auch felbit vorzunehmen. 

Nach Abf. 5 Hat die Vorführung in den bafelbft vorgefehenen 
Fällen vor den nächſten Einzelnrichter, und zwar felbft dann zu ge: 
heben, wenn der Ort der Aufgreifung im Bezirke eine® andern, je 
boch entfernter wohnenden Eingelnrichters liegt. Im alle des F 28 
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Abſ. 2 des Zollftrafgefeßes ift diefer Einzelnrichter, und zwar felbfi 
dann, wenn es fid) um eine zur Zuſtändigkeit des Bezirksgerichts ge: 
hörige Uebertretung handelt, befugt, die Legitimation des Vorgeführten 
zu prüfen, über die Größe und Annehmbarkeit der zu leiftenden Sicher: 
heit zu entfheiden und je nad den Umftänden die Freilafjung des 
BVorgeführten anzuordnen oder deffen Ablieferung an den betreffenden 
Unterfuhungsrichter oder Staatsanwalt zu verfügen. Die Freilaffung 
ift anzuordnen, wenn der Vorgeführte ſich entweder als Inländer legi— 
timirt oder gehörige Sicherheit leiftet. An andern Fällen ift der Por: 
geführte, je nachdem der inzelnrichter, dem er vorgeführt wurde, in 
der Sache ſelbſt zuftändig ift oder nicht, entweder in Haft zu behalten 
oder an das zuftändige Gericht abzuliefern. 

Art. 33 nimmt zwar nur auf das Zolftrafgefeß vom 17. Ne: 
vember 1837 Bezug, berfelbe findet aber felbjtverftändlih auch in dem 
im Geſetze vom 10. Jänner 1856, die Beftrafung der Contrebande 
mit Salz betreffend, vorgefehenen Falle Anwendung, da die Vorfchrif: 
ten des Art. 1 dieſes Geſetzes, wie in Art. 2 ausdrücklich gefagt ift, 
an die Stelle der Beftimmungen im $ 1 Abf. 3 und 4 des Zoll: 
ftrafgefeges vom 17. November 1837 getreten find. 

Die oben mitgetheilten Beftimmungen des $ 30 des dritten 
Abſchnittes des Landtagsabfdyiedes vom 10. November 1861, welde 
übrigens nur in den Lanbestheilen diesſeits des Rheins Geltung ha— 
ben, find dem Art. 33 nachgebildet. Bezüglid) der Zuſtändigkeit ift 
unterſchieden zwiſchen Defrandationen am ärarialifhen Malzauffclags: 
gefälle und den als Zufchlag hiezu mit demfelben zur Erhebung tom: 
menden gemeindlihen Malzauffchlagsgefällen einer: und jenen Defrau: 
dationen, welche an gemeinblihen Malzauffchlagsgefällen bei der Ein: 
oder Ausfuhr von Bier oder an fonftigen ben Gemeinden bewilligten 
Auffchlagsgefällen, wie z. B. Fleiſch- oder Meblauffchlag, verübt wer: 
den, anderſeits. Zur Aburtheilung der Defraudationen der erften Art 
find die Bezirksgerichte, zur Mburtheilung jener ber zweiten bie 
Stadt: und Landgerichte in erfter Inſtanz zuftändig. Bezüglich bes 
Snftanzenzugs und des Verfahrens fommen die allgemeinen Beftim: 
mungen zur Anwendung. Abſ. 4 und 5 finden in bem, was ich oben 
zu Abſ. 3 des Art. 33 bemerkt habe, ihre Erläuterung. ine Ab: 
weidhung befteht nur darin, daß, während Abſ. 3 des Art. 33 blos 
von Zollbeamten, welche zur gerichtlichen Verhandlung abgeorbnet mer: 
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ben Können, fpricht, hier neben ben Beamten auch noch bevollmächtigte 
Vertreter angeführt find. Die Kreisfistalate und Gemeindebehörden 
können mithin nicht nur Beamte zu den Verhandlungen über Auffchlags: 
defraudationen aborbnen, fondern ſich bei denfelben auch durch andere 
Bevollmächtigte vertreten lafjen, und zwar Können fie als Vertreter 
Jeden wählen, der fih nad allgemeinen gefeglichen Bejtimmungen zum 
Bevollmädtigten qualifizirt. Im Ausihußprotofolle über dieſen Gegen: 
ftand ift, worauf ich noch aufmerkſam maden will, ausbrüdlid be: 
merkt, daß das Recht des Fiskus und der Gemeindebehörden, fi an 
dem Verfahren zu betheiligen, auf das Recht der Afteneinficht, der 
Stellung von Anträgen und der Ertheilung von Aufflärungen beſchränkt 
ift und daß ihnen ein Necht, Berufung oder Nichtigfeitsbefchmwerbe zu 
ergreifen, nicht zufteht‘). 

Art. 34 Hat weiter die Beftimmungen über die Zuftändigfeit 
der Militärgerichte und Militärbehörden in Straffadhen aufreht erhal: 
ten. Ich halte es deshalb für zwedmäßig, dieſe ziemlich zerftreuten 
Beitimmungen bier mitzutheilen. Nah $ 7 Tit. IX der Berfaffunge: 
urfunde jtehen die Militärperfonen in Dienftfahen, dann wegen Ber: 
brechen und Vergeben unter ber Militärgerichtsbarkeit. Unter Militärs 
perfonen verfteht jedoeh unfre Geſetzgebung nur folhe, welche in bie 
Armee wirklich eingereiht worden find und den Militärbienfteid gelei: 
ftet haben, Gin Konferibirter, der zwar einer Militärabtheilung zu: 
getheilt, bei berjelben aber noch nicht eingereiht und beeidigt wurbe, 
ift deshalb, wie auch der Kaffationshof durch Urtheil vom 29. Auguft 
1863 (Zeitſchrift für Geſetzg. und Rechtspflege, Band X ©. 842— 
844) entſchieden bat, noch Teine Militärperfon. Dagegen ift es in 
diefen Fällen gleichgiltig, ob die Militärperfon präfent oder beurlaubt 
it. Für den all, daß bei demfelben Verbrechen oder Vergehen Eivils 
und Militärperfonen als Bejhuldigte zufammentreffen, enthält dag 
Geſetz vom 1. Juli 1856, die gemifchtgerichtlichen Unterfuchungen be: 
treffend, welches feit dem 1. Juli 1862 aud in ber Pfalz in Geltung 
ift, die erforderlihen Beftimmungen. Nach denfelben ift die Vorunter- 
fuhung von dem zuftändigen Givilunterfuchungsrichter und einem von 
der einfhlägigen Militärbehörde abzuordnenden Militärrichter gemeinfam 





) In dieſer Weiſe hat aud der Kaffationshof durch Urtheil vom 
30. Januar 1863 entſchieden, Zeitfchr. für Gefepg. u. Rechtspflege Bd. X 
©. 5660. 
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zu führen, es fei denn, daß die Militärbehörbe auf dieſe Aborbnum 
verzichtet, in welchem Falle der Civilunterſuchungsrichter allein bie 
Borunterfuhung aud gegen die Militärperfon durchzuführen hat. Er 
gibt fi der angeführte Fall des Zufammentreffend bezüglich einer kei 
einem Givilunterfuhungsgerichte anhängigen Unterfuchung oder einge 
fommenen Anzeige, fo hat der Unterfuchungsrichter, in der Pfalz der 
Staatsprofurator, fofort der Militärbehörde Nahricht zu geben, damit 
biefe über die Abordnung eines Militärrichterd oder über den Veriät 
auf ſolche Abordnung ſich erfläre. Bis zum Eintreffen diefer Erf 
rung kann der Civilunterfuhungsrichter dringende Unterſuchungshand⸗ 
lungen audy allein vornehmen. Ergibt fidy der befagte Fall bezüglid 
einer bei einem Militärgerichte anhängigen Unterfuhung ober einge 
kommenen Anzeige, jo find bie Akten ober Anzeige ungefäumt mit de 
vorbezeichneten Erklärung an das zuftändige Civilunterfuchungegeriät 
abzugeben. Nach durchgeführter Vorunterfuhung, jedoch che hierüber 
Beſchluß gefaßt wird, find die Alten durd den Staatsanwalt der ur 
ftändigen Militärbehörbe zur Erflärung mitzutheilen, ob bezüglich der 
mitangefchuldigten Militärperfon die weitere Behandlung der Sad 
vorbehaltlich der militärifchen Gerechtſame den bürgerlichen Straige 
richten überlaffen werben wolle. Wird dieſe Ueberlaſſung erflärt, ie 
erfolgt die Beſchlußfaſſung auf die Vorunterfuhung, dann bie weilert 
Berhandlung, Aburtheilung und Strafvollftredung bezüglich ber bethei— 
ligten Militärperfon in bderfelben Art, wie bezüglich der dem Eitil: 
ftande angehörigen Beſchuldigten, und zwar felbft dann, wenn ba 
Verfahren bezüglich der letztern eingeftellt ober diefe freigeſprochen wer: 
den follten. Erklärt die Militärbehörbe diefe Ueberlaffung aber nidt, 
fo bat die Befchlußfaffung und Aburtheilung bezüglich der befchuldigten 
Civilperfon durd die bürgerlichen Strafgerichte, bezüglich der milde 
theiligten Militärperfon durch die Militärgerichte zu gefchehen. Hal 
in einer durch die Militärbehörbe dem bürgerlichen Strafgerichte über: 
laffenen Sache auf Anordnung des letztern eine Ergänzung ber Ber 
unterſuchung ftattgefunden, fo find die Akten wiederholt der Militär: 
behörde mitzutheilen, welche in biefem Falle ihre frühere Erklärung 
zurüdnehmen und die Beihlußfaffung und Aburtheilung bezüglich der 
betheiligten Militärperfon dem Militärgerichte vorbehalten kann. Die 
vorerwähnte Mittheilung hat zu dem angegebenen Zwede aud in je 
hen Vergehensſachen, welche fi zur fofortigen Ladung ber befhulbigter 
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Perfonen eignen, vor der Ladung zu gefchehen. Die Nichtbeachtung 
ber angeführten Vorfchriften hat die Nichtigkeit der betreffenden Unter: 
ſuchung, Beſchlußfaſſung und Aburtheilung, foweit folde auf bie mit: 
angeſchuldigte Militärperfon erftredt worden ift, zur Folge; dieſe Nich— 
tigkeit kann jedoch dadurch gehoben werben, daß die einfchlägige Mili— 
tärbehörde das von den Eivilgerichten gepflogene Verfahren nadhträg: 
lich genehmigt. | 

Die Beftimmungen des $ 7 Tit. IX der Verfaffungsurtunde 
beziehen fidy nur auf Dienftfahen, VBerbrehen und Vergeben, jene bes 
Geſetzes vom 1. Juli 1856 nur auf Verbrechen und Vergeben, nicht 
alfo auf die geringer ftrafbaren Handlungen, welche unter bem alten 
Rechte bekanntlich allgemein mit dem Ausdrude „Poligetübertretungen* 
bezeichnet wurben. In Bezug auf fie war die Zuftändigfeit der Mi— 
litärbehörden ſchon längere Zeit vor Einführung der neuen Geſetzbücher 
befhräntt. In $ 29 der Verordnung vom 17. Dezember 1825, bie 
Bormation, den Wirkungstreis und den Gefhäftsgang der oberjten 
Berwaltungsitellen in den Kreifen betreffend, ift nämlid beftimmt, daß 
die Unterbehörben über die beurlaubten Soldaten bei Polizeiüber: 
tretungen eben jene Kompetenz auszuüben haben follen, wozu fie nad) 
ben beftehenden Gefegen und Berordnungen im Allgemeinen ermächtigt 
find, und in einer am 8. Januar 1840 vom k. Staatoeminiſterium 
bes Innern ausgefchriebenen allerhöchſten Entſchließung, die Zuftändig: 
feit in polizeilihen Strafjahen der Militärperfonen betreffend (Döl: 
linger’s Berordnungsfammlung, Band XXIX Seite 763 u. 764), find 
weiter den Givilbehörden zur Unterfuchung und Aburtheilung jene po: 
lizeilihen Straffälle zugewiefen, welche ſich auf Seite der Militärper: 
fonen entweder als Nealitätenbefiger oder Nealitätenpädhter, als Ge: 
werböberedhtigte, als Hausmiether, als Dienftherrn oder Abgabspflidy: 
tige durch Uebertretung der über dieſe beſonderen bürgerlichen Verhält⸗ 
niffe beftehenden Geſetze und Nerordnungen ergeben. Da biefe Strafe 
fälle ſonach ſchon früher den Militärgerichten und Militärbehörben 
entzogen waren, bie Zuftändigfeit derjelben dur Art. 34 aber nicht 
erweitert, fonbern nur in ihrem frübern Umfange aufrecht erhalten 
werben jollte, hiebei aud; der Umstand, daß die neue Geſetzgebung bie 
früher unter dem gemeinfamen Ausdrucke „Polizeiübertretungen“ bes 
griffenen Handlungen in ftrafrechtlihe und Polizei-Uebertretungen ſchei⸗ 
det, fo wenig als ber weitere, daß bie in ben Landestheilen biesfeits 
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des Rheins früher den Polizeibehörden zugeftandene Judikatur num 
mehr ben Gerichten übertragen ift, einen Einfluß zu äußern vermag: 
fo iſt Har, daß auch jeht zur Unterfuhung und Aburtbeilung der ın 
F 29 der Berorbnung vom 17. Dezember 1825 und im Minifterial: 
ausfhreiben vom 8. Januar 1840 bezeichneten, oben näher angege: 
benen Handlungen, foweit fie den Charalter von nad dem Strafgeie: 
buche zu beurtheilenden Webertretungen oder von Bolizeiübertretungen 
haben, nicht die Militärgerichte und Militärbebörben, fondern bie Ci: 
vilftrafgerichte nach Maßgabe der betreffenden allgemeinen Vorſchriften 
zuftändig find. In diefem Sinne bat auch der oberfte Gerichtshof in 
dem zur Entfcheidung von Kompetenzkonflikten zwifhen den Eivils und 
Militärgerichten berufenen Senate in einer Reihe von Fällen entſchie 
den. Dabei bat derfelbe jedoch zugleih erkannt, daß die Beftimmun: 
gen, welche ben Militärbehörben die Aburtheilung ber von Soldaten 
im Urlaube verübten Polizeiübertretungen entziehen, als Ausnahme 
von ber frühern allgemeinen Regel, wornach fi die Zuſtändigkeit der 
Militärgerichte über alle ftrafbaren Handlungen auch der beurlaubten 
Soldaten erftredte, ſtrengſtens zu interpretiren feien und in dem Falle 
nicht zur Anwendung kommen können, wenn ber bei Verübung der 
Uebertretung beurlaubt geweſene Soldat im Zeitpunfte, wo ber bür— 
gerlihe Richter gegen ihm einzufchreiten fi veranlaßt findet, kei 
feiner Militärabtheilung präfent ift, weil nad $ 513 der Dienftver: 
fhriften vom Jahre 1823 den Militärvorgejegten die Ausübung dt 
Polizeigewalt über die präfente Mannſchaft ausſchließend eingeräumt 
ift, wie dies aud in einer vom Kriegsminiſterium im Einver— 
ftändniffe mit dem Staatsminifterium der Juſtiz am 11. Mär 
1851 erlaffenen Entſchließung, die Anwendung ber Gefege über Jagd 
frevel auf Militärperfonen betreffend, anerkannt wurde. Als Zeit: 
punkt ber hiernach maßgebenden Einfchreitung des Gerichts wurde 
für die zur Zuftändigkeit der Einzelnrichter gehörigen Webertretungen 
in ben Landestheilen diesfeits des Rheins die Zuftellung der Ladung 
zur Hauptverhandlung nah Art. 69 ober ber Strafverfügung nad 
Art. 75 des Einführungsgejeges erklärt. In der Pfalz ift, ba man 
bafelbft ſolche Strafverfügungen nicht kennt, im den zur Zuſtändigleit 
der Einzelnrichter gehörigen Sachen immer die Ladung zur Verband: 
lung entſcheidend, während bei den zur Zuftänbigfeit ber Bezirkögeriätt 
gehörigen Uebertretungen fowohl biesfeild bes Rheins als in ber Pak 


Einführungsgefeg, Artifel 35. 381 


die Einfchreitung des Gerichts fon in der Einleitung ber Unter: 
ſuchung liegt. 

Bezüglich der in dem Geſetze vom 30. März 1850 enthaltenen, 
in Art. 34 gleichfall® aufrecht erhaltenen Kompefengbefiiuumungen ers 
fcheinen weitere Bemerkungen nicht nothwendig'). 


Art, 35, 


Fälle, welde an dem in Art. 1 bezeichneten Cage bereits 
rechtskräflig vor das Schwurgericht oder vor das Bezirksgericht 
verwiefen find, werden von den genannten Gerichten — und zwar 
von den Bezirksgerichten diesfeits des Hheins in der dem Verwei- 
fungsbefchluffe entfprechenden Senatsbefegung — abgeurtheilt, wenn 
auch die Handlung, wegen welcher die Verweifung erfolgt, nad 
Maßgabe der neuen Gefehbücher blos als Vergehen, beziehungsweife 
blos als Heberiretung zu beftrafen if. Die Buftändigkeit der höhe- 
ren Inflanzen bemißt fich in diefen Fällen nad) der Qualität des 
Gerichtes, welches die erfle Inflanz bildet. 

Die an dem in Art. 1 bezeichneten Sage in "der Pfalz vor 
das Spezialgericht verwiefenen Fälle find, falls die Handlung, wegen 
welcher die Derweifung erfolgte, auch nad dem neuen Strafgefeg- 
buche Verbrechen iſt, durch das Schwurgericht, andern Falle durch 
Die nach Maßgabe der neuen Geſetzbücher und der Beflimmungen 
des Art. 31 zufländigen Gerichte abzuurtheilen. Der Verweifungs- 
fenat des Appellationsgerichtes hat hienach eine neue Werweifung 
vorzunehmen. 

Schwebende Borunterfuchungen über Handlungen, weldye bis— 
her als Verbrechen oder Vergehen zu beurtheilen waren, nunmehr 
aber die Eigenfchaft von Mebertrelungen an fid) tragen, find mit 
Eintritt des obengenannten Tages an den Staatsanwalt bei dem 
einſchlägigen Einzelngerichte zur weiteren Behandlung abzugeben. 

Das Gleiche gilt von allen wegen Mebertretungen geführten 
UAnterfuchungen, weldye an dem bezeichneten Lage noch bei Polizei- 
behörden anhängig find. If in einer folchen Unterfuchungsface 


) Berb. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Stenogr. Berichte Bd. IV S. 137— 
139, Berl.Bd. I ©. 125, 311 u. 312, Beil.Bd. III ©. 284, 285 u. 331 u. 
Beil. Bd. VII S. 374—376, Verh. d. Geſetzg.Ausſch. db. K. d. Reicheräthe v. 
183., Beil, ©. 424—427. 
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bereits das Erkenntniß erfier Inſtanz von der Polizeibehörde ge- 
fällt, fo kommt die Aburtheilung in zweiter Inflanz dem betreflen- 
den Gezirksgerichte zu. Die Berufung kann in diefem Falle inner- 
halb der nad) der bisherigen Gefeßgebung beflehenden Friſt fowohl 
bei der Behörde, welde das Erkenntniß gefällt hat, als bei dem 
nunmehr in der Sache zufländigen Einzelnrichter angemeldet und 
ausgeführt werden. 

Diefer Artikel enthält nur Uebergangsbeſtimmungen, welde jett 
feine Bedeutung mehr haben. 

Art. 36. 

Die den Vorſchriften der Art. 31—35 entgegenftehenden gr- 
feglichen Beflimmungen, insbefondere die Art. 137— 143, 166- 
171, 179, 553—599 des in der Pfalz geltenden Strafproyeßgeieh- 
buches fammt den dazu gehörigen Gefeken und Verordnungen fin 
aufgehoben. 

Zu diefem Artikel ift nichts zu bemerken, 

0 


Art. 37. 


Die Entſcheidung der in $ 88 der Inſtruktion für die Po— 
lizeidirektionen der Städte vom 24. September 1308 angeführten 
Streitigkeiten, welde in den Sandestheilen Diesfeits des Hheins 
dermalen den Landgerichten als Polizeibehörden, der Polizeidirektion 
Münden und den Magiftraten der unmittelbaren Städte zufeht, 
geht infoweit, als es fih um Civilrechtsfragen handelt, auf die 
Eivilgerichte über. 

In Gemäßbeit des $ 88 der Injtruftion für die Polizeidirel: 
tionen, welche fpäter für die Zuftändigfeit der Diftriftspoligeibehörten 
überhaupt maßgebend wurbe, ftand zur Zeit der Erlafjung der neue 
Geſetzbücher die Entſcheidung a) der Streitigkeiten zwifchen Dienf: 
berren und Dienftboten in allen in der Dienftbotenordnung ausgedräd: 
ten Fällen; b) der Streitigkeiten, welche auf dem Markte vorjalen 
und Feine weitläufige Unterfuhung erfordern ; ec) zwiſchen Handwerkt: 
gefellen und Lehrjungen ; d) zwijchen den Handwerkern unter fi über 
die Gränzen der Gewerbsausübung; e) geringer Injurienhändel, welche 
nicht zur Kognition eines Gerichtshofes geeignet find und an öffent 
lichen Orten vorfallen; f) der Differenzen zwifchen Hausleuten um 
Miethleuten, ausgenommen in Fällen, wo die beiden Theile durd 
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ſchriftliche Kontrakte ihre Rechte ficher geftellt haben, in ben Landes— 
theilen diesfeits des Rheins der Polizeidirektion Münden, den Ma: 
giftraten der unmittelbaren Städte und den Landgerichten als Diftriks: 
polizeibehörben zu. Dieſe Gegenftände find, nad ihrer innern Natur 
beurtheilt, theild eigentliche Polizeiſachen, theils Strafſachen, theile 
Civilſachen und hiernach ift auch nunmehr die Zuftändigkeit bezüglich 
berjelberi getheilt. So weit fie nämlich dem ftrafrechtlichen oder polizeiftraf- 
rechtlichen Gebiete angehören, fteht ihre Aburtheilung nunmehr nad 
Art. 31 den Strafgerichten zu, Art. 37 weist ihre Entſcheidung, fo: 
weit es ſich dabei um Eivilrechtsfragen handelt, den Givilgerichten zu 
und die Polizeitehörden find bezüglich derjelben auch jet noch fo weit 
zuftändig, als fie die Natur eigentliher oder abminiftrativer Polizei: 
fachen haben. Letzteres ift jedoh nur mehr bezüglich der unter lit. d 
angeführten Streitigkeiten, und auch bei dieſen nur in fo weit, als es 
fih niht um Verhängung von Strafen wegen unbefugter Gemwerbsaus: 
übung handelt, und bei den unter lit. f angeführten Differenzen in fo 
weit der Fall, als Art. 69 des Polizeiftrafgefeßbuhs den Polizeibe⸗ 
börben bezüglich derfelben eine Zuftändigfeit einräumt'). 


U. Unterfuchungshaft?). 


Art. 38. 


Sobald fi) gegen Iemanden wegen eines mit Todesſtrafe 
oder mit Bucthausftrafe von mehr als acht Jahren bedrohten Ver- 
brechens dringender Verdacht ergibt, ift er in Mnterfuchungshaft zu 
bringen. 


Art. 39. 


Wenn das Appellationsgericht nad, durchgeführter Worunter- 
fuchung Anklage und Berweifung vor das Schwurgericht erkennt, 


) Verbdl. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil. Bd. ITS. 312 u. 365 u, Beil.: 
Bd. II ©. 286 u. 332, 

+) Man vergleiche über diefen ganzen Abjchnitt: Verhdl. d. K. d. Abg. 
v. 18%, Beil.Bd. II ©. 125, 312—314 u. 365—374, Beil.Bb. III ©. 286 
—293, 332—340, 452—458 u. 464, Verhdl. d. Gefeßgeb.Ausih. d. K. d. 
Reichsräthe Beil. ©. 385—392 u. 4283—442 u. Prot.Bd. I S. 41—69 und 
257 —268. 
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weil fid) genügende Verdachtsgründe wegen eines Verbrechens gegen 
eine beſtimmte Perſon ergeben haben, fo verfügt es zugleich die 
fofortige Werhaftung des auf freiem Fuße befindlichen Angefdul- 
digten, und zwar felbfi in dem Falle, daf während Der Boruntrr- 
fuchung deſſen Freilaſſung mit oder ohne Sicherheit angeordnd 
worden ifl. 

Art. 40. 


Außer den Fällen der Art. 38 und 39 findet in der Begıl 
Unterfuchungshaft nicht flatt gegen Inländer, welche im Königrtich 
ihren ordentlihen Wohnfig haben und außerdem entweder im $t- 
fie hinreichender liegender Gründe ſich befinden, ein ordentliches 
Gewerbe felbfiftändig betreiben, ein hinreichendes Einkommen ver- 
feuern, oder im Dienfle des Stontes, der Kirche, einer Gemeinde 
oder einer öffentlichen Aorporation ſtändig angeftellt find oder dem 
Stande der Hechtsanwälte, Motare, Gerichtsboten oder praktifchen 
Aerzte angehören. 

Ausnahmsweife iſt bei foldhen Perfonen wegen geringerer 
als der im Art. 38 bezeichneten Werbrechen, fowie wegen Vergehen, 
welche mit Gefängnißftrafe von mehr als einem Jahre bedroht find, 
Anterfuchungshaft zuläffig : 

1) wenn fie die Slucht ergriffen oder Anftalten zur Flucht 
gemacht haben oder nad) vorliegenden befonderen Hmfländen 
ihre Flucht mit Grund zu beforgen ifl; 

2) wenn fie auf fchriftliche Yorladung vor dem Unterfuchungs- 
richter nicht erfchienen find und auc keine gemügend: 
Entſchuldigung vorgebracht haben; 

3) wenn fie auf eine die Ermittlung der Wahrheit hin- 
dernde Art auf Beugen oder Mitbefchuldigte eingewirkl 
haben; 

4) wenn fie bereits früher in eine Berbrechensflrafe oder 
wegen Vergehens des Diebflahle, der Unterfchlagung, des 
Betruges, der Hehlerei oder der Fülſchung in eine Gt 
fängnifftrafe von mehr als einem Jahre verurtheilt wor- 
den find. 

Art, 41. 


Andere als die in Art. 40 Abf. 1 bezeichneten Perfonen 
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können wegen jeden Verbrechens und in den in Art. 40 Abi. 2 
aufgeführten Fällen wegen jeden mit Gefängniffirafe bedrohten 
Dergehens in Unterfuchungshaft genommen werden. 

Iſt gegen eine ſolche Perfon auf Werweifung in die öffent- 
liche Sitzung wegen eines mit mehr als zweijähriger Gefängniß- 
Airafe bedrohten Vergehens erkannt, fo kann auch außer den Fällen 
des Art. 40 Abf. 2 die Verhaftung des Belchuldigten von dem 
Gerichte, weldyes über die Verweifung zu entfcheiden hat, verfügt 
werden. 

Gegen Heimathlofe und Sandflreicher, desgleichen gegen Aus- 
länder, bei welchen darüber, daß fie fich auf Worladen vor Gericht 
flellen und dem Urtheile Genüge leiften werden, gegründeter Bwei- 
fel beſteht, if wegen jeder firafbaren Handlung Unterfuchungshaft 
zuläſſig. 

Findet eine Verhaftung wegen einer Aebertretung flatt, deren 
Aburtheilung dem Einzelnrichter zuſteht, fo ift leßterer auch zur 
Erlaffung des Verhafts- bezichungsweife Verwahrungsbefehle befugt. 


Art. 42, 


In den Sällen der Art. 40 und 41 ift die Verhaftung nur 
dann anzuordnen, wenn nicht durch Beichlagnahme von Fegitima- 
tionsurkunden ,„ befondere Weberwadhung, fchleunige abgefonderte 
Vernehmung von Mitbefchuldigten oder Beugen oder fonflige ge- 
lindere Mittel die Erreichung desfelben Bweckes mit Sicherheit zu 
erwarten iſt. 


Art. 43, 


Ieder zu den in Art. 40 Abf. 1 bezeichneten Perfonen nicht 
Gehörige, der in eine Gefängnifftrafe von wenigfiens zwei Jahren 
verurtheilt worden if, kann ſchon vor Eintritt der Rechtskraft des 
Urtheils auf Anordnung desjenigen Gerichts, welches die Werur- 
theilung ausgefprocen hat, in Haft genommen werden. 

Wer, nachdem er in eine Gefängniffirafe verurtheilt worden 
ift, auf der Flucht betreten wird, kann ohne Kücfict auf die 
Größe der gegen ihn erkannten Strafe und feine fonfigen Wer- 
hältniffe, und zwar, wenn er durch einen Schwurgerichtshof ver- 
urtheilt worden if, auf Anordnung des Bezirksgerichts * Ortes, 

Weis, Das Einführungsgeiepbuch für das Königreich Bayern. I, 
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wo das Schwurgericht gehalten wurde, andernfalls des Bezitke- 
gerichtes, das in erfler Inflanz in der Sache erkannt hal, in Hafl 
genommen werden. Er kann auch ohne richterlichen Befchl von 
Polizeibehörden, Gendarmen und anderen Dienern der öffentlichen 
Gewalt fefigenommen, muß aber dann unverzüglid dem zufändigen 
Gerichte vorgeführt werden. If leiteres weit entfernt, fo muf 
der Seflgenommene, wenn er es verlangt, dem näcjfigelegenen Sr- 
zicksgerichte vorgeführt werden, das, falls es die Annahme, da 
er auf der Flucht begriffen gewelen ſei, ale unrichtig erkennt, 
feine Freilaſſung, andernfalls en Ablieferung an das zufländigr 
Gericht verfügt. 


Art. 44. 


Außerdem ift bei allen firafbaren Handlungen die pre- 
viforifche Feſtnahme derjenigen, welche auf frifher That betre- 
ten werden, dann geflattet, wenu fie fih über ihre Perſon nicht 
befriedigend auszuweifen vermögen oder die Feſtnahme nothwen- 
dig if, um die Fortſetzung der firafbaren Handlung zu verhin- 
dern. Diele Seſtnahme kann aud ohne richterlihen Befehl von 
Polizeibehörden, Gendarmen und andern Dienern der öffentlichen 
Gewalt vorgenommen werden. Diefelben müflen jedoch den Sef- 
genommenen, falls er nicht von ihnen felbfi wegen Wegfalls der 
Urfachen der Seftnahme wieder alsbald freigegeben wird, ohne 
Verzug dem zufländigen Staatsanwalte, Unterfuhungsrichter oder 
Einzelnrichter vorführen oder vorführen laffen. Der Unteriu- 
dhungs- oder Einzelnrichter kann den in folcher Weile Borge- 
führten wegen jeder firafbaren Handlung in Unterfuchungshafl 
nehmen und Verhafts-, bezichungsweile Verwahrungsbefehl gegen 
ihn erlaffen, muß ihn aber, wenn ein anderer Grund der Verhaf- 
tung nicht befteht, unverzüglich wieder in Freiheit fegen, fobald cr 
fidy über feine Perfon befriedigend ausweist, beziehungsweife ein 
Fortfehung der firafbaren Handlung nad den Umſtänden mit Grund 
nicht mehr zu befürchten if. IA die Haft nur zu dem Bwede 
angeordnet worden, um die Sortfeung der firafbaren Handlung 
zu verhindern, fo darf diefelbe in keinem Sale über 24 Stunden 
forigefeßt werden. 

Verhaftungen — biefes Wort im weitern Sinne genommen — 
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fommen im Strafverfahren vor 1) zum Vollzuge eines eine Freiheits- 
jtrafe verhängenden rechtskräftigen Urtheils, 2) während der VBorunter: 
ſuchung auf Anordnung des zuftändigen Unterfuhungs: oder Ginzeln: 
richters, 3) nach beendigter Borunterfuhung, jebod vor erfolgter Ab: 
urtheilung, anf Verfügung des Gerichts, das über bie Verweiſung zu 
entjcheiden bat, 4) nach erfolgter Verurtheilung, jedoch vor Eintritt 
der Rechtskraft des Urtheils, auf Anordnung des betreffenden Straf: 
gerichts, 5) als proviforische Feftnahme durch die Polizeibehörben, 
Gendarmen und andere Diener der öffentlihen Gewalt ohne richter- 
lichen Befehl. Bon dem erften diefer Fälle, der Strafhaft, ift bier 
keine Rede. Dagegen finden fi) hier bezüglich der vier andern Arten 
von Verhaftung erſchöpfende Beftimmungen, welche, da dur Art. 52 
alle entgegenftehenden gefeglihen Beftimmungen aufgehoben wurben, 
nunmehr allein maßgebend find. Diefe verfchiebenen Arten der Ber: 
baftung find im Gefege ſcharf unterfchieden. Unter dem Ausdrude 
„Unterfuhungshaft”, der den Gegenfaß einerfeits zur Strafhaft, ander: 
feit8 zur proviforifchen Feſtnahme bildet, find jedoch die drei unter 
Ziff. 2, 3 und 4 erwähnten Berhaftungsarten begriffen. Die provi- 
ſoriſche Feſtnahme ift nur eine augenblicliche Sicherungsmaßregel, die, 
falls der Feſtgenommene nicht von ber Polizei felbit wieder alsbald 
freigegeben wird, jedenfalls blos fo lange dauert, bis die zuftändige 
Behörde entjchieden hat, ob wirklicdye Haft zu verhängen fei oder nicht. 

Art. 38 und 39 beftimmen, in welden Fällen Unterfuchungs- 
baft eintreten muß, während in ben Art. 40, 41 und 43 bie Fälle, 
in denen Unterfuhungshaft zwar nicht eintreten muß, aber body eins 
treten kann, angegeben find und Art. 44 von der AZuläffigfeit ber 
proviforischen Feitnahme handelt. Ergibt ſich gegen Jemanden brin- 
gender Verdacht, da er fih eines mit Tobesftrafe oder mit Zucht: 
bausijtrafe von mehr als 8 Jahren bedrohten Verbrechens ſchuldig 
gemacht babe, jo muß er fofort in Unterfuhungshaft gebracht werben. 
Selbftverftändlih entjcheidet bei den mit Zuchthausſtrafe bedrohten 
Verbrechen das Marimum ber auf bie betreffende That gefegten 
Strafe. Der Fall des Art. 33 liegt mithin, wenn es fih um eine 
mit Zuchthaus von 4 bis 12 Jahren bedrohte That handelt, auch 
dann vor, wenn ed nad; den Umftänden wahrfceinlich ift, daß im 
Falle der Verurtbeilung nur auf eine Zuchthausftrafe von 4, 5 oder 


6 Jahren erkannt werben wird, ja felbft dann, wenn anzunehmen ift, 
25° 


388 Einführungsgeleß, Artitel 38-44. 


ed werde feiner Zeit ein Strafmilderungsgrund angenommen werden 
wegen deſſen auf eine 3 Jahre überfteigende Zuchthausſtrafe gar möt 
erkannt werben fann. Anders ift es dagegen allerdings dann, wen 
ein jtrafmildernder Uinftand, der die Berhängung einer acht Jahre über 
fteigenden Zuchthausſtrafe ausfchließt, ſchon jest feftitebt, wie z. ®. 
wenn die ber That verbächtige Perfon zur Zeit ihrer Verübung dai 
fechszehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt hatte. Im Uebrigen it 
nur verlangt, daß ſich gegen die betreffende Perſon dringender Berdatt 
ergeben bat. Diefe Faffung wurde abfichtlich gewählt, um die Ye: 
nahme auszufchließen, als ob gegen den Betreffenden jchen fFürmlik 
Unterfuhungsbandlungen vorgenommen worben jein müßten. Ob feld 
Verdacht vorliegt, bat der Unterfuhungsrichter verbebaltlidy der dan 
Berhafteten nad Art. 45 zuftchenden Befchwerde zu entfcheiden. (in 
zweiter al, in welhem Verhaftung eintreten muß, liegt in Art. 3% 
nad weldem das Appellationsgericht, wenn es einen auf freiem uk 
befindlichen Angefchuldigten wegen eines Verbrechens, gleichgiltig mi 
welder Strafe dasfelbe bedroht ift, vor das Schwurgericht verweitt 
immer zugleich deſſen jofortige Verhaftung zu verfügen bat, und zw 
felbft dann, wenn er im Laufe der Vorunterfuhung gegen Siderbit | 
freigelaflen worden ift. 

In den in Art. 38 und 39 vorgefehenen Fällen kommt d 
auf die perſönliche Stellung und die perfönlichen Verhältniſſe des Ar 
gefhuldigten nicht an, die Verhaftung muß in diefen Fällen eben I 
gegen den Inländer wie gegen den Ausländer, gegen den Angejellene 
wie gegen den Nichtangefeffenen eintreten. In den übrigen fällen uw 
terfcheidet dagegen das Geſetz nady der perfönlichen Stellung und der 
perjönlihen Verhältniſſen der Angefchuldigten, und es ift mamentld 
zu berüdfichtigen, ob der Betreffende zu den in Art. 40 Abſ. 1 
zeichneten Perfonen gehört oder nicht, indem die Zuläffigfeit der Der 
baftung in vielen Fällen bievon abhängt. 

Anlangend die frage, welde Perfonen zu den in Art. 40 Mi 
1 bezeichneten zu rechnen find, fo ift darüber Folgendes zu bemerken. 
Das Geſetz verlangt vor Allem, daß der Betreffende Inländer ji 
und im Königreiche feinen ordentlihen Wohnſitz habe. Ausländer um 
folhe Inländer, welhe im Königreihe feinen ordentlichen Bebult 
haben, gehören mithin nie zu ben bier bezeichneten Perſonen, ib 
Stellung und ihre Berhältniffe mögen im Uebrigen fein, welche I 
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wollen. Es genügt aber nicht, daß der Betreffende Inländer ift und 
im Königreihe feinen ordentlichen Wohnfig bat, er muß außerdem 
dur feine Stellung oder feine Verbältuiffe, und zwar auf eine ber 
Geſetze bezeichneten Weifen, eine gewiffe Garantie bieten. Bei Auf: 
zählung biefer Verhältniffe wurde der Ausbrud „anfäflig“ oder „an: 
geſeſſen“ abfichtlid vermieden. Die im Geſetze angegebenen Stellungen 
und Verhältniffe follen nämlich, vorausgefeßt, daß der Betreffende zu— 
gleich Inläuder ift und im Königreiche feinen orbentlihen Wohnſitz 
bat, für fih allein genügen, wenn berjelbe auch nicht anfäflig im 
Sinne des Geſetzes ift. Welcher Grundbefig und welches verfteuerte 
Einkommen als binreihend zu betrachten fei, iſt nach richterlihem Er: 
mefjen unter Berüdfihtigung aller Umftände, insbefondere der allges 
meinen Verhältniſſe der betreffenden Perfon und der Größe ber in 
Ausfiht ftehenden Strafe, zu enticheiden. Eben fo ift dem richter- 
lichen Ermefjen die Entfceidung der Frage anheim gegeben, welches 
Gewerbe als ein ordentliches zu betrachten fe. Der Ausbrud or: 
dentlihes Gewerbe it übrigens, wie in ber Verhandlung mehr: 
fach hervorgehoben wurde, nicht vom fisfalifhen Standpunkte ber 
Gewerbſteuer, ſondern im gewöhnlichen landläufigen Sinne dieſes 
Worts aufzufafen. Wie demnach bdiefer Ausdrud zwar einerfeits 
nicht auf jene Gewerbe, zu deren Betrieb in den Landestheilen bies- 
feits des Rheins eine förmliche Conceſſion erforderlich ift, beſchränkt 
werben darf, fo dürfen anderfeits unter demielben auch nicht alle Ge: 
werbe begriffen werden, von denen eine Gewerbiteuer zu entrichten ift. 
Die Gewerbe eines Lumpenfammlers, eines herumziehenden Scheeren⸗ 
jchleifers, Hafenbinders und dgl. gehören offenbar nicht zu den orbents 
lichen Gewerben, obgleih Gewerbiteuer von denfelben zu entrichten ift. 
Dagegen kann ein Eigarrenhandel, obgleich zu demſelben eine Eonceffion 
nicht erforderlich ift, unter Umftänden recht wohl als ordentliches Ge: 
werbe zu betrachten fein. Das Geſetz fordert, daß der Betreffende 
ein ordentliches Gewerbe felbftftändig betreibe. Es genügt mithin 
einerjeits nicht der bloße Befiß eines Gewerbe oder eines Gewerbe: 
rechts, der, wenn ber Befiker das Gewerb nicht felbft betreibt, nur 
ale Bermögensbefig in Betracht kommen kann, anderfeits ift aber nicht 
verlangt, daß ber Betreffende Eigenthümer des Gewerbe fei, es genügt 
3. B. wenn er dasſelbe als Pächter felbftftändig betreibt. Auf einen 
bloßen Geſchäftsführer ift dagegen dieſe Beitimmung nicht anwenbbar, 
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weil derfelbe das Gewerb nicht felbftitändig, fondern nur Namens un 
für Rechnung eines Andern betreibt. Das Geſetz fpricht ſodann ven 
denjenigen, welche ein binreidyendes Einkommen verjteuern. Wie di 
Verhandlungen beweifen, hat man barunter nur foldhe Perfonen, welt: 
ein ber Einfommenftener unterliegendes Einkommen, 5. B. aus geleh 
ten ober künſtleriſchen Befchäftigungen, haben, nicht aber auch Kapit: 
Yiften, welche blos Kapitalrentenfteuer entrichten, verftanden. Erſten 
glaubte man, vorausgefegt, daß ber Richter ihr Einkommen in dr 
oben angegebenen Weife für hinreihend hält, denjenigen, welde ein vr: 
dentliches Gewerbe felbftftändig betreiben, in ber bier in Betradt im: 
menden Beziehung gleichftellen zu follen, wogegen man bie bleke 
Kapitaliften bier aufzunehmen nicht für angemeflen eradjtete, weil bie: 
felben in ber Lage find, ſich durch Leiftung einer Kaution von kr 
Unterfuhungshaft zu befreien, und, wenn fie feine Kaution leilten 
gerabe ihr Vermögen die wenigfte Garantie dafür bietet, daß fie mid! 
entweichen. Bei ber folgenden Kategorie ift eine ſtänd ige Anftellun 
gefordert. Diefer Ausdruck bildet jedoch nur den Gegenſatz zu ein 
monentanen, vorübergehenden Verwendung und es ift weder eine der 
tive Anftelung noch eine folde mit pragmatifchen Rechten verlangt. 
Bezüglich der letzten Kategorie mag die Bemerkung genügen, dab 
eine analoge Anwendung auf andere ähnliche Stände nicht ftattbaft it. 

Die in Abſ. 1 des Art. 40 bezeichneten Perſonen können, von 
dem in Art. 43 Abf. 2 vorgefehenen Falle abgefehen, nur unter der 
in Art. 40 Abf. 2 angegebenen VBorausfegungen in Unterfuchungsbef 
genommen werben. Es muß alfo gegen fie dringender Verdacht wegen 
eines Verbrechens oder eines mit Gefängnißftrafe von mehr ald einen 
Jahre bedrohten Vergehen und außerdem einer der in Ziff. 1-1 
bezeichneten Fälle vorliegen. Unter dieſer Borausfegung kann ab 
ſelbſtverſtändlich die Unterfuhungshaft nicht nur während der Vormter 
ſuchung von dem Unterfuhungsrichter, fondern auch nad; gefclofen! 
Borunterfuhung von dem Gerichte, welches über die Verweiſung # 
entſcheiden Hat, verfügt werden. Ziff. 1 verlangt, daß der Angeſchül 
digte die Flucht bereits ergriffen oder Anftalten zur Flucht gematt 
bat ober daß doch befondere Umftände vorliegen, welche feine Flutt 
mit Grund beforgen laſſen. Letztere Faffung wurde ſtatt der urfprün: 
lich vorgefjlagenen: „wenn fie fluchtverdächtig find“ gewählt, um Kr 
vorzubeben, daß ſich der bie Unterfuhungshaft wegen Fluchtverdocht 
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anorbnende Michter in jebem Falle darüber Har fein muß, daß befon- 
fondere thatfächliche Umftände vorliegen, weldye feine Flucht mit Grund 
beforgen laffen. Ziff. 2 findet nur auf den Fall des Richterfcheinens 
vor dem Unterfuhungsridhter, nicht auch dann Anmenbung, 
wenn der wegen eine® Bergeben® in die öffentlihe Sitzung verwieſene 
Beſchuldigte daſelbſt nicht erſchienen ift. Ziff. 3 verlangt ausbrüdlic, 
daß eine Einwirkung der dafelbft bezeichneten Art bereits ftattgefundben 
bat. Die bloße Beſorgniß, es Könnte eine ſolche Einwirkung ftatt: 
finden, bildet mithin feinen binreichenden Berhaftungsgrund. Außerdem 
ift gefordert, daß auf eine die Ermittelung der Wahrheit hindernde 
Art eingewirft wurde. Die Einwirkung muß zu dem Zwecke ftatt: 
gefunden haben, um Zeugen oder Mitbefhuldigte zu beftimmen, un 
wahre Angaben zu mahen oder doch das, was fie in Bezug auf bie 
Sache willen, ganz oder theilmeife zu verſchweigen. Bloße Erkunbi: 
gungen über das, was die Zeugen von der Sache wiffen, ober über 
fonftige Umftände und Verhältniſſe, von denen ber Beſchuldigte glaubt, 
daß fie zu feiner Vertheidigung dienlich feien, ſowie ähnliche Hand— 
Lungen können als Ginwirfungen im Sinne der Ziff. 3 nicht betrachtet 
werden. Uebrigens liegt der Grund, warum das Geſetz, wenn eine 
Einwirkung der in Ziff. 3 bezeichneten Art ſtattgefunden bat, Unter: 
ſuchungshaft zuläßt, nad der Natur ber Sache darin, daß in ber be: 
reits gefchehenen Einwirkung Grund zur Beforgniß weiterer Einwir— 
fung liegt. Unterfuhungehaft ift deshalb nicht am Platze, wenn nad 
den Umftänden des Fonfreten alles eine weitere Kollufion nicht mehr 
zu befürdyten ift, und der blo® wegen befürdhteter Kollufion Berbaftete 
ift nad Art. 47 freizulaffen, wenn ein Grund zu folder Befürchtung 
nicht mehr bejtebt. Ziff. 4 bedarf Feiner nähern Erläuterung. 
Andere als die in Art. 40 Abf. 1 bezeichneten Berfonen können, 
auch ohne daß einer der in Art. JO Abſ. 2 angeführten Fälle vor: 
liegt, wegen jeden Verbrechens, und, wenn einer diefer Fälle vorliegt, 
wegen jeden mit Gefängnißftrafe, gleichgiltig in welcher Dauer, bebrob: - 
ten Vergehens in Unterfuhungshaft genommen werben. Außerdem 
kann, wenn gegen eine ſolche Perfon auf Vermeifung in die öffentliche 
Sitzung wegen eines mit mehr als zweijähriger Gefängnißftrafe bes 
drohten Vergehens erkannt ift, ohne daß ein weiterer Umſtand vorzu- 
liegen braucht, deren Verhaftung von dem Gerichte, welches über bie 
Verweifung zu entjcheiden bat, verfügt werben. Diefe Berfügung 
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braucht nicht fogleich bei ber Verweifung, fondern kann auch fpäter bit 
zur Aburtbeilung erlaffen werben. Endlich kann eine ſolche Perien, 
wenn fie, ohne ſich in Unterfuhungshaft zu befinden, in eine Gefän- 
nißftrafe von wenigftens zwei Jahren verurtheilt worden, auch fder 
vor Eintritt der Rechtskraft des Urtheild auf Anordnung desjenigen 
Gerichts, weldyes die Berurtheilung ausgefprocen hat (Bezirks, A 
pellations⸗ oder Schwurgericht), und zwar ohne daß ein weiterer Um: 
ftand vorzuliegen braudt, in Haft genommen werden. — Abf. 3 it 
Art. 41 geftattet Unterfuhungshaft gegen die daſelbſt bezeichneten Per: 
fonen wegen jeder ftrafbaren Handlung, alſo aud wegen eines mı 
mit Gelbftrafe bebroßten Vergehens und ſelbſt wegen bloßer lecker: 
tretungen. 

Abſ. 2 des Art. 43 fieht den Fall vor, daß Jemand, nahen 
er in eine Gefängnißſtrafe verurtheilt worben if, auf der Flucht be 
treten wird. Ein folder kann ohne Rückſicht auf die Größe der gegen 
ihn erkannten Strafe und feine fonftigen Verhältniſſe, alfo ohne Rüd: 
fiht darauf, ob er zu den in Art. 40 Abſ. 1 bezeichneten Perjonen 
gehört oder nicht, auch ſchon vor Eintritt der Rechtskraft des Urtheili 
auf Anordnung des im Geſetze bezeichneten Gerichts in Haft genom 
men werben und es können ihn felbit Polizeibehörden, Gendarmen und 
andere Diener ber öffentlichen Gewalt ohne richterlichen Befehl fell 
nehmen. Im lektern Falle muß er jedoch unverzüglich dem zuftän 
digen Gerichte vorgeführt werden, das ihn durdy einen im geheimer 
Sigung zu erlaffenden Beſchluß alsbald entweder frei zu lafen od 
feine Inhaftnahme anzuordnen hat. Die am Schluffe des Art. 3 
enthaltene Beftimmung ift nur im Intereſſe des Feitgenommenen gt 
troffen worden. Die Vorführung an das nächſtgelegene Begzirkögeridt 
findet deshalb nur ftatt, wenn der Feſtgenommene es verlangt. Die 
ſes Gericht kann ihn nur dann, wenn es die Annahme, daß er af 
ber Flucht begriffen gewefen ſei, als unrichtig erkennt, nicht aber aud 
aus andern Gründen freilaffen. In Art. 43 Abſ. 2 wird, ba es id 
in diefem ganzen Abfchnitte überhaupt nur von der Unterjuhung® 
nicht auch von der Strafhaft handelt, vorausgeſetzt, daß das Urtheil 
noch nicht rechtskräftig if. Da jedoch das Geſetz ſchon im diem 
Falle den Polizeibehörben u. f. w. geftattet, den Verurtheilten chi 
richterlichen Befehl feftzunehmen, fo muß ihnen diefe Befugniß nad xt 
Natur der Sache um fo mehr au dann zuftehen, wenn das Urtbeil 
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bereit® die Rechtskraft befehritten hat. Nur ift im letztern Falle eine 
richterlihe Anordnung in dem in Art. 43 Abſ. 2 bezeichneten Sinne 
nicht erforderlich, da e8 fih nur mehr um ben Vollzug einer rechte: 
räftig verhängten Gefängnifftrafe handelt. 

Art. 44 gejtattet die proviforifche Feſtnahme wegen jeber jtraf- 
baren Handlung, alfo auch wegen bloßer Webertretungen und felbft in 
dem Falle, daß die Handlung nur mit Gelditrafe bebroht ift, und gegen. 
jede Perſon, insbefondere ohne Rüdficht darauf, ob diefelbe zu den in 
Art. 40 Abf. 1 bezeichneten gehört oder nicht, unter der Voraus— 
feßung, daß bie betreffende Perſon auf frifcher That betreten wird und 
daß außerdem entmweber biefelbe fich über ihre Perfon nicht befriedigend 
auszuweiſen vermag ober die Feſtnahme nothwendig ift, um die Fort: 
feßung der ftrafbaren Handlung zu verhindern. Eine Beſtimmung 
barüber, was unter Betreten auf friſcher That zu verftehen fei, findet ſich 
in ber biesjeitigen Geſetzgebung nicht, wohl aber in Art, 41 der in 
der Pfalz geltenden Strafprogeßordnung. Hiernad ift eine auf frifcher 
That entbedte ftrafbare Handlung (fagrant delit) diejenige, welche 
im Augenblide verübt wird oder fo eben erft verübt worden ift, und 
es fol außerdem als foldye angejehen werden, wenn Jemand durch ben 
Öffentlihen Ruf als Urheber einer ftrafbaren Handlung verfolgt ober 
in Befige von Effekten, Waffen, Werkzeugen oder Papieren betroffen 
wird, weldhe wider ihn den Verdacht begründen, daß er ber Urheber 
ber ftrafbaren Handlung jei oder daran Theil genommen habe, verauss 
gefegt in diefen Fällen, daß dies zu einer der That naheliegenden Zeit 
geſchieht. Diefe Beftimmung entfpridyt ganz dem, was man aud im 
gewöhnlichen Leben unter Betreten auf frifcher That verfteht. Darüber, 
wie ſich der Betretene über feine Perſon auszuweifen bat, ift im Ger 
fege nichts gefagt, da dies auf fehr verſchiedene Weife geſchehen Tann, 
durch Vorzeigen von Legitimationspapieren, durch Berufen auf zuverz 
läſſige Perfonen, die leicht fofort befragt werden können u. dgl. Das 
Geſetz geltattet im Falle des Betretens auf frifcher That bie proviforifche 
Feſtnahme aud dann, wenn fie nothwendig ift, um die Fortſetzung 
der ftrafbaren Handlung zu verhindern. Zu dem Zwecke, eine Wie: 
berholung der jtrafbaren Handlung zu verhindern, ift diefelbe mit: 
hin nicht geftattet. Die Entfcheidung darüber, ob die Feſtnahme noth— 
wendig ift, um die Fortſetzung ber jtrafbaren Handlung zu verhindern, 
bat das Gefeb dem vernünftigen Ermefjen der PBolizeiorgane überlaflen, 
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ba ſich hierüber nähere Beftimmungen bei der aufßerorbentlichen Der: 
fhiebenheit der Fälle nicht geben laffen. Dabei wurde jedech als 
jelöfiverjtänblih angenommen, daß die Feſtnahme bei ganz geringfügt- 
gen Handlungen, bei denen feine eigentliche Gefährdung der öffentligen 
Ordnung oder Sicherheit zu befürchten ift, nicht am Platze, vielmehr 
häufig nur geeignet fei, gröbere Ercefje oder Konflikte berbeizuführen. 
Hiernach wird 5. DB. die Feſtnahme von befannten Perſonen, welcht 
nad) der Polizeiftunde in einen Wirtbshaufe betreten werden, obgleich 
fie das Wirthshaus nicht verlaffen wollen, dann nicht am Plate fein, 
wenn nicht zugleich fonftige Erceffe zu befürchten find. Dagegen ift 
bei ernftlichen Straßen: und Wirthshauserceffen die Feſtnahme vol: 
fommen gerechtfertigt, wenn biefelbe nothwendig erfdeint, um den Er: 
ceffen ein Ende zu machen. Eben fo find, wie aud das k. Staat: 
minijterium des Innern in einer im &inverftändniffe mit dem Eal. 
Staatsminifterium der Juſtiz am 13. Auguft 1864 an das k. Gar 
darmerie-Corps⸗Commando erlaffenen Entfchliegung ausgeſprochen bat, 
Bettler und Landſtreicher, die auf frifher That betreten werden, und 
zwar felbft dann, wenn fie ſich über ihre Perfon ausmeijen, proviſe— 
riſch feftzunehmen, da fonft die Fortſetzung der ftrafbaren Handlung zu 
gewärtigen ift. Schwierigkeit macht hiebei in Bezug auf die Land: 
ftreicher im einzelnen Falle nur die Frage, ob ber Betretene mirflid 
ein Landſtreicher ſei. In diefer Beziehung bemerkt die angeführte 
Entſchließung unter Berweifung auf Art. 88 des Polizeiſtrafgeſetzbuch 
Ob Jemand ohne beftimmten Wohnfig oder mit Berlaffung feines 
Wohnorts geſchäfts- und arbeitslos umherzieht, fei im einzelnen Falle 
nicht ſchwer zu ermeffen und bedürfe daher einer Erläuterung nidt. 
Ob der von Geſetze geforderte Nachweis des Beſitzes der Mittel zum 
reblichen Unterhafte geliefert fei, habe der Gendarm nad den im Be 
fite des Angebaltenen befindlichen Mitteln im Zufammenbalte mit den 
andern Umftänden des Falles, insbefondere der Entfernung des Driet, 
wo der Angehaltene mit Grund Arbeit zu finden glaubt und ber bier: 
nach vorliegenden Möglichkeit, diefen Ort ohne Betteln ober fonftige 
Geſetzesverletzung zu erreichen, zu bemeſſen und biebei zugleich zu er: 
wägen, ob nad der Beſchaffenheit des Falles die im Befige des Ar 
gehaltenen befindlichen Gelbmittel, Werthpapiere und ſonſtigen Sachen 
nicht mit Grund den Verdacht des unrechtmäßigen Beſitzes erregen 
Der andere geſetzlich zugelaffene Ausweis, Auffuhung einer Gelegenheit 
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zur Erlangung der Mittel zum vreblichen Unterhalte, fei namentlich 
mit Rüdfiht auf den Zeitraum, während weldher der Angehaltene bie: 
ber nicht ausweislidy in Arbeit oder Beſchäftigung geſtanden ift, dann 
auf die jeweilig gegebene Möglichkeit, entjprechende Beichäftigung zu 
finden, fowie auf die von dem Angebaltenen eingefhlagene Route und 
den Drt des Betretens zu würdigen. Bei umfichtiger Würbigung 
aller dieſer Umftände und gleichzeitiger Inbetrachtnahme ber ganzen 
Erſcheinung des Angehaltenen, feiner Effekten, Ausmeispapiere n. ſ. w. 
werde der harmloſe Wanderer und ber feiner Beichäftigung nachgehende 
rebliche Arbeiter recht wohl von dem Pandftreicher unterfchieden wer: 
den fönnen — Wenn der Grund, aus dem eine proviforifdhe 
Teftnahme der hier in Rede ftehenden Art vorgenommen wurbe, weg: 
fällt, nämlich der Feſtgenommene fi über feine Perfon befriedigend 
ausmweist beziehungsmeife eine Fortſetzung der ftrafbaren Handlung nicht 
mehr zu befürchten ift, während fi der Feſtgenommene noch in den 
Händen der Polizei befindet, fo bat diefe ihn felbit fofort wieder frei: 
zugeben, Geſchieht dies nicht, jo muß fie ihn ohne Verzug dem zu: 
ftändigen Staatsanmwalte, Unterfuhungsrichter oder Cingelnrichter vor: 
führen oder vorführen laffen. Der Unterſuchungs- oder Einzelnrichter kann 
den ihm in folder Weife Vorgeführten wegen jeber jtrafbaren Handlung, 
alfe auch in ſolchen Fällen, in denen Unterfuhungshaft ſonſt nicht ge: 
rechtfertigt ift, in Haft nehmen, jedeb wenn er blos feftgenemmen 
wurde, weil er fidy über jeine Perfon nicht befriedigend auszuweiſen 
vermochte, nur auf fo Lange, bis er ſich über feine Perfon befriedigend 
andweist, und, wenn bie Feſtnahme nur ftattgefunden bat, um bie 
Fortfegung der ftrafbaren Handlung zu verhindern, auf höchſtens vier 
und zwanzig Stunden. Diefe Beſchränkungen greifen natürlich, wie ſich 
auch aus der Faffung des Art. 44 ergibt, dann nicht Plag, wenn der 
Feftgenommene einer That verdächtig ift, wegen welcher, abgefehen von 
den Fragen bes Ausweifes über feine Perſon und ber Fortfegung der 
firafbaren Handlung, ſchon ohnedies Unterfuhungshaft einzutreten bat 
ober doch eintreten fan, indem in dieſem Falle nah Maßgabe ber 
bezüglichen gefeßlichen Beftimmungen zu verfahren ift. Eben fo ver: 
fteht es fi von ſelbſt, daß Art. 44 an jenen ftrafprozekgefeglichen 
und organifhen Beitimmungen, nad welchen die Polizei und ihre Or: 
gane bei Berübung ftrafbarer Handlungen unter gewiffen Voraus: 
feßungen das Recht und die Pflicht bes eriten Zugriffes baben und 
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bemzufolge die der That Verbächtigen feftzunehmen und ber zuftänbigen 
Unterfuchungsbehörbe vorzuführen nicht nur beredtigt, fondern ſogar 
verpflichtet find, im Allgemeinen nichts geändert hat. Dieſe Beftim: 
mungen und die daraus fi ergebenden Befugniffe und Verpflichtungen 
ftehen mit Art. 44 und dem durch benfelben der Polizei für einen 
bejtimmten Fall eingeräumten Nechte im Allgemeinen nit im Wiber: 
ſpruche und find deshalb auch durd Art. 52 nicht aufgehoben, fonbern 
nur infoweit mobifizirt, daß auf Grund berjelben eine Feſtnahme und 
Verhaftung in denjenigen Fällen nicht mehr ftattbaft erfcheint, in wel— 
hen Unterfuhungshaft nad den jebt geltenden Beftimmungen nicht 
eintreten darf. — Die übrigen Beftimmungen ber Art. 38—44 be- 
dürfen Feiner Erläuterung. 


Art. 45. 


Der auf Befehl des Unterfuchungsricters oder eine Ein- 
z3elnrichters in Unterfuhungshaft Gebrachte hat das Hecht, fi) jeden 
Augenblick wegen feiner Verhaftung beim Bezirksgerichte zu be- 
fchweren und feine Freilaſſung zu verlangen. Er kann die Be— 
fchwerde fchriftlich felbi oder durch einen Anwalt oder fonfligen 
Bevollmächtigten einreichen, oder dem Gerichtfchreiber (Sekretär) 
des Bezicks- beziehungsweife Einzelngerichtes zu Protokoll geben. 
Das Bezirksgericht entfcheidet darüber in geheimer Sitzung nad) 
(chriftlicher oder mündlicher Vernehmung des Stoatsanwalts. Ein 
Rechtsmittel iſt gegen diefe Entfcheidung nicht zuläfig. 

Hat auf den Grund der Beflimmungen des Art. 43 ein 
Bezirksgericht die Verhaftung eines durch dasfelbe zu einer Ge- 
fängniffirafe Werurtheilten angeordnet, fo flieht Lehterem hiegegen 
die Berufung an das Appellationsgericht dann zu, wenn er 
auch in der Hauptfache Berufung eingelegt hat und über dieſe 
noch nicht entichieden if. Das Appellationsgericht kann in einem 
folchen Salle felbfi vor Verhandlung der hauptſache durch einen 
nach fchriftlicher oder mündlicher Vernehmung des Oberflaatsan- 
waltes in geheimer Sigung zu erlaffenden Beſchluß die Unter- 
fuchungshaft aufheben, wenn es Ddiefelbe nicht für angemeflen er- 
achtet. In allen übrigen Fällen find Kechtsmitlel gegen die auf 
den Grund der Beſtimmungen des Art. 43 erlaffenen Verfügungen 


nicht gefattet. 
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Die in Gemäßheit der Beflimmungen des gegenwärtigen Ar- 
tikels Aattfindenden Verhandlungen find tar- und flempelfrei. 

Vorftehender Artikel räumt nur beftimmten Klaffen von Ver: 
bafteten das Recht ein, wegen ihrer Verhaftung Beſchwerde zu führen 
beziehungsweife Berufung zu ergreifen. Denjenigen, welche nach durch— 
geführter Vorunterfuhung auf Anordnung bes Gerichts, das ihre Ver: 
weijung erfannt bat, verhaftet wurden, dann benjenigen, welche auf 
den Grund des Art. 43 von einem Appellations: oder einem Schwur: 
gerichte oder aud von einem Bezirksgerichte, jedoch nad vorausgegan: 
gener Verurtheilung durch ein Appellations- oder Schwurgericht, fo 
daß alfo in der Hauptfahe Berufung an das Appellationsgericht nicht 
zuläffig ift, in Haft genommen wurden, ftebt ein ſolches Recht nicht 
zu. Allerdings kann der Verhaftete auch in manchen bdiefer Fälle eine 
Beſchwerde über feine Verhaftung an das höhere Gericht dadurch brine 
gen, daß er gegen das in der Sache ſelbſt ergangene Erkenntniß, auf 
welches Sich feine Verhaftung gründet, ein ihm zuftchendes Nechtsmittel, 
3. B. in dem Falle, daß er auf Grund ber VBorfchrift des Art. 39 
verhaftet wurde, gegen das Verweiſungserkenntniß Nichtigkeitsbefchwerbe 
ergreift. In diefem Falle handelt es fich aber nicht um eine felbftftändige 
Beichwerde wegen der Verhaftung, wovon in Art. 45 allein die Rebe 
ift, und es kann deshalb über die Haftfrage auch nicht jelbftftändig, 
ſondern nur in Konfequenz der Entſcheidung über die Sadye felbit ent 
ihieden werden, — Weder der Beichuldigte noch deſſen Anwalt oder 
jonftiger Bevollmädytigte find befugt, zum Zwede einer zu erhebenden 
derartigen Beſchwerde Ginfiht von den Unterfuhungsakten zu nehmen. 
— Das in Abi. 2 dem Berurtbeilten wegen jeiner Verhaftung eins 
geräumte Berufungsrecht ift an feine Frift gebunden und ber DVerur- 
theilte Tann, vorausgefeht, daß er innerhalb ber gefeglichen Frift im 
der Hauptſache Berufung eingelegt hat, von demfelben bis zur Ents 
iheidung der Hauptfahe Gebraudy machen. — Iſt eine vom Verhaf— 
teten wegen feiner Verhaftung eingelegte Beſchwerde abgewiefen wor: 
den, jo hindert ihn dies nicht, feine Beſchwerde fpäter zu erneuern, 


Art. 46. 


Der in Haft Genommene kann aud) Sreilaffung gegen Sicher- 
heitsleiflung verlangen, ausgenommen, wenn die Verhaftung auf 
Grund der Art. 35 oder 39 oder Deshalb angeordnet if, weil 
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eine die Ermiltlung der Wahrheit hindernde Einwirkung auf Mit- 
befcyuldigte oder Beugen flattgefunden hat. 

Dem Gefuche muß entſprochen werden, wenn im betreffenden 
Falle die Verhaftung einer der im Art. 40 Abf. 1 bezeichneten 
Perfonen nicht zuläffig gewelen wäre. In allen andern fällen if 
es dem Gerichte überlaffen, nach forgfältiger Erwägung aller Am- 
flände und der perfönlichen BEINE dem Geſuche zu entfprechen 
oder dasfelbe abzuweifen. 

Die Entfheidung flieht dem beireffenden Bezirksgerichte und, 
wenn die Unterfuhungshaft von einem Eimelnrichter angeordnet 
wurde, diefem felbft zu. Das Gericht entfcheidet in geheimer Sitzung 
nach fhriftlicher oder mündlicher Wernehmung des Stantsanwaltes. 
Wird dem Geſuche entfprochen,, fo beflimmt das Gericht zugleich 
die Summe, für welche Sicherheit zu leiften if. Diefelbe darf, wenn 
die Derhafiung wegen Verbrechens erfolgt if, nicht unter 500 und 
nicht über 10,000 fl. beiragen. If die Verhaftung wegen eines 
mit mehr als zwei Jahren Gefängnißſtrafe bedrohten Vergehens 
erfolgt, fo ift die Summe, für welche Sicherheit zu leiften ift, zwi- 
ſchen 300 und 5000 fl., bei geringeren Vergehen zwilchen 150 und 
2000 fl. fezufeßen. Bei Mebertretungen ift die Summe der zu 
leiftenden Sicherheit nach Verhältnig der Strafe, mit weicher die 
Mebertretung bedroht ifl, und unter Hinzufügung eines entfprechen- 
den Betrages für die muthmaßlichen Koften und den etwaigen 
Schadenserfah zu beſtimmen. 

Gegen den das Geſuch abweifenden Beſchluß, fowie zu dem 
Bwecke, um eine Minderung der feflgefeßten Sicherheitsfumme zu 
bewirken, ift dann, wenn die Haft vor erfolgter Verurtheilung an- 
geordnet wurde, immer, wenn die Verhaftung nad erfolgter Wer- 
urtheilung angeordnet wurde, aber nur in dem Salle, daß auch in 
der Hauptfache appellirt wurde, Berufung an das nähft höhere 
Gericht geftattet. Sehteres entfcheidet über die Berufung in gehei- 
mer Sitzung nach fehriftlicher oder mündlicher Bernehmung des 
Staatsanwaltes. Michtigkeitsbefchwerde ift nicht zuläffig. 

Die Sicherheit kann durch baare Erlegung des Betrages, 
durch Deponirung bayerifcher Stants- oder fonfliger volle Sicherheit 
gewährender Werthpapiere, durch Berpfändung von in Bayern 
gelegenen Immobilien oder durd Stellung eines zahlungsfähigen 
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Bürgen geleiftet werden. Meber die Annehmbarkeit der Sicher- 
heitsleiftung enticheidet das betreffende Gericht und es finden hie- 
gegen keine Rechtsmittel Ratt. 

Dem Kürgen flieht weder die Kechtswohlthat der Woraus- 
klagung noch beim Vorhandenſein mehrerer Bürgen die Rechtswohl- 
that der Theilung zu. 

Die Freilaſſung gegen Sicherheit hindert eine fpätere nod- 
malige Verhaftung nicht, wenn veränderte Werhältniffe eine ſolche 
nothwendig oder angemeflen erfcheinen laffen. Insbefondere bildet 
fie in den in Art. 43 aufgezählten Fällen kein Hinderniß, die Wer- 
haftung anzuordnen. IN jedoch im betreffenden Sale die Wer- 
haftung der in Art. 40 Abf. 1 bezeichneten Perfonen unzuläffig, 
fo kann aud eine fonftige Perion nicht verhaftet werden, wenn fie 
bereits früher eine der ihr zur Saft liegenden Chat entſprechende 
Sicherheit geleitet hat. 

Die in Gemäfheit der Abf. 3 und 4 flattfindenden Werhand- 
lungen find tar- und flempelfrei, die zur Stellung der Sicherheit 
erforderlichen Verhandlungen aber find tar- und flempelpflichtig. 

Borftehender Artikel handelt von dem Begehren um Freilaſſung 
gegen Sicherheitsleiftung. Abſ. 1 beſtimmt die Fälle, in denen ein 
ſolches Begehren nicht zuläflig ift. Bon diefen Fällen abgefeben kann 
jede, in Haft genommene Perjon, und zwar in jedem Stabium ber 
Unterfuhung, alfo nicht blos während der eigentlichen Vorunterſuchung, 
fondern audy nad erfolgter Vermeifung oder Verurtheilung bis zum 
Eintritte der Rechtskraft des Urtheils Freilaffung gegen Sicherheits: 
leiftung verlangen. Den folgenden Bejtimmungen liegt der Gedanke 
zu Grund, daß die in Gemäßheit des gegemmwärtigen Artifels geleitete 
Sicherheit die nämliche Garantie bietet, welche das Gefeg bei den in 
Art. AO Abſ. 1 bezeichneten Perjonen in deren perſönlichen BVerbält: 
niffen findet. Dem von einem zu biefen Perfonen nicht gehörigen 
Verhafleten gejtellten Gefudhe um Freilaffung gegen Sicherheitsleiftung 
muß deshalb entjpreden werden, wenn im betreffenden Falle die 
Berbaftung einer der im Art. 40 Abſ. 1 bezeichneten Perfonen nicht 
zuläfjig geweſen wäre, und ein zu dieſen Perſonen nicht Gchöriger, 
welcher eine der ihm zu Yaft liegenden That entſprechende Sicherheit 
geleiftet bat, kann ſpäter nur unter ben nämlichen VBorausfegungen 
nohmals verhaftet werden, unter denen auch die Verhaftung einer ber in 
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Art. 40 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen zuläffig if. Wird Freilaffung 
gegen Sicherheitsleiftung in einem Kalle nachgejuht, in welchem aud 
die Verhaftung einer in Art. 40 Abf. 1 bezeichneten Perfon zuläflig 
ift, jo fteht es in der Befugniß bes Gerichts, nad forgfältiger Gr: 
wägung aller Umjtände und der perfönlien Verhältniſſe des Berbaf- 
teten dem Geſuche zu entfpredhen oder dasfelbe abzumweifen. 

Das Geſuch um Freilaffung gegen Sicherheit ift in ber in Art. 
45 beftimmten Weife anzubringen. Die Entſcheidung fteht, von dem 
Valle, daß die Unterfuhungshaft von einem Kinzelnrichter angeordnet 
wurde, abgefehen, immer, alfo auch dann, wenn fie durch Befchluf 
eines Appellations: oder eines Schwurgerichtd angeordnet wurbe, dem 
betreffenden Bezirksgerichte, nämlich nad) Verſchiedenheit der Fälle 
demjenigen Bezirkögerichte zu, bei welchem die Unterfuhung anbängig 
oder welches zur Aburtbeilung in erfter Inftanz zuftändig ift oder 
welches an dem Orte, wo das Schwurgeridht gehalten wurde, feinen 
Sit hat. Die in Abſ. 4 gejtattete Berufung ift an feine Friſt ges 
bunden, weil auch das bier in Rede ftehende Gefuh, und zwar nid 
blo8 dann, wenn es abgewiejen, jondern aud dann, wenn eine nad 
der Anſicht des Verhafteten zu hohe Sicherheitsfumme feitgefegt wurde, 
jpäter immer wieder erneuert werben Fann. 

Abſ. 5 beftimmt, in welder Weife die Sicherheit geleiftet wer: 
ben Kann. Bei der Sicherheitsleiftung durd) Stellung eines Bürgen 
ift nur gefordert, daß der Bürge zahlungsfähig ſei. Damit ift dem 
Grmefjen des Gerichts der erforderlihe Spielraum aud für den Fall 
gewährt, daß bie Sicherheit durch Stellung eines auslindijchen Bürgen 
geleiftet werden will. Das Gericht hat nämlih in diefem Falle zu 
ermefjen, ob der als Bürge offerirte Ausländer genügende Sicherheit 
bietet und eintretenden Falles die Exekution gegen ihn durchführbar 
iſt. Bezüglid der Form, in welcher die Sicherheit zu leiften ift, find 
die bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen maßgebend, wobei namentlich 
nicht zu überfehen ift, daß die Art. 120, 121 Abi. 2, 122, 124 
und 125 des Code d’instruction ceriminelle noch in Wirkſamkeit 
beftehen. Ueber die Annebmbarkeit der Sicherheitsleiftung bat das— 
jenige Gericht zu entfcheiden, dem die Entſcheidung über das Geſuch 
um Freilaffung gegen Sicherheit in erfter Inſtanz zuftebt. 

Die Freilaffung gegen Sicherheitsleiftung hat immer nur einen 
proviforiihen Charakter, Sie hindert deshalb eine jpätere nochmalige 
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Verbaftung nicht, wenn veränderte Verhältnifie eine jolche nothwendig 
oder angemeſſen erfcheinen laſſen. Cine erſchöpfende Aufzählung ber 
Fälle, in denen eine ſpätere Berbaftung eintreten Tann, ift nicht mög: 
lich, da eine ſolche Verhaftung aus gar vielen und gar verfchiebenen 
Gründen fih als mothwendig oder zwedmäßig darftellen fann. Es 
fann ſich 3. B. im Laufe der Unterfuhung ergeben, daß die dem Be: 
ſchuldigten zur Laſt liegende Handlung, die man nur ale Vergeben 
betrachtete, die Merkmale eines Verbrechens oder body eines mit höhe: 
ver Strafe bedrohten Vergehens an fih trägt, oder es Tann einer ber 
in Art. 40 Abſ. 2 angegebenen Fälle eintreten u. dgl. Immer muß 
aber an dem oben bereit8 mitgetheilten Grundfage feitgehalten werben, 
daß ber zu den in Art. 40 Abſ. 1 bezeichneten Perfonen nicht Ge: 
börige, welcher eine der ihm zur Laft liegenden That entfprechende 
Sicherheit geleiftet hat, bezüglich der Zuläſſigkeit einer fpätern Berbaf: 
tung den in Art. AO Nbf. 1 bezeichneten Perfonen glei zu achten 
ift, mithin dann nicht verhaftet werden kann, wenn im betreffenden 
Falle die Verhaftung der in der angeführten Geſetzesſtelle bezeichneten 
Perfonen unzwläflig if. Er muß aber eine ber ihm im Augenblide, 
wo es fih um die nochmalige Berbhaftung handelt, zur Laſt liegenden 
That entſprechende Sicherheit geleiftet haben. Der Umftand, daß er 
Sicherheit geleiftet bat, hindert deshalb z. B. feine fpätere Verhaftung 
nicht, wenn er, weil man zur Zeit, wo es fih um feine Freilaſſung 
gegen Sicherheitsleiftung handelte, die ihm zu Laft liegende That blos 
als geringfügiges Vergehen betrachtete, nur eine Sicherheit von 200 
Gulden geleifiet hat, im Laufe der Unterfuhung fidy aber ergab, daß 
e8 ſich um ein Verbrehen oder doch um ein mit mehr als zweijäh— 
tiger Gefängnißftrafe bebrohtes Vergehen handelt. Der nur aus die: 
jem Grunde wieder verhaftele Befchuldigte kann aber natürlich neuer: 
dings Freilaffung gegen Sicherheitsleiftung verlangen und diefelbe muß 
ihm gegen Leiftung ber nunmehr erforberlihen höhern Sicherheit ges 
währt werben, wenn im betreffenden Falle die Verhaftung einer ber 
in Art, 40 Abſ. 1 bezeichneten Perfonen unzuläfjig gewefen wäre. 


Art. AT, 


Der Unterfuchungsrichter ifl, wenn er eine von ihm ange- 
ordnete Unterfuchungshaft nad) der Lage der Unterſuchung oder 
den Befultaten, welche diefelbe ergeben hat, für nicht er gerecht- 
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fertigt hält, befugt, den Berhafts- oder Berwahrungsbefeht zurük- 
zunehmen. 

Außerdem iſt das Bezirksgericht befugt, die von dem Ünter- 
fucdyungsrichter angeordnete Unterſuchungshaft nach vorheriger 
fchriftlicher oder mündlicher Vernehmung des Stantsanwalts von 
Amtswegen dann aufzuheben, wenn es diefelbe nad; den in den 
vorhergehenden Artikeln enthaltenen Befimmungen oder den Kı- 
fultaten, welche die Unterfuhung ergeben hat, nicht für gerchi- 
fertigt hält. 

Gleiche Befugniß ficht dem Werweifungsfenate des Appel- 
lationsgerichtes zu. Auch kann derfelbe in ſolchen Fällen, in wel- 
chen nach Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes Unterfuchungshef 
eintreten muß, die einflweilige Aufhebung derfelben nach fchriftlicer 
oder mündlicher VBernehmung des Oberſtaatsanwalis dann verfügen, 
wenn der körperliche oder geiflige Buftand des Verhafteten Diele 
unabweislic, nothwendig macht. 

Der ſtaſſationshof kann, wenn er ein Verweifungserkenntnif 
vernichtet und zugleich felbfi die geeignete Verfügung oder Wer- 
weifung ausfpricht, fowie dann, wenn er ein Strafurtheil vernichteh, 
zugleich die Haft des Angefchuldigten von Amtswegen aufheben, 
wenn er diefelbe nad) den nunmehrigen Berhältniffen oder ven b- 
treffenden gefeglichen Beftimmungen nicht für gerechtfertigt hält. 

Das Geſetz hat fid) damit nit begnügt, den Verbafteten ın 
der Mehrzahl der Fälle das Recht einzuräumen, ſich über ibre Vet— 
baftung zu befhweren oder Freilaffung gegen Sicherbeitsleiftung p 
verlangen, fondern aud in den in Art. 47 angeführten File 
dem Unterfuchungsrichter und den bafelbft bezeichneten Gerichten die 
Befugniß gegeben, bie angeordnete Unterfuhungshaft von Amtéwegen 
aufzuheben. Nach dem Geifte des Geſetzes iſt übrigens damit dr 
Unterfuhungsrichtern und den Gerichten nicht blos ein Recht einge‘ 
räumt, fondern auch eine Verpflichtung auferlegt. Sie find nicht bles 
berechtigt, fondern nady dem Geifte des Geſetzes auch verpflichtet, die 
Unterfuchungsbaft dann aufzuheben, wenn diefelbe nach den in de 
vorhergehenden Artifeln enthaltenen Beſtimmungen oder nach der Lage 
der Unterfuchung oder deren Nefultaten nicht oder nicht mehr geredt- 
fertigt erſcheint, alfo nicht blos dann, wenn eine Verhaftung in einem 
Falle, wo das Geſetz eine folche nicht geftattet, angeordnet wurde, jet 
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dern aud dann, wenn die Unterfuchung ergeben hat, daß bem Bes 
fchuldigten nur eine in geringerm Grade firafbare Handlung, als man 
früher annahm, zu Laft liegt, eine Kollufion nicht mehr zu befürchten 
iſt und dgl. Was die einzelnen Beitimmungen des Art. 47 betrifft, 
fo muß jene des zweiten Satzes des Abſ. 3, melde fi auf einen 
ganz bejondern Fall bezieht, getrennt von den übrigen ind Auge ge: 
faßt werben, Zu ben legtern ift Folgendes zu bemerken. Als jelbft- 
verſtändlich wurbe anerkannt, daß die in Abf. 1 bezeichnete Befugnik 
den Unterfuhungsrichtern in der Pfalz auch dann zufteht, wenn bie 
Berhaftung in denjenigen Fällen, wo das Geſetz dies geftattet, von 
dem Staatsprofurator oder einem Hilfsbeamten besfelben angeordnet 
wurde, weil deren Handlungen überhaupt nur einen provtfortfchen 
Charakter haben und dem. Unterfuhungsricdhter die Kognition über 
Alles, was diejelben vorgenonmen haben, zufteht. Abf. 2 ſpricht aus: 
drüdiih und, wie die Verhandlungen beweifen, abfihtlih nur von ber 
durh den Lnterfuchungsrichter angeordneten Unterfuhungshaft. In 
meinem zweiten VBortrage über das Einführungsgejeb habe ih nämlich 
(Beil. Band II Seite 373) ausbrüdlid beantragt, in Abf. 2 vor dem 
Worte „Unterjuhungshaft” die Worte „von einem Unterfuchungsrichter 
angeordnete“ einzufchalten, und zur Motivirung biefes Antrags bes 
merkt, Abf. 2 beziehe fih nur auf die eigentliche Unterfuhungshaft, 
d. h. auf den Fall, daß während der Vorunterfuchung die Unter: 
fuhungshaft dur den Unterjuhungsrichter angeorbnet wurde. Diefem 
Antrage wurde zugeitimmt, ohne daß von irgend einer Seite gegen 
denjelben oder deſſen Motivirung etwas erinnert wurde, Hieraus er: 
gibt fi, daß die Anficht von Riſch (Seite 261 Note 1), die Bes 
zirkögerichte jeien in Gemäßheit des Art. 47 Abf.2 auch befugt, eine 
auf Grund bes Art. 41 Abi. 2 nah erfolgter Verweiſung verfügte 
Berhaftung fofort und bevor noch die Sache zur öffentlihen Verband: 
kung gelommen ift, durch Rathskammerbeſchluß wieder aufzuheben, nicht 
nur dem Haren Wortlaute des Geſetzes, das ausdrücklich nur von einer 
vom Unterfuhungsrichter angeordneten Unterfuchungshaft ſpricht, fondern 
aud) der Abficht des Geſetzgebers widerfpridt. Der Fall, wo das 
Bezirksgericht nach gefchloffener VBorunterfuhung und erfolgter Berwei- 
fung, aljo, wie angenommen werden muß, unter genauer Würdigung 
aller Verhältniſſe durch Kollegialbefhluß die Verhaftung verfügt bat, 
ift auch von dem Falle einer durch den Unterfuchungsrichter angeorbds 
26° 
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neten Unterfuhungshaft wejentlich verſchieden. Auch Art. 45 behandelt 
deshalb diefe Fälle nicht im gleicher Weife, indem er dem Vechafteten 
wohl im zweiten, nicht aber auch im erjten Falle ein WBefchmwerdereht 
einräumt. Der in Gemäßbeit des Art. 41 Abf. 2 Verhaftete kam 
allerdings fofort und vor Verhandlung der Sache Treilaffung 
Sicherheitöleiftung verlangen. Hieraus kann jedoch nichts zu Gumfen 
der von Rifch vertretenen Anfidyt gefolgert werden. Durch die Ki 
ftung der im Geſetze bejtimmten Sicherheit wird der Sachverhalt fr 
wohl überhaupt, als insbefondere binfichtlich derjenigen Perfonen, meld 
zu den in Art. 40 Abſ. 1 bezeichneten nicht gebören, geändert. fer 
tere erlangen baburd biefelben Mechte, wie die in Art. 40 Abi. 1 
bezeichneten Perfonen. Deshalb muß dem Verbafteten in jedem Str 
dium der Unterfuhung bis zum Gintritte der Mechtöfraft des Urtbeilt 
und ohne Rückſicht darauf, wer die Haft angeordnet hat, gejtattet fein, 
den Antrag auf Freilaſſung gegen Sicyerheitsleiftung zu ſiellen 
Namentlid muß er biezu in dem bier vorausgeſetzten Falle beredtigt 
fein, weil Perfonen, die zu ben in Art. 40 Abſ. 1 bezeichneten gr 
hören, in Gemäßheit bes Art. 41 Mbf. 2 überhaupt nicht verhaftet 
werden können, den übrigen Perfonen nah dem Geifte des Gefehet 
mithin geftattet fein muß, jeden Augenblick durch Leiftung von Eicer: 
heit das gleihe Recht zu erlangen. Uebrigens verfteht es fid ven 
felbft, daß die Bezirksgerichte und die Appellationsgeridzte allerdingt 
dann, wenn fie nad ftattgehabter Verhandlung in der Suche felbit er 
fennen, aud eine früher angeordnete Verhaftung, gleihgiltig von wen 
und warn fie verfügt wurde, aufbeben können. Dies im Geſetze auf 
brüdli zu beſtimmen, erſchien jebod nicht nöthig, weil im dieſen 
Halle die Haftfrage nur einen Nebenpunkt bildet, das in der Hau: 
fache zujtändige Gericht aber nach allgemeinen Grundfägen auch bezig‘ 
lid der Nebenpunfte zuftindig ift, wenn das Geſetz nicht anders be— 
ftimmt. Von diefem Falle ift jedoch der oben beſprochene, wo es ſit 
um eine reilaffung vor ftattgehabter Verhandlung der Sache handell 
wie nicht näber ausgeführt zu werden braucht, wefentlich verſchieden 
Im erften Sabe des Abf. 3 ift natürlich vorausgeſetzt, daß der 
Verweifungsjenat des Nppellationsgerichte nach Mafaabe der einfhli 
gigen ſtrafprozeßgeſetzlichen Beſtimmungen mit der Sache befaßt iſt 
Die Vorlage ber Akten zum Zwecke ber Prüfung einer Verhaftung pP 
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verlangen und jobann lediglich über bie angeordnete Haft eine Ver: 
fügung zu erlaffen, ſteht ihm nicht zu. 

Nach Abf. 4 iſt der Kaffationshof nur berechtigt, nicht auch 
verpflichtet, die Haft des Angefchuldigten aufzuheben, Trotzdem verfteht 
BO aber von ſelbſt, daß er die Haft dann aufheben muß, wenn 
diefelbe nah der jebigen Lage der Sache als geſetzlich unzuläſſig 
erſcheint. 

Ein ganz beſonderer Fall iſt im zweiten Satze des Abſ. 3 vor⸗ 
geſehen. Hier wird nämlich vorausgeſetzt, daß in einem Falle, in dem 
nad geſetzlicher Vorſchrift Unterſuchungshaft eintreten muß, alſo in 
einem der in Art. 38 und 39 vorgeſehenen Fälle, der körperliche ober 
geiftige Zuftand bes DVerhafteten deſſen Freilaſſung unabweislid noth: 
wendig macht. In diefem alle ift der Bermweifungsjenat des Appel: 
lationsgerichts, dem zu biefem Behufe bie Aften vorzulegen find, be: 
fugt, nady vorheriger Vernehmung des Oberftaatsanwalts bie Unter: 
ſuchungshaft einftweilen, nämlich auf fo lange, al® der die Freilaffung 
nothwendig machende Zuftand des Angefchuldigten dauert, aufzuheben. 


Art, 48, 


In der Pfalz muß, wenn es fih um die Sreilaffung eines 
Derhafieten handelt, der in der Sache aufgetretenen Civilpartei 
Mittheilung gemacht und Gelegenheit gegeben werden, ihre Erin- 
nerungen vorzubringen. Hechtsmittel fichen der Eivilpartei jedoch 
nicht zu. Wird die Sreilaffung gegen Sicherheitsleiftung geftattet, 
fo ift bei Feſtſetzung der Sicherheitsfumme auf die Anfprüche der 
aufgetretenen Eivilpartei geeignete Rückſicht zu nehmen. 


Die Vorſchrift diefes Artikels findet nur dann Anwendung, 
wenn der Deichädigte in ber durch die pfälzifche Strafprogehorbnung 
vorgefcpriebenen Weiſe förmlich als Givilpartei aufgetreten ift. Im 
welcher Weife die vorgefchriebene Mittheilung zu machen ift, bat das 
Geſetz nicht beftimmt. Es genügt aljo, wenn überhaupt nur erſichtlich 
ift, daß bie vorgefchriebene Mittheilung gemacht wurde. Zweckmäßig 
wird es fein, ber Givilpartei zur Abgabe ihrer Grinnerungen eine 
angemeflene Frift zu ſezen. Daß die Vorſchrift des Art. 48 nicht 
bles dann, wenn ber Verhaftete um #reilaffung gegen Sicherheits 
leiftung nachſucht, fondern in allen Fällen, wo es fi um bie Frei⸗ 
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laffung eines PVerbafteten handelt, Platz greift, ergibt fih aus ber 
Faſſung des Artikels. 


Art. 49. 


Die nad) Maßgabe der Geſtimmungen des gegenwärtigen &- 
fees angeordnete Sreilaflung eines Befchuldigten hindert Den Sr- 
fchädigten nicht, für feine Anfprüdhe alle Sicherheitsmaßregeln zu 
ergreifen, welche nach fonftigen Geſetzen zuläffig find. 

Diefer Artikel jpricht von den Beſchädigten überhaupt und bat 
namentlich die nad den Civil: und Civilprozeßgeſetzen zuläffigen Eicher: 
heitsmaßregeln, wie Arreftanlage und dgl., im Auge. 


Art. 50. 


Wird der gegen Sicherheit in Freiheit Gefeßte im Laufe der 
Unterfuhung oder nach ergangenem Urtheile wieder verhaftet, fo 
erlifcht damit die geleiftete Sicherheit. 

Außerdem erlifcht die Sicherheit, wenn das Werfahren einge- 
geflellt oder der Beſchuldigle freigefprochen worden ifl, oder wenn 
er dem gegen ihn ergangenen Urtheile Genüge geleiftet hat. 

Die Burücgabe der hinterlegten Beträge oder Werthpapiert 
und die Löfhung der gefchehenen Hnpothekeinträge findet auf amt- 
liches Beugniß des betreffenden Gerichts- oder Unterfuchungs- 
richters flat. 


Art. 51. 


Leiftet derjenige, welcher gegen Sicherheitsleiftung in Freiheit 
gefegt worden ifl, dem gegen ihn ergangenen Artheile nicht Genüge, 
fo haftet die Sicherheit vorerfti für die Aoften, fodann für die dem 
Beſchädigten etwa gebührende Entfchädigung, und zwar hiefür felbfl 
in dem Salle, daß der Befchädigte nicht als Eivilpartei aufgetreten 
ift, und endlich für die Geldfirafe. Der eiwaige Ueberſchuß ift der 
Staatskaffe verfallen. 

Borftehende Artikel enthalten im Anſchluſſe an Art. 46 bie er 
forderlichen Beftimmungen über die Beendigung ber Sicherheitsleiſtung 
und zwar beftimmt Art. 50, in welden Fällen die Sicherheit erlifcht, 
während Art. 51 angibt, im welchen Fällen diefelbe als verwirft zu 
betrachten ift. 


Einführungsgefeß, Artikel 560—51. 407 


Nah Art. 50 Abi. 1 erlifcht die Sicherheit daburd, daß ber 
gegen Sicherheit in Freiheit Geſetzte, ſei es im Yaufe ber Unterſuchung 
oder nad) ergangenem Urtheile, wieder verhaftet wird. Die bloße 
Erlafjung eines neuen Verhaftbefehls hat natürlich diefe Wirkung noch 
nicht, ſondern der Betreffende muß wirflid verhaftet worben fein. 
Iſt Letzteres aber geſchehen, fo ift die Sicherheit damit erloſchen und 
diefelbe kann, jaUs der Verhaftete fpäter entweicht, nicht in Anfpruch 
genommen werden, und zwar felbit dann nicht, wenn fie zur Zeit ber 
Entweichung ned, nicht formell freigegeben war. Abf. 1 madht zwi: 
ſchen der Berbaftung im Laufe der Unterfuchung und jener nad er: 
gangenem Urtheile feinen Unterſchied. Die Sicherheit ift mithin im 
Falle der Verurtheilung zu einer Freibeitsftrafe erloſchen, fobald ber 
Berurtheilte die Strafe angetreten hat, und es barf aus ben Schluß: 
worten des Abſ. 2 nicht gefelgert werden, daß dieſe Wirkung erjt 
mit vollftändiger Grjtehung der Strafe eintrete. Dagegen erlifcht, 
wenn der Beſchuldigte zu einer Geldftrafe verurtheilt wurde, die Si— 
cherheit erjt mit volljtändiger Zahlung der Strafe und der Koften fo 
wie der vom Strafrichter etwa zuerfannten Entſchädigung, und es kann 
fich, wenn die Sicherheit durch Stellung cines Bürgen geleiftet wurbe, 
der legtere der Zahlung nicht deshalb entziehen, weil man der Perfon 
des Verurtheilten habhaft werden und die bei ihm nicht einzutreibende 
Geldſtrafe durch Umwandlung in Freibeitsftrafe vollziehen kann. Alfer: 
dings wollte der Gefehgebungsausihuß der Kammer der Abgeorbneten 
eine Beftimmung, wornad der Bürge in einem foldhen Falle zur Zab: 
lung nicht folle angehalten werden können, in das Geſetz aufnehmen. 
Der Geſetzgebungsausſchuß der Kammer der Neidysräthe trat jedody 
diefem Vorfchlage nicht bei, worauf auch der Ausfhuß der Kammer 
der Abgeordneten nicht weiter anf demjelben bebarrte. In Abſ. 2 ift 
natürlid vorausgefebt, dag der Cinftellungsbefhluß oder das freifpres 
chende Erkenntniß die Nechtsfraft befchritten haben. 

Rad Art. 51 verfällt die Sicherheit nur dadurch, daß der gegen 
Sicherheitsleiſtung in Freiheit Geſetzte dem gegen ihm ergangenen Ur: 
theile nicht Genüge Ieiftet. Es wird alfo ein zum Vollzuge reifes 
Urtheil verausgefeßt und ein früherer Ungehorfam, 3. B. das Nicht: 
erfcheinen bei ber Verhandlung, bat die Wirkung nicht, daß wegen 
besfelben die Sicherheit verfällt. Allein aud dadurch verfällt bie 
Sicherheit noch nicht, daß der gegen Sicherheitsleiftung in Freiheit 
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Geſetzte dem gegen ihn ergangenen Urtheile nicht freiwillig Genüge 
leiftet, 3. B. die gegen ihn erkannte Freiheitsſtrafe nicht freiwillig 
antritt. Die Sicherheit ift vielmehr nur dann verwirft, wenn derſelbe 
fi in der Abficht, den Bollzug des Urtheil® zu binbern, ber Gimwir: 
fung bes Gerichts dur Flucht oder dgl. entzieht. Iſt aber bie 
Sicherheit einmal in folder Weife verwirft, fo wird hieran dadurd 
nichts geändert, daß ber Werurtheilte fpäter durch Auslieferung, Auf: 
finden oder dgl. wieder in bie Gewalt des Gerichts kommt. 

Daß die Sicherheit verwirft fei, ift durch Gerichtsbefhluß aus: 
zujprechen. Für den Fall, daß mit berfelben nicht alle Anſprüche 
gebedt werben Können, beftimmt Art. 51 bie einzuhaltende Reihenfolge. 
Der etwaige Ueberfhuß ift, und zwar felbjt dann, wenn ein Dritter 
bie Sicherheit geleiftet hat, der Staatsfaffe verfallen. Iſt bie dem 
Beſchädigten gebührende Entſchädigung noch nicht feftgeftellt, jo hat 
berfelbe deren Feſtſtellung auf dem Eivilrechtswege zu bewirken. 


Art. 52, 


Alle mit den Vorfcriften der Art. 35 —51 im Widerfpruce 
fiehenden gefeglichen Beftimmungen, insbefondere die Art. 113, 114, 
115 Abf. 2, 116, 119— 122, 134— 140, 461 und 463 heil 
U des Strafgefegbucdes von 1813 und Art. 113—119, 121 Abf. 
1 und 126 des in der Pfalz geltenden Strafprozeßgeſetzbuches find 
aufgehoben. Die Art. 91, 94, 100, 129, 130 Abfag 2, 131, 
134, 193, 230 Abf. .2, 231—233, 239 und 506 des zuleht er- 
wähnten Geſetzbuchs find in Bukunft mit den aus den Seftimmun- 
gen der Art. 38—51 des gegenwärtigen Gefehes ſich ergebenden 
Befchränkungen und Abänderungen zu vollziehen. Insbeſondere 
werden die Vorfchriften des angeführten Geſetzbuches über Erlaffung 
von Seibverhaftsbefehlen, fowie alle darauf fi bezichenden Beflim- 
mungen für jene Fälle aufgehoben, im denen in Gemäßheit des 
gegenwärtigen Geſetzes eine Verhaftung des Befchuldigten nicht flatt 
findet. Unterbleibt in Folge deffen in einem falle, wo das Se- 
Zirkogericht die Mittheilung der Akten an den Generalfiaatspro- 
kurator verordnet, die Erlaffung eines feibverhaftobefehle, fo if 
in dem Beſchluſſe Die dem Beſchuldigten zu fafl liegende Chat aus- 
einander zu feßen und deren Eigenfchaft unter Anführung der auf 
diefelbe anwendbaren Strafbefliimmungen anzugeben. 


Einführungsgefeg, Artitel 53—54. 409 


Diefer Artikel hebt alle mit den BVBorfchriften ber Art. 38—51 
im Widerfprudhr ſtehenden Beftimmungen fowohl ber biesfeitigen ale 
der pfälziſchen Geſetzgebung auf, gleihgiltig ob die betreffenden Artikel 
bier befonder® angeführt find oder nicht. Beftimmungen, weldye mit 
ben Borfhriften der Art. 38— 51 nur zum Theile im Miberfpruce 
ſtehen, find natürlich nur jo weit, als dies der Fall ift, aufgehoben 
und nunmehr mit den aus diefen Borfehriften fich ergebenden Beſchrän⸗ 
tungen und Mbänderungen zu vollziehen. 

Nah Art. 134 des Code d’instruction ceriminelle bat das 
Bezirkögeriht, wenn es nach geſchloſſener Vorunterſuchung ben Be: 
Schuldigten eines Verbrechens hinreichend beunzeigt findet und bes 
halb die Mittheilung der Akten an den Generaljtaatsprofurator an: 
ordnet, gegen den Beſchuldigten immer zugleich einen Leibverhaftsbefehl 
(Befehl zu engerer Haft) zu erlaffen, welcher eine Darftellung der 
dem Beichuldigten zu Laft liegenden That enthält und biefelbe rechtlich 
qualifizirt. Diefe Borfchrift ift auch jetzt noch zu vollziehen, wenn 
ber Befchulbigte verhaftet ift oder das Bezirksgericht bei Anordnung 
der Mittheilung der Alten an den Oeneralftaatsprofurator zugleich 
befien Verhaftung zu verfügen für angemeffen hält. Andern Falls un: 
terbleibt natürlich jet die Erlaffung eines Yeibverbaftsbefehls und bie 
erwähnte Darfielung und Qualifitation find nunmehr in ben Beſchluß 
aufzunehmen, welcher die Mittheilung der Alten an den Generalftaate: 
profurator anorbnet. 


I. Wahrheitsbeweis in Berläumbungsfällen. 


Art. 53. 


Bezüglich des in Berläumdungsfällen gemäf Art. 259 des 
Strafgefehbuches zuläffigen Wahrheitsbeweifes gelten bie zum @r- 
fcheinen eines allgemeinen Gefegbuches über das Strafverfahren die 
Beftimmungen der folgenden Artikel. 


Art. 54. 


Beftcht die angebliche Berläumdbung in der Machrede einer als 
Verbrechen, Vergehen oder Mebertreiung firafbaren Chat, fa kann 
Der Beweis der Wahrheit diefer Machrede vorbehaltlid der in 
Art. 56 enthaltenen Beſtimmung nur auf Grund einer wegen jener 
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Chat erfolgten rechiskräftigen Werurtheilung des durch die Hadırede 
Betroffenen geführt werden. 


Art. 55. 


Liegt keine ſolche Werurtheilung vor, vermag jedoch der der 
Berläumdung Befchuldigte ſolche Schelfe anzugeben, welche geeignet 
fcheinen, eine Unterfuchung gegen den von ihm Vezichtigien zu 
veranlaffen, fo ift das Verfahren wegen Berläumdung einſtweilen 
auszufeßen. 

IN wegen der Berläumdung eine Vorunterfuhung eingelcite, 
fo hat der Belchuldigte dieſe Behelfe dem Mnterfuhungsricter in- 
nerhalb einer von diefem feflzufegenden Friſt bei Wermeidung des 
Ausfchluffes anzugeben. 

Diefe Sriſt if in einem Verhöre feſtzuſetzen, und darf nid! 
weniger als acht Tage beiragen. Der Unterfuchungsrichter if ver- 
pflichtet, hiebei den Beſchuldigten auf den durch vorfichende Keftim- 
mung angedrohten Kechtsnachtheil ausdrücklich aufmerkfam zu 
machen, und 25 muß dies im Protokolle bemerkt werden. 

IR der der Verläumdung Belculdigte ohne vorgängige Yor- 
unterfuchung fogleich zur öffentlichen Werhandlung vorgeladen wor- 
den, fo hat er bei Vermeidung des Ausfchluffes die im Ab. | 
bezeichneten Behelfe vor dem Schlufe ver öffentlichen Verhandlung 
anzugeben. 

Das Verfahren wegen Verläumdung ift fo lange auszufeben, 
bis entweder fehfteht, daß kein Grund zur Einleitung einer Anter- 
ſuchung gegen den durch die Machrede Betroffenen vorliege oder 
bis Die gegen denfelben eingeleitete Anterfuhung ihre Beendigung 
gefunden hat. Während dieſer Beit ruht die Werjährung rückſichl- 
lich der Anfchuldigung der Verläumdung. 


Art 56. 


Wenn die Chat, welche den Gegenfland der Machrede bildel, 
keine mit Strafe bedrohte oder wenn aus einem andern Grund 
die Einleitung reines Strafverfahrens gegen den durch die AUachtede 
Betroffenen unmöglich if, fo kann der Beweis der Wahrheil 
der Uachrede durch alle im Strafverfahren flatthaften Beweismittel 
geführt werden; dod if, wenn eine Worunterfuchung gegen den der 


Einführungsgefek, Artikel 53— 56. 411 


Yerläumdung Befchuldigten eingeleitet wurde, die Buläffigkeit diefes 
Beweifes dadurch bedingt, daß der Sefchuldigte dem Unterfuchungs- 
richter innerhalb einer Ausfchluffrifi die zu beweifenden Chatfachen 
und die hiefür fprechenden Beweismittel genau bezeichnet. 

Die Borfchrift des Art. 55 Abf. 3 findet auch hier An- 
wendung. 

Wurde der der Werläumdung Beſchuldigte ohne vorgängige 
Vorunterfuhung ſogleich zur öffentlichen Verhandlung vorgeladen, 
fo iſt die Buläffigheit des Wahrheitsbeweiles in den zur Buflän- 
digkeit der Schwurgerichte gehörigen Fällen dadurdy bedingt, daß 
der Befchuldigte wenigfiens fünf Tage vor dem zur Verhandlung 
beflimmten Lage 


1) eine genaue Aufflelung der zu beweifenden Chatfachen, 

2) Abfchrift der als Geweismittel dienenden Urkunden, 

3) die genaue Berzeichnung der Beugen, deren Abhörung er 
wünfcht, nach Mamen, Gewerbe und Wohnort 


in den £fandestheilen diesſeils des Üheins dem Gerichtsvorfigenden 
mittheilt, in der Pfalz aber dem Stanisprokurator fowie der elwa 
aufgetretenen Kivilpartei zuſtellen läßt, worauf fodann das weilere 
Verfahren nad Maßgabe der beftchenden Strafprozefigeieße einzu- 
Ireten hat. Bon den unter Biff. I— 3 bezeichneten Aktenftücen ifl 
in den Landesiheilen Ddiesfeits des Hheines durch den Gerichtsvor- 
figenden fowohl dem Stantsanwalte, als dem allenfallfigen Eivil- 
kläger, wo das Auftreten eines ſolchen flatthaft if, alsbald Alit- 
Iheilung zu machen. 


Gehört die Sache zur Buftändigkeit des Bezirkogerichts, fo 
müffen in dem in Abf. 3 angegebenen Sale die zu bemeifenden 
Chatfachen und die hiefür fprechenden Beweismittel durch den Be— 
fchuldigten vor dem Schluffe der öffentlichen Verhandlung angegeben 
werden. Dem Gerichte ſteht, falls es die angegebenen Chatfachen 
und bezeichneten Beweismittel für erheblich hält und leglere nicht 
fofort zur Hand find, frei, die Sache entweder jur Norbringung 
der Beweismittel in eine andere Sitzung zur verlagen oder zur 
Einleitung einer Vorunterfudhung an den Unterfuchungsrichter zu 
verweilen, 


412 Einführungsgefeß, Artilel 53— 57. 


Art. 57. 


Die Art. 11 und 12 des Gefehes vom 18. November 1849, 
das Berfahren bei Prefvergehen in der Pfalz beireffend, find auf- 
gehoben. 


Nach dem Strafgefeßbuche macht fid) der Verläumdung mur ber: 
jenige ſchuldig, welcher einen Andern einer That oder Thatſache der 
in Art. 257 bezeichneten Art in ber bafelbft angegebenen Abſich 
fälſchlich bezichtigt, und als fälfchlih gilt nah Art. 259 nur bie 
jenige Bezichtigung ober Nachrede, deren Wahrheit nicht in einer nad 
ben Beftimmungen bes Geſetzbuchs über das Strafverfahren zuläfigen 
Art nachgewiejen werben kann. Unzuläffig ift ber Beweis ber Wahr 
beit nur dann, wenn bie dem Andern beigemefjene Handlung mit 
Strafe bedroht und eine Freiſprechung besfelben erfolgt if. Da wir 
ein allgemeines Gefepbud über das Strafverfahren noch nicht haben, 
fo wurden bie bezüglich bes nad Obigem zuläffigen Wahrbeitsbemeiiet 
erforberlihen prozefjualen Beftimmungen einjtweilen in den Art. 54 
—56 getroffen. Hiebei wurden zwei Hauptfälle unterfchieben. Art. 
54 und 55 enthalten nämlich die erforderlihen Beftimmungen für den 
Fall, daß die angeblide Verläumdung in ber Nachrede einer vom 
Sefege mit Strafe bedrohten That befteht, bezüglich weldher eine Per: 
urtheilung entweder ſchon ergangen ift oder durd ein einzuleitendes 
Strafverfahren doc erwirft werben kann, während fih Art. 56 ani 
diejenigen Fälle bezicht, in benen eine dieſer VBorausfegungen fehlt, 
weil entweder die ben Gegenſtand der Nachrede bildende That fein 
mit Strafe bedrohte ober aus einem andern Grunde, z. B. wegen 
eingelretener Berjährung, mangelnden Antrags des Beſchädigten oder 
dgl., die Einleitung eines Strafverfahrens gegen den durch bie Nad- 
rebe Betroffenen unmöglich ift. Diefe Unterfcheibung weicht von jener 
des Art. 257 des Strafgeſetzbuchs in boppelter Beziehung ab, indem 
Art. 54 ben Fall, daß die angebliche Verläumdung in der Nachrede 
einer als Uebertretung ftrafbaren Handlung befteht, in bie erfte Ka 
tegorie ftellt, Art. 56 dagegen in allen Fällen Anwendung findet, in 
benen bie Einleitung eines Strafverfahrens gegen den durch bie Nach 
rede Betroffenen nicht möglich ift, wenn gleich bie angebliche VBerläum: 
bung in ber Nachrebe einer durch bie Strafgefege als Verbrechen oder 
Vergeben erflärten That befteht. Der Grund hievon liegt darin, weil 
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das in den Art. 54 u. 55 vorgezeichnete Verfahren darauf gerichtet 
ift, durch ein gegen den Bezichtigten eingeleitetes ftrafrechtliches Ber: 
fahren feftzuftellen, ob die Nachrede wahr oder falfch ift, ein ſolches 
Berfahren aber aud im Falle der Nachrede einer als Uebertretung 
ftrafbaren, den Angegriffenen übrigens dem Haſſe oder der Beratung 
feiner Mitbürger ausfetenden Handlung eingeleitet werben kann, 
roährend dies in manden Fällen, in denen es fi um eine durch 
die Strafgefebe als Verbrechen oder Vergeben erflärte That banbelt, 
3. B. bei eingeiretener Verjährung, nicht möglib ift, fo daß man ſich 
mit dem in Art. 56 vorgezeichneten Verfahren begnügen muß. 

Sodann wird unterfchieben, ob wegen ber Verläumbdung eine 
Borunterfuhung eingeleitet oder ber Befchuldigte fogleih zur üffent: 
lien Verhandlung vorgeladen worden ift, fowie in Art. 56 aud noch 
weiter darnach, ch bie Sahe zur AZujtändigkeit bes Schwurgerichts 
oder des Bezirksgerichts gehört. 

Die in den Art. 54—56 für biefe verjchiedenen Fälle enthal: 
tenen, in der Hauptfache den bezüglihen Beltimmungen bes Geſetzes 
vom 18. November 1849, das Verfahren bei Preßvergehen in ber 
Pfalz betreffend, und des Gefeges zum Schutze gegen den Mißbrauch 
ber Preffe vom 17. März 1850 nachgebildeten Vorſchriften find aus: 
führlich und Mar, fo daß ih mich auf folgende Bemerkungen bejchrän: 
fen kann. 

Die Vorfhrift, daß der Beſchuldigte, wenn wegen der Verläum— 
bung eine Verunterfuchung eingeleitet ift, feine Behelfe dem Unter: 
fuhungsricgter innerhalb einer von demfelben feftzufegenden Friſt an 
geben muß, hat lediglich den Zweck, dem Beſchuldigten die Möglichkeit 
zu nehmen, die Sache zu verfchleppen. Schon aus biefem Grunde, 
insbefondere aber aud deshalb, weil das Geſetz nur beftimmt, daß die 
Friſt nicht weniger als acht Tage betragen bürfe, und im Webrigen 
deren Feltfegung dem Ermeſſen des Unterfuchungsrichters überläßt, ift 
Lesterer befugt, nicht nur die feitgefeßte Friſt zu verlängern, ſondern 
auch nach Ablauf derfelben eine neue Frift zu bewilligen, wenn er ſich 
aus den Umſtänden überzeugt, daß der Beichuldigte feine Verfchleppung 
beabſichtigt, fondern bie feftgefehte Frift wirklich unzulänglich ift oder 
unzulänglid) war. Gleiche Befugniß fteht offenbar aud dem Gerichte 
zu. Hat derjenige, weldyer einem Andern eine mit Strafe bedrohte 
Handlung nachrebete, denfelben ſchon früher, ehe er wegen Verläumbung 
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in Unterfuhung genommen oder ihm vom Unterfuchungsrichter eine 
Friſt zur Angabe feiner Behelfe feftgefegt wurde, bei einer zuftändigen 
Behörde denungirt, jo ruht natürlich die Unterfuhung wegen Berläum: 
dung bis zur Beendigung der auf Grund diefer Denunziation einge 
leiteten oder einzuleitenden Unterfuchung '). 


IV. Einige Betimmungen in Betreff des Verfahrens in 
Prepitrafiachen. 


Art. 58, 


Die in Art. 35 des Strafgefegbuces bezeichnete Verfügung 
kann wegen des gefehwidrigen Inhalts eines Preferzeugnifles aud 
in den Füllen eintreten, wenn eine Derurtheilung nicht erfolgt oder 
eine Perfon, gegen welche eine Anklage gerichtet werden könnte, 
nicht gegeben if. 

febteres darf nur dann angenommen werden, wenn derjenige, 
welcher nach dem Geſetze ſtrafrechtlich haflbar wäre, dem Gerichte 
unbekannt geblieben iſt oder ſich dem Bereiche der Wirkfamkeit der 
bayeriſchen Strafgeſetze entzogen hat oder wegen eines im Alitte 
liegenden, die Strafbarkeit oder die Strafverfolgung ausfchliegenden 
Grundes (VI. und VII, Hauptflüh des Strafgefegbuches) nid 
Arafrechtlicdy verfolgt werden kann. 

Die in Abf. 1 bezeichnete Verfügung ift in dem erfleren der 
dort angeführten Fälle durd den Schwurgerichtshof, bezichungs- 
weife das mit der Aburiheilung befaßte Gericht, im leßteren 
durch dasjenige Gericht zu erlaffen, welches über die Verweilung 
zu enifheiden hat. Dem SBetheiligten fichen gegen dieſe Berfü- 
gung je nad der Eigenfchaft des Gerichtes, das fie erlaffen hal, 
die Rechtsmittel der Berufung oder NWichtigkeitsbefchwerde zu, ſo— 
wie die Wichtigkeitsbefchwerde gegen das die Berufung verwerfende 


) Verh. d. 8. d, Abe. v. 18%, Beil. Bd. IS. 125, 314 u 315 umd 
Beil,Bd. III S. 294, Verb. d. Gefepg.Ausih. d. K. d. Reichsräthe v. 18%, 
Beil. S. 442 u. 443. 
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Urtheil. Diefe Bechismittel find binnen vierzehn Lagen bei dem 
Gerichte, welches das Urtheil erlaffen hat, mündlich zu Protokoll 
oder fchriftlic anzumelden und auszuführen, If das Urtheil auf 
den Grund einer Verhandlung, zu welcher der Betheiligte vorge- 
laden war, erlaffen worden, fo läuft die erwähnte Sriſt, gleih- 
giltig ob der Betheiligte erichienen war oder nicht, vom Tage der 
Verkündung des Ürtheils, in den übrigen Fällen von dem Tage, 
an welchem die in Abf. 1 bezeichnete Verfügung im freisamts- 
blatte veröffentlicht oder dem BVetheiligten befonders kund gemacht, 
beziehungsweife, wenn es fih um ein auf Berufung gegen eine 
ſolche Verfügung erlaffenes Urtheil handelt, von dem Cage, an 
weldyem das die Berufung verwerfende Urtheil dem Betheiligten 
mitgetheilt wurde. 

Der durd Art. 2 des Ginführungsgefeges aufgehobene Art. 2 
des Geſetzes zum Schutze gegen den Mißbrauch der Preſſe vom 
17. März 1850 hat in Abſ. 1 bejtimmt, daß in jedem verurtbeilen: 
den Erfenntniffe zugleich die Unterbrüdung eder Vernichtung der für 
ſtrafbar erflärten Schrift oder bes für ftrafbar erkannten Theils ber: 
felben verfügt werden kann, ſoweit die Schrift oder der für firafbar 
erkannte Theil nicht in Privatbefig übergegangen if, Nah Abſ. 2 
konnte gleiche Verfügung wegen des gejeßwidrigen Inhalts einer Schrift 
auch im den Fällen eintreten, wenn eine Verurtheilung nicht erfolgte 
oder eine Perſon, gegen welche eine Anklage gerichtet werden fonnte, 
wicht gegeben war, und zwar war bdiefe Verfügung nach Abſ. 3 im 
erftern Falle durch den Schwurgerichishof beziehungsweife das mit Ab— 
urtheilung der Rolizeiübertretungen beauftragte Strafgericht, im letztern 
durch dasjenige Gericht zu erlaffen, weldes über die Verweiſung zu 
entſcheiden hatte. Diefe Beflimmungen der Abf. 2 und 3 des Art. 2 
des Geſetzes vom 17. März 1850 haben nah und nad eine Aus: 
legung und Anwendung gefunden, welche der Abfiht und dem Geijte 
des Geſetzes nicht entfprochen hat, indem dann, wenn eine Verurthei— 
lung vorausfichtlicd nicht zu erwarten war, in geheimer Sitzung, alfo 
mit Umgebung einer öffentlichen und Fontrabiktorifhen Verhandlung, 
das Berfahren gegen den Verfaſſer oder Verbreiter der Schrift aus 
irgend einem Grunde, gewöhnlih wegen nicht hinreichend inbizirter 
rechtswidriger Abficht desfelben, eingeftellt, zugleidh aber die Unters 
drüdung der Schrift wegen ihres geſetzwidrigen Inhalts verfügt wurbe, 
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Um eine foldhe Anwendung für die Aufunft auszufchließen, wurde Art. ? 
des Geſetzes vom 17. März 1850 anfgeboben und, nachdem Abi. 1 
bereit durh Art. 35 des Strafgeſetzbuchs erfekt ift, an Stelle der 
Abf. 2 und 3 der vorjtehende Artikel erlaflen, ber in Abſ. 2 die 
Fälle, in denen allein angenommen werben darf, daß eine Perſon, 
gegen welde eine Anklage gerichtet werben farm, nicht gegeben ſei, 
genau beftimmt und zugleih in Abf. 3 die in allen Fällen, in benen 
die Unterbrüfung eines Preßerzeugniffes auf Grund des Art. 58 ver: 
fügt wird, dem Betbeiligten zuftehenden Rechtsmittel regelt. 

Der Tall, daß wegen eines Preferzeugniffes eine Verurtbeilung 
erfolgt ift, fommt bier. nicht in Betracht, da für bdenfelben Art. 35 
des Strafgeſetzbuchs und die allgemeinen Beftimmungen über die gegen 
Strafurtheile zuläfjigen Rechtsmittel maßgebend find. Hier handelt es ſich 
nur um die beiden Fälle, daß nach erhobener Anklage und flattgehab: 
ter Verhandlung eine Freiſprechung erfolgt ober daß eine Perſon nicht 
gegeben ift, gegen welde eine Anklage gerichtet werben kann. Auch in 
diefen Fällen können die in Abf. 3 bezeichneten Gerichte, obgleich eine 
Berurtheilung nicht erfolgt ift, die Unterdrüdung oder Vernichtung im der 
in Art. 35 des Strufgefegbuchs angegebenen Weiſe verfügen, es bari 
dies jedoch nur wegen des gejetwidrigen Inhalts des Preßerzeugnifies 
und aus keinerlei fonftigem Grunde, alfo nur dann gefcheben, wenn 
der Inhalt des Preperzeugniffed gegen ein Strafgeſetz verftößt. Im 
Falle einer Freifprehung kann dies nur unter der Vorausſetzung ans 
genommen werben, daß die Freiſprechung lediglich aus fubjektiven 
Gründen erfolgte. Ob Letzteres der Fall ift, bat, wenn bie reis 
fprehung bei einem Schwurgerichte erfolgte, der Schwurgerichtähof zu 
entfcheiben, weil die Gefhwornen ihrem Ausſpruche feine Gründe beis 
fügen. Sit aber die Freiſprechung bei einem Stadt: oder Yandgerichte 
oder einem Bezirksgerichte erfolgt, jo muß, wenn troß derſelben bie in 
Art. 35 des Strafgeſetzbuchs bezeichnete Verfügung getroffen werben 
will, aus den Entſcheidungsgründen erbellen, daß die Freiſprechung 
lediglich aus fubjeltiven Gründen erfolgt ift. Mit der Eimftellung des 
Berfahrens kann die erwähnte Verfügung nur dann verbunden werben, 
wenn die Einftellung nur aus einem ber in Abf. 2 angegebenen 
Gründe erfolgt, das Gericht aber zugleich ausfpricht, daß der Ambalt 
des Preßerzeugnifies gefegwibrig fei. In dem Falle, daß fi die für 
das geſetzwidrige Preßerzeugniß ſtrafrechtlich haftbare Perfon dem Bes 
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reiche der Wirkſamkeit der bayeriſchen Strafgefege entzogen bat, Tann 
man eigentlich nicht fagen, e8 fei eine Perfon, gegen welche eine An- 
Flage gerichtet werden kann, nicht gegeben, weil in diefem Falle immer: 
bin Einfchreitung im Wege des Kontummzialverfahrens möglich it. 
Da fi jedoh im vielen Fällen von dem Kontumazialverfahren ein 
weiteres Refultat, als das der Unterdbrüdung des Preßerzeugnifies 
nicht erwarten läßt, jo wurde dem Gerichte, das über die Verweiſung 
zu entjheiden bat, die Befugniß eingeräumt, in folden Fällen von 
der Einleitung eines Kontumazialverfahrens abzufehen und unter Ein- 
ftellung des Berfahrens die Unterbrüdung bes gefeßwidrigen Preß— 
erzeugniffes zu verfügen. 

ALS betheiligt und deshalb zur Ergreifung der in Abf. 3 ans 
gegebenen Rechtsmittel befugt ift jeder zu betrachten, der durch bie in 
Rede jtehende Verfügung einen Nachtheil erleidet. Einſpruch ift in 
den bier vorgefehenen Fällen nicht zuläflig') 


Art. 59. 


Mit jeder Verurtheilung, welche durch den Inhalt einer im 
Auslande erfcheinenden Beitung oder Beitfchrift veranlaßt wurde, 
kann das aburtheilende Gericht zugleich Das Verbot der Beitung 
oder Beitfchrift entweder fchlechthin oder auf beflimmte Beit, im 
legteren Falle nicht auf weniger als ein Jahr ausfprechen. Bas 
Verbot if von demfelben Gerichte wieder aufzuheben, fobald das 
Artheil nad feinem ganzen Inhalte vollzogen oder Begnadigung 
eingetreten ifl. 

Art. 60, 


Wenn ein im Auslande erfchienenes Preferzeugniß den Gegen- 
Rand eines Ungehorfams- (Fontumazial-) Verfahrens bildet, fo 
hat ſich diefes Verfahren nad) den hierüber beflehenden gefeglichen 
Vorfchriften zu richten, jedoch mit folgenden Modifikationen : 
I. bei Verbrechen: 
1) in den Sandestheilen diesfeits des Rheines hat fowohl bei 


1) Verb. d. 8. d. Abg. v. 18%, Beil.Bd. II ©. 126, 315 u 374 und 
Beil.Bd. III S. 294, 295 und 340, Berh, d. Geſetzg.Ausſch. d. K. d. Reichs: 
räthe v. 18%, Beil, ©. 443 u. 444. 

Weis, Das Strafgefepbuh für das Rönigreih Bayern. I. 27 
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der Eviktalladung als dem Urtheile der Anfchlag an dem 
Wohnorte oder letzten Aufenthaltsorte zu unterbleiben; 

2) in der Pfalz find das Verweifungsurtheil und die in 
Art. 465 der Strafprogegordnung erwähnte Ordonnam, 
fowie das Aontumazialurtheil am Situngsfanle des abur- 
theilenden Gerichtes anzuheften und außerdem auszugs- 
weife im Amtsblatte des fireifes und in einem andern 
dazu geeigneten öffentlichen Blatte bekannt zu machen. 

Die übrigen in den Art. 465, 466 und 472 dar 

Strafprozeßordnung vorgeſchriebenen Förmlichkeiten haben 
3u unterbleiben. 


I. bei Vergehen: 


1) die Buftellung der erfien Vorladung und des Fiontumazial- 
urtheils geſchieht durch Anheftung am Site des beireffen- 
den Gerichtes und durch auszugsweiſe Bekanntmachung 
im Amtsblatte des fireiles und in einem anderen dazu 
geeigneten öffentlichen Blatte; 

2) die fonfligen Buftellungen geſchehen durch bloße Anbef- 
tung am Site des Gerichtes. Auf Diele Beftimmung if 
bei der erflen Vorladung ausdrücklich aufmerkfam zu 
machen; | 

3) zwifchen der Buftellung der Vorladung und der Verhand- 
lung müffen wenigftens 30 Cage in Mitte liegen; 

4) die Frifl, binnen welder der Berurtheilte gegen das 
Kontumazialurtheil Einfprud erheben kann, wird für 
diefen Fall gleichfalls auf 30 Lage feftgefeßt. 


Der nunmehr aufgehobene Art, 6 des Geſetzes zum Schutze 
gegen den Mißbrauch der Preffe vom 17. März 1850 batte den Fall 
im Auge, daß in Zeitungen, Zeitfchriften und Flugblättern, melde 
außerhalb des Königreichs erfcheinen, fträfliche Angriffe gegen ben 
bayerifhen Staat oder feine Angehörigen enthalten find. Abſ. 1 be: 
ftimmte, daß die nad Art. 1 des angeführten Geſetzes ftrafbaren 
Perfonen aud in dieſem Falle vor ein inländifches Gericht gezogen 
werben Können. Abſ. 2 räumte den Gerichten die Befugniß ein, im 
Falle der Berurtheilung zugleid das Verbot ber betreffenden Zeitung 
oder Zeitfchrift auszuſprechen, mit der weitern Beitimmung, daß diefes 
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Berbot von demfelben Gerichte wieder aufzuheben fei, fobald das Ur: 
theil nad feinem ganzen Inhalte vollzogen if, Die Abf. 3—5 
regelten endlich das Verfahren, 

Die Beftimmung des Abſ. 1 des vorerwähnten Art. 6 des Ge: 
feßes vom 17. März 1850 ift durd die Art. 10, 12 und 13 des 
Strafgefegbudys erſetzt, nach denen nunmehr zu beurtbeilen ift, in 
welchen Fällen wegen einer im Auslande dur die Prefje verübten 
ftrafbaren Handlung Verfolgung vor den inländiſchen Gerichten zu: 
Käfig if. An die Stelle der Abſ. 2—5 find die vorftehenden 
Art. 59 und 60 getreten. Art. 59 weicht von der angeführten frü- 
bern Beitimmung in doppelter Beziehung ab, indem er, was früher 
nicht der Fall war, das Gericht ermächtigt, das in Rebe ftehende 
Verbot aud auf eine im Urtheile zu beftimmende Zeit zu bejchränfen, 
und dem Falle des Strafvollzugs den ber Begnadigung gleichſtellt. 
Das auf bejtimmte Zeit befchränkte Verbot muß fid) auf wenigftens 
ein Jahr erftreden, ein Marimum ift aber dem Richter nicht geſetzt, 
fo daß alfo derfelbe im diefer Beziehung vollfommen freie Hand bat, 
Bei dem auf beftimmte Zeit beſchränkten Berbote ift natürlich ein 
dasjelbe wieder aufhebender Gerichtöbeſchluß nur dann nöthig, wenn 
vor Ablauf der Frift das Urtheil vollzogen oder Begnabigung einge: 
treten ift. Art. 60 weicht von den Beftimmungen der Abf. 3—5 
des Art. 6 des Geſetzes vom 17. März 1850 blos darin ab, daß 
das, was früher nur bezüglich der im Auslande erjchienenen Zei— 
tungen, Zeitfhriften und Zlugblätter beftimmt war, nunmehr auf alle 
im Auslande erfhienenen und den Gegenftanb eines Ungehorfamsver: 
fahrens bildenden Preßerzeugniffe ausgedehnt ift '). 


V. Strafverfolgung wegen Chrenfränfungen. 


Art. 61, 


Wegen Ehrenkränkungen mit Ausnahme derjenigen, bei 
welchen die Strafverfolgung gemäß Art. 264 des Strafgefeßbuches 


») Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.®b. I ©. 126, 374 u. 375, 
u. Beil.Bd. II &.295, 340, 341 u. 458, Verhdl. d. Gefepg.:Ausih. d. K. d. 
Reiher. v. 19%,, Beil, ©. 444 u. 445, u. Prot.®b, I ©. 72—74, 
27° 
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ohne Antrag des Beiheiligten einzutreten hat, findet eine geridt- 
liche Einfchreitung nur dann flatt, wenn der Beleidigte oder deflen 
gefeßlicher Vertreter oder die in Art. 265 des Strafgefehbudes 
genannten Perfonen bei dem Strafgeridhte Klage erheben und dir 
erforderlichen Beweismittel beibringen beziehungsweife anzeigen. 

In den Sandestheilen diesfeits des Hheines hat das Gterich 
die vom Aläger oder vom Beklagten benannten Beugen vorladm 
zu laffen, wenn die betreffende Partei dies verlangt und die Kio- 
fien fowohl für die Worladung als auch für die Entfchädigung der 
Beugen baar erlegt. 

If der Aläger ein Ausländer, welcder in Bayern liegend: 
Güter nicht befißt, fo kann auf Antrag des Staatsanwalts oder 
des Beklagten die gerichtliche Einfchreitung fo lange ausgefcht 
werden, bis der Aläger für die ihn nad Art. 62 allenfalls trd- 
fenden Koſten eine entſprechende Aaution, deren Betrag vom Kidter 
feftzufegen ifl, geleiftet hat. 

Der Kläger und der Beklagte können fi vor Gericht durd 
einen Bevollmächtigten vertreten oder auch durd) einen Hechtekun- 
Digen verbeiflanden laſſen. 

Die Urtheilsfällung erfolgt nach Anhörung des Staats- 
anwaltes. 

Eine Berufung ſteht dem letztern nicht zu, wohl aber dem 
Aläger und dem Seklagten. 

Hat nur der Beklagte Berufung eingelegt, fo kann das Ur- 
theil nicht zu feinem Uachtheile abgeändert werden. 


Art. 62, 


Wird der Beklagte verurtheilt, fo ift diefer, wird er fre- 
gefprochen, fo ift der Kläger, vorbehaltlid, der Beflimmung des 
Art. 263 Abf. 2 des Strafgefegbuches in alle Koſten zu verur- 
theilen. Wurden Rechtsmittel ergriffen, fo fallen die hiedurch ent- 
flandenen often, wenn der hiebei unterliegende Cheil ſelbſt das 
Rechtsmitiel ergriffen hat, Ddiefem, andernfalls dem in der Haupi- 
face Unterliegenden zu Saft und fie können nur in dem Falle, da 
beide heile Rechtsmittel ergriffen haben und unterlegen find, ver- 
glichen werden. 

In die Koſten find auch diejenigen, welche dadurch, daß fih 
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die Parteien oder eine derfelben durch einen Bevollmächtigten ver- 
treten oder durch einen Rechtskundigen verbeiftanden ließen, ent- 
landen find, fo wie entfprechende Reifeenifchädigungen der Parteien 
für den Fall, daß fie den auferhalb ihres Wohnortes flattgehabten 
Gerichtsverhandlungen perfönlich beigewohnt haben, aufzunehmen. 


Art. 63. 


Die bezüglich des Armenrechts geltenden Beftimmungen fin- 
den auch auf die vor den Strafgerichten zu erhebenden Alagen 
wegen Ehrenkränkungen Anwendung. 


Art. 64. 


Ale in der bisherigen Civilgefehgebung begründeten Alagen 
aus folchen Injurien, deren Aburtheilung nunmehr den Kivil- 
ftrafgerichten zufteht, find aufgehoben, ausgenommen foweit diefel- 
ben lediglih auf den Erfah eines in Folge der Ehrenkränkung 
erlittenen Wermögensnactheiles oder auf die Bezahlung eines 
Schmerzensgeldes gerichtet find. 


Art. 65. 


Ehrenkränkungen, welhe vor dem in Art. 1 des gegen- 
wärtigen Gefehes bezeichneten Tage in den Sandestheilen diesfeits 
des Mheines verübt worden find, find lediglich nad) der zur Beit 
ihrer Verübung geltenden Gefehgebung zu beurtheilen, und können 
auf Grund derfelben nur die nach der bisherigen Gefeßgebung 
zuſtehenden Klagen angeftellt werden. 


Bei denjenigen Ehrenfränfungen, bei denen nah Art. 264 bes 
Strafgeſetzbuchs eine gerichtlihe Verfolgung nit von Amtswegen, 
fondern nur auf Antrag des Beleidigien oder feines gefeßlichen Ber: 
treters ftattfindet, genügt, wie ich bereits zu Art. 264 bemerkte, ein 
gewöhnlicher Antrag auf Strafverfolgung nicht, fondern eine gericht: 
liche Einfhreitung findet nad Abſ. 1 des vorftehenden Art. 61 nur 
dann ftatt, wenn der Beleidigte oder deſſen gefeglicher Vertreter ober 
die in Art. 265 des Strafgeſetzbuchs genannten Perfonen bei bem 
Strafgerihte Klage erheben und die erforderlichen Beweismittel beis 
bringen oder anzeigen, alfo förmlich als Anfläger auftreten unb bie 
hieraus ſich ergebende Parteiftelung mit allen ihren Folgen während 
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des ganzen Verfahrens einnehmen. Diefe Beftimmung weicht von ber 
allgemeinen Grundfägen fowohl des biesjeitigen, als auch des pält 
ſchen Strafprozefjes wejentlih ab, indem nad biefen beiden Geld 
gebungen die Durchführung der öffentlichen Klage bei allen mit öffent: 
liher Strafe bedrohten Handlungen ben mit der Vertretung bed burd 
die ftrafbare Handlung verlegten oder gefährdeten öffentlichen Intereſt 
betrauten Organen zufteht. Dies ift namentlich auch dann, wenn bei 
Geſetz die gerichtliche Verfolgung von der Stellung eines befonder 
Antrags abhängig macht, ſowie felbit dann der Fall, wenn in vr 
Pfalz nad) Maßgabe der dortigen Strafprozeordnung ber durd cm 
ftrafbare Handlung Beſchädigte den Beſchuldigten bireft vor du 
Strafgeriht Taben läßt. Im erjten Falle wird nämlich, fobalb kr 
Antrag geftelt ift, in der Sache gerade fo, wie bei allen jonftige 
ftrafbaren Handlungen verfahren, und insbefondere nimmt der Beihi 
bigte in feiner Beziehung die Stellung einer Partei ein. Ihm ftehe 
alfo namentlich weder Rechtsmittel zu noch kann er, wenn bie einge 
Veitete Unterfuchung fein Refultat liefert, in die Koften verurtbeilt 
werben. Im zweiten Yalle nimmt ber Kläger zwar eine Barteiftd: 
lung ein, fo daß er Beweiſe jelbft erbringen, unter Umſtänden aus 
Rechtsmittel einlegen und im alle des Unterliegens in die Koften 
verurtheilt werben Tann, allein er verfolgt biebei nur feinen ivilar- 
fprudy, während die Verfolgung und Durdführung der öffentlichen 
Klage auch in bdiefem Falle der Staatsanwaltfchaft zufteht, weshelb 
3. B. Art. 202 des Code d’instr. crim. das Recht der Berufung 
dem Privatfläger nur bezüglicd feines Privatintereffe, der Staatsan 
waltſchaft aber unbefchränft einräumt. Im vorliegenden Falle bi 
dagegen der Beleidigte ganz die Stellung eines wirklichen Anklaͤgers 
Er erhebt und verfolgt die auf Beftrafung des Bellagten gerichtet: 
öffentliche Klage, er bat die erforderlichen Beweiſe zu liefern und ihm 
ftehen die Rechtsmittel zu. Der Staatsanwalt wird blos vor Bi 
Urtheilsfällung gehört, derfelbe hat Feine Beweife zu erbringen um 
fann in ber Sache felbft feine Necdhtsmittel ergreifen. 

Bei diefer prinzipiellen Abweichung wäre es allerdings wär 
ſchenswerth gewefen, wenn bezüglich des gefammten Berfahrend er⸗ 
ſchöpfende Beftimmungen gegeben worden wären. Man glaubte je 
do, um das ſchon ohmedies umfangreiche Cinführungsgefek nicht ned 
mehr auszubehnen, hievon vorläufig um fo mehr Umgang nehmen z 
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Fönnen, ald man annahm, ben neuen Gtrafgefeßbüdhern würde in 
Furzer Zeit auch eine neue Strafprogeßorbnung folgen, welche alle er— 
forderlichen Beftimmungen in ſyſtematiſcher Ordnung enthalten werde. 
Man bejchränfte fi deshalb auf einige wenige durchaus erforberliche 
Beftimmungen, neben welden bie allgemeinen ſtrafprozeßgeſetzlichen 
Vorſchriften, foweit dies nöthig ift und diefelben nicht durch bie bes 
fondern Beftimmungen der vorftehenden Artikel und die bdenfelben zu 
Grund liegenden Prinzipien ausgefhloffen find, zur Anwendung zu 
fommen haben. Dies veranlaßte jedeh mandherlei Anftänbe, deren 
Befeitigung um fo fehwieriger ift, als es bei ber prinziellen Ber: 
fchiedenheit, weldye zwifchen bem bier in Rebe ftehenden und dem all: 
gemeinen Strafverfahren befteht, öfter an den erforderlichen bier ans 
wenbbaren und als ſolche alfeitig anerkannten allgemeinen Grund: 
fäten fehlt. Hiezu kömmt, daß, obgleich die Art. 61—64 im gan 
zen Königreihe Geltung haben, dennoch das Verfahren in Ehren: 
Fränfungsfadhen in den Fanbestheilen diesfeits des Rheins von jenem 
in der Pfalz vielfah abweicht und nothwendig um befwillen abweichen 
muß, weil die fubfibiär anzuwendenden jtrafprogeffualen Bejtimmun: 
gen in ben beiden Gebietstheilen, und zwar namentlich in den hier 
vorzugsweife entfcheidenden Punkten, weſentlich verfchieden find. Die 
im Berfahren vor biesfeitigen Gerichten erlaffenen Entſcheidungen 
dürfen deshalb in ber Pfalz und ebenfo die in ber Pfalz erlaffenen 
Entfheidungen vor den biesfeitigen Gerichten nur mit großer Vor: 
fit, nämlich nur foweit benügt werben, als fie nicht auf allgemeinen 
progefjualen Grundfäben oder Vorſchriften beruben, weldhe bem be: 
treffenden Gebietstheile eigenthümlich find. Kine vollftändige jebe 
weitere Beanftandung befinitiv ausfchließende Löfung der in biefer 
Materie bejtehenden Schwierigkeiten ift nad) meiner Ueberzeugung nur 
auf dem Wege der Geſetzgebung, nämlich nur durch ein Prozeßgeſetz 
möglich, welches bie maßgebenden Prinzipien zweifellos feftftellt und 
hieran in ſyſtematiſcher und erjchöpfender Weife alle erforderlichen 
Einzelnbeftimmungen anreibt. Der Verſuch, eine folde Röfung auf 
wifjenfhaftlihem Wege herbeizuführen, fcheitert an dem Umftande, daß 
man, weil das Geſetz über manche prinzipielle Punkte ſchweigt, in 
einzelnen Beziehungen verfchiebene wifjenfchaftlic berechtigte Stand⸗ 
punfte einnehmen kann, je nad) deren Verſchiedenheit aber nothwendig 
zu verjchiebenen Refultaten gelangt. Unter biefen Umftänden ift es 
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wünfdenswertb, daß ſich einftweilen eine möglichſt übereinſtimmende 
Praris bilde, und ich werde mich deshalb im Nachftehenden vorzuge: 
weife an die Entſcheidungen des oberfien Gerichtshofes anjchlieken, 
foweit ich diefelben nicht gerabezu für unrichtig halte. 

Daß die Beftimmungen des gegenwärtigen Abfchnittes nur kei 
den im breizehnten Hauptftüde ber zweiten Abtheilung bes Straf: 
gefegbuhs unter der Bezeihnung „Ehrenkränkungen“ behankel: 
ten ftrafbaren Handlungen, nicht aud bei fonftigen Angriffen auf die 
Ehre, namentlih nicht bei Verläumdungen, Anwendung finden, ergibt 
fih ſchon aus der Ueberfchrift, indem das jebige Strafgeſetzbuch den 
Ausdruck Ehrenkränkung immer nur in dem fo eben angegebenen 
engern Sinne gebraudt. Dagegen verftcht es fi von jelbft, daß 
diefe Beftimmungen nicht blos auf die als Ucbertretungen, fondern 
au auf die in Art. 261 des Strafgeſetzbuchs vorgefehenen als Ber: 
gehen ftrafbaren Ehrenfränfungen Anwendung finden. 

Art. 61 Abſ. 1 macht die gerichtlihe infchreitung wegen 
Ehrenkränkungen mit Ausnahme derjenigen, bei welchen die Strafver: 
folgung ohne Antrag des Betheiligten einzutreten hat, davon ab 
bängig, daß der Beleidigte ober beffen gefeglicher Vertreter oder bie 
in Art. 265 bes Strafgeſetzbuchs genannten Perjonen bei dem Straf: 
gerichte Klage erheben. Es entftand nun die frage, ob zur Anitel: 
lung von Klagen wegen Ehrenkränkungen, welche einem Minderjähri: 
gen oder einer Ähnlichen Perfon, z. B. einer foldyen, die unter Ku: 
ratel gejtellt ift, zugefügt wurden, nur deren geſetzliche Vertreter ober 
auch die Beleidigten felbft befugt feien. Diefe Frage fällt zufammen 
mit der. allgemeinen Frage, ob in benjenigen Fällen, in denen das 
Geſetz die gerichtliche Verfolgung einer ftrafbaren Handlung von einem 
befondern Antrage des Beihädigten ober feines gefeglihen Vertreters 
abhängig macht, der erforderliche Antrag dann, wenn ber Beichädigte 
ein Minderjähriger oder eine ähnliche Perfon ift, nur von deren ge: 
feglihem DBertreter oder auch von dem Beſchädigten felbjt geftellt 
werden kann, indem Art. 264 des Strafgeſetzbuchs den Antrag auf 
Strafverfolgung wegen Ehrenkränkung ganz gleih mit ben übrigen 
von einem Strafantrage abhängigen Fällen behandelt und der ver: 
ftehende Art. 61 zwar nähere Vorfchriften über das bei Ehrenkrän— 
fungen einzuhaltende Verfahren, insbefondere bie Form ber Antrag: 
ftellung, jebod Feine fpeziellen Beftimmungen über die materiellen 


Einführungsgefeß, Artikel 61 —65. 425 


Vorausſetzungen der Klageftellung und über die Befugniß hiezu ent: 
hält, fo daß alfo in diefer Beziehung die einfchlägigen Grundſätze bes 
Strafgefekbuds in Anwendung kommen müſſen. In ben erften Ent: 
ſcheidungen des oberften Gerichtshofs ift ein gewiffes Schwanken nicht 
zu verfennen und derſelbe ſchien, wie fi aus einer Vergleihung 
zweier am 4. September 1863 von ihm erlaffenen Erkenntniffe 
(Zeitſchr. für Geſetzg. u. Rechtspflege, Band X Geite 846—850) 
ergibt, anfänglich das entfcheidende Gewicht darauf zu Tegen, ob bem 
Derlegten, wie 3. DB. dem Minderjährigen, in Beziehung auf feine 
Perſon oder, wie 3. B. bei einer lediglich wegen Verſchwendung unter 
Kuratel geftellten Perfon, nur in Beziehung auf fein Vermögen vom 
Geſetze ein Vertreter beftimmt ift, indem er im lebten Falle dem Ber: 
legten die Befugniß zugeftand, auch für ſich allein das zunächſt feine 
Perfon betreffende Recht, einen Antrag auf Strafverfolgung zu jtels 
len, auszuüben, im erften Falle dagegen annahm, daß ber Verletzte 
das in Rebe ftehende Recht nur durch feinen Vertreter ober doch unter 
beffen Mitwirkung geltend machen könne. In zwei fpätern Erkennt: 
niffen vom 31. März 1864 (N. a. O. Band XI Seite 86— 91) 
bat jedoch der oberſte Gerichtshof, entgegen dem Antrage des k. Ge: 
neralftaatsanwalts, entſchieden, daß eine achtzehnjährige an ſich hand: 
lungs- und urtheilsfähige Perfon für fi allein ohne Mitwirkung bes 
nach bürgerlichen Geſetzen für fie verorbneten Vertreters wegen einer 
ihr zugefügten Ehrenkränkung Klage erheben und verfolgen könne, und 
er bat am dieſer Anficht audy in einem bis jebt in der Zeitfchrift noch 
nicht veröffentlichten, allein von verſchiedenen öffentlichen Blättern mit: 
getheilten Plenarerkenntniffe vom 3. Oktober 1864 feftgehalten. Nach 
ber Bayerifhen Zeitung vom 10. Oktober 1864 (Nr. 280) ftügt 
fi dieſes Erkenntniß im Wefentlihen auf folgende Gründe: 1) Es 
fei die vorherrſchend ftrafrechtliche Seite der Ehrenfränfung im Auge 
zu behalten und es feien deshalb die allgemeinen Gefihtspunfte des 
Strafrehts maßgebend. Ein folder fei aud ber, daß Jedermann 
vom zurüdgelegten fechzehnten Lebensjahre an für feine Handlungen 
ſtrafrechtlich volllommen zur Rechenſchaft gezogen werben könne, er 
müffe deshalb aud bie diefen Verpflichtungen korrefpondirenden Rechte 
ausüben dürfen. 2) Art. 222 des Strafgeſetzbuchs beweife, daß ber 
Geſetzgeber den Minderjährigen wenigſtens in gewiffen Fällen das 
Antragsreht geben wollte. 3) Das eigene Ehrgefühl eines Jeden 
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könne am beften unterfhheiden, ob ein Anderer es verlebt habe ober 
nicht, dem Berlegten müfle baher immer das Hauptantragrecht zu: 
ſtehen. 4) Der Minderjährige könne ald Bellagter im Snjurien: 
prozeſſe Vertheidigungsrechte beanfpruchen, mithin Kompenfation bean: 
tragen und Widerklage erheben, von da fei zur Klage ein fo Fleiner 
Schritt, daß fi wirflid fein Grund einjehen laffe, warum man ihm 
diefelbe nicht zugeitehen wolle. 5) Der Koftenpunft fei der Haupt: 
fache gegenüber irrelevant, übrigens fei der Minderjährige auch bei 
fonftigen Uebertretungen nicht davor gefchüßt, in die Koften verurtbeilt 
zu werben. Ich bin mit biefer Anficht einverftanden und will nur 
no darauf aufmerkffam machen, daß aus dem Umftande, daß nach bem 
Strafgefeßbuche die volle ftrafrechtliche Haftbarkeit mit dem vollendeten 
fechzehnten Lebensjahre eintritt, nicht gefolgert werden barf, das Redt, 
für fi allein Antrag auf Strafverfolgung zu ftellen und Klage we 
gen Ehrenkränfung zu erheben, ftehe nur denjenigen Minderjährigen 
zu, welde das ſechzehnte Lebensjahr vollendet haben. Diejes Recht 
muß vielmehr allen denjenigen zugeftanden werben, melde, was im 
einzelnen Falle zu enticheiden ift, die erforderliche Reife des Urtheils 
befigen, wie ja Art. 222 des Strafgefeßbuchs gerade Perfonen vor: 
ausſetzt, welche das jechzehnte Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt haben. 

Auch im Uebrigen finden auf die Klage wegen Ehrenfränfung, da die 
felbe ihrem Wefen nach der in Art. 264 des Strafgeſetzbuchs geforderte 
Antrag auf Strafverfolgung tft, die allgemeinen gefeglihen Beftimmungen 
über Anträge diefer Art jo weit Anwendung, als fich nicht aus ben 
befondern Beitimmungen über das PVerfahren bei Ehrenfräntungen 
etwas Auberes ergibt. Mit Redyt hat deshalb der Kaflationshof durch 
Urtheil vom 30. Mai 1863 (Zeitfhr. für Gefebg. und Rechtspflege, 
Band X Seite 504—506) entihieden, daß die Strafbarkeit eimer 
Ehrenkränkung erlofchen ift, wenn ber Beleidigte die Klage nicht inner: 
halb der in Art. 88 bes Strafgeſetzbuchs feſtgeſetzten dreimonatlichen 
Frift geftellt hat. Aus dem Umſtande, daß bei Ehrenkränkungen die 
Strafverfolgung nad) erhobener Klage nicht wie bei fonftigen nur auf 
befondern Antrag ftrafbaren Reaten von Amtswegen ftattfindet, das 
Berfahren vielmehr in feinem ganzen Verlaufe ein Parteiverfabren 
bleibt, ergibt fi aber, daß die weitere Beflimmung bed Art. 88, 
wornad der geftellte Antrag nur innerhalb acht Tagen zurückgenom⸗ 
men werben Tann, auf Klagen wegen Ehrenkränkungen keine Anwen: 
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bung findet, fondern ber Kläger bis zur Erlaffung des Endurtheils 
die Dispofition über die Klage behält und bis bahin von ber Ver: 
folgung derfelben abftehen Tann (Urtheil des Kaffationshofes vom 
30. Dezember 1863, a. a. D. Band X Seite 1072—1074). 
Darüber, wie die Klage zu erheben ift, enthält das Geſetz Feine 
Beftimmung. Es muß deshalb in dieſer Beziehung auf die bezüg- 
lichen allgemeinen prozefjualen Borfchriften refurrirt werben. Nach 
benfelben geftaltet fih die Sache verſchieden in ben Lanbestheilen 
diesfeits und in jenen jenfeits bes Rheins. In der Pfalz läßt ber 
Kläger den Bellagten durch einen Gerichtsboten direft vor das zus 
ſtändige Strafgericht in bderfelben Weife laden, wie nach der dortigen 
Strafprogekorbnung überhaupt in Vergehens- und Uebertretungsſachen 
der als Kivilfläger auftretende Befchädigte feine Klage vor bem 
Strafgerichte zur erheben bat. Nur bleibt natürlich, wenn nicht einer 
ber in Art. 64 angegebenen Ausnahmsfälle vorliegt, der Antrag auf 
Zuerkennung einer Entfhädigung weg. In den Lanbestheilen dies— 
feit8 des Rheins muß dagegen ber Beleidigte feine Klage bei dem 
zuftändigen Strafgerichte fhriftli einreichen oder mündlich anmelben. 
Der Schwerpunkt liegt jedoch nad den Grunbfägen bes öffentlich 
münblicyen Verfahrens auch in ben Landestheilen diesfeits des Rheins 
in der in öffentliher Situng zu pflegenden mündlichen Verhandlung. 
Hieraus folgt vor Allem, daß bie Klage nicht durch eimen vor ber 
öffentlih:mündlihen Verhandlung gefaßten Gerichtsbeſchluß abgewieſen 
werden kann (Urtheile des Kaſſationshofs vom 21. November 1862, 
4. Mai 1863, 26. Juni 1863 u. 12. Februar 1864, Zeitſchr. für 
Geſetzg. und Rechtspflege, Band IX Seite 558—555, Band X 
Seite 457—460 u. Seite 679 u. 680 und Band XI Seite 35— 
37)9. Es ergibt fi hieraus ferner, daß feine fubftanziirte Klage 
im Sinne bes Eivilrechts verlangt werden fann und daß für bie 
Entfheidung immer das Ergebniß der öffentlihemündlichen Verband: 
lung maßgebend ift, wenn es aud mit der eingereichten ober ange: 





') Gegen den Beſchluß, durch welchen eine Klage wegen Ehrenkränkung 
vor ber öffentlih-mündlihen Verhandlung abgewieſen worden ift, gibt es Fein 
anderes Rechtsmittel, als die Berufung, welhe innerhalb ausfchlichender acht— 
tägiger Frift von Zuſtellung des Befchlufies an erhoben werden muß (Obenan: 
geführtes Urtheil vom 26. Juni 1863). 
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meldeten Klage nicht volftändig übereinftimmt. Der Bellagte kann 
mithin, wenn ſich aus ber Verhandlung 3. B. ergibt, daß er bei bem 
fraglien Vorfalle zwar nicht die in der Klage angeführten, wohl aber 
andere beleidigenbe Neußerungen gemacht hat oder daß ber infriminirte 
übrigendg mit bem in ber Klage bezeichneten unzweifelhaft identifche 
Vorfall ſich zu einer andern Zeit ereignet bat, unter Umſtänden zum 
Zwede feiner Vertheidigung wohl eine VBertagung der Sache, nicht 
aber Freifprehung aus dem Grunde verlangen, weil bas, mas 
nad dem Nefultate der Verhandlung jebt gegen ibn geltend gemacht 
wird, nicht vollftändig mit dem übereinftimmt, was in der Klage auf: 
gejtellt if. (Urtheile des Kaffationshofes vom 7. Auguft 1863, 
25. September 1863, 12. und 19. Februar 1864, a. a. O. Bb. X 
Seite 827—829 u. 855, Band XI Seite 35—37 u. 39—42). 
Ya der Kafjationshof betrachtete fogar in dem Urtheile vom 12. Fe— 
bruar 1864 eine vom Gerichtſchreiber des Landgerichts aufgenommene 
und vom Kläger unterfchriebene Bormerkung, welche nur bie Bezeich— 
nung: „Hammermeyer gegen Ruf, wegen Ehrenkränkung“ und bie 
Benennung dreier Zeugen nebſt Erlage eines Koſtenvorſchuſſes ent: 
hielt, um beswillen als genügende Klaganmeldung, weil in biejer 
Bormerkung, wie fi bei aller Unvollftänbigfeit derfelben nicht be: 
zweifeln laſſe, ein Antrag auf Strafverfolgung wegen Ehrenkränkung 
gefunden werben könne, indem ber hierauf gerichteten Abficht bes 
Klägers fhon durch das Rubrum ber Sache ein wenn aud unvoll- 
fommener, doch ganz ungmeibeutiger Ausdruck gegeben worben ſei und 
ber damit in Verbindung gebrachten Benennung von Zeugen unter 
Erlegung eines Koftenvorfhuffes für diefelben ein anderer Zweck ver: 
nünftiger Weife ſich gar nicht beimeffen laſſe. Mit dieſer Entſchei⸗— 
dung fann ich mich jedoch nicht einverftanden erflären. Eine fubitan- 
ztirte Klage im Sinne des Civilrechts halte ich allerdings nicht für 
erforberlih und id bin eben fo mit ben übrigen oben angeführten 
Anfichten des Kaffationshofes einverftanden. Allein es genügt offen: 
bar nicht, wenn aus ber Klaganmeldbung nur die Abfiht bes A er: 
belt, gegen B um beswillen gerichtliche Einfchreitung zu veranlaffen, 
weil ihm derfelbe beleidigt habe. Es entfpricht dies weber den allge: 
meinen rforberniffen der Anträge auf Strafverfolgung noch ber be 
ftimmten PVorfchrift des Art. 69. Wenn das Gefeh die gerichtliche 
Verfolgung von der Stellung eine® befondern Antrags abhängig mad, 
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fo muß aus dem Antrage deutlich erhellen, wegen welchen Borfalle, 
wegen welcher fpeziellen ftrafbaren Handlung die Verfolgung beantragt 
wird, und nad Art. 69 muß die Vorladung den den Gegenftand ber 
Anfchuldigung bildenden Lebertretungsfall deutlich bezeichnen. In bei: 
den Beziehungen war in dem in Rebe ftehenden Falle dem Gefeke 
nicht genügt. 

Nah Abſ. 4 des Art. 61 können ſich der Kläger und ber Be: 
Hagte vor Gericht durch einen Bevollmächtigten vertreten oder auch 
durch einen Rechtskundigen verbeiftanden laſſen. Bezüglich der Wahl 
der Bevollmägtigten find die Parteien durchaus nicht befchränft. Sie 
tönnen mithin jeden als Bevollmächtigten aufftellen, der nad Civil— 
recht überhaupt eine Vollmacht übernehmen kann. As Beiftand Fön: 
nen fie dagegen nur einen Nechtsfundigen nehmen, worunter aber 
feldftverftändlich nicht blos Anwälte, fondern insbefondere auch Rechts: 
praftifanten zu begreifen find. Das Recht der Parteien, fih in 
Ehrenkränkungsſachen durch einen Bevollmächtigten vor Gericht vertre— 
ten zu laffen, it nit auf die Öffentliche Verhandlung beſchränkt, fon: 
bern im Geſetze allgemein eingeräumt. Auch die Klage kann mithin 
durch einen Bevollmädtigten erhoben, und zwar nicht bios mündlich 
angemeldet, fondern aud fchriftlich eingereicht werden, und eben jo 
tann der Bevollmädtigte Namens feines Mandanten alle fonftigen 
Eingaben bei Gericht machen und insbefondere auch Nechtsmittel er- 
greifen. In feiner diefer Beziehungen find die Betheiligten genötbigt, 
fih eines Anwalts zu bedienen. Die dem Bevollmächtigten ertheilte 
Vollmacht muß jedoch fofort vorgelegt werden und es muß fih aus 
derjelben unzweideutig ergeben, daß er zu ber betreffenden Hands 
lung ermädtigt ift. ine Generalvollmacht reicht deshalb nicht Hin, 
Namens des Mandanten cine Klage wegen Ehrenkränkung zu erheben, 
da fih aus einer ſolchen Vollmacht die Abſicht des Beleidigten, wegen 
der ihm zugefügten Ehrenfränfung gegen den Beklagten gerichtliche 
Einjhreitung zu veranlaffen, nicht mit Sicherheit ergibt, bievon aber 
nah dem Geſetze die Zuläfjigkeit der gerichtlichen Einfchreitung ab» 
hängt. In der Vollmacht, den Mandanten in allen Inftanzen zu ver: 
treten, liegt aud die Befugnig, Rechtsmittel zu ergreifen. Dagegen 
gibt die Vollmadht, den Mandanten in erfter Inftanz zu vertreten, 
dem Bevollmächtigten nicht die Befugniß zur Einlegung von Rechts: 
mitteln und eben fo wenig kann derjenige, welcher bevollmädhtigt wor: 
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den ift, den Mandanten in der öffentlihen Sitzung zu vertreten und 
eventuell Berufung anzumelden, für befugt erachtet werben, auf ben 
Grund diefer Vollmacht Nichtigkeitsbeſchwerde einzuwenden. Daß ein 
zur Verhandlung mitgebrachter, mit weiterer Bollmadt nicht verſehener 
Bertheidiger nicht befugt erfcheint, Nechtsmittel zu ergreifen, ift felbft: 
verftändlid, da er ja überhaupt Fein Bevollmächtigter ift und feine 
Aufgabe mit dem Schluffe der Verhandlung ihr Ende erreicht bat. 
Was ein Dritter gethan bat, ohne hiezu durch eine hinreichende Bell- 
macht ermächtigt gewefen zu fein, ift rechtlich unwirkſam. Es kann 
allerdings von demjenigen, in befjen Namen es vorgenommen wurde, 
fpäter ratifizirt werben. Cine folde Ratifitation hat aber bei allen 
Handlungen, welde innerhalb einer beftimmten Arift vorgenommen 
werben müſſen, nur dann rechtliche Wirkfamkeit, wenn fie innerhalb 
der für die betreffende Handlung beftimmten Frift erfolgt if. An: 
langend die Form der Vollmacht, fo ift, da Art. 61 hierüber Feine 
befondere Vorſchrift enthält, die Beitimmung des Art. 70, wonach 
eine vom Gemeindevorſtande beglaubigte Privatvollmadht genügt, auch 
bier anwendbar '). 

Aus der Parteiftellung, welche das Geſetz dem Kläger in Ehren: 
tkränkungsſachen anweist, folgt, daß berfelbe auch die zur Begründung 
der Klage erforderlichen Beweife zu liefern hat. In ber Pfalz bat 
der Kläger die Zeugen, dur welche er diefen Beweis führen will, in 
die Sitzung mitzubringen oder durch einen Gerichtsboten felbjt vor: 
laden zu laſſen, und eben jo bat audy der Beflagte binfichtlich feiner 
Entlaftungszengen zu verfahren. In den Landestheilen diesſeits des 
Rheins Können die Parteien ihre Zeugen ebenfalls in die Sitzung 
mitbringen, wenn biefelben ohne Vorladung zu erſcheinen bereit find, 
Iſt Lebteres nicht der Fall, jo müfjen fie ihre Zeugen bei Gericht 
benennen und die Koften fowohl für die Vorladung als auch für bie 
Entihädigung der Zeugen baar erlegen, worauf das Gericht die Zeu— 
gen vorladen zu lafen hat. Daß bie Zufhiebung bes Haupteides 
unvereinbar mit der Natur der Ehrenfränfungen als öffentlich ftrafs 
barer Handlungen und deshalb unzuläffig ift, verfteht fi von ſelbſt. 


) Urtheile des Kajjationshofs vom 3. Januar, 13. Februar, 20. Fe 
bruar, 24. Februar, 4. Mat u. 31. Dezember 1863 und 7. Mai 1864 (Zeit: 
jchrift für Geſetzg. u. Nechtspflege, Bd. X ©. 19—23, 162—164, 167, 168, 
176—178, 457—460, 815—820 und Band XI ©. 125—127). 
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In der Pfalz hat der Kläger in der Sitzung, in welche er ben 
Beklagten bat vorladen laffen, und zwar ohne daß an ihn eine Bor: 
ladung ergeht ober eine fonftige Benahrichtigung ftattfindet, zu er: 
feinen. Erſcheint er in diefer Sitzung weber perfönlic noch durch 
einen Bevollmächtigten, fo ift anzunehmen, daß er feine Klage ber ge: 
richtlichen Entfheidung nicht unterftellen wolle, und der Bellagte ift, 
wenn er es verlangt, von der Klage unter Verurteilung des Klägers 
in die Koften ohne weitere Verhandlung zu entbinden. Es folgt dies 
aus dem Umftande, daß nad der in der Pfalz geltenden Strafprozeß— 
ordnung in einem foldyen Falle die Klage dem Gerichte gegenüber erft 
in ber Sitzung durch ben Kläger erhoben wirb und erhoben werben 
fann. Es liegt mithin, wenn der Kläger nicht erfcheint, dem Gerichte 
gegenüber feine Klage vor und es kann deshalb auch Feine auf die 
Sache felbft eingehende Verhandlung ftattfinden. Der erfchienene Des 
klagte kann jedoch auf Grund der ihm zugeftellten Ladung Entbindung 
von ber Klage und DVerurtheilung des Klägers in die Koften verlans 
gen. Thut er dies, fo hat das Gericht diefem Antrage, durch den es 
in jo weit mit der Sache faifirt wird, unter Beurkundung des Nicht: 
erſcheinens des Klägers zu entſprechen. Anders ift die Sache in den 
Landestheilen diesfeits de8 Rheins. Hier wird die Klage durch Ein: 
reihung der Klagjhrift oder mündlihe Anmeldung zu Protokoll beim 
Gerichte erhoben, das hierauf zur Verhandlung über bie bei ihm be: 
reits anbängige Sache eine Öffentlihe Sitzung anberaumt und in 
diefelbe die Parteien jo wie eintretenden Falles die ihm benannten 
Zeugen vorladen läßt. Hier befteht mithin durchaus Fein Hinderniß, 
daß auch dann, wenn ber Kläger in der anberaumten Sitzung weber 
perfönli noch durch einen Bevollmächtigten erfcheint, in der Sache 
felbft Verhandlung ftattfinde und Entſcheidung erfolge, nämlich ber Be: 
klagte je nach dem Nefultate der Verhandlung verurtbeilt oder freiges 
fprochen werde. Gin Verzicht auf die bereits bei Gericht erhobene 
Klage kann in dem blofen Nichterfcheinen des Klägers nicht gefunden 
werden. In biefem Sinne bat auch der Kaffationshof fehon mehrfach 
entſchieden. Verſchiedenheit der Anficht befteht gegenwärtig eigentlich 
nur mehr barüber, welches Rechtsmittel in einem folden Falle dem 
Kläger gegen das ihn nad feiner Anficht befchwerende Urtheil zuiteht, 
ob er nämlid Einfprud erheben kann oder fofort Berufung einlegen 
muß. Das Bezirksgericht Münden l.“J. bat durch Urtheil vom 
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16. März 1864 (Zeitſchr. für Gefeßg. u. Rechtöpflege, Band X 
Seite 68— 71) entichieden, dem Kläger ſtehe das Rechtsmittel des 
Einſpruchs nicht zu, er könne vielmehr mur Berufung einlegen. Et 
ftüßt diefen Ausfprud darauf, daß der Einfprud nach ber Straf: 
prozeßnovelle vom 10. November 1848 lediglich ein zu Gunſten dei 
Beihuldigten eingeführte Nechtsinftitut und diefem nur für den yal 
feiner Berurtheilung gegeben fei, daß der Staatsanwalt dagegen in 
allen Fällen nur das Rechtsmittel der Berufung habe und daß di 
Rechtsmittel des Einſpruchs im Einführungsgefege nicht ausgedehnt 
worben, vielmehr im Hinblide auf Art. 74 das Beftreben des Gel 
gebers, defjen Anwendung zu befchränten, bemerkbar fei. Ich halle 
diefe Entſcheidung nicht für richtig. Das Einführungsgefek enthält 
über die vorwürfige Frage keine Beftimmung, es muß mithin aller: 
dings auf allgemeine Grundfäge zurüdgegangen werden. Diefe ipe 
hen jedoch nicht gegen, fondern für die Statthaftigkeit des Einfprudt. 
Die Strafprozeßgefepgebung gibt nämlich zwar dem Staatsanwalt 
für derartige Fälle das Rechtsmittel des Einſpruchs nicht, allein der 
Grund bievon liegt darin, weil nad ber ganzen Einrichtung der 
Strafrechtspflege feine derartige Verhandlung in Abweſenheit ds 
Staatsanwalts ftattfinden und ein ſolches Urtheil in feiner Abnefen: 
heit verfünbet werden kann. Anders verhält es fi) bei dem Kläger. 
Er nimmt keineswegs in jeder Beziehung die Stellung des Gtaatk 
anmwalts ein, insbefondere ift feine Anmefenheit zur gehörigen Br 
feßung des Gerichts nicht erforderlich. Die Verhandlung und die Ur 
theilsverfündigung kann mithin auch in feiner Abweſenheit, gerade ft 
wie in Abwefenheit des Beklagten ftattfinden. Schon beshalb ent 
fprict feine Stellung in ber bier in Betracht kommenden Beziehung 
weit mehr der des Beklagten, als jener des Staatsanwalts. Dazu 
kommt, daß im Falle der Freifprehung des Beklagten wirkliches Ur: 
theil gegen ihn ergeht, indem feine Klage definitiv abgewiefen und el 
in die Koften verurtheilt wird. Endlich dürfen ihm, da er wirkliche 
Partei, wie der Bellagte, ift, auch wegen der ftets möglichft zu wah 
renden Nechtögleichheit die dem Beklagten zuftehenden Rechte nur 
dann verfagt werben, wenn fi hiefür unzweifelhafte geſetzliche Gründe 
anführen Iaffen, was hier nicht der Fall iſt. Der noch weiter untet 
Hinweifung auf Art. 74 angeführte Grund, der Geſetzgeber fei br 
ſtrebt geweſen, das Rechtsmittel des Einſpruchs zu beſchränken, bedarf 
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kaum einer Widerlegung, da in ber gleichzeitigen Zulaffung der Be- 
rufung neben dem Ginfprude eine Beſchränkung der Zuläſſigkeit bes 
legtern Nechtsmitteld um fo weniger gefunden werben kann, als ber 
weitere Vorfchlag, den Einfpruh nur dann zuzulaffen, wenn ber Be— 
fehuldigte die Unmöglichkeit feines rechtzeitigen Erſcheinens befcheinigt, 
abgelehnt wurde, Ich bin darnach der Anficht, daß in Ehrenkrän— 
kungsſachen auch der Kläger gegen das auf fein Nichterfcheinen er: 
lafjene Urtheil eben fo wie der Beklagte, und zwar innerhalb der in 
diefem Falle auch bezüglich feiner erjt vom Tage der Zuftellung bes 
Urtheild an laufenden gewöhnlichen Friſt, Ginfprud einlegen Kann, 
Bemerten will ich noch, daß ich, indem ich oben jagte, das Gericht 
babe, nadhdem eine Klage wegen Ehrenfräntung bei ihm eingereicht 
oder angemeldet worden, eine Öffentlihe Sigung zur Verhandlung ans 
zuberaumen und die Parteien in biefelbe vorladen zu laſſen, damit 
der von dem Kaffationshofe in einem Urtheile vom 19, Dezember 
1863 ausgefprochenen Anficht, daß eine förmliche Vorladung des Klä- 
gers nicht erforderlich fei, bei diefem es vielmehr genüge, wenn er von 
dem anberaumten Termine in Kenntniß geſetzt worden, keineswegs 
entgegen treten wollte, da ich eine foldye Benachrichtigung bes Klägers 
ebenfalls für vollfommen genügend halte. Natürlih muß darüber, 
daß die Benahrichtigung ftattgefunden bat, entfprechender Nachweis 
vorliegen '). 

In Abſ. 3 des Art. GI wurde nicht nur dem Beklagten, fon: 
dern aud dem Staatdanwalte das Recht eingeräumt, von dem aus: 
ländiihen Kläger, der in Bayern liegende Güter nicht befigt, Kaution 
für die Koften zu verlangen. Es ift dies jedoch nur aus dem Grunde 
geichehen, weil der in die Koften verurtbeilte Kläger auch Gerichtes 
taren zu zahlen bat, und es wurde beöhalb vorausgefeht, daß der 
Staatsanwalt den Antrag, die gerichtlihe Einſchreitung aus diefem 
Grunde auszufegen, nur dann ftellen werde, wenn dies zur Wahrung 
des fisfalifchen Intereſſes nöthig erſcheint. 

In Konfequenz des Satzes, daß in Ehrenkränkungsſachen nicht 
der Staatsanwalt, fondern der Kläger die öffentliche Klage zu erheben 


) Artheile des Kaffationshofd vom 20. November, 19. Dezember u. 
29. Dezember 1863 und 27. Jänner 1864, Zeitichr. für Geſetzg. u. Rechts: 
pflege Bd. X ©. 1016-1019, 1052, 1053, 1066 u. 1067 und Band XI 
©. 2—94, 
Weis, Das Strafgeiepbuch für das Königreih Bayern. IT. 28 
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und zu verfolgen hat, wurde in Abf. 6 des Art. 61 aufer dem Be 
Hagten nur dem Kläger, nicht aud dem Staatsanwalte das Recht der 
Berufung eingeräumt. Gleiches gilt wegen vollftändiger Gleichheit des 
Grundes aud bezügli der Nichtigkeitsbefhwerde. Darüber, in wel: 
her Frift und Form die Rechtsmittel einzulegen find, fowie darüber, 
wie über biefelben zu verhandeln und zu entjcheiden ijt, enthält der 
gegenwärtige Abjchnitt Feine befondern Beftimmungen. Es fommen 
mithin die allgemeinen ftrafprogekgefeglichen Vorjäriften zur Armen: 
dung. Bon felbft verfteht es ſich übrigens, daß aud in der zweiten 
Inſtanz nicht nur der Beklagte in die zur Verhandlung feftgejekte 
Sitzung vorzuladen iſt, fondern auch der Kläger vorgeladen oder 
von der anberaumten Sitzung wenigftend in ber oben angegebenen 
Weife in Kenntniß gefegt werden muß. Lebteres muß in der zweiten 
Inftanz aud in der Pfalz gefchehen, wo überhaupt in dem bier in 
Betracht fommenden Beziehungen für die Berufungsinftanz ein wefent: 
lich anderes Verhältniß, als für die erjte Inſtanz bejteht. In legterer 
läßt nämlich, wie oben bereitS bemerkt wurde, ber Kläger den Be: 
Hagten durch einen Gerichtsboten direkt in eine Sitzung des zuſtändi— 
gen Strafgerichts laden, fo daß das Gericht mit der Sache erjt da: 
durch faifirt wird, daß der Kläger feine Klage in diefer Sitzung zur 
Berhandlung bringt. Anders ijt es bezüglich der zweiten Inſtanz. 
Die Berufung wird, und zwar feit Grlafjung bes Geſetzes vom 
28. Dezember 1831, die Protofollirung und Vorladung in gemeinen 
Straffahen ber einfachen Polizei und bie Berufung von den Urtbeilen 
der einfachen Polizeigerichte im Nheinfreife betreffend, auch in Ueber: 
tretungsfachen, durch eine auf der Kanzlei des Gerichtes erfier In 
ftanz zu Protokoll gegebene Erklärung eingelegt. Die Alten werden 
hierauf von Amtswegen an das Berufungsgericht eingefenbet, wojelbit 
zur Verhandlung eine Sitzung anberaumt wird, in weldye der Staats: 
anwalt ben Befchuldigten vorlaben läßt. Diefes Verfahren findet 
gleihmäßig in allen Sachen, gleidgiltig ob fie in erjter Inſtanz auf 
Betreiben des Staatsanwalts ober auf Betreiben des Verlegten an: 
bängig wurden, alfo, da das Geſetz keine abweichende Beftimmung 
enthält, aud in Ehrenkränkungsſachen ftatt. Hieraus folgt, dag dem 
Kläger auch in ber Pfalz von ber zur Verhandlung in zweiter In— 
ftang feſtgeſetzten Sitzung Kenntniß gegeben werden muß. Es folgt 
bieraus aber auc weiter, daß das Berufungsgeriht mit der Sache 
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durch Einlegung der Berufung faifirt wird und daß deshalb aud im 
Falle des Nichterfcheinens des Klägers in der Sache felbit verhandelt 
werben muß. 

Der letzte Abſatz des Art. 61 enthält die dem Abſ. 1 bes 
Art. 338 der Strafprogeßnovelle vom 10. November 1848 entſpre— 
chende Beitimmung, daß dann, wenn nur ber Beflagte Berufung eins 
gelegt Hat, das Urtheil nicht zu feinem Nachtheile abgeändert werben 
tönne. Darüber, wie es fid in dem Falle verhält, wenn nur ber 
Kläger Berufung eingelegt bat, ift im Gefebe nichts gefagt, der Kaſſa— 
tionshof hat jedod durch Urtheil vom 21. Januar 1863 (Zeitfehr. 
für Geſetzg. und Rechtspflege, Band X Seite 278— 280) entſchieden, 
in diefem Falle jei das Berufungsgericht nicht befugt, das erftrichter: 
liche Urtheil zu Gunſten des Bellagten zu ändern. In den Entfchei- 
dungsgründen ift ausgeführt, Abi. 2 des angeführten Art. 338, ber 
beftimmt, daß dann, wenn der Staatsanwalt die Berufung ergriffen 
bat, eine Abänderung des cerjtrichterlichen Urtheils nicht blos zum 
Nachtheile, jondern auch zum Vortheile des Beichuldigten zuläfiig fei, 
könne im Berfahren wegen Ehrenfränfungen wegen der biebei obmwal- 
tenden ganz verſchiedenen Verhältnifie feine Anwendung finden. Im 
gewöhnlichen Unterfuchungsverfahren, für welches dieſe Beftimmung 
gegeben fei, ftehe dem Stantsanwalte das Berufungsreht zu und könne 
der aburtheilende Richter in Folge der ihm obliegenden Dffizialthätige 
keit, da er an die Anträge des Staatsanwalts nicht gebunden fei, 
fondern den ganzen Sachverhalt zu prüfen babe, allerdings auch wenn 
nur der Staatsanwalt appellirt hat, zu einer für ben Beklagten gün- 
ftigern Entſcheidung der Sache gelangen, während bei dem Berfabren 
in Ehrenkränkungsſachen das Vorſchreiten des Richters lediglich von 
der Thätigkeit und den Anträgen der Parteien abhängig, das Bes 
zufungsreht nur dem Kläger und dem Bellagten eingeräumt, bem 
Staatsanmwalte aber jedes Rechtsmittel entzogen ſei. Im letzten Abs 
faße des Art. 61 fei deshalb auch mur die in Art. 338 Abf, A der 
Strafprozegnovelle enthaltene Beftimmung als für die Strafverfolgung 
wegen Ehrenfränfung nod anwendbar fpeziell aufgenommen und da— 
durch deutlich zu erkennen gegeben, daß Abſ. 2 befagten Artikels hie- 
ber feine Anwendung finde, fondern bie Judikatur in ber Berufungs- 
inſtanz fih auf die aufgeftellte Berufungsbefhwerde beſchränke. Mit 
diefer Entfcheidung kann ich mich nicht einverftanden erflären, ba bie 

28* 
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felbe nad) meiner Anficht weder mit ben bezüglichen allgemeinen 
Srundfägen noch mit dem Wortlaute des legten Abſatzes des Art. 61 
im Einflange fteht. Nach allgemeinen Grundſätzen iſt das Geridt, 
an welches in Folge eingelegter Berufung eine Strafſache zur Ent: 
Scheidung in zweiter Inſtanz gelangt, nicht nur berechtigt, fondern aus 
verpflichtet, den ganzen Sachverhalt zu prüfen und das Urtbeil erfier 
Inſtanz, foferne es nad feiner Leberzeugung dem Sachverhalte unt 
den betreffenden gefeglihen Bejtimmungen nicht entipricht, abzuänder, 
gleichgiltig ob diefe Aenderung dem Betheiligten zum Vortheile ode 
zum Nachtbeile gereicht. Diefer aus der Natur des Etrafrehit 
fließende allgemeine Grundfaß erleidet nur dann umd nur in fo weil 
eine Ausnahme, als eine foldhe in einer ausbrüdlichen gefegliden dr 
flimmung begründet ift. Daß diefer Grundjag auch in Chrentrin 
kungsſachen gilt, ergibt fih aus der Natur der Ehrenfräntungen al 
Öffentlich ftrafbarer Handlungen, an welder die jetige Geſetzgebung 
wenn fie auch bezüglich des Verfahrens manche befondern Beftimmur 
gen enthält, dennoch ftreng feftgehalten bat. Es fragt fich mitbin 
blos, ob und in wie weit das Geſetz von diefem Grundfage für 
EhHrenkräntungsfadhen eine Ausnahme gemadt bat. ine bezüglih 
Beftimmung findet fih nun blos im letzten Abſatze des Art. 61, 
befien Wortlaut zubem volllommen Far ift. Hier ift aber blos von 
bem Falle, dag nur der Beklagte Berufung eingelegt bat, und mit 
feiner Silbe von dem Falle, daß nur der Kläger appellirt bat, die 
Rede, Es geht deshalb ſchon nad allgemeinen Anterpretationgregelt 
durchaus nicht an, diefe Beſtimmung aud auf den lestern Fall auf 
zubehnen. Hätte der Geſetzgeber eine folde Beftimmung aud für der 
legtern Fall treffen wollen, fo hätten hiezu wenige Worte genügt. 
Da er e8 nicht gethan hat, fo muß angenommen werden, daß er e 
nicht thun wollte, und zwar um fo mehr, als biefür auch gerictigt 
innere Gründe ſprechen. Vielfach findet man in der Strafpreh 
gefeßgebung das Bejtreben, in derartigen Fällen den Befchulbigten ju 
begünftigen. Diefem Beftreben verdankt die Beftimmung des Ab. | 
des Art. 338 ihre Entſtehung und man trug bei Erlaſſung des Cir 
führungsgefeges kein Bedenken, diefe Beftimmung auch für Ehren 
kränkungsſachen zu treffen, da biefelbe feine andere Wirkung äußern 
kann, als die, daß der Beklagte dann, wenn fein Gegner unterläft 
Berufung einzulegen, unter Umftänden vielleicht mit einer gelinden 
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Strafe durdfommt, als ihm eigentlich gebührt. Ganz anders ift bie 
Sache aber dann, wenn man bem Berufungsgerichte in dem Falle, daß 
nur der Kläger appellirt hat, nicht geftatten will, das Urtheil zu 
Gunften des Beklagten zu ändern. In dieſem Falle wäre das Bes 
rufungsgeriht unter Umſtänden genötbigt, in einer an es gebrachten 
Sade eine PVerurtheilung zu einer öffentlihen Strafe beftehen zu 
laflen, obgleich nad) feiner Ueberzeugung feine ftrafbare Handlung vor: 
Liegt. Dies ift mit allgemeinen ftrafrehtlihen Grundſätzen unvereins 
bar und es findet fi auch in unfrer ganzen Strafgefebgebung keine 
ähnliche Beftimmung. Wenn ber Kaffationshof fagt, in andern Straf: 
fahen habe das aburtheilende Gericht in Folge ber ihm obliegenden 
DOffizialthätigkeit den ganzen Sachverhalt zu prüfen, in Ehrenkränkungs⸗ 
fadhen aber fei es von der Thätigfeit und den Anträgen ber Parteien 
abhängig: fo ift dies augenfcheinlic irrig. In Ehrenkränkungsſachen 
iſt nämlich im Vergleiche zu fonftigen Straffahen die Thätigfeit bes 
aburtbeilenden Gerichts nur infoweit befchränft, als die Parteien ihre 
Beweismittel felbjt beibringen müflen. Im MUebrigen bat basjelbe 
aud in Ehrenkränkungsſachen das gleiche Recht und die gleiche Pflicht 
der Prüfung wie in allen fonftigen Strafſachen. Es muß ohne Rüd: 
ficht auf die Anträge der Parteien ben Bellagten freifpredhen, wenn 
es die Ehrenkränkung für verjährt hält oder in ben betreffenden Aeuße⸗ 
rungen feine ftrafbare Ehrenkränkung findet, den Antrag auf Ver: 
öffentlihung des Urtheils, wenn es biefelbe nicht für angemefjen hält, 
zurüdweifen, jtatt der beantragten eine andere ihm angemeffen erfcheis 
nenbe, jelbit höhere Strafe ausfpreden u. f. w., und zwar befteht in 
diefer Beziehung zwifchen den Gerichten erfter und zweiter Inſtanz 
fein Unterfhied. Ach bin demnach der Anficht, daß das Berufungs- 
gericht das Urtheil erfter Inſtanz auch dann, wenn nur ber Kläger 
Berufung eingelegt bat, zu Gunſten bes Bellagten abzuänbern be: 
fugt iſt. 

Art. 62 beſtimmt, wie es, wenn auf Klage einer der in Art. 61 
Abſ. 1 genannten Perfonen gerichtliche Verhandlung wegen einer 
Ehrenkränkung ftattgefunden bat, mit den Koften zu halten iſt. Hie— 
bei ift jedody die Beitimmung des Art. 263 Abf. 2 des Strafgefeh- 
buchs ausbrüdlid vorbehalten, jo daß alfo, wenn das Gericht im Ur: 
theile fejtftellt, daß gegenfeitige Ehrenkränkungen vorgefallen find, bes 
züglich ber Koften nicht die Bejtimmung des Art, 62, fonbern jene 
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des Art. 263 Abſ. 2 maßgebend if. In Betreff ber Iestern Be: 
ftimmung babe idy das Erforderliche bereits früher (Band I ©. 106 
bis 108) bemerkt und ich will nur noch beifügen, daß dieſe Beftim- 
mung unzweifelhaft aud dann Anwendung findet, wenn auf Berufung 
bes wegen Ehrenkränkung in erfter Inſtanz verurtbeilten Beklagten in 
zweiter Inftanz erkannt wird, daß gegenfeitige ſich aufhebende Ehren: 
fränfungen vorgefallen find, daß demnach das Gericht auch im dieſem 
Falle befugt ift, die Koften beider nftanzen in Anwendung bei 
Art. 263 Abf. 2 zu vergleichen oder jeder der Parteien einen ent: 
fprehenden Theil derfelben zu Laft zu legen. (Urtbeil des Kaffations: 
bofs vom 15. Mai 1863, Zeitſchr. für Geſetzg. u. Redtöpflege, 
Band X S. 473 u. 474.) 


Bezüglich der in Art. 62 in Betreff der Koften erfter Inſtanz 
enthaltenen Beftimmung kann ich mid auf die Bemerkung befchrän: 
ten, daß der Ausdruck „in alle Koften“ gewählt wurde, um ausju: 
drüden, daß der Interliegende nicht blos die Koften der Gegenpartei, 
fondern audy die Gerichtskoſten zu tragen hat. Bon felbft verjteht es 
fih, daß dann, wenn Kläger feine Klage gegen zwei Perſonen gerichtet 
bat, von denen die eine verurtheilt, die andere freigefprohen worden 
ift, die Koften vom Kläger und dem verurtheilten Beklagten in dem 
den Umftänden bes konkreten Falles entſprechenden Verhältniffe zu 
tragen find. (Urtheil bes Kaffationshofs vom 30. Juli 1864, a. a. 
D. Band XI Seite 270— 272.) Die durch Kinlegung von Rechte 
mitteln entftandenen Koften fallen, wenn das Rechtsmittel verworfen 
wird, demjenigen zu Laft, der das Rechtsmittel ergriffen hat. Dies ift 
namentlid auch dann ber Fall, wenn nad) erfolgter Verurtbeilung bes 
Beklagten ber Kläger deshalb, weil er die erfannte Strafe für zu ge 
ring bielt, Berufung eingelegt bat und biefe verworfen wird. Es 
war aber weiter ber Fall vorzufehen, daß der in erjter Inſtanz ver 
urtheilte Beflagte appellirt und in zweiter Inftanz lediglich die Strafe 
berabgefegt oder das Urtheil in fonftiger Weife, z. B. durch Befei: 
tigung ber öffentlichen Befanntmahung des Strafurtheils, gemilbert 
wird, Für diefen Fall beftimmt das Geſetz, daß der Beklagte, ob: 
gleich er eigentlich mit feiner Berufung nicht unterlegen ift, dennoch 
als in der Hauptfache unterliegender Theil die durch feine Berufung 
entftandenen Koften zu tragen bat. Dies ift felbft dann der Fall, 
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wenn er bei Einlegung ber Berufung ausdrücklich erflärt haben follte, 
daß er nur eine Milderung des Urtheil® beantrage. 

Bon felbft verfteht es fi, dak dann, wenn aus irgend einem 
Grunde ber Kläger und ber Bellagte in Koften verurtheilt werben, 
von einer folidarifhen Haftung berfelben feine Rebe fein kann. (Urs 
theil des Kaffationshofs vom 31. März 1864, a. a. DO. Band XI 
Seite 95— 97.) 

Dem k. Herare können in Ehrenkränkungéſachen ber bier in 
Rede ftehenden Art jowohl nad dem im Geſetze für ſolche Sachen 
angenommenen Syſteme als auch nad dem MWortlaute des Art. 62 
niemals Koften zu Laft gelegt werben. Geſchieht es dennoch, fo kann 
ber Staatsanwalt deshalb Berufung, beziehungsweife Nichtigkeits— 
befchwerbe ergreifen. Art. 61 Abf. 6 fteht dem nicht entgegen, weil 
bas Gefeß dort nur folhe Rechtsmittel, welche die Ehrenkränkung 
jelbit betreffen, im Auge bat, hier aber es fih um Wahrung bes 
fisfalifhen Intereſſe handelt, die nad ber jekigen Gefehgebung in 
allen Straffahen den Staatsanwälten obliegt. (Urtbeile des Kaſſa— 
tionshofs vom 21. November 1862, 28. März 1863 und 13. No: 
vember 1863, a. a. D. Band IX Geite 551 u. 552 und Band X 
Seite 299— 302 u. 1005—1008.) 

Die Beſchränkung der Beitimmung bes Art. 64 auf ſolche In: 
jurien, deren Aburtheilung nunmehr den Eivilftrafgerichten zufteht, hat 
darin ihren Grund, daß über die von Militärperfonen begangenen 
Ehrenkränkungen nady den früher befprochenen bezüglichen Kompetenz- 
beftimmungen in ber Regel bie Militärgerichte zu urtheilen haben, 
man aber die von einer Militärperfon beleibigten Perfonen nicht auf 
bie bei dem Militärgerichte zu ftellende Klage befchränten wollte. Bes 
züglich derjenigen Ehrenkränkungen, deren Aburtheilung den Militärges 
richten zufteht, wurden deshalb die im Civilrechte begründeten Inju— 
rienflagen aufrecht erhalten. Dabei verfteht es ſich aber von felbft, 
daß die hiernach vor dem Eivilgerichte zuläffige Klage mit der auf bas 
Strafgefeßbud) ‚begründeten Klage vor dem Militärgerichte nicht kumu— 
lativ, fondern nur eleftiv konkurrirt. Der Beleibigte hat in bem bier 
vorausgefegten Falle die Wahl, feine Klage entweder vor dem Civil⸗ 
oder vor dem Militärgerichte anzubringen. Hat er fie aber einmal 
bei einem biefer Gerichte angebracht, fo Kann er fie nicht mehr bei 
dem andern erheben. 
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Die Beitimmung des Art. 64 bezieht fi) zwar, wie ber gang 
gegenwärtige Abſchnitt, nur auf die eigentlichen Ehrenfränfungen, nich 
auch auf fonftige Angriffe auf die Ehre, alfo namentlich nicht au 
Berläumdungen. Trogdem find aber unzweifelhaft auch alle Klagen 
als aufgehoben zu betrachten, mittel® welder im alle einer Berlium: 
dung Entfhädigung wegen der in berfelben liegenden Ehrenkräntung 
verlangt wird, da eine folche Klage ihrem Wefen nah nur eine Ja— 
jurienflage ift. Auch bei Verläumbungen find mithin, won dem ver: 
hin befprodenen Falle, in weldem das frühere Recht überhaupt auf: 
recht erhalten worden iſt, abgefehen, Entſchädigungstklagen nur mehr 
fo meit zuläflig, als fie auf Erfak eines im folge der Verläumbun 
erlittenen Vermögensnachtheiles gerichtet find. ') 


VI. Berfahren in Webertretungsfachen in den Landestheilen 
diesſeits des Rheine. 


Art. 66. 


Bis zum Erfcheinen eines allgemeinen Gefegbuches über das 
Strafverfahren hat fich in den Landestheilen diesfeits des Hiheines 
das Verfahren in den zur Bufländigkeit der Einzelnrichter gehöri- 
gen Mebertretungsfachen, foweit für diefelben nicht durch Speial- 
geſetze befondere Eigenthümlichkeiten vorgefchrieben find und vor- 
behaltlicy der im gegenwärtigen Geſetze, namentlich in Den Art. 61 
bis 78 enthaltenen befonderen Beftimmungen im Allgemeinen nad 
den für das Verfahren in Vergehensfachen, welche nicht zur fhwur- 
gerichtlichen Bufländigkeit gehören, vorgezeichneten Grundfägen zu 
richten. 


Art. 67. 


Eine Worunterfuhung findet bei den in Art. 66 bezeichne- 
ten Mebertretungen nicht flat. IA eine Webertreiung angezeigt, fo 


») Verb. d. K. d. Abg. v. IBY,, Beil. Bd. II &. 126, 315, 316 u. 
375, Beil.Bd. II ©. 295—297, 341, 458 u. 459, Verhdl. d. Befepg.:Aueid. 
d. K. d. Reiher, v. 18%, Beil. ©. 447 u. 448, PBrot.Bb. IT ©. 268 u. 269. 
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hat der Staatsanwalt die an ihn gekommene oder von ihm kurz 
aufgenommene und nöthigenfals durch weitere Erkundigung ver- 
vollftändigte Anzeige dem Kichter mit dem fchriftlichen oder münd- 
lichen Antrage auf Seffegung der Hauptverhandlung zu übergeben. 
Sowohl dem Richter als dem Staatsanwalte ficht die Befugniß zu, 
wenn fie Auffchlüffe oder Erhebungen für nöthig erachten, diefel- 
ben von den Polizeibehörden oder der Gendarmerie zu erholen. 


Art. 68. 


IA der Beſchuldigte verhaftet, fo muß der in Art. 67 be- 
zeichnete Antrag längftens binnen 24 Stunden geflellt und falls 
nicht befondere Hinderungsurfachen entgegenfichen, fogleich zur 
Hauptverhandlung gefchritten werden, zu welcher der Befchuldigte 
ohne weitere Worladung vorgeführt wird, It er der That ge- 
ſtändig oder find die Schuld- und Vertheidigungsbeweismittel fo- 
glei zur Hand, fo foll in der Kegel auf der Stelle die Haupt- 
verhandlung vollftändig gepflogen und das Urtheil gefällt werden. 
Wenn dies nicht thunlich ifl, fo fol jedenfalls der verhaftete Be- 
fchuldigte ſogleich über die Anfchuldigung und über feine allen- 
falfigen Vertheidigungsbeweismittel vernommen und hienady zur 
Fortfegung der Hauptverhandlung ein möglichfi naher Termin an- 
beraumt werden. 


Art. 59. 


Nicht verhaftete Kefchuldigte find vorbehaltlih der Beflim- 
mungen des Art. 75 zur Hauptverhandlung durch fhriftlichen Be- 
fehl vorzuladen, welcher die deutliche Bezeichnung des den Gegen- 
land der Anfchuldigung bildenden MWebertretungsfalles mit dem 
Beifügen zu enthalten hat: 

1) daß es dem Beſchuldigten freiſtehe, feine allenfallfigen 
Bertheidigungsbeweismittel mitzubringen oder folche dem 
Gerichte fo zeitig anzuzeigen, daß fie noch zur Werhand- 
lung beigeſchafft werden können; 

2) daß im Falle des Ausbleibens des Befchuldigten die Ver- 
handlung und Aburtheilung dennoch flattfinden werde. 

Erlaffung von Steckbriefen oder Ediktalladungen findei nicht 


flatt. 
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Art. 70. 


Der Befchuldigte kann fi bei der Hauptverhandlung durd 
einen Bevollmächtigten vertreten laffen. Die in Gegenwart rines 
folchen Wertreters gepflogene Werhandlung hat gleiche Wirkung mit 
der in Gegenwart des Befchuldigten gepflogenen. Bur Segitime- 
tion des Bevollmächtigten genügt eine vom Gemeindevorflande be- 
glaubigte Privatvollmadıt. 

Auch kann fic der erſchienene Belchuldigte durch einen Rechts- 
kundigen verbeiftanden Laffen. 


Art 71, 


Beugen und Sacpverfländige find auf Handgelöbnig an Eides- 
flatt, Beamte und eidlich verpflichtete öffentliche Diener, wenn fie 
über eine von ihnen bei Ausübung ihres Amtes oder Dienſtes 
wahrgenommene Chatfache ausfagen, unter Erinnerung an ihren 
Dienfteid zu vernehmen. Sebteres hat aud bei jenen Sachverftän- 
digen zu gefchehen, die ein für allemal als folche beeidigt find. 

Ob und weldhe Aktenflüke bei der Hauptverhandlung zu 
verlefen feien, bleibt dem Ermeſſen des Hichters anheimgeftellt. 


Art. 72. 


Ungehorfam der Beugen und Sachverſtändigen fowie unge- 
bührliches Benehmen derfelben oder des Befchuldigten vor Gericht 
kann mit Arreft bis zu 3 Tagen oder an Geld bis zu zehn Gul- 
den, — ungebührliches Benehmen des Bertreters oder Beriheidi- 
gers mit Verweis oder Geldfirafe bis zu zehn Gulden von dem 
Einzelnrichter beahndet werden. 


Art. 73. 


Heber die Hauptverhandlung führt der Protokollführer ein 
von ihm und dem Michter zu unterzeichnendes Sißungsprotokoll, 
in welchem der welentliche Inhalt der Verhandlung kurz vorge- 
merkt wird. Die Uriheile find mit kurzen Gründen über dir 
Ehat- und Hedtsfrage in fortlaufende Hegifter niederzufchreiben 
und in der Sitzung zu verkünden. Die Verkündung erfolgt in der 
Hegel unmittelbar nad der Verhandlung. Mur ausnahmesweile 
kann fie auf einen der nächften Sage verfchoben werden, in wel- 


Einführungsgejeh, Artitel 66—76. 443 


chem Falle am Schluffe der Verhandlung dem Befchuldigien oder 
feinem Vertreter die Beit, wann die Urtheilsverkündung flattfinden 
wird, genau angegeben werden muß. 


Art. 74, 


Wenn der Beichuldigte ungeachtet richtig gefchehener fadung 
weder in Perfon noch durch einen bevollmädhtigten Vertreter er- 
fcheint, fo kommen die für das Uingehorfamsverfahren in Berr 
gehensfachen geltenden Worfchriften zur analogen Anwendung, je- 
doh mit der Ausnahme, daß es dem Beſchuldigten freiſteht, ſtatt 
des ihm zuſtehenden Einſpruchs fogleich die Berufung zu ergreifen. 


Art. 75. 


In allen Fällen, in welchen der Befchuldigte nicht verhaftet 
ifl, kann der Richter, wenn er die Mebertretung für genügend be- 
ſcheiniget erachtel, auf flantsanwaltfchaftlichen Antrag fofort ohne 
vorgängige Wernehmung des Befchuldigten die entfprechende Straf- 
verfügung erlaffen. Diefelbe ift dem Beſchuldigten fchriftlich zuzu- 
fielen, wenn fie aber in Haupt- oder Mebenfache einen anderen 
als den vom Staatsanwalte beantragten Aueſpruch enthält, fo foll 
fie zunächſt dem Staatsanwalte mitgetheilt und dem Befchuldigten 
erſt dann zugeflellt werden, wenn der Staatsanwalt feine Beruhi- 
gung hiebei erklärt oder binnen drei Lagen vom age der ge— 
fchehenen Mittheilung an gerechnet, einen Antrag auf Einleitung 
der Hauptverhandlung nicht geflellt hat. 


Art. 76. 


Bie in Art. 75 erwähnte Strafverfügung hat zu enthalten: 

1) die deutliche Bezeichnung des den Gegenfland der Be- 
firafung bildenden Mebertretungsfalles ; 

2) die Seſtſetzung der Strafe, der etwaigen Straffolgen und 
des Roftenpunktes mit kurzer Angabe der Beweisgründe 
und der gefeßlichen Borfchriften, worauf fih der Aus- 
fpruch gründet; 

3) die Eröffnung, daß der Beſchuldigie, wenn er fi durch 
die Verfügung befchwert erachte, innerhalb der auf den 
Sag der Buftellung zunächſt folgenden acht Cage bei Wer- 
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meidung des Eintritts der Bechtskraft der Werfügung 
feinen Einſpruch gegen diefelbe bei Gericht fchriftlich oder 
zu Protokoll anzumelden und zugleich feine allenfallfigen 
Vertheidigungsbeweismittel anzugeben habe. 

Bringt der Beſchuldigte innerhalb der feſtgeſetzten Friſt Ein- 
wendungen gegen die Strafverfügung vor, fo ift diefelbe als nid 
erlaffen zu betrachten und die Hauptverhandlung in gewöhnlicher 
Weile feflzufehen. Anderen Falles hat die Strafverfügung die 
Wirkung eines rechtskräftigen Urtheils. 


Art. 77. 


Die Berufung gegen das Urtheil erſter Inſtanz iſt binnen 
acht Tagen bei dem Gerichte erfter Inftanz mündlich zu Protokoll 
oder Ichriftlic anzumelden und auszuführen. 

Hat die Derhandlung in Gegenwart des Befchuldigten oder 
feines Vertreters flatigefunden und iſt das Urtheil unmittelbar nad) 
der Berhandlung oder zu der am Schluffe derfelben beflimmten 
Beit verkündet worden, fo läuft die Berufungsfrili vom Lage der 
Verkündung, in den übrigen Fällen vom Lage der Buflellung des 
Urtheils an. 


Art. 78. 


Eine Wiederaufnahme des Strafverfahrens gegen Endurtheile 
ift in Mebertretungsfällen nicht zuläffig. 


Der gegenwärtige Abſchnitt gilt nur für die Landestheile dies: 
feit8 des Rheins und auch bier nur für diejenigen Uebertretung®: 
jachen, weldye zur Zuſtändigkeit der Cinzelnrichter gehören, indem jene 
Uebertretungen, welde zur Zuftändigkeit der Bezirksgerichte gehören, 
nah Art. 31 Abſ. 4 ganz in ber für die Behandlung der Ber: 
gehensfälle vorgeſchriebenen Weife abzuurtheilen find. Außerdem fin: 
ben die Borfchriften des gegenwärtigen Abfchnittes auf bie in Spe— 
zialgefegen vorgejehenen Uebertretungen in fo weit feine Anwendung, 
als die betreffenden Geſetze befondere Beftimmungen über das Ber: 
fahren enthalten. Solche Beftimmungen beftehen für das Verfahren 
in Forſtſtrafſachen, an weldem, wie auch fchen in Art. 31 Abf. 7 
bemerkt ift, durch das gegenwärtige Geſetz nichts geändert wurde, für 
Auffchlagsdefraubationen u. f. w. In der Pfalz richtet fi das Ber: 
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fahren in Webertretungsfachen, foweit nicht das gegenwärtige Gejek 
befondere Beſtimmungen enthält, nach den daſelbſt ſchon früher im 
Geltung gewefenen ſtrafprozeßgeſetzlichen Vorſchriften. 

Im gegenwärtigen Abfchnitte ift jedoch das Verfahren in ben 
angeführten Webertretungsfachen keineswegs vollftändig geregelt, ſon— 
dern dasſelbe bat fih, wie Art. 66 bejtimmt, vorbehaltlid der im 
gegenwärtigen Geſetze, namentlich in den Art. 67—78 enthaltenen 
befondern Beftimmungen im Allgemeinen nad den für das Verfahren 
in Vergehensſachen, welche nicht zur fchwurgerichtlihen Zuſtändigkeit 
gehören, vorgezeichneten Grundſätzen zu richten. In allen Punkten, 
bezüglich weldyer das gegenwärtige Gefeß feine befondere Beftimmung, 
enthält, fommen mithin die das Berfahren in Bergebensfahen regeln: 
den ftrafprozeßgefeßlichen Beitimmungen zur Anwendung. Eine ſyſte— 
matifche Darftellung des ganzen Verfahrens, wie ſich dasjelbe durch 
Berbindung der Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes mit den 
fonftigen zur Anwendung kommenden Normen, insbefondere jenen der 
Strafprogeßnovelle vom 10, November 1848, geftaltet, bier zu geben, 
liegt außerhalb meiner Aufgabe, abgejehen davon, daß mir aud ſchon 
der Raum dies nicht geftattet. Ich muß mid, deshalb auf die im 
gegenwärtigen Abjchnitte enthaltenen bejondern Beſtimmungen bes 
ſchränken. 

Nach Art. 67 darf bei den hier in Rede ſtehenden Uebertre— 
tungen eine Vorunterſuchung im Sinne der Strafprozeßgeſetzgebung 
nicht ſtattfinden und eben ſo wenig hat der Strafrichter von Amts— 
wegen einzuſchreiten. Seine Thätigkeit wird nur dadurch provozirt, 
daß der Staatsanwalt, nachdem er von einer vorgekommenen Ueber— 
tretung durch eine bei ihm ſelbſt gemachte oder durch eine von der 
Polizei aufgenommene und ihm übergebene Anzeige, durch Mittheilung 
ber Alten von Seite des Unterſuchungsrichters, durch einen Verwei— 
ſungsbeſchluß, durd eigene Wahrnehmung oder auf fonftige Weife 
Kenntniß erlangt bat, Antrag auf Feitfegung der Hauptverbanblung 
nad Art. 67 oder auf Erlaffung einer Strafverfügung nad Art. 75 
ftellt. Hieraus folgt, daß alle Anzeigen, auf deren Grund eine ge: 
richtliche Einſchreitung wegen einer Webertretung ftattfinden joll, une 
mittelbar oder mittelbar an den Staatsanwalt gelangen müffen, In 
der Sikung des Gefekgebungsausfhuffes vom 14. Dezember 1860 
wurde auf Anregung ber Frage, ob die Polizeibehörde verbunden fei, 


446 Einführungsgeiek, Artifel 6678, 


in allen zu ihrer Kenntnig kommenden Uebertretungsfällen bie gericht: 
liche Einſchreitung zu veranlaflen, ſowie ob die polizeilichen Hilfe 
organe die Anzeige der zu ihrer Kenntniß kommenden Uebertretungen 
an die betreffende Polizeibebörde oder an den Staatsanwalt zu er: 
ftatten haben, von Seite des k. Staatsminiſters des Innern bemerft, 
diefe Frage müfje der Inſtruktion von Seite der Oberbehörden jomie 
einer vernünftigen Praris überlaffen werben, um beſonders in erfter 
Beziehung einerfeits eine Nechtsungleichheit, anderſeits aber unnötige 
Berationen zu vermeiden. Hiezu ift übrigens zu bemerken, daß bie 
Polizeibehörden jedenfalls in analoger Anwendung des Art. 60 
Theil II des Strafgeſetzbuchs von 1813 verbunden find, alle jene 
Anzeigen dem Staatsanwalte mitzutheilen, weldye ihnen zum Zmede 
gerichtlicher Einſchreitung wegen einer Webertretung gemadt wurden, 
ſowie daß diefelben in Gemäßheit des Art. 19 Ziff. 1 des angeführt: 
ten Geſetzbuchs, der jetzt, nachdem die Aburtheilung ber Uchertretungen 
den Gerichten überwiefen ift, und da Art. 66 zudem die für das 
Berfahren in Vergehensſachen vorgezeichneten Grundſätze auch für das 
Berfahren in Ucbertretungsfachen foweit, als das Geſetz feine bejon: 
dern Beftimmungen enthält, maßgebend erklärt, offenbar auch auf 
Vebertretungen Anwendung findet, verpflichtet find, den Staatsanwalt 
von ben ihnen befannt gewordenen Webertretungen in allen denjenigen 
Fällen in Kenntniß zu fegen, für welche fie nicht diefer Verpflichtung 
durch die bei der Berathung in Ausficht genommene und, da der Er: 
Märung bes k. Staatsminifters fein Widerſpruch entgegengejeßt wurde, 
wegen ber bier allerdings bejtehenden bejondern Berbältniffe auch ale 
zuläffig erfannte Inſtruktion enthoben find. 

Eine Vorunterfuhung findet, wie bemerkt, bei den bier in Rede 
ftehenden Webertretungen nicht ftatt, der Staatsanwalt ift jedoch be 
fugt, die an ihn gelommenen oder von ihm aufgenommenen Anzeigen 
durch weitere Erkundigung, durch Befragen ber betreffenden Perfonen, 
Beſichtigung der Lofalitäten und dgl., felbft zu vervolljtändigen oder 
zu biefem Behufe die von ihm als nöthig erachteten Aufſchlüſſe und 
Erhebungen von den Polizeibehörden, namentlih den Drtspolizeibehör: 
den, oder der Gendarmerie zu erholen. Letztere Befugniß ſteht au 
dem zur Aburtheilung berufenen Stadt ober Landrichter zu. Den zu 
diefem Behufe befragten Perfonen darf weder ein Eid noch ein Hand: 
gelöbnig abgenommen werden. Auch iſt die Aufnahme fürmlider 
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Protofolle nur dann erforderlich, wenn es ſich um bie Feſtſtellung der 
Aussagen folder Perſonen handelt, weldye nicht vor Gericht erfcheinen 
önnen. In diefem Falle bat die Vernehmung auf Antrag des 
Staatsanwalts durch die Polizeibehörde zu gefchehen. Bon felbft ver: 
ſteht es ih, dak der Staatsanwalt ſolche Anzeigen auf fi beruhen 
laffen ann, von denen ein Nefultat nicht zu erwarten ift, weil bie 
betreffende Handlung gefeglih nicht mit Strafe bedroht ift oder weil 
feine genügenden Anhaltspunkte gegeben find, um die Einfchreitung 
gegen eine bejtimmte Perfon zu veranlaffen. Hiebei bat er ſich übri— 
gens nach den bezüglihen Yuftruftionen und den Weifungen der an 
den vorgefeßten Gerichten aufgeftellten Staatsanwälte zu richten, unter 
deren Auffiht und Leitung er überhaupt nad Art. 31 Abſ. 6 bie 
ihm übertragenen Gefchäfte zu verfehen hat. Der Richter ift dagegen 
nicht befugt, den Antrag bes Staatsanwalts auf Feſtſetzung der Haupt: 
verhandlung zurüdzumeifen. Er muß demfelben entſprechen, wenn er 
fih auch nicht für zuftändig, die Handlung nicht für ftrafbar, bie 
gegen ben Beſchuldigten vorliegenden Verdachtsgründe nicht für ges 
nügenb oder die Verfolgung aus irgend einem runde, wegen mans 
gelnden Strafantrags, Verjährung oder dgl., für unftatthaft hält, vor: 
behaltlih für ihn, nad ftattgehabter Verhandlung jo zu entfcheiden, 
wie es nad feiner Ueberzeugung den faktiſchen und rechtlichen Mo— 
menten entjpricht. 

Art. 69 Ziff. 1 gejtattet dem Beſchuldigten, jeine Vertheidi— 
gungsbeweismittel entweder dem Gerichte rechtzeitig behufs Beifhaffung 
durch dasſelbe anzuzeigen oder felbft zur Verhandlung mitzubringen, 
fo daß alfo mamentlid Zeugen, welde der Beſchuldigte mitgebracht 
bat, eben jo zu vernehmen und anzufehen find, wie diejenigen, welche 
auf Antrag des Befchuldigten durch das Gericht vorgeladen wurden, 
Es entjtand nun die Frage, ob diefe Beitimmung aud) für die zweite 
Anftanz gilt. Die Staatsanwaltfhaft am oberften Gerihtshofe ſprach 
fi für die Bejahung diefer Frage aus, vom Gerichtshofe wurde bie: 
felbe aber verneint. Ich halte die Entſcheidung des oberſten Gerichts: 
Hofs für richtig. Nah Art. 66 hat fi das Verfahren in ben zur 
Bnftändigfeit der Einzelnrichter gehörigen Uebertretungsfachen, foweit 
nicht in Spezialgefegen oder dem Einführungsgefeße befondere Ber 
ftimmungen enthalten find, im Allgemeinen nad den für das Verfah— 
ven im Vergehensſachen, die nicht zur fhmurgerichtlichen Zuſtändigkeit 
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gehören, vorgezeichneten Grundſätzen, mithin nach den bezüglichen Be— 
ſtimmungen der Strafprozeßnovelle vom 10. November 1848, zu 
richten. Die letztern Beſtimmungen bilden alſo die Regel, jene dee 
Einführungsgeſetzes erſcheinen als Ausnahmen und dürfen desbalt 
nit ausdehnend interpretirt werden. Die in Rede jtebende Beſtim 
mung, die ſich nach ihrer Stellung und ihrem Wortlaute offenbar nur 
auf das DBerfahren erjter Inſtanz bezieht, darf mithin im Berfahren 
zweiter Inſtanz nur dann angewendet werden, wenn eine geieblih: 
Beftimmung eine folde Ausdehnung rechtfertigt. Dies ift nicht der 
Tal. Nah Art. 339 der Strafprozeßnovelle kommen nämlich im 
Verfahren zweiter Inſtanz die für das Verfahren erfter Anftanz ge: 
tenden Borfhriften nur in jo weit in Anmendung, als das Geſeh 
nit in den vorhergehenden Art. 328—338 für das Verfahren 
zweiter Inſtanz befondere Bejtimmungen enthält. Nun findet ſid 
aber in Art. 330 eine bejondere Bejtimmung für den Fall, daß der 
Beiyuldigte in zweiter Inſtanz neue Thatſachen oder Beweiſe vor: 
bringt oder Anträge auf wiederholte Vernehmung einzelner Zeugen 
oder Sachverſtändiger jtellt, und zwar dahin, daß in diefem Falle dir 
Vorſchrift des Art. 129 Abſ. 2 in analoge Anwendung fomme. Ter 
Beihuldigte muß mithin in zweiter Inſtanz die Vorladung der Zeu— 
gen, deren Bernehmung er wünjcht, bei dem Senatsvorftande ben 
tragen, welcher dieſem Antrage nad Möglichkeit zu entjprechen ver: 
pflichtet ift, infoferne der Beſchuldigte die Koften für die Entſchädi— 
gung der Zeugen erlegt, außerdem aber nur dann, wenn ihm die Ab 
hör der bezeicdyneten Zeugen der befjern Aufklärung der Sache förber: 
lid erſcheint. Bon ſelbſt verjteht es fidy übrigens, daß der Vorfitzende 
in Gemäßheit des ibm durd Art. 141 der Strafprozeßnovelle einge 
räumten Rechts befugt iſt, die vom Befchuldigten zur Verhandlung 
zweiter Inſtanz ohne Borladung mitgebradpten Zeugen ald Auskunft 
perfonen zu vernehmen. (Urtheile des Kafjationshofes vom 31, Ol: 
tober 1862, Zeitjchr. für Geſetzg. u. Nechtspflege Band IX S. 530 
vis 534, 20. Februar 1863, Band X Seite 169—173 u. 4. Juli 
1863, Band X Seite 680— 684.) 

Die Vorfhrift des Art. 69, nad welder die Vorladung eine 
deutliche Bezeichnung des den Gegenftand der Anfchuldigung bildenden 
Uebertretungsfalles enthalten muß, bat nur den Zwed, dem Beſchul— 
digten die Möglichkeit zu geben, feine Vertheidigung vorzubereiten umd 
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feine BVertheidigungsbemweismittel rechtzeitig vorzubringen. Das Gericht 
ift deshalb bei Erlaffung feines Urthells durch diefe Bezeichnung nicht 
beſchränkt, fondern hat in feinem Urtheil Alles, was fi) bei der Haupt: 
verhandlung ergeben hat, jo weit, als dem nicht befondere Verhältniſſe, 
wie 3. B. ber Mangel des erforderlihen Antrags auf ftrafrechtliche 
Berfolgung, entgegenjtchen, zu berüdfidyligen, fo daß ber Beſchuldigte 
jelbjt wegen einer andern als ber in der Borlabung bezeichneten Leber: 
tretung und wegen Thatfachen, die fi) erjt bei der Hauptverhandlung 
berausgeftellt haben, verurtheilt werden kann. Die Bertheidigung darf 
jedod nicht befhränft und die Verhandlung muß beshalb in einem 
jeldyen Falle vertagt werden, wenn bies im Intereſſe der Vertheidigung, 
insbefondere zur Beibringung weiterer Bertheidigungsbeweismittel nöthig 
erjcheint. Sch verweife in diefer Beziehung auf das, was ich bereits 
oben (Seite 427 — 429) bemerkt babe.') 

Auch bezüglid der Bertretung der Befchuldigten durch Bevoll- 
mächtigte kann idy auf dasjenige, was ich oben (Seite 429 u. 430) 
bemerkt habe, verweifen und ich will nur noch beifügen, daß im alle 
der Berurtheilung unfelbitjtändiger Perſonen auch deren gefegliche Ver: 
treter, aljo ihre Eltern, VBormünder u. ſ. w., einer Bollmadt bedürfen, 
um Namens berfelben ein Rechtsmittel einzulegen. (Urtheile des Kaf- 
fationshof8 von 5. Februar u. 20. Mai 1864; Zeitfchr. für Geſetzg. 
und Rechtspflege Band XI Seite 25, 29 u. 141 — 145). 

Art. 74 ſpricht nur von der Berufung. Der oberfte Gerichts- 
bof hat jedody in einem durch Erkenntniß vom 30. Oktober 1862 ent: 
ſchiedenen Falle audy eine Nichtigfeitsbefchwerde zugelaffen, welche mit 
Umgebung des Einſpruchs gegen ein Ungehorfamsurtheil ber zweiten 
Inſtanz eingelegt war. (Angeführte Zeitihrift Band IX Seite 523 
— 526). 

Ein eigenthümliches Verfahren, durch welches, wenn der Befchul: 
bigte feinen Einwand gegen die Strafverfügung erhebt, jede Verbands 
lung abgefchnitten wird, wurde durch die Art. 75 und 76 eingeführt. 
Der Grund diefer gefeglihen Beftimmung liegt in der Einfachheit gar 
vieler Uebertretungen und in bem Beftreben, diefelben mit Vermeidung 


) Man vergleiche hierüber auch Urtheil bes Kaflationshofes vom 6. Juni 
1863 (Zeitfehr. für Geſetzg. u. Rechtspflege Bd. X ©. 656 — 660), gegen befien 
Entjheidungsgründe fih übrigens Manches erinnern läßt. 
Weis, Das Strafgefepbuch für das Königreih Bayern. I. 29 
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von Weitläufigkeiten möglichft ſchnell und wenig Foftfpielig abzumaden. 
Der in Art. 76 Abf. 1 Ziff. "3 erwähnte Einfprudy darf nicht mit 
dem Einſpruche gegen ein Kontumazialurtheil verwechfelt werden, von 
dem er fidy auch bezüglich der Wirkungen wefentlih unterfceibdet. Der 
bier in Rede ftehende Einfprucdy hat nämlich die Wirkung, daß die Straf: 
verfügung als nicht erlaffen betrachtet wird und die Hauptverhandlung 
ganz im derſelben Weife feitgefett wird, als wenn in der Sache nod 
nichts gefchehen wäre. Die Folge hievon ift, daf dann, wenn der Be: 
fchuldigte bei der Hauptverhandlung nicht erfcheint, ein Ungeborjams: 
urtheil ergeht, gegen welches Einſpruch zuläffig ift. 

Die in Art. 77 Abſ. 1 zur Einlegung der Berufung geftattete 
adhttägige Friſt kommt nur dem Beihuldigten, nicht auch dem Staatk 
anmwalte zu. Für lebtern hat e8 bei den bezüglichen Beftimmungen der 
Strafprozeknovelle vom 10. November 1848 fein Bewenden. Es er: 
gibt ſich dies unzweifelhaft aus der Stellung des Art. 77 Abi. 1, 
insbefondere feiner Verbindung mit Abf. 2, fowie aus den Verband: 
Inngen im Gefeßgebungsausfchuffe der Kanımer der Abgeorbneten. In 
diefem Sinne bat aud der Kaffationshof durd) Urtheile vom 11. April 
und 30. Mai 1863 (angeführte Zeitfchrift Band X Seite 417—419, 
499 u. 500) entſchieden. Dagegen finden bie Beftimmungen des Art. 
77, und zwar ber beiden Abfäte desfelben, aud auf den Kläger in 
Ehrenkränkungsſachen Anwendung, baer, wie bereit zum vorbergebenden 
Abfchnitte ausgeführt wurde, im Allgemeinen dem Staatsanwalte nicht 
gleichzuftellen ift, ihm vielmehr wegen der unter ben Parteien möglichſt 
zu wahrenden Nechtsgleichheit foweit, als das Geſetz nicht anders be 
ftimmt, die nämlichen Rechte einzuräumen find, welde dem Beflagten 
zuftehen. (Urtheife des Kaflationshofes vom 19. Dezember 1863 und 
1. Zuli 1864, a. a. D. Band X Seite 1052 u. 1053 und Band XI 
Site 250— 252). Zur redtswirffamen Einlegung der Berufung ge: 
nügt die Anmeldung berfelben. Die Ausführung der Befchwerdepumfte 
it nicht erforderlich, fondern aud in Uebertretungsſachen dem Appel: 
lanten lediglich freigeftellt, da Art. 77 nur die Friften für Anmeldung 
und Ausführung der Berufung anders feitgefegt, im Uebrigen aber an 
ben bezüglihen allgemeinen Beftimmungen nichts geändert hat. (Ur: 
theil des Kaffationshofs vom 30. Oktober 1862, a. a. DO. Band IX 
Seite 523—526). 

Wegen der allgemeinen Faſſung des Art. 78 bat ber Kafjation: 
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hof entfchieden, daß die Wiederaufnahme des Strafverfahrens nicht zus 
läfjig ift gegen ein appellationsgerichtlihes Urtheil, in weldem für 
eine urfprünglicd als Vergehen verwiefene That eine Ucbertretungsftrafe 
ausgefprodyen wurde (Urtheil vom 28. Juni 1864, a. a. O. Bb. XI 
Seite 190 und 191), gegen Enburtheile, die in Forſtſtrafſachen ers 
gangen find (Urtheil vom 28. März 1863, Band X Seite 302 u. 
303), fowie gegen Enburtheile, welche vor dem 1. Juli 1862 in 
Uebertretungsfadhen erlaffen wurden (Urtheil vom 8. Mai 1863, Bb. X 
Seite 464 u. 465).') 


VI. Ginige befondere Beitimmungen für die Pfal;. 


Art. 79. 


Der Wahrfpruc der Gefhwornen kann bezüglich der Haupt- 
frage, ob der Angeklagte fi) der That fchuldig gemadjt habe, dann 
über die Frage, ob diefelbe unter einem eine erfchwerende Quali- 
fikation des Verbrechens begründenden Umflande begangen worden 
fei, gegen den Angeklagten nur mit einer Mehrheit von wenigflens 
acht Stimmen gebildet werden. 

Bezüglich der Strafmilderungsgründe entfcheidet die einfache 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit die dem Angeklagten gün- 
fligere Meinung. 

Art. 347 und 351 der in der Pfalz geltenden Strafprozeh- 
ordnung find aufgehoben. 

Die beiden erften Abſätze dieſes Artikels ftimmen mit Art. 192 
ber Strafprozegnovelle vom 10. Nov. 1848 wörtlih überein, fo daß 
nunmehr aud in bdiefer Beziehung vollftändige Uebereinftimmung der 
Geſetzgebung im ganzen Königreiche beftcht. Die Gefchwornen haben 
bei Abgabe ihres Wahrſpruchs die Zahl der Stimmen, durch welche der— 
felbe zu Stande kam, nicht anzugeben, fondern dann, wenn fid z. B. 
nur fieben Gefhworne für die Schuld des Angeflagten ober für das 
Vorhandenſein eines eine erfchwerende Qualifikation der That begrün— 


') Verhdlg. d. K. d. Abg. v. 18°%,, Beil.Bb. IT ©. 126, 316, 317 u. 
376, Beil.Bb. IN. ©. 239, 297, 298, 342 u. 459, Verhdl. d. Geſetzg. Ausſch. 


d. K. d. Reichsräthe Beil. ©. 448— 451, Prot.Bd. II ©. 269. 
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denden Umftandes ausfpredyen, die an fie geftellte Frage beziehung 
weife den betreffenden Umstand einfach zu verneinen, ſowie dann, wenn 
ein Strafmilderungsgrund auch mur von fehs Geſchwornen angenommen 
wurbe, bie betreffende Frage einfacdy zu bejahen. 


Art. 80. 


Wenn fich eine zum Code verurtheilte Weibsperfon fchwange 
befindet, fo bleibt der Wollzug des Mriheils bis nach ihrer Ent- 
bindung ausgefeßt. 

Diefer Artikel reproduzirt Tebiglich die Beftimmung des Art. N 
des Code penal, mweldye in das neue Strafgefegbuh um deßwillen nich 
aufgenommen wurde, weil fie fi) im biesfeitigen Rechte im Straf: 
prozeßgefeßbudhe findet. 

Art. 81. 

Wenn Icmand wegen einer flrafbaren Handlung zur Enl- 
rihtung von Geldfirafe und Unterfuchungskoften, nebſtdem aber 
auch zur Entfchädigung des durd die Handlung Befchädigten vrr- 
urtheilt ift und das Vermögen des WVerurtheilten nicht ausreidl, 
diefen fämmtlichen £eiftungen zu genügen, fo haben die beiden trf- 
genannten Poften dem Anfpruche des Beſchädigten nachzuftehen. 

Derurtheilungen zu Wirdererftattungen, zum Erſatz des Sche- 
dens und entbehrten Gewinnes und zu den Koſten können, wenn 
diefelben zu Gunften einer Eivilpartei ergangen find, mittels per- 
fönlihen Arrefles vollfireckt werden. 

Sind folche Verurtheilungen zu Gunften des Staates ergangen, 
fo ift die Vollſtreckung derfelben mittels perfönlichen Arrefles aus- 
geſchloſſen. 

Desgleichen können Verurtheilungen zu Geldfirafen, Entihe- 
digungen und Geridhtskoften, welche in Sorfifachen zu Gunſten des 
Staates oder einer Gemeinde ergangen find, nicht mittels perfan- 
lichen Arreſtes vollireckt werden und es treten die betreffenden be- 
flimmungen des SForfifirafgefeges für die Pfalz, insbefondere dit 
Art. 82—84, außer Araft und werden durch nachfichende Keflim- 
mungen erfeßt: 

Die wegen Sorfifrevel erkannte Geldfirafe wird in Artef- 
firafe umgewandelt, wenn durch ein Beugniß des Erhebungsbeamten 
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fefigeflellt iſt, daß fie weder von dem Berurtheilten noch von den als 
civilverantwortlic erklärten Perfonen beigetrieben werden kann, 

Diefe Umwandlung findet ohne weiteren Urtheilsfprud nad 
folgendem Maßſtabe fait: 

1) an die Stelle von Geldftrafe bis zu einem Gulden tritt vier- 
undzwanzigflündiger Arrefl; 
2) bei höheren Geldfirafen tritt 

a) an die Stelle der erſten zehn Gulden ein Tag Arreſt für 

jeden Gulden, 

b) an die Stelle des weiteren Betrages ein. Eng Arreſt für 

je zwei Gulden. 

Die in den Fällen der Biffer 2 fich ergebenden Bruchtheile 
eines Tages-bleiben außer Anfaß. 

Der Arreſt, welcher an die Stelle der wegen eines oder wegen 
mehrerer Frevel in einem Urlheile erkannten Geldfirafe tritt, darf 
nicht über einen Monat dauern. Hiebei kömmt jedod die bei einer 
Mehrheit von Freveln in Verbindung mit einer Geldfirafe erkannte 
Arrefifirafe nicht in Berechnung. 

Dem Gefangenen bleibt jederzeit die Kefugnif, fi) durch Er- 
legung des Strafbetrages, foweit derfelbe durch die erflandene Srei- 
heitsftrafe noch nicht getilgt iſt, von der letzteren frei zu machen. 

Abſ. 1 beftimmt blos die Reihenfolge, in welcher bie dafelbft 
angeführten Forderungen zu befriedigen find, wenn das Vermögen des 
Berurtheilten nicht ausreicht, allen Verurtbeilungen biefer Art zu ges 
nügen. Tiefe Beftimmung weicht von jenen der Art. 54 und 468 
des Code penal darin ab, daß nad) ihr nicht blos die Geldſtrafe, fun: 
dern audy die Unterfuchungsfoften dem Anfpruche des Beſchädigten nad: 
zufteben haben, 

Die folgenden Abſätze biefes Artikels wurden vorzugsweiſe da: 
durch veranlaßt, daß in ben neuen Strafgefeßbüchern bezüglich) der un: 
einbringlichen Gelbftrafen cin von dem in ber Pfalz früher geltenden 
Rechte wefentlich abweichendes Syftem angenommen wurde. Der frühern 
pfälzifchen Geſetzgebung war nämlid — von wenigen in Spezialge: 
jegen, 3. A. dem Heerergänzungsgefeße, vorgefehenen Fällen abgefehen 
— die Umwandlung uneinbringlicher Geldftrafen in Freiheitsſtrafen 
fremd. Dagegen konnten Verurtheilungen zu Geldftrafen, Entſchädi— 
gungen, Wiedererftattungen und Koften mittel® perjönlichen Arreſtes 
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(eontrainte par corps) vollftredt werben. Diefes unter Umſtänden 
fehr harte Erefutionsmittel troß des in ber neuen Geſetzgebung ke: 
züglih der Umwandlung uneinbringlicher Geldfirafen angenommenen 
Syſtems in ber Pfalz fortbeftehen, die Ummandlung alfo dafelbit erit 
dann eintreten zu laffen, wenn aud die Vollftrefung mittels perfün: 
lichen Arreſtes reſultatlos geblieben iſt, ſo daß der unzahlfähige Ver— 
urtheilte dort ſeiner Freiheit zweimal beraubt worden wäre, zuerſt in 
Folge der Anwendung des Exekutionsmittels des perſönlichen Arreſtes 
und ſodann in Folge der Umwandlung der uneinbringlichen Geldſtraſe 
in Freibeitsitrafe, während die diesſeitige Geſetzgebung in foldyen Fällen 
das Erefutionsmittel bes perfönlichen Arreftes nicht Kennt, erfchien mit 
dem Beftreben, foweit möglidy Rechtsgleichheit im Strafrechte herzu— 
ftellen, unvereinbar, ja in manchen Fällen geradezu unthunlid. Dazı 
kam, daß nad dem biesfeitigen Nechte auch für die Unterfuhungskoften 
nur bie gewöhnlichen Grefutionsmittel gegen das Vermögen des Ver— 
urtheilten gegeben find und eine Vollſtreckung mittel® perſönlichen 
Arreftes nicht zuläffig ift. Auf der andern Seite aber trug man wegen 
des innigen Zufammenhangs mit dem Givilrechte Bedenken, da® Gre: 
futionsmittel des perfönlihen Arreftes in dem Falle auszujchlieken, 
daß Berurtheilungen zu Wiedererftattungen, Entſchädigungen und Koften 
zu Gunften einer Civilpartei ergangen find. Deßhalb wurde biefes 
Erekutionsmittel für ben lestern Fall geftattet, in Abf. 3 aber für 
den Fall, daß foldye Verurtheilungen zu Gunften des Staates ergangen 
find, ausbrüdlich ausgefhloffen. Yon Geldftrafen brauchte nicht befon: 
ders gefpredhen zu werben, weil mit Aufhebung des Code penal auch 
die die Vollſtreckung mittels perfönlichen Arreftes geftattenden Art. 52, 
53, 467 und 469 biefes Geſetzbuchs außer Wirkfamkeit getreten find. 

Nachdem man fomweit gegangen war, erſchien es zwedmäßig, aud 
bezüglich der in Forftfahen ergangenen Berurtheilungen ähnliche Be: 
ftimmungen zu erlaffen. Dies ift in den Abſ. 4—9 geichehen. Die 
betreffenden Beftimmungen weichen von ben für andere Straffachen gel- 
tenden in zweifacher Beziehung ab. Abf. 4 ſchließt nämlich die Vell: 
ſtreckung mittel8 perfönlicyen Arreftes aud) bei Verurtheilungen zu Ent: 
ſchädigungen und Koften, welhe zu Gunften einer Gemeinde er 
gangen find, aus, während bies in Abf. 3 bei andern Straffachen nur 
bezüglich der zu Gunften des Staats ergangenen Verurtheilungen 
gefhehen if. Sodann ift für die Ummanblung uneinbringlicyer Geld⸗ 
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ftrafen nicht der in dem Straf: und Polizeiftrafgefeßbuche, fondern der 
in bem biesfeitigen Forfigefete vom 28. März 1852 angenommene 
Mapftab feſtgeſetzt. 

Schwierigkeiten haben ſich bezüglic des Falls ergeben, daß Fa— 
milienangehörige in Gemäßheit des Art. 9 des Forſtſtrafgeſetzes vom 
28, Dezember 1831 (jegt Art. 8) folidarifh in eine nur einmal er: 
Fannte Gelbftrafe verurtheilt worden find. In diefem Falle ift dies: 
feits nah Art. 55 des Forfigefebes vom 28. März 1852 im Straf: 
urtbeile auszusprechen, gegen welchen oder weldye Frevler die Ummanbd: 
lung ber Geldftrafe in Arreſtſtrafe einzutreten hat, wenn erftere nicht 
eingetrieben werben kann. Dabei ift zugleid) beftinmmt, daß, wenn bie 
Umwandlung gleichzeitig gegen mehrere biefer Frevler gefchieht, der von 
den Einzelnen zu erftehende Arreft dennoch zufammengeredhnet diejenige 
Dauer nicht überfchreiten darf, welche der Geldftrafe nad dem im Ge: 
ſetze feftgefegten Umwandlungsmaßftabe entfpriht. Diefe Beftimmung 
findet fi im vorftehenden Artilel nicht und der erwähnte Ausſpruch 
kann demnad im Strafurtheile nicht erfolgen, allein fie entfpricht ganz 
dem angenommenen Spfteme und es ift deshalb, wenn der Fall ber 
Umwandlung eintritt, im Allgemeinen nad derfelben zu verfahren. 
Snebefondere darf, weil durch Erftehung der Freiheitsftrafe, in welche 
eine Geldftrafe umgewandelt worden ift, die Teßtere getilgt wird, gegen 
die ſolidariſch Verurtheilten zufammen keine längere Arreftfirafe vol: 
zogen werben, als der erkannten Geldftrafe nad) dem gefeplichen Um: 
mwandlungsmaße entjpricht.") 


Art. 82 


Vorunterfuchungen finden in Mebertreiungsfachen, welche zur 
Bufländigkeit des Einzelnrichters gehören, nicht flatt. Die Polizei- 
richter, fowie die das öffentliche Minifterium bei dem Polizeigerichte 
vertretenden Beamten find jedoh, wenn fie Aufichlüffe oder Er- 
hebungen für nöthig erachten, befugt, diefelben von den Polizeibe- 
hörden oder der Gendarmerie zu erholen. 

Diefer Artikel entfpricht der Sclußbeftimmung des für die Lan: 
destheile diesjeits des Rheins gellenden Art, 67. 


) Verh. d. K. d. Abg. v. 18%, Beil.®d. II S. 126, 318, 377 u. 
378 u. Beil. Bd. IN ©. 299, 343 u. 344, Verhdl. d. Geſetzg.-Ausſch. d. K. d. 
Reiher. v. 18°%,, Beil, S. 454— 456. 
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Art. 33. 


Gegen Urtheile, welche in den zur Bufländigkeit der Ein- 
zelnrichter gehörigen Mebertretungsfällen von den Gerichteu erfler 
Inftanz erlaffen werden, fleht vorbehaltlich deflen, was in Art. 61 
Abf. 6 des gegenwärtigen Geſetzes beflimmt if, fowohl dem Wer- 
urtheilten als aud dem Öffentlichen Miniflerium und der Civil- 
partei das Kecht der Berufung unbefchränkt zu. 

Diefer Artikel bezieht fih, wie fein Wortlaut ergibt, nur auf 
foldye Urtheile, welche in den zur Zuftändigfeit der Einzelnrichter ge: 
börigen Mebertretungsfällen von den Gerichten erfter Inftanz, alſo ven 
den Landgerichten, erlaffen werden. Durch diejen Artikel wurde demnad 
an ber Beftimmung des Art. 192 Abſ. 2 des Code d’instr. cerim. 
nichts geändert. Wohl aber findet Art. 83 aud auf die von den Land- 
gerichten als Forftitrafgerichten erjter Inſtanz erlaffenen Urtheile An 
wendung. Die Forftfrevel, um die es ſich biebei handelt, find nämlich 
unzweifelhaft Uebertretungen, welche zur Zuftändigfeit der Einzelnrichtet 
gehören, und die allgemeine Beſtimmung des Art. 37 Abſ. 7 fchliegt 
die Anwendbarkeit der nad) ihrem Karen Wortlaute aufden vorliegenden 
Fall vollkommen paffenden befondern Beitimmung des Art. 83 offenbar 
nicht aus (Urtheil des Kaffationshofs vom 17, Oktober 1862, Zeitjär. 
für Gefeßgebung und Rechtspflege Band IX Seite 513 unb 514). 


Art. 84. 


Die Beflimmungen des haiferlichen Dekrets vom 17. Mai 
1809 über die Verwendung der Geldfirafbeträge nebſt den hiezm 
ergangenen Erläuterungen und Dollzugsvorfchriften find aufgehoben. 

Das Gleiche gilt von den Vorfchriften über die Verpflichtung 
der Gemeinden zur Herflellung und Unterhaltung der Aantonsge- 
fängniffe, zur Sefoldung der Aiantonsgefängnißwärter, Beköftigung 
der Polizeifträflinge und Anfchaffung der Gefängnifrequifiten, dann 
zur Herftellung, Unterhaltung, Beheizung und Beleuchtung der Land- 
gerichtslokale. 

Nach dem Dekrete vom 17. Mai 1809 waren von den Geld: 
ftrafen in Zuchtpolizei- (Vergehens⸗), einfahren Polizeis und Feldpoli— 
zeifachen zwei Drittheile zum Bortheile der Gemeinden und ein Drit: 
theil zum Unterhalte der Findelfinder zu verwenden. Die für die Ge 
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meinden beftimmten zwei Drittheile wurben jebod nicht an diefe ver: 
theilt, fondern e8 wurde daraus ein gemeinfamer Fond gebildet, aus 
welchem der Präfeft (Später die Kreisregierung) einzelnen Gemeinden 
nad Bebürfnig Unterftügungen zufließen Tieß. Diefe Beitimmungen 
wurden burdy vorftehenden Artikel aufgehoben, fo daß die erwähnten 
Gelditrafen nunmehr auch in der Pfalz, fomweit nicht befondere Gefete 
ein Anderes beftimmen, in die Staatskaffe fließen. Dagegen find nun: 
mehr auch die in Abj. 2 bezeichneten Ausgaben, welche früßer den 
Gemeinden oder Diftrikten oblagen, nicht mehr von bdiefen, fondern von 
der Staatskaſſe zu bejtreiten.') 


VI. Bildung der Schwurgerichte in der Pfalz. 


Durch die Art. 85—121 wurde an fi nichts Neues gefchaffen, 
jondern nur das, was in den Lanbestheilen biesfeits des Rheins be— 
züglic der Bildung der Schwurgerichte in Gemäßheit des Geſetzes über 
die Einführung der Schwurgeridte vom 3. Auguft 1848 und der Art. 
75—111 der Strafprogehnovelle vom 10. Nov. 1848 bereits in Gel: 
tung war, mit wenigen unmefentlihen vorzugsweife durch die Verfchies 
denheit der emeindeverfaffung veranlaßten Abweichungen auch auf 
bie Pfalz ausgebehnt. Da eine Frläuterung der allgemeinen ftraf: 
prozeßgefeglihen Beftimmungen nicht in meiner Aufgabe liegt, fo werde 
ih mid darauf beſchränken, die wenigen von den bezüglichen Beftim: 
mungen bes biesfeitigen Rechts abweichenden Punkte hervorzuheben. 


Art. 85. 


Bu den Verrichtungen eines Gefchwornen können, vorbehaltlid) 
ver in Art. 86 feftgefeßten Ausnahmen, alle Staatsbürger berufen 
werden, welche entweder 

1) das Amt eines Bürgermeiflers, Adjunkten oder Gemeinde- 
raths bekleiden oder in den leiten zehn Jahren bekleidet 
haben, oder 

2) auf einer deutfchen Hochfdule den Doktorgrad erlangt haben 
oder fi durch ein amtliches Prüfungszeugniß über ein mit 
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günfligem Erfolge vollendetes Aniverfitätsfludium ausweiſen 
können, oder 


3) vollftändige Aunffludien an einer deutichen Akademie der bil- 
denden Künfle gemacht haben und durch Beugniffe derlelben 
ihre volle Aunftbefähigung nachzuweiſen im Stande find, oder 


4) jährlich an direkten Steuern einen Gefammibeirag von wenig- 
fiens zwanzig Gulden entrichten. 


Nah Art. 75 Ziff. 1 der Strafprogefnovelle vom 10. November 
1848 können zu ben Berrichtungen eines Geſchwornen diejenigen be— 
rufen werden, welde das Amt eines Bürgermeiſters, Magiftrateratbi 
oder Gemeindevorſtehers beffeiden oder in den letzten zwölf Jabren 
beffeidet haben. Vorſtehender Artikel weicht alfo von dem biesfeitigen 
Rechte in doppelter Beziehung ab, indem er neben den Bürgermeiſtem 
auch die Adjunften und alle Gemeinderäthe anführt und außerdem ftatt 
zwölf nur zehn Jahre feſtſetzt, während welcher die betreffenden er: 
fonen nody zu den Verrihtungen eines Geſchwornen berufen werke 
können, nachdem fie ein folches Gemeindeamt zu befleiden aufgehört 
haben, Der Grund diefer Abweichungen liegt in der Verſchiedenheit 
der Gemeindeverfafjungen und der Wahlperioden. Die Adjunften, weldt 
die diesfeitige Geſetzgebung nicht kennt, find nämlich nad) ber pfälziſchen 
Semeindeverfaffung die gefeglichen Stellvertreter der Bürgermeijter und 
zudem gleich diefen aus dem Gemeinderathe genommen. Sie mußten 
alfo hier den Bürgermeiftern gleichgeftellt werden. Cine weitere grund: 
fägliche Verſchiedenheit zwiſchen der pfälziſchen und der diesſeitigen Ge— 
meindeverfaſſung beſteht darin, daß die erſtere, was die rechtliche Sltel 
lung der Gemeinden betrifft, feinen Unterſchied zwiſchen Stadt: und Land: 
gemeinden macht, weshalb es denn auch in der Pfalz keine der Kreik: 
vegierung unmittelbar untergeordnete Städte gibt. In diefer Verfhie 
denheit finden verſchiedene auch in fpätern Artikeln vortommende Ab: 
weichungen, was ich fogleich bier bemerken will, ihre Erklärung. Im 
gegenwärtigen Artikel mußten wegen diefer Verſchiedenheit alle Ge— 
meinderäthe al® zu ben Verrichtungen eines Gefhwornen befähigt be: 
zeichnet,werden, wenn man ſich nicht auf die Bürgermeifter und A: 
junkten befchränfen wollte, was aus verfchiedenen Gründen nit ald 
zwedmäßig erfannt wurde. Die Abänderung des angeführten zwölß 
jährigen Zeitraums in zehn Jahre ift deshalb gefchehen, weil die Wahl: 


Einführungsgefeß, Artitel 86—88. 459 


perioden bei Gemeinbewahlen in der Pfalz fünfjährig, diesſeits brei- 
beziehungsweife fechsjährig find. 
Art. 86. 


Gefchworne können nicht fein: 
1) fämmtlihe in Aktivität flehende befoldete Stantsdiener und 


Militärperfonen ; 
2) alle Individuen, welche ein geifllihes Amt bekleiden oder 
geiftliche Funktionen verrichten; . 


3) die Advokaten an den Gerichten des Orles, wo die Schwur- 
gerichtsfigungen gehalten werden; 

4) Perfonen, welde das dreißigfte Iahr noch nicht zurückgelegt 
haben; 

5) Perfonen, welche wegen körperlicher oder geifliger Gebrechen 
außer Stand find, den Pflichten eines Geſchwornen nachzu- 
kommen. 

Endlich find 

6) ausgefchloffen die in Art. 21 Abf. 1 des gegenwärligen Ge— 
feßes bezeichneten Perfonen. 

Diefer Artikel ftimmt mit dem biesfeitigen Rechte vollftänbig 
iiberein, da auch diesſeits an die Stelle der Ziff. 6 des Art. 76 ber 
Strafprozeßnovelle die Beftimmung des Art. 21 Abf. 1 des Einfüh: 
rungsgeſetzes getreten ift, 


Art. 87. 


Die Berrichtung eines Gefhwornen kann wegen fechsigjährigen 
Alters für immer abgelehnt werden. 


Art. 88. 


Für jede Gemeinde foll eine Fiſte der in derfelben wohn- 
haften, zu den Verrichtungen eines Geſchwornen befähigten Indi- 
viduen von dem Bürgermeifter unter Buziehung zweier Mitglieder 
des Gemeinderaths angefertigt werden. 

Diefe Lifte (Arliſte) ift während vierzehn Sagen im Gemeinde- 
haufe zu Iedermanns Einfiht aufzulegen und anzuheften, und daß 
dieſes gefchehen fei, iſt öffentlich bekannt zu machen, 
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Art. 89. 


Ieder volljährige Staatsangehörige iſt berechtigt, innerhalb 
des im vorhergehenden Artikel bezeichneten Beitraumes gegen dic 
aufgelegte oder angeheftete ‚Lifte wegen Mebergehung befähigter oder 
Eintragung unbefähigter Individuen Einfprace zu erheben, worüber 
fodann in voller Verfammlung des Gemeinderathe in öffentlicher 
Situng verhandelt und entfchieden wird. 

Gegen diefe Entfcheidung ſteht den Betheiligten das Hecht der 
Beſchwerde an die betreffende Piftriktspoligeibehörde zu. 

Die Beſchwerde ift binnen act Sagen vom Tage der Er- 
öffnung des Befcheides an gerechnet ein- und auszuführen, und 
fodann von der zufländigen Behörde in kürzefter Sriſt gleichfalls in 
öffentlicher Sigung zu erledigen. 


Art. 90. 


Mindeſtens vier Wochen vor Bufammentriti des Candrathes 
müffen fämmtliche Urliften jedes Diflrikispolizeibejirkes an den br- 
ireffenden Amtsvorfland eingefendei werden. 

Diefer beruft fofort aus jedem Kanton feines Bezirko: 

1) die Bürgermeifler der vier bevölkerifien Gürgermeiflereien, 
dann 
2) jene fünf Wahlmänner, welche beider vorausgegangenen Wahl 
der Sandtagsabgeordneten die meiften Stimmen in fünf ver- 
fchiedenen Gemeinden ihrer Wahlbezirke erhalten haben, 
damit Diefelben unter feiner Sritung aus den Mrliften diejenigen 
Perfonen ihres Aantons auswählen, welche wegen erprobter Ein- 
fiht und Ehrenhaftigkeit der Gefinnung zu dem Amte von Gt— 
(hwornen am geeigneiflen erfcheinen. 

Die Wahl geſchieht in der Weife, daß für je 500 Einwohner 
des Aantons Ein Gefhworner ausgewählt wird. 

Ergibt ſich bei dieſer Berechnung eine Gruchzahl über dir 
Hälfte, fo wird ein Gefhworner mehr genommen; geringere Brud- 
zahlen werden dagegen außer Anfchlag gelaffen. 

Die zwifhen verftehenden Artikeln und dem biesfeitigen Rechtt 
bejtehenden Verſchiedenheiten ſowie der Wegfall bes Art. 81 ber Straf: 
progepnovelle finden großentheil® in dem, was zu Art. 85 bemerft 
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murbe, ihre Erklärung. Daß die ihrer Natur nach tranfitorifche Be: 
ftimmung des Art. 80 Abſ. 2? Ziff. 2 der Strafprozeknovelle bei ben 
veränderten Berbältniffen auch fen im Art, 90 durch die bezügliche 
definitive Beſtimmung des Art. 87 Ziff. 1 der Novelle erfegt werben 
mußte, ift ſelbſtverſtändlich. Weitere Abweichungen vom bdiesfeitigen 
Rechte bejtehen nah Art. 90 noch darin, daß die bier vorgefehene 
Wahl in der Pfalz nicht, wie biesfeits, nad Diftriftsverwaltungsbe: 
zirken, fondern nah Kantonen (Landgeritsbezirten, Diſtrikten) ftatt: 
findet, und daß nad Abi. 2 Ziff. 1 nicht die Bürgermeifter der vier 
bevöllertſten Gemeinden, fondern der vier bevöllertften Bürger: 
meiftereien zu berufen find. Bezüglid der letztern Abweichung ift 
zu bemerken, daß in der Pfalz zuweilen mehrere wirkliche Gemeinden 
zu einer Bürgermeifterei vereinigt find, 


Art. 91. 


Aus den in jedem Biftriktspolizeibesirke Gewählten wird 
eine £ifte gebildel und an den Präfidenien der Areisregierung ein- 
gefendei, welcher nunmehr aus den verfchiedenen Bezirkoliſten die 
Areislifle anfertigen läft. 

Demfelben flieht hiebei die Beſugniß zu, auch noch folde 
Perfonen aus den Urliften, welche nicht aus den in Art. 90 be- 
zeichneten Wahlen hervorgegangen find, auf die Areislifle zu feßen. 

Die Bahl diefer Perfonen darf jedoch in keinem Falle den 
zehnten heil der Gewählten überfchreiten. 


Art. 92. 


Vierzehn Tage vor Bufammentritt des Candraths ifl die Areis- 
lifle jedem einzelnen Mitgliede deofelben zuzuflellen. Der verfam- 
melte Sandrath hat fodann die Bahl der auf derfelben befindlichen 
Perfonen auf die Hälfte, jedoch in keinem Falle unter 600 Wamen 
herabzufeßen. 

Art. 93. 


Bei der im vorhergehenden Artikel angeordneten Reduktion 
hat der Fandrath forgfältig darauf Bedacht zu nehmen, daß nicht 
nur intelligente und durchaus unbefcholtene Männer, fondern aud, 
daß wo möglich Vefähigte aus allen Gegenden des Areifes und daß 
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insbefondere Befähigte aus dem Orte, wo die Schwurgerichtsfigung 
regelmäßig gehalten wird, in angemeffener Anzahl der fifte einver- 
leibt werden. 

Mitglieder des Sandraihe felbft dürfen nicht auf der fife 
fliehen. 


Art. 94. 


Aus den auf folche Weife vom Landrathe ausgewählten Per- 
fonen bildet ſich die Hauptlifte der bei den Schwurgerichtsfigungen 
zu verwendenden Gefhwornen, und die Abgänge, welche ſich auf 
derfelben durch Todesfälle, Berlufl der zum Amte eines Gefchwornen 
erforderlichen Eigenfchaflen oder in Folge der in Art. 108 eni- 
haltenen SBeflimmung ergeben , werden in nachfichender Weile 
ergängt. 


Art. 95. 


In jeder Gemeinde werden jährlich am Anfang des Monate 
März auf die in Art. 88 bezeichnete Art diejenigen Perfonen aus 
der früheren Urliſte geftrichen, welche während des abgewichenen 
Jahres mit Eod abgegangen find oder die zum Geſchwornenamit 
erforderliche Befähigung verloren haben. In gleicher Wrife find 
diejenigen, welche während des Jahres dieſe Befähigung erlangt 
haben, zur Lifte hinzuzufeßen. Bie Beflimmungen über Bckannt- 
madhung der Hrliften, über Anbringung und Verbeſcheidung von 
Einfprücden, fowie über die Einfendung der fiften an die Diftrikts- 
polizeibeamten finden auch hieher Anwendung. 


Art. 96. 


Nachdem dieſen Beamten zuvor vom Üegierungspräfidenten 
das Verzeichniß derjenigen Perfonen ihres Bezirkes Jugefertigt wor- 
den iſt, welche auf der Hauptlifte eingetragen find, fowie derjeni- 
gen, welche wegen bereits geleifteten Dienftes für das nächfle Fahr 
nicht wieder auf diefelbe gefeßt werden dürfen (Art. 108), fchreiten 
diefelben nad; Maßgabe der in dem Art. 90 enthaltenen Vorſchriſ- 
ten zu einer neuen Auswahl, wobeı jedoch nur für je 2000 Ein- 
wohner ein Gefhworner gewählt wird. 
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Die im Art. 96 vorfommenden Abweichungen vom biesjeitigen 
Rechte, ſowie einige unbedeutende Abweichungen, welche in den vorher: 
gehenden Artifeln vorfommen, finden theild in dem, was zu Art. 85 
über die VBerfchiedenheit der beiderfeitigen Gemeindeverfaffungen bemerkt 
wurde, theil® in dem Umſtande ihre Erklärung, daß die Bejtimmung 
des Art. 87 Ziff. 1 der Strafprogeßnovelle bereits in Art. 90 des 
Einführungsgefeßes fteht, jo daß alfo in Art. 96 einfach darauf ver: 
wiefen werden konnte. 


Art. 97. 


Die im Art. 90 bezüglich der Bruchhahlen enthaltene Beftim- 
mung kommt auch bei den in Gemäßheit des vorhergehenden Art. 
96 vorzunehmenden Wahlen zur Anwendung. Die Auswahl kann 
fowohl die erfi neuerdings wählbar gewordenen, als auch die frü- 
her Schon gewählten, aber vom Sandrathe der Hauptlifle nicht ein- 
verleibten Staatsbürger treffen. 


Art. 98. 


Die Befugniß des Hegierungspräfidenten, bei Anfertigung 
der Kreisliſte auch noch andere Perfonen als die in den Diftrikts- 
polizeibezirken gewählten als Gefhworne in Vorſchlag zu bringen, 
findet auch bei der jährlichen Ergänzung der Hauptlifte, jedod nur 
unter der im Art, 91 bezeichneten Beichränkung, Anwendung. 


Art. 99. 


Dem verfammelten Landrathe wird nad) vorgängiger Bu- 
flellung der Kreisliſte an die einzelnen Mitglieder (Art. 92) das 
Verzeichnig der unterdeffen abgängig gewordenen Gefhwornen der 
früheren Hauptlifte mitgetheilt und dieſer ergänzt fofort dieſelbe 
Durch Hinzufehung der dem Abgange entfprechenden Anzahl neuer 
Geſchwornen. 


Art. 100. 


Wenigflens vierzehn Lage vor Eröffnung der Schwurgerichts- 
fitung hat der Begierungspräfident die vom Sandrathe angefertigte 
Hauptlifte dem Präfidenten des Appellationsgerichts mitzutheilen, 
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Don Ddiefem werden fodann in Gegenwart von vier Mit- 
gliedern des Gerichtshofes und unter Bugiehung des Staatsanwalts 
aus den in eine Urne zu legenden Uamen fümmtlicher auf die 
Hauptlifie gefeßten Staatsbürger für die bevorftehende Sikung 45 
hervorgezogen. 


Art. 101. 


In gleicher Weife findet nad Beendigung der allgemeinen 
Biehung eine befondere Biehung zur Beſtimmung von neun Erſatz- 
gefhwornen flatt. | 

Hiebei find nur die Mamen der an dem Orte, wo die 
Schwurgerichtsfigung abgehalten wird, wohnhaften auf der Haupt- 
lifte flehenden Staatsbürger in die Urne zu legen. 


Art. 102, 


Das Berzeichniß Jämmtlicher gezogenen Gefhwornen ifl in 
kürzefter Srifl dem ernannten Präfidenten des Schwurgerichtshofes 
mitzutheilen und dieſer iſt verpflichtet, binnen 24 Stunden die 
45 Uamen auf 30, die 9 auf 6 herabzufeßen. 


Art. 103. 


Das auf ſolche Weife herabgeſetzte Verzeichniß ifl ohne Wer- 
zug an den Begierungspräfidenten einzufenden und Durch dieſen 
jedem einzelnen Gefhwornen von feiner Berufung und dem age 
und ®rte, wo er zu erfcheinen hat, durch eine fhriftliche Ausfer- 
tigung unter ausdrüclicher Bemerkung der auf das Ausbleiben 
gefesten Strafen (Art. 105) Wacricht zu geben. 

Die Buflellung der Ausfertigung ifl wenigfliens 8 Cage vor 
dem zur Eröffnung der Sitzung befiimmten Lage durch die gecig- 
nete Behörde entweder an den Gefdiwornen in Perfon oder in 
deffen Abwefenheit an die in feiner Wohnung befindlichen Familien- 
glieder oder Diener oder endlich, wenn in der Wohnung Wiemand 
zu finden if, an den Bürgermeifter oder Adjunkten zu bewerk- 
flelligen, welcher fodann verpflichtet if, die ihm übergebene Aus- 
fertigung ohne Auffchub an den Berufenen gelangen zu laffen. 
Die Buftellung ift zu befcheinigen und die Befcheinigung ſogleich an 
den Regierungspräfidenten einzufenden. 
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Art. 104, 


Wenn an dem zur Eröffnung der Sitzung beflimmten Cage 
von den vorgeladenen Geichwornen nicht wenigftens 24 erfcheinen, 
fo haben für die abgängigen fofort die nad Art. 101 beflimmten 
Erſatzgeſchwornen und zwar nach der unter diefen durch die Bie- 
hung geordneten Reihenfolge einzutreten. 

Sind von den einberufenen Geſchwornen und Erſatzgeſchwor- 
nen fo viele ausgeblieben, daß die Bahl von vierundzwanzig nicht 
erreicht wird, fo hat der Präfident des Schwurgerichtshofes die 
Hamen der übrigen am Sitzungsorte wohnhaften auf der Haupt- 
lifle eingeiragenen Gefhwornen in eine Urne zu legen und fo viele 
herauszuziehen, als zur Ergänzung obiger Bahl erforderlich find. 

Der zweite Abſatz des Art. 104 entipriht dem Art. 145 der 
Strafprozepnovelle. 


Art. 105. 


Ieder Geihworne, welcher auf die ihm zugeftellte fadung 
weder erfchienen iſt noch fein Ausbleiben auf zulängliche Weile 
entfchuldigt hat, verfällt in eine Geldfirafe von einhundert bis zwei- 
hundert Gulden. 

Bei dem dritten Straffalle tritt nebfl doppelter Geldfirafe 
der Verluſt der Fähigkeit zur Ausübung der Verrichtung eines Ge- 
fhwornen ein; das Urtheil if durch das Amtsblatt des Areifes 
auf Koſten des Straffälligen bekannt zu machen und deffen Mame 
in der Hauptlifte der Gefhwornen zu flreichen. 


Art, 106, 


Sleicher Beftrafung unterliegt jeder Gefchworne, der zwar 
auf die ergangene Ladung erfchienen if, aber vor dem Schluffe 
der Schwurgerichtefigung ſich ohne eine als giltig anerkannte Ent- 
fchuldigung wieder entfernt hat. 


Art, 107. 


Als giltig entfchuldigt iſt nur derjenige zu betrachten, wel- 
cher eine Befcheinigung darüber beibringt, daß es ihm unmöglich 
war, an dem feflgefeßten Cage ſich einzufinden oder bis zum 
Schluffe der Sitzung zu verweilen. 
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Der Schwurgerichtshof hat über die Bulänglichkeit der vor- 
gebrachten Entfchuldigung zu entfcheiden, und wenn er falche ver- 
wirft, fofort die Strafe auszufprechen. 


Art. 108. 


Wer auf die erhaltene Ladung erfhienen und feinen Ber- 
richtungen als Gefchworner nadgekommen if, foll weder in dem 
nämlichen, noc in dem nädftfolgenden Jahre nod einmal zu glei- 
chen Berrichtungen angehalten werden, fo ferne er nicht ausdrüd- 
lich auf diefe Befreiung verzichtet, worüber derfelbe am Schluffe der 
Sitzung befonders zu befragen if. 

Das Verzeichniß der alfo austretenden Geſchwornen iſt fodann 
dem Regierungspräfidenten jedesmal mitzutheilen, um die Wormer- 
kung auf der Hauptlifte eintragen zu können. 


Art. 109. 


Ieder Gefchworne, der feine @bliegenheit erfüllt hat um 
nicht am Sibungsorte wohnt, erhält, wenn fein Wohnfit weiter 
als zwei Stunden davon entfernt liegt, auf Verlangen eine Ent- 
ſchädigung der Beifekoften, deren Belrag durch Begierungsverord- 
nung feflgefeßt wird. 


ar 110. 


An dem zur Eröffnung der Sigung anberaumten Tage und 
vor dem Beginn der Verhandlung einer jeden neuen Straffache find 
die Geſchwornen, welche auf die Vorladung erfdienen find, fowir 
die flatt der Michterfchienenen etwa beflimmten Erfaßgefchwornen 
(Art. 104) in Gegenwart des Staatsanwalts und Des Angeklagten 
in öffentliher Sitzung namentlid aufzurufen und ihre Mamen in 
eine Urne zu legen. 


Art. 111. 


Das Schwurgericht ift für die Aburtheilung jeder einzelnen 
Strafſache aus zwölf Gefchwornen zu bilden. 


Art. 112. 
Sollte jedoch eine einzelne Verhandlung eine längere Dauer 
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erwarten laffen, fo kann der Schwurgerichtshof verfügen, daß aufer 
den erforderlichen zwölf Gefhwornen durch weitere Biehung noch 
ein oder zwei Ergänzungsgeichworne befliimmt werden, um der 
Verhandlung beizuwohnen und in dem Salle, wenn das eine oder 
andere Mitglied bis zu der Berathſchlagung und Ertheilung des 
Ausfprucdes auszuharren gehindert fein follte, dasfelbe zu erfeßen. 

Die Ergänzungsgelchwornen treten im diefem Falle nad, der 
Heihe ein, in welcher die Mamen gezogen worden find. 


Art. 113, 


IN der Aufruf beendigt, und die nach Art. 104 erforderliche 
Bahl vorhanden, fo zieht der Präfident die Mamen der zwölf Ge— 
ſchwornen aus der Urne heraus. 


Art. 114. 


Der Angeklagte und der Staatsanwalt find befugt, eine 
gleiche Anzahl von Gefhwornen abzulehnen. 

IA jedoch eine ungerade Bahl von Gefchwornen vorhanden, 
fo flieht dem Angeklagten das Recht zu, einen mehr als der Stants- 
anwalt abzulehnen. 


Art. 115. 


So oft die Verhandlung gegen mehrere in der nämlichen 
Sache beiheiligte Angeklagte gerichtet ift, haben ſich diefelben dar- 
über zu vereinigen, in welcher Art fie das ihnen zuftehende Ablch- 
nungsrecht ausüben wollen. 

Aann eine Vereinigung nicht erzielt werden, fo iſt durch das 
Foos die Weihenfolge zu beſtimmen, in welcher die einzelnen Ange- 
klagten das Ablehnungerecht auszuüben haben. 

Die von einem Einzelnen ausgeübte Ablehnung ift in diefem 
Salle für Alle bindend. 


Art. 116, 


Sowie der Hame eines Gelhwornen aus der Urne gezogen 
wird, hat zuerfi der Staatsanwalt, fodann der Angeklagte fich zu 
erklären, ob er von dem Kechte der Ablehnung Gebrauch machen will. 


Gründe der Ablehnung dürfen nicht angegeben werden. 
30 * 
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Art. 117. 


Die Biehung ift beendigt, fobald zwölf Mamen aus der Urne 
hervorgegangen find, gegen welche das Ablehnungsredht nicht aus- 
geübt worden ifl. 

In dem durch Art. 112 vorgefehenen Falle iſt die zur Sil- 
dung des Schwurgerichts aus der Urne zuzichende nöthige Mamens- 
zahl von 12 auf 13 und beziehungsweife auf 14 zu erhöhen. 


Art. 118. 


Sind in der Urne nur nod) fo viele Mamen übrig, ale zur 
vollzähligen Bildung des Schwurgerichts erfordert werden, fo findel 
eine weitere Ablehnung nicht flatt. 


Art. 119. 


Für jeden einzelnen Fall find die das Schwurgericht bildenden 
Gefhwornen öffentlich zu beeidigen. 

Der Präfivent hat ihnen zu diefem Ende folgende Eidesfor- 
mel vorzulefen : 

„Ich ſchwöre, die gegen N. N. erhobene Anklage und 
deffen Bertheidigung bei bevorfichender gerichtlicher Verhand- 
lung mit forgfältiger Aufmerkfamkeit zu verfolgen, die An- 
fhuldigungs- und Entfchuldigungsbeweife gewiflfenhaft zu 
prüfen, über den zu ertheilenden Ausſpruch mit Bicmand 
außer mit meinen Mitgefchwornen mid) zu benehmen, in der 
Ausübung der mir als Geſchworner obliegenden Verrich- 
tung nicht aus Haß, Gunſt, Furcht, Eigennug, Nückſicht 
auf die Perſon oder aus anderen ſolchen Urfadhen zu han- 
deln, fondern dabei nur Gott, Die Gerechtigkeit und Wahı- 
heit vor Augen zu haben und meinen Ausfpruch nad mei- 
nem Gewilfen und der durd die Verhandlungen in mir be- 
gründeten freien Meberzeugung zu geben, Alles getreulid 
und ohne Gefährde, fo wahr mir Gott helfe‘. 

Aach Ablefung der Eidesformel ift jeder Geſchworne einzeln 
durch den Präfidenten aufzurufen und hat mit emporgehobener 
Rechten die Worte auszufprechen : 

„Ich ſchwöre!“. 
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Heligionsgenoffen, welchen der Eid unterfagt ifl, werden 
nad ihrem Ritus verpflichtet. 


Art. 120. 


Mach erfolgter Beeidigung ift die Verhandlung der abzunrthei- 
lenden Stroffadhe zu eröffnen. 

Wird dieſe Verhandlung aus irgend einem Grunde zur 
nächſten Schwurgerichtefigung hingewiefen, fo muß bei diefer zu 
einer neuen Bildung des Schwurgerichte nad den vorfichenden 
Vorſchriften gefchritten. werden. 


Art. 121. 


Die Beflimmungen der Art. 312, 381—393, 395—404 
und 406 des Code d’instruotion criminelle fowie fämmtliche mit 
diefen Beflimmungen zufammenhängende Gefege und Verordnungen 
find aufgehoben. 

Art. 112 der Strafprogeßnovelle ift durd die bezüglichen Be: 
frimmungen ber Art. 367—369 des Strafprozeßgeſetzbuchs erfekt '). 


IX. Kaflationdhof. 


Bor dem 1. Juli 1862 beftanden beim Oberappellationsgerichte 
für Straffahen zwei getrennte Kaffationshöfe, nämlid 1) der Kaffe: 
tionshof für die Pfalz, welder für biefen Regierungsbezirk die ges 
fammte durch die dortige Gefebgebung dem Kafjationshofe zugewiefene 
Zuftändigfeit in ſich vereinigte, alfo namentlih aud über die gegen 
Urtheile der pfälzifchen Strafgerichte eingelegten Kaſſationsrekurſe und 
Nichtigkeitsbefchwerden zu entfcheiden hatte, und 2) der burd die Ge: 
feßgebung des Yahres 18348 für bie Landestheile diesfeits bes Rheins, 
jedoh nur für Strafſachen, geſchaffene Kaſſationshof. Diefe Einrich: 
tung war früher nothwendig, weil die biesfeitige und bie pfälzifche 


) Man vergleiche über biefen Abjchnitt: Verbdl. d. K. d. Abg. v. 18%, 
Beil.Bb. II ©. 378 u. 379 u. Beil.2b. II ©. 293, 294, 315, 316, 344 u. 
459— 461, Verhdl. d. Geſetzgeb. Ausſch. d. K. d. Reichsräthe v. 183,, Beil. 
©. 393, 394 u. 456—458, Pıot.Bb. II ©. 82--87 u. ©. Mi-276. 
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Geſetzgebung, von wenigen gemeinſchaftlichen Spezialgefeken abgeſehen, 
auch im Strafrechte verfchieden war. Es mußte aber bedenklich erfcheinen, 
diefe Einrichtung auch nah Cinführung ber für das ganze Königreich 
gemeinfhaftlihen Strafgefeßgebung fortbefteben zu laffen, weil zu be 
fürdten war, daß die nämliche Beftimmung bes Geſetzes von den 
beiden Kaflationshöfen verfchieden ausgelegt, damit ein Hauptzwed bes 
Kaſſationshofs, die gleihmäßige Auslegung und Anwendung der Gejege zu 
vermitteln, gefährdet werde und der Mißſtand entftche, daß ber oberite 
Gerichtshof auf Grund des nämlichen Geſetzes für die verſchiedenen 
Landestheile zweierlei Recht ſpreche, ohne baß ein gefegliches Mittel ber 
Abhilfe gegeben wäre. Es wurde beshalb in Art. 31 Abf. 5 beftimmt, 
bak das Dlerappellationsgeriht in allen Verbrechens-, Bergebene: 
und Uebertretungsfachen den. Kafjationshof für das ganze Königreich 
bilde. Damit wurde aber natürli der befondere Kaffationshef für 
die Pfalz nicht vollftändig befeitigt, fondern deffen Kompetenz, wie be 
reit8 oben (Seite 368) bemerkt ift, nur auf Civil: und Disciplinar: 
fachen beſchränkt. Die nähern Beftimmungen über ben im folder 
Weiſe gebildeten gemeinfhaftlihen Kaffationshof für Straffahen finden 
fih im gegenwärtigen Abſchnitte. Diefelben find übrigens nicht erſchö— 
pfend, da es Art. 122 Abſ. 1 im Allgemeinen bei ben in ben ver: 
ſchiedenen Gebietstheilen früher ſchon im Geltung geweſenen gefeßlichen 
Beitimmungen, alfo für die Landestheile diesſeits des Rheins bei den 
Beftimmungen der Novelle von 1848 und für die Pfalz bei den Be 
ftimmungen ber dortigen Geſetzgebung beließ, fomeit nicht das Einführungs— 
geſetz bejondere Beftimmungen enthält. Außerdem find bie bier enthaltenen 
Beftimmungen großentheil® nicht neu, fondern vorzugsmweife der Novelle 
von 1848 entnommen, weshalb ih mich auch bier darauf befchränfen 
kann, jene Punkte bervorzubeben, bezüglih welcher etwas Neues be: 
flimmt murbe. 

Ueber die Staatsanwaltfhaft an dem gemeinfchaftlidhen Kafla- 
tionshofe für Strafſachen enthält das Cinführungsgefek Feine Bejtim: 
mung. In der Sitzung des Geſetzgebungsausſchuſſes der Kammer 
der Reihsräthe vom 23. April 1861 wurde zwar auf Antrag bes 
k. Staatöminifters der Auftiz befchloffen, in Art. 31 Abf. 5 folgenden 
Zuſatz zu maden: „Im den von den pfälziſchen Gerichten am ben 
Kaffationshof gelangenden Straffadhen find die Geſchäfte der Staats— 
anwaltfchaft von dem für den pfälzifhen Kaſſationshof beitellten Ge: 
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neralftaatsanwalt zu verfehen“. Der. Sefehgebungsausfhuß der Kam: 
mer der Abgeordneten lehnte jedoch diefen Zufag aus dem Grunde ab, 
weil die Beftimmung darüber, wer die Geſchäfte der Staatsanmwaltichaft 
zu bejorgen habe, bisher dem Verordnungsgebiete überlaffen geweſen 
und es nicht zweckmäßig fei, diefen Punkt im gegenwärtigen Augen: 
blicke durch Gefeg zu regeln. Dabei bemerfte übrigens ein Ausſchuß— 
mitglied, er könne, wenn bie Regelung durch Geſetz erfolgen folle, dem 
angeführten Zufage auch im materieller Beziehung nicht beiftinmen, 
denn wenn für beide Landestheile ein gemeinfamer Kaffationshof be: 
ftehe, jo erfordere es die Rüdfiht auf die Schaffung einer gleichför— 
migen Rechtspflege an diefem Kaffationshofe, daß die Leitung der 
ſtaatsanwaltſchaftlichen Geſchäfte an demfelben auch nur im die Hände 
eines einzigen Generalſtaatsanwaltes gelegt werde. Im Gefebgebungs: 
ausihuffe der Kammer der Reichsräthe wurden, als die Sache daſelbſt 
in der Eikung vom 7. Juni 1861 nochmals zur Verhandfung kam, 
ebenfalls keine Bedenken dagegen erhoben, daß dieſer Punkt im Ber: 
ordnungswege geregelt werde, und man ließ deshalb den angeführten 
Zufag fallen. Auch in den Kammern ſelbſt wurde biefe Auffaffung 
nicht beanftandet und es blieb alfo nad übereinftimmender Anfiht al: 
ler Gefeßgebungsfattoren die Regelung diefes Punktes dem Verord— 
nungswege überlaffen. Dem entjpredhend bat der König unterm 
20. Juni 1862 angeordnet: 1) daß dem bei dem Oberapellationg: 
gerichte angeftellten Generalftaatsanwalte unter Beihilfe der ihm bei» 
gegebenen Stellvertreter die ftaatdanwaltfchaftlihe Funktion bei dem 
durh Art. 31 Abſ. 5 des Einführungsgefeges gebildeten Kaſſations— 
hofe für das ganze Königreich zuftche, 2) daß dem als Generalftaats- 
profurator am pfälziſchen Kaffationshofe fungirenden Beamten zugleich 
die Eigenfhaft als Stellvertreter des Generalftaatsanwalts in den 
von den pfälzifhen Gerichten an ben Kaffationshof gelangenden Straf: 
fachen verliehen werde. (Regierungsblatt von 1862 Seite 1604). ') 

Ich gehe nunmehr auf die einzelnen Artikel diefes Abſchnitts über. 


) Man vergleihe über diejen Abſchnitt Verh. d. K. d. Abg. v, 18%, Beil. 
Bd. II ©. 310, 318—322 u. 378 Beil.Bb. 11 ©. 242, 300-306, 344, 
450, 452, 461—464 u. 516—520, Verb. d. Geſetzg. Ausſch. d. KR. d. 
Neicherätbe Beil, ©. 382-385 u. 458--470, Prot. Bb. 11 ©, 40, 41, 
88—117, 256, 257 u. 275—289. 


472 Einführungsgefeß, Artitel 12 —123. 


Art. 122. 


Die in Bezug auf Wichtigkeitsbefichwerden und Beſchwerden 
zur Wahrung des Gefehes (Aaflationsrekurfe) fowie in Bezug auf 
den Kaſſationshof überhaupt, deffen Bufländigkeit, das Berfahren 
bei demfelben und die Wirkung feiner Artheile in den verfchiedenen 
Sebietstheilen dermalen geltenden gefeßlichen Beſtimmungen bleiben, 
foweit das gegenwärtige Geſetz keine befonderen Beftimmungen ent- 
hält, in Wirkfamkeit. 

Wo das Gefeh Michtigkeitsbefchwerde oder Beſchwerde zur 
Wahrung des Gefebes wegen unrichtiger Anwendung oder Ver- 
legung eines Geſetzes zuläßt, find dieſe Hechtsmittel auch wegen 
unrichtiger Anwendung oder Verlegung einer auf den Grund der 
Beflimmungen des Polizeiftrafgefegbuches oder eines andern Ge— 
feges angewendeten oder angerufenen Verordnung oder polizeilichen 
vorſchriſt gefattet. 

Bezüglich des Abſ. 1 ift das Erforderliche bereit8 oben bemerkt 
und id füge nur noc bezüglich bes pfälzifchen Rechts bei, daß in dem 
Einführungsgefege unter dem Ausdrude „Nichtigkeitsbefhwerde* das 
Rechtsmittel des Kaffationsrefurfes immer mitbegriffen if. — Nach 
dem Syſteme des Polizeiftrafgefegbuhs haben Verordnungen und poli: 
zeiliche Vorſchriften, welche auf den Grund einer in dem Polizeiſtraj⸗ 
geſetzbuche oder einem fonftigen Gefege enthaltenen Beſtimmung erlaf: 
fen worden find, gleiche Wirkſamkeit wie eine geſetzliche Beſtimmung. 
Abſ. 2 geftattet deshalb in allen Fällen, in denen das Geſetz Nichtig— 
teitsbejhwerde oder Befchwerde zur Wahrung des Gefeges wegen un: 
richtiger Anwendung oder Verlegung eines Geſetzes zuläßt, dieſe Rechte: 
mittel auch wegen unrichtiger Anwendung oder Verlegung einer ſolchen 
Berorbnung oder polizeilichen Vorſchrift. 


Art. 123, 


Hei dem Gberappellationsgerichte entfcheidet ein aus ſieben 
Mitgliedern befiehender Senat über alle aus dem ganzen Aönig- 
reihe in Berbrechens-, Vergehens- und Hebertretungsfachen ein- 
laufenden MWichtigkeitsbefchwerden und Befchwerden zur Wahrung 
des Geſetzes (Kafationsrekurfe), foweit die Entfcheidung nicht dem 
Plenum des ©berappellationsgerichtes zufteht. 
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Bum Sehufe der Bildung dieſes Senates bezeichnet das 
Direktorium des ©berappellationsgerichtes für je ein Iahr neun 
feiner Mitglieder und ergänzt die durch Geförderung , Ruheflands- 
verfegung oder Lodesfall eniftehenden Füchen für das laufende 
Jahr. Bei blos vorübergehender Verhinderung hat der Präfident 
des Überappellationsgerichtes für einzelne Sitzungen nöthigenfalls 
Erfagleute aus den übrigen Mitgliedern des @berappellations- 
gerichtes zu bezeichnen. 

Aus der Faſſung des Abſ. 2 ergibt fih, daß der Präfident bes 
Dberappellationsgerihts zur Bildung des Kaffationsfenates fonftige 
Mitglieder des Dberappellationsgeriht® nur dann und nur foweit 
beiziehen darf, als Died wegen vorübergehender Verhinderung von ſtän— 
digen Mitgliedern diefes Senats erforderlich it. 


Art. 124. 


IA der Angeklagte zum Code verurtheilt worden, fo ifl das 
Urtheil des Schwurgerichts ſammt Akten, auch wenn kein Nedte- 
mittel eingewendet wurde, dem ©berappellationsgerichte zur Prü- 
fung und Entſcheidung darüber, ob kein Michtigkeitsgrund vorliege, 
von Amtowegen einzufenden. 


Art. 125. 


Der Angefchuldigte, welcher Nichtigkeitsbefhwerde ergriffen 
hat oder gegen weldhen von diefer Befugniß Gebraudh gemacht 
wurde, iſt berechtigt, die Alitglieder des Aaffationshofes in nad- 
verzeichneten Fällen abzulehnen: 

1) wenn das betreffende Mitglied an der Verurtheilung des 
Angefchuldigten ein wenn glei) nur mittelbares oder ent- 
ferntes Privatintereffe hat; | 

2) wenn es mit dem Beſchädigten in direkter finie oder bis 
zum vierten Grade der Seitenlinie verwandt oder ver- 
ſchwägert if; 

3) wenn es mit dem Befchädigten in befonderer Freundſchaft 
oder Vertraulichkeit fleht oder 

4) mit dem Angefchuldigten felbfi in Streit oder Seindfchaft 
lebt. 

Das Ablehnungsgefuh muß binnen 14 Tagen von dem Beit- 
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punkte an, von dem die Sriſt zur Einlegung der Wichtigkeiis- 
befchwerde läuft, bei dem Gerichte, welches das angefochtene Artheil 
erlaffen hat oder bei welchem der Angefchuldigte verhaftet if, zu 
Protokoll gegeben werden. 


Art. 126. 


Heber das Ablehnungsgefuch entfcheidet, nachdem zuvor das 
abgelehnte Mitglied mit feiner fhriftlichen Erklärung gehört wer- 
den ifl, der in Art. 123 bezeichnete Senat in geheimer Sitzung auf 
Yortrag eines vom Vorflande ernannten Referenten und nad Ver- 
nehmung des Generalflaatsanwaltes. 

Das abgelehnte Mitglied darf diefer Sitzung nicht beimohnen. 


Art, 127. 


Der Angefchuldigte, welcher die Michtigkeitsbefhwerde redi- 
zeitig erhoben hat, ift befugt, innerhalb 14 Eagen vom Tagt 
des angefochtenen Urtheiles an in einer von einem KUechtoverſtän- 
digen unterzeichneten Denkfchrift feine Befchwerdegründe auszu- 
führen. 

Hat der Staatsanwalt die Nichtigkeitsbefchwerde erhoben, fo 
find dem Angefchuldigten die Befchwerdepunkte in Abfchrift mit- 
zutheilen, und es flieht Lebterem frei, binnen 14 Wagen feine 
Gegenbemerkungen einzureichen. Wach, Ablauf der fefigefeßten Frifl 
find die Akten ohne Verzögerung an das ©berappellationsgeridht 
einzufenden. 

Diefe Artikel entfpreen, von unbebeutenden Abweichungen, welche 
eine befondere Erläuterung nicht nöthig machen, abgefeben, dem, mas 
fon früher nad Art. 233, 126, 239 und 240 ber Strafprozef: 
novelle von 1848 und Art. 33 Theil II des Strafgeſetzbuchs von 
1813 in den Landestheilen biesfeits des Rheins in Geltung war. 


Art. 128. 


Der Angefchuldigte kann auch feine Beſchwerdegründe oder 
feine Wertheidigung in der öffentlichen Sigung des @berappellations- 
gerichtes durch einen bevollmädtigten Kechtsverſtändigen mündlich 
vortragen laffen. Will er hiezu die Worladung des Bevollmäd- 
tigten erwirken, fo hat er auf der Kanzlei des Gerichtes, welches 
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das angefochtene Urtheil erlaffen hat, in Perfon oder durd einen 
Spezialbevollmächtigten diefe feine Abficht entweder zugleidh mit 
Erhebung der Wictigheitsbefhwerde oder [päteflens in der im 
Art. 127 Abf. 1 oder 2 feflgefeßten Friſt zu Protokoll zu er- 
klären und den Hechtoverftändigen, dem er feine Vertretung über- 
tragen will, zu benennen. Wohnt diefer Kechtsverfländige nicht 
am Site des Oberappellationsgerichtes, fo kann zugleich ein da- 
felbft wohnhafter Anwalt zu dem Bwece bezeichnet werden, da- 
mit die Vorladung ihm mitgetheilt werde. Das hierüber zu er- 
richtende Protokoll iſt mit den Akten an das Überappellations- 
gericht einzufenden. 


Art. 129. 


Sobald die Akten einer Sache, in welcher der in Art. 123 
bezeichnete Senat zu entfcheiden hat, beim ©berappellationsgerichte 
eingelaufen find, theilt der Präfident diefelben dem Vorſtande dieſes 
Senates mit. Fetzterer läßt die Akten durch die Gerichtskanglei 
dem Generalfiantsanwalte zur Einficht mittheilen. Diefer hat die- 
felben unverzüglich zu prüfen und folche nebft fchriftlichem Antrage 
dem Vorflande des Senats zurückzuftellen, worauf feßterer einen 
Neferenten ernennt, welcher fodann an dem vom Senatsvorflande 
zur Verhandlung feflgefegten Cage Vortrag erflatiet. 

Der zur Derhandlung fefigefeßte Tag muß wenigfiens acht 
Sage vorher durch Anfchlag an der Gerichtstafel bekannt gemacht 
werden. Bu gleicher Beit hat die Gerichtskanzlei dem General- 
flantsanwalte und dem etwa aufgeftellten Wertreter des Angefchul- 
digten Renntniß hievon zu geben. Die Mittheilung an den Wer- 
treter gefchieht durch ein an denfelben gerichtetes Schreiben und 
Zwar, wenn er weder am Site des Oberappellationsgerichtes wohnt 
noch ein dafelbfi wohnender Anwalt in Gemäßheit des Art. 128 
zur Empfangnahme der Worladung bezeichnet worden iſt, durch die 
Pofl. Das Monzept des Schreibens und die von dem Bertreter 
oder dem zur Empfangnahme der Vorladung Bevollmächtigten aus- 
geftellte Empfangsbefcheinigung besiehungsweife der Poftfchein find 
den Akten beizuheften. 

Der Angefcdyuldigte wird nur dann zur Verhandlung am 
©berappellationsgerichte vorgeladen, wenn er Hechtsverfländiger ift 
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und bei Erhebung der Michtigkeitsbefchwerde oder vor Anberaumung 
des Berhandlungstages auf der Manzlei des ©berappellations- 
gerichtes erklärt hat, daß er ſich ſelbſt vertreten wolle. IA der 
Angefchuldigte. verhaftet, fo kann er nicht verlangen, an der Wer- 
handlung perfönlich theilzunehmen. 

Erfcheint in der anberaumten öffentlihen Sigung des Ober- 
appellationsgerichtes kein Werireter des Angefchuldigten, fo wird 
die Verhandlung der Sache hiedurch nicht aufgehalten. War der- 
felbe oder im Salle des Abf. 3 der Angefchuldigte jedoch nic 
vorfhriftsmäßig von der anberaumten Sitzung in Kenntniß gefebt, 
fo kann der Angefchuldigte gegen das ergangene Urtheil binnen 
acht Tagen nach Buftellung desfelben Einfpruc, erheben. 

Die Vorſchriften diefer Artifel haben vorzugsweife ben Zwech, 
das Recht des Angefchuldigten, feine Beſchwerdegründe oder feine Ber: 
theidigung in ber öffentlihen Sitzung des Dberappellationsgerichts 
dur einen bevollmächtigten Redhtsverftändigen mündlich vortragen zu 
laffen, beziehungsweife felbit vorzutragen, mehr, als dies nad ben frü— 
beren Beftimmungen ber Fall war, zu ſichern. Cine befondere Erläu: 
terung erjcheint nicht nothwendig. 


Art. 130. 


An dem zur Werhandlung fefigefeßten Sage trägt zuerfl der 
Heferent eine Darfielung des bisherigen Ganges des Sitrafver- 
fahrens vor und bezeichnet die Michtigkeitsgründe, wenn ſolche auf- 
geftellt find. 


Art. 131, 


Hierauf erhält der BGefchwerdeführer und wenn ſowohl der 
Angelchuldigte als der Staatsanwalt Wichtigkeitsbefchwerde erhoben 
hat, zuerfi der Angefchuldigte oder fein Wertheidiger das Wort zur 
näheren Ausführung der Befchwerde. 

Dem Gegner des Belchwerdeführers flieht das Hecht zu, hier- 
auf zu antworten. 

Der Gerichtshof kann den Schluß der Berhandlung ausfpre- 
chen, fobald er die Sache für vollfländig erichöpft erachtet. 

Doch gebührt jedenfalls dem Angefchuldigten oder feinem 
Yertheidiger das NKecht der legten Aeußerung. 
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Art. 132, 


Die Sikungen des fiaffationshofes find öffentlich. 

Der Vorfigende hat das ganze Verfahren zu leiten und die 
Ordnung zu beflimmen, in welcher diejenigen, welche um das Wort 
bitten, zu ſprechen haben. 

Ihm gebührt die Handhabung der Polizei in der Sihung. 
Er iſt zu dieſem Ende berechtigt, diejenigen Buhörer, welche den 
Gang der Verhandlung durch Beichen des Beifalls oder Mißſallens 
oder auf andere Weife flören, zur Ordnung zu verweifen, geeigneten 
Falls aus dem Situngsfaale entfernen und nach Umfländen auf 
24 Stunden zur Haft bringen zu laſſen. Bon dem Schtern iſt im 
Sigungsprotokolle Erwähnung zu thun. 


Art. 133. 


Der Angefchuldigte, welcher fi) ungeziemende Ausfälle er- 
laubt, wird vom Vorfigenden zur Ordnung verwiefen und kann, 
wenn er ſich nicht fügt, durch den Gerichtshof in eine Arrefiftrafe 
bis zu 8 Sagen verurtheilt, nölhigenfalls auch aus dem Situngs- 
faale entfernt werden. 

Macht ſich der Vertheidiger einer folchen Uebertrelung ſchul- 
dig, fo kann er nach fruchtlofer Berwarnung durd den Vorfigenden 
vom Gerichtshofe mit einem Verweiſe oder einer Geldftrafe bis zu 
100 fl. belegt oder bei erichwerenden Umſtänden zur Suspenfion 
vom Amte auf einen Monat bis zu einem Jahre verurtheilt 
werden. 

Diefe Strafen find fogleidy nad) Beendigung der Verhandlung 
zu vollziehen, vorbehaltlih der weiteren Einfchreitungen, infoferne 
folche Ungebühr noch in ein anderes nad den Beſtimmungen des 
Strafgefeßbuces zu — Verbrechen oder Vexgehen übergehen 
follte. 


Art. 134. 


Mach geichloffener Verhandlung beftimmt das Gericht den 
Beitpunkt, wann das Urtheil verkündet werden wird. 

Die Berathung und Abflimmung des Gerichts iſt geheim. 

Der: Vorfigende leitel Die Berathung und Abflimmung. Sch- 
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tere gefchieht in der Art, daß die dem Dienflalter nad jüngeren 
Mitglieder vor den älteren fiimmen. Der Vorfigende ſtimmt zuleht. 

Die Enticheidung gefchieht nad abfoluter Stimmenmehrheit. 
heilen fich die Stimmen in mehrere Meinungen, von denen keine 
die abfolute Mehrheit für fi) hat, fo werden die dem Angefchul- 
digten nachtheiligſten Stimmen den nächftfolgenden minder nachthei- 
ligen fo lange beigezählt, bis fi) hinfichtli der Bahl aller Stim- 
menden eine abfolute Mehrheit ergibt. 

Das geſchöpfte Erkenntniß ift mit Entfcheidungsgründen ver- 
fehen niederzufchreiben und vom Worfigenden in öffentlicher Sitzung 
zu verkünden. Es wird in der Heinfhrift vom Worfienden, 
fämmtlichen Gerichtsmitgliedern und dem Protokollführer unter- 
zeichnet. 

Der Protokollführer hat außerdem ein Situngsprotokoll auf- 
zunehmen, das von ihm und dem Vorfigenden unterzeichnet wird. 


Art. 135. 


Wird die Wichtigkeitsbefchwerde eines blos zu einer Ber- 
gehens- oder Mebertretungsftrafe Werurtheilten ale unzuläſſig oder 
unbegründet verworfen, fo kann derfelbe zugleich zu einer Geld- 
firafe bis zu 100 fl. und im Salle der Unvermögenheit zu einer 
Arrefifirafe bis zu 30 Tagen verurtheilt werden. 

Auch bezüglih der Art. 130—134 find feine Bemerkungen 
nöthig. Art. 135 weicht von Art. 246 ber Strafprozeßnovelle,, von 
dem Umftande, baß erjterer Fein Minimum ber Strafe feitfest, abge: 
fehen, wefentlih darin ab, daß nah Art. 246 die Strafe immer ver: 
hängt werben mußte, wenn die Nichtigkeitsbefchwerbe eines blos zu 
einer Vergehens- ober Polizeijtrafe Verurtbeilten als unzuläffig oder 
ungegründet verworfen wurbe, während Art. 135 dem Kaffationshofe 
nur das Recht einräumt, in diefem alle die bier angedrohte Strafe 
auszufprehen. Der Kaffationshof kann demnach jekt die Umftände bes 
konkreten Falles berüdfichtigen und wird namentlich von Verhängung 
einer Strafe abſehen, wenn es ſich um eine wirklich zweifelbafte Frage 
handelt. 


Art. 136. 
Findet der Gerichtshof die angebrachte Wichtigheitsbefchwerde 
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begründet, fo wird das angegriffene Urtheil entweder feinem gan- 
zen Inhalte nad oder, infoferne ſich die Michtigkeit nur auf die 
eine oder die andere der darin enthaltenen Verfügungen befchränkt, 
theilweife vernichtet und nad Yerfchiedenheit der Fälle in Gemäß- 
heit der im den folgenden Artikeln enthaltenen Vorfchriften weiter 
verfahren. 


Art. 137. 


Wird ein Beſchluß eines Werweifungsfenats vernichtet, fo 
ifi je nach Werfciedenpeit der Fälle in folgender Weife zu ver- 
fahren: 

1) Erfolgt die Vernichtung, weil der GBGeſchluß auf einer un- 
richtigen Anwendung des Geſttzes bezüglich der Eigenfchaft 
der That beruht oder die Vorunterſuchung in einem Sale, 
in welchem fie nur auf Antrag des Beſchädigten eröffnet 
werden konnte, von Amtowegen eingeleitet wurde, fo er- 
läßt der Gerichtehof zugleich die geeignete Herfügung auf 
die Vorunterſuchung. 

2) Wird der Beſchluß als formell wichtig, 3. 6. weil er ohne 
vorherige Wernehmung des Staatsanwalts erlaffen wurde, 
der Perweifungsfenat nicht gehörig beſetzt war u. dgl., auf- 
gehoben, fo wird die Sache an das nämliche Gericht, welches 
den aufgehobenen Befchlug gefaßt hat, zur wiederholten 
Beſchlußfaſſung unter Beobachtung der dafür befichenden 
geſetzlichen Vorſchriſten zurückverwiefen. In dieſem Falle 
können zu dem wiederholten Seſchluſſe ausnahmsweiſe die 
nämlichen Midyter mitwirken, weldhe den erſten Beſchluß 
gefaßt haben. 

3) Wird der Beſchluß vernichtet, weil das Appellationsgericht 
nicht zufländig war, fo wird die Sache an das zufändige 
Gericht verwiefen. 

4) fiegt der Grund der Vernichtung darin, daß die Sache 
an ein hiefür ‚nicht zuftändiges Gericht verwiefen wurde, 
fo fpricht der Gerichtehof mit der Vernichtung zugleich 
felbft die richtige Werweifung aus. 
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Art. 138, 


Wird ein voh einem Schwurgerichte erlaffenes Urtheil ver- 

nichtet, fo iſt nach Derfchiedenheit der Fülle alfo zu verfahren: 

1) Erfolgt die Vernichtung, weil eine weientliche Förmlichkeit, 
ehe die Gefchwornen ihren Wahrfpruc abgegeben haben 
oder durch den Wahrſpruch felbfi verlegt wurde, fo wird 
die ganze Verhandlung vernichtet und die Sache zur nod- 
maligen Verhandlung und Aburtheilung an das nämliche 
oder ein anderes Schwurgericht verwieſen. In das neu 
zu bildende Schwurgeridht kann kein Gefchworner eintre- 
ten, welcher Mitglied des früheren Schwurgerichts war, 
und aud der Schwurgerichtshof kann nur aus folden 
Richtern befiehen, welche an der vorigen Aburiheilung kei- 
nen Cheil genommen haben. Wöthigenfalls können Mit- 
glieder des Appellationsgerichtes zur Bildung des Schwur- 
gerichtshofes abgeordnet werden. Die neue Verhandlung 
findet auf den Grund des Berweifungserkenntniffes und 
der früheren Anklageſchrift flatt. 

2) I dagegen die Formverlegung, wegen welder die Wer- 
nichtung flattfindet , erfi nach erfolgtem Wahrfpruche der 
Geſchwornen erfolgt, fo wird nur das Urtheil des Schwur- 
gerichtehofes vernichtet und die frühere Verhandlung mit 
Einichluß Des Wahrfpruches ‘der Geſchworenen aufredt 
erhalten. In diefem Falle wird die Sache an die nächte 
Schwurgerichtofigung desfelben oder eines anderen Appella- 
lionsgerichtsbrzirkes verwiefen, wofelbfi der Schywurgerichts- 
hof auf den Grund des von den Gefhwornen abgegebenen 

. Wahrfpruchs und nachdem zuvor. der Staatsanwalt, der 
Angeklagte und fein Vertheidiger mit ihren Erklärungen 
gehört worden find, ein neues Urtheil zu erlaffen bat. Aud 
in Diefem Salle kann der Schwurgerichtshof nur aus ſolchen 
Richtern beflehen, welche an der erfien Aburtheilung keinen 
Eheil genommen haben, und es können möthigenfalls 
Mitglieder: ‚des Appellationsgerichtse zur Wildung des 

Sch murgerichts hofes abgesrdnet werden. 
3) Gefchieht die Vernichtung ıdes Urtheile wegen unrichtiger 
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Anwendung des Gefehes und ift der Gerichtshof der An- 
fidht, dap die Chat, wegen welcher die Werurtheilung er- 
folgte, durch kein Strafgefeg verboten fei, fo hat es bei der 
Vernichtung des Urtheils ohne weitere Verweifung der 
Sache fein Bewenden, und der Gerichtshof ſpricht zugleich 
die Freifprechung des Angeklagten aue. 

4) Wird aber das Urtheil des Schwurgerichtshofes um des- 
willen vernichtet, weil der Angeklagte zu einer andern als 
der geſetzlichen Strafe verurtheilt oder weil mit Unrecht 
ausgefprocdhen wurde, daß die Handlung durd) kein Straf- 
gefe verboten fei, fo wird bezüglich der Verweifung und 
weiteren Aburtheilung der Sache nad den unter Biff. 2 
gegebenen Worfchriften verfahren. 

Art. 139. 

Wird ein von einem Appellationsgerichte oder ein von einem 
Bezicksgerichte aloe Berufungsinſtanz für Mebertretungsfadhen er- 
laffenes Urtheil vernichtet, To findet in dem in Biff. 3 des vor- 
hergehenden Artikels vorgefehenen Falle die dafelbft gegebene Vor- 
fchrift Anwendung. In allen anderen Fällen wird die Sache zur 
nocmaligen Verhandlung und Aburtheilung entweder an das näm- 
liche oder an ein anderes Appellations- oder Bezirkogericht ver- 
wiefen. Bei der neuerlichen Verhandlung und Aburtheilung kann 
kein Richter mitwirken, welcher zu dem erfien Urtheile mitgewirkt 
hat. 

Art. 140. 


Wird, nachdem ein Mrtheil wegen unrichtiger Anwendung 
des Geſctzes vernichtet worden ifl, von dem Gerichte, an weldes 
die Sache zurücverwiefen wurde, auf eine mit dem vorigen Ur- 
theile übereinflimmende Weife erkannt und hierauf das neue Ur- 
theil aus denfelben Gründen, wie das frühere, mit der nichtig- 
keitsbefchwerde angegriffen, fo hat das ©berappellationsgericht in 
feiner Plenarverfammlung über diefelbe zu entfcheiden. 

Das Werfahren richtet fi) nad den Beflimmungen der vor- 
hergehenden Artikel. Was dafelbi bezüglich des Senatsvorflandes 
gefagt if, gilt im diefem Falle von dem Präfidenten des Ober- 
appellafionsgerichtes. 


Wels, Das Strafgeiegbuch für dad Rönigreih Bayern, I. 31 
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Wird das zweite Artheil aus denfelben Gründen, wie das 
erfle vernichtet, fo ift die Sache zur nochmaligen Verhandlung und 
Aburtheilung an ein anderes, dem Gerichte, deffen Urtheil ver- 
nichtet worden ifl, gleichgeflelltes Gericht, das noch nicht im der 
Sache geurtheilt hat, zu verweifen und dasſelbe hat fodann die 
Hechtsanficht des ©berappellationsgerichtes feiner Eniſcheidung zu 
Grunde zu legen. 


Art. 141. 


Hat dagegen das Gericht, an welcdes die Sache nach der 
Hernichtung des erfien Urtheils verwiefen wurde, fein Urtheil in 
Hebereinfliimmung mit der vom Anffationshofe ausgefprocdenen 
Rechtsanficht abgegeben, fo kann über denfelben Punkt von keiner 
Seite eine weitere Wichtigkeitsbefchwerde erhoben werden. 

Diefe Artikel, welhe im Wefentlihen ber Strafprozefnovelle 
von 1848 entnommen find, geben zu befonderen Bemerfungen feine 
Beranlaflung. 


Art. 142. 


Sowohl in den Fällen der Art. 138 und 139 ale auch in 
jenen des Art. 140 findet jedoch die Berweilung einer zur Bu- 
Rändigkeit der pfälzifchen Gerichte gehörigen Sache an ein Gericht 
des diesfeitigen Bayerns nicht flat. Meicht das nicht verhinderte 
Perlonal zur Bildung des Schwurgerichtshofes oder des appellations- 
gerichtlichen Senates nicht aus, fo hat der Präfident des Appella- 
tionsgerichts den Schwurgerichtshof bezichungsweife den Senat 
durch Beisiehung von Präfidenten oder Richtern der nicht bethei- 
ligten Sezirksgerichte zu ergänzen. 

Diefer Artikel wurde deshalb eingeftellt, weil bie biesfeitige 
und bie pfälzifche Strafprogeßgefeßgebung in manden Beziehungen ber: 
malen noch verſchieden find und es nicht wohl angeht, bei ber Ber 
handlung einer zur AZuftändigfeit der pfälzifhen Gerichte gebörigen 
Sache ftrafprogeßgefeglihe Beftimmungen anzuwenden, welde nur 
biesfeit8 Geltung haben. Aus dem nämlichen Grunde erfheint aber 
auch die Verweifung einer zur Zuftändigfeit der biesfeitigen Gerichte 
gehörigen Sache an ein pfälzifhes Gericht nicht als ftatthaft. Cine 
befondere Beftimmung hierüber in das Geſetz aufzunehmen, hielt man 
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jeboch nicht für nothwendig, weil das Oberappellationsgericht bei ber 
Zahl der diesjeitigen Appellations- und Schwurgerichte obmebies nie: 
mal® eine diesfeitige Sache an eim pfälzifches Gericht verweiſen wird. 


Art. 142 


Hat weder der Angefchuldigte noch ein Vertreter deofelben 
der öffentlichen Verhandlung am Fiaflationshofe beigewohnt, fo iſt 
das Artheil dem Angefchuldigten in Abfchrift zuzuftellen. 

As felbitverftändlih wurde anerkannt, daß ber Angeſchuldigte 
und deſſen Bertheidiger auch außer dem bier vorgefehenen Falle be: 
rechtigt find, zu verlangen, daß ihnen eine Abfchrift dee ergangenen 
Urtheils auf ihre Koften ertheilt werde. 


Art. 144, 


Was in den vorhergehenden Artikeln bezüglich des Ange- 
ſchuldigten beftimmt if, findet im Allgemeinen auch auf den etwa 
aufgetretenen Eivilkläger Anwendung. Wird eine von dem feh- 
teren eingelegte Wichtigkeitsbefchwerde als unzuläßig oder unbe- 
gründet verworfen, fo kann er zugleich in die in Art. 135 ange- 
gebenen Strafen, und zwar felbft in einem Berbrechensfalle, verur- 
theilt werden. 


% 


Art. 145. 


In den Fällen, in welchen nad den Geſetzen Befchwerde zur 
Wahrung des Geſctzes zuläßig if, richtet fi die Verhandlung und 
Entfcheidung nad den in den vorhergehenden Artikeln aufgeführten 
Vorfchriften mit denjenigen BVefchränkungen, welche fih aus dem 
Umftande ergeben, daß der Angefchuldigte ſich bei der Verhandlung 
nicht zu betheiligen hat. 

Findet der Gerichtshof die zur Wahrung des Gefehes auf- 
geflellte Beichwerde begründet, fo erläft er feinen Ausfprud dahin, 
daß in der vorwürfigen Straffache durch das gepflogene Berfahren, 
besiehungsweife durch das erlaffene Urtheil das Gefeh verleht wor- 
den fei. 


Art. 146. 


Die in den Be kimmungen des zweiten Buches Eitl, III. 
Hauptſtüch 3, Eitl. IV. Hauptſtück 3 und Eitl. V. hauptſtück 2 
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des in der Pfalz geltenden Strafprozeßgeſetzbuches begründete Bu- 
ſtändigkeit des Aaffationshofes geht an das Oberappellationsgericht 
beziehungsweife den nach Art. 123 bei diefem Gerichte für Straf- 
fachen befichenden Senat über. Die nad) Art. 542 dee angeführten 
Geſttzbuches zuläffige Werweifung einer Straflahe an ein anderes, 
ale das nad) den allgemeinen Beſtimmungen hiefür zufändige Ge- 
richt kann jedoch, falls fie aus Gründen der öffentlichen Sicherheit 
gefchehen fall, nur durd einen Plenarbeſchluß des Oberappellations- 
gerichte verfügt werden. 
Art. 147. 


Alle dermalen befichenden Gefehe und Verordnungen, welde 
it den Beflimmungen der Art. 122—146 im Widerfpruche fichen, 
“And, foweit diefes der Fall if, aufgehoben. Insbefondere find die 
abweichenden Beſtimmungen des Geſttzhes vom 25. Aug. 1843, die 
Kompetenz des Kaſſationshofes für die Pfalz als Hevifionsgeridt 
beireffend, dann die Art. 449—421 des in der Pfalz geltenden 
Strafprogefgefehbuches, fowie die Beſtimmung des Art. 436 dickes 
Gefehbuches bezüglich der Geldfrafe, in welche die Eivilpartei dem 
Stante gegenüber verurtheilt werden fol, aufgehoben. 

Dieje Artikel geben zu befondern Bemerkungen feine Veran— 
lafjung. 


‚ 


Schlußbeftimmung. 


Art. 148. 


Das gegenwärtige Gefeh tritt am nämlihen Cage mil dem 
Strafgefegbuche und dem Polieiftrafgefegbucde in Araft. 
Auch zu diefem Artikel ift nichts zu bemerken. 
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